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Das allgemeine 


bürgerliche Geſetzbuch 


vom 1. Juni 181 
gültig für Siebenbürgen vom 1. September 1853 | 


verglihen mit dem 


fiebenbürgifchen Givilrechte. 


Bon 


Friedrich von Sachſenheim, 


€. k. Ober⸗Landesgerichtsrath, Referent im Juſtizminiferium und Beſißer des goldenen Berdienſtkreuzes. 


Enthaltend 


bie 58. 1—937 des bürgerl. Gefegbudes bio zum fiebenzehnten Hanpiftäd. 
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5 . ⸗ 
derlag von Sriedrich Many. 





Per Leo 
Austria Cocles 


APR 17 1933 








Vorwort. 


Beim Erfiheinen der fiebenten Lieferung des vorliegenden Werkes 
fprach der Herr Verfaſſer die Hoffnung aus, bald zu genefen und dann 
dasfelbe rafıher ald bisher feiner Vollendung entgegen führen zu können; 
allein Teider ereilte ihn der Tod, noch bevor dad Manufeript beendigt war. 

Trotz den eifrigften Bemühungen wollte ed nicht gelingen, einen 
geeigneten Mann ausfindig zu machen, welcher im Stande geweſen wäre, 
die mit fehr großen Schwierigkeiten verbundene Arbeit fortzufegen, und 
um nun den P. T. Herren Abnehmern der früheren Lieferungen wenig« 
ftend in foweit, als es möglich ift, ein Ganzes zu liefern, und über- 
zeugt, daR das Werk auch ald Fragment einen Werth haben wird, hat 
fih die Verlagshandlung entfchloffen, den im Nachlaffe des Herm Ber- 
fafferd vorgefundenen, bid zum $. 937 reichenden Reft ded Manuferiptes 
fammt Titel und AInhaltöverzeihnig druden zu laffen und den P. T. 
Abnehmern hiermit zu übergeben. 


Wien, im December 1856. 


Der Verleger. 
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Entſtehung und Verſchiedenheit des ſiebenbuͤrgiſchen 
Civilrechtes. | 


Das ſiebenbürgiſche Civilrecht ift nicht wie das a. b. Geſetzbuch 
einem befonderen, einzig auf deffen Abfaffung gerichteten gefeßgeberifchen 
Acte entfprungen, fondern hat fih wie die Verfaſſung Siebenbürgend 
überhaupt, erft im Laufe von mehreren Jahrhunderten zufällig, und 
allmälig ausgebildet. Es beruht daffelbe auf einzelnen, je nad ver: 
ſchiedenen Anläffen entftandenen Gefepen, Satzungen, Privilegien, dem 
Herfommen und der Gepflogenheit. Die allgemeinen Grundſätze des- 
felben müffen daher häufig aus den gefeblichen, oder durch die Ge: 
pilogenheit gebildeten Beitimmungen einzelner Nechtöverhältniffe ge- 
fhöpft und zufammengeftellt werden. Aber auch dann erftreden die . 
auf ſolche Art gewonnenen Rechtöregeln in fehr wenigen Fällen ihre 
Wirkfamkeit über ganz Siebenbürgen, fondern .diefelben unterfcheiden 
fih in Rüdfiht der von verfchiedenen Nationdgenoffen bewohnten 
Landestheile, ja fogar in Rückſicht einzelner Gemeinden und Körper: 
ſchaften, wefentlich von einander. | 

Die drei Nationen der Ungarn, Szekler und Sachſen nah dem 
bisherigen Staatsrechte Siebenbürgens ausſchließlich, ald Landftände, 
zur Theilnahme an der öffentlichen Landesverwaltung berufen, einander 
coordinirt, und erſt feit der Mitte des 15. Jahrhunderts (1437) durch 
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feierlihe Untonsverträge und heiligen Eidſchwur, jedoch nur zum gegen- 
feitigen Schuge gegen innere und äußere Feinde, und vor Allem zur 
Bewahrung ihrer Autonomie, innerhalb ihrer: abgefonderten Wohn: 
gebiete, näher mit einander verbunden, befaßen von jeher, jede für fich, 
ihre eigenthümliche, innere Verfaſſung, wodurd ihre privatrecht- 
lichen DVerhältniffe unter einander geregelt wurden. 


Bei den Ungarn hat fih noch aus den Zeiten, wo Siebenbürgen 
vor feiner Lostrennung vom Königreiche Ungarn (1526— 1538), un: 
mittelbar unter der Regierung der ungarifchen Könige fland, das in 
diefem Lande übliche Verbögi'fche Necht, mit wenigen, durch die fpäteren 
Landesgeſetze eingetretenen Abänderungen in Geltung erhalten. Bei 
den Szeklern wurde diefed auch zur Anwendung kommende Recht, duch 
mehrere nachfolgende Municipalftatute ded 15., 16. und 17. Jahr: 
hunderts wefentlih abgeändert. Die Siebenbürger Deutfchen (Sachſen) 
endlich brachten ſchon bei ihrer, in die Hälfte des 12. Jahrhundertes 
“fallenden Einberufung, ihr eigenes, auf den Grundfägen der bürger- 
lichen Freiheit, und der durchgängigen Gleichheit aller ihrer Glieder 
beruhended Gewohnheitdreht in das Land mit. Der freie, unanfecht- 
bare Gebrauch deffelben wurde ihnen, von König Andread IT. (vom 
3. 1224) angefangen, bis auf die neueften Zeiten, durch fämmtliche 
Randesregenten beftätigt. 


Außer diefen in den ehemaligen ungarifhen Comitaten und Di- 
fteicten, in dem Szekler- und dem Sachfenlande beftandenen Civilvechten, 
befaßen auch einzelne f. freie Städte, Märkte (Taralorte) und Körper: 
haften befondere, die Rechtöverhältniffe derfelben regelnde k. Privilegien 
und Municipalftatute. Namentlih erhielt auch das unter Maria 
Iherefia (1762 — 1766) gebildete, nunmehr aber zufolge der a. b. 
Entjehliegung vom 22. Jänner 1851 (8. G. B. Nro. 51) wieder auf: 
gelöfte Szefler- und Romanen: Militärgrenzgebiet, durch die a. h. Re: 
gulamente vom 24. März 1764, vom 12. November 1766; die a. h. 
Entfchliegungen vom 11. Juni 1825, und vom 18. November 1826, 
eine gegen früher veränderte, befonderd in Rückſicht des durch die Hof- 
friegs-Verordnung vom 17. Juli 1811 3. C. 1015 auch hier vorge 
fhriebenen a. b. Geſetzbuches eine diefem, jedoh nur in Beziehung 
der Bertragsverbindlichfeiten und des beweglichen Vermögens analoge 
civilrechtliche Einrichtung. 

Wollte man daher nach diejer gedrängten Ueberſchau der in 
Siebinkürgen bisher in Anwendung geftandenen Civilrechte, einen all 
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gemeinen Begriff davon -aufitellen, fo würde diejer faft wörtlich mit 
dem $. 1 ded a..b. ©. dahin lauten: 


„Der Inbegriff der Gefepe und Rechtsgewohnheiten, 
wodurh die Privatrehte und Pflihten der Einwohner 
Siebenbürgens unter fih beftimmt werden, macht das bür- 
gerlihe Necht dieſes Landes aus.“ 


Soll aber der Begriff in der engeren, die Ddargeftellte Rechtsver⸗ 
Schiedenheit näher bezeichnenden Bedeutung gegeben werden, fo muß bei 
jeder zur richterlichen Beurtheilung fommenden Rechtöfrage darauf ger 
fehen werden, durch welche befonderen Normen die Rechte und Pflichten 
der PBerfonen, rüdjichtlich ded Ortes ihrer Geburt, oder Wohnſitzes, wo⸗ 
durch die perfönliche Rechtsfähigkeit derfelben weſentlich bedingt wird, 
zu und mit einander geregelt merden? wo dann an Stelle der Worte 
der vorausgelaifenen Begriffbeitimmung „Einwohner Sieben- 
bürgen®*, je nach dem gegebenen Falle zu feben wäre: „Einwohner 
der ehemaligen ungarifhen Comitate und Diftricte*, oder 
des „Szefler-*, des „Sabfenlandes u. f. w. in Gieben- 
bürgen*; eine Unterfcheidung, die in der nachfolgenden Darftellung 
häufig vorkömmt. | 


Hauptquellen des fiebenbürgifchen Civilrechtes. 


Die Hauptquellen des fiebenbürgifhen Civilrechtes find die 
von den Landfländen auf ihren Verfammlungen (Landtagen, diaetae, 
Comitia) mit ausdrüdlicher oder ftillfehweigender Genehmigung des 
Landesfürften verfaßten und kundgemachten Gefebe. 


(Tr. 1. 3. A. €. I. 12. vergl. mit Art. nov. 9. a. 1744 und 
7. a. 1791.) Dr 


Sind diefelben auf den gemeinfamen Berfammlungen aller drei 
ftändifchen Nationen (Universorum Statuum et Ordinum trium Natio- 
nun) Magni Principatus Transsilvaniae et Partium eidem reincor- 
poratarum) entftanden, - fo heigen fie Reichsdecrete (Randtagsartikel, 
generalia regni decreia; articuli diaetales); find fie aber nur auf 
den befonderen Verſammlungen einzelner Nationen und Rörperfchaften: 











— VW. 


entftanden, fo werden fie Sabungen (Munkipalftatute, Statula, con- 
stitutiones, leges munieipales) genannt. *) 

Hieher gehören: 

A. Die Reihödecrete der Könige Ungarnd, vom Heil. 
Stefan angefangen bid ausfchließig Ferdinand I. 

Da die in denfelben enthaltenen Landesgefege vor der Trennung 
Siebenbürgend von Ungarn auf den gemeinfamen VBerfammlungen bei: 
der Länder, unter Mitwirfung des fiebenbürgifhen Woymoden, und 
der Abgeordneten der fiebenbürgifchen Nationen entftanden find, fo be: 
jigen fie auch für Stebenbürgen Gefebeötraft, zumal ſchon deßwegen, 
weil diefelben mit Ausnahme einiger durch fpätere Landesgefebe aufge: 
hobenen Beftimmungen durch den Artikel 3 des Leopoldinifhen Di: 
plomes vom 4. December 1691 für Siebenbürgen ausdrüdlich beftätigt 
worden find. 

Diefe Decrete find im erften Bande des f. g. „Corpus Juris 
hungaricie‘ enthalten, welches fett dem J. 1581 mehrere Male im 
Drude erfhienen if. Hievon werden die Decrete ded h. Stefan, des 
h. Ladislaus und des Colomann in Bücher, Capitel, und diefe in Para- 
graphe eingetheilt. Die Decrete der übrigen Könige zerfallen in Ar: 
tifel, und diefe in Paragraphe, mit Ausnahme des Decreted von Carl 
Robert, und des erften Decreted von Sigismund, welche unmittelbar in 
Paragraphe eingetheilt find. 


B. Das Decretum tripartitum juris consvetudinarii 
Inclyti Regni Hungariae, welches der Nechtögelehrte, damals f. 
Landrichter, Stefan Verbötß im Auftrage ded König Ladislaus II. 
aus den herrichenden Rechtdgewohnheiten zufammengeftellt hatte. Das- 
felbe wurde auf dem Landtage von 1514 geprüft, und auch durch ein, 
jedoch ohne Unterfchrift und Neichöfiegel beigefügted Diplom beftätigt, 
fonnte aber wegen des mittlerweile erfolgten Todes des Königs nicht 
verlautbart werden. Damit dadfelbe nicht verloren gehe, ließ ed Verbötz 
felbft zu Wien in Drud legen (1520). Die gefebliche Autorität diefes 


*) Comitia Transsilvanica auctore Josepho Benkö, Cibinii et Claudio- 
poii. 1791. 

Die Berfaffung des Großfürſtenthums Siebenbürgen von Joſeph Bedeus von 
Scharberg. Wien, 1844. Geite 17—61. 
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Gefepbuches blieb aus dem Grunde der ihm ermangelnven förmlichen' Be⸗ 
flätigung und Kundmachung nicht unbeftritten; demungeachtet kam es 
in kurzer Zeit bei den Gerichten in folche Aufnahme, daß nicht einmal 
die von König Ferdinand I., obwohl mit den üblichen Förmlichkeiten, 
verfuchte Umgeftaltung defjelben unter dem Titel: „Opus quadripartitum 
juris consvetudinari‘‘, feinem bereit® erlangten Anfehen, Abbruch zu 
thun vermochte. Auf dem Reichdtage von 1622 wurde daffelbe durd 
Artikel IE S. 11 für Umgarn, und den Art. 3 des Leopoldinifchen den 
Diplomes für Siebenbürgen förmlich als Gefeh anerkannt. 

Seine Benennung ift den drei Theilen, die ed enthält, entnom- 
men. Die Einleitung bildet ein Prolog (Prologus) aus 16 Titeln, 
worin allgemeine Grundfüpe über das Recht, die Gerechtigkeit, dad Ge⸗ 
ſetz, die Rechtsgewohnheit, und die richterliche Gewalt aufgeſtellt find. 
Die Theile zerfallen, und zwar der erfte in 134, der zweite in 86, und 
der dritte in 36 Titel, welche der Yefuit Johann Szegedi nad eigenem 
Gutdünken in kleinere Abfchnitte getheilt hat, wovon der erfte die Ein- 
leitung (initium), die folgenden, befondere Paragraphen bilden. Der 
Inhalt der Titel wird durch ein Rubrum angedeutet. Von den ver 
Fhiedenen Ausgaben dieſes Geſetzbuches, wird auf die aus der Druckerei 
der f. ungar. Univerfität zu Ofen, 1822, in 8., aufmerffam gemacht. 


EV. 


C. Die „Approbatae Constitutiones“ und die „Com- 
pilatae Constituliones“ Regni Transsilvaniae et Partium 
Hungariae eidem annexarum.“ 

Die erfteren enthalten eine Sammlung von Landtagsartikeln feit 
der Trennung Siebenbürgen! von Ungarn, von 1540—1653, welche 
auf Befehl des Fürften Georg Rakotzi II. aus der großen Zahl der in 
diefer Zeit entftandenen Geſetze, zum Gebrauche, namentlich der Richter: 
ftüßfe, ausgewählt, fuftematifch geordnet, und nach vorangegangener 
Ueberpräfung dur die Landftände, von diefem Fürften ald allgemein 
verbindliche Landesgefehe beftätigt, und fundgemacht wurden. In der: 
felben Weife entitand die Sammlung der „Compilatae Constitutiones‘, 
welche eine Auswahl der Landtagdartikel feit 1653—1669 enthält, und 
vom Fürften Michael Apafi beftätigt und verlautbart wurde. Beide 
Sammlungen beftehen, jede für fih, aus fünf Theilen, von denen der 
erfte Angelegenheiten der Kirche, der zweite jene des Landesfürften, des 
Landes und des k. Fiscus, der dritte Nechtöverhältniffe der Privaten, 
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der vierte das Proceßverfahren, der fünfte aber vermiſchte Rechtögegen- 
ſtände behandelt. Die 4 erften Theile zerfallen in Titel, und dieſe in 
Artikel; der fünfte Theil enthält blos Edicte. 

Die Sprade, in welcher diefe Gefehed: Sammlungen abet 
find, iſt ungarifh, häufig untermifcht mit lateinifchen Wörtern und 
Sätzen. Diefes fonderbare, oft ſchwer verftändliche Sprachgemifch erklärt 
fih daraus, daß feit der Mitte des 16. Jahrhundertes in der Codi— 
fication, neben der bisher ausfchlieglich dazu’ verwendeten lateinischen 
Sprache, ſich auch die ungarifche geltend zu machen anfing, fo daß die 
Landtagsartitel anfange abwechſelnd in: beiden, von 1565 herwärte 
aber, ausfchlieglich in ungarifcher Sprache niedergefchrieben wurden, bie 
unter Kaifer Karl VI. (1714) das Latein in feine alten Rechte wieder 
eintrat, um nach mehr als Hundertjähriger Dauer zufolge ded dem 
Sprachenkampfe (der wie in Ungarn, auch in Siebenbürgen die Ger 
müther entflammte, 1825— 1848) neue Nahrung gebenden Landtags- 
artifeld I von 1847 -der magyarifchen Textirung eine cphemere Herr: 
fchaft einzuräumen.*) Empfehlungswerth ift die in der Druderei des 
k. Lyceums zu Klaufenburg erfchienene Ausgabe der Approbaten von ° 
.1815, und der Compilaten von 1816, beide in 4. 


V. 


D. Die „Statuta Jurium municipalium Saxonum in 
Transsilvania“ oder der „Sädhfifhen Nation in Sieben: 
bürgen Statuta oder Eigen-Land-Redt.“ 

Zu den vertragmäßigen Colonialrechten und Freiheiten, unter 
deren Zuſicherung ſich die deutſchen Anſiedler von den ungariſchen 
Königen in der Mitte des 12. Jahrhundertes zur Coloniſirung des ſüd— 
lichen Theiles, und Sicherung feiner Grenzen gegen die wilden Nach—⸗ 
barn jenſeits der Karpathen, bereit finden ließen (libertale qua vocati 
fuerant), gehörte vor Allem, daß fie ein Volk bilden, unmittelbar unter 
ihrem Könige und dem eigenen Grafen ftehen, und ihre Streitfachen 





) Erdely orszag’ törlenet’ Tara; Kiadjak Grof Kemeny Jozsef es Nagy 
Ajtai Koväcs Istvän. Eisö Kötet. Kolosvärit 1837. S. XIII, XIV. 

Eine Abſchrift der vom Bubernialfecretair Samuel Köleferi in das Lateiniſche 
übertragenen Approbaten und Eompilaten, deren 3. &. Eder in feinem Breviarium 
Juris Transsilvaniei $. VI Erwähnung macht, befindet fi in der Manufcripten 
Sammlung des Berfaffers. 
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nach ihrem hefonderen Geiwohnbeitörechte austragen ſollten. Ter An 
dreanifche jyreibrief von 1224 drüdt dies Elar und deutlih aus, in 
folgenden Süßen: „Unus sit populus, et sub uno judice censean- 
„iur; — volumus el eliam firmiter praecipimus quatenus ipsos 
„nullus judicet, nisi Nos vel Comes Cibiniensis..., si vero 
„eoram quocunque judice remanserint, tantummodo ju- 
„diecium consvetudinarium reddere teneantur; nec eos elianı 
„aliquis ad praesentiam Nostram citare praesumat, nisi causa 
„coram suo judice non possit terminari“ und ferner: „si aliquis 
„eorum aliquem convenire voluerit in causa pecuniali, coram judice 
-„non possil uti testibus, nisi personıs inlra lerminos 
„eorum conslitulis: ipsos ab omni jurisdietione penitus 
eximentes.“ In gleicher Weife wurde ihnen die eigene, berfömm- 
liche Gerichtöbarkeit und die Unabhängigkeit derjelben nach Außen bin 
von den föniglichen Machthabern, namentlih von den ungarifchen 
Woywoden, in zahlreichen, im fächlifchen Nationalarchive zu Hermann- 
jtatt aufbewahrten Privilegien zugefichert, wobei blog auf die Urkunden 
des Könige Ludwig I. von 1367, des Sigmumd von 1439, des Albert 
von 1439, ded Ladidlaus Poſthumus von 1453, des Wladislaud von 
1511 hHingewiefen wird. DaB diefem Gewohnheitsrechte die durch: 
gängige rechtliche Freiheit und perfönliche Gleichftellung aller Bürger 
zur Grundlage gedient habe, geht ſchon aus dem erwähnten Andreant- 
ſchen SFreibriefe hervor, welches feinen Unterfchted zwifchen mehr oder 
minder Berechtigten, oder fogar unterthänigen Standesclaffen macht, 
und dem Sachfengrafen (Comes Cibiniensis) allein, eine hervorragende 
Amtöftellung anweiſet. Auch hat ſchon der Geſchichtsſchreiber Schlößer 
den Zufammenhang und die Aehnlichfeit der ſächſiſchen Municipal- 
verfaffung mit den flandrifhen Stadtrehten des 12. und 13. Jahre 
hundertes nachgewiefen. Gefammelt aber und beſonders niedergefchrieben, 
fcheint in jener Zeit diefed Recht, ausgenommen Dadjenige, was davon 
in den Privilegien und den Sabungen der einzelnen Gemeinden, Zünfte, 
Bruderfhaften u. f. w. enthalten ift, noch nicht vorzulommen. Nach 
des Sachſengrafen Frankenftein (1686—1697) Behauptung, welchem die 
übrigen Rechtöhiftorifer nacherzählen, follen fich die Sachen gegen Ende 
des 15. Jahrhundertes eines aus dem Nürnbergifhen, Magdeburgifchen 
und Sglauifhen ) Rechte zufammengefegten handſchriftlichen Rechts— 





) Eiche den intereffanten Auffag in Nr. 24 der öfterr. Gerichtözeitung vom 
J. 1853 über die: „Deutfchen Rechtsdenkmale aus Böhmen nnd Mähren von Dr. 


—— 


buches, das Thomas Altemberger, Bürgermeiſter zu Hermannſtadt, im 
J. 1481 aus Deutſchland, wahrſcheinlich als eine Rechtsbelehrung 
bringen ließ, bedient haben. Dieſes Rechtsbuch, worauf „die neu⸗ 
gewählten Rathsherren ihren Eid ablegten“, befindet ſich 
gegenwärtig noch in der freiherrlih Bruckenthaliſchen Handfchriften- 
Sammlung zu Hermannftadt. Wahrſcheinlich aber hatten die Rechts— 
gerwohnheiten ‚bei den Sachfen feit ihrer Einwanderung nad Sieben» 
bürgen, eine von den in Deutfchland üblichen Stadtredhten zu fehr 
abweichende Richtung genommen, um von dem Alterbergerifchen Coder 
den gehofften Gebrauch machen zu können; daher ſich die fächfifche 
Nationd-Univerfität fehon in der erften Hälfte des 16. Jahrhundertes 
— mit der Sammlung ihrer Gewohnheitsrechte zu beſchäftigen 
anfing. 

Die anregendefte Aufforderung hiezu mag in dem Werkchen: „Sen- 
tentiae ex Libris Pandeclarum Juris eivilis excerptae“, 
und mehr noch in dem „Compendium juris eivilis in usum 
Civitatum ac Sedium Saxonicalium in Transylvania 
collectum“, welche der berühmte Neformator Johann Honterus in 
feiner Buchdruderei zu Kronftadt, und zwar dad erftere 1539 mit einer 
Zufhrift an König Johann Zapolya, das Iegtere im J. 1544 heraus⸗ 
gegeben hatte,*) gelegen gemwefen fein, weil die Nationd-Univerfität 
ſchon im folgenden Jahre die Durchficht der gefchriebenen Nechte be- 
ſchloß, und Honterud den Auftrag ertheilte, fein „Compendium 
juris eivilis“ in dad Deutfche zu übertragen. Dieſe Ueberſetzung 
fam indeß nicht zu Stande. Im 5. 1546 befhäftigte fich die Nations» 
Univerfität wieder mit der Frage der Einführung eined Gefehbuches 
für ſämmtliche fächfifchen Gerichtöbarkeiten, in mweldhed „alle alther- 


Emil Rößler. Prag, 1853”; wo dad Iglauer Stadtreht vom 3. 1247 in Ber: 
bindung mit dem Magdeburger Rechte, ale ein Mutterreht für die Bergſtädte Un- 
garnd angeführt wird. 

Das Eigen Landrecht der S. Sachſen, bearbeitet nad) feiner legalen Ausbildung 
von Friedrid Schuler von Libloy. Erſte Lieferung. Hermannftadt, 1853. ©. 1—8. 

*) Die Eremplare ded zu den älteften Denkmälern fiebenbürgifcher Druck⸗ 
werte zählenden „Compendium juris civilis“ find fehr felten; jened, welches der 
Berfaffer Hefigt, ift in klein 8. mit deutlichen Tateinifchen Xettern gedrudt; dad Titel- 
blatt hat als Randverzierung einen hübſchen Holzſchnitt. Dad Schlußblatt trägt 
auf der NRüdfeite das gleichfalls in Holz gefchnittene Kronftäbter Wappen, mit wel- 
chem correfpondirend auf der Borderfeite die Worte ſtehen: „Impressum in inclyta 
Transylvaniae Corona. M. D. XLIIII.“ 
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gebrahten Gewohnheitsrechte, woferne fie gut und hrift- 
lih wären* aufgenommen werden follten. Thomas Bomel, damals 
Provinzial: Notar, verfuchte es in feinem nur in der Handfchrift aus 
dem Jahre 1560 vorfindbaren Were: „Statuta jurium munici- 
„palium civitatis Cibiniensis, reliquarumque Civitatum 
„et universorum Saxonum Transilvanicorum“ die im 
Sachſenlande üblihen Gewohnheitsrechte zufammenzuftellen,*) fo daß 
mit Benüßung beider vorangegangenen Werke endlih Mathiad Fronius, 
Rathsherr zu Kronſtadt, im J. 1570 das fächfifche Mumnicipalgefeh- 
buch verfaffen konnte, ohne daß jedoch daffelbe alfogleich in Wirkfam- 
feit trat. 

Erſt durch die Erhebung des bekannten Albert Huet zum Sachfen- 
grafen (1577), erhielt die gefeßgeberifche Thätigkeit der fächfifchen Recht: 
gelehrten, welche fich bisher nur auf dad Ercerpiren der Auftinianifchen 
Rechtsbucher, und Sammeln der heimifchen Gepflogenheiten 'befchränkt 
hatte, einen Auffhwung, der zu praftifhen Erfolgen führte. Die 
Sroniufifhen Statuta wurden von der Nations -Univerfität überprüft, 
und im J. 1580 befhloffen: „Das Kibell der gefchriebenen 
„Nechte fammt den mwichtigften Privilegien zu gelegener 
„zeit dem Könige der Polen und Fürften von GSieben- 
„bürgen Stefan Bathori zur Beftätigung vorzulegen.“ 
Dies geſchah denn auch zu Ende ded Jahres 1582, wo Albert Huet, 
begleitet von Dominik Dietrih, Königsrichter zu Schäßburg, Mathias 
Fronius, Altefter Rathsgeſchworner zu Kronftadt, Joachim Koch, Bür- 
germeifter zu Medinfh, Kaspar Budader, Richter zu Biftrik, und 
Michael Hann, Stadtfchreiber zu Hermannftadt, nah Krakau zum 
Könige abreifte, und von diefem nebft vielen wichtigen Rational: 
Privilegien, auch das neuverfaßte Municipalgefegbuh am 18. Februar 
1583 beftätigt erhielt, und zwar: „in quantum juribus publicis non 
„derogant, id est Saxonum nostrorum terras, jurisdiciionem tantum 
concernunt.“ Dad Gefebbuh wurde, fo wie eine gleichzeitige Weber: 
fepung deffelben in das Deutfche, noch im Jahre 1583 zu Kronftadt 





*) Eine aus der Frankenfteinifchen Manufcripten- Sammlung im 9. 1703 ge- 
nommene Abfchrift der Bomeliſchen Statuta, fo mie der unter dem Titel: „Statuta 
„oder Sapungen gemeiner Stadtrechten der Hermannftadt und anderer Städte, und 

„aller Deutſchen in Siebenbürgen, colligirt dur Thomann Bomelium“ vorhandenen 
deutſchen Ueberſeßzung derfelben, befindet fi in der Manufcripten: Sammlung bes 
Berfaffers. 
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in Druck gelegt.*) Die deutjche Ueberſetzung ift durch die darin ent: 
haltene VBorrede des Mathias Fron an die Beamten der fächfifchen Nation 
noch intereffanter als die Tateinifche Original-Ausgabe.**) Dort werden 
über die Urfachen und die Art und Weife der Abfaffung dieſes Geſetzbuches 
folgende Auffchlüffe gegeben: „Zu mehreren theil aber diweil die Sachfen 
„Gerichtshandel, Gewohnheiten und rechte mit dem Hungrifchen edlen 
„recht und defret unübereinftimmig, am meiften theil davon variren, 
„das darumb auch eure Sententien und gefprochene Urtheiler an un- 
„fered gnedigften Herren und Fürſten Hoff und Gerichts -Taffel ihren 
„Beftand nicht haben, fondern zu mehren theil gewandelt und verändert 
„werden, daraus auch gefolgert, das man des Nechted ungewid, im 
„urtheil finden gewanfet, und zweyffellechtig worden, die theidigd Par- 
„theien auf ihres rechts und gerechtigfeit nicht allein nicht fein be 
„richtet, noch getröjtet, fondern in zweiffel ftehende, zu längeren teidigen, 
„und ſchweren unfoften verurfacht worden, welches alles zwenffelod nur 
„hieraus fommen, das unfer Sachſen recht aus lauter gewohnheiten 
„adminiftrirt und gehandelt, weder zu fchriefften gefaffet, noch der 
„Fürſten Consens und fterfung oder befrefftigung nicht erhalten haben.“ 

Ferner fagt er: „daß des Herren Thomas Bomelius furzer 
„Auszug Sabfıfhhen rechte, weldher zwar gefellig und lieb 
„verhalten, auch ime ziemliher gebrauh fommen war“ 
in mehreren Rechtsfällen, in welchen aus demfelben die Entfcheidungen 
entnommen worden feien, die Privilegien der Sachſen „berührt* 
(verlegt) habe, daher er fih an die Umarbeitung machte, und „dasſelbe 
„meinem Bedenken nad auff die Ordnung fo für zeiten der hochbe- 
„rühmte Herr MAGister Joannes Honterus, mein -geliebtefter Prae- 
„eeptor, in feinem Juris Compendio gehalten; erjtlich etliche Titulos 


—— — 





*) Das Titelblatt der DOriginal-Ausgabe enthält zu dem eigentlichen Titel noch 
den Beiſatz: „opera Mathiae Fronii rivisa, locupleta et edita. Cum gratia Regia 
„et Privilegio Decennali 1853.* Diefe Aufſchrift ift von einem Holzfchnitte einge- 
faßt, worin oben zwei Engel dad Bathorifhe, unten zwei Greifen dad Kronftädter 
Wappen halten. Tas nächte Blatt trägt das Bathorifche Wappen allein; das 
Schlußblatt die Worte: „Impressum in Inclyta Transsilvaniae Corona“, und glei) 
darauf auf einem befonderen Blatte das Wappen ded Mathiad Fronius. Kin foldyee 
Exemplar befindet ih im Befige des Verfaſſers. 

») (in „Exemplar unicum“ der Ueberfegung, welche die gleiche äußere Aus: 
ftattung batte, befaß der im Jahre 1848 verftorbene k. fiebenbürgifhe Hoffecretair 
Emerich von Jancfo; ob dafjelbe mit feiner ausgezeichneten tranfilpanifch - literarifchen 
Sammlung nah Pefth in dad ungarifche National» Mufenm wanderte? — ift dem 
Verfaſſer nicht befannt. 
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„und Leges anderd geordnet und verfeßt, darnach aber neben etlichen 
„Paragraphis und Distinctionibus, aus unferen Gewohnheiten und ger 
„meinen Privilegten, auch aus des Justiniani Codice und recht? Büchern 
„mit rechtöregeln, gefepen und mit etlichen gantz auffs neu zugefebten 
„unterfchieblichen Titulis alfo gereiniget, gebeffert, gemehrt und aug— 
„mentirt” habe. 

Den Schluß diefer Borrede bildet eine Aufforderung an den 
Richterftand, gerecht zu richten, wie folgt: „Es wolle aber der liebe 
„SOTT mit Gnaden ded verftandd und in der liebe der Berechtigkeit 
„aller Richter Herzen alfo erleuchten, damit fie mit Ernft zu Gemüthe 
„führen, daß fie nicht den Menfchen, fondern dem HERREN 
„das Gericht halten, und daß fie ohne alle affeeten, ohn anfehen der 
„perfonen, und gefchente, jedem recht richten, und gerechtigfeit wieder: 
„rahren.“ Ein Segendfpruh, würdig genug, dem neuen Gefeßbuche 
ein beinahe dreihundertjähriges Geleite zu geben! 

Einen lateiniſchen Commentar des Statutargeſetzbuches hatte 
Georg Reißner von Reißenfels, Rathsherr von Hermannſtadt (ein 
Nachkomme des Hermannſtädter Bürgermeiſters Johann Reißner, welchen 
ſchon Rakotzi bei Abfaſſung der Approbaten benützt hatte), noch wäh— 
rend ſeiner Studienzeit an der Wittenberger Univerſität begonnen, und 
bis zum 3. Buche 2. Titel beendigt, und auch in dieſer Geſtalt zu 
Wittenberg 1722 in Druck legen laſſen. Verhindert durch die Nüd: 
kehr in die Heimath an der weiteren Bearbeitung, überließ er die 
Vollendung des Werkes dem damaligen Profeſſor zu Wittenberg, nadı- 
maligen Neich&hofrath zu Wien, Johann Heinrich Edlen von Berger, 
mit welchem er in literarifcher Verbindung fland. Aus des Lepteren 
Händen empfing fpäter Johann von Reißenfels dad zu Ende geführte 
Manufeript feines frühe verftorbenen Baterd, und ließ ed im J. 1744 
zu Leipzig in Drud legen. Im Anbange dazu befindet fih auch eine 
deutfche Ueberſetzung der Statuten. 

Der deutfche Text ift nicht wörtlich, und weicht an vielen Stellen 
vom lateinifchen Urterte ab, daher oft darüber geftritten worden tft, ob 
die deutfche Weberfebung diefelbe Authenticität, wie der lateinifche Tert 
befige? So z. B. lautet das B. IV. Tit. & $. 2 im Lateinifchen: 
„damnati eriminis laesae majestalis, simul et vitam et 
„bona ammitlunt.“ Im dentfchen Terte deffelben Paragraphen heißt 
ed: „Die verurtheilte auf beleidigte Majeftät, als die fo mit Untren 
„an ihrem Kürften oder gemeinen Standen verwirft haben, verfallen 
„Leib und Gut, welches comfidciret, und gemeinen Standen zu: 
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„geſchätzet wird.” Diefe Verfchiedenheit der beiden Geſetzeſtegte gab 
in der Deputation, welche der Landtag vom 3. 1728 gu Hermanuftadt 
in Folge eines Taiferlihen Befehled vom 11. December 1827 mit der 
Ausarbeitung des Operates: „Correctionis Remoratae Justitiae“ 
beauftragt hatte, zu einem intereffanten Principienftreite über die Au⸗ 
thenticität des deutfchen Terted Anlaß. Die ſächſtſchen Deputations⸗ 
mitglieder behaupteten fie, weil die Ueberfeßung von Mathias Kronius 
jelbft herrühre, und beriefen fi auf die Analogie des B. I. Tit. 3. 
$. 13, laut welcher das Heimfalldreht von erblofen Gütern der Com⸗ 
mune zuftehe, und auf dad Beifpiel der Kronftädter Communitäts- 
männer Stein und Beer, deren Perurtheilung und Hinrichtung ale 
Nebellen der kaiſerliche Feldherr und Bevollmächtigte Caraffa 1688 von 
- den Landftänden erwirkte, ohne daß jedoch ihr Vermögen für den k. 
Fiſscus eingezogen wurde. Die ungarifhen Deputirten beftritten die 
Authenticität des deutfchen Terted, weil der lateinifche der urfprüngliche 
fei, und nur diefer die k. Beftätigung erhalten habe; und beriefen fich 
darauf, daß auch bei den Szeflern der k. Fiscus fein, Heimfalldrecht 
auf erblofe Güter habe, und ed doch Beifpiele gebe, wo das Vermögen 
von Hochverräthern aus ihrer Mitte für den k. Fiscus eingezogen 
wurde. — Die Frage dürfte immerhin dahin entfchieden werden, daß 
der lateinifche, als der Urtert der allein authentifche fei, und daß dem 
deutfchen Zezte da, wo er mit der Rechtsgewohnheit übereinftimmt, 
und dem Geifte ded Gefebed analog ift, eine erläuternde Authorität 
zukomme. 

Friedrich Schuler von Libloy, a. o. Profeſſor an der k. k. Rechts⸗ 
akademie zu Hermannſtadt, hat ſich der Erſte, in feinem fo eben er- 
fhienenen Werfe: „Statuta jurium municipalium Saxonum in Trans- 
„silvania. Das Eigen» Landreht der Sachfen, bearbeitet nach feiner 
„legalen Ausbildung“, die verdienftlihe Aufgabe geftellt, dieſes -Geſetz⸗ 
buch nad) feiner legalen Ausbildung ald pofitived Geſetz, und in feiner 
rechtsgeſchichtlichen Stellung nach dem Urfprung und den Entwicklungs— 
itadien der einzelnen Rechtöinftitute, zu erläutern. Einen befonderen 
Werth verleiht diefem Werfe, dag der darin aufgenommene Gefeßestert 
nach dem Wortlaute ded Originales gegeben wird. | 

Das Statutargefebbud zerfällt in 4 Theile, von denen der erfte 
einige Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes, und dad „Rechtsver⸗ 
fahren“, der zweite das „Familienrecht“, der dritte dag „Obligationen: 
recht“, der vierte Theil das „Strafrecht“ enthält. Die Bücher zerfallen 
in Titel und Paragraphen. Bon den Iateinifhen Ausgaben kann 








empfohlen werben, jene welche zugleich mit den Approbaten, Compilaten 
und Rovellarartiteln in der Druckerei des k. Lyceums zu Claufenburg, 
1815, in 4. erfchienen if; von den deutfchen, die Ausgabe in 4. Her: 
mannfiadt gedrudt und zu finden bei den von Hochmeifterifchen Erben. 

-  €8 mag auffallen, daß der Befchreibung diefed Gefehbuches fo 
viel Raum gewidmet wurde. Uber es geſchieht dies nicht ohne Grund‘ 
Die rechtsgeſchichtlichen Forfhungen haben fi in neuerer Zeit "mit 
lebendiger Regfamkeit den mittelalterlihen Stadtrehten Deutfchlands, 
und feiner Eolonien zugewendet. Dad fächfifche Municipalgeſetzbuch 
gehört dazu, und bietet offenbar eine fehr reichhaltige, lange nicht ge- 
börig gewürdigte Quelle für die Erforfchung des Entwidelungsganged 
des deutfchen Bürgerthumes, und mit ihm deutfcher Cultur und Sitten 
in Siebenbürgen. Mit feinen einfachen, auf die durchgängige Rechts⸗ 
gleihheit aller durch daſſelbe verpflichteten Perfonen gegründeten, und 
auch zum aroßen Theile dem römischen Rechte entlchnten Grundſätzen, 
welche mehr oder weniger auch auf die Abfaffung ded a. b. Gefeh- 
buches nicht ohne Einfluß waren, läßt fih daffelbe, im Bergleiche mit 
der ungarifchen und fzeflerifchen Gefebgebung, am leichteften mit dem 
oͤſtexceichiſchen Civilrechte in Einklang bringen, und ftellt diefem nur 
febr wenig abweichende Normen entgegen. Es hat eben diefer Vorzug 
beffefben dad Wefentlichfte dazu beigetragen, daß fi die fächfifche 
Nation, umringt von Bolköftämmen, bei denen es nur Herren und 
Frohnbauern gab, Jahrhunderte Tang ein freied Bürgerleben retten 
fonnte. Dann aber hat auch die fächfifche Nation an der Einführung 
des a. b. Geſetzbuches in Siebenbürgen, wie died weiter unten ent- 
widelt wird (Abfa XVD, fo lebhaften Antheil genommen, daß es 
immerhin erlaubt fein mag, dem alten ehrwürdigen Geſetzbuche derfelben, 


im dem Augenblide, wo ihm nach feiner langen, fegensreihen Wirk: 


famfeit in den Archiven des Landes ein Ruheplatz angewiefen wird, 
in den vorangefchidten hiftorifchen Neminidcenzen ein Denkmal zu 
feben, das nur wenig gefannte Belege enthält, wie der Siebenbürger 
Deutfche fhon in uralten Zeiten Ordnung, Sitte und gleiches Recht 
ald die fiherfien Stützen eines geregelten Gemeinweſens erkannte. *) 


— ee 


*) J. C. Eder: De iniitiis juribusque primaevis Saxonum Transsilvanorum 
Commentalio. Viennae, 1792. 9. 2. Schlöger: Kritifde Sammlungen zur Geſchichte 
der Deutfhen in Siebenbürgen. Göttingen, 1795. Grundverfaffungen der Deutſchen 
in Siebenbürgen. sHermannftadt, 1839. - Frankenstein: Breveculus originum 
nationum et praecipuc T:xonicae in Transsilvania. Claudiopoli, 1697. Anton 


* 
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E. Die Municipalftatute der Szefler, welche vorzüglich 
das eigenthümliche Erbrecht derfelben zum Gegenftande haben. Dazu 
gehören: 

a) die aus den Nationalverfammlungen von Udvärhely aus den 

. 1505 und 1555 herrührenden Statute, welche von den damaligen 
Be Woywoden Stefan Dobo und Kranz Kendt beftätigt 
worden find; 

b) die Statuten der Rationalverfammhung zu Agyagfalva aus 
dem J. 1506. 

Gefammelt find die Statute der Szekler erfchienen zu Pefth 1818 
unter dem Titel: „A’.nemes Szekely Nemzeinek Constitutioji, Privi- 
„legiumai, es a’ Joszäg leszalläsat targyazo nemelly törvenyes 
„iteletei több hiteles Leveles-tarokbol egybeszedve.“ 


VII. 


F. Die Novellarartikel (arliculi novellares). Darunter werden 
im weiteren Sinne verftanden: ſämmtliche feit dem J. 1669 bis auf 
die neueiten Zeiten von den fiebenbürgifchen Landtagen befchloffenen, 
und vom Landesfüriten beftätigten Gefehe; im engeren Sinne aber nur 
die Randtagsartifel der J. 1744, 1747, 1751, 1753—1755, 1791— 
1792, weil diefe allein gefammelt vorhanden find. Zu den letzteren 
werden noch gezählt 8 Provifionalartifel (arliculi provisionales), ſo 
geheißen, weil fie die a. h. Sanction nur bis zu ihrer weiteren Revifion 
durch Die Landesgefepgebung, ald proviforifche Gefege erhalten, und nur 
als folche mit Circularverordnung des f. Guberniums vom 23. October 
1792, 3. 7801 zur allgemeinen Befolgung vorgefchrieben worden 
jind. *) 
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Eine Sammlung der erfteren ift im J. 1816 in 4.; der lepteren 
im 3.1837 in 8., in Drud und Berlag des k. Lyceums zu Claufenburg 
erfchienen. 


b) nirgends duch ein Geſetz ausdrüdlich die Aufhebung oder Ungiltigkeit der in den 
authentifhen Sammlungen nicht enthaltenen Kandeögefepe audgefprochen wurde; 
ec) laut Tr. II. 2. 9. ein mit Stillfhweigen übergangened Gefep, deßwegen feine 
‘verbindende Kraft noch nicht verliere. Diefer Theorie entgegen, behaupten andere 
Rechtsgelehrte, und zwar die Mehrzahl derfelben, daß: a) aus der Berufung der ge- 
fammelten Gefepartifel, auch auf folde, in die Gefegesfammlungen nicht eingeſchaltete 
Landtagsbeſchlüſſe, höchſtens gefolgert werden könne, daß dieſe berufenen, und mithin 
eben dur ihre Berufung in die betreffende Sammlung aufgenommenen Geſeßze, nicht 
aber auch alle übrigen, nicht aufgenommenen Gefege, verbindende Kraft haben; b) daß, 
wenn auch nirgendd ausdrüdlich die Aufhebung der in die authentifhen Samm⸗ 
lungen nicht aufgenommenen Landtagsartifel ausgefprodhen fei, dagegen auch nirgends 
denſelben nahträglich eine fortdauernde, verbindende Kraft zuerfannt wurde, zumal 
in dem dritten Punkte ded Leopoldiniihen Diplomes, und dann auch im Art. 2: 
1791 als allgemein, verbindende Landeögefege nur die „Approbaten, Gompilaten, das 
Tripartitum, die Municipalftatuten der Nationen, namentlich jene der Sachſen, an⸗ 
geführt werden (Approbalas et Comipilalas patriae illius leges, Decretum Triparti- 
tum Verböezi, Constitutioues, Jus municipale Nationis Saxonicae, in vigore in- 
violabili permansurs ,declaramus“), von den aber in diefen Gefegedsfammlungen 
nicht aufgenommenen LZandtagsartiteln keine Erwähnung gefhieht; c) daß gerade aus 
den Beitätigungsurfunden der Approbaten und Compilaten, melde die Abficht der 
Zufammenftellung der Landesgefege von 1540 — 1653, und von 1653 — 1669 darin 
fundgebe, daß man aus der Unzahl der in jenen Zeiten entflandenen Gefeße bie 
braudbaren habe fammeln und fuftematifch zufammenftellen wollen, — von felbft 
folge, daß nur die unbrauchbar befundenen Gelege in diefe Sammlungen nicht auf⸗ 
genommen mwurben, diefen daher aber auch Feine verbindende‘ Kraft zukomme; d) daß 
endlih auch die mit Stillfhweigen übergangenen Geſetze nur dann verbindende Kraft 
baben, wenn fie laut Tr. 11. 2. 9. nicht durch einen entgegengefeßten Usus bereits 

aufgehoben worden find (si contrarius usus populi illis non praejudicaverit). 
Die Trage tft gegenwärtig von wenig praftifcher Bedeutung mehr, und die⸗ 
ſelbe dürfte immerhin nach der legteren Theorie, vorzüglih deßwegen entjchieden . 
werben, weil auch die fiebenbürgifchen Gefepe ald Haupterforderniß der Berbind« 
iß daſſelbe kundgemacht, und allgemein 
m ignorantia el non publicatio exeusarent“ 
ıp. Const. III. 12. und art. nov. 9, a. 1747), — 
agekanntes Geſet aber, ein ſolches, welches in 
anden, oft nur in Archiven, oder nur in Hand⸗ 
ffindbar ift, nicht angefehen werden kann. Solche 
chtlichen Werth, aber ed kann ihnen feine rechts⸗ 
1, denn fonft gäbe ed überhaupt im fiebenbürgi⸗ 
unanfechibare Rechtsfrage, weil gegen jedes, in 
vorfindbare Geſetz, ein demfelben widerſtreiten⸗ 

2 
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VI. 


E. Die Municipalſtatute der Szekler, welche vorzüglich 
das eigenthümliche Erbrecht derſelben zum Gegenſtande haben. Dazu 


gehören: 


a) die aud den Nationalverfammlungen von Udvaͤrhely aus den 

. 1505 und 1555 herrührenden Statute, welche von den damaligen 

Woywoden Stefan Dobo und Franz Kendi beftätigt 
worden find; 

® die Statuten der Rationalverfammlung zu Agyagfalva aus 
dem J. 1506. 

Gefammelt find die Statute der Szekler erfehienen zu Pefth 1818 
unter dem Titel: „A’.nemes Szekely Nemzeinek Constitutioji, Privi- 
„legiumai, es a’ Joszäg leszälläsit tärgyazo nemelly törvenyes 
„iteletei töblb hiteles Leveles-tärokbol egybeszedve.“ 


VII. 


F. Die Novellarartikel (articuli novellares). Darunter werden 
im weiteren Sinne verſtanden: ſämmtliche ſeit dem J. 1669 bis auf 
die neueſten Zeiten von den ſiebenbürgiſchen Landtagen beſchloſſenen, 
und vom Landesfürſten ——— Geſetze; im engeren Sinne aber nur 
die Landtagsartikel der J. 1744, 1747, 1751, 1753—1755, 171— 
1792, weil diefe an gefammekt vorhanden find. Zu den lekteren 
werden noch gezählt 8 Provifionalartifel (arliculi provisionales), fo 
geheißen, weil fie die a. h. Sanction nur bis zu ihrer weiteren Revifion 
durch Die Landesgeſetzgebung, ald proviforifche Gefepe erhalten, und nur 
als ſolche mit Circularverordnung des k. Guberniums vom 23. October 
1792, 3. 7801 zur allgemeinen Befolgung vorgefchrieben worden 
jind. *) 


Kurz: Magazin für Gefhichte, Literatur und alle Denk- und Merkwürdigkeiten 
Siebenbürgens. Bd. 2. Heft 2. Kronftadt, 1846. ©. 137— 138. — Transilvania 
Sermannftadt, 1833. Bd. 2. S. 99—103. 

*) Ueber die Frage, ob die in die Gcjepedfammlungen der Approbaten, Com⸗ 
pilaten und Novellarartifel nicht aufgenommenen Randtagsartifel ald Quellen bee 
fiebenbürgifchen Rechtes angefeben werden können, oder nicht? flimmen die fiebend. 
Rechtsgelehrten in ihren Anſichten nicht überein. Einige derfelben jchreiben auch ben 
fraglichen Landtagdartiteln verbindende Kraft zu, und zwar, weil: a) fi die Appro— 
batal⸗ und Compilatarartikel oft auch auf jene nicht eingefchaltenen Gefepe berufen; 
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Eine Sammlung der erſteren iſt im J. 1816 in 4.; der letzteren 
im J. 1837 in 8., in Druck und Verlag des k. Lyceums zu Clauſenburg 
erſchienen. 


b) nirgends durch ein Geſetz ausdrücklich die Aufhebung oder Ungiltigkeit der in den 
authentiſchen Sammlungen nicht enthaltenen Landesgeſeze ausgeſprochen wurde; 
e) laut Tr. II. 2. 9. ein mit Stillſchweigen übergangened Geſetßz, deßwegen feine 
‘verbindende Kraft noch nicht verlieret. Diefer Theorie entgegen, behaupten anbere 
Nechtögelehrte, und zwar die Mehrzahl derfelben, daß: a) aus der Berufung der ge- 
fammelten Gefegartifel, auch auf ſolche, in die Geſetzesſammlungen nicht eingefchaltete 
Landtagäbefchlüffe, höchſtens gefolgert werden Tonne, daß diefe berufenen, und mithin 
eben durdy ihre Berufung in die betreffende Sammlung aufgenommenen Gefege, nicht 
aber auch alle übrigen, nicht aufgenommenen ®efege, verbindende Kraft haben; b) daß, 
wenn auch nirgends ausdrücklich die Aufhebung der in die autbentifhen Samm⸗ 
lungen nicht aufgenommenen Landtagdartitel ausgefprochen fei, dagegen auch nirgends 
denfelben nachträglich eine fortdbauernde, verbindende Kraft zuerkannt wurde, zumal 
in dem britten Punkte des Leopoldiniichen Diplomed, und dann auch im Art. 2: 
1791 als allgemein, verbindende Landesgefepe nur die „Approbaten, Gompilaten, das 
Tripartitum, die Municipalftatuten der Nationen, namentlich jene der Sachſen, an- 
geführt werden (Approbatas et Compilalas patriae illius leges, Decretum Triparti- 
tum Verböczi, Constitutioues, Jus municipale Nationis Saxonicae, in vigore in- 
violabili permansurs.declaramus“), von den aber in biefen Gefekesfammlungen 
nicht aufgenommenen Landtagsartikeln feine Erwähnung gefhieht; c) daß gerade aus 
den Beflätigungdurfunden der Approbaten und Compilaten, melde die Abfiht der 
Zufammenftellung der Landeögefege von 1540—1653, und von 1653 — 1669 darin 
fundgebe, daß man aus der Unzahl der in jenen Zeiten entflandenen Gefege die 
brauchbaren habe fammeln und fuftematifch zufammenftellen wollen, — von felbft 
folge, daß nur die unbraudbar befundenen Gelege in diefe Sammlungen nicht auf⸗ 
genommen wurden, diefen daher aber auch keine verbindende Kraft zufomme; d) daß 
endliih auch die mit Stillfhweigen übergangenen Geſetze nur dann verbindende Kraft 
haben, wenn fie laut Tr. II. 2. 9. nicht durch einen entgegengefebten Usus bereitd 
aufgehoben worden find (si contrarius usus populi fllis non praejudicaverit). 
Die Frage ift gegenwärtig von wenig praktiſcher Bedeutung mehr, und dic 
jelbe dürfte immerhin nach ber letzteren Theorie, vorzüglich deßwegen entfchieden . 
werden, weil auch bie fiebenbürgifchen Geſetze ald Haupterforderniß der Berbind« 
lichkeit eined Geſetzes verlangen, daß daſſelbe kundgemacht, und allgemein 
befannt fei (Tr. II. 5. quia ipsum ignorantia et non publicalio excusarent“ 
vergl. mit Appr. Const. Ill. 12. Comp. Const. III. 12. und art. nov. 9, a. 1747), — 
ald ein kundgemachtes, und allgemein gekanntes Geſetz aber, ein ſolches, welches in 
feiner autgentiihen Eammlung vorhanden, oft nur in Archiven, oder nur in Hand⸗ 
ſchriftenſammlungen der Privaten vorfintbar ift, nicht angefehen werben kann. Solde 
Gefepe Haben wohl einen rechtsgeſchichtlichen Werth, aber es kann ihnen keine rechts⸗ 
kräftige Wirkjamkeit zuerkannt werben, denn fonft gäbe es überhaupt im fiebenbürgi⸗ 
fhen Privatrechte kaum eine einzige unanfechibare Nechtöfrage, weil gegen jedes, in 
einer authentifchen Geſetzesſammlung vorfindbare Gefep, ein demfelben widerfireiten, 
Sachſenheim, Erläuterung. 2 





G. Die k. Privilegien (privilegia), vergl. Ein. $. 13. Die 
vorzüglichiten find: 

a) Die goldene Bulle (bulla aurea); fie enthält die von 
König Andreas II. dem ungarifchen Adel im 5. 1222 beftätigten Rechte 
und Sreibeiten. Die mefentlicheren diefer Freiheiten find auch in 
Tr. I. 9. aufgezählt. Das im Art. 31 dieſes Privilegiumd dem Adel 
im Falle einer Berlebung der Landeöverfaffung durch den König ein 
geräumte Widerſtandsrecht, ift für Siebenbürgen dur den Art. 3 des 
Reopoldinifchen Diplomes, und den Nov. Art. 6 von 1744 ausdrücklich 
aufgehoben worden. 

b) Der Andreanifche Freibrief (privilegium Andreanum); den 
Sachſen zur Sicherſtelluns ihrer Rechte und Pflichten von König Ans 
dread II im J. 1224 verliehen. 

Ein ausführlicher Kommentar diefed Privilegiums findet ſichi in A. L. 
Schlötzer: Kritifhe Sammlungen zur Gefchichte der Deutfchen in Eieben- 
bürgen. Göttingen, 1795. ©. 511—687, und 3. C. Schuller: Umriffe 
und Kritifche Studien zur Gefhichte von Siebenbürgen. Hermannftadt, 
1851. 2 Hft. ©. 37—151. 

e) Das Leopoldinifche Diplom (Diploma Leopoldinum). 68 
bildet die bei Mebernahme der Negierung Siebenbürgend durch Kaifer 
Leopold I. zwiſchen demfelben und den fiebenbürgifchen Landftänden ab- 
gefchloffene feierliche Vertrags - Urkunde, wodurch einerfeits die Pflichten 
des Landes gegen den neuen Regenten feftgeftellt, anderfeitd von dieſem 
die Aufrechterhaltung der Landesverfaffung, der Nechte und Freiheiten 
der recipirten Religionen und Nationen, der Körperfchaften, fo wie der 
einzelnen Landesbewohner (Art. 2: unusquisque ea, quae nunc habet 
et possidet, imposterum etiam teneat, et possideat) zugefichert 
werden. 

. Diefer Bertragdurkunde waren mehrere andere Tractate und Unter: 
handlungen Siebenbürgend mit Katfer LeopoP I. vorangegangen. Die 
Oberherrfchaft der ottomannifchen Pforte über Ungarn und Sieben- 
bürgen hatte durch mehrere glanzvolle Siege der faiferlihen Waffen 
empfindlihe Schläge erlitten; und Siebenbürgen war ded Druded 
türfifcher Gewaltberrfchaft, melde dem Lande einen unerfchmwinglichen 


des, irgendwo, und irgendwann entftandenes, jedoch in den Codex legum nit auf- 
genommenes Gefeg, entgegengeftellt werben könnte. — 
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Tribut auferlegte, ſchon längſt müde geworden. Fürſt Apafi I. ſchickte 
daher im J. 1686 im Einverſtändniſſe mit den Landſtänden den So» 
hann Haller, Sigmund Perneszi, Mathias Miles und Michael Inezedi 
an den öfterreihifhen Hof, um deſſen Oberfchußherrfchaft zu erflehen. 
Durch diefe Abgeordneten kam der fogenannte „Tractatus Viennensis 
sive . Hallerianus“ vom 28. Juni 1686 zu Stande, laut. welchem 
Apafi I. als Fürft von Siebenbürgen beftätigt, die Wahl feines Sohnes 
Michael zum Fürften aber gutgeheißen, und nah dem Tode Beider 
eine freie Fürftenwahl feitgefeßt wurde. Die Stände, mit einigen 
Punkten des Tractate® nicht zufrieden, verzögerten die Natification 
deffelben, bis nad der Belegung Siebenbürgend durch Herzog Karl 
von Lothringen mit Apafi I. und den Landitänden zu Blafendorf am 
27. October 1687 ein Tractat zu Stande kam, in deſſen erfterem Theile 
Siebenbürgen die Aufnahme einer Eaiferlichen Beſatzung in mehrere fefte 
Orte zufagte, und außer den Naturallieferungen, fich zu einer Steuer: 
zahlung von 700.000 Gulden verftand; im zweiten Theile vom Kaifer 
die Beftätigung feined Fürften, feiner verfaffungsmäßigen Freiheiten 
und Rechte erhielt. Im folgenden Jahre überreichten die Landftände 
dem faiferlihen Feldherrn Antonin Grafen Caraffa eine feierliche Er- 
flärung, laut welcher fi) Siebenbürgen von der Pforte losfagte, und 
unter die Oberſchutzherrſchaft des öfterreichifchen Kaifers ftellte, welche Er- 
flärung von Leopold I. in der Refolution vom 17. Juni 1688 huldvoll 
entgegengenommen wurde. Um 15. April 1690 flarb Fürſt Michael 
Apafi I., während des Landtages zu Fogaraſch, was zu Parteiungen im 
Lande Anlaß gab, und den Einfall des Emerich Töföli in Sieben- 
bürgen hervorrief. Nicolaus Graf Bethlen, im Einverftändniffe mit 
mehreren fiebenbürgifhen Magnaten, übernahm es nun, vom Kaifer 
ein Hilfäheer zu erwirken, welches ihm auch unter ber Führung des 
Markgrafen Ludwig von-Baden bewilligt wurde. So des öſterreichiſchen 
Schußes verfihert, trug er aud, obwohl fpeciell dazu nicht ermächtigt, 
fein Bedenken, auf die ihm am kaiferlichen Hofe gemachten weiteren 
Borfchläge einzugehen, in Folge deffen auch am 16. Detober 1690 ein 


neuer Tractat abgefchloffen wurde (Diploma Leopoldinum prius). In 


demfelben war das Fürſtenthum dem Sohne des verftorbenen Apafi 1. 
vorbehalten, weil derfelbe aber ald minderjährig zur Regierung noch 
nicht geeignet erſchien, vorläufig für deffen Erziehung Sorge getragen 
worden. Mit den übrigen Punkten bildet derfelbe die Grundlage des 
fpäter erfloffenen authentifchen Leopoldinifchen Diplomes. Die An 
nahme dieſes übrigens nur zur Beruhigung der TeBeRRLA NNDER Land⸗ 
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ftände (ne vero interea S. S. Transilvaniae suspenso animo essent) 
abgefchloffenen Tractates erfolgte, nachdem Toͤksli mit feinen Schaaren 
durch die fiegreihen Waffen ded Kaiferd aud dem Lande verdrängt 
worden war, dur Dermittelung des Taiferlichen Commiffaird Grafen 
Friedrich Talkenftein und des Generald Abfalon Beterani auf dem 
Landtage zu Fogaraſch am 10. Jänner 1691, wo die Tandftände Kaifer 
Leopold I. den Huldigungseid leifteten. Zugleich wurden die Abgeord- 
neten Georg Bethlen, Ladislaus Gyulafi und Georg Klofner nah 
Wien geſchickt, um die folenne Ausfertigung des obigen Tractated zu 
erwirken. Diefe erfolgte denn auch mit einigen wefentlichen Abänderungen 
am 4A. December 1691 (Diploma Leopoldinum minus) und die Ans 
nahme defjelben im März 1692 auf dem Landtage zu Hermannftadt. 

Der jüngere Apafi, welcher 1696 nach Wien fi begeben hatte, 
trat bier nah Abfchlug des befannten Carlowitzer Friedens (1699) 
feine, ihm auch durch das lehtere Diplom vorbehaltenen Rechte auf den 
fiebenbürgifchen Fürftenftugl, an Kaifer Leopold I. ab. So fam es, 
daß das Leopoldiniſche Diplom, vermöge deffen Siebenbürgen Anfangs 
nur die Oberfchußherrfchaft des öſterreichiſchen Kaiferhaufes zugefichert 
wurde, nachträglich die Eigenfchaft der Fundamentalurkunde der faifer- 
lich öfterreichifchen Regierung über Siebenbürgen annahm, als welche 
fie in dem Art. 2 vom %. 1791 in den Worten: „Benignum Diploma 
Leopoldinum anni 1691 tanquam radicale Conventionis inter Divum 
quondam Leopoldum J. et Principatum Transylvaniae sponte inilae 
Instrumentum* bezeichnet wird; und fpäter dann im %. 1722 dur 
die „pragmatifehe Sanction“ (art. nov. 3. a. 1744) eine Aud- 
dehnung erhielt, welche als immerwährendes, unveränderliched Geſetz 
(pro perpetua et invariabili lege) Siebenbürgen mit dem äfterreichifchen 
Kaiferreihe unauflöslich, und auf alle Zeit (in omne aevum nexu in- 
dissolubili) verbunden hat. ”) 


IX. 


Mit dem Punkte 2 des von Nicolaus Bethlen nad Siebenbürgen 
gebrachten Tractates vom 16. October 1690, worin für Religionsfachen 


— — 





*) Caroli Szäsz: Sylloge Traclaluum aliorumque aciorum publicorum 
historiam et argumenta B. Diplomatis Leopoldini, Resolutionis ilem quae Alvin- 
eiana vocalur, illustrantium. Claudiopoli, 1833. J. Benkö: Transsilvania. Vindo- 
bonae, 1778, Tom. I. S. 800—315. Historia Diplomatis Leopoldini. Mser. 
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die Aufrechterhaltung ded Status quo zugefichert wird, waren die fa: 
tholifhen Glaubensgenoſſen unzufrieden. Ebenfo konnten fih die 
Sachſen mit dem Inhalte des dritten Punktes diefed Tractated, wodurd 
die Gefebesfammlungen der Approbaten und Gompilaten, obne alle 
Ausnahme, beftätigt wurden, aus dem Grunde nicht beruhigen, weil in 
diefe Gefepbücher einige, ihren Grundrechten mwiderftreitende Landtags- 
befchlüffe mit aufgenommen, und feither aus denfelben nicht gelöſcht 
worden waren. Beide Theile erhoben darüber beim Faiferlihen Hofe 
Beſchwerde, und baten in der autheritifchen Beftätigungdurfunde andere, 
ihren Rechten günftigere Beftimmungen feftzuftellen. Died hatte zur 
Folge, dag Kaifer Xeopold I. in dem dritten Punkte feines Diplomes 
den Landftänden auftrug: die Streitigkeiten der Katholiken mit den 
übrigen Religionsgenoffen, fowie die Beſchwerden der Sachſen durd 
ein freundfchaftlihed Mebereinfommen .(amicabili compositione) 
beizulegen; und im Falle died nicht gelingen follte, die über dieſe 
Streitfragen gepflogenen Berhandlungen zur a. h. Entfcheidung vorzu- 
legen. Die Bereinigung der Sacfen mit den Landſtänden über bie 
Beichwerbepunfte der Erſteren fam auch in der am 23. April 1692 
auf. dem Landtage zu Hermannftadt abgefchloffenen f. g. National- 
accorde (accorda inter Saxonicam et alias duas nationes super 
tollendis Saxonum gravaminibus inita) zu Stande. Die PVereinigung 
der Katholiten mit den übrigen Religiondgenoffen erfolgte aber nicht. 
So erließ denn Kaiſer Leopold zur Entſcheidung der Religionsſtreitig— 
keiten: 

d). das ſ. g. Religionsdiplom (diploma supletorium de ne- 
sotio Religionis) vom 9. April 1693, wodurch die vier recipirten Re- 
ligionen im freien Genuffe ihrer Rechte bekräftigt, im Mebrigen die 
Katholifen mit ihren Anfprüchen zufriedengeftellt werden. 

Ebenſo beftätigte der Kaifer: 

e) die Nationalaccorde durch ein authentifched Diplom vom 
7. April 1693. Beide Diplome gehören ald ergänzende Theile zum 
Leopoldiniſchen Diplome, wodurch erft die drei erften, einftweilen fus- 
pendirten Punkte deifelben, die eigentliche Gefebeöfraft erlangen. In 
einem fpäter wegen Grlangung des Bürgerrechted in den fächfifchen 
Städten, zwifchen den Landftänden und der fächfifchen Nation über die 
Siltigkeit der Nationalaccorde entitandenen Streitfrage, beftätigte 
die Kaiferin Maria Thereſia diefelbe mittelft a. h. Neferipted vom 
23. Mai 1753 in den Worten: „annulari tamen contraclus, nisi 
in re, forma vel maleria peccarent, nullatenus possint“ elc. 
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Theils um das Refultat der tiber die berührten Streitfragen ftatt- 
gefundenen Berhandlungen dem Faiferlichen Hofe vorzulegen, theild "um 
andere fiebenbürgifche Angelegenheiten zu fördern, und die nöthigen 
Informationen darüber zu eriheilen, fo wie die Wünfche und Bitten 
der Landftände vorzutragen, murde noch im J. 1692 Peter Alinczi, 
f. Protonotär, ald Abgeordneter nach Wien entfendet, mo er bis 1696 
verweilte. Bon ihm wird die den Landftänden ertheilte: 


f) Faiferlihe Nefolution vom 14. Mai 1693 benannt (Re— 
solutio C. R. quae vulgo Alwineziana dicitur), wodurd in 23 Punkten 
mehrere, fowohl in das öffentliche, ald Privatrecht einfchlagende Ange- 
legenheiten geregelt werden.*) Im Berlaufe der nachfolgenden Dar: 
ftellung wird darauf mehrmald hingewiefen merden. 


X, 


Zu den wichtigeren Privilegien können noch gezählt werden: 


8) dad NReftitutiond-Privilegium, welches Gabriel Bathori 
der fächfifchen Geiftlichleit am 20. November 1612 über den Yehnt- 
bezug ertheilte, worauf fih A. C. I. 10 art. 4 bezieht; 


h) das den Szeflern von Georg Näkotzi I. am 30. Jänner 
1636 eriheilte Privilegium, welches die Betätigung ihrer Freiheiten 
enthält, und worauf fih auch A. C. IH. 76 beziebt.**) Auf beide wird 
fpäter hingewiefen werden. Ferner die neueiten vom Kaifer Ferdinand 1. 


i) der fähfifchen Nationd-Univerfität zur Errichtung einer 
Berfab-Anftalt am 20. December 1844; und 


k) einer Kronftädter Actiengefellfhaft zum nämlichen 
Zwede am 17. Jänner 1846 verliehenen Privilegien. Der Inhalt 
derfelben wird am betreffenden Orte mitgetheilt werben. 


m 





*) C. Szasz. Sylloge etc. ©. 230—237; 378—398. 

») Brevieulum Historise Decimarum in Transilvania, auclore J. Bergleiter 
1824. Mscr.: Imago inclytae in Transsylvania Nationis Sieulicae Historico-Politica, 
auctore J. Benkö. Cibinii, 1837. ©. 39-63. 
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Hilfsquellen des fiebenbürgifchen Civilrechts. 


XI. 


Die Hilfsquellen des fiebenbürgifchen Civilrechtes find: 

a) die Rechtsgewohnheit (consvetudo, jus consveludinarium), 
vergl. $. 10; 

b) die richterlichen Urtheile, f. g. Präjudicien der oberen 
Gerichtshöfe, jedoh nur nah ungarifchem Nechte, vergl. $. 12; 

c) die Analogie und das tömifge Recht, nad fachſiſchem | 
Rechte, vergl. $. 7; 

d) die Normalvorfäriften, d. h. die taiſetlichen Keſcripte, 
Hof⸗ und Gubernial⸗Decrete. Dieſen kömmt jedoch nur eine bedingte 
Wirffamkeit zu, und fie können nur dort ald Hilfdquellen des Eivilrechtes 
angefehen werden, wo fie den Gefeben felbft nicht widerftreiten, wo fie eine 
neue Beftätigung derfelben enthalten, und mo fie in Ermangelung von 
Geſetzen die Giltigkeit einer Rechtsgewohnheit erlangt haben. Der Nov. 
Art. 8 vom J. 1794 drüdt diefes Far in folgenden Worten aus: 
„Saeralissima Sua Majestas SS. et 00. securos reddit. nunquam 
per Edicla, seu sic dictas Patentales, quae alioquin in nullis unguam 
Regni Judieiis acceptari possint, Prineipatum hunc Transylvaniae, 
Partesque eidem incorporatas gubernandas fore. Expeditione Pa- 
tentalium ad eum  duntaxat casum reservala, ubi in rebus Legi 
alioquin conformibus publicatio debilo cum eflectu, hac unica 
ratione obtineri valeret.“ Hiemit flimmt auch dag fächfifche Municipal: 
geſetzbuch, L. I. tit. 10 8. 3, überein (Rescripla contra Jus elicita, 
ab omnibus Judicibus refutari Imperalores praecipiunt, nisi forte 
aliquid sit, quod non laedat alium, et prosit petenti, vel crimen 
supplicanti indulgeat). 


XII. 


Hieher gehören: 

1) die Tabular-Inſtruction (Instrucio pro Tabula Regia 
Judieiaria Transsylvanica). Die f. Gerichtätafel in Siebenbürgen war 
unter -Kaifer Karl VI. zu einem ftehenden Gerichtöhofe gebildet, und 
derfelben im J. 1737 die f. g. Carolinifhe Inſtruction ald Norm des 
gerichtlichen Verfahrens vorgefchrieben morden. Diefe erwies fih in 
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der Folge als unzureichend, daher theild aus derſelben, theild aus 
mehreren dazu erfloffenen Ergänzungsnormen, nud aud den Landes: 
gefegen auf Befehl der Kaiferin Maria Therefia eine neue Inſtruction 
zufammengeftellt, und am 6. Auguft 1777 als verbindliche Norm des 
Nechtöverfahrend bei der k. Gerichtötafel erlaffen wurde. Ihre Wirk: 
ſamkeit erſtreckt fi nur auf die ehemaligen ungarifhen Gomitate, Di- 
ftricte und Szeklerftühle. Die äußere Form eines Landesgefehes fehlt 
ihr zwar, doch hat fie durch die allgemeine Gepflogenheit Geſetzeskraft 
erlangt, und auch die Landitände haben diefelbe nachträglich im 3. 1794, 
infolange als nit durch die Legislation eine Proceßordnung audge- 
arbeitet würde, und infoweit fie den Landesgeſetzen nicht widerſtreite, 
als verbindende Norm anerkannt (Landtags -Protocoll vom 3. 1794, 
Seite 146). 

2) die Negulativ-VBorfäriften der fähfifhen Nation 
vom J. 1795, 1797 und 1805. Schon in den drangvollen Zeiten 
unter den Nationalfürften und mährend des Malcontentenkrieged, war 
der Wohlftand der fächfifchen Nation bedeutend herabgefunfen. Die 
Städte alle, und felbft die vorzüglichern Gemeinden waren mit drüden- 
den Schulden belaftet. Eine mangelhafte Verwaltung des Gemeinde- 
vermögend, und wohl auch Uebergriffe einzelner Beamtenfamilien, deren 
Reichthum in auffallender Weife flieg, mögen zu diefem Webelftande 
beigetragen haben. Died zog die Aufmerkfamfeit der oberften Staate- 
verwaltung auf fih, und hatte zur Folge, daß ein neuer Plan für die 
öfonomifche Verwaltung in der Nation entworfen wurde (1753). Die 
Gehalte der Beamten, welche zum größeren Theile in Geldftrafen, 
Naäturalien, Benügung von Gemeindegründen, Gebirgen, Waldungen, 
Frohndienſten u. f. m. beftanden, wurden mit den übrigen Gemeinde- 
einkünften in einen, Fond vereinigt (Ullodialcaffen), daraus den Be: 
amten beftimmte Gehalte ausgeworfen, der übrige Theil aber zur Füh— 
rung der Gemeindeverwaltung, und zur Tilgung der Gemeindefchulden, 
welche überall befchrieben wurden, beftimmt. Die zur Durchführung 
diefed Syftemed, unter dem Namen des ökonomiſchen Directoriumd, im 
J. 1758 eingefepte Föniglihe Gommiffion, unter dem Vorſitze des 
Sahfengrafen (Comes), ftand bis zum J. 1761 in Wirkfamkeit, in 
welchem diefelbe aufgehoben, und die Gemeindeverwaltung wieder den 
ftädtifhen Magiftraten, die Prüfung der Gemeinderechnungen aber dem 
Sachſengrafen übertragen, und die Einfendung derfelben an die Landes- 
buchhaltung angeordnet wurde. So blieb ed bis zum Regierungd- 
antritte des Kaiſers Joſeph II. (1780), dur melden, fo mie in ganz 
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Siebenbürgen, auch in den Berfaffungd- und Berwaltungdnormen der 
fähfifchen Ration große Veränderungen vorgenommen wurden, die aber 
fämmtlih mit dem Erlaffe des Reftitutiong - Edictes (1790) wieder zu- 
fammenfielen. Diefe fdmell mwechfelnden Syſteme in der öffentlichen 
Berwaltung der Nation (derem bisher leider noch immer vermißte Dar- 
ftellung einen höchſt inkereffanten Theil der ſächſiſchen Nechtögefchichte 
bildet), konnte nicht ohne nachtheiligen Einfluß auf diefelbe bleiben. 
Kaifer Franz I. fah ſich dadurch veranlaßt, die politifche und oͤkonomi⸗ 
(he Berfaffung, mit Berüdfichtigung jedoch der urfprünglichen Princi- 
pien derfelben, einer neuen, folgenreichen Regelung zu unterziehen. Das 
Refultat Hievon ift eben in den f. g. Regulativ- Punkten enthalten. 
Die Gepflogenheit hat fie zum Geſetze erhoben. Auf dem Land- 
tage des Jahres 1810/1 wollte die fächfifche Nation die Codificirung 
diefer Regulativ-Borfchriften erwirken (Landtagsprotocoll vom J. 1810/1, 
©. 914). In den diedfalld beantragten Landtagsartifel wurde jedoch 
gegen die ausbrüdlichen Beftimmungen derfelben die Claufel einge 
fchaltet: „daß die Wahl der fächfifchen Beamten mit Rüdfiht auf die 
„recipirten Religionen zu gefchehen habe.* Died hatte zur Folge, daß 
mittelft a. h. Refcriptes vom 9. Yuli 1837, Hofzahl 318, diefer Land- 
tagdartifel aus dem Grunde die Beitätigung nicht erhielt: „weil 
„A. H. Seine Majeftät in der Regulation der fähfifhen 
„Nation, womit diefe fi zufrieden erklärt habe,) nichts 
„geändert haben wolle“ (quod in regulatione Nationis Saxo- 


) Daß fih die fähfifhe Nation mit der Regulation des Kaiferd Franz 1. 
zufrieden erklärt habe, geht auch aus folgendem Dankfchreiben an den f. Commiſſär 
Hofrath Stefan von Gyürky vom 22. Jänner 1805 hervor: „Die unterzeichnete 
„ſächſiſche Nationd-Univerfität hat ſich auch aus denen von E. H. W. in der heutigen 
„Sigung Öffentlich aufgelefenen Regulationd-Generalien neuerdings volllommen über- 
„zeuget, daß a. b. Seine Majeflät der Kaifer felbft unter ber ſchweren Laft über- 
„bäufter Regierungsforgen für die Wohlfahrt fämmtlicher a. b. deſſen Ecepter unter 
„morfenen, weitläufigen Staaten, unabläffig mit Huld und Liebe zu forgen, und das 
„Glück und die Wohlfahrt feiner getreuen Sachſen in Siebenbürgen, als eines an 
„ber Außerftien Gränze der Monarchie verpflanzten deutſchen, und fletd getreuen 


„Bolfe® immer mehr und mehr zu befördern und zu begründen geruhet. Voll vom 
„innigften Dankgefühl, erfennet die Nation die väterliähften Gefinnungen _ 


„a. 5. Seiner Majeftät auch bei diefem Regulirungsgeſchäffte, und wird bei der 
„neuen wohlthätigen Einrichtung fich es unabläffig aur erften unverbrüchlichen Pflicht 
„machen, durch genaue Befolgung des Anbefohlenen, und durch unerfchätterlihe Treue 
„und Liebe gegen Ihren beften Monarchen und Landeöfürften, nad dem Beifpiel 
„ihrer Vorfahren fich auszuzeichnen und auf diefem Wege ſich der Milde und ferneren 


NT 
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nicae, qua se eadem contentam esse declaravit, nihil quidguam 
alteratum habere velimus. Iromanyok vom %. 1837. ©. 84—85). 
Die Regulativ- Punkte find im Drude erfchienen unter dem Titel: 
„Sammlung aller vom Sabre 1795 bis zum Sahre 1806 für die 
fähhfifhe Nation in Siebenbürgen von a. h. Orten erlaffenen Regula- 
tionsvorſchriften.“ Nebſt Negifter. Hermannftadt, bei Martin von Hoc: 
meifter, in 4.*) 

Hier mag noch erwähnt werden eine Privatfammlung von Ror- 
malvorfchriften, welche unter dem Titel: „Sammlung einiger Nor: 
„mal:Berordnungen, deren Kenntniß jedem Staatöbürger 
„nützlich und feldft unentbehrlich ift*, welche in der Martin von 
Hocmeifterifhen Druderei zu Hermannftadt, mit Genehmigung der königl. 
Landesſtelle, in 4 Bänden in 4. erfchienen ift, und füglich mit Nüd- 
fiht auf die zur Herausgabe derfelben ertheilte Bewilligung, ald eine 
ämtlihe Normalien- Sammlung angefehen werden fann. Der Urtegt 
der hierin enthaltenen Verordnungen ift lateinifch oder ungarifch, mit 
beigefügter deutfcher Ueberſetzung. Der erfte Band (aus dem J. 1830) 
enthält 1) dad Auswanderungsd-PBatent, 2) das Bequartierungd-Regula- 
ment, 3) die Bettelweſen⸗Beſchränkungs-Vorſchrift, 4) die Contumaz- 
Vorſchrift, 5) die Eridalnorm, 6) die Dienftboten« Ordnung, 7) die 


„väterlichen Borforge zur Emporbaltung ihrer alten Berfaffung, von Seite a. h. Seiner 
„Majeftät immer würbiger zu machen. 

„Diefe Gefinnungen der Dankbarkeit und des Gehorſames wünſchet 
„die unterzeichnete Univerfität für den geheiligten Thron a. h. Seiner Majeftät brin- 
„gen zu konnen; wozu fie fein würdigered und ermwünfchtered Organ haben Tann, 
„als eben E. H. W. deren tiefer Einficht und befannter Thätigkeit a. hd. Seine Ma- 
„jeftät die Regulation anzuvertrauen geruhet haben u. f. w.“ 

Cine ähnlihe Dankſchrift an den damaligen Sachſengrafen Michael Freiherrn 
von Brukenthal, dur beiten Beihilfe die Regulation zu Stande gelommen var, 
fließt mit den Worten: „Seine Majeftät haben ed nothwendig gefunden, zur ficheren 
„Erzielung der wohlthätig anbefohlenen Anftalten Euer Excell. einen größeren Wir: 
„kungskreis einzuräumen. Die Univerfität bittet daher, daß Euer Exc. diefen zur 
„Emporhaltung der fähflfchen Nationd »Berfaffung fo mie bisher nad Hochdero be- 
„Lannter Herzensgüte und Liebe zu dieſem Volke zu verwenden geruben wolle. Diefed 
„ist nicht fo fehr eine Bitte von zweifelhafter Gewährung, als vielmehr der Aud- 
„brud der zuverfihtlihen Hoffnung, und der Freude, über die befeeligenden Früchte, 
„die bie Weisheit und Thätigfeit Euer Erc. der Nation auch in Hinkunft bei ihren 
„billigen und conftitutiondmäßigen Wünſchen und Bitten zuzuwenden wifjen wird.“ 
(Univ.-Zahl 44, vom 9%. 1805.) 

*) Die Grundverfaffungen der Sachfen in Siebenbürgen und ihre Echidfale. 
Hermannſtadt, 1389, 
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Falliten- Ordnung, 8) die Feuerlöfch- Ordnung Der zweite Band 
(aus dem J. 1833): 1) das Siebenbürgifhe Militair-Negulament, 
2) die Vorſchrift über die Militair- Erecutiond- Gebühr, 3) die Bor: 
fpanns - Anweifungs» Borfhrift, 4) den Snftructiong - Auszug, die Con- 
tributiond - Einhebung und Ablieferung betreffend, 5) die k. Steuer- 
Gelder - Einlieferungd «-Vorfhrift, 6) die Vorſchrift über Rettungdmittel 
in Todesgefahren, 7) Auszüge aus den a. h. Poftpatenten der Kaiferin 
Maria Therefia. Der dritte Band (aus dem J. 1836): 1) das k. k. Finanz⸗ 
patent vom J. 1811 mit der gefeblichen Scala über den Werth der 
Bancozettel, 2) die Borfehrift für die von Amtöwegen ausgefchict- 
werdenden Unterfuhungd-Commiffaire, 3) die Anleitung zum Straßen- 
bau, 4) das k. k. Wechfelpatent, 5) die Borfchrift für Pachtnachlaffe 
vom %. 1788, 6) die Vorfhrift, nach welcher die Pacht-Gontracte über 
Allodialgefälle und Realitäten auszufertigen find. Der vierte Band 
(aus dem %. 1841): 1) das Siebenbürgifhe Gränz-Szeller-Reglement 
vom J. 1764, 2) dad Siebenbürgifche Walachen-Gränz-Reglement vom 
%. 1766, 3) die Vorfchrift zur Verhandlung der zwifchen Provinztialiften 
und Gränz-Soldaten entftehenden Streitigkeiten 4) die Fiscal-Zehend- 
Verordnungen. 


Siebenbürgifche Rechts - Literatur. 


" &o reichhaltig die Öfterreichifche Rechtsliteratur, und beſonders die 
des a. b. G. 2. ift, fo arm ift vergleichungsweiſe jene des ficbenbür- 
gifhen Rechtes. Schon aus der Darftellung der Entftehung des fieben- 
bürgifchen Civilrechted geht hervor, daß bei der Zerftreutheit der hier- 
auf Bezug nehmenden Normen in den verfchiebenartigen Rechtsquellen, 
und Gefeßesfammlungen, fich die fehriftftellernden Rechtögelehrten Sie: 
benbürgend vorwiegend die fuftematifche Ordnung und Darftellung der 
in die Rechtögefchichte, dad Staatd-Privatredht und das Rechtsverfahren 
einjchlagenden Gefege und Rechtsgewohnheiten zur Hauptaufgabe gemacht, 
und dabei nur ſehr wenig mit der wiffenfchaftlihen Fortbildung des 
Rechtes ſelbſt, ſich befaßt haben. Es folgt ferner hieraus zugleich, daß die 
wenigften fiebenbürgifch-juriftifhen Werke fih auf einen befonderen 
Zheil der Rechtsliteratur befchränfen, fondern zum Theile alle, oder doch 
mehrere Fächer derfelben umfaffen, daher ed auch, wenn nicht gerade 
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das Wichtigſte wegbleiben ſoll, unmöglich iſt, die ausſchließend civil⸗ 
rechtlichen Werke anzuführen. Auch iſt es aus denſelben Gründen 
ſchwer, nach Fächern geſondert die einzelnen Werke anzuführen. Die 


nachfolgende Aufzeichnung möge blos als ein Verſuch einer ſolchen 
Sonderung angefehen werden. 


a) Rechtsgeſchichtliche Werke: 

Az Erdelyi Polgäri Magänos Törvenyek, Historidja. Irta Soosmezöi Väjda 
Läszlö. Kolosväron 1824 ben. Nyomt. a’ Kirällyi Lyceum Betüivel 1830. 

Synopsis Historiae Juris Transsilvanici in usum Auditorum Suorum per 
Ladislaum Vajda de Soosmezö. Anno 1826. Claudiopoli Typis Lycei Regii 1830. 
Es enthält einen Auszug des obigen Werkes. 

Kritifihe Sammlungen zur Geſchichte der Deutfchen in Siebenbürgen. Erſtes, 
zweites und drittes Stück von A. L. Schlöger D. Göttingen, in Vandenhoek⸗Rup⸗ 
rechtſchem Berlage, 1795. In Rüdfiht der im erften Stüde enthaltenen reidyen 
Sammlung von Urkunden, und des im dritten Stüde befindlihden Commentares des 
Andreanifhen Freibriefed von 1224 offenbar ein mehr rechtäliterärifched, als rein 
hiſtoriſches Werk. 

De initiis, juribusque primaevis Saxonum Transsilvanorum Commentalio, 
quam aulographorum potissimum Documentorum Fide conscripsit Josephus Ca- 
“ rolus Eder. Viennae. Typis Ignatii Alberli. 1792. 

Imago Inclytae in Transsylvania Nationis Siculicae Historico - Politica. 
Auctore Josepho Benkö. Cibinii et Claudiopoli. Typis Martini Hochmeister. Dicast. 
Typogr. et Bibliop. Priv. Anno 1791. In der zweiten Audgabe aus dem J. 1837 
befinden fi im Anhange die Municipalftatute der Szekler von 1555, 


b) Staatsrechtliche Werke: 

Diaetae sive reelius Comilia Transsilvanica, eorumque Decreta, quae vulgo 
adpellantur Arliculi Diaelales. Auctore Josepho Benkö. Cibinii et Claudiopoli. 
Typis Sumptibusque Martini Hochmeister. Caes, Reg. privil. Dicast, Typographi et 
Bibliopolae. 1791. 

Syli,ge Traclatuum Aliorumque Actorum Publicorum Historiam et Argu- 
menta B. Diplomatis Leopoldini Resolutionis item quae Alvincziana vocatur 
illustrantium. Edidit Carolus Szasz de Szemeria. Claudiopoli in Commissione 
Apud J. Tilsch et Filium Bibliopolas. 1833. 

Handbud der Statiftif und Geographie des Großfürſtenthumes Siebenbürgen. 
Bon 3. H. Benigni Edl. von Mildenberg. II. Heft. Hermannftadt, W. H. Thierrys 
Buchhandlung, 1837. 

Die Berfaffung des Großfürftentyumes Siebenbürgen aus dem Gefichtöpunfte 
der Geſchichte, der Landesgeſetze und des beftehenden öffentlichen Rechtes. Aufgefapt 


und bargeftellt durch Joſ. Bedeus von Scharberg. Wien, arme und im Derlage 
bei Carl Gerold, 1844. 


e) Privatreihtlihe Werke: 


Handbuch des Sächfiſchen Privatrehied. Bon Johann Carl Albaih. Her⸗ 
mannſtadt, gedruckt bei Martin Edl. von Hochmeiſter, 1817. 
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Jus Transsilvanico Saxonicum. Auclore Ladislao quondam Nagy de Bra- 
nitska. Glaudiopoli. 1845. 

Az Erdeiyi Polgäri Magänos Törvenyekkel valo’ Esmeretsegek’. Elsö Könyve. 
Irta Söösmezei Vajda Läszlo. Kolosväron. A’ Kirdllyi_Lyceum Betüivel 1830. 

Staluta jurium munieipalium Saxonum in Transsilvania. Das Gigen-Land- 
recht der Siebenbürger Sachſen, bearbeitet nad feiner legalen Ausbildung von F. 
Schuler von Libloy. Hermannftadt, 1853. 


d) Das Rechtsverfahren betreffende Werke: 

Az Erdelyi Polgari Magänos Törvenyekkel valo Esmeretsegek’ masodik 
könyve; Harmadik könyve. Irta Soosmezei Vajda Läszlo. Drud und Berlag 
wie oben. Es bildet die Fortſetzung deö eben angeführten Vajdaiſchen Werkes. 

Praxis Procuraloria ex Decreto Tripartito, Approbatis, Compilatisque Trans- 
silvaniae Consütutionibus, non item et praxi Patriae aliisque Juris- Consultorum 
observalionibus. Opera et Studio Alexii Cserei de Nagy-Ajta. Claudiopoli. Typis 
Academicis Soc. Jesu 1772. 

Törvenybeli Gyakorläs mutatòú Tablaja, vagy az Erdélyi ügy folyäsok. 
Iklandi V. Filep Jö’sef ältal. Märos Väsärhelyt, Nyomtatta, F. Visti Kali Josef, 
az Ev. Ref. Kollegyom betüivel 1831. 

Az Erdelyi nagy Fejedelemsegben lako nemes Szäsz Nemzeinek Törveny- 
kczes Mödja. Irta Dälnoki Incze Jozsef. Brassoban nyomlattatott Gött Jänos Be- 
tüivel. 1837. 

Gerihtöorbnung für die Kreisgerichte in der ſächſiſchen Nation. ——— 
gedrudt bei Georg von Cloſins, 1848. 

Eine empfehlendwertfe Sammlung von Formularien des ungatifgen Proceß⸗ 
verfahrens enthält Jacob's Stylionarium. M. Vaſarhely. in 8. 1838. 


e) Das Bergrecht betreffend: 
Institutiones Juris Metalici in usum M. Principatus Transsilvaniae. Opera 
Alexii Söfalvi. Claudiopoli Typis Lycei Regii 1834. 


fJ. Das Kirchenrecht betreffende Werte: 

Synopsis Juris Counubialis seu Tractatus de Jure Connubiorum. Studio 
et labore Petri Bod de F. Csernäton. Cibinii. In typ. Publica impressit Samuel 
Sardi 1763. 

Canones Ecclesiastici ex veteribus PN Hungariensibus, quä Transil- 
vaniensibus, in unum coliceli, plerisque tamen aliis elism pro temporis ralione 
aucti ac in paulo meliorem ordinem redacti. Claudiopoli. Impress, Typis Coll. 
Reform. Anno 1794. 

Ststuta Almae Diöcesis Transsilvanicae. Auno 1822 die 1Tma Aprilis in 
Synodo Dioecesana publicata et concordibus votis approbala. Claudiopoli. Typis 
Lycei Regii. 

Die Kirenverfaffung der U. GC. Verwandten im Großfürftentbum Sieben- 
bürgen. ‚Dargeftellt und mit Urkunden belegt von Samen Heyſer. Wien, 1836. 
Gedruckt bei Leopold Grund. 

Geſchichte des Bisthums der griechiich nicht unirten Glaubensgenoſſen in 
Siebenbürgen. Ein Beitrag zur Kirchengefchichte Siebenbürgend, von Johann Hinz. 
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Hermannftadt, 1850. Kann nur infoweit hieher gezählt werben, ald +8 mehrere, 
die Rechtöverhältniffe der griechifch micht Unirten betreffende wichtige Urkunden 
enthält. 


5) Auszüge aus den Landesgefegen, nad) befonderen Rechtsgegenſtaͤnden 
verfaßt: 


Syntagma Juris Ungarici compleetens una Peculiares Princi patus Transyl- 
vaniae Leges; in usum cum primis Tyronum Juris Patrii Collectum et Excussum, 
Cassoviae Typis Francisci Landerer. 1796. 

Breviarium Juris Transsilvaniei cum prooemio de Fontibus Juris Transs. 
et Indice locupletissimo, adceuravit Jos. Car. Eder. Cibiniil. Typis Petri Barth. 
Caes. Reg. Dicast. Typogr. 1800. 


h) Privat: Gefeh : Sammlungen: 


A’ Nemes Szekely Nemzetnek Constitutioji, Privilegiumai es Joszäg 
leszälläsdät lärgyozö nemelly törvenyes ileletei több hiteles Leveles-tärokbol 
egybe-szedve. Pesten nyomtattatoit Tratiner Jänos Tamäs belüivel es Költse- 
gevel. 188. 

Leges Cambiales. Accesserunt I. Norma: juxta quam in Casibus ordinandi 
concursus Creditorum in M. Transsilvaniae Principatu procedendum est. II. Norma; 


juxta quam contra Decoctores et dolosos Debitores procedendum, statui M. Priuc. 


Transsilvaniae adaptata. Cibinii. Typis Martini de Hochmeister. 


1) Bertheidigungsſchriften, die ſächfiſche Ration betreffend: 


Der Berfaffungszuftand der ſächſiſchen Nation- in Siebenbürgen, nad ihren 
verfhhiedenen Verhältniffen betrachtet und aus bewährten Urkunden bemwiefen. Her 
mannftadt, gedrudt und im Verlag von Martin von Hochmeifter, 1790. 

Das Recht des Eigenthumes der fächfifchen Nation in Siebenbürgen auf dem 
ihr dor mehr ald 600 Jahren von ungarifchen Königen verliehenen Grund und Boben; 
von den Repräfentanten der Nation. Im Sabre 1791. Wien, bei Georg Mößle. 

Ueber das ausſchließende Bürgerreht der Sachſen in Siebenbürgen auf ihrem 
Grund und Boden. Bon den Repräfentanten der Nation. Wien, bei Joh. Georg 
Edlen von Möfle. 1792. 

Vindiciae constitulionum et Privilegiorum Nationis in Transilvania Saxonciae 
libertatumque et Praerogativarum in lisdem Fundataram nonnullis publici Juris 
Doctorum Prineipiis oppositae, auctore Joanne Bergleiter. Cibinii Typis Martini 
Hochmeister 1803. 

Die Grundverfaffungen der Sachſen in Siebenbürgen und ihre Schiefale. 
Ein Beitrag zur Gefchichte der Deutſchen außer Deutfchland. Zweite mit Anmerkungen 
und Berichtigungen vermehrte Auflage. SHermannftadt, 1839. W. H. Thierry'ſche 
Buch⸗ und Kunfthandlung. 

Sopplex Libellus Valachorum Transsilvaniae jura tribus receptis Nationibus 
communia postliminio sibi adseri Postulantium. Cum Notis Historico - Critieis. 
J.C.E. eivis Transilvani. Claudiopoli Sumptibus et Typis Martini Hochmeister 1791. 

Demerfungen über die vom fiebenbürgifchen griehifh nicht unirten Bifchof 
Henn Bafiliud Moga im %. 1837 den zu Hermannfladt verfammelten Landfländen 
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unterfegte Bittfchrift. Bon Joſeph Trauſch. Kronftadt, 1844. Drud und Berlag 
von Johann Gött. 

Beleuchtung der Klagſchrift gegen bie fächfifhe Nation, welche die beiden 
walachiſchen H. H. Bilhöfe auf dem Kandtage von 1841— 1843 den Ständen dei 
Großfürſtenthumes Siebenbürgen überreiht haben. Bon Johann Karl Echuller. 
Hermanufadt, Drud der Martin von Hochmeifterifchen Erben. 1844. 


- Auf durdgängige Vollftändigfeit macht das vorftehende Verzeih 
niß keinen Anſpruch, wohl aber enthält es die brauchbarſten und vor: 
züglicheren Werke. Mehrere, die noch hätten angeführt werden können, 
wie z. B. ©. Féjer's: „Codex diplomaticus Hungariae ecclesiasticus 
ac civilis“ — „Tripartitum Juris Ungarici Tyrocinium juxta ordinem | 
Titulorum operis Triparüitii Saeris Canonibus acconımodatum“ von 
J. Szegedi u. f. w., find abfihilih audgelaffen worden, meil fie 
Siebenbürgen nur nebenbei berühren, und fonft,. um confequent zu fein, 
auch ein großer Theil der ungarländifchen Rechtäliteratur, namentlich 
aber die „Institutiones Juris privati Hungarici“ des E. von Kelemen, 
und 5%. von Sung’d: „Darftellung des ungarifchen Privatrechtes* 
hätten angeführt werden müffen. Bortreffliche juridifche Auffäbe find 
über fpecielle Rechtsfragen in kleineren Brofchüren, und periodifchen 
Zeitfhriften, wie 3. B. in der „Zranfilvania”, in dem „Archive des 
Bereined für fiebenbürgifche Landeskunde”, in dem „U. Kurzifhen Ma- 
gazım für Gefchichte, Literatur u. |. w.“ enthalten. 


Die Einführung des a. b. Geſetzbuches in Siebenbürgen. 


XIV. 


Wie ſchon in dem Vorangeſchickten angedeutet iſt, beginnt in der 
ſiebenbürgiſchen Rechtsgeſchichte mit der Regierung der Kaiſerin Maria 
Thereſia eine neue, folgenreichen Aera. Gerne richtet der Geſetzes— 
kundige ſeinen Blick auf die wohlwollende Thätigkeit, mit welcher die 
einſichtsvolle Regentin die Geſchicke dieſes Landes an den Geſammt— 
ſtaat zu feſſeln, und die von ihrem Vorfahren Kaiſer Leopold J. bei 
Uebernahme der Oberſchutzherrſchaft Siebenbürgens ausgeſprochene Ab— 
ficht, das Land „für das Chriſtenthum zu retten“), zu einer 
Wahrheit zu machen beftrebt war. Wenn freilich die rechtlichen Zu: 


°) Tractat vom 16. Detober 1690. C. Szasz Sylloge Tractatum etc. 
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ftände ihrer deutfchen Erbländer damald ſchon fo weit vorgefchritten 
waren, daß fie den Gedanken fallen konnte, ihren Völkern durch ein 
ſyſtematiſch abgefaßtes Geſetzbuch ein „ficheres, gleiches Recht, 
und eine gleichfömliche rechtliche Verfahrungsart“ zukommen 
zu laſſen, ſo ſtellten doch die eigenthümlichen Verfaſſungsverhältniſſe 
des Koͤnigreiches Ungarn und des mit ſeiner Krone vereinigten Sieben⸗ 
bürgens einem gleichen Verſuche auch für dieſe Länder, beſondere Hin⸗ 
derniſſe entgegen. | 

In letzterem Lande mußte die weile Fürforge der Regierung zu- 
naͤchſt darauf gerichtet fein, den noch wenig geficherten Berband deö- 
‚felben mit dem Kaiferreiche unlösbar zu machen, und die Denkmale 
feiner unbeilvollen Selbftändigkeit unter ſchwachen Nationalfürften von 
den Blättern der Gefeßbücher, dadurch aber auch aus der Erinnerung 
der Landftände fehwinden zu machen. Dann erheifchte bier auch be- 
fondere Aufmerkfamteit, da8 Roos jenes überwiegenden Theiles der Be⸗ 
völferung, welcher von den älteren Landesgefepen als „glebae ad- 
sripti“ und „misera contribuens plebs" bezeichnet, in den Banden der 
Leibeigenfchaft fchmachtete, und fich in einem Zuftande befand, bei dem 
es fogar in Zweifel gezogen werden Tonnte, ob demfelbden nach dem 
Grundſatze ded Verbötziſchen Rechtes: „der Bauer hat außer dem 
Lohne feiner Arbeit fein Recht“ (rusticus praeter laboris mer- 
cedem nil juris habet) der Charakter der Perfönlichkeit zufomme? ob 
auf ihn der oberfte leitende Grundfah ded a. b. Geſetzbuches: „Jeder 
Menfh Hat angeborne, fhon durch die Vernunft einleud- 
tende Rechte“ ($. 16) überhgupt anwendbar fei?! 

In derfelben Zeit, wo für die deutfchen Erbländer eine Com- 
miffion zu Brünn mit dem Auftrage zufammengefeßt werden Eonnte: 
„bei Abfaffung des Coder ſich einzig auf das Privatrecht zu befchränfen, 
„fo viel möglih das bereits übliche Recht beizubehalten, die verfchie- 
„denen Brovinzialrechte, infofern es die Berhältniffe geftatten, in 
„Uebereinftimmung zu bringen, dabei das gemeine Recht, und die beften 
„Ausleger defelben, fo wie auch die Geſetze anderer Staaten zu be 
„nügen und zur Berichtigung und Ergänzung ſtets auf das allge- 
„meine Recht der Bernunft zurüdzufehen* (a. b. Handfchreiben 
vom 5%. 1753), decretirte die fiebenbürgifche Legislation vorerſt die 
Löſchung aller in ihren Gefepfammlungen auf das beſtandene Pro- 
tectiondverhältniß der ottomannifchen Pforte, und auf die freie Wahl 
des Landesfürften Bezug nehmenden Artikel; beftätigte meuerdingd die 
„Pragmatifhe Sanction“, und ſtrich aus dem Uniondvertrage der 
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landſtändiſchen Rationen die Vorbehalte ded Widerſtandes und gegen- 
feitigen Schußes gegen jede Berfaffungdverleßung, infomeit foldhe mit 
den „Majeftätsrehten” unvereinbarlih, und den Grundfäben einer 
fräftigen Regierung unzuträglih erfannt wurden (Nov. Art. vom 
J. 1744). 

Die nah Innen auf folche Art befeftigte Megierungdgewalt, er⸗ 
hielt dann noch durch die Einbeziehung der in der Karpathenlinie gegen 
die Walachei und Moldau gelegenen Ortſchaften in die verlängerte 
Kette der Militairgrenze eine auch nah Außen hin wirkſame Stüße 
(1762— 1766). Die Erhebung des Landes endlich zum Großfürften 
thume (1765) gab ihm eine feinem Umfange und feiner fonftigen Be- 
deutung mwürdigere Stellung unter den übrigen Provinzen des Reiches. 
— Aber dabei blieb die Kaiferin nicht ftehen. Ein neues Steuer- 
foftem, wodurch jeder Gontribuent zwar immer noch mit Rücficht feiner 
bürgerliben Stellung, aber dabei doch nah Maß feines Bermögene 
und Kräfte beftemert wurde, trat in das Leben, und machte der will⸗ 
kürlichen, zu fortwährenden Streitigkeiten zwifchen den Nationen Anlaß 
gebenden Befteurung nad Porten ein Ende. Selbft ein Theil des 
Adels, wenngleich der minder mächtige, und nicht begüterte, mußte fein - 
Cardinalrecht der Steuerfreiheit dem allgemeinen Wohle zum Opfer 
bringen (17501769). Das gegenfeitige Verhältnig der Grundherren 
und ihrer Unterthanen, wurde auf beftimmte Punkte zurüdgeführt, und 
fo die der Willfür des Grundherrn preidgegebenen, auf vagen Ge- 
wohnbeiten beruhenden DVerpflihtungen der Untertbanen in ein leid- 
liches Nechtöverbältnig gebracht (Urbarium 1769). Die Aufftellung 
von ſtehenden Gerichten (1764); der Erlaß des Wechfelpatentes (1763) 
und der Gridalnorm (1772), follten überdied den drängendeften Ber 
dürfniffen nach geregelten Rechtszuſtänden abhelfen. 

Auf der Bahn, welche die Kaiferin verfolgt, fhritt ihr Nachfolger 
Joſeph DI. eifrig fort. Aber die großen Entwuͤrfe, welche er für das 
Wohl feiner Völker hegte, forderten als erſte Grundlage derfelben, 
weit umfaffendere und tiefer greifende Maßregeln. Sollte der von 
ihm lebhaft erfaßte Gedanke der Neichseinheit zur Ausführung kommen, 
fo mußte vor allen Dingen überall eine gleiche Derwaltung hergeftellt 
werden. Der Borläufer diefer Beränderungen war eine Berfügung, 
wodurch allen Nationdgenofien ihre abgefonderten Wohngebiete, von 
denen fie fih bisher ausgeſchloſſen hielten, gegenfeitig eröffnet, und die 
Grund- und Befisfähigfeit darin eingeräumt wurde (1782). Bald 
darauf wurde, ohne Rüdfiht auf die Sprah- und —— s Unter- 


Sachſenheim, Erläuterung. 
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fhiede der Nationen, eine neue Eintheilung ded Landes vorgenommen 
(1784). Den befannten, früher fhon erlaffenen Religiond-Berord- 
nungen, folgte noch die Berbefferung ded Steuerwefens, und ald Bafis 
berfelben die Grundausmeffung; eine weitere Drganifirung der Ber 
waltungs- und Gerichtöbehörben; die Einführung eined neuen Gerichts⸗ 
verfahrend; die Aufhebung der Leibeigenfchaft (1781—1786); und wohl 
mochte die Abficht des Kaiferd dahin gehen, die Wirkfamkeit des mitt- 
lerweile abgefaßten, in allen deutfchen Provinzen unter dem Namen 
des „Sofephbinifhen Geſetzbuches“ eingeführten Perfonenrechtes 
(a. h. Patent vom 1. November 1786) auch auf Siebenbürgen audzu- 
dehnen. Der Widerftand jedoch, welchen alle diefe wenig verflandenen 
Einrihtungen in Ungarn und Siebenbürgen fanden, hatten dad Reſti⸗ 
tutiond »- Edict vom 28. Sinner 1790 zur Kolge, wodurch Alles auf den 
früheren Stand zurüdverfept, und nur die in Bezug der Neligions- 
duldung (Toleranz » Edict), der Pfarrfirchen, und der Urbarial-Verhält- 
niffe getruffenen Verfügungen in Kraft erhalten wurden. *) 


*) Man wird von tiefer Wehmuth ergriffen beim Nüdblide auf die traurige 
Rothwendigkeit, welche Joſeph II. vermochte, feine heutzutage vom Volke begehrten 
Einrihtungen, „den Bau feine® ganzen Lebeng, fo Vieler Troft, fo Bieler Hoffnung 
„und des kommenden Geſchlechtes ſchönes Borbild, felbft mit einem Schlage nieder- 
„jureißen.“ Leider war jene Zeit zur Ausführung fo großartiger Pläne nicht reif, 
das Berftändniß bderfelben der Bevölkerung nicht Alar geworden. Dafür mag ber 
Umftand ſprechen, daß felbft die Sachſen in Siebenbürgen, von denen man hätte 
voraudfegen follen, daß bei ihnen die auf Begründung deutſcher Cultur und Sitte 
zunächſt gerichteten Beftrebungen des Kaiferd den wärmſten Anklang finden wärden, 
das Neftitutiond« Edict mit Freude begrüßten. Ihren Dank dafür ſprach der äußere 
und innere Rath von Hermannftadt, ald conftitutiondmäßiger Vertreter aller Sachſen, 
in einer Adreffe an den damaligen Hof- und Staats - Kanzler Fürften von Kauniß⸗ 
Rittberg am 16. März 1790 in folgenden Worten aud: „Keine größere Wohlthat 
„Lonnte und in der höchſt unglücklichen Rage, in der wir und eben befanden, ange 
„deihen, und je mehr wir von den wohlthätigen Yolgen der in den nächſten Jahren 
„in kurzer Zeit plöglih abgeänderten, nun aber wieder hberzuftellenden Berfaffung 
„überzeugt find, und je lebhafter wir die aus ihrer Vernichtung erfolgten Drangfale 
„empfanden, defto größer wirb unfer innigfter berzlicher Dant.... Endlich fehen 
„wir unfere Wünfhe und Hoffnungen durch die a. b. Entſchließungen vom 28. Jänner 
„biefe® Jahres, diefer unvergeßlichen Epoche, durch Euer fürftlihen Gnaden gnädige 
„Derwendung doch noch erfüllt“ zc. 2. — Das ganze Sage ſ. S@lögerd 
Kr. Sammlungen u. f. w. S. 125—133, 
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XV. 


Nach dem Tode Joſephs II. trat in der ſiebenbürgiſchen Geſetz⸗ 
gebung eine neue Epoche ein. Kaiſer Leopold I. berief ſogleich nach 
Clauſenburg einen Landtag. Vom 12. December 1790 bis 9. Auguſt 
1791 beſchaͤftigte ſich derfelbe worzüglih mit der Wiederherftellung der 
alten Berfaffung, und mit der Regelung der öffentlichen Verwaltung. 
Die Organifation ded Landtages wurde befchloffen, die Rechte der land⸗ 
ſtaͤndiſchen Nationen und recipirten Religionen neuerdings ſanctionirt; 
in Bezug auf die Privatgefeßgebung aber nur die Freizügigkeit der 
Unterthanen, mit einigen Befchränfungen, zum Landesgeſetze erhoben, 
und das Pupillar- und Curatelsweſen der Ungarn und Szefler näher. 
geregelt. Die Ausarbeitung der noch weiters mwünfchensmwerthen Der- 
beiferungen des Privatrechted' wurde der juridifchen Section der vom ' 
Landtage im Artikel 64 beftellten Geſetzgebungs-Commiſſion (deputa- 
tiones systematicae) übertragen. Aber die Aufgabe derfelben beftand 
feinedweged in der Abfaffung eines gemeinfamen b. Gefehbuches für 
das ganze Land, fondern follte nur auf die Auswahl der feit dem J. 
1669 nicht. gefammelten Landtagsartifel, auf die Negelung ded uns 
garifhen Erbrechtes, der Schuld - und Eridalfahen, des Pfandrechtes 
und der Veräußerungen von Aoiticalgütern gerichtet fein. 

Konnte doch der Gedanke an die Einführung eined gemein. ver- 
bindlichen Civilrechtes bei den damaligen Verfaſſungszuſtaͤnden gar nicht 
auflommen. Der ungarifche Adel hätte um feinen Preid, auch nur 
“ Eines feiner vielen Vorrechte geopfert; den Szeklern war ihr eigen- 
thümliches Erbreht, und die ihnen Allen gemeinfam zufommenden 
adeligen Freiheiten lieb, den Sachſen war eben ihre bürgerliche Gleich⸗ 
beit vor und nah dem Geſetze ein umveräußerliche® Palladium! So 
iſt es erflärlih, daß die Landftände in ihrer Repräfentation an den 
a. b. Hof vom 13. October 1792 erflären konnten: „die Grundrechte, 
„Sreiheiten der Stände zum Gegenftande der Legidlation und Be— 
„ratbung zu machen, werde dur die Berfaffung diefed Fürſtenthumes 
„umfoweniger zugeftanden, als die Stände Siebenbürgend aus drei 
„verfhiedenen, und von einander durch abgefonderte Rechte und Privi⸗ 
„legien getrennten Nationen und vier Religionen beftänden; welche, 
„weil fie zum gegenfeitigen Schube und der Aufrechthaltung der einer 
„jeden derfelben befonderd zufommenden Rechte und Privilegien kraft 
„ded Uniondvertrages verpflichtet feien, ſich in eine Discuffion 
„derfelben nicht einmal einlaffen, umfoweniger zur Auf- 
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„bebung oder Abänderung ded einer Nation gefeplih zu- 
„Lommenden Rechtes, fchreiten könnten.“ 

Sp blieb ed denn beim Alten. Wie bisher, bildeten aud fortan 
die drei ftändifchen Nationen auf einem Areal von 1054 [Meilen 
drei Staaten im Staate.*) Die im Jahre 1791 ernannten Gefeh- 
gebungscommifftonen fehritten mit Eifer an ihre Arbeiten und lieferten 
umfangreihe Operate, welche ihren Verfaffern allerdings ein ehrendes 
Zeugniß ihres auf dad Gemeinwohl gerichteten Willens, eines ftupenden 
Fleißes und felbit ihrer umfaffenden Kenntniffe von einer geregelten _ 
Staatöverwaltung geben; aber eher alled Andere, ald die Abſicht einer 
einheitlich durchzuführenden Reorganifation der Landesverfaffung oder 

eined auf die Abfaffung eines allgemein giltigen Civilrechtes gerichteten 
Beſtrebens, beurkunden. Der Landtag vom Jahre 1809-1811 befaßte 
fih mit der Ueberprüfung dieſer Operate und unterzog fie der a. h. 
Sanction ded Katferd, die aber nicht erfolgte. 


XVI. 


Während derſelben Zeit waren bekanntlich die Berathungen über 
den im Auftrage des Kaiferd Leopold II. vom berühmten ZJuftigpräfi- 
denten Freiherrn von Martini verfaßten Entwurf des a. b. Gefeh- 
buches von den fpäter durch Kaifer Franz I. hiezu in jeder erbländifchen 
Provinz eigend beftellten Commiffionen (a. h. Gabinetöfchreiben vom 
20. November 1796) zu Ende gediehen. Eine wiederholte Berathung 
diefed Entwurfed von der unter dem Borfige ded Grafen von Rotten- 
hann ftehenden Gefepgebungsd» Hofcommiffion, und vom Staatörathe, 
hatte mit Annahme der in »erfterer vom Hofrathe von Zeiller, in 
leßterem vom Staatd- und Gonferenzrathe Pfleger von Wertenau be 
antragten Derbefferungen, deifen a. h. Sanction am 7. Zuli 1810 und 
mit dem faiferlihen Patente vom 1. Juni 1811 die Kundmachung 
defjelben als allgemeines bürgerliched Geſetzbuch zur Folge. 

Indeffen feierten in Siebenbürgen die Landftände bis zum Jahre 
1834, und aud der Landtag diefed Jahres fand durch die illoyale 
Haltung feiner Stimmführer ein plötzliches Ende. Der Landtag vom 
5. 1837/8 aber hat ald einziges Refultat feiner Ihätigleit nur die 
Beftätigung ded Leopoldinifchen Diplomed von Seite des Kaiferd 


*) Ueber die Geſchichte des Landtages vom J. 1790/1 ſtehe A. L. N 
Kritiſche Sammlungen x. S. 133— 162. 
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Ferdinand J., und den feierlichen Huldigungsact von Seite ded Landes 
aufzumweifen. Der Landtag vom Jahre 1841/38 erneuerte zwar die fy- 
ftematifhen Gefebgebungscommiffionen ded Jahres 1791, doch ohne 
Erfolg, wenn nit etwa die unzeitgemäßen Urbarialgefebe, oder der 
Sprachartikel des Jahres 1847 dazu gerechnet werden wollen. 

Bald mußte dem folgenreihen Umſchwunge der Dinge auch Sie- 
bürgen huldigen, und feine zwar durch Zeit und Geſetz geheiligten und 
verjährten, doch zum größten Theile unhaltbar gewordenen privatredht- 
lichen Snftitutionen dem Bedürfniffe der Gegenwart zum Opfer bringen! 
Das Thronbefteigungdmanifeft unfered Kaiſers und Herrn franz Jo⸗ 
fepb I. vom 2. December 1848 verkündete die Vereinigung aller Lande 
und Stämme der Monardie zu Einem großen Staatskörper 
(R. ©. Bl. Nr. 1) und als felbfiverftandene Conſequenz einer folchen 
ftaatlihen Einheit ftellte da8 a. h. Gabinetsfchreiden vom 31. December 
1851 (R. ©. Bl. vom J. 1852 Nr. 4) die Einführung des a. b. 
Geſetzbuches ald dad gemeinfame Recht für alle Angehörigen 
des äfterreihifhen Kaiferftaates, fo wie des Strafgefebed, 
auch in jenen Ländern, wo diefe Geſetze noch feine Geltung hatten, 
in erfreuliche Ausficht. | 

Noch vor diefer fegensreihen Verheißung hatte die fächfiiche 
Nation in Siebenbürgen mit dem kaiſerlichen Referipte vom 22. Der 
cember 1848 (gleichzeitig mit dem K. P. vom 21. December 1848 er 
floffen, womit die Wünfche der fächfifchen Nation, in Bezug auf deren 
unmittelbare Unterftelung unter die Krone, deren innigen Verband mit 
der Gefammtmonardie x. gewährt wurden. R. ©. Bl. vom 3. 1849 
Nr. 44. 8. ©. Bi. Nr. 2) in „Anerkennung ihrer in neuefter Zeit 
„um das faiferlihe Haus und die Geſammtmonarchie erworbenen Ber: 
„dienfte”, den ehrenvollen Auftrag erhalten, die zum organifhen „An⸗ 
„[hluffe an die Gefammimonarchie erforderlichen, und dem zukünftigen 
„Berhältniffe des Sachfenlandes entfprechenden Einrihtungen durd das 
„legale Organ der fächfifchen Nationd »Univerfität” zu beantragen, und 
der a. h. Schlußfaffung zu unterziehen. Demzufolge ftellte fie in ihren 
Anträgen über die Gerichtöorganifation vom 4. März 1850 namentlich 
auch die Bitte, womit das öſterreichiſche a. b. Gefebbuh und das 
Strafgefeß unverweilt im Sachfenlande eingeführt werde. Hiezu wurde 
fie dur ihre DBegeifterung für bie Reichdeinheit, fo wie durch die 
richtige Erfenntniß deffen beftimmt, daß ihr Municipalgefegbuh ſchon 
längft für viele Nechtöverhältniffe unzureichend geworden war. Eine 
fpätere Eingabe der fähfifhen Nation vom 13. März 1851, welche die 
Bitte um Einführung des a. b. G. 2. erneuerte, wurde mit Erlaß de& 
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Yuftigminifteriumd vom 11. November 1851 (J. M. 3. 3220) der 
fiebenbürgifchen Gerichts - Einführungscommiffion zur gutächtlichen Be— 
richterftattung zugeftellt, und fie bildete die Grundlage der von dieſer 
Commiffion mit Zuziehung von einheimifchen Nechtönotabilitäten unter 
der einſichtsvollen Leitung des Diftrictual-Obergerichtd-Präfidenten und 
faiferlichen Gerichts - Einführungd- Commiffaird Grafen Franz von Na- 
daͤsdy im Monat März 1852 zu Hermannftadt über die Einführung 
des a. b. &. B. abgehaltenen Berathungen, und an dad Juſtizmini⸗ 
fterium geftellten Anträge. Es kann wohl nicht behauptet werden, daß 
diefe Umftände die Einführung des b. G. B. an und für fih bewirkt 
haben. Dazu wäre es bei den wiederholt hierauf gerichteten Mani- 
feftationen der faiferlichen Negierung gewiß auch ohnedies gefommen. 
Daß aber dadurch bei den Regierungdorganen die etwaigen Zweifel 
über die anftandlofe Möglichkeit der Einführung des neuen ©. 2. be 
jeitiget, und die unverzögerte Ausführung dieſer Maßregel weſentlich 
gefördert wurde, wird Niemand beftreiten wollen. 

Anfangs ſchien bei den legislativen Vorarbeiten Dazu die Anficht 
vorzuberrfchen, daß man fi vor der Hand nur auf die Regelung der 
Aviticttäts- und Grundbefig-Verhältniffe nah einem eigens hiezu ent- 
worfenen f. g. Aviticitätd- Patente, und auf die damit zu verbindende 
Einführung des von der Erbfolge handelnden Theile des a. 6.6.2. 
befchränfen folle. Bald aber entichied das a. h. Handfchreiben vom 
31. December 1851 die Frage zu Gunften der Einführung ded ganzen 
Geſetzbuches. Schon mit dem Taiferlihen Patente vom 27. Mai 1852 
(R. ©. BI. Nr. 117) erhielten die Anträge des Herrn Juſtizminiſters 
Karl Freiherrn von Krauß zur Einführung des revidirten Strafgeſetzes 
in dem ganzen Umfange des SKaiferreiches die a. h. Sanction. Mit 
dem faiferlihen Patente vom 29. November 1852 (R. ©. BI. Nr. 246) 
folgte für Ungarn, Troatien, Slavonien, Serbien und dad Temefer 
Banat, mit dem kaiferlihen Patente vom 29. Mai 1853 (R. ©. BI. 
Nr. 99) für Siebenbürgen die Einführung des b. Geſetzbuches. 

Sp find denn nunmehr nicht nur die Wünfche des weit über 
wiegenden Theiled der fiebenbürgifchen Bevölkerung nach einem gemein- 
famen Eivil- und Strafrechte, — was mit voller Meberzeugung aus⸗ 
gefprodhen werden kann, — in Erfüllung gegangen, fondern, injofern 
Siebenbürgen das letzte der öfterreichifhen Kronländer ift, für welches 
die Wirkſamkeit des a. b. ©. B. ausgeſprochen wurde, ift hiemit 
auch der Schlußftein zur „wahren NRealunion aller Staaten 
Defterreih8 zu Einem Gefammtftaate* gelegt. Die Zoll 
ſchranken, welche die Monarchie früher in zwei Hälften getheilt, find 
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gefallen; der elektrifche Draht trägt Thon die Botſchaft der Reſidenz 
in wenig Secunden nah Hermannftadt; die Auftria ſtreckt fchon ihre 
Eifenarme freundli der Tranfilvania zur mütterlihen Umarmung ent 
gegen. Das wird aber Alles nur Stückwerk fein, und nicht fo innig 
und feft die entfernte Provinz an den Gefammtjtaat fetten, ald der ge- 
fegnete Zag ded 1. September 1853, wo daffelbe Recht, welches von 
der Adria und dem Po bis zur Donau und Theiß, von der Elbe bis 
zur Oder, von der Weichfel bid zum Pruth feine Wohlthaten reichlich 
fpendet, die gleiche Herrfchaft in den Thälern ded Szamofh, der Ma- 
roſch und Aluta eröffnet. 


Erläuterung der bei Abfaffung des Handbuches befolgten 
Methode. 


XVII. 


Obſchon bereits im „Proſpecte“, und auch im „Borworte* der 
bei Abfaffung des Handbuches vor Augen gehabte Zwed näher entwickelt 
wird, erfcheint es doch zur leichteren Benübung deflelben nothwendig, 
über die Methode der Darftellung Einiges zu bemerfen. So wie es 
nicht die Abficht ift, hier eine wiffenfchaftlihe Erläuterung oder aud 
nur eine PBaraphrafe des Textes des a. b. G. DB. zu geben, und in 
diefer Beziehung lediglich auf die einfchlägigen Juſtiz- und politifchen 
Gefege und Verordnungen, infofern fich ihre Verbindlichkeit . auch auf 
Siebenbürgen erſtreckt, Nüdfiht genommen wird, werden diefe felbft 
gezogenen Grenzen auch in der Darftellung des fiebenbürgifchen Eivil- 
rechtes eingehalten. Abgefehen davon, daß eine mwiffenfhaftlihe Er⸗ 
läuterung der Begrifföbeftimmungen diefed Rechtes, fo wie eine Er- 
örterung und Beurtheilung der in demfelben fo häufig vorkommenden 
Gontroverdfragen über die Grenzen des Handbuches, dad nur eine ver- 
gleihende ZJufammenftelung des bisher in Wirkfamkeit geftandenen 
pofitiven Rechtes liefern will, hinausführen würde, wäre eine folche 
Darftellung auch in Ruͤckſicht der relativ geringen Anzahl von Rechts— 
fällen, wo das bisherige Recht noch als Erkenntnißquelle dienen wird, eine 
wenig fruchtbringende Arbeit. Die mit den Paragraphen ded a. b. 
Geſetzbuches paralell gehaltene, möglihft fuftematifche Zufammenftellung 
der Grundfäße des fiebenbürgifchen Civilrechtes, reicht wohl hin, am 
dem Fachmanne zur richtigen Benügung der fiebenbürgifchen Nechts— 
quellen, die nöthige Anleitung zu geben, und ihn ertennen zu lafien, 
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wo das alte Recht mit dem neuen im Einflange fteht, wo beide von 
einander abweichen. Da aber das a. b. G. B. fehr viele und um— 
fangreihe Dorfchriften, befonders im Sachenrechte, enthält, die im 
fiebenbürgifchen Civilrechte ganz vermißt werden, und umgekehrt dieſes 
viele Grundfäbe aufftellt, die dem a. b. G. B. fremd find, fo würde 
ed offenbar nicht nur die Meberfichtlichfeit und das Verſtändniß der 
Darftellung ftören, und zu ermüdenden Wiederholungen führen, wenn 
das fiebenbürgifche Eivilrecht mit alleiniger Rüdfiht auf den Inhalt 
der einzelnen Paragraphen des a. b. Gefegbuches zerriffen, und verfucht 
werden wollte, überall irgend eine Analogie oder Divergenz zwifchen 
beiden Gefebgebungen herauszufinden. Der Hauptfache nach wird aller 
dings die Paragraphenfolge des a. b. Gefegbuches zum Leitfaden Der 
‚ Darftellung des früheren b. Rechtes genommen, doch kann Died zmed- 
gemäß nur fo gefchehen, daß in einem, oder mehreren vorangeftellten 
Paragraphen ded Erfteren der geeignete Anknüpfungspunkt zur Dar- 
ftelung der bezüglichen fiebenbürgifhen Rechtsnormen gefucht, dieſe 
aber dann in ganzen Parthien mit allen zum Hauptbegriffe gehörenden 
Beftimmungen zufammengeftellt, geliefert werden. Einen wefentlichen 
Moment bilden dabei die verfchiedenen Gefebgebungen je nach den 
einzelnen Landestheilen. In diefer Rückſicht werden jene Rechtöinftitu- 
tionen, deren Wirkfamteit ſich über das ganze Land erftredt, ohne ein 
Unterfcheidungszeihen angeführt; Rechtsnormen aber, die nur in den 
ehemaligen ungariſchen Gomitaten und Diftrieten, im Szefler-, im 
Sahfenlande, oder in dem Militairgrenzgebiete zur Anwendung kom— 
men, find ftetd durch die beigefügten Worte: „Nach ungariſchem“ — 
„Fächfifchem Nechte* u. f. w. in befonderen Abfäßen von einander unter: 
hieden worden; wobei nur zu berüdfichtigen ift, daß das linter- 
ſcheidungszeichen: „Nah ungarifhem Rechte”, auch die Nechtsinftitu: 
tionen des Szeflerlandes, und der beftandenen Militairgrenze umfaßt, 
wenn nicht ausdrüdlih auf eine abweichende Gefebgebung in den 
letzteren Landestheilen hingemwiefen wird. Da, mo zum Verſtändniſſe 
einer Rechtsinftitution auch der Hiftorifche Grund berührt werden muß, 
gefhieht Died ald Anmerkung, gefondert vom dogmatifchen Inhalte des 
Handbuches. Die Juſtiz- und politifhen Gefehe und Verordnungen, 
welche feit Beginn der Auftizorganifation auch für Siebenbürgen er: 
faffen wurden, und das frühere Civilrecht theild abgeändert, theild 
ganz nee Rechtöinftitute ind Leben gerufen haben, find zur leichteren 
Meberfiht durch einen Querſtrich von dem übrigen Inhalte getrennt, 
zufammenftellt. 


Ginleitung, 
Yon den bürgerlihen Geſetzen überhaupt. 


8. 1. 


Der Inbegriff der Geſeze, wodurch die Privat⸗Nechte und Pflichten der Einwohner dei Staates 
unter ficb beſtimmt werden, macht das bürgerliche Recht in demſelben aus. 


S. Borkenntniffe. Abf. IV. Infofern bier unter „Einwohner“ des 
Staates, der Landesfürft und aud Fremde mit einbegriffen find (88. 20, 33 bis 
38), Rimmt das fiebenbürgifche Eivilreht damit überein. Bergl. 8. 4. 


Anmert. Der Ausdruck (bürgerliches) Civilrecht wird im Handbuche, — 
fo wie derfelbe auch vom a. b. ©. B. gebraudt wird —, ald gleichbedeutend mit 
Brivatreht genommen: ©. Dr. Moriz von Stubenraud, Commentar ded a. b. G. B. 
Bien 1853. Verlag von dr. Manz. S. 58—6l. 
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Sobald ein Geſet gehörig Fund gemacht worden if, kann fi niemand damit entſchuldigen, da h 
Ihm daſſelbe nicht befannt geworden fei. 
8. 3. 


Die Wirkſamkeit eined Geſetzes und die daraus entipringenden rechtlichen Folgen nehmen glei 
nad der Kundmachung Ihren Aufang; es wäre denn, dap in dem kund gemachten Geſetze felbft ber Beit- 
yunct feiner Wiriamfeit weiter hinaus beſtimmti würde. 


N. Tr. V. Nr ti. 

Auf weldye Art die Kundmahnng der Geſetze zu geſchehen babe, dann von welchem Zeitpuncte 
angefangen ein Gefetz jeden Ortes a1d gehörig Fundgemadt anzuſehen fei, und die Wirkſamleit deffelben 
und der daram entipringenden techtlichen Folgen in dem alle zu beginnen habe, wenn in dem Beiche 
ſelbſt darũber nichts ausdrücklich feRgefegt IR, wird durch die Aare Über das Reichs und Landes⸗ 
Grieghlatt beftimmt. J 

Damit ein Geſet in-Wirkfamkeit trete; muß ed kundgemacht fein, weil Die 
Unkenn iniß deſſelben entſchuldigt (quia ipsum ignorantia, ei non publicatio 
eXcusarel). 

Sahienpeim, Grlüutrung. 4 
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Seine Berbindungstraft fängt, im Falle es nicht feldit eine ambdere 
Beftimmung enthält, von dem Augenblide feiner hinlänglihen Belanntwer- 
dung an (Tr. II. 5). 

Bor der Kundmahung des vom Landesfürften beftätigten Geſetzes, müffen 
die k. Landrichter (protonotarü) die fehlerlofe Drucklegung defjelben beforgen, 
und daffelbe muß duch die Unterfchrift des Landesfürften und Beidrückung des 
Reichsſiegels bekräftigt werden. Bon den auf ſolche Weife authenticirten Exem⸗ 


- plaren wird Eines in das Carlsburger Capitulararchiv, ein Anderes in das 


Coventsarchiv von Kolosmonoftor hinterlegt (A. C. IH. 12. C.C. II. 12. Art. 
nov. 9. a. 1744). 

Die Kundmahung der Landesgefehe geihieht zuerft im Landtage; dann 
in den Marcalcongregationen, Stuhlsverfammlungen, Stadt», Markt⸗ und 
Dorfs-Communitäten durch Hffentliche Auflefung (Art. nov. 11. 12. a. 1791). 

In ähnlicher Weiſe follen in den Berfammlungen der Jurisdictionen (Mar: 
calcongregationen, Commumiäten), die an diefelben erfloflenen Regierungs- 
Berordnungen (a. h. Referipte, Hof:, Gubernial-Decrete) verlautbart werden (Bub. 
D. vom 17. Detober 1804. 3.8343. 3. 8. Albrich, Sächſiſches Privatrecht. 
Einl. VII. ©. 6). 





Um binfihtlih der Kundmachung von Gefepen, Berordnungen und fonftigen 
zur Beröffentlihung beflimmten Regierungserläffen die Unbeſtinmtheit der biöherigen 
Vorſchriften zu befeitigen und in derfelben eine größere Zuverläßlichkeit und Berein- 
fahung herzuftelen, dann um biebei auch dem Grundſatze der Gleichberechtigung aller 
im Reiche vereinigten Rationalitäten volle Rechnung zu tragen, wurde mit der a. h. 
Entſchließung vom 4. März 1849 (Einleitung zum R. ©. u. R. Bl. vom 3. 1849) 
die Herausgabe 1) eined allgemeinen Reichsgeſetz- und Regierungs Blattes in allen 
landesüblihen Sprachen; 2) eined Landeögefep- und Negierungs- Blattes in jedem 
Kronlande in den Landesfprachen, mit beigefügter deutfcher Ueberfeßung, angeordnet. 
Diefed a. 5. Patent wurde auch im Großfürftenthyume Siebenbürgen kundgemacht 
und in Folge davon, laut Kundmachung des Eivil- und Militairgouvernementd vom 
1. Jänner 1850, dad Landeögefeg- und Regierungsblatt für dad Kronland Sieben- 
bürgen herausgegeben (Einleitung zum 2. ©. u. R. Bl. vom 9. 1850). 

1) Durch die faiferl. Verordnung vom 7. December 1849 wird angeordnet: 
daß bei jenen Gefegen und Verordnungen, bei welchen die unverzägliche gleichzeitige 
Hinausgabe in allen 10 Landesſprachen nicht unmittelbar erforderlich erfcheine, das 
betreffende Minifterium ermächtigt fei, folhe Geſeze und Berorbnungen vorerft nur 
in einer, oder einigen Qanbesfprachen kundzugeben, in ben übrigen erſt fpäter nach⸗ 
folgen zu laffen (R. ©. u. R. Bl. vom 9. 1849 Ar. 31). 

Durd die kaiſerl. Berordnung dom 20. December 1850 werden, abgefehen 
von mehreren unmefentliheren Abänderungen des a. b. Patente? vom 4. März 1849, 
die Gemeinden der Berpflihtung zur Anſchaffung des Reichsgeſegbtattes enthoben, 
und der im 8. 3 diefed Patented angeiepte Termin der verbindenden Kraft der in 
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dem Neichögefepblatte enthaltenen Gefege umd Anordnungen auf den 45. Tag nad 
Berfendung bed Reichögefepblatted ausgedehnt (R. ©. u R. BI. Nr. 473 vom 
J. 1850. 2. G. nad R. BL Rr. I vom 9. 1851). 


2) Speciell für Siebenbürgen find über die Kundmachung der Geſeße 
and Regierungderläffe folgende Anordnungen erfloffen: a) die Berordnung des Givil- 
und Militairgouvernements vom 27. Febtuar 1850, worin verfügt wird: „daß zu 
ſelbſt vorzunchmenden Berlautbarungen in der Regel die Geiſtlichkeit micht verwendet 
werben darf, und infofern die Rothwendigkeit einer folgen Kundmachung eintreten 
ſollte, die geiſtlichen Dberbehörben unmittelbar vom Civil⸗ und Militairgeuvernement 
die Aufforderung erhalten, und ber Geiſtlichkeit in biefem Wege die nöthigen Wei: 
fangen zukommen werben, wo die Geiftlichleit die Berorbuung dem verfammelten 
Bolke, nach beendigtem Gotteddienfte, in oder vor ber Kirche zu verlantbaren haben 
wird.” (8. & u. R. Di. vom J. 1850 Rr. 2). b) Die Berordnung des Eivil- und 
Militairgonvernementd vom 26. März 1850, laut welcher: „die im Randesgefepblatte 
enthaltenen Geſehe und Borfriften ftetd in jeder Gemeinde gehörig, am beften nach 
beendigtem fonntägigen Gottesdienſte dur den Ortävorſtand, ober Ortsnotär der 
verfammelten Gemeinde, in jeder in der Gemeinde üblichen Sprade kundgemacht 
werden follen“ (2. G. u. R. BL vom J. 1850 Rr. 22). c) Die Verordnung des 
Minifteriums ded Innern vom 4. April 1850 3. 1838, wodurch erinnert wird, daß 
Biſchöfe und Seelforger überhaupt mit dem Anfinnen, die den Verwaltungsbehörden 
obliegenden Berlauibarungen von der Kanzel herab zu verkünden, verſchont werben 
gollen. x 


35 Mit dem Eaiferl: Patente vom 27. December 1852 (R. ©. 9. vom Jahre 
1852 Nr. 266) find folgende Aenderuugen an ber Einrichtung des Reichsgeſetz⸗ und 
Regierungöblatted, und der Landed- und Negierungeblätter, ſowie folgende neue Be⸗ 
flimmungen über die Kundmachung von Geſetzen und Berorduungen getroffen worden, 
und vom 1. Jänner 1853 angefangen im ganzen Umfange ded Reiches in Wirkfam- 
keit getreten: au 

„Zur verbindenden Kundmachung ber Geſeßze und Berordaungen find künftig 
das Neiyd- Gefegblatt und die Landes⸗Regierungsblätter beſtimmt ($. 1). 


Für alle im Reichs⸗Geſetzblatte erfcheinenden Gefepe und Berorbnungen {ft 
fünftig der deutfche Tert ald der alleinige authentiſche anzufehen. Die hinfichtlich der 
Ueberfepungen in anderen Landesſprachen entſtehenden Zweifel find daher ſtets nad 
dem bentfchen Terte zu lofen (8. 2). 

Dad Reichs⸗Geſeßblatt hat künftig nur in der autbentifchen Geſetzesſprache zu 
erſcheinen. Die Weberfegungen in die Landesfprahen werden durch die Landes «Res 
gierungsblätter veröffentlicht werben 18. 3). 

In dad Reichs⸗Geſezblatt find aufzunehmen und durch bafjelbe kundzumachen: 
2) Alle Patente und Laiferligden Berorbnungen; b) alle zur öffentlichen Bekannt⸗ 
madung beitimmten Staatöverträge mit auberen Staaten; c) Beflimmungen über 
Syfemifrung und Organifation von öffentlihen Behörden; d) die Anorbnungen, 
weile won den Minifterien oder anderen oberfien Berwaltungäbehörden des Reiches, 
innerhalb ihres Wirkungskreiſes, mit verbindender Kraft, zur Auslegung ober Dell 
jichung der Gefege, ſowie zur Feſtſtellung von Rechtobegiehungen ober Obliegenheiten 
erlaffen werden. — Die Berlautbarung bdiefer Geſetze und Berordnungen Hat durch 
has Reichs⸗-Geſetzblatt zu geſchehen, ohne Unterfdieb, ob »iejelben für den ganzen 
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Umfang ded Reiches, oder nur für einzelne Ktonländer, Landestheile oder Drie 
Unferes Reiches Wirkfamteit erlangen follen. In allen Fällen ift aber in dem kund⸗ 
zumachenden Grlaffe felbft deutlich auszndrüden, für welchen Umfang des Staats⸗ 
gebieted er zu gelten haben foll ($. 4). 

Bon der Berlautbarung durch dad Reichs⸗Geſetzblatt find auögenommen die 
jenigen Minifterial- Erläffe, woburd Induftrie - Privilegien verliehen oder als über: 


tragen, verlängert oder erlofchen erklärt werden, und diejenigen, wenn auch don 


einem Minifterium andgehenden Berfügungen, welche fi nur auf den Wirthſchafts⸗ 
betrieb vom Staats -Eigenthume oder von in Staatöregie flefenden Anftalten oder 
Unternehmungen, wie 3. B. Preistarife, Veränderungen in dem Poften: Ausmaße 
oder. Telegrapben- Stationen, Poftrittgeider, u. dgl. beziehen. Die Berlautbarung 
folder Erläffe hat durch die Amtsblätter der Wiener Zeitung, durch die zu öffent- 
lichen Kundmachungen beſtimmten Zeitungsblätter der Kronländer, und durch ale 
jene Mittel zu gefchehen, welde von den, derlei Berfügungen erlaffenden Behörden 
nach Umftanden für zweddienlid erachtet werben [8$. 9 und 13] (8. 3). 


Nur über Unfere befondere Bewilligung Tann ſich zur Kundmachung von Ge- 
fegbüchern ober anderen Gefepen von großem Umfange, auf die Einfchaltung des 
Kundmadhungd- oder Einführungs-Patented in das Neichd-Gefepblatt befchränft 
werden. In folden Fällen ift das Gefeg felbft, gleichzeitig fomohl im authentifchen 
Zerte, als auch in den nad ten Umftänden erforderlichen Landesſprachen, auszugeben 
(8. 7). 

Alle in dad Neihd-Gefegblatt gehörigen Geſetze und Berordnungen find ale 
geſetzlich kundgemacht anzufehen, fobald fie ſelbſt, oder in den Fällen des $. 6, die 
Erläffe, womit fie in Wirkſamkeit gefept werben, in bem Reid ⸗ Geſehblatte einge⸗ 
rückt erſcheinen (8. 7). 

Die verbindende Kraft der, durch das Reichs-⸗Geſetzblatt tundgemashten Geſetze 
und Verordnungen beginnt, wenn denſelben nicht ausdrücklich eine andere Beſtimmung 
beigefügt wird, in allen Theilen des Reiches, für welche fie Wirkſamkeit haben, mit 
dem Anfange ded fünf und vierzigften Tages nad Ablauf desjenigen Tages, an 
welchem dad bezüglihde Stück des Reichd » Gefegblatted erfheint. Es ift deshalb auf 
jedem Stüde des Neichd- Gefegblatted der Tag der flatigefundenen Seranßgade und 
Verſendung ausdrücklich anzugeben (8. 8). N 


An die Stelle der biäherigen Randesgefep- und Regierungsblätter, hat in u. 
funft für ein oder mehrere Kronländer, ein Landes-Regierungsblatt zu treten, welches 
unter der Aufficht und Leitung der politifchen Landesbehörde desjenigen Kronlandes, 
wo ed audgegeben wird, in zwei gefonderten Theilen zu erfcheinen hat. Der erfte 
zheil hat unter fortlaufenden, mit Ende jedes Jahres abzuſchließenden Zahlen zu 
enthalten: a) Von den im Reich» Gefegblatte erfcheinenden Gefepen und Berord- 
nungen ($. 4) und zwar mit Beziehung auf Stüd, Nummer und Ausgabétag de3- 
felben, alle Diejenigen, welde, wenn aud nur theilweife, in demjenigen Staatd- 
gebiete Wirkſamkeit zu baben beftimmt find, wofür dieſes Landes -Regierungsblatt 
beftimmt iſt Diefe Gefege und Berordnungen find aber in das Landed-Regierungd: 
blatt, fowohl im authentifhen (deutfchen) Terte, ald auch in ber Ueberfegung in 
allen jenen Sprachen aufzunehmen, welche in dem betreffenden Staatögebiete landes⸗ 
üblich find. b) Don den übrigen im Neichd-Gefepblatte enthaltenen Gefegen und 
Verordnungen, eine kurze Anzeige bed Gegenſtandes, ebenfalls mit Beziehung auf 











17.0.2898. 2u3] $ 5 laundmachuug und Wirkfomteit der Geſche.] 


Stück, Nummer. und Ausgabstag deffelben. — Der zweite Theil hat, gleichfalls 
unter eigenen, fortlaufenden Nummern, in allen in den betreffenden Staatögebieten 
Iandesäbligen Sprachen, bie von den Landesbehörden in ihrem Wirkungskreiſe er- 
lafjenen Anordnungen, Berfügungen und Belehrungen in öffentlichen Angelegenheiten, 
foweit fie zur Berlautbarung geeignet find; dann aber auch jene Erläffe der Mini- 
Rerien oder oberfien Verwaltungd« Behörden ded Reiches, welche von biefen zur Ein- 
haltung in die Landes⸗Regierungsblätter befonders bezeichnet werben, aufzunehmen. 
Die in dieſem zweiten Theile der Lande? « Regierungsblätter enthaltenen Erläffe find 
mit dem Zage ald gefeplich kundgemacht anzufchen, an welchen fie in dem Landes: 
Regierungäblatte eingerüct erfcheinen, und ihre verbindende Kraft beginnt mit dem 
Anfange des fünfzepnten Tages nad Ablauf dedjenigen Tages, an welchem fie im 
Landes » Regierungsblatte eingerüdt erfchienen find, wenn nicht ein anderer Zeitpuntt 
ausdrücklich feftgefept wird ($. 9). 

Die landeöfürftlihen Behörden find mit dem Reichs » Befegblatte, fowie in 
jedem Kronlande mit dem Landes -Regierungsblatte von Amtswegen zu betheilen. 
Diefe Betheilung ift mit Rüdfiht auf die Befchaffenheit und den Umfang der Be 
hörden, und mit Beſchränkung auf das ftrengfte Amtöbebürfnig, nad einem gleich: 
förmigen Maßſtabe fefzufegen (6. 10). 

Dei jeder politiſchen Bezirksbehörde hat das Reichd-Gefepblatt und das 
Landes -Regierungsblatt, im den bezüglichen Landesfprachen bed Kronlanded, in dem 
Amtslocale aufzuliegen, und es ift in den vorgefchriebenen Amtsftunden Jedermann 
in diefelben die Einficht zu geflatten (8. 11). 

Die Gemeinden find zur Haltung ded Reichs-Geſetzblattes in der Regel. nicht 
verpflichtet, wohl aber haben fie ſich dad Landes» Regierungsblatt des Kronlandes, 
bem fie angehören, in ihrer Landesſprache beizufchaffen. Um jedod die Kenniniß der 
Geſeßze möglihft zu verbreiten, ift nicht blod bie Ausgabe jeded einzelnen Stüdes 
bed Reid» Gefehblatted mit Turzer Inhaltd- Angabe in den zu officiellen Kund— 
machungen beftimmten Zeitungen jeded Kronlandes zu verlautbaren, fondern es ift 
überdied dafür zu forgen, daß bie fehleunige Erlangung des Reichs» Gefegblattes 
und der Landes⸗Regierungsblätter für Jedermann thunlichſt erleichtert, die Beſtellung 
auf diefelben von jedem Poftamte angenommen, der Preis derfelben möglichft billig 
geftellt, und die Berfendung allenthalben, nah Art der Zeitungen eingeleitet werbe 
(8. 12). 

Nah Maßgabe der Umftände und des daraus hervorgehenden GErforderniffes 
find zur möglichſten Berbreitung der, im Reichd-Gefepblatte mit verbindender Kraft 
fundgemachten Gefege und Berordnungen, auch noch andere Arten ber Beröffent- 
lichung, ald: Ginrüdung in die ämtlichen Landeszeitungen, öffentlicher Anfchlag und, 
andere landesüblihe Mittel der Berlautbarung anzuwenden. Daffelde gilt von den 
in den Landes-Regierungsblättern erfcheinenden Anordnungen ($. 13). 

Für die Militairgrenze wird hinfihtlih der Kundmadhung von Geſetzen und 
Berordnungen eine befondere Beſtimmung erfolgen ($. 14). 

Mit dem Anfange der Wirkſamkeit diefed Geſetzes haben Unfer Patent vom 
4. März 1849, Nr. 153, fowie Unfere Verordnung vom 7. December 1849, Nr. 31, 
und vom 20. December 1850, Nr. 473 des Reichs⸗-Geſetzblattes, außer Geltung zu 
treten ($. 15). 

Mit der Vollziehung diefed Patentes ift Unfer Minifter der Juſtiz beauftragt. 
In Beziehung auf diejenigen Beftimmungen, die in den Wirkungskreis anderer 
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Minifterien eder oberften Verwaltung?» Behörden einſchlagen, ift fih mit denfelken 
in das Einvernehmen zu fegen ($. 16).” 

Nach der zufolge a. h. Entſchließungen vom 14. September 1852 und vom 
10. Sänner 1853 erfloffenen Verordnung ber Minifter des Inneren, der Juſtiz und. 
der Finanzen vom 19. Jänner 1853, über die Einrichtung und Amtéöwirkſamkeit ber 
politifhen Behörden und die Einrichtung der Gerichtsſtellen Nr. 9 und 10 des 
R. G. DI, haben die Etatthaltereien (nach 8. 27, Beil. C zu Rr. 10 des R. ©. Di), 
und in jenen Kronländern, in welchen politifche Landeöftellen (Randedregierungen) 
aufgeftellt werden, die Randespräfidenten (nad Abſ. 3 ded Anhanges zur Beil. 10) 
für die Herausgabe ded Landesregierungsblattes zu forgen; die Givifbehörden haben 
(nah 8. 23, Beil. B) die gehörige Kundmachung der Gefege und Berorbnungen in 
ihrem Kreife, und die Bezirköbehörben (nad 8. 23, Beil. A) in ihrem Bezirke vor: 
zunehmen. 

4) In Bezug der Autbenticität des Tertes derim R. ©. BL. ent» 
baltenen Geſetze und Berordnungen, ift laut 3. M. B. vom 19. März 
1853 (R. ©. BI. Rr. 51) „in Folge a. h. Entſchließung vom 16. März 1853 die 
Borfhrift des 8. 2 des a. h. Patented vom 27. December 1852, Rr. 260 des 
NR. ©. Bl., wornad für die im R. ©. BI. erfcheinenden Gefepe und Berorbnungen 
der deutſche Tert ala der alleinige authentifche anzufehen ift, auch auf alle fchon 
früher in dem R. &. BI. erfchienenen Befepe und Verordnungen anzuwenden.“ 


5.4. 


Die bürgerlichen Gefehe verbinden alle Staatsbürger der Länder, für welde fie fund gemacht 
worden find. Die Staatöbürger bleiben auch in Handlungen und Beihäften, die fle anger dem Staats⸗ 
gebiete vornehmen, an diefe Beleye gebunden, Infoweit als Ihre yerföntiche Fähigkeit. fie zu unternehmen, 
dadurch eingefchränfet wird, und als dieſe Handlungen und Geſchäfte zugleich in Dielen Ländern rechtliche 
Folgen hervorbringen ſolen. Inwiefern die Fremden an diefe Geſetze gebunden find, wird in dem folgen» 
den Hauptſtücke beftimmt. 


In Rüdfiht ihres Umfanges find die Gefehe allgemeine (generalia 
regni decreta), weldye allgemein giltige Regeln für die Handlungsweife der 
Staatsbürger des ganzen Landes aufftellen; oder fpecielTe (Statuta, jus muni- 
pale, lex privala, singularis), welche nur für die Bewohner eines befonderen 
Landestheiles, Ortes, oder die Glieder einer Körperfchaft gelten (Tr. I. 2. 3. 7 
vgl. mit $. 6). 

Die bürgerlichen Geſetze verbinden: 

I. den Zandesfürften feldft, und zwar: 

a) nad dem Grundfaße: befolge das Geſetz, welches Du ſelbſt gegeben haft 
(patere legeın, quem tuleris ipse). 

b) zufolge der diplomatifhen Beftätigungs-Claufel der Gefeke: „welche 
Artikel ſowohl Wir ſelbſt befolgen, als durch Andere werden befolgen 
laſſen“ (eosdem artieulos tam Nos ipsi observabimus, quam per 
alios observari eurabimus). 

U. jeden Staatsbürger, 
IU. jeden im Lande verweilenten Fremden, und zwar einen Monat 
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nad) feiner Ankunft dafelbft (Tr. I. 5.) 3. 8. Albrich, Saͤchſiſches Privat- 

recht. ©. 6. I. von Jung: Ungrifches ——— Wien 1818. Abſchn. 

I. S. XVII. 

Inſofern die perſoͤnliche Rechtafähigkeit des Staatsbürgers je nach feiner 
Abkunfi und feinem Wohnorte (vergl. 88. 34 und 37) durch die flebenbürgifihen 
Givilgefepe bedingt wird, ift derfelbe in feinen Handlungen und Gefchäften auch 
im Auslande an diefe Gefeße gebunden, was bei den betreffenden Paragraphen 
näher erörtert wird. Hier wird nur fo viel bemerkt, daß ein Siebenbürger nad 
dem Rechtsgrundſatze: „contraclus contrahentibus legem ponil* in einem Ge⸗ 
fhafte, zu deffen Abſchließung er in der Heimath die Rechtsfähigkeit befitzt, (d. h. 
infofern er nicht ein Pupille ift, unter Tutel, Curatel, oder der väterlichen Ges 
walt flebet) fih auch einem fremden Gerichtöftande unterwerfen kann; und in 
einem foldhen Falle muß auch, infofern die Unterwerfung des Berpflichteten unter 
den fremden Gerichtsſtand ausdrüdlich und freiwillig geſchehen if, das vom aus⸗ 
wärtigen Gerichte auf die Einhaltung der ibernommenen Verbindlichkeit gefällte 
Urtheil, gegen denfelben von den inländifhen Gerichten in Bollzug gefebt werden, 
mit der Beſchränkung jedoch, daß: 

a) die Berbindlichleit im geſetzmäßiger Weiſe eingegangen worden fei: 

b) dadurch die Nechte dritter einheimifcher Perfonen nicht beeinträchtigt wer- 
den, daher denn auch der auswärtige Forderungsberechtigte die Ereguirung 
feiner Anſprüche nur mit Erlegung einer angemefjenen Gaution erlangen 
kann; 

c) die in unbeweglichen Gütern des Verpflichteten vorgenommene Execution, 
dem Ausländer darauf nur ein Pfandrecht verleihet; fo zwar, daß die adeli- 
gen Güter immer, die bürgerlihen (fadtifhen) Gründe je nad den Be⸗ 
flimmungen der on Municipalftatuten wieder zurüdgelöft werden 
können; 

d) daß der Forderungeberechtigie einem Lande angehöre, gegen deſſen Einwoh⸗ 
ner die Urtheile der fiebenbürgifhen Gerichte, inſofern fie ſich denfelben 
unterworfen haben, gleichfalls erecutiongfähig find. (Grundfaß der Reci⸗ 
procität. Art. nov. 2. a. 1792). 

IR aber über das Vermögen des Berpflichteten der Eoncurs eröffnet wor⸗ 
den, fo kann der auswärtige Gläubiger nur vor dem zur Goncursverhandlung be⸗ 
ſtellten ordentlichen Gerichte feine Anfprücye geltend machen. (Falliten⸗Ordnung 
vom 3. 1772. Gub. Decr. vom 25. Sänner 1805. 3. 262.) 


Die Borfägriften über die Execution auswärtiger Urtbeile im Snlande, und 
inländifcger Urtheile im Auslande enthält die prov. C. Pr. D. vom 3. Mai 1852, 
88. 550554, Es gilt in diefer Beziehung der Grundſazß vollftändiger Reciprocitaät. 
Ein ſolches Beifpiel enthält die I. M. B. D. vom 22. Jänner 1853, woburd in 
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Folge a. h. Ermädtigung vom 16. Auguft 1852 beftimmt wird: daß, da in dem 


Königreihe Sardinien Urtheile auswärtiger Gerichtsbehörden in Civilrechtsſachen 
vor dem Bollzuge flet3 einer Unterfuhung unterzogen werden, ob die auswärtigen 
Gerichte zur Einfchreitung competent gewefen, und dad Urtheil derfelben: nicht offen» 
bar ungerecht ſei, — auch rechtskräftige Urtheile der königlich⸗ſardiniſchen Gerichte- 
behörden in dem öfterreihifhen Staate nur dann zu vollziehen find, wenn nicht nur 
die Erecution von der Partei oder ihrem rechtmäßigen Bertreter angejucht, und das 
Geſuch von einem Erſuchſchreiben der fardinifhen Gerichtsbehörde begleitet, — 
auch vorläufig durch Einvernehmung der Parteien die Frage erörtert worden iſt, 

die auswärtige Behörde zur Einſchreitung competent geweſen, und das Urtheil ar 
offenbar ungerecht fei” (R. ©. Bl. Nr. 13 vom J. 1853). 

Mit der angeführten Beflimmung des Art. nov. 2. a. 1792, won ein Ins 
länder fih auch einem fremden Gerichtöftande unterwerfen kann, ſtimmt der $. 45 
der I. N. vom 10. Mai 1852 im Grunbfage überein. Laut diefem: „fteht es den 
Parteien frei, fi einem anderen, als dem zuftändigen Gerichte durch ausdrückliches 
Mebereintommen zu unterwerfen.” Die Ausnahmen fiehe im bezogenen $. Bergl. 
88. 33—37 ded a. b. ©. 2. 

Niemand kann auf den ihm zuſtehenden Militairgerichtöftand gültig. verzichten. 
8. 6 des faif. Pat. vom 22. December 1851 (R. ©. und R. 3. Nr. 255). 


$. 5. 


Belege wirken nicht zurüd; fie haben daher anf vorhergegangene Handlungen und auf vorher 
erworbene Rechte feinen Einfluß. 

Die Verbindungskraft eines Geſetzes erſtreckt ſich nicht auf frühere, fondern 
nur auf zukünftige Rechtsfälle, wenn dafjelbe nicht ausdrüdlich au auf die Per- 
gangenheit gerichtet if. (Constitutiones non ad praelerila sed futura ligant 
Tr. II. 2.) 3. 8. Albrich: Sächſiſches Privatrecht. Ein], ©. 6. 


Die gleiche Verfügung enthält das K. P. Abf. XU. Es wird darin ein Unter: 
fhied gemacht zwifchen Handlungen, die dem Tage, an welchem die Wirkfamkeit dee 
a. b: ©. beginnt, vorangegangen find, und zwifchen Rechten, welche nach den fichen- 
bürgifhen Civilrechten bereitd erworben find, und der Einfluß des a. b. G. auf dic 
fetben audgefähloffen. Die Giltigkeit folcher Handlungen und ihre redhtlihen Folgen 
können aljo nur nach den früheren Landeögefepen beurtheilt werden. Die fpecicllen 
Fälle, melde dad K. P. zur näheren Beſtimmung diefed Grundfages anführt, werden 
fowohl bei der Erläuterung bdeffelben, ald auch der betreffenden Paragraphen im 
G. B. näher erörtert. 


$. 6. 


Einem GBefege darf in der Anwendung Fein anderer Verſtand beigelegt merden , als welcher aus 


der eigenthünmlichen Bedeutung der Worte in ihrem Buſammenhange und aus der Haren eig) des Geſetz⸗ 
gebers hervorleuchtet. 


J. 
Nach ungariſchem Rechte: Iſt ein Geſetz einmal gegeben, ſo muß nach 
demſelben geurtheilt werden; eine Beurtheilung deſſen, ob das Geſetz gut oder 
ſchlecht ſei? ſteht dem Richter nicht zu.. 


- 
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Uebrigens erflärt eine Rechtsgewohnheit das Geſetz am beſten (consvetudo 
oplima legum interpres) vergl. $. 10 (Tr. il. 2. Tr. prolog. 12). 


II. 

Rach ſächſiſchem Rechte: Die richtige Anwendung der Geſeße ſetzt die 
vollkommene Kenutniß ihres wahren Sinnes voraus, welche aber von der richtigen 
Auslegung (interprelalio juris) derfelben abhängt. Die Auslegung ift in An- 
fehung des Eubjectes, von dem fie ausgeht, 1) eine geſetzliche (duch den 
Geſetzgeber felbt) oder Doctrinelle (durch die Schule), wovon die erftere wies 
der in die autbentifche oder gemeinübliche zerfällt, je nachdem fie der 
Duelle des gefchriebenen oder ungefchriebenen (Rechtsgewohnheit) Rechtes ihren 
Urſprung verdantt. Die Giltigkeit der geſetzlichen Auslegung hängt nicht von 
ihrer Uebereinflimmung mit den Auslegungsregeln ab, fondern gründet fich Tedig- 
lich auf das Anſehen der gefeßgebenden Gewalt; — nur die doctrinelle muß mit 
derjelben übereinftimmen. 

In Anſehung der Art und Weife, wie die Auslegung der Gefebe gefchieht, 
ift fie 1) grammaticalifch (duch Würdigung der eigenthümlichen Bedeutung 
der Worte in ihrem Zufammenbange), 2) Logifch (duch Erforfhung der Haren 
Abfiht des Geſetzgebers). 

Es muß demnach bei der Auslegung auf den Grund des Geſetzes, und die 
Abſicht des Geſetzgebers gefehen, fodann die der Sache gemäßefte Wortbedeutung 
vorgezogen werden. (I. 8. Albrich: Sähfifhes Privatreht. Einl. XIV. und 
XV. S. 9—-12.. | 


MI. 


Dei frommen Stiftungen gilt der Wille und die Abficht deſſen, der die 
Stiftung gegründet, als Regulator einer Geſetzeserläuterung (piae fundaliones 
ad meniem ac intentionem Fundalorum administrabuntur, et cum fun- 
dationibus aliarum Religionum non un vergl. 8. 655). (Art. 
nov. 54. a. 1791.) 


8. 7. 


Laͤßt ich em Rectäfali werer aus den Worten, noch aus dem natürlichen Sinne eines Geſetzeé 
entfheiden, fo muß auf ähnliche, in den Gefeßen beftlinmt entſchledene Fälle, und auf die Gründe anderer 
damit verwandten Gelege Rückficht genommen werden. Bleibt der Rechtsfal mod zweifelhaft, fo mn$ 
folder, mit Hinfigt auf die forgfältig gefammelten und zeiflih erwogenen Umfände nah ben natiitiichen 
Rechtsgrundſaͤtzen entſchie den werden. 

Nach ſächſiſchem Rebte: Da die Gefeke nicht alle möglichen Fälle 
erihöpfen können, fo muß der Richter, wenn in einem Falle derfelbe Grund vor- 
handen ift, bei der Entſcheidung deffelben nach ähnlichen, durch die Geſetze 
beitimmt entfhiedenen Fällen vorgehen (Analogie). Reicht der Richter auch dann 
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: Folge a. h. Ermädtigung vom 16. Auguft 1852 beftimmt wird: daß, da in dem 
Königreihe Sardinien Urtheile ausmwärtiger Gerichtöbehörden in Civilrechtsſachen 
vor dem Bollzuge ſtets einer Unterfuhung unterzogen werden, ob die auswärtigen 
Gerichte zur Einfhreitung competent gewefen, und das Urtheil derfelben nicht offen- 
bar ungerecht ſei, — auch rechtskräftige Urteile der. königlich - farbinischen Gerichts⸗ 
behörden in dem öflerxeichifchen Staate nur dann zu vollziehen find, wenn nicht nur 
die Erecution don der Partei oder ihrem rechtmäßigen Bertreter angefucht, und dag 
Geſuch von einem Erfuchfchreiben der fardinifchen Gerichtöbehörde begleitet, Bas 
auch vorläufig dur Einvernehmung der Parteien die Frage erörtert worden ift, 
die auswärtige Behörde zur Einfchreitung competent gewefen, und das Urtheil 
offenbar ungerecht fei” (R. G. Bl. Nr. 13 vom J. 1853). 

Mit der angeführten Beſtimmung ded Art. nov. 2. a. 1792, wonad cin In⸗ 
länder fih auch einem fremden Gerichtöftande unterwerfen kann, ftimmt der $. 45 
der I. N. vom 10. Mai 1852 im Grunbfage überein. Laut dieſem: „ſteht es den 
Parteien frei, fich einem anderen, als dem zufländigen Gerichte durch ausdrückliches 
Uebereintommen zu unterwerfen.“ Die Ausnahmen ſiehe im bezogenen $. Bergl. 
88. 33—37 des a. b. ©. 2. 

Niemand kann auf den ihm zuflehenden Militairgerichtsftand gültig. verzichten. 
8. 6 des kaiſ. Pat. vom 22. December 1851 (R. G. und R. B. Nr. 255). 


.5. 
Geſetze wirken nicht zurück; fie haben — anf vorhergegangene Handlungen und auf vorher 
erworbene Rechte keinen Einfluß. 
: Die Berbindungskraft eines Geſetzes erftreckt ſich ‚nicht auf frühere, ſondern 
nur auf zukünftige Rechtsfälle, wenn daſſelbe nicht ausdrücklich auch auf die Ver— 
gangenheit gerichtet iſt. (Constitutiones non ad praelerila sed futura ligant 


Tr. U. 2.) 3. 8. Albrich: Sächſiſches Privatreht. Einl. ©. 6. 


‚ Die gleihe Verfügung enthält das K. P. Abf. XI. Es wird darin ein Unter- 
ſchied gemacht zwiſchen Handlungen, die dem Tage, an welchem die Wirkfamkeit des 
a. b. ©. beginnt, vorangegangen find, und zwifchen Rediten, welche nach den fichen- 
bürgifchen Eiviltechten bereit erworben find, und der Einfluß des a. b. G. auf die— 
fetben ausgeſchloſſen. Die Giltigfeit folher Handlungen und ihre rechtlichen Kolgen 
tönnen alfo nur nad den früheren Landesgeſetzen beurtheilt werden. Die fpeciellen 
Fälle, welche das K. P. zur näheren Beftimmung diefed Grundfaged anführt, werden 
fowohl bei der Erläuterung deffelben, als auch der betteffenden Paragraphen im 
G. 3. näher erörtert. Bi 


8.6 


Ginem Gefetze darf in der Anwendung fein anderer Verſtand beigelegt werden, aͤls welcher aus 
der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem Aufammenbange und and der Maren — des Geſetz⸗ 
gebers hervorleuchtet. 


J. 
Nadchungariſchem Rechte: Iſt ein Geſetz einmal gegeben, To muß nad) 
demſelben geurtheilt werden; eine Beurtheilung deſſen, ob das Geſetz gut oder 
ſchlecht ſei? ſteht dem Richter nicht zu. 
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mit den vorhandenen Geſetzen wicht aus, fo bleibt es ihm überlaſſen, zum römis 
Shen Rechte feine Zuflucht zu nehmen (quiequid autem his legibus speeialiter 
non est expressum, id velerum legum, constitulionumque regulis, impera- 
torio jure comprehensis omnes relictum intelligant. St. L. 1. t. 1. $. 6, 7). 


$. 8. 


Nur dem Gefegeder fieht die Macht zu, ein Beleg auf eine allgemein verbindliche Art zu er- 
Hären. Gine ſolche Erfiärung muß auf alle noch zu entſcheidende Nechtöfälle angewendet werben, dafern 
der Geſetzgeber nicht hinzufügt, Daß feine Erflärung bei Entiheidung folder Mechtöfälle, welche die vor 
der Erklärung umternommenen Handlungen und angefprocdhenen Rechte zum Gegenſtande haben, nicht bes 
jogen werden folle. 


N. Tr. B. Nr. 2. 


Juwieſern das Miuifterinm der Zuftiz ermächtiget ſei, die Erlaffung von Gefeges- Erläuterungen 
dur den oberften Gerichtshof au veranlaffen,, beſtimmt der $. 36 des Patentes vom 1. Auguft 1830, 
Ar. 925 des Reichſs⸗Geſetzblaties über die Organifation des oberen Gerichtshofes. 


Die Macht, die Geſetze authentifch zu erklären, wird vom Landeöfürften 
gemeinfhaftlih mit dem legislativen Körper (Randftänden) ausgeäbt (Art. nov. 
7. a. 1791). 


Mit dem Laiferl. Patente vom 7. Auguft 1850 wurde zur Durdführung des 
Grundſatzes der möglichft einheitlihen Verwaltung der Rechtspflege die Errichtung 
des oberften Gerichts⸗ und Caſſationdhofes für den Umfang des ganzen öfterreichi- 
ſchen Kaiferftaates mit dem Sige zu Wien angeordnet (8. 1). Eine volle Ratte» 
verfammiung fämmtlicher Mitglieder ded oberſten Gerichts⸗ und Caſſationshofes findet 
nur dann flatt, wenn der erfle Präfident, oder deffen Stellvertreter dieſelbe au bes 
rufen für nothwendig erachtet. Außerdem vertritt deren Stelle in der Regel ein von 
dem erſten Präfidenten oder deſſen Stellvertreter zufammenzufegender Plenarfenat, 
welcher mwenigftend aus 15 Mitgliedern, mit Einſchluß des Vorfipenden, beftehen muß 
(8. 15). Diefem Plenarfenate find vorbehalten: lit. f) die Entfheidung einer 
von den Gerichten verſchieden oder unrichtig entfhiedenen Rechts— 
frage, wenn ber Generalprocurator über Auftrag des Iuftizminifters 
die Abhaltung einer Plenarverfammlung beantragt ($. 16). Für bie 
aus Siebenbürgen an den oberften Gerichtd- und Gaffationdhof gelangenden Rechtö- 
ſachen, melde nach dem fähfifhen Statutarrechte zu entfcheiden find, if ein Senat 
aus den dieſes Statutarrechted und der ſiebenbürgiſchen Landesverhältniſſe volllommen 
fundigen Rüthen, theild aus jenen Räthen zu bilden, die in der Regel zur Entſchei⸗ 
dung von Rechtsſachen nah dem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche verwendet wer⸗ 
den. Für Rechtsſachen, welche nad den übrigen fiebenbürgifchen Landeögefegen zu 
entfcheiben find, ift ein Senat, theild aus den mit ben fiebenbärgifhen Geſetzen und 
Landeöverhältniffen volllommen vertrauten Räthen, theild aus Räthen, welche mit 
der ungariſchen LKegidlation genau bekannt find, zufammenzufegen ($. 21). In An- 
gelegenheiten dagegen, zu deren Entfheibung die Kenniniß der älteren Landesgeſeße 
der in den 88. 19— 21 bezeichneten Kronländer (Ungarn, Groatien, Slavonien, fer 
biſche Woymwodfhaft, Temeſer Banat und Siebenbürgen) nicht weſentlich erforderlich 
if, wie inöbefondere für Handeld- und Wechjelftreitigkeiten, dann in dem Maße ald 
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die öflerreichifche bürgerliche, und Girafgefehgebung auch In jenem Kronlandern ein» 
geführt wird, für Nechtöfachen, wobei es auf die Anwendung diefer Geſetze ankommt, 
fönnen die Senate auch in Beziehung auf die aud Ungarn, Groatien, Slavonien, 
Siebenbürgen , der ferbifgen Woimodfhaft und dem Zemefer Banate einlangenden 
Geſchäſte durch Borfigende mit Zuzichung von Stimmführern gebildet werden, welche 
gewöhnlich zur Entſcheidung and anderen Kronländern verwendet werben ($. 32). 
Des Generalprocurator am oberſten Gerichts- und Gaffationshofe ift der oberfle 
Wächter der Rechtseinheit, und der richtigen Anwendung des Gefeped. Ihm liegt es 
daher ob, felbft gegen rechtäfräftige Straferlenniniffe, die auf unrihtiger Anwendung 
des Geſeßes beruhen, von Amtswegen, oder über Auftrag des Juſtizminiſters die 
Nichtigkeitsbeſchwerde zur Wahrung des Geſeßes zu ergreifen. In Givilfachen bat 
er, wenn er entweder von einer ungleichen Rechtsanwendung in verſchiedenen Kron⸗ 
ländern, ober von einer unrichtigen Auslegung des Befeped Kenntniß erlangt, über 
Auftrag des Juftizminifterd die Abhaltung einer befonderen Plenarfigung de: ober 
fien Gerichts⸗ und Gaffationdhofed (8. 16 lit. ſ) zum Behufe der Entfcheidung der 
Rreitigen Rechtsfrage zu beantragen. Eine ſolche Entſcheidung hat den un— 
tergeordneten Berichten ald Erläuterung zu dienen (8.36 R. ©. u. 
R. BI. Rr. 325 vom 9. 1860). 


Lant Erlaß des Iufizmmifteriumd vom 2). Jänner 1852 haben Se. E. f. 
apoſtol. Majeftät mit a. h. Entſchließung vom 17. Yänner 1852 anzuordnen gerubt, 
daß bei dem Umftande, als Lünftighin in Gemäßheit der Faiferl. Verordnung vom 
11. Jänner 1882, $. 12 (Rr. 5. R. G. Bl.), der Gaffationdhof ale Richtigkeite- 
beſchwerden ohne Unterſchied, ob der Tag der Berhaudlung ſchon früher anberaumt 
worden fei, oder nicht, ohne Beiziehung der Staatdanwaltfhaft, und des Angellagten 
oder feined Bertheidigerd in nicht öffentlicher Sißzung entfcheiden foll, bie 
General» Brocuratur mit den Generalabvocaten am oberfien Gerichts⸗ und Caſſa⸗ 
tionähofe anfzubören babe (R. 8. u. R. DL Ne. 24. 8. ©. u. R. BL Rr. 50 vom 
J. 1852). | | 


Die Zufammenfielung der voraugeſchickten Anordnungen, verglichen mit dem 
8. 12 des b. Geſetzbuches, wodurd den in einzelnen Fällen ergangenen Berfügungen, 
und den von den Richterſtühlen in befonderen Rechtsſtreitigkeiten gefällten Urteilen 
die Oefepeötraft abgefprochen wird, fcheint in Bezug auf die in der R. Zr. B. Rr. 2 
dem Juſtizminiſt erium zuerkannte Macht durch den oberſten Gerichts- und Gaffa- 
tiondhof Sefepeserläuterungen zu veranlaſſen, die Anſicht zu begründen, daß 1) ber 
obere Gerichts⸗ und Caſſationshof in ben von den Gerichten verfchieden oder un⸗ 
richtig entſchiedenen Rechtsfragen eine Entfheidung, welche zugleich als Gefetzes⸗ 
erläuterung den unteren Gerichten zu dienen hat, nur dann zu fällen berechtigt iſt⸗ 
wenn bdiefelbe in einem Plenarfenate über fpeciellen Auftrag des Juſtizminiſters be- 
thloffen wird; 2) daß, wenn eine folche Enticheidung zur Erläuterung einer fpeciell 
fiebenbürgifchen Rechtofrage dienen fol, und diefelbe nicht ohnehin in einem Plenar⸗ 
fenate fämmtliher Räthe des eberſten Gerichts» und Gaffationähofed. ſondern nur 
cinem flellvertretenden Plenarſenate von 15 Mitgliedern beſchloſſen werben foll, dazu 
die Mitwirkung jener Räthe, welche der fiebenbürgifchen Randeögefepe kundig find, 
erfordert werde; 3) daß fich die gefegerläuternde Befugniß des oberſten Gerichte» 
und Gafjationähofes nur auf ſolche Befepe befhränte, weldhe bei den unteren Ge⸗ 
richten eine verfchiedene oder unrichtige Auslegung gefunden haben, nicht aber au 


‘ 
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auf ſolche Befehe, deren Anwendung ben Gerichten gar nicht zukömmt, 3. B. politiſche, 
Samerals Finanz » Borfchriften. 

Diefed Recht der Befepeserläuterung wird gegenwärtig fo ausgeübt, daß ber 
oberfte Gerichts» und Gaffationshof in Fällen, wo ihm eine folde Erläuterung 
wünſchenswerth erfheint, darüber an das Juftizminifterium feine Anträge ſtellt, 
welches diefelben im Falle feiner Zuftimmung als eine vom oberften Gerichtd- und 
Caſſationshof befchloffene Gefeped- Erläuterung mittel einer Juſtizminiſterial⸗Ver⸗ 
ordnung an die Gerichte hinausgibt. 


8.9. 


Geſetze behalten fo Tange ihre Kraft, bis fie von dem Geſetzgeber abgeändert oder ausdrücklich 
aufgehoben werben. 


Geſetze behalten fo lange ihre Mraft bis fie nicht ausdrüdlih vom Gefep- 
geber, oder auch ftillfehweigend durch eine Rechtsgemohnheit abgeändert, oder 
aufgehoben werden (Tr. 1. 2. 8. 9. vergl. mit C. C. II. 1. art. 13 und Arı. 
nov, 7. a. 1791). 

$. 10. 


Auf Gewohnheiten kann nur in den Yälen, in welchen fi ein Befeg darauf beruft, Müdficht 
genommen werden, 


J. 


Nah ungariſchem Rechte: Die Gewohnheit (consvetudo), wor— 
unter man jenes Recht verfteht, welches durch die Gebräuche (moribus) deffen 
eingeführt wird, der mit der Macht, ein Geſeß zu geben, bekleidet ift, befikt Ge- 
ſetzeskraft. Die Erfordemiffe derfelben find: 

1) daß fie vernunftgemäß fei, daß fie einen rechtlichen Grund habe, 
und zum allgemeinen Wohle diene; 

2) daß fie verjährt ſei, d. h. daß ſie eine beſtimmte Zeit beſtanden habe, 
und eben durch den Verlauf der zur Verjährung erforderlichen Zeit bekräftigt 
worden ſei. In einem Falle, wo die Gewohnheit gegen dag bürgerliche Recht 
ift, genügt zu ihrer Giltigkeit der Verlauf von 10 Jahren; ift fie gegen has 
kanoniſche Recht gerichtet, werden hiezu 40 Jahre erfordert; in jenen Rechten 
aber, welche dem Landesfürften als Zeichen der oberften Staatsgewalt vorbehal- 
ten find (Majeftätsredhten), Tann die Rechtsgewohnheit nur dann Plab greifen, 
wenn die Zeit ihrer Dauer fo weit hinaufreicht, daß ſich Niemand ihres run 
erinnern Tann; 

3. daß fie aus einer Wiederholung gleihförmiger, in ve a6: 
fit zu verbinden, flattgefundener Handlungen entflehe, weil zu 
einer einzigen Handlung die Zuftimmung des Volkes nicht vorausgefeht werben 
fann. Es werben nämlich fo viele umd fo notorifhe Handlungen erfordert, daß 
ſich mit Wahrſcheinlichkeit annehmen läßt, diefelben feien zur Kenntniß des Volkes 
gelangt. Kann. jedoch die ftillfehweigende Zuflimmung des Volkes auch aus 
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anderen Umftänden erfannt werden, fo ift eine äftere Wiederholung der Hand- 
lungen nicht firenge nothwendig. 

Die Rechtsgewohnheit unterfcheidet fih vom Geſetze: 

1. als ein tillfHweigendes vom ausgeſprochenen Gefeke, indem 
in dem Leßteren der Geſeßgeber mit beftimmten Worten feinen Willen erflärt, der 
Gewohnheit aber feine Zuftimmung durch Stikfchweigen, oder dadurch, daß er 
ihr nicht widerſpricht, ertheilt; 

2. ald ein gefhriebenes vom nichtgeſchriebenen Geſetze; was 
aber feine weſentliche Unterfcheidung derfelben bildet, indem eine Rechtögewohn- 
heit, wenn fie auch niedergejchrieben wird, ihre Natur fo lange beibehält, his ihr 
der Gefeßgeber nicht mit beſtimmten Worten feine Zuftimmung ertheilt; 

3. als ein momentanes von einem nach und nad fih ausbilden» 
den Gefebe; indem die Rechtsgewohnheit nicht fo wie das Geſetz aus einem 
einzigen legislativen Acte ihren Urfprung herleiten Tann. 

Die Rechtsgewohnheit hat eine dreifache Wirkung: 

a) eine erflärende, indem fie dem zweifelhaften Gefebe eine beflimmte 
Auslegung gibt (vergl. 8. 6); 

b) emenahahmende, indem fie Etwas nad der Analogie der Geſetze 
feftfeßt (vergl. $. 7); 

e) eine aufhebende, indem fie dem beftehenden Gefeke ein anderes 
Necht entgegenftellt. In Bezug auf lebtere Wirkung gelten folgende Regeln: 

1. geht die Rechtögewohnheit voran, und folgt diefer ein allgemeines Ge⸗ 
ſetz nad, fo wird fie durch lebteres aufgehoben; 

2. geht das Geſetz voran und folgt diefem die Rechtsgewohnheit nad, fo 
hebt fie das Geſetz auf; was aber nur von einer allgemeinen Rechtsgewohn⸗ 
beit gilt, denn beſchränkt fi diefelbe nur auf einen beftimmien Ort, jo kann fie 
auch nur das Statut diefes Ortes aufheben (Tr. prolog. 10, 11 und 12). 


U. 

Rah fahfifhem Rechte. Die Rechtsgewohnheit (jus consveludi- 
narıum, consveludo), wenn fie mit dem gefchriebenen Rechte in feinem Wider: 
ſpruche fteht, dem allgemeinen Wohle nicht hinderlich, und wirklich durch eine 
hinreichend lange Gepflogenheit eingeführt worden iſt, wird dem Gefebe gleich 
geachtet (longa consveludo, quae utilitales publicas non impedil, pro lege 
servabitur. Si. L. I. t. 1. 8. 7T.) 3.8. Albrich: Sächſiſches Privatreht. Einl. 
VII. S. 5. 


— — ——— — — 


Die ad 8. 6. 1. angegebene Nechtoͤregel, daß dem Richter die Befugniß nicht 
zuſtche, über bad Geſeß. ſondern blos mac demſelben zu uxiheilen,, findet auf bie 
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Nechtögewohnbeit Leine Anwendung. Bei dem erfteren wird nämlich dur den Mar 
ausgeſprochenen Willen des Geſetzgebers die Nechtöfrage beftimmt, und zweifellos 
entſchieden; bei diefer aber handelt es ſich um eine Thatſache, welcher nur unter den an- 
geführten näheren Umftänden die Kraft eined Gefeged zukömmt. In Fällen alfo, wo 
die Rechtgewohnheit mit dem gefchriebenen Geſetze in Widerſpruch fleht, flreitet Die 
techtliche Bermuttung immer für das Gefeg, und der Gerichtägebranh bringt es 
mit fi, daß jeme Partei, welche ſich auf die Rechtsgewohnheit beruft, dieſe auch in 
ihren thatſächlichen Bedingungen beweifen mülfe. 


5. 11. 


Rur jene Statuten elugeiner Provinzen und Landesdesirfe haben Geſegeskraft, welche nad ber 
Rundmachnng diefed Geſetzbuches von dem Landes fürſten ausprüdiih beftätiget werben. 


Satzungen, Statute (statuta, jus munieipale, seu jus posilivum alicujus 
toci) befitzen geſetzliche Kraft, jedoch nur für die Bewohner der Zandestheile, des 
Drtes, oder für die Glieder der Körperfchaft, für welche fie erlaffen worden find 
(vergl. $. 4). | 

Das Recht, folde Satzungen, Munieipalftatute zu erlaffen, gebührt im 
Allgemeinen allen Körperſchaften, welchen auf ihre Glieder eine gefekliche Juris⸗ 
dietionsgewalt zuſteht. Speciell werden vom Geſetze als befugt zum Erlaſſe 
von Statuten bezeichnet: | 

a) die Berfammlungen der recipirten Nationen, der Ungarn, 
Szefler und Sachſen. Solchen Berfammlungen verdanken die Statuten der 
Seller, das Municipalgefehbuh der Sachen, und die übrigen aus den jährlich 
zweimal abgehaltenen Berfammlungen der ſächſiſchen Nation (Sonflur, Nations- 
Univerfität) entftandenen Sabungen (f. g. Univerfitäts - Statute) ihren Urfprung. 
Bergl. Borkenntniffe Abf. V. VI. 

b) die Berfammlungen des grundbefigenden Adels der (num 
mehr aufgelöften) ungarifhen Comitate und Diftricte, und der Szeklerſtuͤhle 
(Marcalcongregationen); im Sacdjenlande die Berfammlungen der 
einzelnen Jurisdictionsbezirte (Stuhleverfammlungen) ; 

c) die Communen der. freien Städte, Märkte (Taralorte, oppida 
“ nobilium) und Dörfer (gleichbedeutend mit Gemeinderath); 

d) die Zünfte, Handels: und Gewerbs-Innungen. Die Bil 
tigkeit der Statuten wird dadurch bedingt: 

1. daß fie in den gemeinfamen Verfammlungen mit Stimmenmehrheit 
befchloffen werden; 

2) daß fie nur Localgegenftände, innere Angelegenheiten der befchließenden 
Koͤrperſchaft regeln; 

3. daß fie mit den Landesgeſetzen nicht im Widerſpruche ftehen; 

4) daß fie ausdrücklich, oder wenigftens ſtillſchweigend die Genehmigung 
des Landesfürften erhalten, als ſtillſchweigende Genehmigung wird es angefehen, 
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wenn die den betreffenden Regierungsorganen zur Einfipt regelmäßig vorzulegen- 
den Verhandlungsprotocolle ohne Bemerkung, der beſchlußfaſſenden Körperjchaft 
zurüdgeftellt werden (Tr. prolog. 8. $. 3. Tr. II, 2. Art. nov, 12. und 13. 
a. 1791. Reg. B. vom I. 1795 — 1805). 


4. 12. 


Die In einzelnen Faällen ergangenen Berfügungen und vie von Richterſtühlen in beſondern ARechts⸗ 
Areitigfeiten gefäliten Urthetle. haben nie Die Ataſt eines Gefeget, — auf andere Faͤue oder anf 
andere Berfonen nicht ausgedehnet werden. 


L 


Rah ungariſchem Rechte: Die Entſcheidungen der oberenGerichte⸗ 
Höfe des Laudes (ſ. g. Präjudicien der beſtandenen k. Gerichtötafel des k. 
Guberniums und der k. Hofkanzlei, Ordinarioram Regni Jadicum), wenn fie in 
mehreren Fällen in einer und derfelben Art mad Weiſe, und in demfelben Proceß⸗ 
verfahren erflofien, uud durch die gerichtliche Execution bekräftigt worden find, 
baben für die unteren Gerichte, in Straffällen, welche das Geſeß in Zweifel laßt, - 
verbindende Kraft. Aus demfelben entwidelt id der fogenannte Gerihtögebraud. 
Sie werden nur durch ein eutgegengeſeßtes Landesgefeh aufgehoben. Uebrigens 
fordert die allgemeine Rechtöficgerbeit, daß ſolche Entfheidungen, um das Weſen 
des Gerichtsgebrauches anzunehmen, durch die betreffenden Gerichte gefammelt 
und in ein befonderes Urkundenbuch eingetragen werden (Tr. IL. 6. vergl. mit 
Tab. Instr. $. 16). 

JL 


Nah ſächſiſchem Rehte bilden richterliche Entſcheidungen feine Quelle 
des bürgerlihen Rechtes. 


Bei wen die Erecntion rechtöfräftiger Urtheile anzufuchen ift, beflimmt der 
8. 439 der G. Pr. DO. vom 3. Mai 1852. 


«13. 

Die einzelnen Berfonen ober au — verliehenen Privilegien umd Befreiungen find, 
infoferm hierüber die politiſchen Berorbuungen feine befondere Beſtimmung enthalten „ gleich den übrigen 
Gesten zu beutibelicn. 

Unter Brivilegium wird eine befondere vom Landesfürften einer oder meh: 
teren Perſonen ertheilte Begänftigung, welche in der Negel eine Ausnahme vom 
gemeinen Rechte begründet, verftanden (Principis Denelleiäm, saepe contra 
commune jus indullum). 

Privilegien können nur vom rechtmäßigen Landesfürften, und nut über 
ſolche Regie und Dinge, welche der landesfürſtlichen Machtvollklommenheit zus 
kommen, verlichen werden. 
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Nechtögewohnheit Leine Anwendung. Bei dem erfteren wird nämlich durch den f! 

ausgeſprochenen Willen ded Gefepgeberd die Nechtöfrage beftimmt, und zweifel " 
entfchieden; bei diefer aber handelt es fi um eine Thatſache, welcher nur unter den - . 
geführten näheren Umftänden die Kraft eined Geſetzes zukömmt. In Fällen alfo, 
die Rechtsgewohnheit mit dem gefchriebenen Geſetze in Widerſpruch ſteht, fireite 
techtliche Bermuthung immer für das Geſetz, und ber Gerichtsgebrauch brin 
mit fi, daß jeme Partei, welche fi auf bie Rechtsgewohnheit beruft, dieſe aı 

ihren thatfählihen Bedingungen bemweifen müſſe. 


3. 11. 


Nur jene Statuten einzelner Provinzen und Landesbezirke haben Geſetzesekraft, welche 
ſundmachung dieſes Geſetzbuches von den Landesfürſten ausdrüclich beſtätiget werben. 


Satzungen, Statute (statuta, jus municipale, seu jus posilivum . 
loei) befiben geſetzliche Kraft, jedoch nur für die Bewohner der Landestk 
Drtes, oder für die Glieder der Körperfchaft, für welche fie erlaffen we 
(vergl. $. 4). 

Das Recht, ſolche Sapungen, Municipalftatute zu erlaffen, g 
Allgemeinen allen Körperfhaften, welchen auf ihre Glieder eine geſetzl 
dictionsgewalt zufteht. Speciell werden vom Gefebe als befugt ı 
von Statuten bezeichnet: | 

a) die Berfammlungen der recipirten Nationen, . 
Szefler und Sachſen. Solden Berfammlungen verdanken die . 
Szeller, das Mumicipalgefebbu der Sachſen, und die übrigen au 
zweimal abgehaltenen Berfammlungen der fähfifhen Nation (Kor 
Univerfität) entftandenen Satzungen (f. g. Univerfitäts - Statute) i 
Bergl. Borkenntniffe Abf. V. VI 

b) die Berfammlungen des grundbefigenden Ar 
mehr aufgelöften) ungarifchen Gomitate und Diftricte, und d 
(Marcalcongregationen); im Sadfenlande die Berfam 
einzelnen JZurisdictionsbezirte (Stuhlöverfammlungen) ; 

c) die Sommunen der. freien Städte, Märkte (° 
nobilium) und Dörfer (gleihbedeutend mit Gemeinderath) ; 

d) die Zünfte, Handels: und Gewerbs⸗Innu 
tigkeit der Statuten wird dadurch bedingt: 

1. daß fie in den gemeinfamen Berfammlungen mi’ 
befchloffen werden; 

2) daß fie nur Localgegenftände, innere Angelegenheiı 
Körperfhaft regeln; 

3. daß fie mit den Landesgeſetzen nicht im Widerſpr 

4) daß fie ausdrücklich, oder wenigſtens ſtillſchweig 
des Landesfürften erhalten; als ſtillſchweigende Genehmig 
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Die Privilegien find a) perfünliche, melde blos der begünſtigten Perfon 
anhängen; b) dingliche, welde eine Sache zum Gegenflande haben, und mit 
diefer an den Rechtsnachfolger übergehen; c) zeitliche, wenn fie auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit verliehen werden. 

Die Erforderniſſe derſelben find: 


a) innere, welche darin liegen, daß ſie wahr fen den volllommen be⸗ 
gründeten Nechten Anderer, dem gemeinen Rechte, und den Rechten des k. Yiscus 
nicht zuwiderlaufen, daher fie auch die Clauſel „Salvo jure Fisci“ und „Salvo 
jure alieno“ enthalten follen. Der Mangel der letzteren Clauſel a die Giltig- 
keit des Privilegiums nicht auf; 

b) äußere, melde darin beftehen, daß fie aus der Kanzlei des Landes» 
fürften (febenbürgifche Hoftanzlei) in der herkömmlichen Weiſe und Style, und 
verjehen mit den vorgefhriebenen Foͤrmlichkeiten, namentlih: mit Anfebung des 
Verleihungstages, deutlicher Angabe des Namens des Begünftigten, des verlie- 
henen Rechtes oder Sache; mit fehlerlofer Schrift, mit der Unterfchrift des 
Randesfürften, des Hofkanzlers, eines Hofrathes und Secretärs und mit Beie 
druͤckung des Iandesfürftliden Siegels ausgefertigt werden. — 

Die Privilegien verlieren ihre Kraft: 

1) durch den Mißbrauch derfelben; 

2) wenn davon nicht in der vorgefchriebenen Zeit, durch feierlihe Kund⸗ 
machung derfelben, Gebrauch gemadt wird. Das Gefeh beftimmt hiefür den 
Berlauf eines Jahres, vom Tage der Verleihung an geredhnet. Die Kundma- 
hung hat, je nachdem durch das Privilegium ein Recht für das ganze Rand, oder 
nur für beftimmte Drte verliehen wurde, auf dem Landtage, in den Marcal-Eon- 
gregationen, Stuhls⸗Verſammlungen, Stadt, Dorfs-Communitäten u. f. w., 
wo der Begünftigte feinen Wohnſitß hat, und wenn derfelbe einer Zunft angehört, 
auch in der Verſammlung der dazu gehörigen Glieder zu gefchehen. 

3) wenn der Begünftigte fih des Verbrechens der Majejtätsbeleidigung 
oder des Hochverrathes fhuldig gemadt, und vom betreffenden Gerichte derjelben 
übermiefen worden ift; 

4) dadurd, daß fie einem Anderen zu offenbarem Schaden gereichen, weil 
die rechtliche Vermuthung dafür fpriht, daß der Landesfürf durch Die Verleihung 
des Privilegiums keineswegs das bereits beftchende Recht oder BT (Birtual«) 
Necht eines Anderen habe verlegen wollen ; 

5) wenn fie durch ein richterliches Endurtheil ua voten) für un⸗ 
giltig erflärt werben. 


6) durch die ansdrüdliche oder ſtillſchweigende —— des Begln- 
fligten auf bie za des Privilegiums ihm zufommenden Vortheile 
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- 7) wenn der Begünftigte ein zweite, dem erften entgegengefebtes Privile- 
gium erhält, indem die Annahme deſſelben von felbft eine Verzichtleiſtung auf 
das frühere in fi faßt. 

8) wenn der Landesfürft das Privileginm aus gegründeten Urſachen wider 
ruft. Ausgenommen find hievon die Adels: und Güterverleibungen (f. g. Dona- 
tionen, donaliones regiae) die unwiderruflid (jure irrevocabili) verliehen 
werden. | 

9) durch ein Landesgefeh, welches die ausdrüdliche Aufhebung eines Pri⸗ 
vilegiums ausfpricht; 

10) die zeitlichen Privilegien, mit Ablauf der beftimmten Zeit; die per- 
fönlihen mit dem Tode der begünfligten Berfon; die dinglihen mit dem 
Untergange der verliehenen Sache. j 

Allgemeine Rechtsgrundſätze bei Beurtheilung der Giltigkeit der Privilegien 
find: 

1) daß Ddiefelben ala Ausnahmen des gemeinen Rechtes beftehen, und ale 
folge das gemeine Recht in den nicht ausgenommenen Fällen befefligen. 

2) daB diefelben, wenn fie den Grundgefeben des Landes, der Moral und 
der Ehrbarkeit zuwiderlaufen, ungiltig find (Tr. U. 7. 8. 9. 11. und 13. €. C. 
IV. 12. art. 2. A. C. IV. 13. art. 1.7 3. 8. Albrich: Saͤchſiſches Privatrecht. 
Ginl. IX. X. und XI. ©. 7. 8. 

Ber fih duch ein Brivilegium in feinen Rechten verletzt findet, iſt berech⸗ 
tigt die Ungiltigfeitserflarung derfelben zu verlangen. Zu diefen Behufe muß 
bei der Kundmachung des Privilegiums Proteft dagegen eingelegt, und nachge⸗ 
wiejen werden, daß das Privilegium wirklich einen Eingriff in die Rechte des 
Klägers enthält (Tr. II. 9. 10. 11. und 12). 

Die befondere Borlegung der Privilegien zur Beflätigung durch den neuen 
Landesfürften ift nicht erforderlich, ſondern diefe gefhieht im Allgemeinen beim 
Regierumgsantritte durch die Ausftellung des Affecurationg-Diplomes (diploma 
assecuralorium) und durch die Beftätigung des Leopoldiniſchen Diplomes, deſſen 
Art. 2 die Privilegien in Kraft erhält (Art. nov. 1 und 2. a. 1791 und 1.a. 
1841). 


Siebenbürgen bat früher fein fpecielled Gefep über Induftrie- Privilegien be» 
jeffen. Solche Privilegien, deren es im Lande äußerſt wenige gibt, wurden nad, den 
allgemeinen Landesgeſetzen beurtbeilt. 

Das kaiferl. Patent vom 15. Auguft 1852 (R. ©. BI. Nr. 184. L. G. u. 
R. BL Rr. 223), wirkfam für den ganzen Umfang des Reiches, unthält das neue 
zum Schutze von Entdedungen, Erfindungen und Berbefferungen im Gebiete der In- 
duftrie, erlaffene Privilegiengefep. Die wefentlihen Beſtimmungen deflelben find 
auszugsweife: „Begenflände von Privilegien können fein, jede neue Entdedung, Er- 

Sachſenheim, Sriäuterung. 5 





— 
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findung und Verbeſſerung, welche a) ein neues Erzeugniß der Induſtrie, oder b) ein 
neues Erzeugungsmittel, oder c) eine neue Erzeugungdmethode zum Gegenftande hat, 
d ad Privilegium mag von einem. öfterreihifchen Staatdangehörigen, oder von einem 
Ausländer angefudht werden. Man verfteht aber unter Entdedung jede Auffindung 
einer zwar ſchon in früheren Zeiten audgeübten, aber wieder ganz verloren gegangenen, 
oder überhaupt einer im Inlande unbefannten induftriellen Verfahrungsweiſe. Unter 
Erfindung wird jede Darftellung eines neuen Gegenftanded mit neuen Mitteln, 
oder eined neuen Gegenftandes mit ſchon bekannten Mitteln, oder eines ſchon be 
fannten Gegenſtandes mit anderen, ale den bisher für deufelben Gegenfland ange- 
wandten Mitteln verftanden. Als eine Berbefjerung oder Beränderung wird 
jede Hinzufügung einer Vorrichtung, Einrihtung, oder Berfahrungsweife zu einem 
bereitd befannten, oder privilegirten Gegenftande angefehen, durch welche in dem 
Zwecke des Gegenftandes, oder in der Art feiner Erzeugung ein günftigerer Erfolg, 
oder eine größere Oekonomie erzielt werden fol. 0 

Als neu wird irgend eine Entdedung, Erfindung oder Verbefferung betrachtet, 
wenn fie bis zur Zeit des angefuchten Privilegiums im Inlande weder in Ausübung 
ftebt, noch durd ein veröffentlichte Druckwerk hekannt ift (8. 1). Auf Bereitungen 
von Nahrungsmitteln, Getränten und Arzneien, dann auf Entdelungen, Erfindungen 
oder Verbefferungen, deren Ausübung aus öffentlihen Rüdjichten für die Gefundbeit, 
Sittlichkeit oder Sicherheit, oder im allgemeinen Staatdintereffe gemäß den geſetz⸗ 
lihen Anordnungen unzuläffig ift, findet ein Privilegium nicht ftatt (8. 2). Auf 
eine neue Entdelung, Grfindung oder Verbefjerung, welche aus dem Auslaude in 
das öfterreihifche Staategebiet eingeführt werden fol, kann nur dann ein aus— 
ſchließendes Privilegium verliehen werden, wenn die Ausübung derfelben auch im 
Auslande noch auf ein ausfchließended Privilegium befchräntt if. Eine ſolche Ber- 
leihfung fann aber nur dem Inhaber des ausländifchen Privilegiumd oder deifen 
Rechtsnehmer zu Theil werden. Ohne dieſe Befchränkungen ift ein Privitegium auf 
eine im Audlande gemachte, im Inlande aber noch nicht in Ausübung ſtehende Er- 
findung, Entdeckung oder Berbefferung unftatthaft ($. 3). Auf die Berbefferung 
eines ſchon bekannten, oder durch ein auefchliegended Privilegium gefhüpten Gegen- 
flanded, wird nur in der Beſchränkung ein Privilegium ertbeilt, daß fich daſſelbe 
nicht auf den ganzen Gegenftand, fondern nur auf den verbefferten Theil bezieht 
(8. 4). Auf ein wiffenfhaftlihed Princip, oder einen rein wiffenfhaft: 
liden Sag, wird ein ausſchließendes Privilegium nicht ertbeilt, felbft wenn dad 
Princip, oder der Say einer unmittelbaren Anwendung auf ſolche Gegenftände der 
Induftrie fähig ift; wohl aber ift jede neue Anwendung eines ſolchen Principes oder 
Eaped, wodurch ein neues Erzeugriß der Induftrie, ein neued Erzjeugungsmittel, 
oder eine neue Erzeugungsmethode zu Stande kommt, privilegirbar ($. 5). Die 
Bereinigung zweier oder mehrerer unter fich verfchiedener Entdelungen, Erfindungen 
oder Berbefferungen in ein einziged Privilegium iſt nur dann geftattet, wenn diefe 
Entdedungen, Erfindungen, oder Derbefferungen auf einen und den nämlichen Gegen» 
ftand ald Deftandtheile oder wirkende Mittel Bezug nehmen ($. 6). Die Erlangung 
des Privilegiums ift unter den übrigen Bedingungen an die Entrihtung einer be» 
fimmten Zare gebunden ($. 7). Geſuche um ein ausſchließendes Privilegium können 
bei den Statthaltereien, oder bei den politifchen Kreiebehörden eingebracht werden 
(8. 8). Die Zahl von Jahren, anf welche dad Privilegium angefucht wird, und 
verliehen werden foll, kann ohne a. h. Bewilligung 15 nicht üderfchreiten (58. 9, 25). 
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Die Privileginmdtare wird nach der Dauer des Privilegiumd bemeffen, und befteht 
in gleiher Größe, dad Privilegium mag auf eine Entdeckung, Erfindung, oder Ber 
befferung von einem Ausländer oder Inländer angefuht werden. Eie beträgt für 
die erften 5 Privilegiumdjahre 100 fl., für die nächftfolgenden 5 Jahre 200 fl., für 
die legten 5 Jahre 400 fl., welche für die gefammte Anzahl der Jahre auf Einmal 
erlegt werden muß ($. 11). Dad Minifterium für Handel und Gewerbe überprüft 
die ihm von der Statihalterei vorgelegten Privilegiengefuche, und ertheilt, wenn fein 
Hinderniß entgegenfleht, das Privilegtum (8%. 16, 18). Das audfchließende Privi- 
legium fichert und ſchützt dem Privilegirten den ausfchliekfichen Gebrauch feiner Ent: 
dedung, Erfindung oder Berbefferung für die Anzahl von Jahren, auf welche dad 
Privilegium ertheilt wurde ($. 21). Der Privilegirte ift berechtigt, alle Werfftätten 
zu errichten, und jede Art von Hüfearbeiten für diefelbe, welche zur volfländigen 
Ausübung des Gegenſtandes feines Privilegiums in der belichigen weiteften Aus- 
debhnung nötbig find, anfzunehmen, — folglid überall im ganzen Reiche Etabliffe: 
ments und Niederlagen zur Berfertigung und zum Verfchleiße des Gegenftundes feines 
Privilegiums zu errichten, und Andere zu ermächtigen, feine Entdedung, Erfindung 
oder Berbefferung unter dem Schuge feines Privilegiumd auszuüben, beliebige Gefell- 
fhafter anzunehmen, und die Benügung feines Privitegiums-Gegenftandes nad; jedem 
Maßſtabe zu vergrößern, mit feinem Privilegium ſelbſt zu disponiten, es zu ver 
erben, zu verlaufen, zu verpachten, oder fonft nah Belieben zu veräußern, und auf) 
im Auslande auf den nämlihen Begenfland ein Privilegium zu nehmen. Diefe 
Rechte find aber firenge auf den eigentlichen Gegenftanb der privilegirten Entdedung, 
Erfindung oder Berbefferung eingeengt; und dürfen daher nicht auf verwandte Gegen: 
flände ausgedehnt, noch den beftehenden Befegen oder Berehtfamen zuwider ausgeübt 
werden (5. 23). Betrifft das Privilegium eine Berbefferung oder Beränderung eined 
privilegirten Gegenſtandes, fo bleibt ed einzig und allein auf die individuelle Ver— 
befferung ‚oder Beränderung felbft befgräntt, und gibt dem privilegirten Verbeſſerer 
oder Beränderer auf die übrigen Theile des bereitd privilegirten Gegenftanded, oder 
einer ſchon bekannten Berfahrungsart fein Recht, wogegen der Privilegialberedhtigte 
aus deffen Privilegiumsgegenftand die von cinem Andern gemachte privilegirte Ver: 
befjerung oder Beränderung Bezug bat, ebenſowenig die feptere beniiken darf, wenn 
er ſich wicht mit demfelben darüber einverfieht (8. 23). Der Umfang der gefeplichen 
Wirkſamkeit jedes Privilegiums erſtreckt fih auf das gefammie öſterreichiſche Reichs⸗ 
gebiet (5. 24). Jedes ausfchließende Privilegium beginns vom Tage der Audferti« 
gung der Privileginmd-Urkunde Die Kundmachung des ertgeilten Privilegiumd hat 
aber in der Art und mit jenem Zeitpunkte der Wirkſamkeit flattzufinden, wie e3 für 
die Gelege überhaupt vorgezeichnet ift ($. 26). Diefe Kundmachung bat auch bei 
der angeſuchten und ertheilten Berlängerung, dann ber Abtretung und dem erfolgten 
Aufhören feiner Gültigkeit ftattzufinden (88. 27, 28). Die Privilegien verlieren ihre 
Biltigkeit: 1. durh Nullitäts- und Richtigkeitserklärung: a) Eine ſolche 
fann eintreten, wenn es fi berausftellt, daß die gefeplichen Erforderniffe zu einem 
ausſchließenden Privitegium nicht vorhanden find, b) wenn eine Verpflichtung, welche 
die Giltigfeit des Privilegiums bedingt, nicht erfüllt wird, c) wenn es mit öffent- 
lichen Rüädfihten in Widerftreit tritt; 2. durch Erlöſchung. Eine jolde tritt ein: 
wenn der Privilegirte nicht fängftend binnen einem Sabre, vom Tage der Aus- 
fertigung der Brivilegiumd »Urkunde an gerechnet, feine Entdedung, Erfindung ober 
Berbefferung im Inlande auszuüben angefangen, oder wenn er dieſe Andübung durch 
% > u 
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volle zwei Jahre gänzlih unterbrechen bat, dann db) wenn die urſprüngliche ober 
nachträglich verlängerte Dauer des Privilegiumd abgelaufen ifl, c) wenn dad Privi⸗ 
fegium freiwillig zurüdgelegt wird (8. 29). Sobald ein Privilegium feine Giltigkeit 
verloren hat, fteht die Benüpung der bezüglichen Entdedung, Erfindung oder Ber: 
be fferung unter Beobachtung‘ der beſtehenden Gewerbsgeſetze und fonft einfchlägigen 
Anordnungen allgemein frei ($. 30). Jedes erlangte ausfchließende Privilegium fann 
ſowohl unter Lebenden, ald auch für den Todesfall ganz oder theilweife an Andere 
übertragen werben ($. 35). Die Webertragungdurfunde muß im vorgefchriebenen 
Amtswege von dem Minifterium für Handel und Gewerbe in geſetzmäßiger Form lega⸗ 
lifirt werden (8. 36) zc. 20. — 


5. 14. 


Die in dem bürgerlichen Geſetzbuche enthaltenen B orfhriften haben das Perſonen Recht, Tas 
Eachen⸗ Mecht und die denfelben gemeinfhaftiih zuteommenden Beflinmungen zun Gegenftande. 


Alles Recht hat zum Gegenftande: Perfonen, Sachen und Klagen (omne 
autem jus, quo ulimur vel ad personas perlinet, vel ad res, vel ad acliones) 
das erftere enthalt die Lehre vom Rechtsſubjecte überhaupt (Perſonenrecht); das 
andere die Lehre von den Objecten des Rechtes und der rechtlichen Herrfchaft ber 
diefelben (Sachenrecht), und das dritte behandelt die Lehre von der Wieder⸗ 
berftellung und Sicherftellung eines gekränkten Rechtes (Proceßrecht) (Tr. I: 1). 

Die Zuriften Siebenbürgens theilen nach diefer dem römiſchen Nechte ent: 
nommenen Unterfheidung, die fuftematifche Darftellung des Civilrechtes in der 
Regel ein; 

a) in das Perſonenrecht, 

b) in das Sachenrecht, und infomweit Letzteres in Rüdficht feiner Ausdehn⸗ 
barkeit auf mehrere Berfonen ein dDingliches, oder ein perfönliches ıft, 

c) in das Obligationentecht, d. h. die Lehre von den Handlungen fremder 
Perſonen auf Grund eines Forderungsverhältniffes (obligatio). (3. K. Albrich. 
Sächſiſches Privatreht. Einl. XVIN. of. Zimmermann: Siebenbürgifh: 
Ungarifches Privatrecht. Mier. Cinl. 8.2. A. Dosd de Mäkfalva: Jus Trans- 
silvanieum privatum, fer. Einl. $. 8. 


* 


| Erſter Theil, 


Bon dem Perſonenrechte. 


Erftes Hauptſtück. 


Bon den Rechten, welche ſich auf perfänliche Cigenfchaften und 
Verhältniffe beziehen. 


$. 15. 
Die Perſonen⸗ Rechte beziehen ſich thelle auf perſoͤnliche Cigeuſchaften und ——— theile 
gründen fie ih in dem N 
8. 16. 


Jeder Menſch bat angeborne, ſchon durch die Vernunft einleuchtende Rechte, umd iſt daher als 
eine Perſon zu betrachten. Sclaverei oder Leibeigenſchaft, und die Antübung einer darauf ſich bezichenden 
Macht wird in dieſen Ländern nicht geftatter. 


N. Tr. V. Nr. 3 
Ieder Eclave wird in dem Angenblide frei, da er das öfterreichifche Staatsgebiet, oder au nur 


ein oͤſterreichiſches Schiff betritt. Ebenſo erlangt jeder Sclave and im Austande feine Wreiheit in dem . 


Angenblide, in weichem er unter mas immer für einem Titel an einen Öfterreichifhen Unterthan aid Sclave 
überlaffeu wird. (Allerhochſte Entſchließnng vom 25. Juni. Hofdecret vom 25. Auguft 1826, $. 1, Ar. ——— 
J. G. S.) 


Die Eintheilung des fiebenbürgiſchen Rechtes in das öffentliche (Staatsrecht) 
oder bürgerliche (Civilrecht), iſt nicht eine durch die poſitive Geſetzgebung ſelbſt gege⸗ 
bene, ſondern nur eine durch die Doctrin der heimiſchen Rechtsgelehrten aufge⸗ 
ftelite. Als ſolche fallt fie auch mit der gleichen Eintheilung des a, b. ©. B. 
(vergl. $. 1) zufammen. 

Weoenn aber bei der Eintheilmng der Rechte, nur auf das Rechtsſubject, den 
Verechtigten gejehen wird, fo kaun bei der Darftellung des fiebend. Civilrechtes, 
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Rechtsgewohuheit feine Anwendung. Bei dem erſteren wird nämlich durch den Mat 
ausgefprochenen Willen des Gefepgeberd die Rechtöfrage beſtimmt, und zweifellos 
entfchieden; bei diefer aber handelt es fich um eine Thatiache, welcher nur unter den an- 
geführten näheren Umftänden die Kraft eined Gefeped zufümmt. In Fällen alfo, mo 
die Rechtsgewohnheit mit dem gefchriebenen Geſetze in Widerſpruch fteht, freitet die 
techtlihe Bermuthung immer für das Gefeh, und der Gerihtögehrand bringt ed 
mit fi, daß jeme Partei, welche fi auf bie Rechtägewohnheit beruft, dieſe au in 
ihren thatfächlihen Bedingungen beweifen müffe. 


8.11. 


- Mur jene Gtatnten einzelner Provinzen und Landesbezirke haben Geſeteskraft, welche nad der 
Kundmachung dieſet Gefetzbuched von dern Laudesfürften ausdrüclich beftätiget werben. 


Satzungen, Statute (statuta, jus municipale, seu jus posilivum alicujus 
loei) befitzen gefehlihe Kraft, jedoch nar für die Bewohner der Landestheile, des 
Drtes, oder für die Glieder der Körperſchaft, für welche fie erlaffen worden find 
(vergl. $. 4). 

Das Net, ſolche Sapungen, Mumieipalftatute zu erlaffen, gebührt im 
Allgemeinen allen Körperfchaften, welchen auf ihre Glieder eine gefekliche Juris⸗ 
dictiondgewalt zufteht. Speciell werden vom Geſetze als befugt zum Crlaffe 
von Statuten bezeichnet: 

a) die Berfammlungen der recipirten Nationen, der Ungarn, 
Szekler und Sachſen. Solchen Berfammlungen verdanken die Statuten der 
Szeller, das Municipalgeſetzbuch der Sachſen, umd die übrigen aus den jährlich 
zweimal abgehaltenen Berfammlungen der fahfifhen Ration (Conflur, Nations: 
Univerfität) entftandenen Sabungen (f. g. Univerfitätd - Statute) ihren Urfprung. 
Bergl. Borkenntniffe Abſ. V. VI. 

b) die Berfammlungen des grundbefigenden Adels der (nun- 
mehr aufgelöften) ungarifhen Comitate und Diſtricte, und der Szeklerſtühle 
(Marcalcongregationen); im Sadfenlande die Berfammlungen der 
einzelnen Furisdictionsbezirke (Stuhlsverfammlungen) ; 

c) die Communen der. freien Städte, Märkte (Taralorte, oppida 
nobilium) und Dörfer (gleihbedeutend mit Gemeinderath) ; 

d) die Zünfte, Handels» und Gewerbs-Innungen. Die Gil- 
tigkeit der Statuten wird dadurd bedingt: ' 

1. daß fie in den gemeinfamen Berfammlungen mit Stimmenmehrheit 
befchloffen werben ; 

2) daß fie nur Localgegenftände, innere Angelegenheiten der befchließenden 
Körperſchaft regeln; 

3. daß fie mit den Landesgefepen nicht im Widerfpruche ftehen; 

4) daß fie ausdrädlich, oder wenigſtens ſtillſchweigend Die Genehmigung 
des Landesfürften erhalten; als Rillihweigende Genehmigung wird 28 angefeben, 
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wenn die den betreffenden Regierungdorganen zur Cinfiht regelmäßig vorzulegen- 
den Berbandlungsprotocolle ohne Bemerkung, der beihlußfaftenden Körperfchaft 
zurückgeſtellt werden (Tr. prolog. 8. $. 3. Tr. III. 2. Art. nov. 12. und 13. 
a. 1791. Reg. B. vom 3. 1795— 1805). 


8. 12. 


Die in einzelnen Yällen ergangenen Berfügungen und die von Richterküblen in befoudern Rechts⸗ 
Aireitigieiien gehälten Uxthelie, haben wie Yie Saft eines Gefched, fie föünuen auf andere Bäle oder anf 
andere Perſonen nicht ausgedehnet werden. 


L 


Rah ungariſchem Rechte: Die Entſcheidungen der oberenGerichtée⸗ 
höfe des Landes (ſ. g. Präjuditien der beſtandenen k. Gerichtstafel des k. 
Guberniums und der k. Hoflanzlei, Ordinariorum Regni Judicum), wenn fie in 
mehreren Fällen in einer und Derfelben Art umd Weife, und in demfelben Proceß⸗ 
verfahren erfloffen, uud dur die gerichtliche Execution bekräftigt worden find, 
baben für die unteren Gerichte, in Straffällen, welde das Geſeß in Zweifel läßt, 
verbindende Kraft. Aus demſelben entwidelt ih der fogenannte Gerichtögebraud. 
Sie werden nur durch ein entgegengeſeßtes Landesgefeh aufgehoben. Uebrigens 
fordert die allgemeine Rechtöficherheit, daß ſolche Entfheidungen, um das Wefen 
des Gerichtsgebrauches anzunehmen, durch die betrefienden Gerichte gefammelt 
und in ein befonderes Urkundenbud eingetragen werben (Tr. 1. 6. vergl. mit 
Tab. Instr. $. 16). 

I. 


Rah ſächſiſchem Rechte bilden rihterliche Entfheidungen Teine Quelle 
des bürgerlichen Rechtes. 


Bei wen die Erecution rechtöfräftiger Urtheile anzufuchen ift, beftimmt der 
$. 439 der 6. Br. D. vom 3. Mai 1862. 


‚13. 

Die einzelnen Berfonen oder au — Körpern verllehenen Privilegien und Befreinngen ſind, 
inſofern hierüber die politiſchen Verordaungen feine beſondere Beftinunung enthalten, gleich den übrigen 
eqchten ga beurtheilen. 

Unter Privilegium wird eine beſondere vom Landesfuͤrſten einer oder meh⸗ 
teren Berfonen ertheilte Begänftigung, welche in der Regel eine Ausnahme vom 
gemeinen Rechte begründet, verflanden (Prineipis beneflcium, saepe conira 
commune jus indultum). 

Brivilegien können nur vom rechtmäßigen Landesfürfkten, und nur über 
folde Rechte und Dinge, welde der landesfärftlichen Machtvollkommenheit zus 
kommen, verliehen werden. 
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Die Privilegien ſind a) perſönliche, welche blos der begünſtigten Perſon 
anhängen; b) dingliche, welche eine Sache zum Gegenſtande haben, und mit 
dieſer an den Rechtsnachfolger übergehen; e) zeitliche, wenn ſie auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit verliehen werden. 

Die Erforderniſſe derſelben find: 


a) innere, welche darin liegen, daß fie wahr feien, den vollkommen be⸗ 
gründeten Rechten Anderer, dem gemeinen Rechte, und den Rechten des k. Fiscus 
nicht zuwiderlaufen, daher fie auch die Clauſel „Salvo jure Fisci* und „Salvo 
jure alieno“ enthalten follen. Der Mangel der letzteren Claufel ae die Giltig- 
feit des Privilegiums nicht auf; | 

b) äußere, welde darin beftehen, daß fie. aus der Kanzlei des Land es⸗ 
fürften (ſiebenbürgiſche Hofkanzlei) in der hexkömmlichen Weiſe und Style, und 
verjehen mit den vorgeſchriebenen Körmlichkeiten, namentlih: mit Anfeßung des 
Verleifungstages, deutlicher Angabe des Namens des Begünftigten, des verlie- 
henen Rechtes oder Sade; mit fehlerlofer Schrift, mit der Unterfchrift des 
Landesfürften, des Hoffanzlers, eines Hofrathes und Seeretard und mit Bei 
drückung des Iandesfürftlihen Siegels ausgefertigt werden. Ä 

Die Brivilegien verlieren ihre Kraft: 

1) durch den Mißbrauch derfelben; 

2) wenn davon nicht in der vorgefchriebenen Zeit, durch feierlihde Kund⸗ 
machung derfelben, Gebrauch gemadt wird. Das Gefeb beftimmt hiefür den 
Verlauf eines Jahres, vom Tage der Berleihung am gerechnet. Die Kundma⸗ 
Hung hat, je nachdem durch das Privilegium ein Net für das ganze Land, oder 
nur für beftimmte Orte verliehen wurde, auf dem Landtage, in den Marcal⸗Con⸗ 
gregationen, Stuhl» Berfammlungen, Stadt, Doıfs-Communitäten u. f. w., 
wo der Begünftigte feinen Wohnfig hat, umd wen derfelbe einer Zunft angehört, 
auch in der VBerfammlung der dazu gehörigen Glieder zu gefchehen. 

3) wenn der Begünftigte fi des Verbrechens der Majeftätsbeleidigung 
oder des Hochverrathes jhuldig gemacht, und vom betreffenden Gerichte derfelben 
überwiefen worden ift; 

4) dadurd, daß fie einem Anderen zu offenbarem Schaden gereichen, weil 
die rechtliche Bermuthung dafür fpricht, daß der Landesfürft duch die Derleihung 
des Privilegiums keineswegs das bereits beitehende Recht oder ln 
Recht eines Anderen habe verlegen wollen; 

5) wenn fie durch ein richterliches Endurtheil (finalis Rniean) für un⸗ 
giltig erhlärt werben. 


6) durch die ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Berssßtleifung des Begůn⸗ 
ſtigken auf die scan des Privilegiums ihm zulommenden Vortheile. 
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- 7) wenn der Begünftigte ein zweites, dem erſten enigegengefebtes Privile- 
gium erhält, indem Die Aunahme defielsen von felbft eine Verzichtleiſtung auf 
das frühere im fi faßt. 

8) wenn der Landesfürft das Privilegium aus gegründeten Urfachen wider- 
ruft. Ausgenommen find hievon die Adele: und Güterverleibungen (f. g. Dona- 
tionen, donationes regiae) die unwiderruflih Gure irrevocabili) verliehen 
werden. 

9) duch ein Landesgefeß, welches die ausdrüdliche Aufhebung eines Pri⸗ 
vilegiums ausfpricht; 

10) die zeitlichen Privilegien, mit Ablauf der beftimmten Zeit; die per- 
fönlihen mit dem Tode der begünftigten Perſon; die din glichen mit dem 
Untergange der verliehenen Sadıe. j 

Allgemeine Rechtogrundſätze bei Beurtheilung der Giltigkeit der Privilegien 
find: 

1) daß diefelden als Ausnahmen des gemeinen Rechtes beftehen, und als 
folge das gemeine Recht in den nicht ausgenommenen Fällen befeftigen. 

2) daß diefelben, wenn fie den Grundgefehen des Landes, der Moral und 
der Ehrbarkeit zumiderlaufen, ungiltig find (Tr. I. 7. 8. 9. 11. und 13. €. C. 
IV. 12. art. 2. A.C. IV. 13. art. 1.7 3. 8. Albrich: Saͤchſiſches Privatrecht. 
Einl. IX. X. und XI, ©. 7. 8. 

Wer fih durch ein Privilegium in feinen Rechten verlegt findet, ift berech⸗ 
tigt die Ungiltigkeitserklärung derfelben zu verlangen. Zu diefem Bebufe muß 
bei der Aundmahung des Privilegums Proteft dagegen eingelegt, und nachge⸗ 
wiejen werden, daß das Privilegium wirklich einen Eingriff in die Rechte des 
Klägers enthalt (Tr. II. 9. 10. 11. und 12), 

Die befondere Borlegung der Privilegien zur Beſtätigung dur den neuen 
Zandesfürften ift nicht erforderlih, fondern diefe gefhieht im Allgemeinen beim 
Regierimgsantritie dur die Ausftellung des Affecurationd-Diplomes (diploma 
assecuralorium) und durch die Beftätigung des Leopoldinifhen Diplomes, deſſen 
Art. 2 die Privilegien in Kraft erhält (Art. nov. 1 und 2. a. 1791 und 1. a. 
1841). 


Siebenbürgen hat früher kein ſpecielles Geſez über Induftrie- Privilegien ber 
jeffen. Solche Privilegien, deren es im Lande äußerſt wenige gibt, wurden nad ben 
aligemeinen Landesgeſetzen beurtheilt. 

Das Faiferl. Patent vom 15. Auguft 1852 (R. ©. Bl. Nr. 184. 8. ®. u. 
R. BL Nr. 223), wirkſam für den ganzen Umfang des Reiches, enthält dad neue 
zum Schutze von Entdedungen, Erfindungen und Berbefferungen im Gebiete der In⸗ 
duftrie, erlaſſene PBrivilegiengefep. Die mefentlihen Beftimmungen deffelben find 
auszugsweiſe: „Begenflände von Privilegien können fein, jede neue Entdedung, Er: 

Sadfengeim, Grläuterung. 5 
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findung und Berbeflerung, welche a) ein neues Erzeugniß der Induftrie, oder b) ein 
neues Erzeugungdmittel, oder c) eine neue Erzeugungsmethode zum Gegenftande bat, 
das Privilegium mag von einem. öfterreichifehen Staatdangehörigen, oder von einem 
Ausländer angefuht werden. Man verfieht aber unter Entdedung jede Auffindung 
einer zwar ſchon in früheren Zeiten ausgeübten, aber wieder ganz verloren gegangenen, 
oder überhaupt einer im Inlande unbefannten induftriellen Verfahrungsweiſe. Unter 
Erfindung wird jede Darſtellung eines neuen Gegenſtandes mit neuen Mitteln, 
ober eines neuen Gegenſtandes mit ſchon bekannten Mitteln, oder eines ſchon be 
fannten Gegenftandes mit anderen, als den bisher für denfelben Gegenftand ange 
wandten Mitteln verftanden. Als eine Berbefferung oder Beränderung wird 
jede Hinzufügung einer Vorrichtung, Einrihtung, oder Berfahrungeweife zu einem 
bereitd bekannten, oder privilegirten Gegenftande angeſehen, durch welche in dem 
Zwecke des Gegenftandes, oder in der Art feiner Erzeugung cin günftigerer Erfolg, 
oder eine größere Dekonomie erzielt werden fol. 0 

Als neu wird irgend eine Entdedung, Erfindung oder Berbefferung betrachtet, 
wenn fie bis zur Zeit des angeluhten Privilegiumd im Inlande weder in Ausübung 
ftebt, noch durch ein veröffentlichted Druckwerk hekannt ift (8. 1). Auf Bereitungen 
von Nahrungsmitteln, Getränken und Arzneien, dann auf Entdelungen, Erfindungen 
oder Verbefferungen, deren Ausübung aus öffentlichen Nüdjichten für die Gefundbeit, 
Sittlichkeit oder Sicherheit, oder im allgemeinen Staateintereffe gemäß den geſetz— 
lihen Anordnungen unzuläffig ift, findet ein Privilegium nicht ftatt (8. 2). Auf 
eine neue Entdelung, Erfindung oder Verbefferung, welche aus dem Auslande in 
das öfterreichifche Staatsgebiet eingeführt werden foll, kann nur dann. ein aus— 
ſchließendes Privilegium verliehen werden, wenn die Ausübung derfelben auch im 
Auslande noh auf ein ausſchließendes Privilegium befchräntt ifl. Eine ſolche Ber: 
leihbung fann aber nur dem Inhaber des ausländiichen Privilegiumd oder deſſen 
Rechtsnehmer zu Theil werden. Ohne dieſe Befchränfungen ift ein Privilegium auf 
eine im Audlande gemachte, im Julande aber noch nicht in Ausübung ſtehende Er— 
findung, Entdedung oder Berbefferung unftatthaft ($. 3). Auf die Verbefferung 
eined ſchon bekannten, oder durd ein ausſchließendes Privilegium gefhügten Gegen: 
ſtandes, wird nur in der Befchränfung ein Privilegium ertheilt, daß ſich daſſelbe 
nicht auf den ganzen Gegenſtand, fondern nur auf ben vwerbefferten Theil bezicht 
(8. 4). Auf ein wiffenfhaftlihes Princip, oder einen rein wiffenfhaft- 
lihen Sag, wird ein ausfchließended Privilegium nicht ertbeilt, felbft wenn das 
Princip, oder der Sag einer unmittelbaren Anwendung auf foldhe Gegenftände der 
Induftrie fähig ift; wohl aber ift jede neue Anwendung eines ſolchen Principed oder 
Eaped, wodurch ein neues Erzeugriß der Induſtrie, ein neues Erzeugungsmittel, 
oder eine neue Erzeugungsmethode zu Stande kommt, privilegirbar ($. 5). Die 
Bereinigung zweier oder mehrerer unter fich verfähiedener Entdelungen, Erfindungen 
oder Berbefierungen in ein einziges Privilegium ift nur dann geftattet, wenn diefe 
Entdelungen, Erfindungen, oder Berbefferungen auf einen und den nämlichen Gegen» 
ftand ald Beitandtheile oder wirkende Mittel Bezug nehmen ($. 6). Die Erlangung 
des Privilegiumd iſt unter den übrigen Bedingungen an die Entrihtung einer be. 
fimmien Zare gebunden ($. 7). Geſuche um ein ausſchließendes Privilegium können 
bei den Statthaltereien, oder bei den politifchen Kreiebehörden eingebradt werden 
($. 3). Die Zahl von Jahren, auf welche dad Privilegium angefuht wird, und 
verliehen werden foll, fann ohne a. h. Bewilligung 15 nicht überfchreiten (88. 9, 25). 








» 
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Die Privileginmdtare wird nach der Dauer des Privilegiumd bemeſſen, und befteht 
in gleiger Größe, dad Privilegium mag auf eine Gntdedung, Erfindung, oder Ber 
befferung von einem Ausländer oder Inländer angefucht werben. Eie beträgt für 
die erſten 5 Privilegiumtjahre 100 fl., für die nächſtfolgenden 5 Jahre 200 fl., für 
die legten 5 Jahre 400 fl., welche für die gefammte Anzahl der Jahre auf Einmal 
rlegt werden muß ($. 11). Dad Minifterium für Handel und Gewerbe überprüft 
die ihm von der Statihalterei vorgelegten Privilegiengefuche, und ertheilt, wenn kein 
Hinderniß entgegenficht, dad Privilegium (58. 16, 18). Das ausſchließende Privi- 
legium fihert und ſchüßt dem Privilegirten den ausſchließlichen Gebrauch feiner Ent: 
dedung, Erfindung oder Berbefferung für die Anzahl von Jahren, auf welche dad 
Privilegium erteilt wurde ($. 21). Der Privilegirte iſt berechtigt, alle Werkftätten 
zu errichten, und jede Art von Hilfsarbeiten für diefelbe, welche zur vollſtändigen 
Ausübung des Gegenflandes feined Privilegiums im der beliebigen weiteften Aus- 
dehnung nöthig find, aufzunehmen, — folglich überall im ganzen Reiche Etabliffe- 
ments und Ricderlagen zur Berfertigung und zum Verſchleiße des Gegenſtandes feines 
Privilegiums zu errichten, und Andere zu ermächtigen, feine Entdeckung, Erfindung 
oder Berbefjerung unter dem Schuge feines Privilegiumd auszuüben, beliebige Gefell- 
fchafter anzunehmen, und bie Benüpung feines Privilegiums-Gegenftandes nach jedem 
Maßſtabe zu vergrößern, mit feinem Privilegium felbft zu disponiten, es zu ver: 
erben, zu verlaufen, zu verpachten, oder fonft nach Belieben zu veräußern, und auch 
im Auslande auf den nämlihen Gegenſtand ein Privilegium zu nehmen. Diefe 
Rechte find aber firenge auf den eigentlichen Begenftand der privilegirten Entdedung, 
Erfindung oder Verbeſſerung eingeengt; und dürfen daher nicht auf verwandte Gegen 
fände ausgedehnt, noch den beftehenden Geſetzen oder Berechtfamen zumıder ausgeübt 
werden (5. 23). Betrifft dag Privilegium eine Berbefferung oder Beränderung eines 
privilegirten Gegenſtandes, fo bleibt es einzig und allein auf die individuelle Der« 
befferung ‚oder Veränderung ſelbſt befhrantt, und gibt dem privilegisten Derbefferer 
oder Beränderer auf bie übrigen Theile des bereits privilegirten Gegenſtandes, oder 
einer fhon befannten Berfahrungsart fein Recht, wogegen der Privilegialberechtigte 
auf deffen Privilegiumsgegenftand die von einem Andern gemachte privilegirte Ver: 
befierung oder Beränderung Bezug hat, ebenfowenig die letztere benüßen darf, wenn 
er fich wicht mit demfelben darüber einverſteht (5. 23). Der Umfang der gefeplichen 
Wirkſamkeit jedes Privilegiums erſtreckt fi auf das gefammte öſterreichiſche Reichs⸗ 
gebiet (8. 24). Jedes ausſchließende Privilegium beginns vom Tage der Audfertie 
gung der Privilegiumd-Urfunde Die Kundmachung des ertheilten Privilegiumd hat 
aber in der Art und mit jenem Zeitpunfte der Wirkſamkeit flattzufinden, wie ed für 
tie Gefege überhaupt vorgezeichnet iſt ($. 26). Diefe Kundmachung bat auch bei 
der angefuchten und ertheilten Verlängerung, dann der Abtretung und dem erfolgten 
Aufbören feiner Giltigkeit flattzufinden (88. 27, 28). Die Privilegien verlieren ihre 
Siltigkeit: 1. durch Nullitätd» und Richtigleitderflärung: a) Eine ſolche 
fann einireten, wenn es fih herausſtellt, dag die geieglichen Erforderniffe zu einem 
ausfchließenden Privilegium nicht vorhanden find, b) wenn eine Berpflihtung, welche 
die Giltigkeit des Privilegiums bedimgt, nicht erfüllt wird, c) wenn ed mit öffent- 
lien Rädfihten in Widerftreit tritt; 2. durch Erlöſchung. Cine jolde tritt ein: 
wenn der Privilegirte nicht längftend binnen einem Jahre, vom Tage der Aus- 
fertigung der Privilegiumd Urkunde an gerechnet, feine Entdedung. Erfindung oder 
Derbefterung im Inlande audzuübın angefangen, oder wenn er diefe Ausübung durch 
5 a 
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volle zwei Jahre gänzlich unterbrechen bat, dann b) wenn die urſprüngliche ober 
nachträglich verlängerte Dauer ded Privilegiumd abgelanfen if, c) wenn das Privi- 
legium freiwillig zurüdgelegt wird (8. 29). Eobald ein Privilegium feine Giltigfeit 
verloren hat, ſteht die Benüpung der bezüglichen Entdedung, Erfindung oder Ber: 
be fferung unter Beobachtung: der befichenten Gewerbsgeſetze und fonft einfchlägigen 
Anordnungen allgemein frei (8. 30). Jedes erlangte ausſchließende Privilegium fann 
ſowohl unter Lebenden, ald auch für den Todesfall ganz oder theilweiſe an Andere 
übertragen werben ($. 35). Die Uebertragungdurkunde muß im vorgefehriebenen 
Amtswege von dem Minifterium für Handel und Gewerbe in geſetzmäßiger Korm lega- 
lifirt werden (8. 36) zc. 2. — 


5. 14. 


Die in dem bürgerlichen Geſetzbuche enthaltenen B orfhriften haben das Berfouen Hecht, Tas 
Eahen- Recht und die deufelben gemeinidaftiih zufommenden Beflimmungen zum Begenflande. 


Alles Recht hat zum Gegenftande: Perfonen, Sachen und Klagen (onıne 
autem jus, quo ulimur vel ad personas perlinel, vel ad res, vel ad acliones) 
das erftere enthält die Lehre vom Rechtsſubjecte überhaupt (Perſonenrecht); das 
andere die Lehre von den Objecten des Rechtes und der rechtlichen Herrfchaft über 
diefelben (Sachenrecht), und das dritte behandelt die Lehre von der Wieder: 
berftellung und Sicherftellung eines gefrankten Rechtes (Proceßrecht) (Tr. 1: 1). 

Die Juriſten Siebenbürgens theilen nach diefer dem römifchen Rechte ent- 
nommenen Unterf&heidung, die fuftematifche Darftellung des Civilrechtes in der 
Regel ein; 

a) in das Perſonenrecht, 

b) in das Sachenrecht, und infoweit Letzteres in Rückſicht feiner Ausdehn- 
barkeit auf mehrere Berfonen ein dingliches, oder ein perfönliches iſt, 

c) in das Obligationentecht, d. 5. die Xehre von den Handlungen fremder 
Perjonen auf Grund eines Korderungsverhältniffes (obligatio). (J. K. Albrich. 
Sähfifhes Privatrecht. Einl. XVIH. of. Zimmermann: Siebenbürgifd: 
Ungarifches Privatredt.. Mfer. Einl. &.2. A. Dosa de Mäkfalva: Jus Trans- 
silvanieum privatum, Mſer. Einl. 8. 8. 


[4 


Erſter Theil. 


Bon dem Perſonenrechte. 


Erftes Hauptſtück. 
Bon den Rechten, welche fi auf perfönliche Eigenſchaften und 
Verhältniffe beziehen. 


$. 15. 
Die Perforen » Rechte beziehen ih theile auf verfönlihe Kigenfhaften und ————— thcile 
gründen fie ih in dem Aranıllien» Verhäftniffe. 
8. 16. 


Jeder Menſch hat angeborne, ſchon durch die Vernunft einleuchtende Rechte, und iſt daher als 
eine Perſon zu betrachten. Gciaverei oder Leibeigenſchaft, und die Ausũbung einer darauf ſich bezlehenden 
Macht wird in dieſen Laͤndern nicht geſtatten. 


N. Tr. V. Nr. 3. 
Jeder Sclave wird in dem Angenbiide frei, da er das Öfterreicifche Staatögrbiet, oder auch nur 


ein öferreihliches Schiif betritt. Ebenſo erlangt jeder Sclave and) im Auslande feine Freiheit in dem . 


Augenblide, in welchen er unter was immer für einem Titel an einen öfterreihiichen Unterthan als Eclave 
überlaffen wird. (Allerhoͤchſte Entſchliezung vom 25. Junt, Hofderret vom 25. Auguft 1526, $. 1, Rr. an, 
3.0. €.) 


Die Eintheilung des fiebenbürgifchen Rechtes in Das öffentliche (Staatsrecht) 
oder bürgerliche (Civilrecht), ift nicht eine durch die pofitive Gefeßgebung ſelbſt gege- 
bene, fondern nur eine duch die Doctrin der heimiſchen Rechtsgelehrten aufge: 
ſtellte. Als ſolche fallt fie auch mit der gleichen Eintheilung des a. b. G. 2. 
(vergl. $. 1) zufammen. 

Wenn aber hei der Eintheilung der Rechte, nur auf das Nechtsfubject, den 
Verechtigten gefehen wird, jo kaun bei der Darftellung des ficbenb. Civilrechtes, 
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deffen Begriff firglich nicht auf die den Perfonen in ihrer Wechſelwirkung unter- 
einander zuftehenden Rechte beſchränkt, fondern muß vielmehr auch auf die ihnen 
gegenüber der Gefammtheit des Staates, oder der Staatögewalt zufommenden 
Rechte, ausgedehnt werden. Es müſſen nämlich ihre politifchen Rechte, infoweit 
fie ihren privatrechtlihen Verhältniſſen zur Grundlage dienen, mit in den Kreis 
der Darftellung gezogen werden, weil dieſe fonft des richtigen Verſtändniſſes er- 
mangeln wide. Nach diefer im weiteren Sinne genommenen Begrifisbeflimmung 
des fiebenbürgifchen Civilrechtes find die Perfonenrechte der — 
(Staatsangehörigen) begründet: 

A) durch ihre nationelle Abſtammung (Rationalität), 

B) durch ihr Glaubensbekenntniß (Religion). 

Don dem legteren Verhältniſſe wird das Nähere hei $. 39 gejagt. 


I. 


In Rücficht ihrer Nationalität wurden in früherer Zeit unter dem Namen 
des Volkes blos fümmtlihe adelige Einwohner, und die mit politifhen Rechten 
verfehenen deutfchen Coloniften Siebenbürgens (Tr. IL. 4. $. init. Priv. Andr. 
vom 3.1224) verftanden; wozu dann fpäter auch die ungarifhen Bürger hinzu: 
gekommen find. Demzufolge könnten unter „Staatsangehörigen“ eigent- 
ih nur jene Randegeinwohner verftanden werden, welche entweder perfönlich, oder 
dur ihre Repräfentanten an der öffentlihen Staatsverwaltung theilnehmen. 
Da es aber auch außer diefen, noch andere Randeseinwohner gibt, deren Rechte 
durch die Landesgeſetze geregelt, und mit dem Namen der „Vaterlandsſöhne“ 
(patrine filii; hazafiai) belegt werden (Art. nov, 19. a.1791), fo werden unter 
dem Namen des „Volkes“ (Staatsangehörige ‚im weiteren Sinne) fanmtliche 
im Lande wohnenden Rationen verftanden. 


II. 


Die Nationen ſind nun: 

a) ſtändiſche, recipirte (receptae Nationes) und 

b) nicht ftändifche, geduldete (toleratae Nationes, patriae filii). 

Zu den erjteren gehören die durch die Unionsverträge mit einander ver⸗ 
bundenen Nationen der Unger, Szefler und Sachſen. Zu den geduldeten Ratio» 
nen die Walachen (Romänen), Armenier, Griechen, Serben, Zigeuner, Juden u. f. w. 
(Art. nov. 6. a. 1744 und 61. a. 1791). | 


IE. 


Die Union ift die von den drei Hauptuationen Siebenbürgens 
vertragsmäßig eingegangene Verbindung, vermöge welcher fie fih die Ber 
einigung ihrer Kräfte zur Bejorderung und Bertheidigung des allgemeinen Beſten 
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des Landes, und den volltommen gleichen Antheil an der Landesver- 
waltung und den übrigen, ihnen als Nepräfentanten des ganzen Volles, zu⸗ 
fommenden Borrehten, fowie die Emporhaltung der befonderen Rechte jedes 
Einzelnen unter fi, und gegenfeitigen Schuß und Beiſtand wider jede un- 
rehtmäßige Anmaßung ımd gegen jeden Eingriff in diefe Vorrechte zuſicherten. 
Diefe Verbindung, welche bald nad; ihrer Entftehung auch die gleiche Berechtigung 
der vier recipirten Religionen unter ihre Beftimmungen aufnahm , wurde bei jeder 
Gelegenheit des demXandesfürften zu leiftenden Huldigungseides, fowohl von den 
Bolksrepräfentanten, ald auch von jedem angehenden Beamten und neu aufgenom. 
menen Staatsbürger nad der vorgefchriebenen Eidesformel befhworen. Das 
eigentlihe Wefen diefer Verbindung befteht darin: daß die drei verbundenen 
Nationen allein das Land repräfentiren (Härom.nemzetböl ällvan az orszäg) - 
(A. C: II. 1. Art. nov. 6. a. 1744; 5.a. 1791), denen als leitender Grund- 
faß bei Ausübung der Staatsgewalt zu gelten hat, daß 

1) der Stand und die Form der Regierung von Jedermann unberübrt bleibe 
(ut status,.et forma Regiminis ab omnibus intacle observetur). 

: 2) die Rationen ſich gegenfeitig in ihren Rechten, Privilegien und anerkann⸗ 
ten Statuten ohne Nüdfiht der Religion und Perſon ſchützen, ja 
vielmehr die Unterdrüdung eines jeden Brivaten, wer erimmer 
fein mag, verhüten follen (ut una Natio aliam in suis juribus, Privilegiis 
et Approbatis Constitulionibus sine Religionis ei Personarum respectu con- 
servet, quin vel unius privati oppressionem quilibet praepediat. Art. nov. 
t1 a. 1791). | 

Als rein perfönliches Vorrecht begründet der Unionsverdand der drei reci- 
pirten Nationen zunächft die ausſchließende Aemterfähigkeit ihrer Glieder (Dipl. 
Leop. art. 7. Art nov. 19. 20 und 21 a. 1791).*) 


- 


IV. 


Den ftändifhen Nationen gegenüber genießen die nicht ftandifchen nur des 
Rechtes individueller Duldung unter jenen, und können zur Tragung aller Staate- 
laften verpflichtet, feines der fogenannten politifchen und der dadurd bedingten 
Berfonenrehte in Anfpruch nehmen. Die befondern Beſchränkungen, weldyen diefe 
Nationsgenoſſen als blos geduldete unterliegen, werden an den betreffenden Orten 
angegeben. Hier wird nur bemerkt, daß mit Ausnahme der Juden, welde auf 
den Wohnort Karlöburg befchräntt find (A. C. V. Ed. 82), und der von der 
Freizügigkeit ausgefchloffenen Zigeuner (Art. nov. 26. a. 1791), dieſe Landes— 


—— - 





) Siehe die erfien Unionsurkunden vom %. 1437, 1438, 1459 und 1542, bei 
A. 2. Schlöger: Kritifhe Sammlungen zur Geſchichte der Deutfchen in Siebenbürgen. 
©. 46-41, 56—59,.94. 
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eimwohner auf zweierlei Art — Glieder der ftändifchen Nationen werden fönnen; _ 
nämlich dadurch: a) daß fie durch Erwerbung von Grundbeſitz und längere Wohn: 
baftigkeit in bürgerlihem Bebiete, und nad Erfüllung der drtlihen Aufnahms⸗ 
bedingungen Mitglieder einer bürgerlihen Drtögemeinde werden, b) oder daß fie 
als mit dem Bürgerrechte nicht verfehene Baterlandsfähne (extra statum eivium 
couslituli patriae filii) durch Berdienfte den Adel erlangen (Art. nov, 19. a. 
1791). Der Adel aber kann denſelben auch Feine ihrer befunderen Rationalität nad 
zukommenden, fondern nur die Rechte jener Ration verleihen, anf deren Wohn: 
gebiet fie anfäffig find, wie dies ausdrüdfih von den Walachen gefagt wird, 
welche, wenn gleich fie nach Erlangung des Adels ihre Sprache, Gewohnheiten 
und Religion nicht ändern, deßwegen — doch nicht ald Walachen anzufehen find, 
(quorum conditio ea est quae reliquorum Patriae civium, et qui eidem Na- 
tioni e tribus receptis Sysihema hujus Prineipatus conslituentibus, ubi per 
adeptionem bonorum sedem sibi fixerint, hoc ipso absque quarlae Nationa- 
Itatis Ereclione ac Constitulione annumerati sunt Art. nov. 6. a. 1744). 
Ebenfo gebühren au den in Szamosujvar und Eliſabethſtadt wohnenden Arme- 
niern, vermöge der Erhebung dieſer Orte zu k. freien Städten feine anderen 
Rechte, als jene, welche den Bürgern der übrigen privilegirten ungarifhen 
Städte (Taralorte) zukommen, To dag fie in die Reihe derfelben gehörend, 
feine von den drei recipirten Rationen abgefonderte politifche Körperſchaften bil⸗ 
den können (quin per hanc receptionem distinctum a tribus receptis Nationi- 
bus corpus politicum conslituant (Art. nov. 61. a. 1791). 


V. 

Abgeſehen von dem dargeſtellten Verhältniſſe der Landeseinwohner zur 
Staatsgewalt, iſt die Rechtsfähigkeit derſelben entweder eine allgemeine und na— 
türliche (status naturalis), welche die Rechtsunterſchiede nach der Geburt, dem 
Geſchlechte, Alter und der ſowohl körperlichen als geiſtigen Geſundheit begrün— 
det; oder eine juriſtiſche (sialus eivilis conditio) welche theils von der privat«. 
rechtlichen Stellung zu, und in der Gefellihaft und ihren einzelnen Bliedern, 
theild von der Stellung zu einer beftimmten Familie abhängt. 

Rückſichtlich der juriftifhen Rechtsfähigkeit werden unterfchieden : 

A) Inländer, 

B) Fremde. 

„ Die Inländer theilen fi wieder: 


a) Nach ungariſchem Rechte. 
| VI. 
J. In Adelige. Dieſe find: die Ungarn, welche durch eine koͤnigliche 
Schenkung (donatio regia) adeligen Grundbeſitz (Tr. J. 4.) oder einen Adels⸗ 
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brief (armales Tr. J. 6.) erhalten haben, — alle Szekler (nobiles privilegiati 
Tr. II. 4. Dipl. Leopold. art. 14), — alle welche das Indigenat erlangt ha- 
ben (A. C. HI. 41. 1. Art. nov. 1. a. 1748 und 16 a. 1791); — alle Adeligen 
und Indigenen Ungarns (Art. nov. 16. a. 1791); — die Geiſtlichen der re- 
cipitten Religionen, jedoch nur für ihre Perfon, zufolge ihres Amtes (Tr. I. 2. 
C.C. 1.1. a. 4. Art. nov. 6. a. 1744); — die Kinder eines adeligen Vaters 
(Tr.1.22.3) fo wie jene einer Präfecta (Tr. I. 7); — die fogenannten Scharf: 
ſchützen (Baftyafchonen, selopetarii puskäsok C. C. V. Ed. 20 und 21); — die 
Erimirten in den Fiscalherıfhaften (exempti A. C. II. 8.7). | 


v1. 


Em Rechtsunterſchied zwifchen den fogenannten Magnaten und den übri- 
gen Adeligen Kefteht in Siebenbürgen nicht; der immıme (Donatar) Adel ift in 
Rückſicht feiner Standesvorrehte, abgefehen von feinem Titel (Graf, Freiherr, 
Edelmann), einander gleichgeftellt (Tr. I. 2. 8.1.1.9. 8. 7, Ludov. f. Deer. 1351 
art. 11. art nov. 17. a. 1791). Auch die Adcligen, melde feine mit fteuer- 
barem Grunde verfehenen Untertbanen haben (nobiles unius sessionis), und die 
Briefadeligen (Armaliften) find dem immnnen Adel gleichgeftellt, nur daß fe, 
wer fie nicht einen entfprechenden Grundbefik haben, von den fogenannten Ea r- 
dinalämtern, und ſolchen Aemtern, die mit einer Verrechnung verbunden find, 
ausgefchloffen werden (art. nov. 18. a. 1791). 

Die Szekler zerfallen in drei Elaffen, nämlich: in die Brimoren (Föndpek) 
die Brimipilen (Lofök), die Piridarien (Közseg, Köznep, Darabantök). Zum 
eigentlichen Adel können füglih nur die Primoren gerechnet werden, indem fie 
von jeher die Fähigkeit zur Bekleidung der höchſten Civil» und Militärämter be- 
ſeſſen Haben und auch jonft dem Donataradel ganz gleichgeftellt find. Die Primipilen, 
welche feinen anfehnliheren Grundbefiß haben (sallem Ires terrae sorles ei fa- 
eultates) find zu Pferde, die Biridarien zu Fuß zu beftändigem Kriegsdienfte 
verpflichtet, fonft aber einander gleich geftellt (A. C. II. 76, a. 7. C. C. II. 1. 
a. 4) und gehören eigentlich zur Claffe der freien Leute (Freiſaſſen), fo daß fie 
fi nach ihren Pflichten und Rechten füglih dem Bürgerftand anreisen laſſen. 
In Unfehung ihrer Grundbefigreihte (A. C. II. 76. a. 16. 20), der Hemter- 
fähigkeit (Artikel vom 23. Nov. 1505. Benkö Imago Nat. Sieul. p. 37. C. 
C. 1. 4. a. 3) und der Tragung der öffentlichen Laſten (A. C. V. Ed. 67) find 
fie mehreren Beſchränkungen unterworfen. 

Die Adeligen, welche für fih und ihre Grundbefikungen von den Landes⸗ 
fürften adelige Vorrechte unter der Bedingung erhielten, Kriegsdienfte zn leiſten 
{Nobiles conditionati), zu welchen die Scharfihüßen, die Erimirten und die neues 
ven Boeren (Boerones .recentiores) im Fogaraſcher Diftricte gehören, verlieren 
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ihre Freibeit, wenn fie fih dem Kriegsdienfte entziehen (C. C. V. Ed. 21). Für 
ihre Befißungen genießen fie die adeligen Freiheiten nicht in dem Umfange wie 
der Donataradel, namentlich befigen fie nicht das Schankrecht (A. C. IE. 8. a. 7) 
und nicht die gleiche Nemterfähigkeit. Die Familien diefer Claſſe wurden bei Er- 
richtung der Militärgrenge größtentheilg zur Militärdienftleiftung beigezogen. 


vn. 


Freiheiten des Adele. Diefe find: I. das Recht der perfönlichen 
Freiheit und Unantaftbarkeit feiner Perfon und Güter, welder zufolge er 
ohne gefeßmäßige Vorladung, und die mit allen Formen Rechtens erfolgte Ver: 
urtheilung, nicht feftgenommen (Tr. 1.9.8.1. — A. C. III. 11.1. — €. C. IV. 
16. 1) und kein Theil feines Vermögens ihm zeitweilig entzogen werden Kann 
(A. C. III. 6. 3). Eine Ausnahme hievon findet ftatt; a) in Eriminalfällen, naͤm⸗ 
lich: bei abfihtligem Morde, Brandlegung, Diebftahl, Straßenraub, und ge 
waltfamem Ehebruche, in welchen Fällen der Edelmann feine Ehre, den Adelstitel 
und Freiheit verliert, und felbft von einem Bauern auf frifcher That, und in un: 
mittelbarer Verfolgung ergriffen, und den Gerichten übergeben werden fann; er- 
greift derfelbe aber die Flucht und entwifcht den Handen feiner Berfolger (Tr. 1. 
9.8.2. 3. — A.C. III. 36. 1) fo muß derfelbe gerichtlich vorgeladen, und dem⸗ 
felben förmlich der Proceß gemacht werden (Tr. 1. 9. $. 3) b) bei Evdelleuten, 
welche unbegütert find, und keinen beftimmten Wohnort haben (A. C. II. 7.2.5) 

oder ſolchen, die zur Zeit des Infurrectiondaufgebotes Tagerflüchtig werden A. C. 
III. 11. 2); e) wenn bei dem Edelmann geftohlenes Vieh gefunden wird, wo 
„ihm daſſelbe weggenommen, er felbit aber ‚nicht feitgehalten werden kann 
(A.C. I. 11. 1); d) wenn der Edelmann bei Verfälfhung des Geldes und 
Silbers auf frifher That ergriffen wird (Art. nov. 5. a. 1755); e) wenn der 
Edelmann in Fällen der gewaltfamen Verlegung fremden Eigenthumes (potentia, 
aclus potenliarius) an Ort und Stelle und in unmittelbarer Verfolgung ergrif- 
fen wird (A. C. TU. 47. 17. — Art. prov. 95); oder wenn in einem folchen 
Falle die Güter deffelben den Betrag der zu leiftenden Entfhädigung nicht erreis 
hen (A.C. I. 11. 2); f) wenn der Edelmann in einem Bertrage, oder bei 
Uebernahme einer Bürgfhaft auf feine adelige Freiheit für den Nichterfüllungs- 
fall der übernommenen Verbindlichkeit Verzicht leiftet („Kinek, kinek irott tür- 
venye, a’ maga kötese) wo er auch ohne vorausgegangene gerichtliche Borla- 
dung, und ohne richterliden Spruch feiner perfönliden Freiheit beraubt werden 
kann (A. C. M. 11.2 und IV. 10. 2). 
2) Das Recht fein Befigtyum nach Belieben zu benügen, alle Einkünfte 
und Erzeugniffe deffelben zu beziehen (Tr. I. 9. 5); 3) das vollfommene Eigen« 
thumerecht auf die felbft erworbenen Güter (bon a acquisita); jedoch nur ein 
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beſchtänktes auf die ererbten (hona avitica Tr. I. 5. Andr. HI. Deer. 32. 
a. 1291). Eine Ausnahme bievon machen die Geiſtlichen, indem fie blos zufolge ihres 
Amtes für die Daner deffelben ala Edelleute gelten, welche weder von dem Lan- 
desfürften durch Föniglihe Schenkung, noch von Privaten durch Kauf oder Pfand- 
verträge Grundbeſitz erwerben können (Wlad. II. Deer. I. 55 und 65. A. C. I. 
6. 2). — 

3) Die Freiheit von der Entrihtung der Mauth und aller Abgaben (Tr. 
1.9.8.5. A. C. III. 6. 2. 7) und ihrer Refidenzen von den Einquartierungs- 
laften (Andr. Deer. II. a. 15. 22); fo daß fi die Mauthfreiheit feldft auf die 
Güter erftreckt, weldhe der Edelmann durch feine Banern oder Fuhrleute führen 
läßt (a. C. V. Ed. 90). Wer diefe Mauthfreiheit wiſſentlich verlegt, wird mit 
einer Strafe von 200 ungarifhen Gulden belegt (A. C. III. 39. 3. Art. nov. 29. 
a. 1791). Jedoch iſt der Edelmann verpflichtet, von Vieh und anderen Waaren, 
mit denen er Handel treibt, die Mauthabgaben zu bezahlen (a. C. II. 12. 4. 
5. und 16. 2. Ul. 39. 3). — 

4) Die Freiheit von allen, den Nichtadeligen als foldyen obliegenden Ver⸗ 
bindlichketten (Tr. 1.9. 8.3. A. C. II. 6. 2.4.7. — V. Ed. 24); —. 

5) das Recht blos vor feinem zufländigen Richter belangt zu werden 
(A.C. 11.6. 1); jedod auch bier nur fo, daß er nicht perfönlidh (non perso- 
naliter) vorgeladen (Tr. II. 24. $.1); auch durd einen Anderen nicht perfönlich 
por. Gericht geftellt werden Tann (Tr. II. 23. 8. init. und 1) bei Strafe des 
mortuum homagium. Ausgenommen find hievon die Fälle des Hochverrathes 
(nota infidelitalis A. C.IV. 1. 16) fo wie die fogenannten fünf Fälle (Tr. II. 
42. 8. 5. II. 67. 8. 9), in welden der Edelmann auch perjönlih vorgela den 
werden kann. 

Das homagium mortuum eined Edelmannes beträgt 66 ungarifche Gul⸗ 
den (Tr. II. 3. $. 1.), das homagium vivum 33 ungarifhe Gulden (Tr. III. 
3.8. 8). Das hamagium der Szekler beträgt 25 Gulden (Tr. II. 4. 8. 1). 
Das homagium ift jeder Edelmann zu fordern berechtigt, wenn er feinen Adel 
Demjenigen, der ihm ihn abfprechen will, beweifen fann (Tr. Il. 36. $. 1). 

Die and dem Verhältniſſe des Edelmannes ald Gutsherrn zu feinen Un⸗ 
terthanen (Grundherrliche Gewalt) fließenden Rechte defjelben, namlich: die ge» 
jeßlich richterliche Gewalt über die Unterthanen (Tr. II. 25. C.C. UL 11. 1); 
das Recht von den Grunditüden der Unterthanen den Zehnten zu nehmen, von 
denjelben Krohndienfte und Abgaben zu fordern (A. C. III. 5. 2), das Heimfalls⸗ 
recht auf das Bermögen der erblos verftorbenen Unterthanen (Tr. IIE. 30) werden 
an den betreffenden Orten, namentlich bei $. 1146 Ausführlich erörtert. *) 


) In Rüdfiht deö Adels ift die Frage von Wichtigkeit, wie derielbe bewiefen 
werden könne? Zum Beweife des Adelä dienen zunächſt die königliche Schenfungs- 
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IX. 


11. In Bürger. Unter einer Stadtgemeinde wird nad der unter den 
ungarifchen Rechtsgelehrten üblichen Begriffsbeftimmung, der Inbegriff mehrerer 
Berfonen verftanden, welche in ihrer Gefammtheit einen Adeligen repräfentiren, 


nn — — — — 


urkunde, der Adelsbrief, das Indigenatsdiplom, und der über die Ertheilung des 
Indigenates verfaßte Landtagsartikel; ſerner das Mandat, vermittelſt deſſen der Be- 
ſchenkte in fein Gut eingeſetzt wurde, wenn es den ganzen Inhalt der Schenkungs- 
urfunde in ſich faßt (Mandatum statutorium) ; die Einführungsurkunde (Statutoriae) ; 
die Bormweifung der Quittung über das den Mädchen von den Schenkung? » Stamm- 
gütern gebührende Biertel (quartalitium), wenn diefe Quittung (expeditoriae super 
quartalitii solutione) über 100 Jahre alt ift (Tr. I. 6. 88.1.2. — I. 23. $.1. — 
I. 78. A. C. II. 41). Außer der Borweifung folder Documente muß jeder Adelige 
auch feine Abflammung (Genealogie) vom Haupterwerber nachweiſen fünnen. Die 
Procefie zur Rechtfertigung ded Adels waren ziveierlei: Entweder maßte fih Jemand 
adelige Vorrechte an, deffen Adel nicht ewident notorifh mar, in welchem Falle der 
Fiscus gegen ihn als Kläger auftrat; oder war ein Edelmann aus dem Genuſſe 
adeliger Borrechte verdrängt worden, in welchem Kalle er felbft den Fiscus der Ger 
meinde, in welcher er lebte, in der Abficht, feinen Adel zu erweifen, belangen konnte. 
Solche Proceffe wurden vor der k. Gerichtätafel geführt, und gingen bis an a. b. 
Hof. — Die Einführung ded neuen Steuerfuftened unter Maria Therefia im 3. 1753, 
in welchem auch die „Nobiles unius sessionis“ (Egyhazi Nemesek) und Armaliften 
der Steuer unterzogen wurden, halte zur Folge, Daß über die Nachweiſung des Adele 
jur Erlangung der Steuerfreiheit ein befondered DBerfahren vorgefchrieben wurde 
(eausae super nobilitate productionales). Auf Grundlage eined a. h. Refcriptee 
vom 15. Februar 1753, laut welchem die „Nobiles unius sessiones“ und die Ar: 
maliften, infofern fie vor dem 3. 1753 geadelt worden waren, wenn fie zwei fteuer- 
pflichtige Untertanen, — mein fie den Adel aber erft vom 3. 1753 herwärtd er: 
langten, nur wenn fie zehn fleuerpflichtige Unterthanen hatten, von dev Steuerpflicht 
losgezählt wurden, beftimmte eine weitere Verordnung vom 20. December 1769, daß 
die zweifellofen Adeligen von den zweifelhaften gefchieden, beide in bejondere Regifter 
eingetragen, und die zweifelhaften Edelleute zur Nachweiſung des Adels (productio) 
verhalten werben follten. Der bei diefen Productionen zu beobadtende Vorgang 
wurde durch ein vom f. Qubernium am 7. December 1770 erlaffenes Eirculardecret in 
10 Punkten, unter der mit dem Hofdecrete vom 14 December deffelden Jahres, Hof. 
Nr. 516, ertheilten Genehmigung, geregelt. Die Proceffe, welche anfangs die ſ. 9. 
ftehenden Gerichte (labulac continuae) in erfter Inftanz zu verhandeln hatten, und 
im Berufungsmwege an das k. Gubernium gelangten, wurden Später den General- 
gerichten (Sedriae generales) zugewiefen, und es mußten in Fallen, wo dad f. Gu— 
bernium Ssemandem den Adel zuerfaunte, der Producttonsproceß ftet3 zur a. h. Ent- 
iheidung vorgelegt werben (Hofderret vom 20. Auguft 1824, Hofj. 2752, und a. h. 
Nefeript vom 23. Juni 1836, Hofz. 2724). Die Szeller Primtipilen und Piridarien 
waren diefer Production auch unterworfen, und konnten den Adel aus den über die 
Szekler Ruftrationen verfaßten Büchern erweifen. Die Marcalcongregationen waren 
zur Ausſtellung von Zeugniffen darüber ermächtigt, daß Jemand wirklich im Genuſſe 
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zunächft zur Aueübung des Handels und der Gewerke nah Maß des ihnen 
ertheilten Privileginme verbunden find, und unter der Gerichtsbarkeit eines be. 
jonderen Wagiftrates ſtehen. Wenn diefe Degriffsbeftimmung auch mit der vom 
Geſetze ſelbſt (Tr. III. 8.) aufgeftellten wicht übereinftimmt, fo ift fie doch analog 
den in den fiebenbürgifchen Geſetzen über die Stadtgemeinden vorfindharen Be⸗ 
fimmnngen °). Die in folhen Stadtgemeinden oder privilegirten freien Ortſchaf⸗ 
ten (Zaralerie) der ehemaligen ungarifhen Comitate und Diftricte oder deu 
Szeklerlandes anfäffigen Bewohner (cives posessionati) heißen Bürger (Arı. 
nov. 14 und 19. a. 1791). Die Rechte diefer find: a) der ſtädtiſche Bürger 
kann auch außerhalb des Etadtgebietes in den Comitaten adelige Befigungen 
erwerben (Tr. 111. 19. $. 3), und tiber die in ſolchen Beſitzungen befindlichen 
Unterthanen.die grundherrlihe Gewalt ausüben (Tr. III. 26. $. 8); b) derfelbe 
unterfteht nur feiner ftadtifchen Gerichtsbehörde, und kann nur vor derjelbeu 
belangt werden (Tr. 11. 10. $. init. und IH. 19. 8. 4): ausgenommen den 
Fall, daß Die Bürger oder die ftädtifche Gemeinde felbft von ihren, der Comitate- 
gerichtsbarfeit unterliegenden adeligen Befikungen aus, die Gerechtfame eines 
anderen Edelmannes verleken, in welchen Fallen fie au vor der Comitatsbehörde 
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der adeligen Immunität geflanden fei, nicht aber durfte ein ſolches Zeugniß auch die 
Genealogie oder die Urkunde, womit das in die Production gezogene Individuum 
feinen Adel erweifen wollte, zum Gegenftande haben (a. h. Entjchließung vom 4. Re- 
vember 1836, Hofz. 5176). Ungarländifche Adelige in Siebenbürgen, und umgekebrt 
fiebenbürgiiche Adelige in Ungarn, genoffen die Steuerfreibeit nur dann, wenn fic 
diefelbe auch in ihrem eigentlichen Baterlande befagen (a. b. Refcript vom 16. Juni 
1786, a. h. Entſchließung vom 12. Mai 1846, Hof. 2633, woburd die Normal: 
verordnung ded Jahres 1770 neuerdings beftätigt wurde). Ankömmlingen und frem⸗ 
den Ebelleuten gebührte nur die äußere Ehre, nicht aber auch die Eteuer- und Mauth⸗ 
freiheit (Derordnung vom 31. October 1771). Siehe: Vajda Laszlo: Az Erdelyi 
polgäri magänos törvenyck Historiäja. ©. 419— 422. Filep Jösel: Törvenybeli 
Gyakorlas mutato täbldja. Abf. 3. S. 11—13. — Die ausführliche Darftellung der 
Grwerböarten ded Adeld, naͤmlich: der k. Schenkung, des Adeldbriefes, der Indigenats⸗ 
verleihung, der Präfection, der Adoption, der Legitimation, gehört eigentlich in dad 
öffentfihe Recht; — inwieweit dadurch aber auch Grundbeſitz, das Bürgerrecht, und 
Erbrechte erworben werden, wird davon an den betreffenden Orten das Nähere gefagt. 

*) Berbög ftellt in Tr. II. 8. folgenden Begriff der Städte auf: „Civitas est 
domorum et vicorum pluralitas mocniis et praesidiis eircumcincta necessariis ad 
bene honesteque vivendum privilegiata.“ Es liegt auf der Hand, daß dieſe Be— 
griffebeftimmung durchaus unpaffend fei, weil dad Geſetz nirgends leblofe Sachen, 
ald Häufer und Straßen, wodei der Umftand, ob diefe von Mauern oder Schup- 
wehren umgeben find, oder nicht, ohnehin nur ein Äußeres, und rein zufülliged Kenn» 
zeiden ift, fondern nur die in denfelben lebenden Claſſe von Menfchen ald Rechts- 
fubject anerfennt, und ihnen als ſolchen eine eigene Rechtsſphäre zuweiſt. Siehe 
Alexius Dosa de Mäkfalva: Jus privatum Transsilvanicum. Mfer. 8. 30. 
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belangt werden können (Tr. III. 19. $. 1, 3); c) derfelbe muß vor feinen zus 
ſtändigen Richter vorgeladen werden, weil nur die Frohnbauern perfönlich vor 
die Gerihtsbehörde geftellt werben können (Tr. II. 23); d) fie befißen die 
Aemterfähigkeit ſowohl bei den politifhen als Cameralbehörden, find aber dabei 
anf die Erlangung einer Eecretairftelle befchränft (Art. nov. 19. a. 1791). 

Das Homagium der Bürger ift jenem der Adeligen gleichgeftellt (Tr. II. 9), 
und beträgt demmach, zufolge der Rechtsgewohnheit, in den ung estimen Städten 
66, in den Szeklerſtädten 25 ungarifche Gulden. 


X. 


IH. In Unadelige. Frohnbauern. (Colonen). - Unadelige wer- 
den alle jene Landes- Einwohner genannt, welche ſich weder der adeligen Kreiheit 
noch des Bürgerrechtes erfreuen, und zerſtreut unter den übrigen Nationen die 
liegenden Gründe eines Eigenthümers für Geld oder Raturalabgaben und Dienfte 
nußnießen. Ihrer nationellen Eigenthünlichleit nad find fie Ungarn, Sachſen, 
Deutfche, Slaven, Walachen ı. f. w. (Tr. III. 25. $. 1), Seller in jenen Szefler- 
gütern, in welchen das Jus regium eingeführt worden ift (A. C. 11. 76. 7), und 
Zigeuner (Art. nov. 26. a. 1791). Da jedoch der liegende Grundbefiß eines 
Eigenthümers, abgefehen von den Unadeligen (Tr. II. 26), auch in der Nuß- 
nießung eines Edelmannes (A. C. V. Ed. 23), oder Stadtbürgers (Tr. II. 18) fich 
befinden kann, und die beiden Letzteren (nobilis aul aller quilibel possessiona- 
tus homo) fodann auch der grundherrfchaftlichen Gewalt, im weiteren Sinne 
genommen, unterftehen (Tr. III. 26. $. 8); fo werden als unterthan der grund» 
berriaftlihen Gewalt im engeren Sinne, alle Jene angefehen, welche die 
ftenerpflichtigen Gründe ihrer Grundherren für beftimmte Ruſticalleiſtungen (ser- 
vitium colonicale, praestalio colonicalis. Art. nov. 27. a. 1791) benugen. 
In früherer Zeit wurden diefelben Jobagyen (Leibeigene, jobägyok, glebae ad- 
scripti), gegenwärtig Colonen (Frohnbauern, herrſchaftliche Unterthanen, coloni) 
genannt (Art. nov. 26. a. 1791). Der früher vielfach mißbrauchte Grundfaß ; 
„der Bauer hat außer dem Lohne feiner Arbeit indem Grund- 
eigenthume feines Herrn fein Recht“ (rusticus praeter laboris meırce- 
dem el praemium in lerris domini sui quantum ad perpeluilalen, nil juris 
habet. Tr. III. 30. $. 7), welcher durch die in der neueren Geſetzgebung ent- 
haltenen Beftimmungen, wodurd die Scholipflichtigfeit (gleba adseriptio) feldft 
dem Namen nad aufgehoben und die Freizügigkeit (jus liberae mıigralionis) der 
Unterthanen (Art. nov. 26. a. 1791) wieder hergeftellt wurde *), eine wefentliche 


) Seit den früheften Zeiten genoffen die berrfchaftlihen Unterthanen das 
Recht der Freizügigkeit (Sigisinundi R. Deer. I. 6. Deer. IH. 14. Math. Deer. I. 
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Anderung erlitten hat, deutet ſchon darauf bin, daß die Rechtsſphäre derfelben 
eine Außerft befchrankte, dagegen das Maß ihrer Verpflichtungen ein ſehr aus—⸗ 








16); in Folge ded Bauernaufſtandes unter der Anführung ded Szeklers Georg Dofa 
im 3. 1514 wurden diefelben aber von K. Wladiélaus IT. (Decr. VII. 25. dominis- 
que ipsorum terrestribus mera, el perpetua jam rustieitate subhjecti sunt. Tr. III. 
25. 8. 2) für ſchollpflichtig (leibeigen) erflärt. Dieſes Berhältniß dauerte noch fort 
telbft in den erften Zeiten der öfterreichifch faiferlichen Herrichaft. Erft mit den a. db. | 
Refcripte vom 12. November 1769 erfich die Kaiferin Maria Therefia auf Grundlage 
des 24. Landtagsgrtikels vom J. 1714 und der Refcripte vom 20. Juni 1742 und 
25. Rovember 1747 beftimmte Normen („Bizonyos Punctumok,“ ein Werk tee 
damaligen Landeögouverneurd Freiherrn Samuel von Brukenthal) zur Regelung 
der gegenfeitigen Berbäftniffe zwifchen den Grundherren und Unterthanen. Bald 
darauf ftelite Kaifer Joſeph II. die Freizügigkeit der Unterthanen wieder her (Hof 
decret vom 2. März 1786 3. 2227 und vom 6. September d. 3, 3. 9001) und 
ertbeilte ihnen mehrere Erleichterungen (a. h. Referipte vom 15. Februar 1787 6. 8. 
2498 und zwar a) über die Art und Weile der Behandlung der Beſchwerden und 
Streitigfeiten der Unterthanen gegen ihre Grundberren; h) über die mechfelfeitigen 
Berbindlichfeiten der Brundobrigkeiten und ihrer Beamten, wie auch der Unterthanen; 
c) Amtsunterrit für die Untertband» und Armenadvocaten: d) Vorſchrift über die 
neue Berfahrungsart in Unterthausfachen), welche er auch von feinem Reftitutione» 
Referipte vom 28. Januar 1790 audnahm, und aufrecht zu erhalten wünfdte Im 
3. 1791 erhielt durch den Artikel 26 die Freizügigkeit der Unterthanen, und die „Bi- 
zonyos Punctumok“ durd den Artikel 27 bie zur Einführung eines neuen Urbariums 
die landesgeſetzliche Sanction, und im Artikel 64 wurde eine Urbarial: Deputation 
aufgeftellt, weile auch das Project eines Urbariums verfaßt hat, das gedrudt vor 
räthig, aber mie fanctionirt worden if. Statt deffen folgte die im 5. 1819 von ber 
Regierung unter der Leitung des k. Commiſſärs Cziraki einfeitig angeordnete Urbarial- 
Regulation, welche zwar auf dem Papiere vollftändig durchgeführt und dem a. h. Hofe 
incceffiv vorgelegt, ja aud von der fiebenbürgifhen Hoflanzlei bearbeitet und zum 
Bortrag gebracht wurde; allein ed war ein todtgebornes Kind, welches nad vielen 
Jahren zurüdgefhidt wurde, um dem Landtage ald Anhaltspunkt zu dienen. Tie 
größte und drüdendfte Ungerechtigkeit befland unftreitig darin, daß die Dienfte der 
Unterthanen, welche nicht überall gleich, an einigen Orten aber befonderd groß waren, 
nicht nach der Größe ihres Beſitzthumes bemeffen, fondern bei Armen und Vermögen 
hen beinahe gleich waren, und dadurch, ſtatt eine Reallaft zu fein, gleichſam in eine 
Berfonal»Leiftung ausarteten. Da ein folches unnatürliches Syſtem nicht mehr haltbar 
war, was von Seite der Grundherten ebenfo, wie der Unterthanen, anerfannt werben 
mußte, jo wurde endlih durch den einzigen Artikel des Landtags 184'/, eine nette 
Urbarials Sommiffion unter der Reitung des Hofraths und fiebenbürgifden Uber 
Landes» Commiffärö Joſeph Bedeus von Scharberg ernannt, welche eine große, und 
in Rüdjicht der bisher fo ungeregelten Urbarialverhältniffe und der damaligen Zeit- 
umftände fehr werthvolle Aıbeit lieferte, die aber durch den Einfluß ciniger dem 
höheren Adel angehörenden Glieder ded Landtags 184%, in weſentlich veränderter 
Geſtalt, in Form der Urbarinfartitel IIT— XV. vom 3. 1847 dic a. h. Sanction 
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gedehntes ſei. Im Allgemeinen kömmt hier von denfelben Folgendes zu bemer⸗ 
fen: a) der Unterthan ift fteuerpflichtig umd zur Tragung aller öffentlichen Laften 
verpflichtet (A. C. III. 2); b) in Anſehung desvon der Grundherrſchaft überfommenen 
Grundbefiges ſteht demſelben blos das Nutzeigenthumsrecht zu, dech kann ihm 
die Grundherrfhaft von dem ihm nad) Berhältnig des Dorfgebietes und feines 
Bedürfniſſes zuftehenden Antheil willtürlih Nichts entziehen, und er vererbt fidy 
auf die legitimen Nachfommen (Tr. II. 30. 8. 7. A. C. III. 30. Reser. Reg. 
ddio. 12. November 1769. Tr. II. 29); c) er muß dem Grundheren Frohn⸗ und 
Hofdienfte leiften (Tr. I. 30. — Reser. Reg. ddto. 12. November 1769. Art. 
nov, 27. a. 1791), Grundfteuer (Bodenzins, lerragium, census) bezahlen (Reser. 
Reg. ddto. 12. Rovember 1769), von dem jährlichen Erzeugniffe feiner Felder, 
Weingarten und Heerden den Zehnten abliefern (S. Steph. Decr. II, 52. Mathiac 
R. Deer. V. 13. Rescr. Reg. ddto. 12. November 1769); d) er kann blos auf 
den Verdacht eines Verbrechens hin gefangen genommen (A. C. IIL. 47. 3. C. C. 
IV. 16); und e) darf im Falle einer Gefeßesverlekung nicht mit Geld, fondern 
nur körperlich geftraft werden (Art. nov. 2R. a. 1791); 5) erift nicht fähig in 
eigener Perfon gegen einen Edelmann in einem Rechtöftreite aufzutreten (Tr. ID. 
31. — Reser. Reg. ddto. 12. November 1769); und g) unterfteht der Schuß- 
herrſchaft und richterlihen Gewalt feines Grundherrn in ſolchem Grade, daf 
den Gomitatsbeamten gegen einen vom Grundherrn bereitö beftraften Unter: 
thanen feine Amtsgewalt mehr zufteht (Tr. III. 25. Art. prov. 94). Dagegen 
fann er: a) von dem Rechte der Freizügigkeit unter den geſetzlichen Bedingungen 
Gebrauh machen (Art. nov. 26. a. 1791) und bei diefer Gelegenheit von der 
Grundherrfhaft die Entfhädigung der eigenen Gebäude, fo wie auch der Melio- 
rationen und Ausrodungen anfpredhen (Art. nov. 26. a. 1791); b) von dem 
Grundherrn willtitrlih und außergerichtlich nicht beftraft werden (Art. nov. 27. 
a. 1791); ec) über fein bewegliches Eigenthum frei, über das unbemegliche er- 
werbene bis zur Halfte verfügen (Tr. II. 30. $. init. 1); d) an feiner Aus 
bildung an öffentlihen Schulen, namentlich zum geiftlihen Stande, nicht ver: 
hindert werden (A. C. J. 6. 1); e) auch adeliges Befikthum als Eigenthum 
erwerben *). 


erhielt, ohne daß jedoch der damalige Landesgouverneur Graf Joſeph Teleki fich mit 
deren Ausführung vorzugehen gekraute, ſondern deren einfiweilige Suspendirung 
erwirkte, bis bald darauf bie Greigniffe des Jahres 1848 in Folge ded Landtags⸗ 
beſchluſſes vom 6. Juni (Mrt. 4 und 5) die factiihe Aufhebung ded Hörigkeitsver⸗ 
hältniffed mit fich brachten. 

9 Das von Joſeph Zimmermann an der Hermannftäbter Rechtsakademie vor» 
getragene: Siebenbürgifdy »ungarifhe Privatreht im I. 184%) Mfer. $. 11 enthält 
für die Befigfäbigfeit der Unadeligen folgende jcharffinnige Beweisführung: „Die 
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Das Homagium morluum der Unterthanen beträgt 25 und das Homa- 
gium vivum 12 ungarifche Gulden und 50 Denar (Tr. III. 3. $. 14). 


gegen die Befigfähigkeit der Umadeligen angeführte Stelle in Tr. Il. 30. 8. 7. rusti- 
cas praeter laboris mercedem et praenium in terris domini sui quantum ad per- 
peluitatem, nil juris habet: sed totius terrae pröprietas ad dominum terresirem 
speciat et pertinet” bat feinen anderen Sinn, ald daß der auf dem Brundeigenthum 
ſeines Grundherrn wohnende Frohnbauer, auf diefe Bauernfefiion blod dad Super: 
ädificat mit vollem Eigenthumsrecht befigt, die terras domini sui felbft aber blos 
als einftweiliger Nugnießer inne hat. Eine analoge Stelle in A. C. V. Ed. 23. „a’ 
Bihari Tsatäri püspöki nemesseg a’ fiscus szämära contractusok szerint öt öl 
forintot adjanak paraszt funduson lakäsokert. De mivel paraszt funduson laknak, 
arrol a’ szegenyseget a’ közönseges tereh viselesben hogy segitsek, melto dolog.“ 
ſpricht für dieſelbe Anfiht, indem bier won dem Bauerngründe beivohnenden Abel 
die Rede iſt, demjelben in Betreff diefer auch fein volles Cigenthumsrecht, fondern 
nur dad Nupungsreht eingeräumt wird, ohne daß aus dieſem Gejepe jemals die 
Solgerung gezogen worden wäre: der auf Bauerngrund wohnende Adel habe fein 
Recht fih adeligen Grundbefig zu erwerben; 2) A. C. III. 35. 1. „a' falukon es 
Jobägy helycken külömben vagyon a’ dolog, mivel hogy rusttcus praeler merce- 
dem laboris nihil habet,“ ftreitet nit gegen die Bejipfähigkeit der Unadeligen, weil 
bier gleihfalld nur von denjenigen Gründen die Rede ift, welche der Frohnbauer von 
jeinem Grundherrn zur Nugnießung erhalten hat, wie ber unmittelbare Zufammen- 
bang der Stelle mit der unmittelbaren folgenden „a’ földes uraknak hatalmokbau 
vagyon, mint akarnak disponälni a’ sajat magok haläriban“ beweifet. 3) Zagt 
Tr. IH. 30. &. init. „rusticus una el singularis persona exislens nullumque post 
se haeredeın et successorem legilimum relinquens super rebus suis mobilibus 
libere testari potest. Hacreditales (amen si avilae fuerint omnino in dominum 


terrestrem devolvuntur.“ Dieſes Gefep ſpricht gleihfalld für die Befipfähigkeit der 


Unabeligen, weil es des fiegeuben Grundeigentbumd der Frohnbauern im Gegenfake 
zu ihrem beweglichen Vermögen erwähnt, und in den haeredilates die Succefiion der 
Grundherren, nur für den Fall „si avitae fuerint“ begründet, einer Betimmung, 
welche nur in der anerkannten Befipfähigkeit der Unadeligen ihre Erklärung findet. 
Derjelbe Titel fagt weiter in $. 1: „si vero per semet ipsum exstilerint acquisitae, 
in duas dividentur parles, quarum una domino ipsi ferrestri, allera vero cui 
testamentaliter legaverit effeclive cedet.“ Hätte num der unabdelige Frohnbauer nad 
Verböcz's Anficht keine Befigfähigkeit und Erwerbsrecht adeliger Güter gehabt, iv 
hätte derfelbe auch für diefen Fall die Teftirfähigkeit der ohne Erben mit Tod ab- 
gehenden Frohnbauern über ihr erworbenes Grundeigenthum nicht regeln Fünnen. 
4) Die Befipfähigkeit der Unadeligen geht auch aus Mathias D. VI. 14. 5. „igno- 
biles eliam si possessionati non fucriul“ hervor, ja es unterliegt feinem Zweifel, 
daß jogar der unadelige Frohnbauer unbewegliche adelige Güter mit vollem Eigenthume— 
rechte bejigen könne nad) Tr. II. 30. $. 2, wo es heißt: si autem (rusticus in $. init.) 
intestatus decesserit, omnie ipsius bona tam mobilia, quam immobilia ad domi- 
num terrestrem devolvuntur.“ Diejer Ausdruck bona immobilia fann nur auf den 
Grundbefig de? Frohnbauern bezogen werden, weil der unmittelbar folgende $. 3 in den 
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Die nähere Erörterung des gegenſeitigen Verhaͤltniſſes zwiſchen dem Grund» 
herrn und ſeinen Unterthanen, worüber das Urbarium die weſentlichſten Vor⸗ 
ſchriften enthält, wird bei 8. 1146 geliefert. 


b) Nach ſächſiſchem Rechte. 
XI. 


Das Civilrecht der ſächſiſchen Nation bezieht ſich nur auf freie Bürger, 
oder welche aus irgend einem gefeßlihen Grunde als ſolche zu betrachten find '). 


Worten „qui (nämlih der dominus terresiris) ante omnia de eisdem bonis pro 
exsequiis et sepultura illius providere, eunctos deinde credilores suos contentos 
reddere, et debita sua persolvere fenctur ct residuum bonorum pro se landem 
tollere potest,“ dem Grundherrn Verbindlichkeiten auferlegt, welche fih mit der Suc⸗ 
ceffion-ded Grundherrn in feinem Grundbefig nicht vertragen. 5) Erwähnt Tr. 111. 26. 
8. 16 „haereditates et bona immobilia ipsius rustici ei familiaris ignobilis,“ $. 11 
verurtheilt die „jobagyiones vel familiares ignobiles facto majoris potentiae,“ wenn 
ſelbe fhuldig befunden wurden, zum Berlufte aller „bonorum suorum mobilium et 
immobilium.“ Der $. 12 fagt, daß der Grundherr, wenn er dem triumphirenden Geg⸗ 
ner nicht nach dem vorigen Paragraphen Genugthuung verſchaffe, die Homagien feiner 
Frohnbauern und unadeligen Diener „de rebus et bonis suis propriis“ ſelbſt zahlen 
jolle. Es wird alfo im Gefeg zwifchen dem liegenden Eigenthum des Frohnbauern und 
dem jeined Grundherrn ein Unterfchied gemacht. 6) In Tr. III. 26. $. 8 „nobilis aut 
quilibet possessionatus homo“ wird den Unadeligen die Befugniß eingeräumt, nnd 
zugleich die Pflicht bei Strafe auferlegt über den auf ihrem adeligen Grundbefig wohnen: 
den Krohnbauern forum dominale zu halten, und zufolge 8. 9 die Strafe für den zweiten 
Fall der Weigerung forum dominale zu halten, verfchärft und zugleich verordnet, daß 
diefelbe, wenn fein bewegliches Bermögen vorhanden frei, „de juribus suis possessiona- 
riis“ erhoben werben folle. Es konnten alfo auch Unadelige adeligen Grundbeflg haben. 
Daher erwähnt Tr. Il. 11. $. 4 außer den „domini et nobiles“ auch die „celeri eliam 
poss.ssionali, ulriusque sexus homines, qui in hoc regno Hungariae bona ac 
jura possessionaria gubernant“ etc. 7) Konnten nun Unadelige und Frohnbauern 
jur Zeit und nach dem Inhalte der Berbögifchen Gefepgebung fich adeligen Brundbefig 
mit vollem Eigenthumsrechte erwerben, zu einer Zeit, wo den lepteren durch Wlad. II. 
Deer. VII. 25 die Freizügigkeit entzogen, und felbe ſchollpflichtig (Flebae adscripti) 
wurden, fo kann dieſe Befigfähigkeit um fo weniger beftritten werden, nachdem der 
26: 1791 die Freizügigkeit wicder bergeftelt und das Jobagyionat aufgehoben hat.” — 
(58 liegt auf der Hand, wie wichtig diefe Auffaffung und Beweisführung für die Ent- 
ſcheidung der Alteren Befigftreitigleiten zwifchen Grundherren und Unterthanen ift, denn 
nad) derielben kann der Unterthau die gleiche Rechtsvermuthung (praesumptio juris) 
jür die Nedlichkeit des Befiges feines Grundeigenthums, wie der Grundherr anfpreden. 

*, St. 1.1.1.4. 8. I fautet: „Actor forum rei sequatur, forum autem habe! 
abi domicilium, ideo ibi conveniri debet.“ Hieraus folgt, daß wer im Sachſenlande 
ſeßhaft it (domici!ium habet) auch dort feine Gerihtäzuftändigkeit hat, daß folglich das 
ſächſiſche Givilrecht feine Wirkſamkeit über alle fephaften Bewohner des Sachſenlandes 








- 
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Unter den Gliedern derfelben findet keine Standesverfhiedenheit ftatt *), ſondern 
fie genießen alle das gleiche Recht volllommener Freiheit, vermöge welcher fie 
außer den ihnen als Staatäbürgern obliegenden öffentlichen Laſten keinem Herren⸗ 
dienste und feiner Abgabe unterliegen, fondern Jeder unter ihnen in der Voraus⸗ 
ſetzung der fi Dazu zu erwerbenden Fähigkeit, auf den Genuß der der Ration 
zukommenden politiſchen Vorrechte Anſpruch hat. Daraus folgt zunächſt, daß 
der Sachſe a) nur ſeiner eigenen Gerichtsbarkeit unterſteht, und unabhängig von 
aller fremden Gewalt iſt, außer der feines Landesfürſten und feiner eigenen zu⸗ 
ſtändigen Behörden **); b) daß er ohne ordentli vorgeladen und verhört zu 


eritredt. Dies folgt auch aus der Schlußclaufel der Beftätigungsurkunde der Municipal- 
ftatuten vom 18. Februar 1583: raliicavimus et approbavimus in quanium juribus 
publicis non derogant, id est Saxonum nostrorum terras Jurisdielionemque 
tautum concernunt.“ ‘ 

*) Dies folgt daraus, daß nah C. C. 111. 13. 4 fich felbft Edelleute bei fähfifchen 
Gerichten, nach dem ſächfiſchen Privatredhte zu halten haben. Der Artikel 19 vom 5. 
1791 geftattet zwar den ungarifchen Edelleuten die Erlangung des Bürgerrechted in den 
fächjifchen Städten, ohne ihnen jedoch dafelbft den Genuß ihrer Standeövorrechte einzu: 
räumen; und die a. h. Entfcheidung vom 10. April 1793 in dem zwiſchen der fähfifchen 
Nation umd den übrigen Landftänden beftandenen Goncivilitätäftreite beſtimmt ausdrück⸗ 
ih. daß die das Bürgerreht im Sachſenlande anfprechenden Adeligen dafelbft ihre 
Standesrehte nicht geltend machen können (Kandtags⸗Protocoll vom 3.1794. ©. 74— 75 
und 245). Zufolge des Art. 6 des Lcop. Dipl. können auch Sachſen adeligen Grundbefig 
ermerben, und demzufolge adelige Vorrechte genießen, doch nur in den ungariſchen Bandes» 
tpeilen, indem k. Schenkungen auf Sachſenboden ſchon durch dad Priv. Andr. ausgeſchloſſen 
werden: Volumus elianı.el regia auctoritate praeeipimus ut nullus de Jabagyionibus 
nosiris villam vel praedium aliquod a Regia Majestate audeat postulare, si vero ali- 
guis postulaverit, indulia eis libertate a Nobis condradicant. — Es gibt au ſaͤchſiſche 
Familien, welche den ungarifchen Briefadel befipen, doch hat die fähfiiche Natien fteid 
eifrig darüber gewacht, daß dadurch kein Riß in ihre Berfaljung gemacht werde. Im 
5.1613 erließ die fähfifche Nationd-Univerfität zu Schäßburg in diefer Beziehung fol⸗ 
genden Artikel VIII: „Quia virtus nobilitat bominem und die Freiheit 
macht dem Menfhen Adel pflegt man zu fagen. Weilen aber nit 
ihöner Freiheiten ſein konnen, quam libertas hominum, unb bie 
Sachſen wegen derfelbigen rechte Edelleute fein, wenn fie der Edel. 
haft recht gebrauchen wollen: follen deromwegen alle diejenigen, fo 
ibnen niht damit genügen laffen, fondern pracrogatura nobiliteri 
leben wollen, zu keinem Ehrenamt adhibirt werden, den Städten 
ein groß Schaden Ungelegenheit daher entftehet” u. f. w. Getreu diefem 
Grundſatze pflegten die ſächſiſchen Landtagsabgeordneten bei Gclegenheit der Kundina- 

‚hung bed einem Sachſen verliehenen Adelsbriefes ftetd Verwahrung dagegen einzulegen, 
daß der Geadelte fih auf Sachfenboden irgend ein Standesvorreht anmaße. Ein ſolches 
Beijpiel ſiehe Echlögers Fritifhe Sammlungen u. f. w. S. 109 und 117. 

») Priv. Andr. vom J. 1224. Leon. Dipl. art. 2, — danı A. C. 111. 80. 2. 3 

V. Ed. 76, laut welchen der fächfifchen Nation die Handhabung der Griminalgerichtöpflege 
= 6* 
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fein nicht verurtheilt, auf Verdacht Hin nicht gefangen genommen werden fann, 
ausgenommen er habe das begangene Verbrechen bereitd eingeftanden (St. 
L.1.2.8.1.1L.1.10. 8.1. L.1V. 1.8.3, 4); c) daß er freier uneingefchränt- 
ter Eigenthämer feiner Grundbeſitzungen ift, und darüber, infofern ex nicht durch 
die gefetzlichen Erbvorfchriften eingefhränft. ift, verfügen kann; d) daß er, außer 


im Sinne St L. J. t. 11.8.5 unumfchränft zuftand; St. L. I. 11.6.8, laut welchem 
Grenzproceſſe nur von der fähfifchen Nationd-Univerfität verhandelt, und nicht weiter 
berufen werben konnten; A. C. V. Ed. 77, laut welchem flüchtige Unterthanen im Sachen» 
(ande außer dem ordentlichen Rechtswege nicht feftgenommen werden durften. C. C. IV. 
4, 1, laut welchem fächfifche Bürger außerhalb ihre? Gerichtszwanges zur Zeugenabgabe 
nicht verpflichtet waren. Diefe Zurisdictionsunahhängigkeit wurde noch beftätigt durch 
den Art. 13 und 32 vom Jahre 1791. In früheren Zeiten follten laut C. C. IH. 13. 1 
die Sachſen 1) in den fogenannten fünf Fällen: nämlich bei gewaltfamem Eindringen 
in den Hof eines Edelmannes, — eigenmädhtiger Befitznahme adeliger Hofgründe und 
deren Appertinentien — Fefinahme eines Edelmannes ohne gefeplichen Grund — thärlicher 
Mißhandlung und Verwundung eined Edelmannes, Ermordung eines Edelmannes (Wladis- 
lai Decr. 1.56, Tr.11.67.8.9.1.42 8.5), 2) wegen Mord, und 3) wegen in Berwahrung genom⸗ 
mener Sachen (depositum) vor die k. Gerichtstafel geladen werden können, in allen anderen 
Fällen aber vor ihrem zuftändigen Richter belangt werden müffen. Aber über diefed Geſeß, 
welches mit der fächlifchen Berfaflung und der feitjeher von der Nation befeffenen Jurisdic« 
tiond-Unabhängigkeit in directem Wiberfpruche ftand, verglichen fich Die Landftände mit den 
Sachſen in dem fünften Punkte der Nationalaccorde vom 7. April 1693 dahin, daß ein 
einzelner Sachſe fchlechterdings in feinem Falle, eine Gemeinde nur in den aufgezählten 
fünf Fällen vor dert. Gerichtstafel belangt werden könne; Proceſſe wegen in Verwabrung 
gegebener Sachen jollten, wenn fie gegen Einzelne gerichtet waren, bei deffen zuftändigem 
Richter begonnen, von dort an die ſächſiſche Nationd-Univerfität, und von hier, falls der 
Begenftand des Nechtöftreiteg ber 100 fl. wertb war, an die k. Gerichtstafel berufen; 
wenn fie aber gegen Gemeinden gerichtet waren, bei der ſächfiſchen Nations-Univerfität 
begonnen, und falls die Hagende Partei mit dem Spruche nicht zufrieden wäre, an die 
k. Zafel apellitt werben. Sonach konnten einzelne Sachſen gar nie, — fähftfhe Ge⸗ 
meinden nur in den bezeichneten Fällen außerhalb ihres eigenen Gcrichtöftandes belanyt 
werden. — Der Mißbrauch, weichen ungarifche Kanzliften mit Aufnahme von den dem 
ungarischen Proceßverfahren eigenthümlichen Collaterall-Inquifitionen (einfeitige Zeugen- 
verhöre) im Sachſenlande zu treiben verſuchten, To wie die etivaige Anwendung folder 
Inquifitionen in fähfiichen Nechtäftreiten ift durch Verordnungen des f. Guberniums 
wiederholt abgeftellt worden. In dem Gub. Decr. vom 8. Rovember 1800 3. 2364 heißt 
es: „eum Libro I. Titulo 5. Municipalium Statutorum Nationis 3a- 
xonicae alia, el quidem rectior verilatis eruendac praescripta sit 
methodus“ vergl. mit Gub. Deer. vom 1. Juli 1803 3.4959 —4962. Gub. Deer. vom 
12. Januar 1830 3. 6262, melcher zufolge f. Gubernial- und Tabnlarfanzeliften zur 
Inquirirung von Fndividuen, welche der ſächſiſchen Gerichtöbarkeit unterftanden, gar 
nicht, und von Individnen, die einer ungarifchen oder Szefferjurigdiction untergeordnet 
waren, im Sinne von A. C. IV. 4. I nur mit Zuziehung eines fächfiichen Gerichtöbeamten 
zuzulaſſen waren. 
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den nach den politifhen Borfchriften den Gemeinden jelbft vorbehaltenen Allodial⸗ 
Gerechtſamen), jedes Gewerbe, jede Handthierung in den beſtehenden Zünften, 
Innungen, ale Mitglied derfelben, freie Gewerbe aber, mit Beobadtung der 
beftebenden politifchen Vorfhriften, auf eigene Hand ungehindert betreiben, und 
jeden Stand ergreifen faun; e) die Aemterfähigkeit im Eivildienfte, im Militär, 
im geiflihen Stande, ohne Einſchränkung bis zu den höchſten Stellen befipt 
(Leop. Dip!. Art. 5, 7, 8, 9. Art. nov. 13, 15, 19, 20, 21, 22. a. 1791). 


All. 


Die vorangefchietten Abſätze (I— XI) enthalten die Darftellung der Per⸗ 
jonenrechte mit Rückſicht einerfeits auf den Unterfehied der nationellen Abftam- 
mung, anderfeit3 der Stellung zu und in der bürgerlichen Geſellſchaft, nad jenem 
Stande, in welchem diefelben bie zum I. 1848 in geſetzlicher Wirkſamkeit ftan- 
den. Diefe Rechtsverhältniſſe aber haben jeit diefer Epoche ſchon vor Einführung 
tes a. 6. ©. B. weſentliche Aenderungen erlitten. Das kaiſerl. Bat. vom 31. De« 
cember 1851 ıR. G. BI. Nr. 2) beftätigt ausdrudlih: „Die Gleichheit aller 
Staatsangehörigen vor dem Geſetze, fo wie die Unzuläffigfeit, und die 
durch beiondere Geſetze gegen billige Entſchädigung der früher Berechtigten 
erfolgte Abftellung jedes bäuerlihen Unterthänigkeits- und Hörigkeit! » Verbandes 
und der damit verbundenen Leiftungen.“ Auch waren die im Sinne der Landes: 
geſetze und Privilegien beftandenen befonderen Gerichtsſtände einzelner Berfonen 
und Körperſchaften, ſchon durch die Faiferl. Berordn. vom 4. Juli 1850 8. 14 
(R. &. BI. Nr. 271) in den Worten: „Sämmtliche Einwohner ohne 
Unterfhied des Standes, find verpflichtet von den gemaß den gegenwärtis 
gen Beftimmungen aufzuftellenden Gerichten, fowohl in bürgerlichen Rechtsange- 
legenheiten, wie im Straffahen Recht zu ſuchen Cs fallen demnad alle pri- 
vilegirten Gerichte weg;" — aufgehoben worden. Mit Berufung auf 
diefe Verfügung wurden ferner im Einklange mit den Beilimmungen des Art. I. 
und XI. der Einf. B. der C. P. D. für Siebenbürgen vom 3. Mai 1852 durd 
die Einf. B. der C. 3. N. vom 10. Mat 1852, Art. I. „alle Berfonen ohne 
Unterſchied des Standes diefer E. I. N. unterworfen, und alle früher in 
Siebenbürgen hinſichtlich der Zuftändigkeit in bürgerlichen Rechtsſachen beftan- 
denen. Borfhriften und Privilegien,“ außer Wirkſamkeit gefekt. 


— — 





) Zu den Allodialgerechtſamen gehören dad Mahlrecht (jus molendinorum) 
Braurecht (jus braxandi), Fleiſchausſchrottungsrecht (jus macelli), die Markt: und Thor⸗ 
accife. Dad Schankrecht (jus educilli) ift allen Bürgern freigegeben, und wird von der 
Gemeinde nicht ausfchließlich geübt. Es beruhen dieſe Nechte auf dem freien Gigenthume 
des Sachſenbodens. Priv. Andr. vom J. 1224. Siehe das Recht des Eigenthums der 
fühf. Ration. S. 30-34. Reg. P. vom 3. 1795—1805. 
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In welcher Weiſe Das Juſtizminiſterium die Aufhebung dieſer Privilegial: 
rechte von den flebenbürgifchen Gerichten verſtanden wiſſen wollte, ergibt ſich noch 
weiter aus dem I. M. E. vom 7. Juli 1852 3. 9065, worin dem Antrage des 
fiebenbürgifchen Ob. 2. Gerichtes, daß den adeligen Witwen, die nad den fie- 
benbärgifchen Landesgeſetzen vormals übliche Brorogation (Zufriftung: prorogata 
vidualis) auch jeßt noch geftattet, und das Ob. 2. Gericht an Stelle der ehemali⸗ 
gen k. Siegelbewahrer des Landes, mit Erlaffung der Prorogationsbefehle betraut 
werde, feine Folge gegeben wurde, und zwar: weil zufolge des 8. 31 der kaiſerl. 
Berordn. vom 4. Juli 1850 außer der Berufung (Apellation) und der Ernene⸗ 
rung des Nechtöftreited (novum simplex), alle übrigen, im Sinne ber früheren 
Geſetze beftandenen Rechtsmittel für unftatthaft erflärt, und im $. 34 ausdrücklich 
auch alle früher üblich geweſenen Gerichtaftillftände abgefchafft, und diefem gemäß 
auch in der mit der M. B. vom 3. Mai 1852 erlaffenen prov. P. O. nicht nur 
alle früheren Vorfchriften über das Verfahren aufgehoben, fondern insbefondere 
im $. 448 jedes Moratorium für unzuläffig ertlärt, endlich auch durch den Punkt 
xl. der bezogenen 3. M. V. die bisher in Uebung ftehenden fiebenbürgifchen 
Geſetze des materiellen Rechtes einftweilen, nur infoweit aufrecht erhalten wor- 
den feien, als fie nicht durch die im a. b. Pat. vom 31. December 1851 feit- 
geftellten Grundfäße, oder andere, inzwifchen erlaſſene Verfügungen, Abaͤnderun⸗ 
gen erlitten haben; dagegen aber durch letzteres a. b. Pat. „die Gleichheit 
alfer Staatsbürgervor dem Geſetze“ eben als einer der oberften fetten: 
den Grundfüße atifgeftellt worden ei, fo hieraus von felbft folge: daß jenes 
Vorrecht, welches die adeligen Witwen Siebendürgens früher durch den frag: 
lichen Prorogationsbefehl genoffen haben, nicht mehr ala beftehend angefehen 
werden könne. 

Denfelben Grundfaß der Gleichheit aller Staatsangehörigen vor dem Ge: 
feße, haben die neucren organifchen Geſetze (3. B. das Stempel» und Gebühren: 
patent, die Gefeße über die Einführung der Einfommenftener, der Grumdftener, 
der Verzehrumgaftener von Branntwein und Bier, des Tabakmonopols; Das neue 
Strafgefeß, die Preßordnung, das Vereindgefeb, das Privilegiengefeh, das Gefek 
über die Erzeugung, den Berfehr und den Befiß von Waffen und Munitiondge: 
genftänden, die Aufrehthaltung des Schießpulvermonopols u. f. w.) feftgchalten. 
Hieraus folgt nun, daß bereits vor Einführung des a. b. G. B. alle früher be- 
ftandenen Rechtöunterfchtede der Landesbewohner zunächſt in Ruͤckſicht: a) ihrer 
Rationalität, b) ihres bürgerlichen Standes (Novel, Bürger, Unadeliger, Frohn— 
bauer) c) ihrer privilegirten Gerichtöftände aufgehoben worden find. Und zwar 
datirt die Aufhebung des ehemaligen Unterthansverhältniifes ") zufolge der Land⸗ 


*) 1) Es findet fich keine Spur, daß die als N. Zr. B. 3 zum voranftehenden 8.16 
nunmehr auch für Siebenbürgen vorgeſchriebene a. h. E. vom 25. Juni 1826, welche jeden 
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tagebeichlüffe vom 6. Junt 1848 (Art. 4 und 5, weldye zwar mit a. h. Reſcript 
befätigt, aber nit in authentifher Gefebesform kundgemacht worden find) 
vom 18. Juni diefes Jahres, wie diefes auch fpeciell Durch die Beflimmungen der 
Art XIV.u.XV. der Einf. B. der C. B. D., dann der Art. VII. 1.u. IX des 8.%. 
anertannt wird. Die Aufhebung der privilegirten Gerichte, mit Ausnahme jedoch 
der Herrſchafts⸗ und Tridualgerichte, deren Auflöfung ſchon in der Aufhebung des 
Unterthanenverbandes enthalten war (Art. 4 v. I. 1848 8. 9), Datirt dagegen 
erft vom Erlaſſe der Faiferl. B. vom 4. Juli 1850. Die Aufhebung endlich der 
Nechtsunterfchiede aus dem Grunde der Rationalität, müßte von dem kaiſerl. 
Bat. des 31. December 1851 datirt werden. 


$. 17. 


Bas deu angebornen natürliden Rechten angemefien ift, Dickes wird fo Innge ald beichend an- 
genommen, ald die gejegmäßige Beihränkung dieſer Mechte wicht bewiefen wird. 


Der Grundſatz, daß die angebornen, natürlichen Rechte fo ange ale befte- 
bend anzufehen find, bis die gefeßmäßige Beſchränkung diefer Rechte nicht bewie- 
len wird, erſcheint zwar direct im fiebenb. Rechte nicht ausgefprochen, läßt fich 
jedoh and analogen Geſetzbeſtimmungen ableiten. Wie diefes Recht namentlich 
in den ungriſchen und fzeflerifchen Zandestheilen, die Rechtsfähigkeit der Berfonen 


Sclaven in dem Augenblide, ald er das k. k. öſterr. Etaategebiet, oder auch nur ein 
öfterr. Echiff betritt u. ſ. w., für frei erflärt, fchon damals, oder fpäter in Eiebenbürgen 
kundgemacht worden fei. Auch ift in den lebend. Rormalienfammlungen das Hfkld. vom 
19. April 1830 (pol. G. S. Bd. 12 S. 260) oder eine demjelben ähnliche Hofverordnung, 
derzufolge Muhamedaner, die an der Grenze der öfterr. Staaten anlangen, aufangemeffene 
Beife von dem Inhalte der angeführten a. b. E. in Kenntniß zu fegen find, — nicht zu 
finden, obwohl eine foldhe Verordnung gerade hier, ald dem öftlichen Grenzlande der 
Monarchie gegen die Walachei und Moldau, am Plage geweſen wäre. Indeſſen folgt 
ſchon aus der Wiederherftellung der Freizügigkeit der Unterthanen durch Kaifer Jofeph H. 
im 3. 1786, deren Aufrehthaltung auch in feinem Neftitutiondchicte vom 28. Jänner 
1790 gewahrt wird, und bald darauf durch den Sefepartikel 26 v. 3. 1791 neuerdings 
befräftigt wurde, daß Sclaverei, welche den Menſchen ald bloße Sache behandelt, und 
alfo noch niedriger ftellt, aid den ehemals fhollpflichtigen Frohnbauern (Leibeigenen), in 
Eichenbürgen ebenfowenig, als in den übrigen Provinzen der öfterr. Monarchie geduldet 
wurde. 

2) Bufolge des Art. XIII des K. P., laut welchem die mit auswärtigen Staaten 
befichenden Berträge, welche auf das bürgerl. Recht Bezug haben, nunmehr auch in Sieben: 
bürgen zur Auwendung kommen, tritt hier auch der zwiſchen Oeſterreich, Großbritannien, 
Preußen und Rußland zu London am 20. December 1541 abgefchloffene (pol. G. ©. 
Bd. 71 ©. 63), und durch den Beitritt des Königs der Belgier in der Convention zu 
London vom 24. Februar 1848 (R. G. Di. Nr. 224) erweiterte Tractat, wodurch den 
Unterthanen diefer Mächte aller Eclavenhandel verboten und für Sceeräuberei erklärt 
wird, in Wirkſamkeit. A 
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mehr noch von ihrem bürgerlihen, als natürlihen Stande abhängig madıt, fo 
nimmt es auch den Beftand der aus der bürgerlihen Stellung der Berfonen flie- 
Benden Rechte vorzugsweiſe in Schuß, indem es Jedermann zur thatfächlichen 
Anerkennung diefer Rechte und Achtung der Menſchenwürde verpflichtet. Hier: 
aus ergibt fih der Begriff der bürgerlihen Ehre (bona existimalio, honesta 
fama)., 


I, 


Rah ungariſchem Rechte: kann derbürgerlichen Ehre ohne richterliches 
Urtheil Niemand verluftig werden. Das Gefek erfärt für ehrlos (infames, in- 
famia notali) Diejenigen, welche fidh der Untreue gegen die Blutsverwandtichaft 
fhuldig machen (proditores fraterni sangvinis Tr. I. 39); die treufofen Vor⸗ 
‚münder Tr. 1. 132 8. 2), Diejenigen, welche falfhe Urkunden verfertigen, oder 
mit Wiffen mißbrauchen (Tr. 11. 16 8. 3), Diejenigen, welche dem Fürſten und 
Baterlande den Eid der Treue brechen, die Meineidigen (Tr. 11.30), die Advocaten, 
welche die Urkunden ihrer Vollmachtgeber betrügerifcher Weife unterfchlagen, oder 
mit der Gegenpartei gemeine Sahe machen (A. C. IV. 19 Tab. Instr. 8. 263), 
die Edelleute, welche fih des vorfäßlihen Todtfchlages, der Brandlegung, dee 
Diebftahles, de& Raubes und Raubmordes, fowie des gewaltthätigen Ehebruchee 
Ihuldig machen (Tr. 1. 9. 8. 2). 

Ehrlofe Fönnen fein Zeugniß ablegen (Deer. Math. VI. 14.5. Tr. 11. 29. 
$. 2), die Bormundichaft nicht führen (Tr. 1. 119. 8.1 und 121 $. 4) und keine 
öffentlihen Hemter befleiden (ex analog: Instr. Tab. $. 246. Instructio pru 
Agentibus Transsilvanico aulicis ddo. 21. December 1798 9. 3. 753 8. 11 
munus agenlis aulici adipisci cupiens, .. docere debebitl: se per decursum:, 
postremorum decem annorum certam, honestamque vitae subsistenliam ha- 
buisse, neque ulla publica mala fama, suspicione, aut plane indicio de ante- 
ncta levi, minus decente, aul scandalosa vilae ralione subsumtum fuisse. — 
Bergl. mit Art. nov. 33 a. 1791). 

Wer in feiner Ehre angegriffen wird (Ehrenbeleidigung, dehonestatio) 
kann die Beſtrafung des Angreifers verlangen. Die Strafe beiteht in der Zun— 
genlöfung (emenda lingvae), welche gleich dem halben Blutgelde (homagium 
vivum) bei den ungarifchen Edelleuten 33, bei den Szeklern, den Unadeligen und 
Frohnbauern 12"/, ungarifhe Gulden beträgt. Wer einen Edelmann direct oder 
indirect dadurch, daß er die Stellung deffelben wor Gericht verlangt, einen Un» 
adeligen heißt, verfällt in die Strafe des ganzen Blutgeldes (homagium morluum). 
Deſſen Betrag, fiehe oben $. 16 Ab. I—X. von der Strafe der Zungenlöfung, 
entfallen 7/, für den Richter, '/, für den Befchädigten. Die Strafe des ganzen 
Blutgeldes verfällt ganz dem Beſchädigten (Tr. II. 72. vgl. UI. 3 und 4). 
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z U. 

Rah ſächſiſchem Rechte: 1) In dem bürgerlichen Rechtsſtreite ſpricht, 
ſo lange der Bellagte die der Klage zum Grunde gelegte Behauptung Teugnet 
(dum in negalivis versetur), die rechtliche Bermuthung für ihn (quisque pracsu- 
mitur bonus, dum malus esse probelur), Der Kläger ift im diefem Yalle unbe: 
dingt zum Beweife verbunden. (St. I. 4 8.5. St. 1.5. 88. 1. 2 und 11). 
Ber ſonach eine Befchräntung der ſowohl mit dem natürlichen, als bürgerlichen 
Stande einer Berfon verbundenen Rechte behaupten will, muß den Beweis dafür 
liefern. 

2) Der bürgerlichen Ehre wird verluflig Derjenige, der durch ein richter⸗ 
liches Urtheil für einen o ffentundigen Verbrecher erflärt worden if. Das 
Geſet führt namentlich ala folhe an: die Ehebrecher, Meineidigen, Diebe (St. 1. 
6. $. 1); Diejenigen, welche fi einer Fälſchung ſchuldig machen: als die in einem 
Rechtsſtreite falfche Zeugen oder Beweisfchriften beibringen ; die ſich zur Able- 
gung eines falfchen Zeugniffee, oder dazu, daß fie die Wahrheit verfchweigen, 
durch Geld, oder einen anderen ihnen zugeficherten Bortheil erfaufen laſſen; Die: 
jenigen, welche Teftamente in der Abficht ſich dadurch einen Bortheil zuzuwenden, 
verfalfchen, unterfhlagen, oder fi mit Gewalt in Beſitz davon ſetzen; Diejenigen, 
welche in böfer Abſicht falfche Urkunden, Handihriften und Siegel verfertigen 
und gebrauden; Gold, Silber und Geldmünzen verfälfhen, kaufen, verkaufen 
und dazu hilfreiche Hand leiſten; eine und dieſelbe Sache in verfchietenartigen 
Verträgen veräußern; bei Kauf und Berkauf unächtes Gewicht gebrauchen (St. 
IV. 6). 

Ehrlofe Tonnen nit Zeugen fein, keine öffentlichen Aemter führen (ex 
analog. St. I. 1. $. I. u. f. f. wie oben). 

Ber in feiner Ehre angegriffen wird, kann verlangen ), daß der Angreifer 
(diffamator) ihm an dem Orte, wo ihm die Verletzung derfelben zugefügt wurde, 


— . 





) 1. Bgl. 3. 1339 des 6.8.3. Die Beftimmung des fiebenb. Rechtes betreff der gericht: 
lichen Berfolgung Deffen, der eine Perſon in ihrer bürgerlichen Ehre verlegt. fteht auch mit 
dem $. 495 des Et. ©. 3. im Einklange, laut welchem der eined Dergebend oder der 
Uebertretung gegen tie Eicherheit der Ehre Schuldige nur auf Verlangen des An: 
gegriffenen der Strafe verfällt. Die fiebenb. Gefepgebung zieht Ubrigend nicht eine 
fo fitenge Grenze, wie die öfterreihifche, zwifchen Givil- und Strafrecht, fondern be- 
bandelt jene Berlepungen eines Strafgeſetzes, welche nicht von Amtöwegen (fidcal- 
action), fondern nur auf Verlangen des Beſchädigten dad Einfchreiten des Richters 
zur Folge haben, ald einen Zheil des Civiltechts (delieta privata eivilia), indem hier 
außer der Genugthuung, die ganze, oder ein Theil der vom Gefege beſtimmten Etrafe 
rem Beſchädigten ald Echadenerfag zufällt (obligaliones ex delictis). 

2. Zufolge der 3. M. B. vom 1. Mai 1853 (R. ©. Bl. Rı. 75), giltig aud 
für Siebenbürgen, darf feit eingetretener Wirkſamkeit des Strafgeſeßes vom 27. Mai 
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Abbitte thue, und überdies vom Richter beſtraft werde. Die Strafe iſt mit Rück— 
fidht der Würde der angegriffenen Perſon, der begleitenden Umftände, der Zeit. 
und des Ortes zu bemeffen (injuriae enim re, persona, tempors el loco allro- 
ciores judieanlur). Liegt der Ehrenbeleidigung eine hartnädige böſe Abſicht 
sum Grunde, fo verfällt der Schuldige in die Strafe der Zungenlöfung (mulcta 
emendae lingvae), wovon /, dem an /, dem Angegriffenen zufallen (St. 
IV. 5. $. 2). 
$. 18. 

Jedermann if unter den von den Geſetzen vorgefchriebenen Bedingungen fühig, Rechte gu erwerben. 

Der Grundfaß, daß Jedermann Rechte erwerben Tönne, ergibt fih von 
felbft daraus, daß die fiebenb. Geſetze Jedermann den Charakter der Berfönlichkeit 
zuerfennen; die Bedingungen aufftellen, unter welchen der Cine oder Andere 
Rechte erwerben kann, und felbft die Mindeft:Berechtigten von der Erlangung 
neuer Rechte nicht ausſchließen (vgl. $. 16). So z. B. erwirbt das Kind durch 
Erreihung eines gewiffen Lebensalters (vgl. $. 21— 22), der Unadelige durch 
Grlangung des Bürgervechtes oder Adels; der Fremde dur das Indigenat 
(vgl. $. 16. Abf. IX.) neue Rechte; und zwar beziehen fi die Bedingungen, 
woran die Fähigkeit Rechte zu erwerben geknüpft ift, entweder auf die Perſon 
des Erwerbenden, wie z. B. bei den Minderjährigen, die erſt nach erreichter 
Mündigkeit gewiffe VBerfügungsrechte über ihr Vermögen erlangen, oder aber auf 
die zu erwerbende Sade, wie z. B. das Grimdeigenthum, von deffen Erwerbung 
Fremde ausgefchloffen find (vgl. $. 355). 


$. 19. 

Jedem, der ſich in feinem Rechte gekräntt zu jein erachtet, fteht es frei. feine Beichwerde vor Der 
durch Die Befege beftimmten Behörde anzubringen. Wer fich aber mit Hintanjegung derſelben der eigen 
mächtigen Hilfe bebienet, oder wer die Grenzen der Nothwehr überſchreltet, iR dafür verantwortlich. 


1. 


Jedes in den Geſetzen begründete Necht ift mit der Befugniß verbunden, 
auf die Erfüllung defjelben zu dringen, nur daß eigenmächtig der Berechtigte, 


1852 auf dad nah den früheren Gefegen bei mehreren Gattungen von Berbrecdhen 
feftgefeßte Homagium (redemptio vel emenda capilis, aesiimalio homicidarum, 
mulcta Blut⸗ oder Löfegeld) nit mehr erfannt werden, und fol infofern biefed So: 
magium ganz oder tbeilweiſe die Stelle einer Entfchädigung vertrat, jowohl nad den 
Geiſte des 8. 42 des gedachten Strafgeiehes, ald in den Kronländern (Ungarn, Kroa- 
tion, Slavonien, ferbifche Woiwodſchaſft und Zemefher Banat), in welchen durch das 
8. B. vom 29. Detober 1852 ded a. b. G. B. bereit eingeführt ift, nach den Grund: 
jagen des legteren, der dem Befchädigten, oder feinen Angehörigen durch das Ber: 
brechen zugegangene Schaden, nach feinem wahren Werthe ausgemittelt, und infofern 
er fih aus den Unterfuhbungsacten mit Verläßlichkeit entuchmen läßt, dem Beſchädig— 
ten in dem Strafurtheile zuerkannt, in dem enigegengefepten Falle aber diefer auf 
den ordentlichen Rechtsweg verwieſen werben. 
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ebenſowenig ſein Recht zur Geltung bringen, als geſetzwidrige Störungen deſſel⸗ 
ben abwehren kann; ſondern dazu die Hilfe der zuſtändigen Behörde in Auſpruch 
nehmen muß. Die Befugniß, die competente Behörde zum Schutze gegen eine 
erlittene oder drohende Rechtsverletzung anzurufen, bildet das Klagerecht (acto- 
ralus). In der Regel ift die Austragung von flreitigen Privatrechto⸗Anſpruͤchen 
den Gerichten zugewiefen, und die näheren Borfchriften über die Verfolgung eines 
Rechtsanſpruches vor denſelben, gehören in die Proceß⸗ oder Gerichtsordnung. 
Hier wird nur bemerkt: 


II. 


1) Rach ungariſchem Rechte ſtehet kein Klagerecht zu: 

a) dem Meineidigen laucarius), welcher gegen Riemanden, gegen ihn aber 
Jedermann Klage erheben kann (Tr. II. 30. $. 4). 

b) Demjenigen, der ein fremdes Net verfolgt: z. B. wenn Jemand fein 
im Broceffe ftehendes Gut an einen Anderen veräußert, fo kann der Käufer dee 
Gutes den darüber obſchwebenden Proceß nit im eignen, fondern nur im Na- 
men des Verkäufers fortführen. Ausgenommen find hievon Jene, welchen die 
Bertheidigung eines fremden Rechtes, als Pflicht obliegt; wie den Eltern, Vor— 
mündern, Borflänten von Geſellſchaften u. ſ. w. (Tr. 1. 27. $. 5). 

e) Demjenigen, welder fremder Gewalt unterfteht (qui non est sui juris), 
wie dem Sohne gegen den Bater, ausgenommen die Fülle der zwangsweijen 
Theilung (Tr. 1. 53 und 54); dem Pupillen gegen den Bormund (Tr. I. 124. 
$. 1), und gegen Audere, da dem Bormund das Recht zukömmt, in deffen Ra; 
men das Klagerecht auszuüben (Tr.1. 126). _ 

d) Dem Schenker und Verkäufer einer Sache, gegen den Befiger deriel: 
ben (Tr. 1. 77). Ausgenommen find hievon die Minderjährigen (imperfectae 
aclalıs), welche ſchädliche Beraußerungen gemacht, diefelben aber, wenn fie mann: 
lichen Geſchlechtes find, vor erreichtem 24. Lebensjahr, wenn fie weiblichen Ge: 
ihlechtes find, innerhalb eines Jahres nad ihrer Berheirathung (vgl. 8. 21 des 
a. 5. ©. 3.) widerrufen haben (MRetractationsreht). Diefe können innerhalb 
32 Jahren, vom Tage der Widerrufung gerechnet, zur Widererlangung des ver: 
äußerten Gutes den Procep anhängig maden (Tr. I. 111 und 128). 

e) Dem Frohnbauern, welcher der grundherrlihen Gerichtsbarkeit unter: 
fteht, gegen einen Adeligen, da an deffen Stelle dem Grundheren das Kluge: 
recht zufteht. Diefe Beftimmung hat die Praris dahin ausgedehnt, dag über: 
haupt Fein Unadeliger, ohne Fiscalaffiftenz, gegen einen Adeligen Klage füh— 
ten kõnne (Tr. II. 31). 

) Demjenigen, dem nur nad Erfüllung einer gewiffen Bedingung, oder 
nad dem Ausgange einer beftimmten Zeit ein Net in oder zu einer Sade (jus 
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in re, vel ad rem) zuftebt, vor Erfüllung der Bedingung, oder vor Eintritt des 
Termines (Instr. Tab. $. 70). 

8) Dem Adeligen gegen geiftlihe Perfonen, und umgekehrt diefe gegen 
Adelige, infofern fie nicht durch einen Bürgen Eicherheit für die Zahlung der 
im Laufe des Proceffes über fie etwa zu verhängenden Geldftrafen (birsagium) 
leiften (A. C. V. Ed. 46). 

h) Dem Fremden bezüglich eines Grundbefigthumes (A. C. II. 41). 


III. 

2) Rach ſächſiſchem Rechte ſtehet kein Klagrecht zu Demjenigen: 

a) Der einen durch Verjährung erloſchenen Anſpruch geltend machen will 
(Si. 1. 11. 8. 3). 

b) Deſſen von der Gegenpartei widerſprochenes Recht durch ein endgilti⸗ 
ges richterliches Urtheil für aufgehoben erklärt worden iſt (St. I. 10. 8. 4). 

ec) Der vom Rechte der Berufung gegen ein richterliches Urtheil innerhalb 
der geſetzlichen Frift nicht Gebrauch gemacht hat. 

d) Der bereits einmal mit Hilfe des fürftlihen Neuerungsbefehles (man- 
datum novi cum gralia) fein vermeintlidhes Lane zu machen gefucht 
bat (St. 1. 11.8. 3). 

e) Der ſich mit feinem Gegner über ein ſteeitiges Recht verglichen hat, 
(St. 11. 8. 88. 4. 5). 

f) Deſſen Streitſache durd einen vor Gericht abgelegten Eid entjchieden 
werden ift (St. 1. 9. $. 4. 1. 10. 8. 4). 

Wozu noch gezählt werden kann: 

8) Der eines Verbrechens Angeklagte, fo lange er nicht für ſchuldlos er- 
klärt wird? (non relalione criminum, sed innoncenlia reus purßelur 
St. Iv.1.8.7).”) 

| IV. 


A) Rach ungarifchem Rechte wird die Ueberſchreitung des Verbotes 
der Selbfthilfe zur Gewaltthat (actus potenliarius). Zum Weſen der 
Gewaltthat, als bürgerlihes Bergehen (delietum civile) gehört, daß fie durch 
eine zur Unzeit angemaple Eigenmacht fi Recht zu verfchaffen, feine wahren odır 
vermeintliden Rechte zu wahren oder zu vertheidigen, begangen werde; weil 
jonft, jobald ihr diefes Merkmal fehlt, daraus ein Verbrechen wird, welches der 
Beftrafung von Amtswegen (Kiscalaction) anheimfällt. Man unterfheidet die 
größere und fleinere Gewaltthat (aclus majoris et minoris polentiae 
Tr. 11. 67. 8. 6. Il. 82). 


—. — — 





*) Bl. C. P. O. 8. 12 und 15 u. ſ. f. Dr. Alois Sentz Commentar dazu über 
die peremtoriſchen Rechtseinwendungen. 
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V. 


Die größere Gewaltthat (actus majoris polenliae) verübt, wer in 
ein adeliges Wohnhaus oder Edelfib (curia) mit geräuſchvoller Gewalt ein: 
dringt; ein ganzes adeliges Gut gemwaltthätig an fich reißt; (die Befignahme 
einzelner Bertinentien des Gutes, z. DB. eines Grundflüdes, ausgenommen 
(welche nur als Fleinere Gewaltthat gilt), einen Edelmann außer den gefehlich cr= 
laubten Fällen (vgl. $. 16. Abf. VI— VII) gefangen nimmt, denfelben ſchlaͤgt, 
verwundet oder tödtet. Diefes find die f.g. fünf alle (quinque casus Math. 
Decr. Il. a. 18. Decr. IH. a. 9. Tr. II. 42. $. 5. 1. 67. 8. 9). Hiezu komuit 
nod ein fechfter Fall, nämlich die gewaltfame Zurücdnahme des einem Anderen 
gerichtlich zugeurtheilten Gutes (A. C. IV. 1. a. 11. 15). 


v1. 


Die Strafe dergrößeren Gewaltthat befteht zufolge der Gepflo- 
genheit (wodurd die gefeblihen Beſtimmungen Tr. I. 16. vgl. mit Tr. 1. 55, 
namlich der Verluſt des Lebens oder des ganzen Bermögend außer Anwendung 
gekommen find), in dem Urtbeile der Kopflöfung (sententia Emendae capilis) 
Diefes befteht: . 

a) In dem Berlufte aller beweglichen und unbeweglichen, jedoch unter der 
Zurisdiction des betreffenden Richters liegenden, die Perſon des Gewaltihätigen 
allein betreffenden Güter, fo zwar, daß er die beweglichen Sachen auf immer, 
die unbeweglichen als ein nad gemeiner Schäkung (communis aestimatio) rücklös- 
bares Pfand verliert; 

b) in der Zahlung des Blutgeldes (Emenda capilis, bomagium) wel: 
ches ganz dem Kläger zufallt (vgl. 8. 17). 

e) Die fhuldigen Weiber verlieren überdies ihr Heirathsgut (dotalitium) 
und das Biertheil (quarlaliiium Tr. I, 43, 8. 1—4). 

d) Die zur Berübung der Gewaltthat Aufgenommenen, Ausgefchicten 
oder Beauftragten verfallen in die gleihe Strafe als der Urheber (Ur. IE. 
82. II. 26). 

e) Die Szekler verfallen blos in die Strafe von 24 ungariſchen Gulden, 
ohne einen Bermögendverluft zu erleiden (Tr. II. 4. $. 3). 

f) Körperfhaften (3. B. Eapitel und Convente) wenn fie ald ſolche von 
ihren Gütern aus die Gewaltthat begehen, werden gleich einer einzelnen Berfon 
beftraft. Haben aber einzelne, beftimmte Kapitularen, und nicht die ganze Kör⸗ 
perihaft die Gewaltthat begangen, fo können diefe auch einzeln zur Berant- 
wortung gezogen werden (Tr. II. 46. $. init. und 1). 

8) Stirbt der Gewaltthäter nah anhängig gemachtem Procefie, fo zahlen 
feine Erben im Falle der Verurtheilung, außer der Rüdftellung des in Beſitz ge- 
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nommenen Gutes und der Vergütung des Schadens, den Betrag der gemeinen 
Schäßung von den väterlihen Gütern, find aber von der Zahlung des Blutgel- 
des ihres Vaters frei (Tr. I. 51. 8.4. Tr. U. 61. init. $.). Wird aber der 
Broceß nah dem Tode des Gewaltthäters anhangig gemacht, fo werden die 
Söhne, wenn fie die Rückſtellung des beſetzten Gutes verweigern, felbft als Ge- 
waltthäter angefehen, und fie verfallen fodann in die ganze Strafe 
(Tr. I. 51. $. 5). 

h) Wenn der Gewaltthäter während des Proceſſes das in Befiß genom- 
mene Gut vernahläfligt, fo daß es Schaden leidet, fo ift er auch zur Bergütuug 
diefes Schadens verpflichtet (A. C. IV. 1. a. 6). 

k) Wenn geiftlihe Perfonen, welche kein eigenes Vermögen befiben, eine 
Gewalttbat begeben, fo ift die Strafe felbft im Falle, als diefelben nicht im Auf- 
trage des Capitels oder Conventes gehandelt haben, aus den Beneficien diefer 
Capitularen, dur die übrigen Capitularen zu leiften (Tr. I. 47). Wenn Be- 
dienftete geiftlicher Perfonen als Gewaltthäter weruriheilt werden, ift die Execu⸗ 
tion in den geiftlihen Gütern vorzunehmen; auch können ihre Herren diefelben, 
wenn fie ohne Auftrag die Gewaltthat verübt haben, zur Leiftung der vollkom⸗ 
menen Genugthuung duch ihre Ögfangennehmung zwingen (Tr. II. 48). — 
Die Prälaten, wenn fie eigene, vom Gapitel oder Convente getrennte Güter 
befißen, können abgefondert beftraft werden, außer fie haben mit und im Namen 
des Capitels oder Conventes die Gewaltthat verübt (Tr, U. 49). In allen die- 
fen Fällen aber befteht die Strafe blos in dem Blutgelde und der Schadloshal⸗ 
tung, weil die geiftlichen Güter wegen der Uebergriffe der geiftlihen Perfonen, 
der Kirche nicht entfremdet werden können (Tr. II. 51.$. 1.2). Der Erbe eines 
verurtheilten Praͤlaten zahlt deffen Strafe nicht, da die perfönlihe Strafe mit 
dem Leben des zu Beftrafenden erlifht. Bon Seite der Unterthanen aber und 
Familien, welche an der Beſchädigung theilgenommen haben, foll dem Kläger, 
wenn gegen den Berftorbenen der Proceß nicht anhängig gemacht wurde, fein 
Neht zuerkannt, und das ihm entriffene Gut zurüdgeftellt werden 
(Tr. N. 51. $. 6). 

v1. 

Unter der Eleineren Gewaltthat (Violenz, actus minoris polentiac) 
werden alle eigenmächtigen Handlungen, welche ſich nicht ala Fälle der größeren 
Hewaltthat darftellen, verftanden. Es gehören hieher alfo alle von irgend Je⸗ 
mand einem Anderen in feiner Perſon oder Sache zugefügten Berlekungen, infos 
jern diefe nicht ausdrüdlih vom Geſetze ald größere Gewaltthat bezeichnet ſind 
(Tr. 11. 67. $. 5.) 

Die darauf geießte Strafe beftebt: 

a) in 50 ungarifchen Gulden, welche bei dem höheren Somitatshenmten 
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(V. Comites, Mdices Nobifium) das Doppelte beträgt. Hievon fällt eine Hälfte 
dem Richter, die andere dem Kläger zu (Tr. II. 67. 8. 3. vgl. mit Tr. II. 3. 
8. 7). Die Unadeligen zahlen ihr Bintgeld von 25 ungarifhen Gulden, wel: 
ches ganz dem Kläger gehört (Tr. III. 26. $. 6. C. C. V. Ed. 2). 

b) In dem GErfaße des dem Kläger zugefügten Schadens (Er N. 67. 
88. 2.3.01. 68. 8.2. A. C. II. 8. a. 1). 

c) Die Strafe wird vergrößert, wenn der Schuldige auf der That ergrif- 
fen wird, 3. B. bei Waldfreveln, wo der Thäter das mit ſich habende Eigen 
thum verliert (Tr. IL, 33. Art. prov. 95). 

d) Die zur Verũbung der Biolenz Aufgenommenen, Ausgeihieten und 
Beauftragten werden, wenn fie Unadelige find, zur Erlegung ihres Blutgeldes, 
wenn fie Adelige find, zur Zahlung von 50 ımgarifhen Gulden verurtheift 
(Tr, II. 26. $. 4. vgl. mit $. 6. Tr. 11. 3. 8. 7), 

e) Der Adelige, welder den Colonen eines anderen Adeligen ſchlägt 
oder verwundet, hat außer der Strafe der Fleineren Gewaltthat and das Blut: 
geld des Gefchlagenen zu entrichten, und den Schaden gut zu machen 
(Tr. M. 31. 8. 1). 

f} Gemeinden, welche mit Gewalt in fremde Wälder eindringen, werden 
mit 100 ungar. Gulden beftraft, wovon vie Hälfte den Klägern, die andere 
Hälfte den eregnirenden Beamten gehört (C. C. II. 7. a. 2). 


VIII. 


Die Eolonen müſſen wegen der größeren und-Pleineren Gewalt: 
that dei ihren Grundherren belangt werden. Bermweigern diefe die Genugthuung, 
oder verfaumen es, fie zu leiften, fo werden fie von dem zuftandigen Comitats-, 
Stuhls⸗ oder Stadtgerichte, durch die ihnen auferlegte Zahlung des Blutgeldes 
afler einzelnen Eolonen ihrer Güter zur Leitung der Genugthuung verhalten. 
Berweigern fie zum zweitenmale die Genugthuung, fo werden fie einfach auf die 
Forderung des Alägers hin verurtheilt (A. C.IV.1 a.28). Und dies zwar, wenn 
der Eolone in der Gewalt des Grundherrn ſtehet; denn ift dies nit der Fall 
jo Tann der Grundherr nicht zur Berantwortung gezogen werden. Cntfliebt 
mittlerweile der Eolone, gegen den Willen des Grundherrn, fo fallt deffen beweg⸗ 
liches und ımbewegliches, auf dem Gute des Grundherrn vorhandenes Vermögen, 
Rehterem su (Tr. III 26. $. 16), welcher davon, im Walle der größeren Gewalt: 
that das Blutgeld und ein Dritibeil vom Vermögen des Eolonen, im Falle der 
fleineren Gewaltthat, das Blutgeld des Eolonen und den von ihm verurſachten 
Schaden an den Kläger zu leiften bat. Im Falle der in gefeblicher Form gelei« 
Reten Genugthuung fallt ein Theil der Strafe dem Grundheren felbft zu, welcher 
im Falle der größeren Gewaltthat in zwei Drittel des Dermögend des Colonen 
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beſteht (Tr. I. 26. $. 11, 17 und 18). Wenn der Colone vom Orte der That 
entfliehet, fo verfällt die Strafe feiner Gewaltihat dem Grundherrn; der Bes 
ihadigte aber hat den Erfab des Schadens befonders anzufprehen (Tr. II. 3. 
$. 15) °). 


— — — — — 


Bereits mit der Gouv. K. vom 20. November 1849 wurde den neu errichteten 
k. k. Interims⸗Strafgerichten in den ehemaligen ungariſchen Comitaten und Szekler⸗ 
ſtühlen (8. G. Bl. Nr. 32) und ſpäter mit der J. M. V. vom 10. September 1850 
2. 5535 der für das Kronland Siebenbürgen (mit Ausnahme des Sadfenlandee) 
aufgeftellten Straf-Obergerihtscommiffion (Gouv. K. vom 18. October 1850 2. G, Bl. 
Nr. 92) der I. und 11. Theil des öfterr. Strafgejeped vom 9. 1803 über Berbrechen 
und fchwere Polizeiübertretungen als Erkenntnißquelle vorgefchrieben. Bon diefer 
Zeit an find alfo au die Fälle der Major und Minorpotenz nicht mehr ald Civil: 
vergehen, fondern nad den Beflimmungen des öfterr. Strafgeſetzes, unbeſchadet der 
a des Beſchädigten, zu beurtheilen. 


IX. 


Ausnahmsweiſe erlaubt ift die Selbfthilfe: 

a) im Falle ein Erbgut von Niemand angefprochen, und freiftebend zurück⸗ 
gelaffen wird, mo es dem Erbberechtigten zuftehet, durch Befibergreifung fich 
dafjelbe zuzueignen. Iſt das Erbgut jedoch. in Jemandes Befib, oder fteht das 
Erbrecht Mebreren zu, fo Tann die Uebernahme deffelben nur im gütlihen Ein- 
verftändniffe — oder mit Hilfe des Richters gefchehen (vgl. 8. 320, 797 des 
b. G. 82. Tr. 1. 67. 8. 1. Tr. I. 68); 

b) im Falle Jemand aus dem ruhigen Befike feines Gutes durch einen An- 
deren, ohne genügenden Rechtsgrund, gewaltfam verdrängt wird, wo es dem 
Verdrängten freifteht, fich innerhalb eines Jahres eigenmächtig wieder in den 
Befiß des ihm entriffenen Gutes zu feben (vim vi repellere licet: vgl. $. 339. 
344 des b. G. B.). Doch darf die Zurücknahme des entriffenen Gutes nicht 
nit geraufchvoller Gewaltthat und mit einer Störung der öffentlichen. Sicherheit 
geſchehen, weil diefelbe fonft zufolge der Gepflogenheit die Fiscalaction nach fic 
sieht (Tr. 1. 68)“). 

e) im Kalle der gerehten Rothbwehr. Der Begriff derfelben ſetzt 
voraus: 

1. einen mit bewaffneter Hand, in feindliche Abficht auf das Leben oder 
Bermögen gerichteten Angriff, deſſen Abwehr augenblicklich im Drange der Gefahr 
(in conlinenti) und nicht erſt nah Verlauf einer Zeit geſchehen ift (Tr. IU. 21. 
8.1.6. III. 22. $. 2). 


_ 


*) Iklandi Filep Jösef Törvenybeli Gyakorläs mutatö Tablaja. ©. 129-138. 
**) Iklandi Filep Jösef: Törvenybeli Gyakorläs mutato Tablaja. ©. 141. 
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2) die wirkliche eng des Angreiferd von feiner Waffe Gebrauch” zu 
machen; 

3) daß der Angreifer den erften Anlaß zum Streite gegeben habe (Tr. Il. 21); 

4) dag im Kalle eines Angriffes auf das Bermögen, der Angegriffene der 
rechtmäßige Befiger deſſelben fei, indem eigenmächtige Beſitzuehmer (occupatores) 
ich nicht ftraflos im angemaßten Befiße vertheidigen können (Tr. III. 22. $. 3). 

5) daß fich der Angegriffene bei feiner Selbfivertheidigung einer entfpre- 
chenden Mäßigung bediente (cum moderamine inculpalae tulelae), oder daß 
das dem Angreifer zugefügte Uebel unumgänglich zur Abwehr des Angriffes 
nöthig war (Tr. II. 22. 8. 5). 

6) daß im Falle der Angriff nur in Morten gefehen war, der Angreifer 
mit dem Tode gedroht habe, und derfelbe ein Menſch geweſen fei, der feine Dro- 
hungen auch auszuführen pflegt (vgl. St. G. B. 8. 2 lit. g. Tr. IL.23. 8. 1). 


X, 


B. Rah ſächſiſchem Rechte: folgt fhon aus dem Principe der Gleicdh- 
heit aller Staatöbürger vor dem Gefepe, dag Niemand fih zur Durchführung 
jeiner Rechtsanſprüche, oder zur Abwehr einer Rechteverlekung eigenmächtiger 
Hilfe bedienen könne, ohne dafür verantwortlich zu fein. Aber au abgefehen 
hievon erfcheint das Verbot der Selbfthilfe namentlich darin ausgeſprochen, daß 
fein Gläubiger fih eigenmäctig von feinem Schuldner bezahlt machen darf, in- 
dem er fonft deßwegen vom Richter eine angemeffene Strafe zu erleiden bat; und 
daß, wer eine Forderung zu haben glaubt, diefe im Rechtswege geltend machen 
foll (optimum igitur est, ul si quas pulant se habere petiliones, aclionibus 
experianlur. St. II. 3. $. 1). 

Ausnahmsweiſe erlaubt it Selbfthilfe: 

a) zur Wiedererlangung einer geftohlenen Sache, welche der Eigenthuͤmer 
jelbft von einem Dritten, in deffen Befib fie durch Kauf gelangt ift, ohne Erfag 
des Kaufbetrages zurücknehmen ann (res enim furto ablata directe ad suum 
dominum redire debet. St. IV. 2. $. 8). 

b) im Falle der gerechten Rotbwehr. Diefe febt einen wirklichen 
Angriff auf das Leben oder Bermögen vorand, fowie daß die Abwehr hievon mit 
angemejlener Mäßigung, blos zur Seldftvertheidigung im Augenblide der drohen⸗ 
den Gefahr geſchehe (nam adversus periculum naluralis ralio permillit se 
defendere. — Vim vi repellere omnes Leges omniaque Jura permillunt ”) 
St. IV. 3. $. 2. vgl. mit IV. 2. 8. 11). 


9 Obwohl das römifche Recht zufolge St. I. 8. 7 ale Subfidiarquelle des 


jähfifchen Rechtes dient, fo folgt ſchon aus dem in Leßteres ware aufgenons 
Sachſenheim, Erfäuterung. 
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5. 20. 


Auch ſolche Rechtogeſchäſte, die das Cherbaunt des Staates beirefien, aber auf deſſen Brivat- 
Gigenthum, oder auf die in dem bürgerlichen Rechte gegründeten Erwerbungsarten fi beziehen, find von 
den Berkhtiöbehörden nach den Geſetzen zu beurtheilen. 


> N. Tr. B. Nr. 4. 


Die Bedingung der Berzichtieiltung anf den Rechteweg In Berträgen zwiſchen Behörden und 
Privaten über den Verkauf oder die Vervachtung von Gütern und Befällen oder über Lieferungen iſt un 
zuläffig. (Allerhöchſte Entfhließung vom 27. Auguſt, Hofdecret vom 10. December 1819, Nr. 1635, I. ®. ©.) 


Das fiebend. Recht ftellt ganz allgemein den Grundfaß auf, daß die Landes⸗ 
gefege den Kandesfürften, die Staatsbürger umd die Fremden in gleicher Weife 
verbinden (Tr. U, 5 vgl. 8. 4 des b. ©. B.). Daher find: 

a) alle Nechtsgefchäfte, ohne Unterfchied, ob fie das Privateigenthum 
des Landesfürften, das Eigenthum des Staates (Landes), der Kirche, 
der Nationen, der Gemeinden und anderer Körperfehaften, oder aber 
jenes der Privaten betreffen, infofern fie fih auf die in den Landesgeſetzen be- 
gründeten Arten der Erwerbung beziehen, von den Gerichtsbehoͤrden nach dieſen 
(Landes⸗) Geſetzen zu beurtheilen. So z. B. gehört dem Landesfürffen nur die 
Rutznießung der Fiscalgüter, das Eigenthum derſelben aber dem Lande (az orszäg 
häzai, fiscälis varai, és joszagai, noha a’ fejedelmek kezekben engetellek, 
de proprietäsokat az orszagnak meglarlsdk. A. C. II. 5 a. 1). Diefe Güter 
find entweder foldhe, welche der Landesfürft auf immerwährende Zeiten, mittelft 
föniglicher Verleihung (regia donalio, collatio) veräußern darf, und auch wirklid 
veräußern foll(C. C. II. 1 a. 12 vgl. mit C. C. IV. 12a.14 und Dipl. Leop. 6); 
oder aber foldhe, welche ex auf immerwährende Zeiten, ohne Zuftimmung der Laud⸗ 
fände, nicht veräußern darf. (Reine Fiscalitäten, bona pure fiscalia A. C. II. 8 
vrgl. mit Art. nov. 11a. 1791.) Die Art der Erwerbung und Uebertragung 
folder Güter hat demnach, bei ſtreng theoretifcher Auffaffung, eigentlich eine 
ſtaats⸗ umd nicht privatrechtliche Grundlage, indem fie fih auf das rechtliche Ber: 
hältniß des Landesfürften zum Lande und deſſen Bewohnern, nicht aber auf Die 
Rechte und Berbindlihkeiten der Lebteren zu und miteinander beziehen. Das 
hindert aber nicht, daß die Rechtmäßigkeit der Verleihung eines ſolchen Gutes 
von Seite des Landedfürften, und die Erwerbung defielben von Seiten des Pri⸗ 


menen Orundfape, daß Gewalt mit Gewalt abgewehrt werben dürfe, fo wie daß der 
Bläubiger, weicher fih vom Schuldner eigenmächtig bezahlt nimmt, deswegen nicht 
etwa feine Forderung verliert, fandern nur für feine Eigenmadt eine 
angemeffene Strafe zu erleiden bat, daB die Rrengen Beflimmungen des römischen 
Rechtes gegen die Selbſthilfe nad ſächſiſchem Rechte ebenfowenig, wie nah dem a. b. 
®. 3. zur Anwendung fommen. Anton Haimberger: Römifches Privatrecht nach den 
Quellen und den Auslegungen der vorzüglichſten Rechtögetehrten. Wien, 1835. 1. Th. 
5. 107. 
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voten, wie jedes andere, in den bürgerlichen Geſehen begründete Rechisgeſchäft 
der richterlihen Beurtheilung unterzogen werde. Es folgt dies zunächft aus der 
Verpflichtung des T. Fiscus, ſeine Rechtsanſprüche gegen Privatperfonen vor den 
Gerichtsbehörden zu verfolgen (vgl. lit. e. unten). 

b) Bon der Beurtheilung durch die Gerihtöbehörden find blos jene Gegen⸗ 
fände ausgefchlofien, deren Berbandlung durch befondere ſſtaatsrechtliche, politifche, 
Gameral» u. ſ. w.) Geſehe ausdrücklich anderen Behörden, und infofern fie diefen 
zugewieſen find. So z. B. muß der Bachter von Allodialrealitäten und Gefällen 
auf den ordentlichen Gerichtoſtand und den Gebrauch aller Rechtsmittel Berziht 
leiten. „Zwiſtigkeiten, welche fi betreff eines ſolchen Sontractes, und über def. 
jen Auslegung zwifchen dem Publicum und dem Pächter ergeben, find im politi- 
jhen Wege zu entfcheiden, und die Entiheiding in Vollzug zu feben; im Falle 
aber der eine oder andere Theil fi mit derſelben Entſcheidung nit begnügen 
ſollte, bleibt es demfelben unbenommen, nad Vollzug derfelben wegen der vor 
waltenden Zwiſtigkeit den gewöhnlichen Rechtsweg zu ergreifen.“ (Borjerift 
über die Abfaffung der Bachtcontracte über Allodialgefälle und Realitäten. 2. 
6518. 1835. Punkt 1. 2 und 18. Hochm. R. Samml. 3 Bd. S. 208— 219). 

ce) Zur gerichtlichen Vertretung in Rechtsſachen, welche die Gameralproven- 
ten, öffentlihen Sonde und Stiftungen oder das Randeseigentbum betreffen, ift 
der Fiscaldirector (Causarum fiscalium Director; Fiſcus A. C.-IV. 17. Instr. 
Tab. $. 3) berufen. Die Gefebe ertheilen ihm hiezu befondere Begünftigungen 
namentli: a) einen befonderen Gerichtsſtand, b) die-Befreiung von der fonft 
dem Kläger obliegenden Pflicht der Bemweisführung, c) die Befreiung von der 
Zragung- der Proceßkoſten und d) die Ausnahme von der fonft übliden Berjäh- 
rung (vgl. 88. 1472 und 1485). Es gibt fünf Kategorien der f. g. Fis eal⸗ 
vroceffe: 

1) Die Quindenalproceſſe (processus quindenalis) zur Rücklöſung folder 
reiner Biscalgüter, welde Jemandem blos auf gewiffe Zeit, gegen eine beftimmte 
Zumme pfandweife verliehen (inscribirt) worden find (A. C. II. 8. a. 2. — 
Tab. 88. 22, 117). Die Gerichtsbehoͤrde iſt das k. Gubernium. 

2) die Broductional- oder Zridicafterialprocefie (causae protuctionales 
seu Iridieasteriales) zur Revindicirnng der mwiderrechtlich auf immer (perennat) 
veräußerten, reinen Fiscalgüter oder Gerechtſame (A. C. II.8 vgl. C. C. V. Ed. 
27). Das Gert ift das ſ. g. Productionals oder Tridicafterialforum (Instr. 
Tab. $. 117). 

3) Die publicatorifchen Proceſſe (processus in publicatione fundati) zur 
Beſißnahme der durch das Ausfterben einer Familie (publicatio defectus) an den 
1. Fiscus heimgefollenen Güter (vgl. 88. 760, 1149). Ein ſolcher Broceß muß 
innerhalb 32 Iahren aunbängig gemacht werden. Das Gericht ift die k. Tafel 

re 


4 
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Auch ſolche Rechtogeſchäfte. Die dat Cherbauyt des Staates beirefien, aber auf deffeg gr’ 
Gigenthum, oder auf die in dem bürgerlichen Mechte gegründeten Grwerbungsarten ſich beziehen, fint 
den GBerichtöbehörden nach den Geſetzen zu beurtheilen. 


> NM Tr. B. Nr. 4. 


Die Bedingung der Verzichtleiſtung anf den Ktechtsweg in Berträgen zwiſchen Behörd 
Privaten über den Verkauf dder die Bervadhtung von Gütern und Gefällen oder über Lieferung 
zuläffig. (Allerhöchſte Entſchließung vom 27. Nuguft, Hofdecret vom 10. December 1819, Nr. 1635, 3. 


Das fiebend. Recht ftellt ganz allgemein den Grundfa auf, daß die L 
gefebe den Landesfürften, die Staatsbürger und die Fremden im gleiche: 
verbinden (Tr. II, 5 vgl. $. 4 des b. ©. B.). Daher find: 

a) alle Rechtögefchäfte, ohne Unterfchied, ob fie das Privateige 
des Landesfürften, das Eigenthum des Staates (Randes), der 
der Nationen, der Gemeinden und anderer Körperſchaften, 
jenes der Privaten betreffen, infofern fie fich auf Die in den Landesg: 
gründeten Arten der Erwerbung beziehen, von den Gerichtsbehörden ı 
(Zandes«) Gefeßen zu beurtheilen. So 3. B. gehört dem Laudesfür 
Rutznießung der Fiscalgüter, das Eigenthum derfelben aber dem Lande 
hazai, fiscälis värai, &s joszagai, noha a’ fejedelmek kezekben 
de proprieläsokat az orszägnak meglarisdk. A.C. II. 5 a. 1). 
find entweder folche, welde der Landesfürft auf immerwährende Ze: 
königlicher Verleihung (regia donalio, collatio) veräußern darf, un 
veräußern ſoll (C. C. U. 1 a. 12 vgl. mit C.C. Iv. 12a.14undD 
oder aber foldye, welche ex auf immerwahrende Zeiten, ohne Zuſtim 
ftande, nicht veräußern darf. (Meine Fiscalitäten, bona pure fisca’ 
vrgl. mit Art. nov. 11 a. 1791.) Die Art der Erwerbung wi 
folder Güter hat demnach, bei ſtreng theoretifher Auffaſſung 
ſtaats⸗ und nicht privatrechtlihe Grundlage, indem fie fi auf d 
haͤltniß des Landesfürften zum Lande und dejien Bewohnern, n 
Rechte und Perbindlichkeiten der Leßteren zu und miteinande 
hindert aber nicht, dag die Rechtmäßigkeit der Verleihung c' 
von Seite des Landesfürſten, und die Erwerbung deſſelben v. 
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menen Orundfage, daß Gewalt nit Gewalt abgewehrt werden t 
Bläudiger, welcher fih vom Schuldner eigenmächtig bezahlt nin 
etma feine Forderung verliert, fondern nur für jei 
angemeffene Strafe zu erleiden hat, daß die firengen Beftin 
Nechted gegen die Selbfihilfe nach fächfifhem Rechte ebenfowe: 
©. 3. zur Anwendung fommen. Anton Haimberger: Römiſch 
Quellen und den Auslegungen der vorzüglichſten Rechtögebehr: 
$. 107. 
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(Tr. 1. 10. 22. 26. 27. 29. 30. A. C. IV. 3. IV. 13. a. 6. Instr. Tab. $$. 
70, 117). 

In den angeführten drei Proceßarten genießt der ?. en die Begünfti- 
gung, daß er keinen Beweis zu führen braucht, fondern der Beklagte iſt ver 
pflichtet, zu beweifen, daß die Klage des k. Fiscus des Grundes entbehrt. 

4) Die im Grunde des verheimlichten königlichen Rechtes anhängig gemach⸗ 
ten Broceffe (causae in jure regio latente fundatae). Die Berjährungsfrift 
eines verheimlichten k. Rechtes gegenüber dem f. Fiscus beträgt 100 Jahr (vgl. 
88. 1472, 1485). Der k. Fiscus ift in einem folhen Proceſſe, wie jeder andere 
Brivate zum Beweiſe feiner Klage verpflichtet (Tr. I. 24. A. C. II. 8. a. 5). 

5) Die unter verfhiedenen Rechtötiteln anbängig gemachten Brocefie (sub 
distinclione diversorum litulorum). Wenn nämlid aus den Randesarchiven 
fich herausſtellt, daß dem k. Fiscus ein Recht auf irgend welche Güter zuftebt, 
und die diesfalld anhängig zu machenden Procefie, zu keiner der angeführten vier 
Kategorien gerechnet werden können, fo liegt dem k. Fiscus ob, fein Recht auf dieſe 
Güter nach denſelben Geſetzen, wie jeder andere Private geltend zu machen. 

Die nähere Ausführung über dieſe Proceffe Liefert die Erläuterung des 
zur Regelung des Grundbefitzes, der Erbfolge und der Aviticität in Siebenbürgen 
erlafienen K. B. vom 29. Mai 1853. 


mer nr — — — — 


1) Gegenwärtig werden die früher dem Fiscaldirector (deſſen Amt zufolge der 
Auflöfung der k. Gerichtötafel und der Umwandlung des k. Thefaurariates in eine Finanz- 
Randesdirection, Gouv. K. vom 8. Juni 1851, 2. G. Bl. Nr. 151 eingegangen iſt), zuge⸗ 
ftandenen Amtsgeſchäfte von einer proviſ. Kammerprocuratur, deren Organiſirung ale 
Finanzprocuratur fo eben im Werke ift, verſehen. 

2) Der Art. I. der Einf. B. der fiebenb. C. P.O. vom 3. Mai 1852 in Verbindung 
mit dem Art. I. der Einf. V. der fiebenb. 3. N. vom 10. Mai 1852 haben alle befonderen 
Begünftigungen des Fiscus beireff der Führung feiner Proceffe aufgehoben, mit ber 
Ausnahme jedoch, dag ihm ald Bellagter nach 8. 24 der 3. N. ein befonderer Gerichts⸗ 
ftand gebührt. 


g. 21. 


Diejenigen, weiche wegen Mangels an Jahren, Gebrechen des Geiſtes, oder anderer Berbältuifie 
wegen, ihre Angelegenheiten ſelbſt gehörig zu beſorgen, unfähig find, Rechen unter dem befondern Schutze 
der Belege. Dahin gehören: Kinder, die das jiebente; Unmündige, die Das vierzehnte, Minderjährige, 
Die das vier und zwanzigfte Jabr ihres Lebens moch nicht aurüdgelegt haben; dan: Mafende, Wahnfinnige 
und Blödfiunige, melde des Gebrauches ihrer Vernunft entweder gänzlich beraubt oder wenigſtens nu. 
vermögend find, die Folgen ibrer Handlungen cinzufehen; ferner: diejenigen, welchen der Richter ald er- 
färten Verſchwendern die fernere Verwaltung ihres Bermögend unterfagt bat; emdlid: Abweſende und 
Gemeinden. 


J. 
Das ſiebenb. Recht gewährt gleich dem b. G. B. Denjenigen, welche wegen 
Mangels an Jahren, Gebrechen des Geiſtes, oder aus einem audern Grunde ihre 
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Angelegenheiten ſelbſt zu beſorgen unfähig find, den beſonderen Schuß der Ge⸗ 
feße (vgl. Art. nov. 52 a. 1791, au $. 13 der J. M. V. vom 14. Juli 1851 
3. 9118 Gouv. K. vom 3. November 1851 8. G. 3. Rr. 275). 

Zunächſt nämlich ift Die Rechtefähigkeit im Gegenſatze zur bürgerlichen eine 
allgemeine, natürliche (Status naturalis vgl. $. 16. Abf. V.), welde be- 
dingt wird durch 1) die Geburt (vgl. 88. 22, 23), 2) das Geſchlecht, 3) das 
Alter und 4) die körperliche oder geiftige Geſundheit; oder aber es find andere 
Berbältniffe, von welchen die Rechtsfähigkeit der Berfonen, ſelbſt abgefehen von 
ihrem natürlichen oder fonftigen bürgerlichen Zuftande (vgl. $.16 Abf. V— XI), 
abhängt. Zu diefen gehören 1) die Prodigalitätserflärung (vgl. 273), 2) das 
Berhältniß der Abweſenheit (vgl. $. 276), 3) das Verhältniß der moralifchen 
oder juriftifchen Perfonen (Rörperichaften, Gemeinden vgl. 88. 26, 27). 

Den verurtheilten Verbrechern gewährt das Gefek in privatrechtlicher Be: 
jiehung keinen befonderen Schuß (vgl. $. 17. Abf. 1.1. 2. 8. 19. IL. lit, a. IH. 
it. hund $. 279). In Rüdfict: 


A. des Geſchlechts. 
II. 

1) Rah nngerifchem Rechte find die Menfchen männlichen oder 
weiblihen Geſchlechtes. Die Erfteren heißen aub das würdigere 
Geſchlecht (dignior sexus Tr. I. 41. &. 3), wohei das Sefek von der An- 
fiht ausgehet, daß das Baterland durch die Männer mit dem Schwerte 
vertheidigt und gefchüßt, und fo der größte Theil des Familienvermögens, 
(bona ei jura possessionaria) dur die Kriegsdienfte der Männer erworben 
werde, während die Frauen für das Vaterland nicht kämpfen können (Tr. I. 18). 
Daher werden Franen zur Führung öffentlicher Aemter nicht zugelaffen, und kön⸗ 
nen, mit Ausnahme der Mütter, feine Bormundfchaft führen (Tr. 1. 91. 8. 1.1. 
113). Die Mädchen bleiben bie zur Berheirathung unter der, Bormundfhaft 
(Tr. 1. 91. 112). Die Frauen können die Familienurkunden nicht in Verwah—⸗ 
rung halten, und es gebühren ihnen davon nur anthentifche Abfchriften (Tranſſumte 
Tr. I. 42), und haben auf die Erbfolge in den durch eine königliche Schenkung 
(donalio regia) erworbenen adeligen Grundbeſitz ausnahmsweiſe nur dann einen 
Anfprud, wenn ihre Erbfähigkeit in denſelben, in der Erwerbsurkunde ausdruͤcklich 
vorbehalten if (Tr. 1. 17. 18. 19 und 48). 

Dagegen erhält die Witwe aus den Gütern des verftorbenen Mannes das 
Heirathsgut (detalitium Trit. 93. $. 2 nnd 98), und kann ein vofles Jahr nad 
dem Tode ihres Mannes in-dem ruhigen Befibe der Güter und dem Bezuge dee 
Gefammieintommens weber durch die Erben, noch aber im Falle fie fich einen 
Zufriſtungebeſehl (mandatum prorogalorium viduale) erwirft hat, Durch Jemand 
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. Anderen geflört werden (vegezletelt, hogy eszlendö alall, a’ dotdlista relictäk, 
urak jaszagibol es jovaikol semmikeppen ne exlurballassanak. A. C. MU. 2%. 
a.1.A. C. IV. 2. a. 1); während der Gatte nach dem Tode feiner Frau gegemüher 
den Erben derfelben nur eine Zufriftung von 30 Tagen genießt (Art. prov. 134). 


IM. 


2) Nach fähfifhem Rechte Hat die Verfchiedenheit des Geſchlechtes 
ebenfalls befondere rechtliche Wirkungen. Die Frau hat nah dem Tode dee 
Gatten Fein Recht auf den Nießbrauch des Vermögens ihrer Kinder, während 
diefer dem Manne nach den Tode feiner Gattin gebührt (St. II. 4. $. 13). Die 
Frauen Tonnen zur Beglaubigung eines Tejtamentes nicht ald Zeugen dienen, 
ausgenommen zur Zeit des Peſtübels (St. IL. 5. 88. 5, 6); dagegen aber fönnen 
fie bei Anfhuldigung des Ehebruchs für den Gatten Zeugniß ablegen (St. IV. 
7. 88. 8, 12). Auch werden die Frauen nır als legitime Mütter zur Bormund- 
ſchaft der Kinder zugelaffen, und auch diefe foll ihnen abgenommen werden, wein 
fie eine zweite Ehe eingehen, außer der Stiefoater eignet fi felbft zur Führung 
der Bormundfchaft (St. I. 3. $. 10). 


B. des Alters. 
IV. 

1) Rah ungarifchem Rechte find: 

a) Männer nah vollendetem 24., Frauensperſonen nad vollendeten 
16. Lebensjahr großjährig (perfectae aelalis); die Uebrigen aber, welde 
diefe Jahresjtufen noch. nicht erreiht haben, miuderjährig (imperfeclae 
aetalis) ; - 

b) die Minderjährigen find entweder mündig (legitunae aelalis) 
und zwar beide Gefchlechter nad) erreihtem 12. Lebensjahr, oder aber unmün- 
dig (illegilimae aelalis), nämlih Kinder vor erreichtem 12. Lebensjahre (Tr. 1. 
111); 

c) die Unmündigen (aelas illegilima, pupillaris, tenera. Tr. I. }29. 
$$. 1, 2. 11. 37. 8. 2) find unfaͤhig ohne Willen ihres Bormundes irgend ein 
Rechtsgeſchäft vorzunehmen, oder eine Verbindlichkeit einzugehen (Fr. I. 126. 
$. 2); fie Fönnen feine Adoocaten beftellen (procuratores eonstiluere. Tr. 1. 
111.8. 6 und 126. $. 2); gegen ihre Vormünder nicht Klage. führen (Tr. I. 
124. 8. 1. vergl. 8. 19. Abf. IL dit. c.); — dagegen können fie auch von Nie: 
mand, namentlich nicht wegen einer Gewaltthat (polenika) gerichtlich belangt 
werden (Tr. I. 129 und 132) und find au in. den während Lebzeiten ihres 
Vater? begonnenen Proceffen, wo es fich um Vorlegung von Urkunden handelt, 
nicht gebalten vor Ablauf eines Jahres Rede zu ftehen (privilegium pupillare. 
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Tr. 1. 12 und 130. 11. 50), oder den ihrem Dater übertragenen Gib, vor 
erreichter NRuͤndigkeit abzulegen (Tr. I. 130. $. 1. und IL. 37. $. 2); 

d) die Mündigen (aetas legilima, puberes) können Procefie führen, 
Advocaten befleflen, Eide ablegen (Tr. I. 111. $$. 5, 6. 1. 126. 8. 2. 11. 37. 
8. 2), genießen in Brocefien, welche von ihren Bätern auf fie übergegangen find, 
zur Borlegung von fohriftliben Urkunden die Zufriftung eines vollen Jahres 
(Tr. 11. 50. $. 3) und flehen übrigens nicht mehr unter der Tutel, fondern nur 
untet der Euratel (Tr. I. 124. 88. 1, 3). In Bezug des ihnen zuftehenden 
Berfügungsrechtes über das Vermögen ift zu unterfcheiden, ob die Mündigen 
noch unter väterlicher Gewalt fliehen, oder ob fie Waifen find! Die, 
erfteren koͤnnen über felbft erworbene Güter auch gegen den Willen des 
Vaters, fowohl unter Lebenden (inter vivos), als für den Todesfall (Mmortis 
causa) frei verfügen (Tr. I. 5. $. init. vergl. mit I. 51. $. 9), in feiner Weife 
aber über das bewegliche ober unbeweglihe Familiendermögen (Tr. I. 51. 
88.4, 9). 

Die Waifen (orphani. Tr. I. 128. $. 1), wenn fie männlichen Ge- 
ſchlechtes find, Eönnen mit erreichtem 16. Lebensjahre Schuld: und Pfandverträge 
eingehen; mit dem 18. Lebensjahre über Gold und Silber, und das übrige 
beweglihe Vermögen verfügen (Tr. J. 111. 8. 6) und auch bis zum 24. Lebens⸗ 
jahre über das unbewegliche Vermögen Verträge, welche jedoch dem Retractationd: 
rechte unterworfen bleiben, eingeben (Tr. 1. 128. 88. 1,2). Die Frauens— 
perfonen können mit erreichtem 14. Kebensjahre tiber Gold, Silber und das 
übrige bewegliche Bermögen (Tr. 1, 111. $. 7) mit erreiäten 16 Jahren über 
ihr Bierfel (quartalitium. Tr. 1. 88. $. I), ihr Heiratbsgut (dos) und alle 
anderen Beſitzrechte verfügen. 

Alle übrigen Berbindlichteiten, welche die Waiſen außer den angeführten 
Fähen eingehew wollen, bedürfen der Einwilligung ihrer Euratoren (Tr. 1. 126. 
8. 2). — Diefe Beichränkung ift dur Norm: Verordnungen weiter ausgedehnt 
worden. Des Rovellauartitel 52 von 1794 $. 10 verordnet nämlich, daß die 
Bupiflen und andere unter Vormundſchaft ftehende Perfonen, erſt nachdem fie die 
Großjaͤhrigkeit, oder die vom Geſetze beftimmte Fähigkeit, ihre Angelegenheiten 
perfönlich zu beforgen, erlangt haben, aus der Bormundfhaft zu befreien, und 
durch die beiveffende Behörde in die ſelbſtſtändige Vermögensverwaltung einzu: 
fehen find. Auf dieſer Grundlage wurde verfügt, „daß Niemand in feiner Art 
und Weife wagen folle, mit den unter väterlicher oder vormundſchaftlicher Gewalt 
fiebenden, und im Sinne des bezogenen Geſetzes noch nicht für ſelbſtſtändig 
erllärten Waifen, und unter die Euratel gehörenden Berfonen. [ih in Käufe 
einzulaffen, oder mit ihnen was immer für Berträge einzugeben, 
oder ihnen Geld zu leihen, unter fonftiger Ungiltigkeit folder Verträge, 
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oder dem Verluſte des gelichenen Geldes.“ (Gub. Decr. vom 21. Juni 1816, 
3. 2034 [ungarifh]. Nachträglich beftätigt durch die Gub.. Decr. vom 27. Re: 
bruar 1818 3. 1052, und vom. 21. December 1821 3. 5146: 1822). 
| e) Die Großjährigen (aelas perfecta). ohne Unterfhied des Ge- 
Ihlechtes treten in den Genuß des freien, unter jedem Nechtstitel auszuübenden 
Berfügungsrechtes über ihr bewegliches und unbewegliches Vermögen (Tr. I. 111. 
88. 6, 7),.mit der Beſchränkung jedoch bei Mädchen, daß fie feine ihnen ſelbſt, 
ihren Erben und Brüdern nachträgliche Berfügungen zu treffen, oder Verbindlich⸗ 
keiten einzugehen bejugt find (Tr. 1 91). Auch. erlangen die noch unter väter: 
licher Gewalt ftehenden Söhne durch die Großjährigkeit bezüglich des Familien- 
vermögens (bona avilica) nur das Recht den Bater, wenn er feine Ginwilligung 
gu ihrer Verehlichung verweigert, zur Theilung diefes Vermögens zu verhalten 
(Tr. I. 53). 

N) Das Alter (senium) beginnt mit erreichtem 60. Lebensjahre, und eut- 
hebt von der Verpflichtung die Bormundfchaft zu führen (Tr. I. 122. 8. 7). 

g) Zum Beweife des Lebensalters dienten in früheren Zeiten die von den 
k. Siegelbewahrern darüber ausgeftellten Zeugniffe (literae revisionales. Tr. 1. 
127. 8. 1), an deren Stelle fpäter die in der vorgefchriebenen Korn von den 
betreffenden Orisgeiſtlichen auszuftellenden Taufſcheine getreten find. 


V. 


Die Retractation (retractatio). Eine dem ungariſchen Rechte eigen: 
thümliche Inſtitution iſt die Retractation, d. h. der Act, wodurch die Waiſen (nach 
der legalen Begriffsbeſtimmung) alle von ihnen unternommenen, ihren Ber: 
mögenstechten nadhtheiligen Rechtsgeſchäfte widerrufen und für ungiltig erklären. 

Das Recht hiezu (jus retractandi) wird bei Männern duch ihr Lebens: 
alter, bei Frauensperſonen durch die Zeit ihrer Verehelichung bedingt, und kann 
ausgeübt werden: 

a) von männlichen Waifen (orphanı) vor erlangter Großjährigkeit, alfo 
vor dem 24. Lebensjahre, mit der Beſchränkung jedoch, daß diefelben durch Be⸗ 
ftehung, Betrug, Furcht oder Drohung zur Abſchließung des ihnen fhädlichen 
Rechtögefchäftes bewogen worden find; und daß das Rechtsgeſchäft adelige Befib- 
rechte zum Gegenſtande habe, und auf immermwährende Zeiten von den Wider⸗ 
rufenden felbft, innerhalb der Zeit von ihrer Mindigkeit (aetas legitima) bi zur 
(Sroßjährigkeit (aelas perfecta), abgefchlofien wurde (Tr. I. 128. $. init.); 

b) von Frauensperfonen, welde jedes, ob auf immerwährende, oder nur 
beftimmte Zeit, und fogar nach erlangter Großjährigkeit abgeſchloſſene Rechts⸗ 
gefhäft, innerhalb eines Jahres (zufolge der Prarie), nach ihrer Verehlichung 
widerrufen können (Tr. I. 111. $. 8 in Berbindumg mit I. 91. $.'init.); 
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e) der Act einer folden Widerrufung kann vor jedem ?. Siegelbewahrer 

(Bräfes der k. Gerichtstafel, Rescr. Reg. vom 20. Juli 1742; Protonotair, 
magistri protonotarii Insir. Tab. $. 211; Gubernialfecretaire), ober einem 
glaubwürdigen Orte (locus credibilis, dad Karlöburger Capitel und der Coloſch⸗ 
Monoftorer Eonvent; A. C. IV. 18. a. 1. vergl. mit Art. nov, 7. a. 1744) 
durch die eigene mündliche Erflärung des Widerrufenden vollzogen werden, 
worüber demfelben ein Zeugniß ausgeftellt wird (Tr. I. 128. $. 1); 
d) die Wirkung der Retractation beftebt darin, daß der Widerrufende 
innerhalb der Berjährungsfrift von 32 Jahren von der Retractation an gerechnet, 
den Proceß zur Ruckgangigmachung des widerrufenen Rechtsgeſchäftes anhängig 
machen kann (Tr. 1. 128. $. 4); 

e) die Praxis hat dem Retractationsrechte die abnorme Ausdehnung gege: 
ben, daß Männer vor zurückgelegtem 24. Jahre, Frauen vor Ausgang des erften 
Jahres ihrer Ehe, alle unter welchem Rechtstitel immer, nicht nur von ihnen“ 
ſelbſt, ſondern auch von ihren Vorfahren und Anverwandten in der auffteigenden 
umd Seitenlinie, eingegangenen, ihnen nachtheiligen Rechtsgeſchäfte widernufen 
können, mit der Wirkung, daß dadurd die Verjährung nicht nur zu Gunften des 
Widerrufenden, fondern auch aller anderen Perfonen, weldhe auf den Gegenftand 
des widerrufenen Rehisgefchäftes einen Anſpruch nachweiſen Tonnen, unter: 
brochen wird. 

©. Jakob's: Stylionarium M. Vasärhely 1838, ©. 171 ıc. 


VI. 
2) Rad fähfifchem Rechte find: 


a) großjährig (perfectae aetalis, majores) Männer nad erreidhiem 
20. Lebensjahre; Frauensperſonen nach ihrer Verehlichung; 

b) minderjährig (imperfectae aelalis, minores) Jünglinge ver dem 
20. Lebensjahre; Mädchen bie zur Verehlichung (St. 11. 3. $. 10); 

e) mändig (puberes) Knaben nad zurüdgelegtem 14., Mädchen nad 
erreichtem 12. Lebensjahre (St. 1.6.8. 1. 11.5.8. 1); 

d) Kinder (infantes) — beiderlei Geſchlechtes bis zum 7. Lebens⸗ 
jahre (Si. 11. 4. 8. 10). 

Die Rechtsverſchiedenheit dieſer Altersſtufen außert ſich darin, daß: 

e) Minderjährige überhaupt ohne geſetzliche Vertretung eines Anderen 
(Bormundes, Curators, Baterd) keine giltige Verbindlichkeit eingehen können ; 
namentlich nicht anf Rechnung des elterlichen Erbtheiles Schulden machen dürfen, 
indem in einem ſolchen Falle dem Gläubiger Fein Recht zufteht die Zahlung dee 
gelichenen Geldes zu verlangen, außer er hätte das Geld einem zu feiner Aus« 
bildung an fremdem Orte befindlichen Minderjährigen, oder mit Zuftimmung des 
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Baters geliehen. (St. 1. 3. 88. 10, 13. 11. 1. 8.5. Bub. Deer. vom 21. Juni 
1816 3. 2034; vom 27. Februar 1818 3. 1052, und vom 21. December 1824 
3. 5146. 1822. Siehe oben Abf. IV. lit. d.); 
f) Unmündige Fein rechtögiltiged Zeugniß ablegen lönnen (Sr. 1. 
6. 8. 1); ® 
g) mündige Minderjährige für den Todfall über ihr Vermögen 
verfügen können (St. 11. 5. 8. 1); 

Niemanden aus der während der Minderjährigkeit unterlaffenen Aus- 
übung feiner Rechte ein Nachtheil erwachſen, oder eine Berjährung in diefer 
Zeit gegen ihn Plaß greifen kann (St. 111. 6. 88. 12, 17). Außerdem fteht: 

i) jüngeren Erben gegenüber den älteren in Bezug auf mehrere Erbfachen 
ein Wabl- und Vorzugsrecht zu (St. II. 4. 88. 9, 11, 17); und es werden 
k) Männer vor zurüdgelegtem 25. Lebenejahre nit zur Vormundſchaft 
sugelaffen (St. 11. 3. $. 10). 
VI. 


3) Normal-Berordnungen, welche gleichmäßig für die ungariſch— 
fefler » fächfifhen Landestheile gelten, machen die Eingehung der Ehe bei Jüng: 
lingen von der Erreichung des 20., bei den Mädchen von der Erreihung des 
15. Lebensjahres abhängig, jedoch fo, daß aus befonders rückſichtswürdigen 
Gründen über ärztlihes Zeugniß und pfarrämtliches Gefuch auch jüngeren Per- 
fonen Dispenfation zur Verehlichung ertheilt werden kann. Gub. Decr. vom 
17. September 1789 3. 8102; beftätigt durch Gubl. Decr. vom 31. December 
1804 3. 10018 in den Worten: „hine Dominationibus Vestris commitlen- 
dum esse duxit hocce R. Gubernium, ul ordinalionem gubernialem ddo. 
17. Septembris ei Nr. 8102 anni 1789 emanatlam denuo publicari, et accu- 
rale observari in eo curenl, ul puellac anle complelum 15., adolescenles 
vero filii ante completum 20. aelalis annum ad ineunda matrimonia, haud 
admittantur; nisi gravesquaedam subversarenlur raliones, per 
eoncernenles Pastores, aeque ac officiales magistraluales cognoscendae el 
dijudicandae.“ — Ausnahmsweife Dispenfationen zur Eingehung der Heirath 
follen aber von der weltlichen Behörde Jünglingen unter 18 Jahren, und Mädchen 
unter 14 Jahren nicht ertheilt werden (a. h. Vorſchrift vom 8. April 1843). 

3. Schuler von Libloy: Statuta jurium municipalium Saxonum elc. 
2. Heft. S. 124— 125. . 


— de 





Zu den Abfägen 8. 21. I—VI. kömmt zu bemerken, daß: 

1. Die vom Geſchlechte und Alter abhängigen Rechte der Perfonen infeweit 
fie fi auf das Nechteverfabren in Givilrechtäftreiten beziehen, wie die nach ungarifchen 
Rechte bisher üblichen Zufriftungen der Frau nad dem Tode ihred Gatten, und die 
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ſes nach dem Tode der Frau (tgl. Abſ. IL), dann der Unmünbigen und Bündigen, 
bezüglich der gegen fie einzuleitenden Nechtöftreite, der won ihnen in bdenfelben vorzu⸗ 
legenden Urkunden (vgl. Abf. IV. lit. c und d); die Fähigkeit der Mündigen zur Eidee⸗ 
ablegung nach ungarifchem und ſächſiſchem Rechte (vgl. Abf. IV. lit. d and VL. Mi. 
f), von dem Beginne der Wirffamkeit der prov. C. PB. D. (den 1. November 98521 
- angefangen, nad den Grundfägen diefer ©. B. D. zu Heurtbeifen find (Art. 1. der 
Ginf. B. der 6. PD. vgl. mit 88. 235, 240, 446 der 6. P. D.); 

2. zufolge des 8. PB. vom 29. Mai 1853 über die Einführung des a. b. G. 2. 
in Siebenbürgen: . 

a) „Die fräberen Geſetze, welche die Befugniffe Procuratoren zu wählen, Rechts⸗ 
vertreter zu beſtellen, fi zu verpflichten, und über fein Bermögen zu verfügen, mit 
Rückficht auf Altersſtufe und Geſchlecht verfähiedenartig beflimmten, von den Zeit- 
punkte des Beginnes der Wirkſamkeit des a. 6. G. B. außer Kraft gefegt werden” 
(Art. XU. 2). Minderjährige alfo, welche nah ungarifchem Rechte Rechtöver- 
treter beſtellen, fich verpflichten, Aber ihr Bermögen unter Lebenden oder für den 
Zodfall verfügen konnten (vgl. Abſ. IV); fo wie Mündige Minderjährige, welche 
nad fähfifchem Rechte für den Zodfall über ihr Bermögen verfügen konnten (vgl. Abſ. 
VID), können Died, vom Beginne der Wirkſamkeit des 6. G. B., infofern dieſes dar⸗ 
über etwas Anderes verfügt (vgl. 88. 148, 151, 246, 247, 569, 1421 des b. G. B.), 
nit mehr thun. 

b) „Die vor dem Eintritte der Wirkſamkeit dee a. b. ©. B. nad den Beſtim⸗ 
mungen der früheren Sefege vorgenommenen Rechtögefchäfte nad) den früheren Geſetzen 
zu beurtheilen find. Dies gilt insbefondere von der perfönlichen Fähigkeit über fein 
Bermögen duch lepiwillige Anordnungen zu verfügen, infofern dieſelbe von dem 
Alter und Geſchlechte des Erblafiers abhängig war” (Art. XI. 2). Es bleiben alfo 
alle Rectögeicäfte, weihe von Großjährigen oder Minderjährigen, von 
Mannes oder Frauensperfonen vor der Wirkſamkeit des b. G. B. abgeſchloſſen 
worden find, infofern fie nach den ſiebenbürgiſchen Gefegen rechtöglitig abgeſchloffen 
werben fonnten, aufrecht. Ramentlich gilt dies von ben leptiwilligen Anordnungen, 
weldge (abgejehen davon, daß fie auch die vorgeſchriebenen Außerlichen, nach dem $. 7 
des zur Regelung des Grundbefihßes, der Erbfolge und der Aviticität erlaffenen 8. P. 
vom 29. Mai 1853 zu beustheilenden Förmlichkeiten und die fonfligen inneren Erfor⸗ 
niffe haben), nach ungariſchem Rechte von den unter vüterliher Gewalt ſtehen⸗ 
den Minderjährigen nad erreichtem 12. Lebensjahre "über das ſelbſterworbene 
Bermögen; von männliden minderjährigen Waifen nach erreichten 16. Le⸗ 
bendjahre über Schuld- und Pfandfachen, nach erreichtem 18. Lebensjahr über Gold, 
Zilber, dad beiveglide und unbewegliche Vermögen; von Jrauendperfonen nad 
erreihtem 14. Lebensjahre über Gold, Silber und das übrige bewegliche Bermögen, wach 
erreihtem 16. Lebensjahre über ihr Biertel, ihr Heirathögut, und ale anderen Beſitz⸗ 
regte (vgl Ab. IV, lit. d), ſowie nah ſächfiſchem Rechte von männlihden Min: 
derjährigen nah zurückgelegtem 14, von weiblihen Minderjährigen nad 
erreichten 12. Lebensjahre über ihr eigenes Bermögen (vgl. Abf. IV. lit. g) errichtet 
worden find. 

c) „Perſonen beiderlei Geſchlechtes, melde vor ber Wirkſamkeit bed a. b. G. B. 
nah den früheren Geſetzen die Rechte' der Volljährigkeit bereits erlangt haben, in de⸗ 
ren Genuffe auch fernerhin unverändert zu belaffen find" (Art. XII. 21. Es bleiben 
daher auch nach dem Gintritte der Wirkſamkeit des b. ©. B. Perjonen, welche nad) 
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den ſiebenbürgiſchen Geſetzen bereits großjährig find, d. h. nach ungariſchem Rechte: 
Männer mit 24, Frauen mit 16 Jahren, nach ſächſiſchem Rechte: Männer mit 
20 Jahren, Frauen, welche bereits verehlicht find (vgl. Abſ. IV. und VI.), im Genuſſe 
der hiedurch erlangten, und den Volljährigen auch nad den Beftimmungen bes b. ©. 
3. zufommenden Rechte. 

3) Zufolge des K. P. vom 29. Mai 1853 zur Regelung des Grund— 
befiges, der Erbfolge und Aviticität in Siebenbürgen, daß 

a) „von dem Zage der Wirkfamteit ded a. b. ©. B. der Unterſchied zwifchen ererbten 
und erworbenen und zwifchen dem aus Donationen herrührenden und anderen Dermögen 
und zwifchen männlichen und weiblichem Sefchlechte, weder auf das Berfügungsrecht unter 
Leben oder auf den Todfall, noch auf die gefehliche Erbfolge einen Einfluß hat, und bie 
Anorduungen des a. b. G. B. über die Erbfolgeihre Wirkſamkeit in allen Theilen des Landes 
auf jede Art von Vermögen und Perſonen erſtrecken ꝛc.“ (H. St.11.8.5). Es hören 
alfo vom Beginne der Wirkfamteit des a. b. ©. B. die im ungarifchen Rechte vor- 
fommenden Befchränfungen des weiblichen Gefchlechted in der Erbfolge des anitifchen 
Bermögend auf (vgl. Abf. II.), infofern nicht der gegenmwärtige Befiger von avitifchen 
Sütern durch eine legtwillige Anordnung, unter den im $. 5 des bezogenen 8. P. 
anfgeftellten Bedingungen, die meiblichen Erben davon ausfhließt (5. die Erläuterung 
dieſes 8. P.); 

b) „die vor der Wirkſamkeit des a. b. ©. B. geſchloſſenen Eigenthumsüber⸗ 
tragungen von Liegenfchaften (fassio perennalis, cambium, transaclio, inscriptio ob 
fidelia servitia) and Anſprüchen, welche nach den bieherigen Geſetzen aus der Eigen. 
haft der Güter floffen, durch neu einzuleitende Proceffe, ald: ad invalidaiionem ex 
negleela praemonitione, ad rescissionem fassionis praejudiciosae nidt 
beſtritten werben können” ($. St. II. $. 16) und es können ſolche Proceffe, felbft 

wenn fie anhängig gemacht find, außer ed wäre in denfelben bereitd ein meritorifches 
Urtheil erfloffen, auch nicht mehr fortgefept werden (H. St. IV. 8. 26).” Männer und 
Frauen können aljo vom Beginne ded a. 6. ©. DB. angefangen, von dem ihnen 
nach den Landesgeſetzen zugeftandenen Netractionsrechte zur Aufhebung der ihnen 
ſchädlichen Veräußerungen von Liegenfhaften (vgl. Abſ. V) feinen Gebrauch mehr 
machen, und dieſes, falls fie einen Gebraud davon bereit® durch Anhängigmahung 
eines Procefjed gemacht haben, nur dann weiter verfolgen, wenn ein folcher Procek 
fhon zu einer richterlichen Gntfcheibung in der Hauptfadhe (in merilo) gebracht ifl 
(vgl. die Erläuterung diefed 8. P.). 

4) Mit der Gouv. DB. vom 18. März 1852 wird hinſichtlich des 
Normalalterd zur Eingehbung einer Ehe männliher Individuen (vgl. 
Adi. VIE dann 8. 48) verordnet: „Zufolge der mit Berorbnung vom 26. März 1851 
3. 7164 republicisten älteren Borfchriften, wurde das Normalalter zur Schließung 
der Ehe für die männlihen Individuen auf das vollendete 20. Lebensjahr fef- 
gefept. Nach der dermal beftehenden Recrutirungsvorſchrift wird der Anfang des mi⸗ 
litärpflichtigen Alters gleichfalls auf dad 20. Lebensjahr befimmt. Zur Hintanhaltung 
der Nachtheile, welche aus dem Zufammenfalle diefer beiden Rormalalter auf ein 
und daffelbe Lebensalter einerſeits für das bürgerliche Familienleben, und anderer: 
feitö für den Militärftand ſelbſt in dem alle entftehen, wenn, wie es bei ſo be 
fannter Sachlage jedenfalid vorauszuſehen ift, ſchon aus den erſten Altersclaffen 
gröftentheild blos verheirathete Individuen zum Militär geftellt” werden, und um 
daher bei NRecrutirungen wenigſtens in Anſehung der zwei erften Alteröciaffen auf 
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Militärpflichtige ledigen Standes zuwerfihtlih rechnen zu können. wird jofort von 
nun an das Rormalalter zur Gingehung einer Ehe für männliche Individuen 
auf das 22. Lebensjahr erhöht. Ausnahmöweife wird zwar geftattet, daß in ben 
untenbezeichneten Fällen die Bereplichung männlicher Individuen, welche bad 18. Rebend- 
jahr vollendet haben, mit fpecieller Bewilligung der Behörde und auf Grundlage 
voraudgegangener gewiffenhafter ärztliher Gonftatirung über die phyſiſche Ausbil: 
dung des Heiralhecandidaten wie bisher, aud noch ferner flattfinden dürfe. 

Diefe Bewilligung haben jedoch Fünftig nicht die Bezirfdämter mehr, fon- 
dern einzig und alleiu die Diftrictd-Commanden und refpective dad Difttictdamt 
in Hermannftadt, Im vorläufigen Ginvernehmen mit der betreffenden geiftlichen Be⸗ 
börde, und zwar nur bei dringenden und beſonders rüdfichtämwürdigen Umfländen 
in jenen Fällen zu ertbeilen, wo die Heirathscandidaten in ſolchen Verbältniffen 
fh befinden, welhe die Befreiung von der Militärftellung geſeßlich 
begründen, wovon fi die beireffenden Behörden im jedem einzelnen Kalle ſtets die 
genaue und gemwifienhafte Ueberzeugung zu verfhaffen haben. 

In UAnfehung des Alters der weiblihben Individuen zur Einge- 
bung einer Ehe, bleibt ed bei den bieherigen Beflimmungen. 

Ben Seite der Diftrictd-Behörden find die vorgefchriebenen Ausweife über 
die ertheilten Alterdiöpenfen mit der gehörigen Motivirung wie biöher, auch noch 
ferner zur Einfiht an das Gouvernement balbjährig vorzulegen. Hiernach haben 
fih .fefort ſowohl die politifhen Behörden unter allgemeiner Berlautbarung diefer 
neuen Beftimmungen, ale auch die Geifllichfeit genau zu achten, und werben in&befondere 
die Seelſorger fämmtliher Confeſſionen firenge dafür verantwortlich gemacht Ric: 
manden zu trauen, ber nicht entweder das feftgefegte Normalalter erreicht hat, oder 
die fpecielle Ehedifpend von Seite der betreffenden politifchen Behörde beibringt“ 
E. G. Bl. Nr. 104) °). 


C. des Seſundheitszuſtandes. 
VII. 

Der Gefundheitszuſtand iſt ein doppelter, nämlich jener des Körpers und 
jener der Seele. Im erfterer Beziehung find die (phufifhen) Berfonen entweder 
gefund (sani), oder mit einer Krankheit behaftet (morbo aflecii, Leibesgebrechen) ; 
in zweiter Beziehung find fie entweder im volllommenen Gebrauche ihrer Ber 
nunft (sanae mentis), oder fie entbehren deffelben (Geiftes-, Seelenkrankheit, 
Bernunftiofigkeit). Das Geſetz kennt verfhiedene Stufen der Geiſteskrankheit 
und führt namentlih auf: Blödfinnige (mentecapli, lunalici), Wahnfinnige 
(dementes) und Rajende (furiosi). 

IX. 

Roach ungariſchem Rechte 

1) In Rüdfiht der Leibesgebrechen find: 

) Zur Beglaubigung des Alterd dienen die aus den Geburtöregiftern Yon 


dem betreffenden Pfarrer vorſchriftsmäßig andgeftellten Zeugniſſe (Taufſcheine) vgl. 
die fiebend. C. P. DO. 8. 114 lit. d, 
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den fiebenbürgifchen Geſetzen bereitd großjährig find, d. h. nach ungarifchem Rechte: 
Männer mit 24, Frauen mit 16 Jahren, nah fähfifhem Rechte: Männer mit 
20 Jahren, Frauen, weiche bereits verchlicht find (vgl. Abf. IV. und VI.), im Genuſſe 
der hiedurch erlangten, und den Bolljährigen auch nach den Beilimmungen des b. G. 
B. zufommenden Rechte. 

3) Zufolge des K. P. vom 29. Mai 1853 zur Regelung des Grund. 
befigeg, der Erbfolge und Aviticität in Siebenbürgen, daß 

a) „von dem Tage der Wirkfamfeit ded a. b. ©. B. derUinterfchieb zwifchen ererbten 
und erworbenen und zwifchen dem aus Donationen herrührenden und anderen Dermögen 
und zwiſchen männlichem und weiblichem Geſchlechte, weder auf dad Berfügungsrecht unter 
Leben oder anf den Todfall, noch auf die geſetzliche Erbfolge einen Einfluß hat, und die 
Anordnungen ded a. b. G. B. über die Erbfolgeihre Wirkfamkeit in allen Theilen ded Landes 
auf jede Art von Vermögen und Berfonen erftreden ꝛc.“ (8. St. 11.8.5). Es hören 
alfo vom Beginne der Wirkſamkeit des a. b. G. B. die im ungarifchen Rechte vor- 
fommenden Beſchränkungen des weiblichen Gefchlechtes in der Erbfolge des avitiſchen 
Bermögend auf (vgl. Abf. IL), infofern nicht der gegenwärtige Befißer von avitifchen 
Gütern durch eine legtwillige Anordnung, unter den im $. 5 des bezogenen 8. P. 
aufgeftellten Bedingungen, die weiblichen Erben davon auséſchließt (S. die Erläuterung 
diefe? 8. P.); 

b) „die vor der Wirkſamkeit des a. b. ©. B. geihloffenen Eigenthumsüber⸗ 
tragungen von Liegenfchaften (fassio perennalis, cambium, transactio, inscriptio ob 
fidelia servitia) aud Anfprüchen, welche nach den bisherigen Gefegen aus der Eigen, 
haft der Güter floffen, durch neu einzuleitende Proceffe, ald: ad invalidalionem ex 
negleeta praemonilione, ad rescissionem fassionis praejudiciosae nicht 
beftritten werden können“ (6. Et. III. 8. 16) und es können ſolche Proceffe, felbft 
wenn fie anhängig gemacht find, außer ed wäre in denfelben bereits ein meritorifchee 
Urtheil erfloffen, auch nicht mehr fortgefegt werden (H. Et. IV. 8. 26).“ Männer und 
Frauen können aljo vom Beginne ded a. 6. ©. DB. angefangen, von dem ihnen 
nach den Landesgeſetzen zugeflandenen Retractiongrehte zur Aufhebung der ihnen 
ſchädlichen Veräußerungen von Liegenfhaften (vgl. Abſ. V) feinen Gebrauch mehr 
machen, und dieſes, falld fie einen Gebrauch davon bereitd durch Anhängigmachung 
eines Proceffed gemacht haben, nur dann weiter verfolgen, wenn ein folcher Procek 
[don zu einer richterlichen Entſcheidung in der Hauptfadhe (in merito) gebracht iſt 
(vgl. die Erläuterung diefed 8. P.). 

4) Mit der Gouv. DB. vom 18. März 1852 wird hinfichtlich des 
Rormalalters zur Eingehbung ciner Ehe männlider Individuen (val. 
Adf. VII dann $. 48) verordnet: „Zufolge der mit Verordnung vom 26. März 1851 
3. 7164 republicirten älteren Borfchriften, wurde das Normalalter zur Schließung 
der Ehe für die männlihen Individuen auf das vollendete 20. Lchendjahr feft- 
geſeßt. Nach der dermal beftehenden Recrutirungevorfchrift wird der Anfang des mi- 
litärpflichtigen Alters gleichfalls auf dad 20. Lebensjahr befimmt. Zur Hintanhaltung 
der Nachtheile, welche aus dem Zufammenfalle diefer beiden Normalalter auf ein 
und daſſelbe Lebensalter einerfeitd für das bürgerliche Familienleben, und anderer⸗ 
feit® für den Militärſtand ſelbſt in dem Falle entitehen, wenn, wie ed bei fo be: 
fannter Sachlage jedenfalls vorauszuſehen ift, ſchon aus den erſten Alter&claffen 
größtentheild blos verheirathete Individuen zum Militär geftellt” werden, und um 
daher bei Necrutirungen wenigfien® in Anſchung der zwei erften Altersclaſſen auf 
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Militärpflichtige ledigen Standes zuverſichtlich rechnen zu können, wird jofort von 
nun an dad Rormalalter zur Gingehung einer Ehe für männliche Individuen 
auf das 22. Lebendjahr erhöht. Ausnahmsweiſe wird zwar geftattet, daß in deu 
untenbezeichueten Fällen die Berehlihung männlicher Individuen, welche dad 18. Lebens⸗ 
jahr vollendet Haben, mit fpecieller Bewilligung der Behörde und auf Grundlage 
veraudgegangener gewiſſenhafter ärztliher Gonftatirung über die phyfiſche Ausbil: 
dung des Heirathscandidaten wie bisher, auch noch ferner flattfinden dürfe. 

Diefe Bewilligung haben jedoch Fünftig wicht die Bezirfdämter mehr, fon- 
dern einzig und allein die Diftrictd-GCommanden und refpective das Difttictdamt 
in Hermannftadt, im vorläufigen Einvernehmen mit der betreffenden geiftlichen Be: 
börde, und zwar nur bei dringenden und beſonders rückſichtswürdigen Umſtänden 
in jenen Zälen zu ertbeilen, wo die Heirathöcandidaten in ſolchen Verhältniſſen 
fh befinden, welde die Befreiung von der Militärftellung gefeglic 
begründen, wovon fidh die beireffenden Behörden in jedem einzelnen Falle ſtets bie 
genaue und gewiffenhafte Ueberzeugung zu verſchaffen haben. 

In UAnfehung ded Alters der weiblihen Individuen zur Ginger 
bung einer Che, bleibt es ber den bisherigen Beflimmungen. 

Ben Seite der Diftrictd-Behörden find die vorgefchriebenen Audweife über 
die ertheilten Alterdiöpenfen mit der gehörigen Motivirung wie bisher, auch noch 
ferner zur Einfiht an dad Gouvernement balbjährig vorzulegen. Hiernach haben 
fi fefort ſowohl die politifchen Behörden unter allgemeiner Berlautbarung diefer 
neuen Deftimmungen, ald auch die Geifllichfeit genau zu achten, und werden insbeſondere 
die Geelforger jämmilicher Gonfefjionen firenge dafür verantwortlich gemacht Nie 
manden zu tramen, der nicht entweder das feftgefepte Normalalter erreicht hat, oder 
die fpecielle Ehedifpend von Seite der betreffenden politiihen Behörde beibringt” 
(Rt. &. BI. Nr. 104) °). 


C. des Gefundheitszuftandes. 
VII. 

Der Gefundheitszuſtand iſt ein doppelter, nämlich jener des Körpers und 
jener der Seele. In erſterer Beziehung find die (phyſiſchen) Perſonen entweder 
geſund (sani), oder mit eier Krankheit behaftet (morbo aflecli, Leibesgebrechen); 
in zweiter Beziehung find fie entweder im volllommenen Gebraude ihrer Ber 
nunft (sanae mentis), oder fie entbehren deffelben (Geiſtes- Seelenkrankheit, 
Bernunftlofigleit). Das Gefeb kennt verfchiedene Stufen der Beiftesfrankheit 
nnd führt namentlih auf: Blödfinnige (mentecapti, lunalici), Wahnfinnige 
(dementes) und Raſende (furiosi). 

IX. 

Roh ungarifchen Rechte 

1) in Rückſicht der Leibesgebrechen find: 

) Zur Beglaubigung des Alters dienen die aus den Geburtéregiſtern von 


dem betreffenden Pfarrer vorichriftämäßig andgeftellten Zeugniffe (Taufſcheine) vgl. 
die fiebend. C. P. D. 8. 114 Mit. d. 
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a) Perſonen, die an einer unheilbaren Krankheit und Körperſchwäche Teiden, 
zur Fuͤhrung der Vormundſchaft untauglich, und Fönnen dazu nicht verhalten wer- 
den (Tr. I. 122. 8. 5. vergl. $. 191); 

b) können fich die mit einer ſchweren Krankheit behafteten Perſonen 
(aegritudo valida) wegen Nichteinhaltung einer geſetzlichen Frift in Rechtaſtreiten 
(Tr. II. 59. $8$. 2,3. A. C. IV. 2. a. 1), oder der feftgefeßten Frift zur Erfüllung 
einer Verbindlichkeit (Tr. IE. 30. 8. 6) entfchuldigen; 

c) ein Zauber kann nit in Sachen des Gehörs (de auditu Tr. II. 27. 
8. 5), ein Blinder nicht in Sahen des Sehvermögens (de visu Tr, 1. 41. 
$. 5. vergl. 88. 580, 581, 591) Zeuge fein; . 

d)' die erwiefene. Zeugungsunfähigkeit hat zur Folge, daß illegitime 
Kinder von dem väterlichen Erbtheile ausgefchloffen find (quia posthumus non 
ex thoro, semineque marili defuncti praesumerelur in lucem prodiisse. 
Tr. II. 62. 88. 3, 4 in Verbindung mit I. 17. $. 1. vergl. mit $. 160); 

e) dad Unvermögen die eheliche Pflicht zu leiſten (impolentia) 
begründet ein Chehinderniß *) (vergl. 8. 60); 

2)in Rüdfiht der Geiſteskrankheit, werden Berfonen, welde nicht 
ten vollkommenen Gebraud der Vernunft haben, fo angefehen, als hätten fie 
das Alter der Urtheilskraft, oder Großjährigkeit niemals erlangt (quod filiüi 
furiosi, amentes el mentecapii, quia nunquam ad annos diseretio- 
nis et perfectae aetalis pervenisse exislimarentur), und ftehen ſonach 
zunädhft: 

a) unter der Gewalt der Eltern, welche im Kalle der offenbaren Noth 
(manifestae necessitatis) auch ihre Güter veräußern können, aber diefelben mit 
anftandiger Koft und Kleidung verfehen müffen; 

b) nad dem Tode des Vaters geht die Aufficht über ſolche Perſonen mit 
jleihem Rechte und Verpflihtimg auf den älteren Bruder über (Tr. I. 55); 

e) auch außer diefen Fallen follen vernunftlofe Perfonen unter Vormund— 
ſchaft geftellt werden, fo zwar, daß der Bormund ihr Vermögen nah Erfordemiß 
zu verwalten, aber nicht daffelbe zu veräußern berechtigt ift (Tr. I. 124. 88.4, 5. 
in Verbindung mit Art. nov. 52. a. 1791); 

da) find vernunftlofe Perfonen von der Aufbewahrung der Familienſchriften 
ausgeſchloſſen (Tr. I. 42. $. 1). 

Aus dem Gefagten folgt von felbft, daß ſolche Perfonen überhaupt rechts⸗ 
giftig Leine Handlung, oder Geſchäft vornehmen Tönnen, welches den Groß⸗ 
jübrigen oder bedingungsmeife auch den Minderjährigen zuſteht; daher können 





*) Alex. Dos4 de Mäkfalva: Jus Transsilvanicum privatam. Mier. $$. 8, 9, 
12, fiche auch die Sanonen der Reformirten. $. 73. 
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He keine Ehe eingehen (vergl. 8. 38); keine Vertraͤge abſchließen (vergl. $. 865), 
wozu die freie Einwilligung der vertragfchließenden Barteien (consensus con- 
trahenlium) erfordert wird; Fein Teftament machen, weil fie des Biezu erforder- 
lichen freien Willens (liberum arbitrium) entbehren (Tr. I. 55. $. init. in Ber: 
bindung mit I. 51. $. 9. vergl. $. 566); Fein Zeugniß ablegen (vergl. $. 591): 
nit Bormünder oder Euratoren fein, da fie feldft unter fremde Gewalt geftellt 
werden (Tr. I. 124. 88. 4, 5. vergl. mit 8$. 191, 281). 


X, 

Nach ſaͤchſiſchem Rechte 

1) in Rückſicht der Leibesgebrechen: 

a) können Kranke (adversa valetudo) nicht zur Führung der Dormund» 
ihaft verhalten werden (St. II. 3. $. 6. vergl. $. 191); 

b) ift das Unvermögen die eheliche Pflicht zu leiften ein Ehe- 
binderniß (St. I. 1. 88. 2, 9. vergl. $. 60); 

e) können Taube und Stumme keine lebtwillige Anordnung treffen 
Gi. II. 5. 8. 2. vergl. $. 566); . 

2) in Rüdfiht der Geiſteskrankheit fiehen Perſonen, welche den 
volltommenen Gebraud der Vernunft nicht haben, unter denfelden Befchränkun- 
gen, welche ihnen aud das ungarifche Recht auferlegt, indem fie gleich den Un- 
mündigen, nicht über ihr Vermögen frei verfügen, feine Teftamente machen, Kine 
Verbindlichkeit rechtegiltig eingehen (St. I. 5. 88. 1, 2, 3), fein Zeugniß ablegen 
(St. 1.6. $. 1), feine Ehe fliegen (St. IT 1. $. 3) können u. f. f. wie oben 
Abi. X. 

$. 22. 


Eelbf ungeborue Kinder haben von dem Zeiwunkte ihrer Eupfängniß an, eiuen Anfornd aui 
den Shuß der Geſetze. Inſoweit ed um ihre und nit um die Rechte eines Dritten zu thun ift. werden 
fie at® Geborne angeſehen; ein tudtgebornes Kind aber wird Im Müdficht auf Die ihm für den Lebendfall 
vorbebaltenen Rechte, To betrachtet, al® wäre e8 nie empfangen worden. 


$. 23. 


Aa zioeifelhaften Falle, ob ein Kind Ichendig oder todt geboren worden fei, wird bad Erſtere 
rermuthet. Wer das Begeniheil behauptet, muß es bemweifen. 


I. 

Die allgemeine und natärlihe Rechtsfähigkeit ($. 16) hängt, abgefehen 
von dein Geſchlechte, dem Alter, der körperlichen und geifligen Geſundheit (vergl. 
8. 21. Abſ. J. u. ſ. f.) zunähft von der Geburt ab. Sn diefer Beziehung 
unterſcheidet das Geſetz: Geborne (nali); diefe zwar: früher oder fpäter Geborne 
(au Nachgeborne, posihumi) *); und Ungeborne (nascituri, concepl), indem 


2 Gigentlich fällt der Unterfhied, den einige Juriſten zwifchen früher und 
fpäter Gebomen machen, mit den Beilimmungen über dad Lebensalter zuſammen; 
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es in letzterer Beziehung für die Erhaltung des Kindes im Mutterleibe (foetus) *), 
jo wie für die Sicherflellung feiner künftigen Rechte Sorge trägt. 

J. K. Albrich: Sächfiſches Privatrecht 8.3. Alex. Dosa de Mäkfalva: 
Jus Transsilvanicum privatum. Mfer. $. 2. Iof. Zimmermann: Siebenbuͤr⸗ 
giſch-⸗ ungariſches Privatrecht. Mier. $. 2. 


II, 

Nach ungarifchem Nechte gebühren: 

1) den Ungebornen vom Tage ihrer Empfängniß an, gleiche Rechte mit den 
Gebornen (quorum natura ea est, quod a lempore conceptionis ſquam parlus 
indicabit] aequalia jura habeant cum nalis el exlanlibus filiis) ; jedod beginnt 
die thatfächliche Anerkennung diefer Rechte, nach dem allgemeinen Rechtögrund:- 
faße: „non existenlis nulla sunt jura“, erſt mit der lebendigen Geburt (Tr. 11. 
62. 88. 2, 4), zumal diefe auch namentlich zur näheren Beftimmung der Erb: 
fähigkeit in adeligen Gütern, weldhe nur ausnahmsweiſe auch auf das weibliche 
Geflecht übergehen (Tr. I. 17), abgewartet werden muß; 

2) die Zeit der Empfängniß, alfo der Beginn der Rechtsfähigkeit des Un⸗ 
gebornen, ift nach feiner Geburt (quam parlus indicabit. Tr. II. 62, $. 2) zu 
beftimmen. Im Zweifel über die Zeit der Empfängniß, ſpricht die rechtliche 
Bermuthung dafür, dag die Empfängniß nicht früher als im 10. Monate von 
der Geburt an zurückgerechnet, ſtatt zefunden habe (vergl. SS. 138, 155, 163), 
indem ein Nachgeborner (posihumus) deſſen Geburt, nicht innerhalb 10 Monaten 
vom Tode des Vaters an gerechnet, erfolgt, für ein ilfegitimes Kind angefehen, 
und vom väterlichen Erbtheile ausgeſchloſſen wird (Tr. II. 62. 8.4. 1. 17. 8.1); 

3) das Geſetz enthält darüber keine unmittelbare Verfügung, wofür im 
Zweifel: ob ein Kind lebendig, oder todt geboren worden fei? die Vermuthung 
ftreite; und beflimmt aud nicht, Durch welche Zeichen die lebendige Geburt 
erwiefen werden ſolle. Da es ſich aber in einem folden Falle um ein thatfäch: 
liches Berhältniß handelt, welches nad den Grundſätzen des ungarifchen Rechts: 
verſahrens, Derjenige, der es anführt, erweifen muß (Instr. Tab. $. 89 in Ber: 
bindung mit Tr. II. 84. 88. 4, 5. vergl. auch die fiebend. €. P. O. 88. 104 
und 105), fo muß angenommen werden, daß im zweifelhaften Falle die rechtliche 
Vermuthung ebenfowenig für die lebendige, als für die todte Geburt des Kindes 
fprecdhe, fondem daß Derjenige, welcher das Eine oder Andere, in der Abficht 


e8 wird aber aus dem Grunde hier darauf Rüdficht genommen, weil ad 8. 21 lit. B 
aur die von einem beftimmten Lebensalter abhängenden Rechtsunterſchiede ange: 
führt worden find. 


*) Bol. über Abtreibung der Leibesfrubt St. ©. DB. 88. 144— 148, 
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daraus für fih Rechtsanfprüche nn behauptet, dafür auch den Beweis 
liefern müfle. 

4) Die Geburt übt auch anfdieStandesrehte der Kınder einen Einfluß 
aus, indem die von einem adeligen Bater (Tr. I. 22. $. 3) oder einer Praefecta, 
fogar mit einem ungdeligen Ehegatten (Tr. 1. 7. 88. init. und 9) erzeugten Kin» 
der, adelig find; und diefelben die hierburd erlangten Standesrechte, ſelbſt im 
Falle der Bater wegen eines begamgenen Verbrechens feines Adels verlufiig wer- 
den follte, deswegen nicht verlieren (Tr. I. 9. 8. 2 in Berbindung mit U. 60. 
$.2: „Filius namque pro delictis et excessibus palris nee in juribus posessio- 
nariis, vel aliis rebus condemnari solet.“ Bgl. auch St. G. 8. $. 27). 

5) Die frühere Geburt verleiht den altern Brüdern das Recht ber Aufbe⸗ 
wahrung der Kamilienurfunden (Tr. 1. 42), und der Beauffichtigung Ihrer geiftes- 
franfeu Geſchwiſter (Tr. I. 55) vgl. $. 21. Abf. II. und IX. 

‘ M. 

Nah fächfifhem echte Haben: 

a) Empfangenelingeborne, unter der Boransfegung ihrer lebendigen 
Geburt, gleiche Rechte mit den Gebornen ; 

b) im zweifelhaften Kalle eb ein Kind lebendig oder todt geboren worden 
fei, wird das Letzt ere vermuthet, indem die lebendige Geburt damit erwieſen 
werden muß, dag das Kind bei der Geburt ein Gefchrei erhoben habe, weldes 
m den vier Eden der Wohnung gehört wurde [„quod si mutier legilima foelum 
enixa [ueril, quae in partu moritur, si foetus aedideril, dum ex alvo malris 

-egreditur vagilum, qui inter qualuor angulos domus exaudiri polest, pro 
enixo vivo homine el haereditalis capace reputalur“ St. II. 2. 8. 3); 

e) bezüglich des gefehlichen Näherrechies aber koͤnnen Ungeborne erft vom 
Augenblide ihrer Geburt an, die Begünſtigung des den Minderjährigen zu Gute 
kommenden Stillftandes der ordentlihen Berjährung anfprechen (St. IIL 6. 
8. 13 in Berbindung mit $. 37, vgl. au $. 1494) ). Ein Dritter alfo, der 
durch eine zwar nicht ſchon vor der Empfängniß, jedoch vor der Geburt des Kin- 
des erfüllte Berjährungsfrift einen Beſitz rechtlich erworben hat, kann bierin aus 
dem Titel des Näüherrechtes dieſes Kindes nicht angefochten werden. 

M Den fpätet Gebornen gebührt in Erbſachen ein Vorzugs⸗ und Wahlrecht 
vor den — Beton (St. I. 4) vgl. 8. 21. Abſ. VI. 


 — 


Sant dem Art, XII. des A. Einf. Patentes vom 29. Mai 1853 fol dem Grunde 
fage gemäß, daß Gefege nicht zurükwirken, auch bad b. G. B. auf die Handlungen, 
Me dem Tage, von welchem deſſen verbindfiche Kraft beginnt, vorhergegangen find, 








VER. Albrich: Saͤchſiſches Privatrecht $. 8. 
Eadieukeim, (riäuterung. y 
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und anf die, nach den früheren Geſetßen bereits erworbeuen Rechte keinen 
Einfluß haben. Sm Zufammenhange biemit macht der Art. VII. 2 deſſelben Paten- 
tes, und der 8. 8 H. St. II. des zur Regelung des Grundbeſitzes, der Erbfolge und 
Aviticität erfaffenen 8. P. vom 29. Mai 1853 einen Unterfchieb bezüglich der gefeg- 
tihen Erbfolge bei Todfälten, die fih vor der Wirffamteit des a. b. G. ®., und 
bei Todfällen, welche fih nachher ergeben haben, und verordnet, daß im erfteren 
alle die bisher beftandenen Porfchriften über die gefepliche Erbfolge ihre Anwendung 
ſowohl in Bezug anf Privatperfonen, al in Bezug auf den k. Fiscus und jeden an» 
deren zur Nachfolge in erblofen Verlaffenfhaften berufenen Berechtigten, ihre Anwen- 
dung finden. Es werden demgemäß die Erbanfprüce eines Ungebornen auf bie Ber: 
taffenfchaft eines vor der Wirkfamfeit des a. 6. G. B. Verſtorbenen nah den frühe 
ren Laundesgeſetzen zu beurtheilen fein, feldft wenn die Geburt deffelben erſt nach dem 
Gintritte des a; 6. ©. B. erfolgen follte, weil nach dem fiebenb. Eiviltehte der Be 
ginn der Nechtsfähigkeit des Ungebornen, gleih wie nach dem a. b. G. B. nicht erſt 
von deſſen &eburt, fondern fchon von feiner Empfängnig an beginnt, und mithin in dem . 
hier angenommenen Falle, dad bereitd empfangene aber noch nicht geborene Kind durch 
den Tod des vor der Wirkſamkeit des a. 6. ©. B. verftorbenen Erblafferd feine an- 
deren Rechte erworben bat, und erwerben konnte, ale Ihm die zu diefer Zeit in Wirk 
jamfeit ftehenden fiebenbürgifchen Erbgeſetze zuerfennen. 


4. 24. 


Wem ein Zweifel eniſteht, ob ein Abweſender oder Vermißter noch am Leben jet oder nicht; fü 
wird fein Tod nur unter folgenden Umftänden vermutbet: 1. wenn feit feiner Geburt ein Zeitrann von 
actzig Jahren vertirihen und der Ort feines Aufentbafted feit zehn Iabren unbekannt geblichen iſt: 
23. ohne Rückſicht auf den Zeitraum von felner Geburt, wenn er durch dreißig volle Jahre unbekannt ge⸗ 
blieben ; 3. wenn er im Kriege ſchwer vermundel worden; oder, wenn er auf einem Schiffe, da es fcheiterte 
oder im einer andern nahen Todesgefahr geweien ift, und ſeit der Zeit durch drei Jahre vermißt wirt. 
In allen dieſen Fällen kann die Todeserftärumg angejucht und unter den (6. 257) beflimmten Vorſichten 
vorgenommen werten. 


8. 25. 


I Zweifel, weide von zwei oder michreren werfiorbenen Berionen zuerſt mit Tode abgegaugen 
tel, muß derjenige, welcher den frühern Todesfall Des Einen oder des Auderu behauptet, feine Aehaupting 
beweiſen; kanıı er dieſes nicht, jo werden Alle als zu gleicher Melt verſtorben vermusber, und es faun von 
Veberiragnng der Rechte Des Einen auf den Antern keine Rede fein. 


] 


Nach ungarifhem Rechte: gibt es feine Umſtände, unter welchen im 
Zweifel, ob ein Abwefender oder Vermißter uoh am Leben fei, oder nicht, fein 
Tod vermuthet wird. Ebenſowenig findet eine Vermuthung ftatt, welcher gemäß 
im Zweifel, welche von zwei oder mehreren verſtorbenen Perſouen zuerft mit dem 
Tode abgegangen fei, das frühere Ableben des Einen oder des Anderen, oder 
fogar der gleichzeitig erfolgte Tod Aller anzunehmen wäre. Da es fih bier 
um eine Thatfache handelt, fo muß Derjenige, welcher daraus Nechte für ſich abzu: 
leiten beabfichtigt, nad den Grundſätzen des ungarifchen Rechteverfahreng (Instr. 
Tab. $. 89 in Verbindung mit Tr. IT. 84. 88. 4—5. vergl. auch die jiebenb. 
8.7.0. 98. 104— 105) den Beweis für die behauptete Thatſache liefern, 
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mit der Rechtsfolge daß, wenn, er dieſes nicht kann, auch feine aus der unerwieſen 
gebliebenen Thatfache abzuleiten verſuchten Rechtsanſprüche zufammenfallen. 

In der Regel find es Erbrechte, die aus dem behanpteten Tode einer 
Berfon abgeleitet werden wollen. Im diefer Beziehung hatte das ungarifche 
Necht weniger notbwendig, befondere Bermutbungen für den Eintritt des Todes 
eines Vermißten aufzuftellen, indem es in Fällen, wo ein Erbgnt von Riemandem 
angefprochen und freiftehend zurückgelaſſen wird, dem Grbberechtigten die Bes 
fugniß einräumt, durch einfache Befigergreifung ſich daſſelbe zuzueignen (Tr. 1. 
67. $. 1), ja fogar im Kalle, wo ein Dritter fih ohne genügenden Rehtögumd 
m ven Beſitz des Erbgutes gefebt hat, dem Erbberehtigten freiftelft, innerhalb 
eined Jahres den Eindringling daraus eigenmächtig zu vertreiben (Tr. I. 68. 
vergl. oben $. 19. Abf. IX. lit. a. b). Cine derartige Beflgnabme iſt fodanıı 
nad Den ordentlihen Verjährungs- Örundfägen zu beurtheilen, fo da fie gegen- 
über dem Bermißten, wenn defien Abweſenheit wicht eine unfreiwillige if, d. h. 
derfelbe entweder in feindlicher Gefangenfchaft oder im Erile fi befindet (Tr. 1. 
79. 1. 56. 8. 4. vergl. 8.277 — 278 des b. G. B.). fo wie gegemüber jeder 
dritten Perſon, mit Ausnahme der erbberechtigten Brüder, infofern mit ihnen 
nicht bereits die Theilung flattgefunden hat (Tr. I. 46, 47. in Berbindung mit 
1. 78), und zwar in adeligen Gütern durd den Verlauf von 32 Jahren, in 
ſtädtiſchen Gütern mit dem Ausgange eines Jahres und eined Tages (Tr. I. 78. 
$$. 2, 4. II. 15. $. init. vergl. auch II. Th. Hſtk. IV. S. 1451 u. ſ. f. des 
b. 9. 3.) zum rechtlich erworbenen Eigenthume wire. 


1. 


Nach fähfifhem Nechte: wird nur bezüglich des den Ehegatten zur 
ſtehenden Rechtes zur Schließung einer neuen Ehe eine Vermuthung aufgeftelt, 
wonach im Zweifel: ob ein Abwefender oder Vermißter noch am Leben fei oder 
nicht, defien Tod anzunehmen ift. Wenn nämlih ein Ehegatte den anderen 
treulos verläßt, und der Ort feines Aufenthaltes feit fieben Jahren ungewiß 
it, fo kann gegen denfelben nach vorhergegangener Edictals Borladumg mit der 
Todeserflärung vorgegangen werden (St. II. 1. 88. 8 und 11). Hier iſt die Edic- 
tal- Rorladung, welche ftets im Wege des k. Guberniums zu geſchehen hat (Bub. 
Decr. vom 25. Auguft 1508, 3. 6088. Traufhifhe Rorm. Samml. im ſächſ. 
Rat. Archiv), ein unerläßliches Erforderniß, indem erſt nah Ausgang der Bor- 
fodungefrift die Todeserflärung des Abwefenden vorgenommen werden kaun, 
zufolge des a. b. Refcriptes vom 24. Jänner 1828 Hof. 3. 1987/827. Bub. 
3. 725/828 in den Worten: „In nexu b. Reseripli r. in causa divortiali 
per Susannam Depner contra absenlem maritum suum Martinum 


Depner mota, sub hodierno abhinc emanati, medio cujus sen tentia Sedis 
8 % 
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superintendentialis Aug. Conf. Addietorum, motivo eo, quod de ubi- 
catione mariti aciricis inde ab anno 1809 nihil quidquam 
resciri poluerit, juxlasensum Legis Satut. Lib. II. tit. 1.8.11 
ad divortium lala, confirmata est, R. Gubernio suppletorie committi: 
ul congruas ad cornentia Consistoria edat disposiliones, quo in posterum 
in similibus casibus, absque ulla nihilominus in praejudicium praeallatae 
Legis municipalis exinde necienda sequela, et solum pro consequenda 
Judieii omni possibili acquiescentia semper Edictalis citatio absenlis 
praemillatur, et solum post expirationem lermini ejusdem ad 
ferendam Sentenliam procedatur“ (Traufhifhe Rorm. Samml.). Diefem 
nach hat in ſolchen Fällen die Todeserflärmg von den betreffenden geiflichen 
Gerichten auszugehen. 

In anderen Fällen wird in der Regel ein Bermißter nah Berlauf der 
ordentlihen Berjährungsfrift in Rechtsſachen des Kaufes, der Schenkung und 
der Erbfolge, alfo wenn feit zwölf Jahren der Ort feines Aufenthaltes unbekannt 
geblieben ift, für verfchollen angefehen, da erſt nad Berlauf diefer Zeit fid 
die Berjährung gegen einen im Auslande Abweſenden erfüllt (St. DI. 6. 88. 15 
und 17 beftätigt durch das a. h. Refeript vom 11. April 1799. Gub. 3. 4002. 
Trauſchiſche Norm. Samml.). _ 

Im Zweifel endlid, welche von zwei oder mehreren. Berfonen zuerft mit 
Tod abgegangen fei, muß Derjenige, der den früheren Todesfall des Einen oder 
Anderen behauptet, hiefür nach den Grundfägen des ſächfiſchen Rechtsverfahrens 
(St.1.4.8.5.1.5.88. 1, 2 und 11) den Beweis liefern, ohne das, im Falle 
er dieſes nicht kann, irgend eine rechtliche Bermuthung Plab greift. 


1) Die prov. &. PB. D. vom 3. Mai 1852 88. 193—198 enthält die Vor⸗ 
jhriften über dad Verfahren bei Todeserflärungen eined Abweſenden oder Bermißten. 
E83 kann nämlih der Tod eined Dermißten ermwielen werben 1) dur Beibringung 
eined Todrenfcheined (vergl. $. 114 Mit. d. der C. P. D.) oder eine andere öffentliche 
Urkunde; 2) durch eine im Gelege aufgeftellte rechtliche Dermuthung (vergl. $. 24 
und 277 des b. ©. B.); 3) dur Zeugen. 

2) Das Geſuch um die Todederflärung eines Vermißten fol zufolge dee 8. 79 
der fiebend. C. I. N. vom 10. Mai 1852 bei demjenigen Berichte angebracht werben, 
welches zur Berlaffenfchaftsverhandlung des Verſtorbenen nach erfolgter Todeserflärung 
berufen ift (vergl. Inftruction über das gerichtliche Berfahren außer Streitfahen vom 
15. Juni 1853, R. ©. DI. Ar. 109. Hfif. 11. Abſch. 1. 88. 20-—32, . 

3) Zufolge der 3. M. B. vom 8. Mai 1852 (R. ©. BL. R. 105) kann die 
Zodeserflärung von Militairperjonen nur von den Militairgerichten erfolgen (Abſ. 6); 
dagegen ift die bis zur Entlaffung auf unbeflimmte Zeit beurlaubte Militairmann- 
ſchaft, jo wie die zur Einberufung beurlaubte Mannſchaft in Etraffachen der Militairs, 
in bürgerliden Rechtsſachen der Kivilgerichtöbarfeit unterworfen (Abf. 7), daber 
auch tie Nerlaffenfhafteabhandiung nach denjelben den Givilgerichten zuſteht. 
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4. 26. 


Die VFechte der Mitglicder einer eriaubten Beichichaft unter fi, werben durch den Berirag ober 
Iwed und die befondern für dieſelben beſtehenden Borfäriften beRimmt Im Berhältniſſe gegen Andere 
nenichen erfanbte Gefelfichaften in der Megel gleiche Rechte mit den einzelnen Berfonen. nerlaubte Br: 
(eBfhaften haben als folche Iyine Mechte, weber gegen die Mitglieder, mod; gegen Audere, und fie find ım- 
fähig, Rechte gu erwerben. Unerlanbte Geſellſchaften find aber Diejenigen, welche durch die yolitifchen 
@echehe inübefondere verboten werben, oder offenbar der Gicerheit, Öffentlichen Ordnung oder den guten 
Sitten widerfireiten. 


1 


Vom fiebenb. Rechte wird, glei dem b. G. B., die Berfönlichkeit, d. h. 
die Eigenſchaft der Nechtsfähigkeit, außer den einzelnen Menfhen (phyfiſche 
Berfon, vergl. $. 16), mittelbar auch anderen, durd eine Fiction (ficlio juris) 
gebildeten Subjecten (woralifche, bürgerliche, oder eigentlih juriſtiſche Per- 
fon) zuerfannt; infofern es nämlich den Begriff der Rechtsfähigkeit auch auf eine 
Anzabl mehrerer einzelner Menſchen, weldye zur Erreichung eines gemeinfchaft- 
lihen Zwedes, entweder thatſaͤchlich mit einander verbunden find (Körperichaften, 
Eorporationen), oder nur mit einander hiezu verbunden, gedacht werden, erſtreckt. 
Auf die Erſteren laßt fi der Sak: „plures homines unaın suslinere possunt 
personam“, fowie: „haec eivium pluralitas unam communilalem re- 
praesentat“ (Tr. IH. 8. $. 2) anwenden; und es gehören dazu politiſche Stadt⸗ 
Markt⸗, und Dorfgemeinden), fewie geiftlihde Gemeinden, Kirchen, Klöfter, Dom: 
capitel, Convente (vergl. $$. 27, 539); Handelögremien, Zünfte, Innungen; 
Geſellſchaften, Bereine (vergl. 88. 286, 288, 1175—12168) u. f. f. Zu den 
Leptesen gehören Die geiftlichen Pfründen (Beneficien), öffentliche Stiftungen, 
Schulen, Bohlthätigkeits- und Humanitätsanftalten: als Krantenhäufer, Armen: 
bäufer u. f. f. (vergl. 88. 221, 646, 694, 849); fomwie auch der Fiscus, als Re- 
präfentant des Staats⸗ oder Gemeindevermögens (vergl. 88. 20, 290, 1174 u. 
1472). 

ll. 

Die Rechte einer folhen jnriftifhen Perſon werden beftimmt, fowohl in 
Bezug auf ihre innere Einrichtung, als in Nüdficht ihrer Stellung nad Außen: 
1) durch den Bertrag, welden die einzelnen Glieder derfelben untereinander 
abgefchloffen haben (A. C. III. 11 a. 2: „Kinek Kinek irolt löürvenye a’ maga 
kößse“ und Art. nov. 2. a. 1792: „contractus contrahentibus legem po- 
nit“); 2) duch den Zwed ihrer Begründung (Art. nov. 54. a. 1791, vergl. 
8. 6. Abſ. I. 88. 655 u. 914); 3) duch die befonderen für diefelben er- 
laffenen Privilegien, Gonceffionen, Vorſchriften (Tr. 1.3 u. 7 in 
Verbindung mit III. 8. $. 2: „et hujusmodi collectiva communitas 
privilegiorum et consvetudinum diversilate inter se differt, vergl. $. 27); 
4) durch die allgemeinen Landesgefehe, inwieweit nämlich die den Körper⸗ 
{haften ertheilten Privilegien und befonderen Gonceffionen den Grundgeſetzen 
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des Landes, der Moral und Ehrbarkeit nicht zuwiderlaufen dürfen (vergl. 
8. 13): \ 

Namentlich find verboten geheime, d. h. von der Regierung nicht con- 
cefftonirte Gefellfhaften und Verbrüderungen, ſelbſt wenn deren Zwed 
gut und nicht gegen die Interefien des Staates if. „Cum experienlia tesie, 
arcanae inprimis Socielales ei Confraternitales pro fonte habeantur, cx quo 
perniciosa principia, contemius religionis, el corruptlio morum promanarunt; 
factionum denique Studia, decultis quibusvis Arlibus, cum dispendio do- 
mesticae eliam lranquillitatie, et felicitalis, propagala sunt: clementer de- 
erevit sacralissima Sua Majeslas, ut Benignum Mandatum regium, jam antea 
sub 23a Februarii Annı 1793 Nro. 624 emanalum, quo nempe omnes 
hujusmodi arcanae Societales, ei CGonfraternilates in Ditionibus Caesareo- 
Regiis, sub qua demumque Nomenclatione, vel quocumgque praelextu existant, 
prohibentur, vigorem obtineat, et stricle observclur, co quo magis, quod 
ıllae eliam, quae forte bono fine inslitulae fuerunl, arcanae 
Socielales, et Cunfralernitales, saepius degenerent, alque adeo Slatu 
publico periculosae sint.“ 9. Deer. vom 30. April 1801. 3. 4328; beftätigt 
neuerdings dur das Gub. Decr. v. 22. Jänner 1802, 3. 448; und das H. Decr. 
vom 19. December 1812, 3. 339 (813); — demgemäß and alle Beamten ver: 
yflichtet werden, beim Eintritte in den öffentlichen Dienft die eidliche Verſicherung 
abzugeben, und einen Nevers darüber auszuftellen, daß fie keiner geheimen Ge⸗ 
fellfchaft, oder Verbrüderung weder in den k. . Staaten, noch im Auslande an: 
gehören, noch in Zukunft angehören werden (vergl. aud 88. 285 — 295 des 
St. G. B.). 

Hieraus folgt von ſelbſt, daß unerlaubte Geſellſchaften als ſolche auch keine 
Rechte haben, weil das Geſetz dieſelben ohne die Erfüllung der Hauptbedingung 
ihrer Eriften;, nämlich ohne die Genehmigung der Staatsgewalt, als nicht rechts⸗ 
fräftig beftehend anfieht, und daher der Grundfaß: „non existentis nulla sunt 
jura“ auf. fie anzumenden ift. 





e 0 


1. Das K. P. vom 26. November 1852 enthält folgende Beſtimmungen über 
Vereine: Die beſondere Bewilligung der Staatsverwaltung iſt zur Errichtung aller 
Arten von Vereinen erforderlich, wenn fie: a) nach einer vorhinein verabredeten Ge 
enfchafteregel (Statuten) in der Urt eingegangen werden follen, daß der Eintritt in 
den Berein ohne Befhränfung auf die urjprünglichen Theilnehmer Jedermann, der 
die feflgefehten Bedingungen erfüllt, und ſich der gefellichaftlihen Regel unterwirft, 
geſtattet ift, Die Anzahl der Gefellfhaftsglieder mag vorhinein beſtimmt jein oder 
nit; b) wenn fie Actienvereine, d. h. folche Vereine find, bei welchen das erforder: 
lihe Capital durch Actien, d. i. durch beftimmte, mittelft der Erwerbungsarten bes 
bürgerlichen Rechtes übertragbare Theilbeträge an dem gefellfchaftlihen Unternehmungs: 
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fonde, auf welche ji) bie Haftumg der Theilnehmer beſchraänkt, aufgebracht werben 
ſollen; c) wenn ber Verein. um deſſen Errichtung es fich handelt, nad feiner Be 
ſchaffenheit unter die Anwendung einer bejonderen Vorſchrift fällt, welche die vor⸗ 
käufige Einholung der Bewilligung der Stantöverwaltung anordnet ($. 1). Indhe 
jondere iſt eine ſolche Bewilligung zur Errichtung von Bereinen für folgende öffentliche 
und gemeinnübige Zwecke erfosderlich: a) für die Beförderung der Wiffenfchaften nud 
Künfte; b) für die Ermunterung und Belebung der Landwirthſchaft, des Berg- und 
gorſtweſens, des Gewerbefleißes, des Handeld oder anderer Zweige der Production in 
ihren allgemeinen Beziehungen; c) für die Unterhaliung einer regelmäßigen Transport⸗ 
nerbinbung zwifchen zweien oder mehreren Orten zu Waſſer oder zn Rande überhaupt, 
für Dampfichifffahrtö» internebmungen inöbefondere, d) für den Bau oder die Er 
haltung von Gifenbabnen, Brüden, Laud- und Wafferftrafien; e) für Bergwerks⸗ 
Unternehmungen; 6) für Golonifirungen ; 8) für Credits⸗Auſtalten, h) für Berficherungs- 
Anſtalten; i) für allgemeine Berforgungd- und Renten-Anftalten; &k) für Sparcaffen; 
I) für Pfandleih- Anftalten (Verſatz⸗Anſtalten); m) für Ausdehnung eines mit Be 
willigung beſtehenden DBereined auf Errichtung von Filialen deſſelben ($. 2). Die 
Bildung von Vereinen, welche ſich Zwecke vorjegen, die in den Bereich der Gefepgebung 
oder der öffentlichen Berwaltung fallen, iſt unierfagt (8. 3). Die Bewilligung ber 
im $. 2 unter a, b, f, 8, i anfgeführten Bereine, dann ber Bereine zu Eiſenbahn⸗ 
und Dampfſchifffahrts Unternehmungen, ferner aller Gefelfchaften, bei weichen es ſich 
um eine befondere Begünſtigung oder um Abweichungen von’ den allgemeinen Vor⸗ 
ihriften, dann der im $. 2 unter lit. ın bezeichneten Ausdehnung giltig befichenden 
Bereine. handelt, bleibt Uns vorbehalten. Die begüglihen Anträge find von dem 
Minijterium des Innern zu erftatten. Das Minifterium des Innern certbeilt die Be⸗ 
willigung zur Errichtung der in dem 8. 2 unter c, d (mit Ausnahme der Eifenbahn: 
und Dampfieifffahrtd- Unternehmungen), dann e, h, k, 1 angeführten Bereine, daun 
jemer Bereine, deren Unternebmungstond ganz oder zum Theile durch Actien aufgebracht 
werden fell, oder deren Wirkſamkeit ſich auf das Verwaltungegebiet zweier ober 
mebrerexr Kronländer zu erſtrecken hätte Dad Minijterium des Innern bat jedoch 
radfichtlicdh aller, den Wirkungskreis cined anderen Minifteriumd berührenden Vereine 
Augelegenbeiten vorläufig mit diefem und fletd mit der oberſten Bolizei- Behörde fi) 
in das Eimwernchmen zn feben, und bei einer ſich ergebenden Meinungsverfchiebenheit 
von Fall zu Fall die Allerhöchſte Entjchliegung einzuholen ($. 4). Bergbau - Unter 
nebmungen auf Grundlage des Gewerkſchafts⸗Verbandes, Die Gewertenfammern, Bruder- 
laden und Knappſchaftscaſſen find, wie bisher, nad den beflehenden Berggefehen von 
den, durch biefelben beftimmten Behörden zu behandeln (8. 6). Rückſichtlich aller 
anderen in dem $. 4 nicht erwähnten Bereine ftebt die Bewilligung ber politischen 
Landeöftelle dedjenigen Kronlandes, in welchem der Berein gebildet werden fol, mit 
befonderer Rüdfiht auf.den, dem Landeschef zufichenden Wirkungdfreid und dic ihm 
auferiegte Berantwortlichkeit zu. Die politifche Landesſtelle hat ſich in allen Fällen, 
welche den Wirfungäfreis anderer Behörden des Kronlandes berühren, mit diefen in 
das Einnernehmen zu fehen und bei einer ſich etwa ergebenden Meinungs-Berfchieden- 
heit, die höhere Entſcheidung einzuholen ($. 6). Die Geſuche um die zu ertheilende 
Bewilligung eines Bereined find bei der politifchen Landesſtelle besjenigen Kronlandes 
einzureichen, in welchem die Direction oder wic immer benannte Oberleitung bed Ber- 
eined ihren Sig haben fol. Ein ſolches Anſuchen kann entweder a) die Genehmigung 
jur Errichtung des Vereines jelbft, oder b) die Ermächtigung zu den vorbereitenden 
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NMaßregeln begielen (8.7). Das Geſuch um die Bewilligung zur Erricytung eines 


Bereined muß den Plan des Unternehmens mit möglichfter Bollftändigkeit darlegen 
und mit allen hiezu nöthigen Behelfen, wozu insbeſondere die Geſellſchaftsverträge 
und Statuten gehören, belegt fein ($. 8). Der Plan des Unternehmens ober nad 


Umſtänden die benfelben enthaltenden oder ergänzenden Berträge, Statuten u. dgl. 


müffen deutlich und. beftimmt erfichtlih machen: a) den Zwei des Bereined und die 
Mittel zu beffen Erreichung überhaupt, fowie zur Aufbringung des erforderlichen Auf- 
wandes indbefondere: Bei Vereinen, welche in die Lage kommen können, außer den 
zum Betriebe ihres Unternehmens erforberlichen Greditirungen, Darleiben aufzunehmen, 
it auch anzugeben, 06, in welchen Fällen, in meldyer Art und mit weiten Beiftimmung 
eine ſolche Darleihend «Aufnahme geftattet fein ſoll; b).die Art, wie ber Verein fich 
bilden und erneuern fol; c) die Sefhäftsführung und ‚Leitung in ihren wefentlichen 
Grundzũgen; d) die Rechte und Pflichten der. Bereinsglieder als folder; e) wer den 
Verein gegenüber dritten Perſonen und gegenüber den Behörden zu vertreten habe; 
in welcher Art rechtögiltige, für den ganzen Berein verbindliche Beſchlüſſe gefaßt und 
wie zur Schlichtung der aus dem Bereinsverhältniffe entfpringenden Streitigkeiten 
vorgegangen werden foll; f) die Beflimmungen über die Auflöfung der Geſellſchaft 
und bei Bereinen, welche auf eine beftimmtie Zeit gefchloffen werden, die Daucr der 
felben ($. 9). Dei Bereinen, welche für allmälig auszuführende Bau- Unternehmungen 
beftimmt find, ift auch der Zeitpunkt feftzufeken, wann da® Unternehmen begonnen, 
in melden Hauptabſchnitten fortgeſetzt und beendet werben foll ($. 10). Vereine. 
welche fi) auf Unternehmungen beziehen, beren Ausführung an befondere gefepltähe 
Beftimmumgen gebunden ift, wie 3. B. Eifenbahnen, Sparcaffen, Bergmwertd > Unter: 
nehmungen und andere, haben auch allen, in dieſen Geſetzes⸗-Vorſchriften enthaltenen 
Anordnungen, welche fortan in ihrer Wirkfamkeit verbleiben, in dem Plane des Unter 
nehmend Genüge zu leiften (8. 11). Bei Actien» Vereinen darf: a) eine -Boraud: 
bezablung unter mas immer für einem Borwande gefordert werden, bevor die Be 
willigung biezu erwirft worden ift. Ohne diefe Bewilligung dürfen auch über allenfalls 
freiwillig geleiftete Ginzahlungen feine in den Berfehr zu ſetzenden Interimsſcheine 
audgefertigt werden. In dem Plane ift ausdrüdlih zu „beflimmen, warn und wo 
nah erhaltener Genehmigung die Einzahlungen gefchehen jollen. b) Die in Formu⸗ 
larien beizulegenden Interimsfcheine und Actien-Urkunden dürfen nicht an Ueberbringer, 
fondern fie müfjen immer auf beftimmte Namen lauten. Diefe Urkunden find in der 
Art abzufaffen, daß dem Unfuge falfcher Borfpiegelungen und des Spieles auf ben 
Gewinn von Coursſchwankungen für den nicht eingezahlten Theil der Einlagen mög- 
lühft vorgebeugt werde. e) Auf jedem Interimsſcheine muß insbeſondere erſichtlich 
fein, wie viel auf denfelben bereits eingezahlt ift, und nur in diefem Betrage darf er 
in Verkehr gebracht werden. Würde er ohne die darauf erfichtliche Beftätigung des 
eingezablten Betrages in Berkehr gefeht, fo ift ein joldher Vertrag ald rechtsunwirk⸗ 
fam zw betrachten und der behandelte Betrag dem Armenfonde ded Ortes, mo Die 
Uebertretung begangen wurde, verfallen, nad Umftänben aber auch von dem Straf 
gerihte, wegen eines beträgerifhen Borganges das weitere Amt zu handeln. d) Es 
ift ausdrücklich feitzufepen, dar der Actionair, welcher die erſte Einzahlung geleiftet 


: bat, wenn er den erhaltenen Interimöfchein veräußert, der Gefellfchaft noch für die 
ferneren Ratenzahlungen infolange verantwortlich bleibt, bis diefelbe ihn von biefer 


Saftung durch Umfchreibung des Anterimsfcheines auf den Namen des neuen Beſißtzers 
losgezählt hat. Dieſe Haftunge » Entbindung darf übrigens nur mit Zuſtimmung des 
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Bereines ſelbſt, oder von einem Ausſchuſſe eriheitt werben, weicher die Ermächtigung 
ver Geſellſchaft zu ſolchen Acten erhalten hat; e) der Bertrag oder die Statuten 
mäüffen über bad, den einzelnen Actionairen zuftehende Stimmrecht, unzmweibeutige Be⸗ 
fimmumgen enthalten, f) nebft der zur Geſchäftsleitung beftimmten Direction kamn 
auch ein Ausſchuß der Bereindmitglieber aufgeftellt werden, welcher die Aufgabe hat, 
fortwährend in die Sebarung der Direction Einfiht und auf die Gefchäfteführung 
jenen Einfluſt zu nehmen, der in den Statuten näher zu beftimmen ift Endlich 
g) kann bei jedem NActienvereine Einmal in jedem Jahre eine General, Berfammiuna 
der Actien- Inhaber gehalten werben, damit benfelken über die Gefchäftsführung und 
den Stand des Unternehmens ein ausführlicher Bericht erflattet, wie auch über die 
Gebahrung Rechnung gelegt und das Ergebnifi derſelben am Schluſſe jeden Jahres 
oder in fürzeren Zeiträumen veröffentlicht werde, worüber die entſprechenden Beſtim⸗ 
mungen in den Statuten vorzugeichnen find. Würde jebocdh zufolge lit. F diefed Para⸗ 
graphes kein Ausfchuß zur Prüfung der Gebahrung der Rechnungen x. beſtellt, fe 
muß wenigjtend Einmal in jedem Jabre eine ſolche Beneral-Berfammlung der Aetien⸗ 
Inhaber zu den bemerkten Zwecken abgehalten werden ($. 12). Bei Bereinn, welche 
wichtigere öffentliche Zwede oder gemeinnüpige Anftelten zum Gegenftande haben, ift 
nebſt einer Direction auch ein Ausſchuß aufzuftellen und das Gebahrungsrefultat in 
angemeſſenen Beiträumen ($. 12 Mit. g) zu veröffentlichen ($. 13). Die Bewilligung 
sur Errichtung eines Bereined kann nur dann ertheilt werden, wenn: a) der Zwed 
des Vereines erlaubt if, und nach dem Geſetze der Gegenfland eined Vereines fein 
darf; b) bie Bewilligungäwerber, nad ihren perföntihen Berhälmiffen, und mo «6 
nöthig ift, auch nad ihren Bermögend- Umfländen, für die aufrechte Ausführung des 
Unternehmend Beruhigung gewähren oder wenigſtens kein gegründeted Bedenken wegen 
Berfolgung unerfaubter Rebenziuede obwaltet, und c) wenn der Plan des Unter⸗ 
nehmend und defien Belege den gefehlihen Anforderungen (88. 8—13) und ben ein« 
tretenden öffentlihen Nüdfichten entfprechen (8. 14). Das Einfhreiten um die Er- 
mädytigung zu den borbereitenden Maßregeln für die Bildung eine? Bereined ($. 7, 
iit, d) muß flattfinden, wenn a) die Perjonen, welche die Errichtung des Bereines 
unternehmen wollen, zur Auffindung von Theilnehmern öffentliche Aufforderungen oder 
Belanntmahungen zu erlaffen die Abfiht haben, oder b) dad Unternehmen von ſolcher 
Defhaffenheit ift, daß ed Borbereitungen erheifcht, durch melde die Rechte dritter 
Berjonen berührt werben, 3. B. Bermeffungen, Nivellirungen, ober welche die Ge 
ftattung, Bermittlung oder den Beiftand öffentlicher Behörden vorausſetzen. Außerdem 
kann die vorläufige Bewilligung zur Bildung eines Bereined nachgeſucht werben, wenn 
die Unternehmer feloft nicht beabfihtigen, den Berein fogleih in Wirffamkeit treten 
zum laffen (8. 15). Den Behörden ſteht zu, bei der Ertheilung der vorläufigen Be⸗ 
wilfigung zur Bildung eines Bereines bie Bedingungen zu bezeichnen, unter denen 
ſoſche flattzufinden bat. Dieje Bewilligung kann gänzlich verfagt werben, menn die 
Berföntichkeit der Geſuchſteller und der Plan des Unternehmend nicht deu -Anforberungen 
des 8. 14, lit. b und c vollfommen entfprechen und der Zweck des Dereines nicht Die, 
dert unter Hit. a erwähnten Eigenfähaften hat. Der Eingabe um die vorläufige Be⸗ 
willigung braucht der Plan bed Unternehmens ımd der Entwurf der Statuten nur in 
den wefentlichiten Beſtimmungen beigelegt zu werden ($. 16). Insbeſondere ift bei jenen 
Bereinen, melde im Wege öffentlidyer Aufforberung oder Privat-Subfcriptionen ge- 
‚bildet werden jollen, darüber zu wachen, daB ſchon in den Programmen oder fonfligen 
Beitritts⸗Aufforderungen ausdruͤcklich beftimmt werde, wer die Intereſſen ded Bereines 
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bis zu feiner definitiven Conſtituirung zu vertreten und die Verantwortlichkeit ruch 
ſichtlich der Voreinleitungen zu übernehmen habe, und-baß fich jeder Theilnehmer, ſchon 
durch feinen erklärten Beitritt, dem bekanntgegebenen Programme und Statute, ihrem 
vollen Inhalte nach zu fügen babe ($. 17). Bei Ertheilung der vorläufigen Bewilli- 
gung zur Bildung eines Vereines find jederzeit die Bedingungen auszudrücken, nad 
deren Erfüllung die Benchmigung des Vereines felbft angefuht werden kann: Für 
diefes Einſchreiten haben fodann die Beitimmungen der 88. 5—14 in allen auf Die 
betreffeuden Bereine Anwendung findenden Punkten zur Richtſchnur zu dienen (5. 18). 
Aus der erhaltenen vorläufigen Bewilligung zur Bildung eines Bereined kann noch 
fein Recht auf die Bewilligung zur Errichtung des Vereines felbit hergeleitet werben 
(8. 19). Aber auch die Bewilligung zur Errichtung eines Bereincs bat nur die Be 
deutung einer Conceſſion oder Zulaffung und jchließt keineswegs die Erklärung in 
ſich, daß die Staatenerwaltung die Einrichtung des Unternehmend und die zur Er» 
reichung des beabfichtigten Zweckes gewählten Mittel entiprechend finde, oder daß das 
Unternehmen die davon erwarteten Bortheile gewähren werde. Es ift Sade der 
Theilnehmer, ſich hievon ſelbſt Die erforderliche Weberzeugung zu verſchaffen ($. 20). 
Yenderungen der genehmigten Gefellichafteregeln (Statuten u. dgl.) und überbaupt 
der, durch Bewilligung des Vereines vorgezeichneten Beftimmungen bedürfen, um 
Wirkfamleit zu erlangen, der Genehmigung, die denfelben Anordnungen unterliegt, 
wie die urjprünglidhe Bewilligung (5. 21). Auh alle anderen in ben S$. 1 und 2 
nicht begriffenen Vereine unterliegen der Auffiht der Staatsverwaltung. Es bleibt 
derfeiben vorbehalten, in die Gefchäftsgebahrung jedes Vereines Giniicht zu nehmen, 
über die Beobachtung der bei Genehmigung des Vereines, oder durch allgemeine Ber: 
‚(chriften angeordneten Bejtimmungen zu wacen, und wenn es nothivendig erachtet 
wird, dem Bereine einen, von der bierzu berufenen Behörde zu beſtimmenden landes⸗ 
fürſtlichen Commiſſair beizugeben. Dieſer bat darauf zu jeben, daß der Perein die 
Grenzen der ihm ertheilten Bewilligung und die Beitimmungen der genehmigten Ge⸗ 
fellfchaftöregel nicht überjchreite ($. 22). Für die freimiliige Auflöfung von Vereinen 
haben im Allgemeinen die in den bürgerlihen Gefepen und in den gejellfchaftlicyen 
Statuten enthaltenen Beftimmungen zu gelten. Dei Bereinen, welde einen döffent- 
lichen gemeinnügigen Zwed verfolgen, und die nicht auf cine beftimmte Zeit gefchloffen 
find, mit deren Ablauf Die Geſellſchaft won ſelbſt erliicht, muß die beabfitigte Auf⸗ 
löfung vorläufig zur Kenntniß der Behörde, welche bei Griheilung der Bewilligung 
zur Errichtung eingefchritten ifl, gebracht werden ($. 23). Die Auflöfung eines Ber: 
eines und die Einftelung alfer Berfammiungen oder allfälligen Voreinleitungen einee 
erjt zu bildenden Vereines, iſt von den politifhen Behörden von Amtswegen zu ver: 
anlaſſen, wenn Diefelben: a) fih ohne die erforderliche Bewilligung gebildet, oder 
nachdem ihnen dieje wieder entzogen wurde, ihre Wirkſamkeit fortgefeßt haben; b) wenn 
ihnen nach bereits erhaltener Genchmigung, Ueberfchreitungen der Gefellfehaftäregeln 
oder der ihnen, von der Behörde bei und durd die Bewilligung des Bereines verge- 
seichneten Dejlimmungen in wefentlihen Beziehungen zur. Laſt fallen; ce) wenn die 
Bedingungen, auf deren Bernachläfligung die Zurüdnahme oder das Erlöſchen der 
Bewilligung ausdrücklich vorauabeftimmt wurde, im der Sache oder in der Zeit ohne 
eine erwirkte Friſterweiterung, nicht gehörig erfüllt wurden, ober d) wenn ſolche 
Umftände eintreten, unter welchen nach den Gefegen, oder aus öffentlichen Rüͤckſichten⸗ 
die Zurüdnabme eined Befugniffes zur Ausübung einer Beichäftigung oder linter- 
uchmung, aud bei einzelnen Privaten frattfindet ($. 24). Das Erkenntuiß über bie 
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Auflöfung eines Bereines ſteht überall der politifchen Landesftelle zu, welche jedoch. 
wenn die Auflöfung aus einem ber im $. 24 unter b, c, d aufgeführten Gründe ex- 
folgen foll, zwei. Juſtizräthe beizuzicehen hat. Gegen diefen Ausipruch bleibt der 
Recurs an das Minifterium des Innern zwar offen, doch hat derſelbe vorläufig in 
Bezug auf die verhängte Einftelung der Wirkſamkeit des zur Auflöfung beantragten 
Bereines Seine aufſchiebende Wirkſamkeit (8. 25). In Fallen, wo bie pelitifche 
Landesitelle zufolge $. 25 auf die Auflofung eines Vereines erfenut, bat biefelbe zu 
veranfaffen, daB in Bezug auf das Vereinevermögen die angemejjenen Vorkehrungen 
im geſetzlichen Wege eingeleitet werden ($. 26). Mit der Wirkſamkeit diefer neuen 
Bereinsdirectiven merden die, zufolge der Allerhöchſten Entichließung Unferes erlaubten 
Borgängers in der Regierung, vom 19. Cctober 1543 erlaffenen Directiven für Ber 
cine, dann Unſer Patent vom 17. März 1849 über Bereine und Berjammiungen, 
ihrem vollen Inhalte nah, emdlih alle jene Beflimmungen des ungarifchen Geſetzes 
über Actien» Bereine vom Jahre 1540, welche mit den, in diefem Geleke enthaltenen 
nit im Einklange fichen, außer Kraft gelebt ($. 27). Auf die ſchon beftehenden 
Bereine haben die in dieſem Gefepe enthaltenen Tirectiven ihre volle Anwendung zu 
finden, mit der Beftimmung, daß folche Vereine, welche nach diefem Geſetze einer be» 
jonderen Bewilligung vorbehalten jind, und ohne jelbe beftchen, fi) binnen brei 
Menaten vom Tage der Kundmachung dieſes Pateuted, um dieje Bewilligung Im vor« 
ſchriftsmäßigen Wege zu bewerben baben, widrigene fie nad) 8. 24 Hit. a dieſes Ge⸗ 
ſetzes zu behandeln find ($. 25). (R. ©. Bi. Rr. 253. L. G. Bl. Nr. 264 v. J. 1852.) 

3 2. Zufolge der Berordn. ded Minifleriums des Innern vom 23. November 1952 
baben Se. k. k. apoftoliihe Majeftät in Zolge der gemachten Wahrnehmung, daß von 
Seite mander, in den öfterreihifhen Staaten, namentlich für Wohlthätigkeits zwecke 
beftehenden Privatvereine, Anfuhen um Beiträge, Unterfläßungen u. dgl. auch an 
auswärtige Zonveraine und Glieder auswärtigerRegentenhäufer gerichtet werden, und 
in der Erwägung, daß ein folder Borgang weder mit ben diesfalls eintretenden 
internationalen Rückſichten im Einklange lebt, noch auch fonft angemeflen tft, indem 
dadurch der unziemlichen und unftatthaften Vorausſetzung Raum gelaffen wird, ale 
wäre der, ſtets erfolgreich bewährte, von Er. Majeftät und dem a. d. Regentenhauf 
su jeder Zeit nach Kräften geförderte Wohlthätigfeitsfinn a. h. Ihrer Untertbanen in 
der Aufbringung der Mittel zur Gründung und Erhaltung gemeinnügiger Anftalten 
an die Beihilfe des Auslandes angewiefen; mit a. h. Cabinetsfchreiben vom 20. Ro: 
vember 1852 zu verorbnen befunden, daß der gedachte Vorgang überall, und ohne 
alte Ausnahme abgeftelt werde. Die Behörden haben alfo firengftend darüber zu 
wachen, daß diefe Anordnung fowohl von Zeite der befiehenden Vereine, ald auch bei 
Gründung neuer, genaueftens beobachtet, und daß namentlich die Borftände und Unter: 
nehmer ſolcher Vereine biefür ——— gemacht werden (R. G. Bl. Nr. 241. 
2. ©. Bl. Nr. 260 v. J. 1852). 

3. Zufolge der Gonv. 8. vom 5. Schtember 1850 hat das Rinifterium de? 
Innern mit Griaß v. 28. Nuguft 1950, 3. 17450, zu beflimmen gefunden, daß bei 
dem Gintritte eines Unterthans des öfterreichifchen Kaiferflaated in einen aus» 
ländiſchen Gelehrten-Berein künftighin die Erwirkung der diedfälligen Bei⸗ 
tritts⸗ Bewilligung nicht mehr erforderlih, und daß Jeder, der ein Diplom als 
Mitglied einer ſolchen gelchrten Geſellſchaft erhalten hat, bios verpflichtet fei, Die 
Anzeige an die Statthalterei oder das Gouvernement FEIRER Kron- 
landes zu machen (8. ©. Bl. Rr. 80 v. 3. 1850). 
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Zufolge ded Art. I des K. Einf. P. v. 29. Mai 1853 find alle in Sieben- 
bürgen biöher beftandenen, auf die Gegenftände bes b. ©. 3. fi beziehenden Ge⸗ 
feße, Statuten und Gewohnheiten, vom Cintritte der Wirkfamfeit dieſes a. b. Rechtes 
(dem 1. September 1853) angefangen, aufgehoben und außer Kraft gefept worden: 
jedoch bleiben zufolge des Art. VI die in Siebenbürgen beftehenden befonderen Geſetze 
und Verordnungen über Gegenftände, in Anfehung welcher an einzelnen Stellen dee 
a. b. &. 2. auf die Landesverfaſſung oder auf die politifchen, Cameral⸗ oder Finanz 
gefepe insbeſondere hingewieſen wird, fowie bie über politifhe, Gameral- und Finany 
gegenftände dafelbft erlaffenen die Privatrechte befihränfenden, oder näher beflimmen- 
den Borfchriiten überhaupt, infoweit in ihrer Kraft, ale fie mit den feither erlaffenen 
organifchen Gefegen und mit dem 8. P. vom 31. December 1851 vereinbar find. 
Es werden alfo felbft von der Zeit der Wirkfamkeit des b. G. B. bei der Beurthei⸗ 
lung des rechtöfräftigen Beftandes einer juriftifchen Perſon, und ihrer Rechtöfähigkeit, 
außer den Grundfäpen des a. b. ©. B., auch noch bie für biefelben beſonders er- 
laffenen Landesgefepe und Vorſchriften, infoweit diefe mit den neueren organiſchen 
Befepen vereinbar find, zur Unwendung fommen; namentli bei den früher erriägteten 
Bereinen und Gefeltfchaften, welche laut $. 28 des K. PB. vom 26. Rovember 1852 
(vergl. oben Abf. 1) bie Bewilligung ihres Fortbeſtandes angefuht und erhalten 
haben, die unter ihnen verabredete Geſellſchaftsregel (Statuten). — 


8. 27. 


Inwiefern Gemeinden in Rüdficht ihrer Rechte unter einer beſonderen — Der ffentlichen 
Verwaltung ſtehen, iſt in den volitiſchen Geſehgen enthalten. 


1. 

Die fiebenb. Landesgeſetze gewähren den geiftlichen ſowohl, als politifchen 
Gemeinden in Rüdfiht ihrer Rechte einen befonderen Schuß ($. 21). Die 
nähere Darftellung hievon gehört dem Civilrechte nur infofern an, ale die im 
Staatsrechte begründeten Rechte folder Nörperfchaften, auch die Grundlage ihrer 
bürgerlihen Rechtsfähigkeit bilden. Im lebterer Beziehung äußert ſich die Bor: 
forge, welche die Landesgeſetze für ſolche Gemeinden trägt, hauptſächlich darin: 
daß fte zur Bertretung ihrer Rechte befondere Organe beitellen (vergl. 88. 290, 
333, 867, 1201, 1472), bezüglich der Verjährung und Erfigung (88. 1472 u. 
1458) denfelben befondere Begünftigungen einräumen; den politifchen Gemeinden 
befondere Vorkaufs⸗Einſtandsrechte (vergl. SS. 1072—1079 u. 1140-1141), 
fowie Heimfallerechte (vergl. $. 760) zugeftehen, und die Erhaltung des Ber: 
mögens der weltlihen und geiftlihen Gemeinden beſonders regeln; namentlich 
aber die Lebteren in Beziehung des Erwerbes von Grundbeſitz und der Erbfelge 
gewiſſen Beſchränkungen unterwerfen (vergl. $$. 355, 356 u. 539). 


II. 


Beſondere Berückſichtigung verdient die Wirkſamkeit, welche nad den Be⸗ 
ſtimmungen des ungariſchen Rechtes den geiſtlichen Körperſchaften des Koloſch⸗ 
mouoſtorer Conventes und Carlsburger Capitels ale ſ. g. glaubwuͤrdigen 
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Orten (loca eredibilia) in bürgerlichen Rechtsſachen zukömmt.“) Das Recht der 
Beforgung der an diefen Orten aufbewahrten Archive, welches durch ein früberes 


— — 





) Zur näheren Beleuchtung dieſes dem ungariſchen Rechte eigenthümlichen In⸗ 
ſtitutes der „glaubwürdigen Orte“ wird bemerkt: „Die Ungarn, als frühere 
Eroberer Eiebenbürgend, hatten den überwiegend größten Grundbefitz, mit dieſem die 
politifche Macht, bie wichtigften Perfonenrechte, Standesvorzüge und Privilegien er 
worben, fomit in biefen Momenten die erſten Grundlagen der Rothwendigkeit eines 
öffentlichen Rechtsſchußes aufzumweifen, während die fpäteren Antömmlinge im Rande, 
deutfcher Nation (Sachfen), von vornherein in einfachere Berhältniffe des BVoden⸗ 
befiged traten, zu dem fie bereits fihernde Rechtönormen aus der Heimath überlommen 
hatten, umd in dem bald entwidelten Stäbteleben der fähfifhen Landesbewohner die 
Beſtrebung und Möglichkeit lag, das fahrende Hab und Gut, dem eigenen Schuß der 
Wähle und Mauern mebr,. ald dem öffentlihen Rechtfpreihen anheimzuſtellen. Daher 
erwuchs auch das Urkundenweſen, die Rechtöpflege und die Rechtövertretung in den 
fahfifhen Stühlen und Diftricten, nicht zu jener Bebeutfamkeit, wie in den ungari- 
hen Gomitaten und Diftricten, und den Szeflerftüblen. — Berfaffung und Gefep- 
gebung in Ungarn, begründet dDurh Stephan den Heiligen (1016), konnte bier, in 
Mitte des bewegten Kriegerlebens diefer Nation nur allmälig, flüdweife jih ge 
ſtalten. Der Berwaltung und Rechtöpflege Eonuten die genügenden Kräfte fländig 
und dauermb nicht zugewendet werden. Als natürliche Folge diefer Zuftände find Die 
Beftrebungen der berechtigten Stände anzufehen, ihre Borrechte und Befigungen durch 
dauernde, weniger anfechtbare fhriftliche Acte möglichft zu wahren, die gleichen Be- 
günftigungen an die Erben des Waffenrubmes, die männlihen Nachfolger, zu über- 
antwortn. In diefen Momenten ift die Grundlage des fo eigenthümlich ge 
Ralteten Urktundenmwefeng zu füuchen, welches die mächtigftie Bedeutung im, 
den Rechtezuftänden ber umgarifch » ficbenbürgifchen Juſtiz bis heute eingenommen 
Sat. Urkunden find feit Jahrhunderten bier Die eigentliche, faft allein normgebend: 
Form der Erwerbung adeliger Güter, die einzige, wenngleich oft dunkle Erkenntniß⸗ 
quelte der Rechtöverbältniffe jeder Art, Urkunden jind zum auejchlieplichen, rechte- 
beflimmenden Berfehrämittel des Beſitzes und des hierauf gefußten, obgleich ſchwachen 
Hppothelarcredited geworden. — Es ergibt ſich hieraus die nahelicgende Folgerung 
von ſelbſt, daB der öffentlihe Rechtsſchutz unter Berhältniffen, wo einerfeitd eine 
minder andgebildete Gejeßgebung und ein mit dem Zeitverlauf ſtets ſchwieriger auf- 
japbarer Zuftand des Rechtes ſelbſt eintrat, anderfeitd der zahlreichfie Theil der br- 
rechtigten Stände mehr dem öffentlichen Leben, ald der eigenen Wahrung ihrer Rechte 
jugewiejen war, Leine leichte Aufgabe fein konnte, und mehr auf die Ihätigkeit aue- 
ſchließlich damit beichäftigter Rechtsmänner beſchränkt blieb. Es ift aufliegend, daß 
unter Berhältniffen, wo jede Bertragsabfhließung auf fortdauernde Zeit, jede Erb⸗ 
theilung unbeweglicher Güter (Tr. I. 45), ja jede Vollmachtsbeſtellung eined An- 
waltes, kraft öffentliher Urkunde, gefcheben mußte, die Einrichtung folder 
Drgane vorzugsweiſe gefördert wurde, welche die Bornahme folcher Acte unter öffent- 
liher Authenticität beforgen follten. — Die befondere Einflußnabme des geift- 
lihen Standes, welchem es befchieden gewejen, bald nach Gründung des ungarifchen 
Reiches mit Religion unb milderer Sitte, auch Wiffenfhaft und Gefepe in diefe Länder 
zu verpflanzen, ferner die Verehrung und das Berirauen der Bevölkerung zu dem 
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Geſetz (A. C. IV. 18. a. 1) welttichen Beamten übertragen worden war, wurde 
den Sapitnlaren im 3. 1744 wieder zurüdgeftellt (Art. nov..7. a. 1744). Die 


geiftig und materiell damals mächtigen Clerus, waren die Anhaltöpunfte, weshalb 
ſchon feit dem 12. Sahrbundert die öffentlihe Glaubwürdigkeit den geiftlihen Cor⸗ 
porationen beigelegt, und ihnen anvertraut wurde, authentiſche Acte aufzunehmen, 
auszufertigen und aufzubewahren; die Grundfage der „loca credibilia“ (Lonst. v. 
J. 1351. art. 21, und 8. Wladislaus Decr. v. 3. 1543. I. art. 29). — Zur Zeit der 
bereit3 mehr entwicelten Geſetzgebung Ungarnd im Deeretum Tripart, Verböczii v. 
J. 1514 findet fi dad Inſtitut der Locorum credibilium, als etwas zu Recht und 
im Gebrauch Beftchendes, angeführt (Tr. II. 13 u. 22). Auch in Eiebenbürgen wurde 
die Einrichtung heimifh, wo dag Conventscapitel B. M. Virginis zu Kolos⸗monoſtor, 
dann das Domrapitel in Karldburg (Alba Julia) jene privilegirten Functionen feit 
dem 12. Fahrhunderte bereit? ausgeübt hatte. — Die eigenen Landesgefege Eieben- 
bürgen? (A. C. IV. 18 u. C. C. IV. 13) baben diefe Einrihtung mehrfach und ver: 
fhieden normirt, bis der Rovellarartitel 7 vom 3. 1744, und die Inſtruction der k. 
Zafel von 1777 (88. 82 u. 178 p. 5) derjelben jene Wirkſamkeit verfich, welche dieſe 
Sorporationen bis in die jüngften Zeiten ausübten. — Allein bereitd in jenen früheren 
Zeitläufen batte die vorfchreitende Auffaffung der nothmendigen Gelbftftändigkeit öffent: 
liher Gefhäftsbehandlung cingewirft, um die früher ausfchlichlihe Wirkſamkeit der 
geiftlichen Körperfchaften theilweiſe zu beſchränken, daher das Recht des guthen— 
tifhen Siegels auch Laien löffentlihe Siegelbewahrer) eingeräumt (&. C. IV. 
13 u. 26), und in der folge dabin feftgeftellt wurde, daß der Provinzkanzler, 
— ber Bräfident der f. Tafel, die Protonotaire an derfelben, die Guber- 
nialfeeretaire — enblid die Cherbeamten und Obernotaire jedes Comitates — 
Etubl? — und Diftricted, die Befugniß erhielten, öffentliche Acte aufzunchmen, und 
audzufertigen (Art. nov. 17. a. 1791). Der weitere Gerichtögebrauch Hatte endlich zu 
der Uebung geführt, daß vor zmei beeideten Gomitatd-Gerichtdaffefforen (Jurassessor), 
vor den Kanztiften des k. Guberniumd (Scribae ac jurati Notarii Cancellariae ma- 
joris provincialis), und der k. Tafel (Scriba et juratus notarius Inclyt. Tab. reg, 
judiciariae) al® f. g. Homines regii — Acte unter öffentlicher Glaubwürdigkeit ein- 
gegangen werden durften. Diefe Perfonen waren es ferner au, welche zur Vor» 
nahme richterlicher Acte, der Ermiffionen im ftreitigen und nicht ftreitigen Richter: 
amte, je nad ibrer Stellung, in Berwendung genommen werden mußten. — Die 
Orffentlichfeit der NRechtöpflege feit den früheften Jahrhunderten in den ungarischen 
Iheilen diefe® Landes eingebürgert, batte zum großen Theile auch die Mündlichfeit 
derfelben im Gefolge; die Wirkſamkeit des Richters beſchränkte ſich, — und ſchloß in 
ber Anhörung des Rechtofalles, und mit der Abgabe der Meinung des beifikenden 
Nichterd, während die Abfaffung des Nechtfpruches, feine Ausfertigung, und weitere 
Beröffentlihung den Schrifttundigen (Literatis, — dipfomatifch gebildeten Zud- 
verftändigen) anheimfiel. So findet man bereit@ im 15. Jahrhundert an der Seite 
der oberften Landesrichter Magistri Protonotarii (Mathiac Corvini Deer. VI. vom 
5. 1486), welche den Urtheilsfällungen beiwohnen, die Einhaltung der Reihenfolge 
der Proceßverhandlung Überwachen, Die Entfcheidungen entwerfen, und mit den Gründen 
ausführen follen. Diejer Einrichtung wurde im Deer. Tripartitum Verbölzii, — m 
den Approbaten und Gompilaten, im Leopoldiniſchen Diplome und in mehrfachen 
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Glieder dieſes Eapitels und, Gonventes find dur einen Eid zur Treue, Ber- 
ihwiegenheit, Aufbewahrung, Auffuhung umd Herausgabe von Urkunden, zur 
Austellung von antbentifhen Abfchriften folher Urkunden, und zur gefegmäßigen 
Vornahme von Erecutionen, welchen jedoch immer ein weltlicher Beamter (homo 
regias) beizuziehen iſt, verpflichtet. Das ihrer Sorge anvertraute Siegel fell 
nicht bei einem Capitularen allein, fondern an einem befonderen Orte aufbewahrt 
werben; auch ſoll feiner derſelben allein, ohne Wiſſen eines feiner (weltlichen) 
Gollegen von dem Siegel Gebrauch machen, indem außer der Beftellung eines 
Rechtsanmwaltes (constitutio procuraloria) feine andere Willenserklaͤrung (lassio) 
von einem Sapitularen allein aufgenommen werden darf (A. C. IV. 18). Wenn 
fie einem ?. Befehle zur Auffuchung von Urkunden nicht Folge leiften, fo verfallen 
fie der Arficnfarftrafe von 200 Gulden. Auch foffen ihnen die |. g. königlichen 
Bücher (libri regii), worin die k. Schenkungen und Adelsverleihungen einge: 
tragen werden, zur Aufbewahrung übergeben (C. C. IV. 13), und bei ihnen je 
ein. Eremplar der authentiſch ausgefertigten Landesgeſetze (A. C. IH. 12. vergl. 
$. 3) Hinterlegt werden. Derjenige, weldier eine Willenserflärung bet einem 
glaubwürdigen Orte abgeben will, muß perſönlich, oder vertreten durch einen 
glaubwürdigen Bevollmächtigten vor dem Capitel oder Convente erfcheinen, und 


Landtagsbeſchlüſſen ftete Aufmerkjamfeit zugewendet, den Protomotairen jelbft die 
gleiche Wirkſamkeit bei den Landtagen eingeräumt, endlich der Umfang ‚der Rechte und 
Pflichten derfelben in der Inſtruction der f. Tafel (88. 203 — 215) näher beſtimmt; 
aus dieſen gelekliden Momenten muß daher als cigentlihe Aufgabe derjelben die. 
Schriftführung und ein zum Theil controlirender Einfluß in den Richterfimctionen 
ber ?. Zafel enttonmen werden. — Im Wefentfichen nahmen bisher eine ganz ähn⸗ 
lihe Stellung die Notare und Bice-Notare der Comitate und Dijtricte ein, deren 
erſtete Die Function des öffentlihen Schriftführens an den richterlichen Gomitate- 
verjammlungen (Sedria generalis), die legteren bei der Sedria filialis und partialis 
ausübten. Die Markalcongregationen waren überdies berechtigt, auch Honorair-Rotare 
mentgeltliher Dienftfeiitung zu ernennen. Die Riterjtühle konnten fie auch dele- 
gationsweiſe zu Gefchäften des nicht ftreitigen Richteramts verwenden. Die 
Dorfsnstaire, von deu Grundherrichaften ernannt und abhängig, wurden als ber 
Shrijtiprache kundige Hilfcorgane von den Dorfgerichten (judicium pedaneum) be» 
nügt. — Auch in dem von den Sachſen bewohnten Tandeetbeile hatte dag Bedürfniß 
ſchriftkundiger Hiffsorgane der Bemeindebeamten, welche bei diefer Nation urjprünglid 
alle öffentlichen Angelegenheiten uld Communſache bebandelten, hervorgerufen, und es 
tritt diefe Einrihtung bei den Magiftraten, Matkt- und Dorfämtern, and bei der 
ſächſiſchen Nations « niverfität, als Geſammtkörper (Regul. PB. vom J. 1795-1505) 
kervor.” — 
(Z. die Berichte des kaiſerl. Gerichts-Einführungs-Commiſſairs Präfidenten 
J. 6. Umlauff an das Juſti zminiſterium vom 31. Auguſt 1851, 3. 12185 und vom 
30. September 1551, 3. 13904.) IM 
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die von diefen auszuftellenden Urkunden müffen, außer der Beidrüdung des 
Siegels, noch die Unterſchrift enthalten: Lecta ei exiradala per eosdem capi- 
tulares ei conventuales. Authentiſche Abfchriften der Urkunden (Transſumte) 
ftellte das Capitel und der Convent nur über Aufforderumg eines koͤnigl. Befehles 
(mandatum requisilorium) aus, welcher dem Transfumte feinem ganzen Inhalte 
nah einzuſchalten ift (Tr. II. 15. Instr. Tab. $. 82). Das Gapitel oder dar 
Sonvent, weun fie falfche Urkunden verfertigen, verlieren ihr Siegel; die Glieder 
derfelben aber, welche bei der Siegelung foldher falfher Urkunden zugegen waren, 
ihre Beneficien; und außerdem foll ihnen das Eiegel auf die Stimm eingebrannt 
werden (Tr. TI. 16. 88. 3, 4). 


1. Zufolge der 8. 3. v. 4. Juli 1850 8. 42 ift einfiweilen den glaub- 
würdigen Orten (loca credibilia) die Berwahrung der bei ihnen hinterlegten Acten 
belaffen worden (R. ©. Bl. Ar. 271). Dagegen ift die fjonftige Einflußnahme der 
Capitularen 

2. in bürgerlichen Streitſachen zufolge des Art. I. der Einf. 3. der ſiebenb. 
C. P. O. vom 3. Mai 1852 in PBerbindung mit Art. I. der Einf. D. der fiebenb. 
C. J. N. vom 10. Mai 1552; und 

3. außer Streitfachen zufolge des Urt. I. der I. M. 3. vom 15. Juni 
1853 (MR. ©. Bi. Nr. 109) aufgehoben werden. 


ul. 


Die politifhen Semeinden haben als folde, je nach Verſchiedenheit 
der Landestheile, denen fie angehören, auch eine zum Theile wefentlid von ein: 
ander abweichende innere und äußere Einrichtung, wodurch auch in ciwilrechtlicher 
Beriebung ihre Rechtsfähigkeit verfchieden normirt erfcheint. (Meber den Begriff 
der Stadtgemeinde vergl. $. 16. Abf. IX. ©. 28.) 

A. Die k. Freiftädte, die TZaralortfhaften, fo genannt von den 
Zaren, welche fie für ihre Befreiungen an die Kammer zu entrichten hatten; Die 
Oppida Nobilium, fo geheißen, weil die Mehrzahl ihrer Bewohner aus 
Edelleuten befteht; die Marktflecken und privilegirten Ortfchaften in deu un: 
garifhen Gomitaten und Diftrieten, fowie in den Szeklerſtühlen, infofern fie 
das Recht der Landftandfchaft haben (Art. nov. 14: 1791), genießen, 
abgefehen davon, daß ſich ihre Verfaffung und Verwaltung durch befondere für 
fie erlaffene Landesgefebe, Localftatute und Gewohnheiten verfhiedenartig aue⸗ 
gebildet hat, gemeinfam folgende Rechte: 

1) fie ſtehen unter ihrer eigenen, felbftgewählten und in gerichtliher Bes 
ziehung von den Gomitaten, Difrieten und Stühlen unabhängigen Obrigkeit 
(Tr. IH. 10. €. €. I. 5); 

2) fie haben ihre eigene, obwohl beſchränkte Criminalgerichtöbarkeit 
(Tr. I. 11 u.-20); 
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3) das Recht, Localſtatute zu errichten (Tr. III. 2. vergl. 8. 11); 

4) das Recht zur Einziehung der von einem erblos und ohne letztwillige 
Anordnung verftorbenen Bürger binterbliebenen Berlaffenfchaft (vergl. $. 760), 
und . 

5) genießen ald Ganzes genommen die Rechte einer adeligen Perſon 
(Tr. 111. 9. vergl. $. 16. Abſ. IX); dagegen aber 

6) unterfteben fe als Eigenthümer adeligen Grundbeſitzes der Comitats⸗ 
und Stuhlgerihtsbarkeit (Tr. IH. 19). 

Alle diefe ungariſch⸗-ſzekleriſch privilegirten Gemeinden ftehen unmittelbar 
unter der Oberleitung der k. Landesftelle (Bubernium), und werden durch eigene, 
der Wahl unterliegende, von den Comitats- und Stuhlebehörden unabhängige 
Magiftrate, nad den Beftimmungen der allgemeinen Landesgeſetze, den eigenen 
Localftatuten und Einrichtungen verwaltet. Der Magiftrat befteht aus einer 
größeren oder Fleineren Anzahl von Räthen, Beifikern oder Gefchwornen. Der 
Borfieher des Magiftrates führt in den k. freien Städten und Märkten den Titel 
eines Oberrichters (Judex primarius), in den Oppidis Nobilium den eines Ductor 
primarius; in Salzburg (Vizakna) und Olaͤhfalu den eines Königsrichters (Ju- 
dex regiüs). Diefe Oberbeamten unterliegen der Wahl der Gemeinde, weldye 
dem Landesfürften zur Beftätigung vorzulegen ift (Leop. Dipl. 8). Die Schrift: 
führung und Kanzleigefhäfte beforgt ein Notar. Dem Mägiftrate fteht zur 
Seite ein äußerer Rath (Genranntihaft: Communität), deren Borftand der Ge- 
meinde- Bormand (orator) iſt. Diefem äußeren Rathe kömmt ale Neprafentant 
der ganzen Gemeinde die Berfügung über das Gemeindevermögen, und die Wahl 
des Magiſtrats⸗Vorſtandes und der übrigen Deamten zu. 

Die Übrigen privilegixten Märkte in den ungarifhen Comitaten, Diftricten- 
und Szeklerſtühlen, welche das Recht der Landſtandſchaft nit befigen, 
haben zwar nad Maßgabe der ihnen verliehenen Privilegialredhte eine mehr oder 
weniger abhängige Stellung von der politifhen und gerichtlichen Verwaltung der 
Comitate und Stüble, denen fie angehören, ind aber in Gemeindeſachen und ale 
Körperſchaft betrachtet den mit der Landftandfchaft verfehenen k. freien Städten 
und Zaralorten gleichgeftellt. 

Alex. Dosa de Mäkfalva: Jus Transsilvanicum privatum. Mftr. $. 30. 
Benigni's Statiſtik 2c. von Siebenbürgen. 11. Abth. S. 125— 130. 


IV. 


B. Die k. Kreiftädte, Markifleden und übrigen Gemeinden im 
Sachſenlande, haben eine in vieler Beziehmg verfhiedene Einrichtung und Ber- 
saltung von jener der privilegirten Gemeinden des Landes der Ungarn und 
Szekler. Im fächfiihen Landestheile nämlich bildet die ganze Be gericht» 

Sachſenheim, Griäuterung. 
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liche und Gemeinde Verwaltung nad Innen und nad Außen hin, ein eng zu- 
fammenhängendes Ganzes, indem die k. freien Städte und mehrere privilegirte 
Märkte, ald Hauptorte (Vororte), durch ihre Magiftrate und Dfficiolate, abgeſehen 
von der ihnen zuftehenden Dberaufficht der Gemeindeverwaltung des Vorortes, 
auch über einen Kreis (Stuhl, Diftriet) mehrerer ihnen zugehörenden Ortſchaften, 
die politifche und gerichtlie Verwaltung führen. Hier wird bezüglich der 
eigentlichen Gemeindeverwaltung der fähfiihen Städte, Märkte und Dörfer ' 
blos Kolgendes angeführt: 

Rah der Berfaffung der ſächſiſchen Nation gebührt den Bürgern in den 
Städten und Märkten, und den Grundeigenthümern in den freien Ortfchaften 
ein wefentlicher Antheil an der Öffentlichen Verwaltung, namentlich in Beziehung 
auf das Grundeigenthum, und Gemeindevermögen überhaupt. Zur Ausübung 
diefer Rechte beftehen die Inftitute der Communitäten (Genanntfchaften, äußere 
Nathe). 

1. In den k. freien Städten und Märkten (melde zugleich Hauptorte der 
Stühle und Diftricte find) beftehen die Communitäten aus einer der Größe des 
Ortes angemeffenen, größeren oder geringeren Anzahl von Bürgern, welche ein 
-fiegendes bürgerlides Beſitzthum haben, und fonft durch ihren moralifhen Cha⸗ 
rakter, ihre Kenniniffe und Fähigkeiten geeignet find, das Vertrauen der Bürger: 
[haft zu genießen. 

Die Slieder des inneren, von der Communitaͤt gewählten Rathes (Magi- 
ſtrates), welche außer der Aufficht über die Gemeindeverwaltung, wie oben er⸗ 
wähnt wurde, au die politifhe und gerichtliche Verwaltung führen, ſowie die 
Geiſtlichen, können nicht Mitglieder der Communitaͤten fein. 

Der Borftcher der Communität ift der Drator (BemeindesBormund), wel 
hem zur Beforgung der fchriftlicden Ausfertigungen, des Archives, und zur 
Führung der Protocolle ein Communitätsactuar zur Seite ſteht. Iſt die Stelle 
des Orators unbefeßt, oder derfelbe abweſend, fo führt den Borfik in der Com⸗ 
munität defien Stellvertreter (Pro-Orator) ; fehlt and) diefer, fo ernennt die Com⸗ 
munität einen Borftand aus ihren Mitgliedern (Reg. B.v. 3.1705. 1.Abth. 8. 3). 
Die Geſchäfte der Communität find: a) die Wahl ihrer Beamten (des’inneren 
Nathes, Magiftrates) und ihrer eigenen Mitglieder; b) die Einfiht der öffentlichen 
Rechnungen, mit der Befugniß, darüber ihre Anmerkungen und Bemängelungen 
zu machen; c) die Feftfekung von Rocalftatuten in ſolchen Gegenftänden, in An- 
fehung welcher keine Borfhriften in den Gefeßen enthalten, oder weldye überhaupt 
dem Gutdünken des Publicums überlafien find; d) die Mitbeforgung fümmt- 
licher, die offentlichen Einfünfte und Gebäude betreffenden Angelegenheiten, und 
in diefer Beziehung e) die Controlirung des Magiftrates in der Art, daß fie 
gegen Diejenigen, welche aus Sorglofigkeit oder mit Vorſaß die öffentlichen Eins 
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fünfte fihmälern, gerichtlich zu verfahren und auf Erfab zu dringen verpflichtet 
ift (Reg. PB. vom 3. 1795. I. Abth. 88. 4 u. 5). 

Ein aus den Gliedern der Communitat von ihr felbft gewählter Ausſchuß 
beſorgt bei Angelegenheiten von größerer Wichtigkeit und bedeutenderem Um⸗ 
fange die nöthigen Verarbeiten und Vorbereitungen, um die Berathung und Ent⸗ 
fheidung derfelben im der vollen Gommunitätsverfammlung zu erleihtern und 
su befördern (Reg. B. v. 3. 1795. L Abth. SS. 8 u. 9). 

Die Berfammlung der Communität geſchteht entweder auf Anordnung bes 
Magiftratövorftandes (Oberbeamten), oder durch den Drator; Diefelbe muß immer 
auf dem Rathhauſe ftattfinden,, und wenn fi die vollzahlige Sommunität ver= 
fammelt, muß zu gleicher Zeit auch der Magiftrat zufammentreten (Reg. PB. vom 
J. 1795. 1. Abth. $. 6). 

Die Befchlußfaffung in den Kommunitäten erfolgt auf den Bortrag des 
Drators duch Stimmenmehrheit (Reg. B. v. 3. 1795. L Abth. 8. 9). 

Die Pflichten des Orators find: a) er muß dafür forgen, daß die Com⸗ 
munität in die Kenntniß aller Gegenftände gefeßt werde, welche zu ihrer Wiſſen⸗ 
ſchaft, oder dem ihr eigenthümlichen Wirkungskreiſe gehören ; in diefer Abficht muß 
er h) nachiehen, wie der Hattert, die Waldungen, Stadtgebäude, Wege und 
Brüden beforgt werden, ob die Pachtgelder und übrigen Einkünfte in den be» 
flimmten Zeiten eingehen, ob Diejenigen Wirthſchaftsgegenſtände, welche etwa 
noch nicht im Pacht gegeben worden, richtig verwaltet werden? Findet er bei 
diefem Rachforfchen einige Fehler, fo muß er ſolche allfogleih demjenigen Be- 
amten, welcher beftimmt ift, die Beforgung oder Auffiht des Wirthſchafsweſens 
zu leiten, anzeigen, und auf die Verbefferung der angedeuteten Mängel dringen. 
Soliten hiebei Anftände fi ergeben, fo hat er c) diefe dem Magiftrate, oder 
auch zugleich der Gommunität darzuftellen, und wenn dabei fogar eine ſchädliche 
Berzögerung obwalten follte, zwei Mitglieder der Communität mit fi zu nehmen, 
und fein Anliegen bei dem betreffenden Beamten zu emeuern. Der betreffende 
Beamte, fowie auch der DOrator, find in einem folden Balle für den durch die 
Verzögerung der Abhilfe, der Commune erwachſenen Schaden, verantwortlich 
(Reg. PB. v. 3. 1795. 1. Abth. $. 3, v- I. 1797. I. Abth. $. 15). 

Die Rehnungslegung der Gemeindebeamten über das von ihnen ver- 
waliete Gemeindevermögen,, dann die Beforgung des Gemeindevermögens über- 
haupt, fowie die Verpachtung der Gemeinde-Realitäten und Gefälle ift durch 
befondere Vorſchriften genau geregelt (Reg. B. v. J. 1797. I. Abth. 88. 5—12, 
v. 3. 1805. MI. Abſchn. 8. 1—7). 

Gleichwie die Wirkſamkeit der Communität auf die Derwaltung des fammt- 
lichen Gemeindevermoͤgens ſich erſtreckt, fo gilt ſolches auch in Abfiht auf das 
Bermögen der.in der Gemeinde befindligen Kirde und Säule, 
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und deſſen Verwendung; in welcher Beziehung fowohl in den dabei zu treffenden 
Anſtalten, ale au in der Rechnungslegung, die über dag Gemeindevermö- 
gen geltenden Borfchriften zu beobachten find. — Zu diefem Zwede hat auch 
die Communität die Curatoxen und Infpectoren der Kirche und Schulen, die aber 
füre diefe Beftimmung feine Befoldung zu genießen haben, zu erwählen (Reg. P. 
v. 3.1797. U. Abth. 8. 13). 

Damit die Communität die Erfüllung der ihr obliegenden Pflichten fi 
nit aller Sorgfalt angelegen fein laffe, wird fie für eine von ihrer Seite vor: 
gekommene Saumfeligfeit und Bernadhläffigung verantwortlih gemadt. Daher 
follen andy fammtlihe Regulativpuntte mit dem Schlufle eines jeden Jahres, 
che und bevor zur Berihtigung der Rechnungen, und zu der Wahl des Beamten 
geritten wird, in der Communitätsverfammlung öffentlih aufgelefen 
werden, wobei die Communität bei jedem Punkte in Erwägung zu ziehen hat: 
ob und inwiefern fie bei denfelben, während des Verlaufes des Jahres, ihre auf: 
habenden Pflichten vollkommen geleiftet, oder etwa diesfallg ein und anderes 
nachzutragen babe! Gleichwie dann fämmtliche Negulativpunfkte, welde das 
Hauptrichtmaß der ordentlichen Antsgebahrung find, das ganze as bins 
duch auf dem Rathstiſche bei Handen zu halten find (Reg. P. v. 3. 1797. 
H. Abtb. 8. 14). 

Für die Beforgung der Bupillar- und Curatelſachen m” von 
der Commune ein eigener Bupillarverwalter zu beftellen, deffen Pflichten befon- 
der& geregelt werden, umd welcher in dem Drte, wo er beftellt ift, auch das Grund⸗ 
bu zu führen hat (Meg. B. v. 3.1805. I. Abſchn. 8. 15, vergl. 4. Haupffl. 
1. Thl. des b. G. B.). 

Zur Beſorgung der Erdtheilungen beiteben von Seite der Com⸗ 
mune befondere Theilämter, welde in Streitigkeiten, die aus den Theilungen 
entftehen, das Gericht erfter Inftanz find (Reg. PB. v. 3. 1805. II. Abſchn. 
88.8 u. 9, vergl. 15. Hauptſt. IL Th. des 6. G. B.). 

2. In den übrigen freien Märkten und Dörfern (melde nicht zugleich 
Hauptorte der Stühle und Diftricte find) beftehen gleichfalls zwei abgefonderte, - 
einander unters und beigeordnete Behörden, nämlich: das Amt und die Alt- 
ſchaft. Das eritere befteht aus dem Richter, dem Hannen und einer nach der 
Größe der Ortſchaft verfhiedenen Anzahl von Geſchwornen, deren jedoch nie 
weniger ald vier fein dürfen. Die Altihaft ift ans dem Wortmanne, und einer 
der Größe der Ortſchaft angemeffenen Zahl von Altfhaftamännern zuſammen⸗ 
gefeßt. Das Amt hat die Höheren Anordnungen in Vollzug zu bringen, und für 
die gute Orbnung in jedem Stüde zu forgen. Die Altſchaft führt unter der 
Leitung des Gemeinde» Wortmanns die Auffiht über die Gemeindewirthſchaft, 
prüft fowohl die Gemeinde- ald vormundſchaftlichen Rechnungen, und übt aud die 
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übrigen, ihr nad den Regulatiopunften zuſtehenden Verpflichtungen aus, wozu 
uamentli die Handhabung der in Sanitätd= und Bolizeifachen erlaffenen, höheren 
Berordnungen, die Auffiht über dad moralifche Verhalten der Dorfjugend, über 
den Schulbefucd der Kinder, über die Erhaltung der öffentlichen Gebände, der 
Gemeinde-Waldungen, der Feuerlöſch-Requiſiten, der Wege und Brücken gehört. 
Der Markt: und Dorfnotar führt die Protocolfe des Amtes und der Altſchaft, 
beforgt die fhriftlihen Ausfertigungen, und wird aud bei den Waifenverrec: 
nungen und Grbihaftstheilungen, welde einem Gefhwornen anvertraut find, 
verwendet (Reg. P. v. I. 1805. 1. Abſchn. $. 23. Auszug aus den Reg. P. v. 
3. 1805. 1. Abſchn. 8. 2—9). 

3. In civilrechtlicher Bezichung find die ſächſiſchen Städte, Märkte und 
Dorfgemeinden, als juriftifhe Perfonen, infofern es fih um ihre Bermögensrechte 
handelt, den einzelnen ſächfiſchen Bürgern gleihgeftellt (vergl. $. 16. Abf. XI); 
und befiten das Einziehungsrecht der von einem erblos, und ohne letzten Willen 
verſtorbenen Bürger binterbliebenen Verlaſſenſchaft (St. I. 3. $. 13, vergl. 
$. 760). Als Befiger und Eigenthümer von adeligem Grundbefiß genießen fie 
die Rechte einer adeligen Perſon (Tr. II. 9), in welder Beziehung auf fie die 
betreffenden Grundſätze des ungarifhen Rechtes Anwendung finden, mit dem Be- 
merken jedoch, daß denfelben durch befondere Landesgeſetze in Bezug auf mehrere, 
aus k. Schenkungen herrührende, adelige Güter und Herrfhaften (wie 5. B. in 
den ſ. g. Sieben-Rihtergütern;; der Törzburger Herrfchaft), auch die politifche und 
gerichtliche, von der Eomitatsverwaltung unabhängige Jurisdictionsgewalt einge: 
räumt worden iſt. — 

Benigni's Statiftil u. f. f. IE. Abth. S. 112— 125. Ueber die Gemeinde: 
verſaſſung der fähf. Nation f. die Grundverfaffungen der Sachſen in Sieben- 
bürgen. Hermannftadt, 1839, und Friedrich Schuler von Libloy. Das Eigen: 
Randrecht der Siebenb. Sadjen. I. Heft. 1853. ©. 1—53. 


Zu den Abfägen III und IV kömmt zu bemerken, daß die Gemeindeverwaltung 
fowohl in den ehemaligen ungarifchen Gomitaten und Szeklerſtühlen, ald auch im 
Sachſenlande in neuerer Zeit weſentliche Reformen erlitten hat. Die Borläufer.diefer . 
Reformen waren: die zum Behufe der Ginführung einer geregelten proviforifchen Ber: 
waltung vorgenommene Eintheilung Siebenbürgene in 6 Militairdiftricte, und die 
gleichzeitige Aufftellung von k. k. Diftrictd-, Bezirks⸗ und Unterbezirtdämtern in den 
ungarifhen Somitaten und Szellerflüblen. Die Berwaltung bed Sachfenlandes (Her 
mannftädter Militairdiftrietes) blich vorläufig im Grunde des a. h. Refcriptes vom 
22. December 1848 aufrecht erhalten, indem der Comes der fächfifihen Nation als 
der geſetzliche Vorſtand derſelben, zugleih als Diftrictd- Obercommiffair für den Her 
mannflädter Militair -Diftrict, und die Filial-Diftricte Biftrig und Kronſtadt beſtellt 
wurde (Bow. K. v. 21. September 1849, 2. ©. Bl. Nr. 15). Zunähft wurde aus 
biefem Anlafie: 
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1. den k. k. Diſtrietsämtern in ihrer Inſtruction (Beil. 2 zu Nr. 15 des 
L. G. Bl.) Folgendes verordnet: „Die k. Freiſtädte und Taralorte, dann im Klauſen⸗ 
burger Diftricte die bisher f. 9. Oppida Nobilium (Thorda, Enyed und Dees) find 
wegen ihrer größeren Wichtigkeit dem Diftrictdcommiffair zur unmittelbaren Infpicirung 
und Auffiht zugewieſen. Er kam aber mit Rüdfiht auf ihre Entfernung, und bie 
perfönlihen Bürgfchaften, melde dabei in Frage fommen, dieſe Befugniß ganz oder 
zum Theile für alle, ober für einzelne freie Städte und Taralorte, oder die obbenannten 
Oppida feines Diftricte, am den Bezirke -Gommiffair übertragen. Er wird auch in 
diefem Falle, fo oft er es für nothwendig erachtet, an bie fläbtifchen Berwaltungs- 
organe unmittelbar Anordnungen erlaffen. - Dem Militair -Diftricts - Commandanten 
wird bezüglich auf die k. freien Städte und Taralorte, oder die obbenannten Oppida, 
der Einfluß vorbehalten, der ihm ohnehin bezüglich auf alle wichtigen Verwaltungs: 
objecte zufteht, und er hat hierin einvernehmlich mit dem Diftrictdcommiffair vorzu⸗ 
schen (8. 23). — Den Borftand der Zaralorte und der obgenannten Oppida (Bürger- 
meijter, Stadtrichter zc.) ernennt der Militair » Diftrictd » Sommandant einvernehmlich 
mit dem Diftrictd - Commiffair. Den Borftand in den k. freien Städten ernennt ber 
Eivil- und Militair- Gouverneur, im Einvernehmen mit dem bevollmächtigen kaiſerl. 
Gommiffait, über gemeinfhaftlihen Antrag des Militair- Diftricts » Gommandanten 
und des Diftrictd-Commiffaird. — Die Borftände und Beamten der übrigen Städte, 
Märkte und Dorfgemeinden werden vorläufig ebenfo, wie dag dem Bürgermeifter der 
freien Städte und Taralorte untergeordnete Perfonale, von dem Militair- Diftrictd- 
Commandanten, einvernehmlih mit dem Diftrict®-Gommiffair, beftellt (8. 24). Die 
Verwaltung der Städte, Märkte und übrigen Orte ift bis zur Einführung einer neuen 
Gemeinde» oder Städte-Drönung nad der biöherigen Art zu beforgen, inſoweit nicht 
befondere Rüdfichten eine ausnahmsweiſe Maßregel veranlaffen ($. 25). Der Diftricte- 
Commiffair hat einvernehmlich mit dem Militair-Diftrictd-Sommandanten den Perfonal- 
und Befoldungsftatus der Städte und Märkte über Borfchlag und Einvernehmen ber 
Gemeindeorgane angemeffen zu regelt, damit alle entbehrlichen Functionaire entfernt, 
und die Bezüge der beizubehaltenden Beamten in ein billige® Berhältniß mit deren 
Reiftungen gebracht werben, worüber die Anträge an den bevollmädhtigten kaiferl. 
Sommiffair zu leiten find“ (8. 26), — Den Unterbezirtscommiffairen wurde in 
ihrer Inftruction (Beil. 4 zu Rr. 15 des 2. ©. DL.) verordnet: „Der Unterbezirfd- 
commiſſair beforgt die Aufitelung gutgefinnter Gemeinde» Vorfteher, Ortörichter, Ge: 
Ihwornen, Notare, und anderer geringerer Bedienfteter in den Dorfgemeinden, und 
führt die Oberauffiht über die geregelte Beforgung der Tommunal- Angelegenheiten, 
fowie über die Berwaltung und Verwendung des Gemeindevermögens“ 
(8. 5). 

2. Ferner wurde zur Regelung der durd die traurigen Revolutiongereigniffe im 
Lande zerrütteten Gemeindeverhältniffe, und zur Anbahnung einer zwedmäßigen Or⸗ 
ganifirung der Gemeindeverwaltung mit der Gouv. B. vom 7. December 1849 eine 
neue Wahl der Gemeindevorftcher (Richter), Gefhwornen und Rotaire angeorbnet, 
und hiezu Folgendes als Richtſchnur vorgezeichnet: a) Ale felbftftändige Ortögemeinde 
find alle jene Gemeinden zu betrachten, welche bis jet factifch als folche beftanden, 
und ihre eigenen Verwaltungdorgane hatten. b) Jede Ortsgemeinde muß einen Ge- 
meindevorfieher (Richter) haben. c) Auf je 25 Häufer ift ein Gefchtworner..zu be 
Helfen, ihre Anzahl bleibt jedoch auf 12 feldft für jene Ortfchaften befchräntt, deren 
Anzahl 300 Häufer überfteigt. d) Jede Gemeinde muß ein ſchreibkundiges Individuum 
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(Rotar) haben, doc kann ein foldes Individuum die Schreibgefchäfte mehrerer nabe 
gelegener Gemeinden beforgen. e) Ebenſo muB jede Gemeinde eine entfprechende An⸗ 
zahl Gemeindediener (Gornifen), deren Zahl über 12 nicht zu vermehren ift, aufftellen 
und Dorfswachen halten, welche vorzüglich bei der Nacht pünktlich zu patrouifliren 
haben. f) Zu Gcmeindevorfichern und Geſchwornen können nur Gemeindeglieder ge« 
wählt werden, welche großfjährig, von untadelhaftem Lebenswandel find, eine Wirth. 
fchaft oder ordentliches Gewerbe befipen, ſich bei den legten revolutionairen Ereigniffen 
durdaus nicht beiheiligt haben, dabei einen rechtlichen Charakter und loyale Geſin⸗ 
nungen an den Tag legen. Bet gleichen Gigenichaften haben fchreibfundige Indidi⸗ 
duen den Vorzug. g) Mit Ausnahme der Zugehörigkeit au der Gemeinde, und bed 
Befitzes, muß auch der Rotar diefelben Eigenfchaften haben, dabei aber für das Schreib- 
aeihäft vollkommen geeignet, der in der Gemeinde üblihen Landesſprachen, und mo 
möglich auch der deutfchen Sprache fundig fein. h) Um die Pflichten des Gemeinde: 
vorfianded und der Geſchwornen zufammenzufaffen, murde eine Inftruction audge- 
arbeitet, welche in den üblichen Landesfprahen in Drud gelegt und allen Ge: 
meinden mitgetheilt worden ifl. 3) Es wurde für zwedmäßig befunden, Abzeichen 
(kaiferlihe Adler) für die Gemeindevorfteher anfertigen zu laffen. Jeder Richter 
it mit einer Inſtruction und mit dem Adlerſchilde zu verfehen, den ex ftete 
gun der linken Seite der Bruft als ein Zeichen feiner Anftelung zu tragen hat. 
Died gilt wit nur von den neu zu wählenden; fondern auch von denjenigen 
Ortsrichtern, welche als tauglich im Amte belafien wurden. k) Die Wahl der Ge: 
meindeporfteher und der Geſchwornen in jeder Gemeinde hat der betreffende Unter- 
bezirtd - Gommiffair zu leiten. An den biezu zu beftimmenden Tagen haben fich die 
wahlberechtigten Gemeindeglieber, worunter alle in der Gemeinde Anfäfligen, die einen 
eigenen Haushalt haben, zu verftehen find, zu verfammeln, und aus ihrer Mitte drei 
Gandidaten durd Stimmenmehrheit, und von diefen abermald durch Stimmenmehrheit 
den Richter zu wählen. Befipt der auf diefe Art Gewählte die zum Richteramte er- 
forberlichen Gigenfchaften, fo hat der den Wahlact leitende Unterbezirts-Commifjair 
diefe Wahl zu beftätigem, dem ernannten Richter ein fehriftlichee Anſtellungsdecret 
auszufertigen, einzuhändigen, ihn fogleih in Gegenwart der Gemeinde in Eid 
und Pfliht zu nehmen, und ihm dad Adlerſchild zu übergeben. Der, Eid ift 
in der Mutterfpradhe des Erwählten abzunehmen. Bermißt jedoch der Unterbezirkd- 
Gommifjair bei dem von ber Gemeinde Gewählten die erforderlichen Eigenſchaften, 
jo bat er dad Recht, von den drei Gandidaten den würdigften und geeignetften 
als Richter zu beflimmen. Iſt unter den drei vorgeichlagenen Gandidaten feiner 
zum Nichteramte geeignet, und im alle fih die Gemeinde zu einer- entiprechenden 
Wahl nicht herbeilafien wollte, jo hat der Unterbezirfd-Gommifjair der Gemeinde 
drei geeignete Candidaten anzudenten, aud denen die Wahl vorgenommen werben fol. 
Sm Weigerungsfalle ift der Richter durch den Unterbezirks-Commiſſair von Amts⸗ 
wegen aufzuftellen. Der Gemeinde, welche fih durch die Beftimmung des Unterbezirks⸗ 
Commiſſairs gefränft achten ſollte, ſteht die Berufung au den Bezirks-Commiffair, 
und in weiterem Zuge an den Diſtricts-Commiſſair offen. Eine weitere Berufung 
findet nicht mehr flatt. m) Nach erfolgter Aufſtellung des Gemeindevorftehers ift zur 
Wahl der. Sefchivornen zu fohreiten, die der Gemeindevorfteher mit der Gemeinde vor 
zunehmen hat. Nach geichehener Wahl der Geichwornen find diefelben in Eid und Pflicht 
zu nchmen. Bei Bedenklichkeiten gegen die Perjon des einen oder des anderen der Ge: 
wählten fteht dem Unterbezirfö-Commiffair daffelbe Recht, mie bei der Wahl ber 
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Nichter zu, wogegen aber auch der Gemeinde die obangedeutete Berufung offen bleibt. 
n) Tie Aufnahme der Notaire hängt von der Beftätigung des Unterbezirfd:Gommiffaire 
ab, bei der mit der größten Genauigkeit“ vorgegangen werden muß, in welcher Be- 
ziehung der $. 11 der Inftruction die Beitimmungen enthält. 0) Eine der wwichtigern 
Aufgaben des. Unterbezirks-Commiſſairs wird die im $. 9 der Inſtruction angedeutete 
Ausmittlung der den Gemeindevorftehern zu gewährenden Neifekoften und Entſchädi⸗ 
gungen (Remunerationen) ſein. Dabei find die Vermögens» und fonftigen Berhält- 
niffe der Gemeinden, und der Umfang der Beichäftigung des Gemeindevorſtehers zu 
berüdjichtigen. p) Die Unterbezirtd-Gommiffaire haben ein Verzeichniß aller Ge⸗ 
meinden des Unterbezirkd anzufertigen, und in daffelbe die Namen und Zunamen ber 
aufgeftellten Gemeindevorſteher und die feſtgeſetzten Remunerationen einzutragen. Diefe 
Verzeichniſſe find einzufammeln und längſtens binnen zwei Monaten einzufenden. Außer: 
den haben die Unterbezirks-Commiſſaire über alle in den Unterbezirfen aufgeftellten, 
oder aufzuftellenden Ortsrigter ein Standesbuch zu verfaffen, worin die Eidedablegung 
erfichtlich zu machen ift.“ (2. ©. Bi. v. 3. 1849. Nr. 40.) 
| ‚Die in diefer Gouv. B. angeführte Inftruction für die Gemeindevorſteher 
lautet: „Der Gemeindevorfteber ift dad Haupt der Gemeinde, dem diefelbe Gehorſam 
und Achtung ſchuldig ift. Er vertritt die Gemeinde als meralifche Perſon nah Außen 
in allen jenen Angelegenheiten, wo das Geſetz nicht eine eigene DBertretung durch 
eigens aufzuftellende Bevollmächtigte vorſchreibt. Gr ift der Leiter und bad voll« 
ziehende Organ der Gemeinde, in deren Namen er alle Aufflärungen gewiffenhaft zu 
ertheilen hat, welche die vorgejepten Behörden verlangen (8. 1). Der Gemeindevorſteher 
hat das Intereſſe der Gemeinde allfeitig zu wahren und für die Befriedigung ber Be- 
dürfniffe derjelben durch gejeßlihe Mittel zu forgen ($..2). Der Gemeindevorfteher 
ijt verpflichtet, das gejammie, jowohl bewegliche ale unbewegliche Eigenthum der Ge- 
meinde und fänmtliche Gerechtfame mittelft eines genauen Inventars in Ueberſicht zu 
halten ($- 3). Der Gemeindevorjtand ift verpflichtet, darüber zu wachen, daß das 
geſammte ertragsfähige Bermögen der Gemeinde der Art verwaltet werde, daß die 
thunlich größte nachhaltige Nente daraus erzielt werde ($. 4). Der Gemeindevorfland 
hat zu wachen, daB jene Jahresüberfchüffe, welche die gewöhnlichen Caſſabedürfniſſe 
überfteigen, ſogleich mit gefeplicher Sicherheit fruhtbringend angelegt, und infjofern 
fie nicht für bejtimmte Gemeindezwede beftimmt find, zum Stammvermögen geichlagen 
werden ($. 5). Der Gemeindevorjtand hat mit dem Gemeindeausjchuffe alljährtich 
auf Grundlage der Inventarien und der Rechnungen, die Voranfchläge der Einnahmen 
und Ausgaben der Gemeindecaffe, jowie der Gemeindeanftalten für dad nächftfolgende 
Jahr feitzuftellen ($. 6). Sind die nöthigen Ausgaben durch die Einnahmen nicht 
gededt, fo bat der Gemeindevorftand entweder durch Eröffnung neuer Ertragsquellen, 
oder Durch Umlegung auf die Gemeinde für die Dedung des Abganges zu forgen, und 
zu überwachen, daß die Gemeindelaften nah Billigkeit und Gerechtigkeit gleichmäßig 
vertHeilt werden und feine Ueberbürbungen flattfinden. Umlagen auf directe und in- 
directe Steuern, welche 10 Procent ber Steuer der Gemeinde überfteigen, find an bie 
Bewilligung des vorgefesten kaiſerlichen Bezirfd- Gommiffaird gebunden ($. 7). Der 
Gemeindevorſtand mit dem Gemeindeausfchuffe Heftimmt die Zahl und die Bezüge der 
Semeindebeamten und Diener; er ernennt die Berwaltungsorgane ſämmtlicher Ge⸗ 
meindeanftalten, infofern nicht vermöge Stiftung oder Bertrag das Recht der Gr» 
nennung einem Dritten eingeräumt ift. Weber alle im Solde der Gemeinde flehenden 
Perfonen übt der Ortsrichter die Dieciplinargewalt ($. 8). Die dem Gemeinde 
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vorſteher zu gewährenden Reiſekoſten und ſonſtigen Entſchädigungen fetzt die Gemeinde 
im Einverſtändnifſe mit dem kaiſerlichen Unterbezirks⸗Commiſſair feſt, welchem letztern 
im Nichtvereinigungsfalle das Entſcheidungsrecht gegen Freilaſſung der höhern Be. 
rufung zuſteht ($. 9). Der Gemeindevorfland ernennt entweder einen eigenen Ge- 
meindecaffier, oder beftimmt jenes Mitglied aus der Gemeinde, welches dieſes Geſchaͤft 
zu führen hat, und betraut einen aus der Mitte der Gemeinde mit der Gegenſperre 
(6. 10). In jeder Gemeinde muß ein zum Ranzleigefhäfte fähiges Individuum (Notar) 
fein, welches dem Gemeindevorſteher unterfteht, und von ihm zu den vorkommenden 
Schreibgefepäften verwendet wird. Es kann jedoch ein und daſſelbe Individuum bie 
Schreibgeſchaͤfte für mehrere, „nahe gelegene Gemeinden verfehen, wodurch die Koften 
für jede einzelue Gemeinde vermindert werden. Hiezu dürfen jedoch nur vertrauend- 
würbige, rechtliche, der a. h. Regierung treu ergebene Männer verwendet werden. Die 
Gemeinde hat die getroffene Mahl eines folhen Individuums dem Laiferlichen Unter 
bezirtö-Gommiffair fogleich anzuzeigen, von deſſen Beftätigung die Aufnahme abhängt 
(8.11). Wenn zur Armenverforgung die Mittel der Wohlthätigkeitöwcreine und der 
beftehenden Anftalten nicht ausreichen, fo hat der Gemeindevorftand den erforderlichen 
Dededungöbelrag aus der Gemeindecaſſe zu befchaffen, und kann die Art der Berwen- 
bung beflimmen. Er bat für die Berforgung und Unterbringung der Ortsarmen, der 
fiehen und arbeitdunfähigen Gemeindeglieder Sorge zu tragen, wie nicht minder hilf- 
loſen Baifen und Witwen den gehörigen Schup angedeihen zu laffen. Sollten 
mehrere Gemeindeglieber durch ein allgemeines Ungläd in eine ſolche Noth geratben, 
daß die gewöhnlichen Mittel der Gemeinde nicht zureichen, und wenn auswärtige Bei: 
hilfe oder die Unterflügung der Regierung in Anfprud genommen werden müßte, fo 
bat der Gemeindenorftand hieven die Anzeige an den Faiferlichen Unterbezirfd-Gom- 
miffair zu erftatten ($. 12). Der Gemeindevorftand ift verpflichtet, für die Anftalten 
(Arrefte), die zur Erhaltung der innern Ruhe und öffentlihen Sicherheit erforderlich 
find, die nöthigen Mittel aus der Gemeindecaffe beizufchaffen, und er ift für jede ihm 
in diefer Beziehung zur Laft fallende Unterlaffung werantwortlih (8. 13). Der Ge⸗ 
meindevorfland bat der Gemeinde alljährlich über die Geldgebahrungen Rechnung zu 
legen. Soliten fih aus diefer Rechnung Anſtände ergeben, fo ftcht darüber dem 
kaiferlichen Unterbezirks⸗Commiſſair die Entſcheidung zu (8. 14). Cine der weſent; 
lichſten Aufgaben des Gemeindevorſtehers iſt die Handhabung der Reinlichkeits⸗ Ge⸗ 
fundheite-, Armen⸗, Straßenfteuer-, Markt⸗, Sittlichkeits, Bau» und Geſindepolizei; 
dann die Auffiht auf die Gemarkungen, und die Fürſorge für die Sicherheit der Per⸗ 
fon und bes GBigenthumd, welches gegen Angriffe und boshafte Befchädigungen zu 
fügen iſt. Alle in diefen Beziehungen beftehenden ober erfließenden gefeplichen An: 
orduungen hat der Gemeindevorftand genau zu befolgen und zu überwachen, und nad) 
Maßgabe der Rothwendigkeit ſelbſt das Geeignete zu verfügen ($. 15). Insbeſondere 
ift der Gemeindevorftand verpflichtet, darauf zu fehen, daB Schornfleine gehörig gefegt 
und Niemand, weſſen Standes er auch immer fei, auf der Gaſſe, in Schopfen, 
Eheuern, Stallungen und auf den Böden mit brennender Pfeife, Eigarre oder bloßem 
Lichte umgehe. Die Hauseigenthämer müffen mit den nöthigen Feuerlöfchrequifiten 
verfehen fein, bie öffentlihen Brunnen und Ciſternen ſtets gereinigt und in Orbmung 
erhalten werben, und bei einer ausbrechenden Feuersbrunſt Jedermann mit Löſch⸗ 
requiſiten zur Hilfe erſcheinen, wobei im Bornhinein zu beftimmen ift, welche Löſch⸗ 
requifiten Jeder in Bereitſchaft zu Halten und wie zu verwenden habe, dann melcher 
Ordnung und Leitung ſich zu fügen fei, damit keine Verwirrung entſtehe ($. 16). Iſt 
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ſtrenge zu überwachen, daß die Ortswachen pünktlich und gehörig gehalten werben 
(8. 17). Die Communicationswege, Brücken und Geländer im Bereiche der Gemeinde 
find in ſtets fahrbarem Zuftande zu erhalten, in welder Beziehung dem Ortsrichter 
die unaufbörlihe und nachdruckſamſte Einwirkung obliegt; Beichädigungen an den 
Wegen namentlih find auf der Stelle zu repariren und bid zur Herſtellung find 
Warnungszeichen aufzuftellen, damit fein Unglüd fi) ereigne. Sollte demohngeachtet 
ein ſolcher Fall eintreten, fo ift dem Verunglüdten zu Hilfe zu eilen und jeder thun⸗ 
liche Beiftand zu feiften (8. 18). Schanf» und Wirthehäufer, abgelegene verbächtige 
Orte find öftern NRevifionen zu unterziehen, damit darin feine Saufereien und un⸗ 
fittlihen Ausihweifungen begangen. und dem Diebsgefindel und verbächtigen Indivi⸗ 
. duen Fein Unterftand gegeben werde ($. 19). Wenn epibemifche Krankheiten oder 
Bichfeuchen ausbrechen, fu ift hievon dem kaiſerlichen Unterbezirks⸗Commiſſair fogleich 
die Anzeige zu machen; übrigend die Anordnungen des entfendeten Arzted genau in 
Bollzug zu fepen, und darauf zu fehen, daß foldhe pünktlich befolgt werden; insbe⸗ 
fondere if bei entftehenden Viehkrankheiten auf eine firenge Abfonderung des gefunden 
Viehes vom Franken zu fehen. Hauptſächlich muß unausgefehte Sorge getragen wer» 
den, daß jede der Gejundheit nachtheilige Unreinlichfeit befeitigt, und Unfauberleiten, 
Aeſer von öffentlichen Plätzen und Gaſſen weggeräumt werben (8. 20). Bei vorgefundenen 
todten Menjhen müſſen alle möglichen Rettungsmittel in Anwendung gebradt, der 
Zodesfall aber, mag folder durch angemwendete Gewalt, oder durd Zufall herbeigeführt 
worden fein, ftets dem Unterbezirks⸗Commiſſair angezeigt werden; dabei ift jedodh der 
vorgefundene Todte vorher in dem angetroffenen Zuftande zu belaffen, bie nicht von 
der-vorgefepten Behörde die nöthigen Anordnungen getroffen fein werden. Für ver- 
unglüdte, bejchädigte Perfonen ift fletd die thunlichfte Sorgfalt zu tragen (3. 21). 
Dem Gemeindevorfteher obliegt die Auffiht auf Maß und Gewicht. Er hat die Mühl⸗ 
ordnung zu beauffichtigen, und darauf zu fehen, daß nur der gefehlihe Mahllohn 
abgenommen werde. Ebenſo find Schankwirthe zu überwachen, damit unverfälfchte 
Getränke und mit der gefeklihen Maß ausgefhäntt werden. Einer nicht mindern 
Beauffihtigung unterliegt die Fleifchausfchrotung; es darf nur gefundes Vieh zum 
Fleiſchverkauf gefhlachtet werden ($. 22). Srreligidfe Aeußerungen, Ausfälle gegen 
die Kirche und ihre Diener, Anfeindungen der Nationalitäten find nicht zu bulden, 
und öffentliche Beihimpfungen, Raufereien hintanzuhalten. — Auch die Thierquäferei 
ift zu ahnden, und nicht zu geftatten, daß gepfänbete Viehſtücke ohne Kutter und 
Trank gehalten werden, da ſolche auf Koſten des Eigenthümers gehörig gepflegt wer- 
den jollen ($. 23). Es dürfen feine fremden Dienftboten ohne Dienftzeugniffe, welche 
von der betreffenden Behörde beftätigt fein müffen, aufgenommen werden, — wobei 
darauf zu dringen ift, daß die Verpflichtungen bed Dienfigeberd und Dienſtnehmers 
genau ftipnfirt und den jo häufigen Dienftlohnsftreitigkeiten vorgebeugt werde ($. 24). 
Der Gemeindevorfteher ift verpflichtet, die Straßenbettelei hintanzubalten, und die 
nicht zur Gemeinde gehörigen Bettler auszumeifen, daher auch nicht zuzulaſſen, daß 
die zur Gemeinde gehörigen Armen herum beiteln, da jede Gemeinde für ihre Orts⸗ 
armen Sorge zu tragen hat (8. 25). Der Gemeindevorficher hat dad Recht, Weber: 
tretungen der in Gemäßheit der obigen 88. getroffenen Maßregeln und Verfügungen 
mit Geldbußen bie zum Betrage von 5 fl. C. M. zu ahnden 18. 26). Die Geld: 
bußen fließen in die Gemeindecaſſe' ein ($. 27). Im Falle der Zahlungeunfähigkeit 
find Geldbußen in entjprechende Arbeiten zum Nupen der Gemeinde bis zur Dauer 
einer Woche umzuwandeln ($. 28). Weber diefe Geldbußen muß ein eigenes Protocol 
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geführt werben ($. 20). Der Gemeindevorſtand iſt verpflichtet, die Geſetze und die 
gefeglichen Anorduungen der Behörden fund zu machen und zu überwachen, daß folche 
- genau vollzogen werden. Wahrgenommene Unfolgfamfeit oder gar Anflehnung gegen 
die Anorbuungen der Regierungdprgane find fogleich dem kaiferlihen Unterbezirkö- 
Gommiffair anzuzeigen ($. 30). Ihm obliegt die Einhebung und Abfuhr der Eteuer. 
Den betreffenden Steuerbeamten ift hilfreiche Hand, fowie der Sicherheitd- und Finanz⸗ 
wade der nöthige Beiftand flet® zu leiften ($. 31). Kerner obliegt ihm die Mit- 
wirfung bei dem Conſcriptions⸗ und Recrutirumgsgeichäfte (8. 32). Derfelbe hat die 
Militairbequartierungsd- und Berpflegungsangelegenbeiten zu bejorgen, wobei mit ges 
rechter Vertheilung vorzugehen und darüber eine eigene Bormerfung zu führen ift, 
damit daraus bei vorfommenden Klagen wegen Ucberbürbung der Beweis geichöpft 
werden kaun (8. 33). Der Gemeindevorfteher ift verpflichtet, Verbrecher, welche auf 
frifcher That betreten oder von den Behörden verfolgt werben, fowie Militair - Aue- 
reißer, anzubalten und an die Behörden unverzüglicd abzuliefern ($. 34). In Fällen, 
wo fi gegen Jemand der dringende Verdacht eines begangenen Berbrehend herauc- 
ftellt, hat der Gemeinderorfteher unverweilt die Anzeige an die berufene Behörde zu 
erftatten. Bekannte bereits abgeflrafte Diebe, Brandflifter und Ruheflörer find in 
ſteter Beauffihtigung zu halten, um der Berübung neuer Verbrechen und Exceſſe vor- 
zubeugen ($. 35). Der Gemeinbevorfieher bat dahin zu wirken, daß in der Gemeinde 
feine Gigenmächtigkeiten begangen werden, jondern, daß jeder fein Recht in dem durch 
das Gefch vorgejhriebenen Wege ſuche. Ctreitigfeiten in der Gemeinde find nad 
Thunlichkeit in gütlihem Wege beizulegen und nad Billigkeit audzugleichen ($. 36). 
Der Gemeindevorfiand hat dafür zu forgen, daB die Wälder, wo fie den Gemeinden 
gehören, nicht überhauen, DaB das Vieh nicht in den Nachwuchs gelaffen werde, daß 
ferner alle eigenmächtigen Holzfaällungen in fremden Wäldern unterbleiben. Im Bor- 
kommensfalle find die Thäter zur firengen Beitrafung und Erjap des gefällten Holzes 
dem Unterbezirtd- Sommiffair auszuweiſen ($. 37). Gbenfo hat er über alle Bor: 
tommniffe in der Gemeinde, welche für die Staatsverwaltung von Intereſſe find, an 
den faiferlihen Unterbezirts-Commiffair Bericht zu erftatten oder mündliche Anzeigen 
zu maden ($. 38). Insbeſondere hat der Gemeindevorfteher die Fremdenpolizei in 
dem ihm anvertrauten Gebiete genau zu handhaben. Borzüglich bat derjelbe darauf 
zu fehen, daß in der Gemeinde verbächtigen Individuen, weiche die. Gemeindeglicher 
. ur Untreue gegen Se. Majeftät unfern Monarchen, zum Ungehorfam gegen die Re 
gierungöbehörben oder Auflehnung gegen die geſetzliche Gewalt aufreizen, Mißtrauen 
und Unzufriedenheit auäftreuen, kein Unterfiand geleiftet werde. Eoldre Individuen 
And ſogleich anzubalten md an den Laiferlichen Unterbezirks-Commiſſair abzuftellen. 
Reichen die ihm zu Gebote ftehenden Mittel nit aus, um die Gemeinde vpn bedenf- 
lichen, audmweid- oder erwerblofen Fremden zu befreien, fo hat er fih an den Unter: 
bezirks⸗Commiſſair zu wenden (8. 39). Hat derfelbe auf das forgfältigfte nachzu⸗ 
forſchen, ob nicht Jemand in der Gemeinde, wer ed immer fei, dem ergangenen Verbote 
zuwider, Waffen bei ſich Habe oder verborgen halte, und im Falle ſolche vorgefunden 
werden umd der Inhaber fi nicht mit einer giltigen Bewilligung ſolche Waffen aus- 
nahmsweije halten zu dürfen, audweifen kann, diefelben fogleich zu confidchren und 
ven Schuldigen an-den Taiferlichen Unterbezirtd-Gommiffeir abzuftellen ($. 40). Der 
Gemeindevorficher hat auf Verlangen den Gemeindegliedern Heimathſcheine und den 
mit gehörigen Päffen oder Gertificaten verfchenen Fremden Aufenthalts» und Ber 
haltungs⸗Zeugniſſe audzufertigen ($. 41). Weberbaupt hat der Gemeindevorficher alle 
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Amtshandlungen, welche ihm übertragen find, oder durch jpätere Verorbnungen zu 
gewiejen werben, fowie alle von dem faiferlichen Unterbezirtd - Commifjair zukommen⸗ 
den Befehle und Anordnungen des öffentlichen Dienfled treu, gewiffenhaft und puünkt⸗ 
lich zu vollziehen (8. 42). In allen zu dem BWirkungsfreife des Gemeindevorſtehers 
gehörigen Gefhäften hat fi Jedermann ohne Ausnahme feinen Anordnungen zu 
fügen ($. 43). Diefe Inftruction ift aud für die Geſchwornen verbindlich, welche dem 
Gemeindevorfteber bei feinen Amtshandlungen Beihilfe Leiften oder ihn vertreten ($- 44). 
Gemeindevorficher und Gefchworne, welche ſich millfürliche Handlungen und Weber 
fhreitungen des vorgezeichneten Wirkungsfreifed zu Schulden fommen faffen follten, 
werden der geieplihen Behandlung unterzogen und nad Umftänden von ihrem Dienft- 
poften entfernt. Diejenigen hingegen, welche fich durch mufterhafte Haltung und 
eifriged Beftreben zur Förderung der Ruhe, Ordnung und guten Eitten in der Ge 
meinde auszeichnen, und durch vollfommene Erfüllung ihrer Dienftpflihten fich her- 
vorthun, haben auf eine chrenhafte Anerkennung von Seite ber Regierung zu rechnen 
($. 45). Hermannftadt, den 7. December 1849." (Beil, 1 zu Nr. 40 des 8. ©. DI. 
vom %. 1849.) 

Diefe Inftruction wurde zwar auch den ſächſiſchen Gemeinden als verbindlich, 
jedoch nur in der Art einer ergänzenden Norm, zu den in Wirkfamfeit ſtehenden 
Regulativpunkten, vorgefchrieben. — Bald nah Erlaß diefer PBerordnuugen wurde 
durch die Errichtung von Interimd« Strafgerichten (Gouv. 8. v. 20. November 1849. 
8. G. Bl. v. 3. 1850. Nr. 32); und die Aufftelung der Straf-Öbergerihtscommiffion 
zu Hermannftadt für ganz Eiebenbürgen, mit Ausnahme ded Sachſenlandes (Gouv. 
K. v. 18. Auguft 1850. 8. ©. DI. Nr. 81, und Sour. 8. v. 18. September 1850. 
2. G. Bl. Nr. 92), den ?. freien Städten und Taralortfaften die Criminalgerichts⸗ 
barfeit abgenommen; — fpäter dur die Aufftellung von proviforifhen Gerichts⸗ 
behörden in ganz Siebenbürgen (Gouv. 8. v. 8. October 1852. 2. ©. BI. Ar. 194) 
die Criminalgerichtsbarkeit auch im Sachſenlande, und die Civilgerichtöbarkeit im 
ganzen Rande; dann durch die Errichtung von l. f. Verwaltungsbehörden im Hermann⸗ 
Nädter Diftricte (Gouv. K. v. 11. November 1852. 2. ©. DI. Rr. 223, und Gouv. V. 
v. 20. Rovember 1852. 8. G. Bl. Nr. 226) auch die politifche Verwaltung im Sachſen⸗ 
lande an faiferlihe Verwaltungs» und Berichtöbebörden übertragen, und fomit nad 
und nad die Amtswirkſamkeit der k. freien Städte, Taralorte, Märkte und Dorfes 
gemeinden auf die Communalangelegenbeiten befchräntt. 

3. Mit dem a. h. Gabinetsfchreiden vom 31. December 1851 find in den 
88. 7—16 für die organifhe Einridtung des Gemeindewefens in den Kron- 
ländern des öfterreichifchen Kaiferftaates bie allgemeinen Grundfätze aufgeflellt worden 
(R. ©. Bl. Nr. 4 v. 3.1851. 2. G. Bl. Nr. 25 v. 3. 1852). In weiterer And- 
führung bievon wird dur die Verordnung der Minifter des Innern, der Juſtiz und 
ber Finanzen vom 19. Jänner 1853 über die Einrihtung und Amtswirkſamkeit der 
Bezirksamter, Kreisbehörden und Etatthaltereien (R. G. BI. Nr. 10. L. R. Bl. 1. Abth. 
Rr.10) a) der Statthalterei dic Oherleitung und Ueberwachung der Gemeinde-Angelegen- 
heiten nach Maßgabe der beftehenden Gemeindegeſetze zugewieſen, und fie hat den ges 
fepmäßigen Einfluß auf die Angelegenheiten jener Communen zu nebmen, welche ihr 
unmittelbar untergeorbnet find (Beil. C. 3. 34); b) fol die Mreisbehörde dafür 
Sorge tiagen, daß die innere Einrichtung der Gemeinden, fowohl jener, die ummittel- 
bar, als jener, welche mittelbar durch Die Bezirfdämter ihr unterfiehen, fowie die Ber: 
bältniffe ber Gemeinden unter fi, den Gefepen gemäß geordnet werben, und fie übt 
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denjenigen Einfluß auf deren Angelegenheiten, welcher den Geſetzen und Vorſchriften 
gemäß iſt. Sie enticheidet in erfter Inſtanz über Streitigkeiten wegen Begrenzung 
der Gemarkung zwifchen den ihr, oder den Bezirfsämtern untergeordneten Gemeinden 
(Beil. B. $. 30); e) hat das Bezirksamt die ihm unterfichenden Gemeinden nad 
Maßgabe der Geſetze und Gemeinde-Drdnungen in ber Berwaltung der Gemeinde: 
Angelegenheiten zu überwachen, zu unterflügen und zu belehren, und entfcheidet in 
denfelben über die ihm durch die Gefehe und Gemeinde» Ordnungen zugewiefenen 
Gegenftände (Beil. A. 8. 52), daffelbe pflegt bei Streitigkeiten über Gemeindegrenzen, 
jofern der Gegenſtand nicht zur gerichtlichen Wirkſamkeit achört, die nöthigen Er—⸗ 
bebungen, und legt folche der vorgeichten politifchen Behörde zur Entiheidung ver 
($. 24); ihm fteht in Abficht auf Bemeinden, die demfelben unterfichen, über Ein- 
vernehmen der Gemeinde die Entfcheidung über die Zuftändigkeit zur Gemeinde, ſowie 
die Ausfertigung der Heimathſcheine zu ($. 30); es überwacht in Geſchäften der Bor» 
jpanndleiftung und (inquartierung des Heercd die Gemeinbevorficher, oder die von 
ihnen, oder von den Eigenthiimern des ausgeſchiedenen Befiges hiefür beftellten Organe 
in der Ausübung ihrer Wirkſamkeit; fchafft erforderlichen Falles unmittelbar die 
nöthige Abhilfe, und entfcheidet über vorkommende Beſchwerden (8. 31). 

4. Wirkungskreis der Gemeinden in Streitfaden. Um den Parteien 
in jchr geringfügigen Streitfahen auf bie einfachſte und mindeft Loftjpielige Weile 
Rechtshilfe zu verjchaffen, und die gütliche Beilegung von Zireitigkeiten möglichſt 
su befördern, wird in dem Abf. IV der 3. M. V. v. 10. Mai 1552 über die Ein- 
führung einer prov. C. J. R. in Eiebenbürgen Folgendes beftimmt: „a) Rechts— 
Rreitigfeiten, deren Gegenſtand ben Betrag von 12 f.E.M. nicht überfteigt, 
können von dem Kläger in den mit einem ordentlichen Magiftrate verſehenen Städten 
bei den Magiftrate » Borftänden, in anderen Orten bei den Gemeinde » Borfländen an: 
gebracht werben, welche die Verhandlung zu pflegen und eine fchriftliche Entfcheidung 
darüber auszufertigen baben. Gemeinde-Vorſtände, welchen es an der nöthigen Ge: 
ihäftäfenntnig mangelt, können ſich hiezu der beftchenden Ortsnotaire bedienen. 
b) Dem Kläger ſteht aber auch frei, feine Klage unmittelbar bei bem Bezirksgerichte 
anzubringen. Ebenſo kann diejenige Partei, welche jih durch die Entfcheidung bes 
Magiftrats oder Gemeinde» Borftandes befchwert hält, die Zahe binnen acht Tagen 
von Zuftellung der Entſcheidung an gerechnet, bei dem Bezirfägerichte anhängig machen. 
Das Bezirksgericht entjcheidet über alle Rechtsſachen, welche den Werth von 12 fl. C. M. 
nicht überfleigen, endgiltig, daher gegen jeine Enticheidung fein weiterer Rechtszug 
geftattet if. c) Alle von den Magifiratd- Borfländen gefällten Erfenntniffe und bei 
denfelben über Rechtsſachen Bid zu 12 fl. C. M. zu Stande gelommenen Vergleiche 
fönnen von denfelben auch felbft in Vollzug gefeßt werden. Die Erecution der von 
den Gemeinde. Borftänden erlaffenen Entſcheidungen und vor denſelben gefchloffenen 
Bergleihe muß aber bei den Bezirkögerichten angefucht werben. d) Berfuche gütlicher 
Ausgleichung und die Ausfertigung der dabei erzielten Bergleiche mäflen won den 
Magiftratd- und Gemeinde-Borfländen auf Berlangen ber Parteien auch über Streitig« 
feiten jeder andern Art vorgenommen werben. Der Bollzug folcher Bergleihe kommt 
jedoch, felbft wenn fie vor den Magiſtrats-Vorſtänden gefchloffen werden, nur ben 
Gerichtsbehörden zu.“ 

Zugleich wurde (ebenda. lit. e) angeordnet, daB die Gemeinde und Magiſtrats⸗ 
vorftände in diefen Angelegenheiten dem DOberlandesgerichte unterfichen, und daß die- 
jelben zur Beſorgung biefer Gefhäfte von der Gerichtseinführungscommifflen mit 





18. G. 2. 8. 27.] 94 | [®emeinden.] 


einer Inftruction zu verfehen feien, welce denn auch unterm 7. December 1852 
(Gouv. B. v. 11. September 1852. 2. ©. DB. Nr. 184 Beil.) mit nachträglich von 
Yuftizminifterium, d. d. 2. October 1852, 3. 14060, mit einigen Modiflcationen er⸗ 
theilter Genehmigung, den Gemeinde und Magiftratd » Borfländen MINMLENEGEDER wor« 
den iſt. 


Mit Bezug auf den $. 78 der prov. C. p. O. vom 3. Mai 1832, welcher an⸗ 
ordnet, daß Zuſtellungen an alle außer dem Gerichtsorte, jedoch im Inlande 
wohnenden Parteien auch durch die Gemeindevorſteher zu geſchehen haben, iſt 
an die politiſchen Behörden die Gouv. V. v. 17. December 1852, 3. 27047/5317, ers 
floffen, wodurch aus dem Grunde, weil zwifchen den Standorten ber Gerichte und den 
einzelnen Ortſchaften ihrer Bezirke nicht allenthalben Poftverbindungen beftehen, und 
die Gerichtsbehörden mit feinem berittenen Amtöboten verfehen find, Folgendes ver: 
fügt wurde: 1. Wenn die Gerichte ihre zur Zuftellung an Parteien beftimmten Be: 
heide fammt dem vorfchriftsmäßigen Entwurf ded Empfangſcheines, und andere an 
Gemeinden gerichteten Eorrefpondenzftüde den betreffenden k. k. Unterbezirfd- Aemtern 
unter einer befondern Adreſſe überfenden, — jind biefe gehalten, die an Gemeinde. 
vorflände gerichteten gerichtlichen Gorrefpondenzftüde, den betreffenden Gemeinde: 
vorftänden bei ihrem Erſcheinen an dem nächften wöchentlichen Amtötage, gegen eigen- 
bändige, wenn ſie fchriftötundig find; wenn nicht, gegen Fertigung eines erbetenen 
Namendfertigere, und Beidrud ihres Handzeichend einzuhändigen. 2. Bei biefer Ge» 
fegenbeit ift der Gemeindevorfteher mit Rüdficht auf die Beftimmungen der 88. 73—76 
der neuen C. P. O. faßlich zu beiehren, an welche Partei, und in welcher Art bet: 
jelbe die weitere Zuftellung der gerichtlihen Verordnung gegen Empfangsſchein zu be- 
forgen, und wie er fi darüber, wenn nidyt früher, fo längftens bis zum nächſten 
Amtstage bei dem Unterbezirfdamte audzumeifen haben wird. 3. Der in ber Ordnung 
befundene Empfangichein der Partei ift dem betreffenden Gerichte ‚dur dad Unter- 
bezirfdamt gleich unmittelbar zu überfenden; find aber bei der Zuftellung Hindernifie 
oder Anftände eingetreten, jo iſt über die biesfällige Anmeldung des Gemeinde 
vorftandes ein kurzes Protocol! aufzunehmen, und auch dieſes dem Gerichte zur weis 
teren Verfügung mitzutheilen, wenn nicht dieſe Anftände durch dad U. B. Amt felkft 
behoben, und die Zuftellung in gefeßlicher Art durch daffelbe bewirft werden könnte. 
4. Ueber alle diefe Zuftellungen haben Die f. k. U. B. Aemter cine befondere Bor- 
merfung unter Beziehung der jedem Gefchäftsftüde zutommenden Zahl des Berichtes 
und dee Datums, unter welchem die Laute an den Ortsvorſtand und an die Partei 
geſchah, genau zu führen. 


5. Wirkungskreis der Gemeinden außer Streitſachen; befonderd in 
Pupillars, Euratel» und Verlaſſenſchaftsſachen fiehe 4. Hauptſt. I. Thl. u. 15. Hauptſt. 
ll. Thl. des 6. G. 2. 


6. Gemeindeümter. Mit der Gouv. B. vom 5. März 1850 wird die Wahl 
der Geiftlichfeit zu Gemeindeämtern, und namentlich zu den Aemtern des Gemeinde» 
vorfichere und Gemeindenotard unterfagt (8. ©. BI. v. 3. 1850. Ar. 4). — Zufolge 
Grlaffed des k. k. Finanzminifteriums vom 15. Juli 1851 haben Seine Majeftät mit 
a. h. Entſchließung vom 5. Juli 1551 zu geftatten gerubt, daB es von der Forderung 
der Cameraldienfttare für, von den Gemeinden verliehene, und aus ihren Renten be- 
joldete Dienftpläpe von dem Zeitpunfte der Conftituirung der Gemeinden an, dad 
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Abfkommen erhalte (R. &. BI. v. 3. 1851. Rr. 172. 8, G. BU. Nr. 222). — Das 
k. f. Yinanzminifterium bat laut Erlaffes vom 31. Juli 1851, 3. 9342/%.M. behufs 
der Förderung der Tabak⸗Cultur, des Cinlöfungsgeichäfted und Fabrikweſens den 
Gemeindevorſtehern und Notairen, welde zur Förderung des Tabakbauees 
ıbätig und eifrig mitwirken, Prämien auögefept, deren Ausmaß nach dem Verhältniſſe 
der an das Gefälle abgelieferten Blättermengen und ihrer Beichaffenheit hemeſſen 
wird ꝛc. 2c. (Gone. 8. v. 25. Auguft 1851. 2. ©. BE. Rr. 193). — Den Gemeinde» 
vorfländen werben Reife- uud Gemeinkoften für die Intervenirung bei der Tabak: 
Blaͤtter⸗Cinlöſung bewilligt zc. (Gouv. K. v. 15. Juni 1852. 2. ©. DI. Nr. 112). — 
Laut der vom 2. k. Handelöminifterium im Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern crlaffenen Berorbnung vom 198. Juli 1852 ift die Correſpondenz der Gemeinde- 
vorflände in Ungarn, Cicbenbürgen, Eroatien, Slavonien, der. Woimodfhaft und dem 
Zemeier Banate, unter fih und mit den Staatähehörden in den der Ge—⸗ 
meinde übertragenen Gefchäften Der öffentlichen Berwaltung bei der 
Briefe und Fahrpoft portofrei zu behandeln, wenn die Sendungen mit dem Amtd- 
fiegel verfchloffen, und auf der Adreffe mit der Angabe des abjendenden Gemeinde» 
vorftandes oder der Etaatöbehörde, und den Worten: „Ex offcio in Verwaltungs 
angelegenheiten” bezeichnet find (R. ©. Bi. v. 3. 1652. Nr. 152. 2. G. Bl. Rr. 159). 

7. Gemeindelaſten. Zufolge der Gouv. 8. vom 20. November 1549 haben 
die früher beftandenen Ungleichheiten im der Bertheilung der Semeindelaften auf die 
einzelnen Staatsbürger ald unvereinbar mit dem Grundfatze der gleihen Verpflichtung 
Aller vor dem Geſetze aufzuhören. Die Militaireinquartierung ift blos nad der An» 
fäffigfeit in der Gemeinde und nad dem Berhältniffe des Befiged und Gewerbbetriebs, 
ohne Unterfchted der Eigenſchaft des Beflpers (vergl. $. 16. Abf. XII), gegen die ge» 
fegliche Bergütung aufzutbeilen. Die bisher beftandene Befreiung der berrichaftlichen 
SGehäude und geiftlihen Wohnungen von der Militair-Einquartierung hat aufzuhören. 
Auf gleiche Weife Has auch bezüglich der Boripanndleiftungen der Grundſaß der gleichen 
Berpflihtung der Staatsbürger zur Theilnahme an den öffentlichen Laften in Wirk. 
jamfeit zu treten 2c. (8. ©. BE. Rr. 30). — In Folge dee Erlaſſes des Minifteriumd 
des Innern vom 15. März 1850, 3. 4376/M. 3., find die von einzelnen Gemeinden 
fin die in Folge ber letzten ungariſchen Revolution zur Haft gebradhten politifchen 
Gefangenen befirittenen Anslagen von dem ganzen Lande zu tragen (Gouv. 8. vom 
27. März 1850. &. ©. BU. Nr. 23). — Mit der Gonv. B. vom 15. Juni 1850 wird 
mit Bezug auf die angeführte Gonv. &. vom 20. November 1849, 9. 2168/E.M. G. 
verfügt, daß in Fällen, wo für Guratgeiftlihe, Kirchenfänger und Diener, dann für 
Pfarr» und Dorf- Schullehrer feine, oder nur eine ungenügende Dotation vorhanden 
ift, gedachte Perfonen, denen. früher chen aus biefem Grunde eine Immunität zuge 
flanden war, damit fie nicht in Nachtheil kommen, bis zur Negulirung der Dotation, 
von öffentlihen und Gemeindelaften freigehalten, oder doch entfprechend erleichtert, 
und rückfichtlich hierin von der Gemeinde oder dem Gemeinbetbeile ihrer Confeſſfion 
vertreten werden (8. ©. BE. v. 3. 1850. Ar. 51). — Zufolg®Erlaffed des Mini- 
fteriumd des Innern vom 11. Februar 1851, 3. 256%47, haben fi bad Minifterium 
des Innern und der Finanzen in dem Beſchluſſe geeinigt, daß die Borfchüffe, welche 
ten Gemeinden zur Beflreitung der von ihnen nah Abzug der Schlaflreuzer und 
Duartierpanfchalien zur Laſt fallenden Bequartierungsfoften der Gendarmerie be< 
willigt werden. aus dem Gameralfonde zu erfolgen, und fofort in die monatlichen 
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einer Inftruction zu verfehen feien, welche denn aud unterm 7. December 1852 
(Souv. B. v. 11. September 1852. 2. G. Bi. Nr. 184 Beil.) mit nachträglich vom 
Juſtizminiſterium, d. d. 2. October 1852, 3. 14060, mit einigen Modificationen er- 
theilter Genehmigung, den Gemeinde und Magiftratd - Borfländen hinaudgegeben wor: 
den ifl. 


Mit Bezug auf den 8. 78 der yrov. C. P. O. vom 3. Mai 1852, welcher an⸗ 
ordnet, daß Zuftellungen an alle außer dem Gerichiäorte, jedoch im Inlande 
wohnenden Parteien auh durch die Gemeindevorſteher zu gefchehen haben, ift 
an die politifchen Behörden die Gouv. B. v. 17. December 1852, 3. 27047/5317, er 
floffen, wodurd aus dem Grunde, weil zwifchen den Standorten der Gerichte und den 
einzelnen Ortſchaften ihrer Bezirke nicht allenthalben Poftverbindungen beftehen, und 
die Gerichtsbehörden mit feinem berittenen Amtöboten verfehen find, Folgendes ver: 
fügt wurde: 1. Wenn die Gerichte ihre zur Zuftellung an Parteien beftimmten Be- 
ſcheide ſammt dem vorfchriftsmäßigen Entwurf des Empfangſcheines, und andere an 
Gemeinden gerichteten Gorrefpondenzftüde den betreffenden k. f. Unterbezirk! » Yemtern 
unter einer befondern Adreffe überfenden, — ſind dieſe gehalten, die an Gemeinde 
vorjtände gerichteten gerichtlichen orrefpondenzftüde, den betreffenden Gemeinde: 
vorftänden bei ihrem Erfcheinen an dem nächften wöchentlichen Amtstage, gegen eigen- 
händige, wenn fie ichriftöfundig find; wenn nicht, gegen Fertigung eines erbetenen 
Namensfertigere, und Beidrud ihred Handzeichend einzuhändigen. 2. Bei dieſer Ge- 
legenheit ift der Gemeindevorftcher mit Rückſicht auf die Beftimmungen der $$. 73—76 
der neuen 6. P. D. faßlich zu belehren, an welche Partei, und in welcher Art ber- 
jelbe die weitere Zuftellung der gerichtlichen Verordnung gegen Empfangsſchein zu be⸗ 
forgen, und wie er fich darüber, wenn nicht früher, jo längſtens bis zum nädhften 
Amtstage bei dem Unterbezirtdamte audzumeifen haben wird. 3. Der in der Ordnung 
befundene Empfangihein der Partei ift dem betreffenden Gerichte durch das Unter: 
bezirfdamt gleih unmittelbar zu ũberſenden; find aber bei der Zuftellung Hinderniffe 
oder Anftände eingetreten, jo ift über die biesfällige Anmeldung des Gemeinde. 
vorftandes ein furzed Protocoll aufzunehmen, und auch diefed dem Gerichte zur weis 
teren Verfügung mitzutheilen, wenn nicht diefe Anftände duch das U. B. Amt felbft 
behoben, und die Zuftellung in gefeglicher Art durch daſſelbe bewirkt werben könnte. 
4. Ueber alle diefe Zuftellungen haben Die k. k. U. B. Nemter cine befondere Bor: 
merfung unter Beziehung der jedem Gefchäftaftüde zufommenden Zahl des Gerichtes 
und des Datums, unter welchem die Uebergabe an den Ortsvorſtand und an die Partei 
geſchah, genau zu führen. 


5. Wirkungstreis der Gemeinden außer Streitfaden; befonder® in 
Pupillar⸗ Guratel» und Verlaſſenſchaftsſachen fiehe 4. Hauptſt. I. Thl. u. 15. Hauptſt. 
1l. Thl. ded b. G. 2. 


6. Gemeindeimter. Mit der Gouv. B. vom 5. März 1850 wird die Wahl 
der Geiftlichfeit zu Gemeindeämtern, und namentlich zu den Aemtern ded Gemeinde: 
vorſtehers und Gemeindenotard unterfagt (8. &. Bl. v. 3%. 1850. Rr. 4). — Zufolge 
Crlaffed des f. k. Finanzminiſteriums vom 15. Juli 1851 haben Seine Majeftät mit 
a. h. Entſchließung vom 5. Juli 1851 zu geftatten gerubt, daß es von der Forderung 
der Gameraldienfttare für, von den Gemeinden verliehene, und aus ihren Renten be 
joldete Dienftpläge von dem Zeitpunfte der Conftitwirung der Gemeinden an, bad 
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Abkommen erhalte (R. G. BL. v. J. 1851. Rr. 172. 2. G. BU. Nr. 222). — Das 
k. k. Finanzminifterium bat laut:GErlaffes vom 31. Juli 1851, 3. 9342/%.M. behufs 
der Förderung der Zabaf-Gultur, des Ginlöfungsgefchälted und Fabrikweſens den 
Gemeindevorftehbern und Rotairen, welde zur Förderung des Tabakbaues 
thätig und eifrig mitwirken, Prämien ausgefept, deren Ausmaß nad dem VBerhältnifie 
der an das Gefälle abgelieferten Blättermengen und ihrer Beſchaffenheit bemeffen 
wirb 2c. 2c. (Gouv. 8. v. 25. Yuguft 1851. 2. ©. Bl. Rr. 193). — Den Gemeinde: 
vorfländen werden Reife und Gemeinkoften für die Intervenirung hei der Tabak⸗ 
Blätter-Einlöfung bewilligt zc. (Gouv. K. v. 15. Zuni 1652. 2. ©. BI. Ar. 112). — 
Laut der vom 2. f. Sandeldminifterium im Einvernehmen mit dem Miniflerium bes 
Innern crlaffenen Verordnung vom 18. Juli 1852 ift die Correfpondenz der Gemeinde- 
verflände in Ungam, Siebenbürgen, Croatien, Slavonien, der. Woiwodſchaft und dem 
Temeſer Danate, unter fih und mit den Staatsbebörden in den der Ge— 
meinde übertragenen Geſchäften ber öffentlihen Berwaltung bei der 
Drief- und Fabrpoft portofrei zu behandeln, wenn die Sendungen mit dem Amts- 
fiegel verjhloffen, und auf ber Adreffe mit der Angabe des abfendenden Gemeinde» 
vorflandes ober der Staatöbehörde, und den Worten: „Ex offlcio in Berwaltungs- 
angelegenbeiten” bezeichnet find (R. ©. BI. v. J. 1652. Ar. 152. 28. ©. BI. Ar. 159). 

7. Gemeindelaſten. Zufolge der Sony. 8. vom 20. November 1849 haben 
die früher beflandenen Ungleichheiten- in der Bertheilung der Gemeinbelaften auf die 
einzelnen Staatsbürger ald unvereinbar mit dem Grundfage ber gleichen Berpflichtung 
Aller vor dem Geſetze aufzubören. Die Militaireinquartierung ift blod nach der An» 
jaffigfeit in der Gemeinde und nad dem Berhältniffe des Befißes und Gewerbbetriebs, 
ohne Unterſchied der Eigenſchaft des Befigerd (vergl. 8. 16. Abſ. XII), gegen die ge 
fegliche Vergütung aufzutheilen. Die bieher beftandene Befreiung der berrichaftlichen 
SGebäude und geiftlichen Wohnungen von der Militair-Einguartierung bat aufzuhören. 
Auf gleiche Weife Has anch bezüglich der Borfpannsleiftungen der Grundfap ber gleichen 
Berpflihtung der Staatsbürger zur Theilnahme an den öffentlichen Laften in Wirk: 
jamfeit zu treten zc. (8. ©. BI. Rr. 30). — In Folge des Erlaffes des Minifteriumd 
des Innern vom 15. März 1850, 3. 4376 /M. J., find die von einzelnen Gemeinden 
für die in Folge der letzten ungarifhen Revolution zur Haft gebrachten politifchen 
Gefangenen beftrittenen Auslagen von dem ganzen Lande zu tragen (Gouv. K. vom 
27. März 1850. 8. ©. BL. Rr. 23). — Mit der Gonv. B. vom 15. Juni 1850 wird 
mit Bezug auf die angeführte Gonv. K. vom 20. November 1849, 3. 2168YE.M. ©. 
serfügt, daß in Fällen, wo für Guratgeifllihe, Kirchenſänger und Diener, dann für 
Pfarr - ımd Dorf- Schullehrer keine, oder nur eine ungenügende Dotation vorhanden 
ift, gedachte Perfonen, denen. früher eben aus diefem Grunde eine Immunität zuge» 
fanden war, damit fie nicht in Nachtheil kommen, bis zur Regulirung der Dotation, 
von öffentlichen und Gemeindelaften freigehalten, oder doch entfprehend erleichtert, 
und rüdfihtlid hierin von der Gemeinde oder dem Gemeindetheile ihrer Confeſſfion 
vertreten werden (8, ©. Bl. v. 3. 1850. Nr. 51). — Zufolg® Erlaſſes des Mini- 
fterium® des Innern vom 11. Februar 1851, 3. 256%47, haben fi dad Minifterium 
bes Inmern und der Finanzen in dem Beſchluſſe geeinigt, daß die Borfhüffe, melde 
den Gemeinden zur Beftreitung der von ihnen nah Abzug der Schlaffreuger und 
Quartierpauſchalien zur Laft fallenden Bequartierungsfoften der Gendarmerie bes 
willigt werben, aus dem Gameralfende zu erfolgen, und fofort in die monatlichen 


. 
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Gameral » Erforderniß » Auffäge einzubezichen find x. 2c. (Gouv. K. v. 3. März 1851. 
2. &. Bl. Nr. Si). 

8. Gemeindevermögen. Mit der Gouv. B. vom 1. December 1851 wird 
den Gemeindevorftänden unterfagt, über den der Gemeinde angehörigen Stamm ihres 
Bermögens, ohne höhere Genehmigung, anderweitig zu verfügen (2. ©. Bl. vom J. 
1552. Rr. 4, vergl. auch $. 288). 

9. Deffentlichkeit. Nach den mit a. h. Sabinetöfchreiben vom 31. December 
‚1851 (Nr. 4 des R. ©. Bl.) kundgemachten Grundfäben für organiſche Einrichtungen 
in den Kronländern des öfterreichifchen Kaiſerſtaates ift in den für Die einzelnen Kron⸗ 
(änder zu bearbeitenden Ordnungen für die Landgemeinden und für die Etäbte bie 
Deffentlihkeit der Gemeindeverbandlungen, mit Ausnahme befonderer jeierlicher 
Acte abzuftellen, ohne für die betheiligten Gemeindeglieder die Einſichtnahme befonderer 
Gegenftände gu befeitigen. In Folge a. h. Entſchließung vom 7. Sanuar 1852 hat 
diefe Beſtimmung in allen Gemeinden, in welchen die Deffentlichfeit der Gemeinde 
verbandlungen nach dem proviforiihen Gemeindegejeße vom 17. März 1849 (Nr. 170 
des R. ©. Bl.) oder nach beienderen Statuten, oder aber nach früheren Uebungen 
und Gefepen beftcht, fogleih in Wirkſamkeit zu treten (Berordnung des Minifteriums 
des Inneren v. 15. Januar 1852. R. ©. B. Nr. 17. 8. ©. Bl. Nr. 47). 

10. Gemeindellagen. Mit der Gouv. V. vom 24. März 1850 wird über 
die Art und Weile der Behandlung der Gemeindeklagen verfügt: daß die Landes» 
bebörden Beſchwerden, welde von einer Gemeinde haufenweiſe angebradt 
iverden wollten, nicht anzubören und nicht anzunehmen, wohl aber die in einem ſolchen 
Haufen begriffenen Individuen, wenn fie auf den erften Befehl der Behörde nicht 
alfogleich auseinandergehen, zu verhaften und der gefeplichen Strafe, und nach Um⸗ 
fanden ale Störer der öffentlichen Ruhe der Behandlung nad den Beitimmungen ber 
Strafgefege zu unterziehen find. — Der Gemeindevorſteher vertritt Die Ges 
meinde in allen jenen Angelegenheiten, wo dad Geſch nicht eine Vertretung durch 
eigends aufzuftelende Bevollmächtigte vorfchreibt. — Die Beſchwerden der Gemeinden 
find demnach durch den Gemeindevorftcher unter Beizichung eines Gemeinde-Audfchuß- 
Witgliedes, oder durch zwei Gemeindevertreter bei der competenten- Behörde anzubringen. 
und in deri gejeglichen Wege weiter zu verfolgen; ebenjo haben mehrere Gemeinde 
glieder, melde cine gemeinfchaftliche Klage führen, diefelbe durch zwei Vertreter an 
die Behörde zu übergeben, oder mündlich vorzutragen, weldye derlei Beſchwerden, fowie 
der einzelnen Parteien in Gemäßheit der Gouv. B. vom 26. November und 31. De- 
cember 1849, 3. 2580 u. 3528, in die vworgefchriebene Behandlung zu nehmen hat 
(2. ©. Bl. Nr. 21 v. J. 1850). 


$. 28. 
Den vollen Genuß der bürgerlihen Nechte erwirbt man durch die Staatsburgerſchaft. Lie Siaate⸗ 
birgerihaft in diefen Erbſtaaten if Kindern eines öſterreichiſchen Staatsbürger durch Die Beburt eigen. 


Staatsbürgee (Staatsangehörige), infofern darunter nah der gewöhns 
lien Begrifföbeftimmung Perfonen verftanden werden, welde der oberften Ge⸗ 
walt im Staate (Randeshoheit) fir beftändig unterftehen, find in Siebenbürgen 
die Glieder fammtliher im Lande wohnenden Nationen, in welcher Beziehung 
fie vom Geſetze „Vaterlandéſöhne“ (patriae filii; hazafiai) genannt wer: 
den (Art. nov. 19. a. 1791, vergl. $. 16. Abf. 1). Aber die Staatsbürger: 


⸗ 
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ſchaft allein gewährt noch nicht den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte; indem 
die Art und Weife wie diefelbe, der Landestheil oder Ort, wo diefelbe erlangt 
wird, ſowie auch anderweitige Bedingungen, den Umfang der Rechte, die einem 
„Baterlandsfohne” zulommen, begründen. Der volle Genuß der bürger- 
lichen, fowie der politifchen Rechte wird zunächſt Dadurch bedingt, daß der Staate- 
angebörige auch ein Glied einer der drei ftändifhen Nationen (vergl. 8. 16 
Abſ. II — IV), und einer der vier recipirten Religionsgenoffenfchaften fei (vergl. 
8.39). Ueberdies wird dazu in den ungarifchen Eomitaten und Szellerftühlen noch 
der Adel erfordert, indem die Adeligen allein ald Glieder der Krone (Tr. 1.3 u.4. 
ıwembra saerae coronae) das Recht der perfönlichen oder repräfentativen Theil- 
nahme an der Öffentlihen Staatsverwaltung, und die Aemterfähigkeit (Leop. 
Dipl. art. 5 u. 7. Art. nov. 17—22. a. 1791) und zwar leßtere nah Maßgabe 
ihres Grundeigenthumes befißen (Art. nov. 18. a. 1791, ad primaria et ralioni 
reddendae obnoxia officia nennisi residentiali et sufflicienter possessionali 
applieentur. * vergl 8. 16. Abf. VI—VIN) Das Bürgerrecht in den ungari⸗ 
ſchen und fzeflerifhen Stadtgemeinden oder privilegirten freien Ortfchaften ge- 
währt einen befchrankteren Umfang von Rechten; indem bier nicht der einzelne 
Bürger unmittelbar, fondern nur ald Glied der ſtädtiſchen Körperfchaft, welcher 
derſelbe angehört, adelige Freiheiten, und das Recht der Theilnahme an der 
öffentlihen Staatsverwaltung (Tr. IH. 9. $. init. in Verbindung mit II. 18 u. 
19) genießt, und auch nur eine befhränfte Aemterfähigkeit befikt (Art. nov. 19. 
a. 1791. vergl. $. 16. Abſ. IX). Die Staatsbürgerfhaft im Sachſenlande 
endlich gewährt den vollen Genuß der bürgerlichen und politifhen Rechte, welche 
feßtexen jedoch in Beziehung der Aemterfähigkeit in der Regel an einen ange- 
meſſenen Grundbeſitz geknüpft find (Reg. P. v. 3. 1795. 8. 2), infofern nicht 
ausnahmsweiſe der Zutritt dazu auch den unter dem Namen der „Honora- 
tioren“ begriffenen „freien Künftlern und Literaten" geftattet ift 
(Reg. P. v. 3.1797. I. Abth. 8.1. vergl. $. 16. Abſ. XI). 

Die Adeligen und Indigenen Ungarns befiken den vollen Genuß der einem 
Staatsbürger zukommenden Rechte auch in Siebenbürgen (Art. nov. 16. a.1791); 
auch müffen die in den Comitaten und Szeflerftühlen anfäffigen Edelleute von 
den Stadten und privilegirten Ortfchaften ohne Zahlung irgend einer Tare zum 
Bürgerrechte zugelaffen werden (inter cives mutuo concivilitafis Jure gaudere 
possunt, et: ad usum ejusdem .absque ulla civiei indigenalus laxa admitti 
debent. Art. nov. 19. a. 1791), ohne jedoch in denfelben von ihren Standes- 
rechten Gebrauch machen zu können (a. h. Refeript v. 10. April 1793. Landtags— 
Protocoll v. 3. 1794. ©. 74, 75 1. 245). *) 

*) Der Art. 19 vom J. 1791, wodurch den Gomitatd« und € jefler-Edelfeuten 


die Erlangung des Bürgerrechte in den Städten geftattet wird, an ſich eigentlich 
Sachſenheim, Erlãuterung. 
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Uebrigens erwerben die Kinder eines fiebenb. Staatdangehörigen die mit 
der Staatsbürgerfhaft verbimdenen Rechte fhon durch die Geburt, indem die 


auf die ſächſiſchen Städte, denn in den ungarifchen und fzeklerifhen Städten haben 
die Edelleute diefed Recht ſchon zufolge älterer Landeögefege (A. C. II. 81) genoffen, 
und fortwährend davon Gebrauch gemacht. Zur Erläuterung dieſes Geſetzartikels, der 
fonft unverftändlich bleibt, wird bemerkt: Die Deutfchen in Siebenbürgen (Sachſen) 
baben von "jeher auf ihrem Grund und Boden ein ausfhliegended Bürgerrecht aud- 
geübt, d. h. fie Haben das Recht, fremde Nationsgenoſſen von der Erwerbung des 
Grundbefiges in ihrer Mitte, und dadurch vom Bürgerrechte auszuſchließen, beſeſſen. 
Schon im Andreanifchen Freibriefe vom J. 1224 erhalten die Sachſen die Zuficherung: 
„volumus etiam et regia auctorilale praecipimus ut nullus de Jobagyionibus 
„nostris villam vel praedium aliquod a regia Majestate audeat postulare: si vero 
„aliquis postulaverit indulta eis libertate a Nobis contradicant.“ Aehnliche Ber« 
fiherungen wurden ihnen namentlich von König Ludwig I. im J. 1373, von Wladislaus 
im 3. 1441, von Ladislaus Poſthumus im 3. 1453 u. 1456, von Matbiad im 9. 
1458, 1468 u. 1481 in Faͤllen, woͤ der ungarifche Adel fih unter denfelben Grund⸗ 
befiß aneignen wollte, ertheilt, fo daB fie feit Anfang des 13. bis zum Ende des 
15. Jahrhunderts im Genuffe des augfchließenden Bürgerrechtes unbeirrt blieben. Der 
erite öffentliche Angriff darauf gefhah auf dem Landtage zu Preßburg im %. 1552, 
wo der ungarländifche Adel die Concivilität in den deutfhen Städten Oberungarns 
und Siebenbürgend (ut in omnibus civilatibus tam partium superiorum, quam 
eliam Transsilvanicarum, quae genlis unius Saxonicae esse censenlur, domor 
emere et aedificare possent) einführen wollte, indem er bebauptete: „Die Ungarn 
feien die älteren Einwohner, die Sachſen bloß Bäfte,“ daher es nicht geftattet werden 
könne, daß Xeptere allein, mit Ausfchluß der eigentlichen Grundeigenthümer (dominis 
terrae sxclusis), dad Befigrecht haben follten. Um diefen Angriff abzumehren, einigten 
fi) die Abgeordneten der ungarifchen Städte mit jenen der fiebenbürgifch » ächfifchen, 
und überreihten dem Könige ein deutſches Bittgeſuch (supplicalio germanica 
lingva ob similem causam inslituta, ne in hungaricum concilium perducatur), 
ALS darauf in der Landtagsverfammlung bie Sache zur Sprache kam, fo trat der 
Sprecher der ficbenb. Edelleute auf und erklärte: Diefe Angelegenheit fei mit den 
Sachſen Siebenbürgend fchon längft abgethan, indem fie fih in den Uniondverträgen 
(Union vom J. 1459) verpflichtet hätten, in Kriegszeiten den Adel in ihren Burgen 
und Städten zu beherbergen (Cartophilacium historicum Rr. 1144, Eeite 35 u. 36, 
in der gräflih Telekifchen Bibliothek zu M. Bafärhely). .So blieb die Sache, bie 
im J. 1607, unter Sigmund Räkotzi, im 3. 1619 unter Gabriel Bethlen, und 1625 
unter Katharina Brandenburg, fi die Ungarn und Szekler, wie ed in den biesfälligen 
Landtagsbefhlüffen hieß: „ex communi omnium voto“ die Grundfähigfeit auf dem 
fähfifhen Boden, und den freien Häuferfauf in den fächfifchen Städten crtheilten, 
obſchon Die ſächſiſche Nation in diefe Geſetzartikel nicht cinwilligte, und durch beſon⸗ 
dere Abgeordnete aus den Städten und Märkten, namentlih im 3. 1625 dagegen 
feierlichen Proteft einlegte. Doch fcheinen die Ungarn und Szekler von diefen Land⸗ 
tagsartifeln Teinen Gebrauch gemacht zu haben, denn auf dem Landtage von 1651 
enigegneten die fächlifchen Abgeordneten den ungarifhen Nednern auf ihre für das 
gemeinfame Gencivilitätsrcht angeführten Behauptungen: „darnad pro ultimeo 
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väterliche Abſtammung den Kindern die Standesrechte des Vaters (Tr. J. 51. 
$. 3, Alii patris familiam sequuntur, in Verbindung mit Tr. I. 22.8. 3, ex 





argumento, zeiget und den usum, daß ihr mit ben articulis gelebt 
habt, und wir Euch geftattet haben, Häufer zwifchen ung, in fundo 
regio zu kaufen, welches Euch nicht zu beweifen ſtehet.“ (Schlögers 
kritiſche Studien-xc. ©. 658. Carthophilacium historicum in der gräfl. Zelefifchen 
Dibliothet Rr. 1144. Landtagsacten vom J. 16501652). Den beftigfien Kampf 
aber Hatte die ſächſiſche Nation dieferwegen im J. 1653, wo fich der von Rakopi II. 
einberufene Landtag mit der Sammlung und Sichtung der feit dem Jahre 1540 ent⸗ 
flandenen Landtagsartikel befaßte, zu beſtehen. Am 25. Febrnar kam der Artikels 
entwurf vom „Häuferfaufe*, wodurch den beiden Nationen der Ungam und 
Szekler die Grlangung des Bürgerrechtes in den fähfifhen Städten durch Erwerbung 
von Grundbefig eingeräumt werben follte, zur Verhandlung, und wurde troß der 
eifrigen Bertheidigungsrebe des Hermannftäbter Bürgermeifterd in der in A. C. III 
81. art. I. p. 2 vorfindlihen Textirung am 14. März beftätigt. In welcher Weiſe 
die hierüber flattgefandenen Debatten gefloffen fein mögen, läßt fi aus dem Zeug- 
niffe des Provinzialnotaire Johann Simonis fließen, welcher erzählt, daß der 
Ständepräfident Stefan Seredi die Auslaffung diefes Artiteld aus dem Geſetzbuche 
bon der Erbauung zweier Bafteien, die in Weißenburg fehlten, abhängig machte, und 
als die Sachſen ſich hiezu verpflichtet hatten, von der Streichung dieſes Artikels 
feine Rede mehr war (Cartoph. histor. Ar. 1144 in der gräfl. Telekifchen Bibliothek); 
fowie daraus, daß Fürft Räkotzi II. fetbf in einem Schreiben an die Hermannſtädter 
vom 25. December 1657 in folgenden Ausdrücken die Beflätigung diefed Artikels 
entjchuldigte: „a’ hazak vetelEröl irt arliculus ez orszägnak, nem mü kevänsägunk 
voll, hanem az Orszdg Stalusi...., mit todtunk tenni, major pars is leven 
annuälnuuk kellet.* — Doch ſchon 40 Sabre nach diefem Ereigniffe einigten fi 
die Landſtände in Folge des ihnen im dritten Punkte des Leopoldinifchen Diplomes 
son 1691 ertheiften Auftrages, ihre Streitfragen mit den Sachſen bur ein freund⸗ 
ſchaftliches Uebereinkommen beizulegen, in der NRationalaccorde vom 7. April 1693 
(vergl. Vorkenntniſſe Abf. IX) mit den Sachſen dahin, daß fie von dem betreffenden 
Approbatalgefege, von welchem fie biöher Leinen Gebrauch gemacht hätten, auch ferner 
bin feinen Ruben ziehen wollten (Tertius articulus erat Approb. Const. 3. 81. art. 1. 
p. 2; super eo quidem ita convenimus, quod quemadmodum hactenus etiam 
illo articulo usi non sumus, ita in posterum quogue uti non cupimus, adeoque 
arlicoius ille cassari potest). Erſt unter der Regierung der Kaiſerin Dlaria Therefia 
rief ein a. h. Nefcript vom 25. Februar 1747 an die Randftände, worin die Weiſung 
ertheilt wurde, die übermäßigen Bürgerrechtätaren in ben fächfifchen Städten und 
ungarifchen Zaralorien nad einem billigen Maßftabe fo zu reguliren, daß dadurch 
fremde Handwerker vom der SHereinkunft in das Land nicht abgefchredt würden, 
den beigelegten Kampf wieder in dad Leben. Zwar erfüllten die Sachſen und Taxal⸗ 
orte die Weifung des a. h. Neferipts durch Regelung und Gerabfegung der Bürger 
techiätaren, aber die Stände verlangten zugleich für die ungarifchen Edelleute und 
Szekler die Zulaffung zum Bürgerrechte in den fächfifehen Städten, und richteten 
beöhalb eine ausführliche Vorftelung an den a. b. Hof, worauf ein f. Refcript vom 
13. Zuni 1748 den Sachſen anbefahl, ihre Privilegien vorzugeigen. Died geſchah 
10° 
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nobili patre et ignobili matre generati filii, veri nobiles repulanlur, el palris 
familiam, conditionemque següunlur, sed non e converso) und aus⸗ 


denn auch, worauf die Kaiferin Maria Therefia durch ein a. 5. Refeript vom 23. März 
1753, welches am 25. Auguft öffentlich auf dem Landtage verlefen wurde, mit Bezug 
auf die Beilimmungen der Rationalaccorde den Goncivilitätäftreit zu Ounften der 
ſächſiſchen Nation in den Worten entſchied: „annullari Inmen contractus, nisi in re, 
„forma vel materia peccarent, nullatenus possint.“ — linter den vielen Reuerungen, 
die Kaifer Joſeph II. in der Berfaffung Siebenbürgend vornahm, erlich er auch eine 
Berfügung, woburh allen Nationdgenoffen Siebenbürgens in ihren abgefonderten 
MWohngebieten ein gegenfeitiges Concivilitätsrecht eingeräumt wurde (vergl. Borkennt- 
niſſe Abſ. XI). Obwohl diefe Verfügung mit allen übrigen Umgeftaltungen der 
fiebend. Berfaffung durch das NReftitutiongedict vom 28. Jänner 1790 wieder auf- 
gehoben wurde, fo hatte fie doch zur Folge gehabt, daß fih im Sachſenlande mittler- 
weile mehrere ungarifche und fzellerifche Adelöfamilien angeftedelt hatten, weswegen 
die Landftlände in dag 27. Artikelproject des Jahres 1790 (Randtageprot. Abfchn. II. 
©. 44 u. 127) troß der energifhen Proteftationen der fähfiichen Nation die Beftim- 
mung aufnahmen, daß dem Adel die Erlangung des Bürgerrechtes in den ſächſiſchen 
Städten zuftehen folle. Die Beftätigung diefes Projected erfolgte auch in Form des 
Artikeld 19 vom 3. 1791. Die weiteren Bemühungen, welche die fähfifhe Nation 
durch ihre landftändifchen Deputirten am a. h. Hofe wegen Streichung dieſes Artikels 
machten, hatten endlich "zur Folge, daß nach dem bereit? im a. b. Refcripte vom 
20. Juli 1742 audgefjprochenen Grundfage: „quod in Natione saxouica honoris 
solum gratia habeatur Nohilitas“ mit a. h. Reicripte vom 10. April 1793, Hofz. 
1259, der Artifel 19 vom 3. 1791 dahin erläutert wurde, daß die dad Bürgerrecht 
im Sachſenlande anfprechenden Adeligen dafelbft ihre adeligen Borrechte nicht geltend 
machen können (Landtagd-Protocoll v. 3. 1794. S. 74—75 u. 245). 

Diefe leptere a. b. Enticheidung bezeichnet auch den Standpunft zur richtigen 
Beurtheilung des von der fächfischen Nation mit fo viel Beharrlichkeit behaupteten 
Ausfchließungerechtes des ungarifhen und fzeflerifchen Adels von der Befipfähigfeit 
auf ihrem Grund und Boden, welches man fonft geneigt fein dürfte, auf den erften 
Blick, als eine der engherzigften Inflitutionen der fächfifchen Berfaffung anzufeben. 
Es war dieſes Ausſchließungérecht nichts Anderes, als eine nothgedrungene Maßregel 
zur Bewahrung der eigenen freien bürgerlichen Exiſtenz. Durch die ganze fieben- 
bürgifhe Geſchichte, bejonders in der Zeit der Nationalfürften, zieht fich wie ein 
tother Faden das unausgeſetzte Beftreben dee Adela, die bürgerliche Berfaffung der 
Sachen zu Iprengen, und unter ihnen fich den gleichen Genuß der adeligen Freibeiten, 
wie auf Comitats- und Szeklerboden zu erringen. Gegen diefe Beftrebungen ‚konnten 
ih die Sachen fo allein mit Erfolg ſchützen, daB fie fo viel möglich den Adel vom 
Erwerbe des Grundbefiges in ihrer Mitte entfernt hielten, indem der Grundbeſitz dem 
Adel au den Eintritt in die Communitäten und zu den Aemtern eröffnet hätte, da⸗ 
durch bald deſſen Uebergewicht, und übermächtiger Einfluß begründet, und am Ende 
woht der Nation dafjelbe Loos bereitet worden wäre, ale. den vielen fächfiichen, ur⸗ 
ipränglich freien Ortichaften, welche ſich in den häufigen Kriegögefahren unter den 
Schutz angrenzender Comitats⸗Edelleute ftellten, und, obne dadurch die Laften des 
Krieges von ſich abzumenben, zuerft in Abhängigfeit von ihren Schupherren, dann 


. 
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nahmsweiſe die Abflammung von einer Praefecla, die Standesrechte der Mutter 
(Tr.1. 7. 88. init. u. 1, „filii etiam ex ignobili patre progeniti“, vergl. $.23. 
Abf. II. 4) verleiht. F 

| $. 29. 


öremtde erwerben die oͤſterreichiſche Staatsbürgerfhaft durch Eintretung im einen öffentlichen Dienft ; 
Furd Untretung eincd Gewerbes, deſſen Betreibung Die ordentliche Anfäffigfeit im Lande nothwendig 
macht; Durd einen in diefen Etaaten vollendeten gehnjährigen ununterbrochenen Wohnſitz, jeduch unter 
Der Beringung. daß der Fremde diefe Zeit hindurch fih wegen eines Verbrechens feine Strafe zugezogen habe. 


$. 30. 


Auch ohne Antretung elnes Bewerbes oder Handwerfee, und vor verlaufenen schn Jahren, kann 
tie Siubürgerung bei den politiſchen Behörden angeſucht, und von denſelben, nachdem dad Bermögen, die 
“rwerbfäbigfeit und das fittlihe Betragen des Anſuchenden beſchaffen jind, verlichen werten. 

N. Ir. V. Nr. 5.6. 7. 8. 9. 10. 11. 12. 


Unser tem offentlihen Dienfle, durch deſſen Antretung Zremde die öflerreihiihe Staatsbürger. 
ichaft erlangen. ift blos ein wirfither Etaatödienft, aber meder eine provijvrifche oder andere öffentliche 
Dienflleitung. uoch die bloße Verleihung der geheimen Rathö- oder Kämmererswürde zu verfiehen. (Alter 
bödhfte Entihliegung vom 15. März, Hofderret vom 15. April 1928, Nr. 2338, J. G. S., Alerhödfte Ent: 
ihliebung vom 2. Mäüız, Hofdecret vom 6. April 1833, Nr. 2598, I. G. ©.) 

Ausländer, weiche in der E. k. Armee Cfitcierd-GSharafter durch was immer fiir eine Zeit beffeiden, 
ind zwar von den Vortheilen der öflerreihtichhen Staatsbürgerihaft nicht ausgeſchloſſen, übernehmen aber 
durch den Lfficierö » Charalter allein außer den Militair- Pflichten die übrigen Verpflichtungen der öfter 
reichiſchen Staatsbürgerſchaft noch nicht. (Hofderret vom 28. September 1818, Ar. 1503, 3. ©. ©.) 


- 


in völlige Unterthänigfeit geriethen. — Auch war die Behauptung des Adels, 
momit er gerne die angefprochene Beſitzfähigkeit auf ſächfiſchem Gebiete begründen 
mochte, daß nämlich den Sachſen durd A. C. III. 46. art. 6 auch die Befigfähigkeit 
auf Gomitateboden eingeräumt worden fei, und daher fhon die Billigkeit erheifche, 
daR auch dem Adel das gegenjeitige Recht im Sachſenlande eingeräumt werde, eine 
Erbgut jemals an einen Fremden abgetreten, vermadt, vertauſcht oder verkauft wer: 
den; und wurde. je ein ſolches Gut veräußert, jo hatte jeder Berwandte des früheren 
Erbeigenthümers dad Recht, daffelbe jelbft nach Jahrhunderten an fich zurüdzulöfen. 
Es fand alfo aud den Sachſen kein Weg offen, auf irgend eine der fonft gewöhn- 
tihen Ermwerbungsarten in den frei verfügbaren Befik von adeligen Gütern zu ges 
langen, außer der Eine oder Andere hätte durch befondere Berdienfte ein ſolches Gut, 
ausnahmsweiſe, mittelft einer k. Schenkung erworben, Fälle, die äußerft felten vor- 
famen; — wonad denn auch mit viel mehr Grund die Segenbehauptung der Sachſen 
aufgejteflt werden konnte, daß, da fic der Natur des adeligen Beſitzthumes gemäß, 
ron der Erwerbung deffelben ausgefchloffen feien, es auch nur gerecht und billig ſei, 
daß aud der Adel vom Ermwerbe fächfifhen bürgerlihen Grundbeſitzes ausgeſchloſſen 
bleibe. — Diefe kurze Darſtellung mag genügen, um zu zeigen, zu welchen Anomalien 
die Berfchiedenheit der privatrehtlihen Einrichtungen in einem und demjelben Lande 
confequentermweije auch in deffen politischen Anftitutionen führen mußte. (Schlötzer'e 
ritifhe Studien, S. 133 u. 160. Protocolfe der fähf. Nations» niverfität vom 
3.1790 — 1792. Bericht der fähl. landſtändiſchen Teputirten aud Wien unter 
Univ. 3. 326/792. Grundverfaffung der fähl. Nation vom 3. 179. S. 256. 
Das ausihließlihe Bürgerrecht der Sachſen in Siebenbürgen. Wien, 1792.) 
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_ Chenfowenig wird durch den Dienft der Mannſchaft in ber Armee oder in der Grenzwache die 
oſterreichiſche Staats bũrgerſchaft erworben. (Hoftriegsräthlihe Verordnung vom 4. März 1812, K. 820, 
Hofl-Decrei vom 13. Jänner 1831, Bol. Geſetzſ. 59. Bund) 

Dur Antritt elneb Gewerbes erlangen Ausländer in Breihäfen die öſterreichiſche Staatabürger⸗ 
(daft nicht. (Hofdecret vom 9. November 1816, Ar. 1285, I. G. ©.) 

Durch den bloßen Betrieb einer freien Befchäftigung, oder durch die Beſtandnahme eines Schankes 
wird die öfterreichifdhe Staatsbürgerfchaft noch keineswegs erworben, da nur durch den Antrilt eines Ge 
werbee , zu deffen Beiriebe die förmiiche Anſäſſigmachung nothwendig if, die Etaatöbürgerihaft erhalten 
wird; freie Befhäftigungen aber wieder jeden Angenblick verlaffen, und Beftand > (fontracte aufgekündigt 
werden können; daher die Anfälfigmahung weder in dem einen, noch dem andern alle nothwenbig if. 
(Hofl.sDecret vom 16. Jänner 1817, Bol. Geſetzſ. 45. Bd.) 

Durch einen ununterbrodenen zehnjaͤhrigen Wohnſitz in dem öſterreichiſchen Gtaate wird Die 
Gtaatebürgerfchaft erft dann erworben, wenn fih der Ausländer hierüber bei der politifchen Lanbesftelle 
ausgewiefen, auf deren Unordnung bei ihr felbft, oder bei der zufändigen politiſchen Behörde den Unter⸗ 
tbans-@ild geleiftet, und Darüber eine Beglaubigungd » Urkunde erhalten hat. Zu diefer Cidesablegung fol 
der Fremde jedoch nicht eher zugelaffen werden, ald nachdem die Landesttelle ſich die volle Ueberzeugung 
verfhafft hat, daß er die erwähnte Zeit hindurch ſich nicht nur wegen eines Verbrechens keine Etrafe zu- 
gezogen, fondern auch fortwährend ruhig den Geſezen und den Anordnungen der geſetzlichen Behörden 
gehorſam und gut gefittet betragen und durch feine Aufführung md gezeigte Denfungsart niemals zu 
einem Verdachte oder einer gegründeten Beſchwerde Anlaß gegeben habe. (Allerhöchſte Entichliegung von 
5. Bebruar, Hoff.« Deeret vom 1. März 1833, Nr. 2597, 3. G. ©.) 

Die oͤſterreichiſche Staatsbürgerfhaft wird von einer Ausländerin aud durch ihre Berebelihung 
mit einem Öfterreichtihen Gtaatsbürger erworben. (Allerhoͤchſte Entſchliehung vom 26. Jaͤnner, Hofl. 
Deiret vom 23. Bebruar 1833, Nr. 2595, 3. ©. €.) 

Die Erwerbung der oͤſterreichiſchen Staatöbürgerfhaft hat in den Fällen der 88. 29 und 30 allg. 
bürgl. G. 8. nicht die Wirkung, dab aud die zur Zeit der Erwerbung bereitd großjährigen Kinder des 
Ausländers , weicher Öfterreihifher Staatöbürger geworden ift, diefe Staatsbürgerfchaft erlangen. (Hoft.: 
Deeret vom 30. Auguft 1832, Rr. 2373, I. G. ©.) 


5. 31. 


Durd die bloße Inhabung oder zeitliche Benügung eines Landgutes, Hauſes ober Grundftüdes ; 
durch die Anlegung eines Hanteld, einer Fabrik, oder die Theilnahme an einem von beiden, ohne yeriön- 
liche Anfäfflgkeit in einem Lande diefer Etaaten, wird die öfterreihifche Etantsbürgerfchaft nicht erworben. 


I. 

Rah fiebenbürgifhem Rechte erwerben Fremde die Staatsbürgerfchaft 
dur das Indigenat. Diefes ift entweder ein fucceffives oder bürger- 
lies, wenn der Fremde durch Erfüllung der üblihen Aufnahmebedingungen 
Mitglied einer bürgerlihen Ortsgemeinde, und mittelbar unadeliger Staate- 
angehöriger wird (vergl. $. 16. Abf. IV); oder ein momentanes, wen 
der Fremde durch die Landſtände ald Staatsbürger aufgenommen, dadurch 
zugleih alle perfönlihen und dinglichen Adelsrechte und Freiheiten erlangt. 
Beide Arten des Indigenates unterfäheidet das Gefek in den Worten: „In- 
digenalum inter Status vel in civitate aliqua conseculuri“ (Art. nov. 5 
». 3. 1791). 

II. 

Die Art und Weiſe wie das bürgerliche Indigenat erlangt werden kann, 
richtet ſich nach den localen Einrichtungen jener Gemeinde, in welcher der Fremde 
fih darum bewirbt. In der Regel wird dazu die perfönliche Anſäſſigkeit, Die 
feit längerer Zeit ſtattgefundene Auffchlagung des Wohnfißes, ohne daß hiefür 
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irgend eine beſtimmte Zeitfrift feftgefeßt wäre, dann die Erwerbung von Grund- 
befiß in dem bürgerlichen Ortsgebiete, und die Entrichtung einer Gebühr an die 
Gemeindecaffe erfordert.”) Aber auch ohne Anfäfjigteit und längere Wohn» 
haftigkeit köͤnnen Fremde das Heimathereht ald Mitglieder einer beftimmten 
bürgerlichen Ortögemeinde und mittelbar unadelige Staatsangehörige (Bater- 
landsſoͤhne) erlangen, wenn ihnen der Zandesfürft Traft der in ihm rubenden 
höchſten Staatsgewalt (Leop. Dipl. art. 5) die Einwanderung in das Land er» 
laubt hat, wo es dann weiter nur vom Willen und Bermögen der Eingewanderten 
abhängt, Grund und Boden von den flebenbürgifchen über ihr Eigenthum frei 
verfügenden Privaten zu erwerben, in welder Beziehung danı die Frage der 
Erlangung des Heimathsredhtes lediglich in den Bereich der privatredhtlichen 
Bertragsverhältniffe hinüberfällt.“) 


x 


) Mit dem Hofdecrete vom 20. October 1797, Hofz. 2919, Sub. 3. 7693 
wird verfügt, daß in den fähftihen Städten nad bezablter Bürgerrechtötare Jeder⸗ 
mann ohne Entrichtung einer weiteren Tare Aufnahme in die Sommunitäten finden, 
und Zutritt zu den Aemtern haben folle (cum lam juxta principia generalia, quam etiam 
Jura municipalia Nationis Saxonicae omnium et singulorum eivium in eadem 
existentium conditio aequalis sit, taxa, oblento concivilitalis Jure, emensa per- 
soluta, nulli ulterioris Taxae desumtioni pro coaptalione in gremium communi- 
talis, aut applicalione ad quaecunque altiora eliam Munia in Natione Saxonica 
consequends, deinceps locus sit). Laut einem im fiebend. Hoffanzleiardive unter 
3. 3685/835 aufbewahrten Berzeichniffe beträgt die Bürgerrechtätage in Hermann» 
ſtadt bei wohlhabenderen Grundbeflgern (patricii possessionati) 6, für die übrigen 
Srundbefiger 2, für die Befiglofen 1 Bulden, in Schäßburg und Mediafch 
6 Bulden; in Kronftadt 6 Gulden für Fremde, und 50 Kreuzer für Söhne ber 
Bürger; in Biftrig 4 Gulden; in Mühlbach bei befipenden Bürgern 2, bei befig« 
ofen 1 Gulden 40 Kreuzer; in Broos 5 Gulden 5i Kreuzer; in Reps 2 Bulden; 
in Großſchenk, Reußmarkt und Leſchkirch befteht gar feine Bürgerredhtätare. 

») Das Recht, Ausländern zur Einwanderung nad) Siebenbürgen bie Erlaub- 
niß zu ertbeilen, haben die Regenten bed Landes von König Stephan I. angefangen 
bie heut zu Tage ausgeübt, und die Zunahme ber Bevölkerung auf ſächſiſchem und 
tonftigem bürgerlihen Boden durch Gelege und Privilegien auf alle Weife begänftigt, 
indem fie den dahin Zumandernden bedeutende Bortheile zuficherten, und mit Zuftim- 
mung der Landflände unter Anderem auch in lebterer Zeit in ber Befreiung von der 
Kopftare, während der drei erften Jahre ihres Aufenthaltes im Lande, zufommen 
liegen. Es genügt aud den Zeiten der ungarifhen Könige, die Berufungen von 
Goloniften unter Geyſa IL, Andreas I. und Bela IV.; aus ber Periode der Wahl- 
fürften die Golonifirung unter Gabriel Beihlen und Apafi J.; endlich feit der Re 
gierung ded Haufed Defterreih die Bulgaren»Golonie vom %. 1690 und in ben 
Jahren 1733, 1734, 1744 und 1753 die Berpflanzung der proteflantifchen Landler 
aus dem Salzlammergut und der Durlacher unter die Sachſen, anzuführen. So hat 
ferner die a. 5. Regierung im J. 1761 die Landſtände aufgefordert, diejenigen preußi« 
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in. 
Zum momentanen Indigenate gehören folgende Erforderniffe: 


1. der Ausländer, welchem daffelbe verliehen werden fol, muß in feinem 
Baterlande einer vornehmen, adeligen Familie angehören (valamely Uri, Nemes 
es Vitezlö emberek ez hazäban, megakarnak lelepedni. A. C. 111. 41. a. 1). 

2. derfelbe muß ferner bei dem Landesfürften, und den Landſtänden in 
geziemender Weiſe, fobald er entweder durch treue Dienfte, Geld, Heirath, oder 
auf anderen ehrlihen, erlaubten Wegen zu einem Grundbefiße gelangen 
fann (mihelyt vagy jämbor szolgälatjok, penzek, häzassagok aällal, vagy 
egyeb lisztesseges, szabados utakon, joszägot Es Ürüksegel szerez- 
hetnek“), um PBerleihung des Imdigenates anfuchen. Jedoch ift hiezu die 
Anfäffigkeit oder der Grundbefiß fein nothwendiges Erforderniß, indem der Aus» 
länder, wenn er das Indigenat nicht erlangt, auch von der Erwerbung dee 
Grundbefibes ausgefchloffen ift (Külömben se joszägot ne birhassanak. A. C. 
IM. 41. a. 1). 

3. Derfelbe muß, nach erlangtem Indigenate, in der landftändifchen Ver 
fammlung dem Landesfürften und dem Lande den Eid der Treue leiften (A. C. 
III. 41. a. 1. Eine folde Eidesformel fiehe im Landtags: Protocolle vom J. 
1809. ©. 41 u. 42), und den Uniongeid ablegen (Art. nov. 5. a. 1791). 

4. Derfelbe muß die Indigenatstare erlegen, wenn ihm diefe nicht feiner 
Berdienfte wegen nachgeſehen wird (vergl. die Indigenatsverleihbung im Art. 
nov. 4. a. 1752 in den Worten: „cum relaxatione laxae, sine famen conse- 
quentia®). Diefe Zare beträgt 1000 Stüd Ducaten (Art. nov. 1. a. 1748, 


ä— — — — 


ſchen Kriegsgefangenen, die ein Gewerbe verftänden, nad Siebenbürgen aufzunehmen, 
weil das Land fo fchr an Gewerbtreibenden leide. Diefelbe beftimmte insbefondere 
mittelft a. h. Referiprd vom 8. Juni 1774, 3. 5374, ald Bedingung zur Aufnahme 
don Einwanderern in der fächfifchen Nation die „germanica origo". Sie machte in 
neuefter Zeit den Zillerthaler evangelifchen Tyrolern den Antrag, nad Siebenbürgen 
zu fommen. Durd fie wurde die ſächſiſche Nations⸗Univerſität mittetft Gubt. B. vom 
26. Auguft 1544, 3. 9199, in Folge Hofdecreted vom 4. Juli, Hofz. 1952, zur Auf- 
nahme würtembergifcher Auswanderer aufgefordert, welche hernach dic Bedingungen, 
unter denen die Anfiedfung folcher Auswanderer im Umkreiſe der ſächſ. Nation gc- 
fchehen könne, dem ?. Gubernium mit Bericht vom 3. October 1844, Univ. 3. 913, 
vorgelegt bat. LXegtlih find in Berbindung mit der erwähnten Aufforderung nicht nur 
die Etatuten des ſiebenbürgiſch-ſächſiſchen Landwirthſchafts⸗Vereines entworfen, und 
nah Inhalt der Sub. B. vom 26. Juli 1845, 3. 8562, a. h. Orted mit Hofdecret 
vom 5. Juli 1845, H. 3. 4505, genchmigt, fondern es ift auch laut dem unter Gub. 
3. 4140/846, erfloffenen Hofberrete vom 25. März 1846, H. 3. 1668, die Ginwan- 
deruug der Würtemberger durch die anbefohlene Fürſorge für deren einftweilige Unter» 
funft, begünftigt worden. — 
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quam alias recepli Indigenae Mille Ducalis Aureis exsolvere obligaren- 
tur). *) | 

5. Ueber die derartige Aufnahme eines Ausländer zum Staatsbürger, 
muß ein befonderer Landtagsartikel abgefaßt werden (A. C. III. 41. a. 1). 

Dem Landesfürften fteht das Recht zu, Jemanden zur Verleihung des In- 
digenates den Landftanden anzuempfehlen (Dipl. Leop. p. 5). 

Durch das momentane Indigenat wird zugleich der Adel Siebenbürgens 
erlangt, weil die Indigenen durch das Gefeß für fähig zur Führung der Aemter 
erflärt, biezu aber in den ungarifhen Comitaten und Szellerftühlen nur die 
Adeligen zugelaflen werden (A. C. III. 41 u. 42. art. nov. 16. a. 1791. 9. h. 
Refcript vom 26. Mai 1792, Hofz. 2893 puncto 7. Landtags-Brotocoll vom 
3. 1792 ©. 98 u. 292, „et alioquin Nobiles indigenalum adepii peculiarem 
nobilium classeın non constituunt, sed pari prorsus ac alii Nobiles praero- 
gativa gaudent.“ vergl. $. 16. Abf. VI—VIII. Hieraus folgt aud, daß die 
Indigenen über das ihnen verliehene Indigenat vom Landesfürften ein Diplom 
ſich ausftellen zu laffen gehalten find, da laut des a. h. Neferiptes vom 31. Mai. 
179%, zufolge A. C. III. 41. a. 1. das Indigenat eine Art der Verleihung des 
frebenbürgifhen Adels ift, die Verleihung des Adels aber Fraft Tr. I. 3. dem 
Randesfürften allein zufteht („quod tenore Legis Approbatar. Constit. Part. 3 
tit. 41 art. 1. collatio indigenatus sit modus civitate et Nobilitate Transyl- 
vanıca donandi Nobiles Exterrigeras: collalio vero Nobilitalis juxta Deret. 
Trip. Part Imae tit. 3. soli Regi compelat.* Landtags:Protocoll vom I. 1794 
S. 45 u. 221) und zufolge des a. h. Reſcriptes, unter Hof. 2129/793, durch 
das Indigenat an und für fich allein den Unadeligen der Adel no nicht er- 
theilt wird. Daher and die Indigenen vor Erhebung des Diplomes zur Ab» 
legung des Eides nicht zugelaffen werden follen, 


°) an dem a. 5. Refcripte vom 20. Juli 1742 puncto 19: wird folgender 
Borgang bei Berleihung des Indigenates vorgefchrieben: „Indigenatum Transsil- 
vaniae oblinere volentes porrigent: prim>» supplicem libellum cum suis molivis 
et ralionibus ibi expositis, idemque libellus ad Vos Gubernium Nostrum Regium 
remittelur, in proxima tum Diaela proponendus, el si a SS. ei O0. Nostris re- 
eiperelur, eorum reccommendalione Nobis submissa, et per Cancellariam Nostranı 
a. Transsilvanicam more solito repraesentata, atque b. applacidalione Nostra sc- 
cula, consvetum Indigenatus Diploma ex eadem Cancellaria Nostra erga deponen- 
dam ejusdem Taxam reeipient, dein vero ad Cassam provincialem 1000 Ducalos 
aureos ad publicas necessilates convertendos solvant, tumque Juramentum super 
Indigenatu in medium SS. et O0. Nostrorum deposituri Legibus Transsil- 
vaniae subsint; de relaxatione tamen horum 1000 Ducatorum taxae non 
dabitamus, quin bene meritorum et Nobis et illi Principatu Nostro personarum 
ab iisdem SS. et 00. Nostris ad mentem Diplomatis Leopoldini Articulo Sto ralio 
habenda sit. — n 
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IV. 

Durch Eintretung in einen öffentlihen Dienft können Fremde die fieben- 
bürgifhe Staatsbürgerfhaft nicht erwerben, da nur fiebenbürgifhe Staats⸗ 
angehörige, Ungarn nämlich, Szekler und Sachſen, im Lande mit öffentlichen 
Aemtern und Ehren beffeidet werden fönnen, Fremde und Ausländer aber davon 
ansgefhloffen find (A. C. IH. 41 u. 42. Dipl. Leop. p. 5. Art. nov. 15. 
a.1791. in conformitate Approb. Const. Part. 3. tit. 42. art. 1. et Puncli 5ti 
Sacri Diplomatis Leopoldini SS. et 00. praesenti articulo de novo asse- 
curanlur, quod ad omnia officia publica, tam Politica, quam Cameralia, ut 
et Justitiae administrationem respicientia, non alii quam Palriae cives, 
ad allerulram e tribus tege receplis Nationibus pertinentes, qualilatibus a 
Lege requisitis, instructi, applicabuntur); ja fogar Indigenen mit Aemtern 
an der Landesgrenze nur dann betraut werden follen, wenn die Baterlandsfühne 
die Führung eines ſolchen Amtes nicht übernehmen wollten (A. C. II. 42. a. 1). 


V. 


Eine Ausländerin erwirbt die fiebenbürgifche Staatsbürgerſchaft durch ihre 
Verehlichung mit einem fiebenbürgifhen Staatsangehörigen, indem die Gattin 
bei ihrer Verehelichung den Namen und Titel des Mannes annimmt, und die das 
mit verbundenen Rechte, fogar nad) dem Tode des Mannes, fo lange fie defien 
Namen und Titel führt, ausübt (Tr. I. 98. $. 1. und 1. 102. 8. 1); ebenfo 
wird die von einem Fremden erworbene ſiebenb. Staatsbürgerfchaft auch deſſen 
legitimen Kindern eigen, da die legitimen Kinder zum Stande ihres Vaters ges 
hören (Tr. 1. 51. 8.3. 1. 7. $. init. u. 1. in Derbindung mit I. 22. 8. 3. 
vergl. $.28). Zu den Abfüken I—V vergl. 88. 33— 37. Abf. 11. Anmerk. 1 —7. 


Zu den 88. 28—31 kömmt Folgendes zu bemerken: 

1. Zufolge der Inftruction zur Handhabung der Fremden» Polizeiim 
Rande: erfolgt die Aufnahme in den Gemeindeverband ſtillſchweigend durch Duldung 
eines Fremden, der fi ohne Heimathfchein, oder mit einem bereits erlofchenen Heimath- 
Scheine durh vier Zahre in einer Gemeinde aufgehalten bat, welcher Aufenthalt 
ihm die Zuftändigfeit zu diefer Gemeinde fihert ($. 14). Die Beibehaltung der Baga- 
bunden, in Hinfiht derer weder der Geburtsort, noch die Zuftändigkeit zu einer Ge⸗ 
meinde erhoben werden fann, ift nicht jener Gemeinde, mo fie aufgegriffen worden 
find, aufzubürden, fondern foiche find derjenigen Gemeinde zuzuſchieben, wo fie ſich 
früher, und zwar am längjten aufgehalten haben. Diefe Gemeinden find verpflichtet, 
für die Befchäftigung oder Verſorgung von dergleichen Bagabunden fo lange zu forgen, 
bid eruirt werden kann, wo felbe geboren, oder zu welcher Gemeinde fie zuftändig 
find ($. 15). Für ausländische Bettler und Landftreicher find anzufehen, ſowohl 
Unterthanen aus anderen Kronländern, die die Zuftändigfeit zu einer Gemeinde nicht 
erlangt haben, ald auh Ausländer in cigentlihem Verftande ($. 39). (Gouv. 
B. vom 28. December 1549. 8. G. Bl. Nr. 47. Beil.) 


⸗ 
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2. Zufolge der Gouv. 8. vom 7. December 1849 Hit. f und k befißen in den 
Gemeinden dad active und paffive Wahlrecht nur folche Gemeindeglieder, welche in 
der Gemeinde anfäffig find, und einen eigenen Haudbalt, eine Wirth» 
[haft oder ordentlihe® Gewerbe befigen (L. ©. Bl. v. $. 1849. Nr. 40). 

3. Zufolge der Gouv. K. vom 20. December 1850 hat das k. k. Minifterium 
ded Innern unterm 6. December 1850, 3. 22316/399, hinſichtlich der Erwerbung der 
öfterreihiichen Staatöbürgerfhaft für dad Kronland Eichenbürgen nachſtehende Be 
flimmungen erlaffen: „Nach der früheren Gepflogenheit kam bei den gewöhnlichen 
Einwanderern aus dem Audlande die Frage der Staatsbürgerfhaft nicht in Beachtung, 
fondern cd wurde demjelben von Grundherren und Städten die Niederlaffung obne 
weiteres Eingehen hierin geftattet. Bei den nunmchr veränderten Berhältnifien, wo 
jeder Eingeborne die doppelte Eigenfhaft eined Staatsbürger und Gemeindegliedes 
bat, geht ed nun wohl nicht mehr an, daß ein Einwanderer durch die Aufnahme in 
den Berband der Gemeinde auch ald Staadbürger angefehen werde, und es kann bed» 
halb die Aufnahme in den Staatsverband nur vom Staate, rückſichtlich von der voll 
ziehenden Gewalt in demfelben bewilligt werden. Es if daher dem hoben Minifterium 
mit Rückſicht darauf, dag unter den obwaltenden Umfländen jede Geftattung der Ein- 
bürgerung als ein Act der Conceffion, der Gnade anzufchen ift, am zweddienlichiten 
erſchienen, die Bewilligung derfelben, oder wo nötbig, die Zuficherung einer folchen, 
von feiner eigenen Entfheidung abhängig zu mahen, wie es für folche Fälle auch 
für die übrigen Kronländer in dem Art: 46. der Inftruction für die politiſchen De 
hörden vorgefchrieben ift. Hiebei verfteht es fih immerhin, daß der um Einbürgerung 
fih Bewerbende auch vorerfi nachweisen müffe, daß er von einer Gemeinde die Zus 
fiherung der Aufnahme ald Gemeindeglied erlangt habe, oder daß er über fein An- 
fuhen zur Einbürgerung von der betreffenden Gemeinde empfohlen werde. Es find 
daher die Geſuche um Einbürgerung mit der erwähnten Zuficherung oder Empfehlung 
der Bemeinde und den fonft aus der Natur der Sache geforderten Documenten über die Ber- 
fönlichkeit des Bewerber von den Behörden an den M. und C. Gouverneur zuleiten, um fie 
dem hohen Minifterium vorlegen zu können.“ (8. ©. Bi. v. 5. 1851. Nr. 3.) — Zufolge 
Erlaſſes des k. k. Miniſteriums des Innern vom 1. April 1$51, 3. 6354/165, haben 
die Bewerber um Einbürgerung in den öfterreihifchen Staatöverband die etwa aus 
der Heimath nöthigen Documente fi felbit zu verfchaffen, und es darf die Beihilfe 
der Behörden nur in foldyen fpeciellen Fällen angejucht, und erwartet werben, wo bie 
Belfhaffung im Privatwege fih unthunlich erweift (Gonv. K. v. 24. Aprii 1651. 
8. 8. Bl. Rr. 136). — Im Nachhange der Gonv. B. vom 20. December 1550, 
3. 29557 (2. G. Bl. v. 3. 1551. Rr. 3), ift im Grunde Erlaſſes des Minifteriums 
des Innern vom 3. Juli 1851, 3. 13925/39858, nachitebende Formel ded von Aus- 
ändern, welde in Siebenbürgen fih anflebeln wollen, und daher vorerft in die öfter: 
reihifche Staatsbürgerfchaft aufgenommen werden müfjen, abzulegenden Untertbanen: 
eided, welche gleihlautend mit den in den übrigen Kronländern geltenden Formeln für 
den Staatsbürgereid ift, vorgefhrieben worden: „hr werbet einen Eid zu Gott dem 
Allmächtigen ſchwören, und bei Guerer Ehre und Treue geloben, daß Ihr von nun 
an als ein Untertdan dem Allerdurchlauchtigſten Fürften und Herrn Franz Joſeph dem 
Criten, Kaifer von Oefterreih, ald Euerem rechtmäßigen Erblandesfürften und Herrn, 
nach demfelben den aus feinem Geblüte und Gefchlehte nachkommenden Erben, trau 
geherfam und gewärtig jein, die beftehenden Geſetze genau beobachten, und überhaupt 
alle Pflichten und Berbindlichfeiten eincd getreuen 8. k. öfterreihifchen Unterthans 
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pünktlich erfüllen follet und wollet. Alles was mir 2. So wahr mir Gott helfe.“ 
(Gouv. 8. v. 28. Zuli 1851. 2. ©. Bl. Nr. 151. Beil.) — Ueber die Modalitäten 
der bei Einbürgerungen vorgefchriebenen Cidesabnahme, hat dag Minifterium des 
Innern mit dem Grlaffe vom 13. Auguft 1851, 3. 175639553, für dad Kronland 
Eichenbürgen anzuordnen befunden, daß der Unterthanseid am Eike des Kreiepräſi— 
denten oder Diftrictdcommiffaird in die Hände dieſes felbft, fonft aber überall in Die 
Hände der bezüglichen Bezirkehauptleute; und rüdfichtlich in jene der dermal noch fungiren- 
den Bezirkscommiſſaire abzulegen fei (Gouv. K. v. 25. Auguft 1551. 2. ©. Bl. Ar. 216). 

4. Zufolge der prov. Anftruction über die Regelung der Handele«- 
und Gewerbsverhältnijfe im Kronlande Siebenbürgen: fann. aus Rüd: 
ficht auf die Verfchiedenheit der Religion und Nationalität, auf Geburt und Stand 
der Eltern, Niemand von der Erlernung oder der Betreibung eines Handels oder Ge⸗ 
werbgefchäfted ausgefchloffen werden ($. 1); hat jeder Fabrikant das Befugniß, feine 
Grzeugniffe ſowohl in der Fabrik felbft, ald auch im einem beionderen Berfaufe- 
gemölbe, wo er will, im Großen oder im Kleinen zu veräußern, und allenthalben 
Niederlagen zu errichten; welches Recht gegenfeitig für alle Kronländer des Kaifer- 
thums Defterreih gilt (8. 76); jedoch wird durch‘ die Verleihung, oder den Antritt 
cined® Gewerbe dad Neht der Semeinde-Bürgerjhaft, der Gemeinde: 
Angehörigkeit, und die Ehebewillung nah nit erworben, fondern es wird 
jolhe im Einne der bejtebenden Gefebe und Berordnungen angefucht und verliehen 
(8. 93). (Gouv. 8. v. 25. November 1851. 8. ©. Bl. Nr. 303. Beil.) — Tie Be: 
willigung zum Betriebe des Haufirhandeld kann zufolge des K. P. vom 4. September 
1852 $. 2 lit. a nur öfterreichifchen Unterthanen ertheilt werden (R. &. BL. v. 3. 1552. 
Mr. 252. 28. G. BU. Nr. 263). 

5. Zufolge der für Siebenbürgen erlaffenen prov. E. 5. R. vom 10. Mai 
1852: ift der Ort, wo fih Jemand in der erweislichen oder aus den Umftänden zu 
vermuthenden Abficht niedergelaffen hat, daſelbſt feinen bleibenden Aufenthalt zu 
nehmen, fein ordentlicher Wohnfis ($- 17). Die Zuftändigkeit über Perfonen, welche 
nirgends einen beftändigen Aufenthalt haben, richtet fih nad dem Orte ihres zeit 
weiligen Aufenthaltee (5. 19). Der perfönlide Gerichtöftand des Mannes gilt auch 
für feine Ehegattin. Der Gerichtsſtand der Witwen und gerichtlich gefchiebenen Ehe: 
gattinnen richtet fi nach ihrem eigenen Wohnfige ($. 20). Dem Gerichtöftande dee 
Vaters folgen auch die unter feiner väterlihen Gewalt ftebenden Kinder, fie mögen 
in der Ehe erzeugt, legitimirt oder abdoptirt fein ($. 21). Die unchelihen Kinder 
folgen dem Gerichtöftande ihrer Mutter. Iſt ein unchelichesd Kind oder Findelkind 
auf Koſten einer öffentlihen Anjtalt in oder außer berielben unterbracht, jo unterfteht 
es dem Gerichteftande deſſelben ($. 22 vergl. auch die 88. 16—21 der mit dem 8. P. 
rom 3. Zuli 1853 für Siebenbürgen erlaffenen C. J. N. R. G. Bl. Rr. 129). 

6. Den Bezirksämtern fteht über Einvernehmen der Gemeinden, die demſelben 
unteritchen, die Entfcheidung über die Zuftändigkeit zur Gemeinde, fowie die Mus 
fertigung der Heimathicheine zu (V. der Minifter ded Innern, der Juſtiz und der 
Finanzen vom 19. Jänner 1953. R. G. Bl. Nr. 10. 8. NR. Bl. 1. Abth. Nr. 10. 
Beil. A. 8. 30). 

7. Zufolge des K. P. vom 29. Mai 1953 zur Regelung des Grundbefiped, der 
Erbfolge und der Apiticität kann von der Erwerbung von Liegenfchaften jeder Art in 
Sichenbürgen der Mangel dee Andigenates oder Incolates künftig nicht 
ausſchließen (III. Haupift. $. 14. R. ©. Bl. Rr. 100). 
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$. 32. 


Der Berfuf der Staatöbürgerfchaft dur Auswanderung oder durch Verehelichung einer Staats 
hürgerin an einen Ausländer, wird durch die Auswanderuungs⸗Geſetze beftimmt. 


N. Ir. V. Nr. 13. 


gı. —* 
As ein Auswanderer if derjenige Unſerer Unmerthanen anzuſeben, der aus Unſeren Staaten in 
inen answärtigeu Etaat fidy begibt, mit dem Borfage, nicht wieder zurudgufehren. 
Die Auswanderung iR entweder eine geſetzliche oder eine nnbefugte. 


$. 2. 

Ber auswandern will, muß die Bewilligung um die Entlaffung aus der öſterreichiſchen Staat: 
bürgerfhaft durch die Ortsobrigfeit und Das Kreiganıt, oder die Delegation, wozu fein Wohnſitz gehört, 
bei ver Landeöftelle anfuchen. . 

In Hauptfädten, deren Magiſtrate unmittelbar unter der Landeöftelle Reben. iR das Gefnch durch 
m Magiftrat einzubringen. E 


Das Bein muß enthalten: 

a) deu Beweis, dab die bitifiellende Berfon jelbfitändig IM, und im freier Ausiibung ihrer Bedhte 
fih befindet, außerdem if dad Geſuch durd deu geiehlichen Bertreter anzubringen; 

b) wenn fie eine Bamilie hat, Die fie mit fi nehmen will, die Angabe der Bamitienglieder beiderlei 
Geſchlechtes und ihres Alters, weiche mit ibr auswandern follen; 

e) den Veweis, das ſowohl fie ſelbſt, als die Berfonen ihrer müzunehmenden Familie, welche der 
Militairpflichtigkeit unterliegen, den diedfäfligen Berpfligtungen genügt haben; 

d) wenn fie feibR oder Jemand aus ihrer mitzunehmenden Bamilie noch iu befondereu Stand«e- 
oder öffentlichen Amtspflichtungen ſteht, oder zunächft geſtanden if, aud den Beweis, daß von 
Eeite dieſer Verpflichtungen feine Hindernifie Dagegen ebmalten. 


8. 4. 

Die Landesitelle wird das Geſuch im Falle der Erfüllung aller im $. 3 bezeichneten Grforbernifie 
in dem nämlidgen Wege, in welchem es angebracht wurde, gewähren, oder bei Ermungelung eines oder 
des anderen Erforderniffes mit Anführung der Gründe abmeifen. Im legteren Falle ſteht der Partei der 
Recurs an die politiſche Hofftelle offen. 

&. 3. ; 

Der Landesftelle il eö aber unbenommen , bei beionderd rüdiihismwürdigen Umftinden für Ber- 
ionen, die noch militairpflichtig find, nach vorlänfigem Einvernebmen mit dem Militair - Commando, um 
die Auswanderungd-Dewifigung bei Der Hofftefle feiert einzuichreiten. 

8. 6. A 

Diejenigen, welche fih obme die oberwähnte Bewilligung in das Ausland begeben, mit dem aus- 
drücklich erflärten, oder dur andere Handlungen zu erkennen gegebenen Vorſatze, nicht mebr zurüd- 
zufehren, find als unbeingte Auswanderer anzuſehen 

Ki. 

Als Handinngen, welche den Vorſatz der Auswanderung zu erfennen geben, werden erklärt: 

a) die Annahme einer ausländiihen Stautsbürgerihaft, oder ansländifher Civil- und Militair⸗ 
Stellen ohne befondere hiezu erhaltene Bewilligung , 

b) der Eintritt in ein ausländiihes religiöſes Inftitut oder in was immer für eine außer dır 
Monarchie beftchende Berfammlung, welche dıe perfönliche Anweienheit erfordert ; 

c) ein durd fünf Jahre ununterbrocdener Aufenthalt im Auslande, ohne daſelbſt Güter oder As 
Ralten Des Handels oder der Intuftrie zu beißen, wenn aud die Familie und das ganze oder 
ein Theil des Vermögens durch verlänfigen oder nachgefolgten Berfauf mit fi) genemmen wurte. 
Die fünfjäßrige Abmefenheit ift vom Zage des unbefugten Anstrittes au@ der öſterreichiſchen 
Monarchie, oder der Berfallzeit des Paſſes an zu rechnen; 

d) eine anf gleihe Art zu berechnende Abwefenheit von zehn Jahren, wenn die Im vorfiehenden Ab⸗ 
age lit. e angeführten Bedingungen nicht eintreten; 

e) tie Nichtbefolgung ver Einbernfung, welche in befonderen Fällen von den detreffenden Länder: 
fteflen entweder mit einem allgemeinen auf gewiife Staaten ſich beziebenden Edicte oder mit einem 
Individueßen und kundgemachten Decrete unter Beſtimmung einer verfänglichen Friſt und unter 
Bedrohung mit den im gegenwärtigen Geſetze enthaltenen Folgen, zur Rückkehr in bie öfter 
reichiſchen Staaten eriaffen wird. Im dieler Beziehung findet zwiſchen einer befugten oder un. 
befugten Abweienbeit fein Unterſchied ftatt. 
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8. 8. 

Die im vorfiehenden Baragraphe nnter e uud d feſtgeſetzten Friſten finden jedoch anf jene Unferer 
Untertbanen feine Anwendung, welche in einem Staate wohnen, in welchem Freizügigkeits⸗Vertraͤge der 
Verfonen oder fonftige Beftimmungen diefer Art in einem Tractate beftchen, dur welche wir Uns aus. 
druͤcklich verbindlich gemacht haben, Unferen Unterthanen da® Domicil oder dab Verweilen im fremden 
Staate zu geftatten. 

§. 9. 

Die mit Bewilligung Ausgewanderten verlieren die Eigenſchaft von öfterreihifchen Interibanen 

und werden in allen bürgerlichen und politiſchen Beziehungen als Fremde behandelt. 


$. 10. 

Die ohne Bewilligung Uusgewanderten und ſonach der unbefugten Auswanderung ſchuldig Er 
fannten werben 

a) deö Rechtes der Staatöbürgerfäaft verluftig, und allen geſetzlichen Folgen, die hieran fließen. 
unterworfen ; 

b) fie verlieren den Rang umd die Borzüge, in deren Beſitz fie fi in den betreffenden Öfterreichtichen 
Staaten befinden, und werden aus den fländifhen oder Univerfitäts⸗ oder Lyceal-Matrifeln aus⸗ 
geftrichen ; 

e) fie werden unfähig erfärt, in den Rändern, für melde dieſes Geſetz gegeben ift, aus was immer 
für einem Zitel ein Eigentbum zu erwerben oder bintangugeben. 

Auch jede früher gemachte tefamentarifhe Anordnung wird rüdfihtlih ihres in dieſen Ländern 
befindlichen Vermögens ungiltig. Die Erbſchaften, zu denen fie durch Zeftament oder dur das Geſetz 
berufen wären, geben au jene Berfonen über, die in ihrer Ermanglung entweder als geſetzliche Erben 
ed Erblaſſers oder durch teflamentarifhe Gröfolge, oder durch das Recht De Heimfalled darauf An- 
ſpruch haben. 

$. 11. 

Das Bermögen ($. 28) der unbefugt Ansgewanderten wird während ihrer Lebenszeit, unbeihabet 
der Rechte und Echuiden, weiche darauf haften, ſowie der Anſprüche auf die von dem Auswanderer ſchul⸗ 
Digen Alimente, in jedem Yale fequeftrirt. 


$. 12. 
Wenn Kinder oder Descendenten folder Audgewanderten vorhanden find, die im Staate domi⸗ 
elliren,, fo wird ihnen während der Lebendzeit der audgewanderten Eltern aus den Ginfünften des feque- 
ftrirten Vermögend nur der ſtandesmäßige Unterhalt verabfolgt. 


$. 13. 
An dem einen und dem anderen Kalle werden die bleibeuden reinen Einkünfte einfweilen ale 
Zuwachs des Bermögend angefehen, mit geböriger Eicherheit auf die befimögliche Art fruchtbringend an- 
gelegt, und gleih dem Stamme In Sequeftration behalten. 


8. 14. 
Nach' dem natürlihen Tode folder Audgewanderien wird das fequeftrirte Vermögen Ihren gefeß- 
lien Grben hlnausgegeben. 
$. 15. 
In beſonderd rückfichtswürdigen Fällen ift, wenn Kinder oder Descendenten, die im Staate doml- 
eiiiren, vorbanden find, den Behörden geftattet, im Wege der Gnade bei Und um die Grfolglaffung des 
fequeftrirten Bermögens an diefelben mit Anführung Der Gründe einzufchreiten. 


$. 18. 

Die Kinder der unbefngt Auegewanderten, welche im aſterreichiſchen Staate geboren ſind, und 
jene, welche im Auslande noch früher geboren wurden, als der Urtheileſpruch gegen den Vater ald Aus⸗ 
wanderer erfolgte, wenn fie auch mit ihm im Auslande wohnen, verlieren während ihrer Minderjährigkeit 
das Recht der öfterreihifchen Staatsbürgerſchaft und ihre erblihen Rangs- und Gtandesverhältntfie nicht. 

Diefe Rechte werden ibnen auch noch durch zehn Jahre nad erreidhter Großjährigkeit, fo lauge 
der Vater lebt, und uoch ein Jahr nach feinem Tode, wenn er vor jenen 10 Ighren ſtirbt, oder Durch drei 
Jahre nad erreichter Großjaährigkeit, fals der Bater vor derfelben verftorben it, vorbehalten, und fie 
treten in die volle Ausübung derfelben ein, wenn fie binnen diefer feftgefeßten Friſten in die öſterreichiſchen 
Etaaten, fir welche diefes Geſetz gegeben iſt, zurückkehren, und förmlich erflären,, ihre Domicii daſelbſt 
nehmen zu wollen, und e& wirklich nehmen. 


$. 17. 
Diefe Wohlthat mit Beobachtung der Geſetze über die Bormundfcdhaften, über den öffentlichen 
Unterricht und die Militair » Pflichtigfelt wird auch den Kindern eines Untertbane gewährt, der perſönlich 
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im Iufande wohnt, aber feine Kinder ins Ausland geſchickt Hat, um dafelbft zu wohnen, wenn fle bie 
zum Tode des Vaters daſelbſt geblichen find. 
| $ 18. 
Die Indwiduen, welche in den vorhergehenden zwei Baragraphen begriffen And, werben, wenn 
fie die Staatsbürgerfhaft im Anslande erlangt, oder, wenn fie von dem ihnen vorbehaltenen Mechte in 
ben feftgefegten Briten feinen Gebrauch gemacht haben, als Ausländer augefehen.. 


$. 19. 

Die Frauensyerfonen , welche das Etaatöbürgerrecht genießen, und welche ſich mit einem Auß- 
länder verbeiratben,, verlieren, indem fie dem Stande des Mannes folgen, biedurd die Eigenichaft von 
ößerreichiihen Untertanen. sa 


Falls fie Witwen werden, können fie die Staatöbärgerfhaft nur auf Die Art, wie eine undere 


Antläuderin, wieder erwerben. er 


Yemen, die ohue Bewilligung ausgewandert, umd als unbefugte Auswanderer verurtheilt, worden 
find, fann die Staatsbürgerfhaft nur in Folge Unferer gnädigen Bewilligung wieder zu Theil werden. 


§. 22. 

Jene aber , die mit geböriger Bewilligung ausgewandert find, fönnen die öflerreihifche Staats 
bürgerfchaft auf die In den 68. 29 und 30 des allgemeinen ——— Geſetzbuches vorgeſchriebene Art 
wieder erlangen. 

§. V. 


Die Individuen, welche in den Bällen, die in vorſtehenden zwei Paragraphen angegeben find, 
die Etuatsbürgerfhaft mit Unferer Bewilligung oder durch Berfügung des Geſetzes erlangen, können die⸗ 
felbe gegen dritte Perfonen nur Dann geltend machen, wenn fle die vorgefchriebenen Bedingungen erfüllt 
haben, und nur in Bezug auf jene Rechte, welche fie fpäter erworben haben. 

$ 24. 

Jeder Untertban, der and dem Staate geht, ohne mit einem nad den polizeilihen Berfügnngen 
eingerichteten ordentlichen Bafle oder einer Bewilligung verfchen zu fein; oder der fih im Auslande über 
die im feinem Bafle feftgefete Zeit aufhält, wird im Zuftande der unbefugten Abweſenheit augefehen. 


$. 25. 

Die Unterthanen, welche ſich diefer Abweſeuheit fündig machen, und ſich hierüber nicht dur be⸗ 
fondıre Umſtände ober unmwiüfürliche Hinderniffe der Nüdfehr zu rechtfertigen vermögen, werben unab* 
käugig von anderen Berfügungen und Sirafen, denen ſie nah ben Belegen und Einrichtungen in allen 
anderen Beziehungen unterliegen, fehon wegen der bloßen Thatfadye der unbefug:en Abweſenheit zu einer 
Eirafe von 5 bis 50 fl. verurtheilt, und wenn die unbefngte Abmefenheit über drei Monate dauert, mit 
dem Doprelten dieſer Strafe belegt. 

Im Fade der Unvermögenheit werden fie mit einem NArrefle von 3 bis 14 Tagen befiraft, welcher 
mit wöchentlichem ein⸗ bis zweimaligen Faſten zu verfchärfen If, wenn die Abweienheit über drei Monate 


gedanert bat. 
$. 26. 


Jedem Ansmwanderungsd-ürtheile nıng ein Einberufungs-Edict des Abweſenden vorangeben, daß er 
erſcheine, und feine Rückktehr in die üfterreihifhen Staaten In dem Zeitraume eines Jahres, bei Ber 
meidung der im dem gegenwärtigen Geſetze angedrobten Strafen, erweile. Wäre von der Randesftefle nad 
8. 7 fon eine befondere oder indbigtduelle Einberufung mit Feſtſezung eines eigenen Termines veranlaßt 
worben, fo hat eine ſolche Einberufung flatt des bier angeordneten Edictes au gelten. 


8. 23. 

Die eigene Borladung wird drei Mal nacheinander, jeded Mal durd ein beſonderes Edict von 
dem beireffenden Arelsamte oder von der betreffenden Delegation, oder in Hauptſtädten, Deren Magiftraie 
unmittelbar unter der Landesſteſſe ſtehen, von der Landesſtelle ſelbſt erlaſſen, und and drei Mal in das 
Zeitungsblait der Provinzial⸗Hauptſtadt, nebitdem aber auch in das Amtsblatt der Wiener Zeitung elite 
gerudt, ferner bei dem Kreisamte und in der Gemeinde, au welcher der Ginberufene gehörte, kundgemacht 
und angeheflet. 

Die Frift der Einberufung ninımt ihren Unfang mit Dem Tage, an welchem das erfte Epic in 
die Zeitung der Provinzial⸗Haupiſtadt elugeichaltet wird. 

- $. 28. 

Auf gleiche Weile ik mit der Bekanntmachung der individuellen Einberufungs⸗Decrete zu vers 
fahren, weldye von den Läuderftelien in befonderen Fällen und mit Beflimmung einer eigenen verfänglichen 
Fri (8. 7, lit. e) eriaffen werden. 
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Bei den allgemeinen diesfälligen Einberufungs -@dicten der Länderſtellen genügt die dreimalige 
Einrüdung in die Umtsblätter der betreffenden Provinzial» Hauptftädte und in das Amtéblatt der Wiener 
Beitung. ohne eine weitere Bekanntmachung in den Kreifen und Gemeinden. 


6. 29. 

Rab Berlauf der in den Kinberufungs » Edlcten oder Decreten befitmmten Termine verfahren auf 
Berlangen des hierzu vom Bubernium ermädtigten Biscus die Civil: Berichtöftellen der erſten Inſtauzen 
in den Provinzial⸗Hauptftädten gegen den nicht erfchienenen Abweſenden, wie in jedem anderen Redhtäfale, 
nach den allgemeinen Borfchriften des Civil⸗Proceſſes. 

Zu gleiher Zeit, als die Bubernien und Kreisämter die in den 88. 7 und 26 vorgeichriebenen 
Bortadungs » Edicte erlafien, müffen fie auch von der Gerichtöftefle den. unwergüglihen Sequefter des ber 
weglichen und unbeweglichen Bermögend verlangen, welches der Abwefeude im Augenblicke feiner Eut- 
fernung beſaß, oder das ihm inzwiſchen zufiel, und welches durch feine Urfunde, weiche auch einen volen 
Beweis gegen dritte Perfonen begründet, gefeglih und in der That vor der durch die Gubernien oder 
Kreisämier veranlaßten Kundmachung der @dictal-Borladung veräußert worden If. 

Dem Fische bleiben übrigens alle Klagen, die ihm zuſtehen, um die Giltigfeit ſolcher Acte am 
zugreifen, und die Vorſichtemaßregeln nach Beſtimmungen der Geſetze zu verlangen, vorbehalten. 

Doch wird diefer Sequcfter in Folge eines Bubernial» Erictes nah 8. 7 nur dann flattfinden, 
wenn die Einberufung individuell gefhah, und nur auf das Bermögen der im Edicte einzeln genannten 
Individuen. 

Wenn das Edict allgemein in Bezug auf gewifle Länder flattgebabt hätte, fo wird der Sequeſter 
erfi auf das vom Fideus geftellte, oben erwähnte Begehren verhängt. 

$. 30. i 
Die Urtheile der Tribunale werden auch zum Bortheile dritter Perfonen zur Grreihung der be. 


abfihtigten Wirfung volle Kraft haben. — 


Das Urtheil gegen die unbefugt Abweſenden und die Verhängung der Strafe nad dem $. 25 
fteht außer Den Hauptflädten, deren Magiſtrate unmittelbar der Landesftelle untergeordnet find, Den Kreid- 
ämtern oder Delegationen zu. In gedachten Hanptflädten wird dae Urtheil von der Landesftelle ſelbſt gefällt. 

$. 32. ö 

Der Abwelende wird vorläufg durd ein Edict einberufen, nad Umftäinden feines befannten oder 
unbelannten Aufenthaltes im Auslande, in dem Zeitraume von 3 bis 6 Monaten zu erſcheinen, um ſich 
wegen der ihm zur Laſt gelegten Uebertretung zu verantworten. 

Diefe Sinberufung bat auf die im &. 27 vorgefchriebene Welſe zu gefchehen, jedoeh mit dem linter- 
ichiede, daß nur ein einziges &dict erflaffen wird. 

; 6. 33. 

Binnen der feftgelegten Friſt ſteht es ſowohl dem Abweſenden, als feinen Berwandten oder dor- 

mündern frei, Die gebünhrenden Nechtfertigungen anzubringen. 
$. 31. : 

Nach Berlauf des Zermines erfennt das Kreisamt oder die Delegation, oder in unmittelbar unter 
geortneten Hauptflädten die Landesſtelle. 

Ueber Urtheile des Areisamtes oder der Delegation kanu an die Qundesflelle, jedoch nicht weiter, 
uber Urtbeile der Landesftelle an die vereinigte Soffanzlei recnrrirt werden. 

Aut gleihe Weiſe finden auch Gnadengeſuche flatı. 

$. 35. 

Die Oberbehörde fann die im Mecurd» oder Gnadenwege an fie gelaugeuden Urtheile nur be. 

tätigen oder mildern, oder die Etrafe auch ganz nachſehen; eine Berihärfung findet nicht flatt. 
$. 36. 

Wenn der Abwefende ermeifet, noch vor der Einberufung in die öſterreichiſchen Staaten rüdgelehrt 

zu lein ſo in das weitere Verfahren einzuftellen. 
6. 37. 

Wenn der contumacirte Abwefende, oder der Auswanderer noch anderer Handlungen beſchuldigt 
waͤre, welche die Geſetze als Verbrechen erfiären; fo find dieſe ohme Verzug dem competenten Griminal- 
Berichte anzuzeigen, weidhes nad feinem Wirfingöfreife zu verfahren hat; iudeffen if aber das Clvil⸗ 


und politiihe Berfahren einzuftellen. 
. 98. 


Nachdem das Criminal ⸗Gericht fein Verfahren geendigt hat, fo wird es die Acten der civilgericht⸗ 
lichen oder der pofitifchen Inſtanz übergeben _ Damit über Pie befonderen Folgen der Abweſenheit oder der 
Auswanderung erfannt werde, 
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$. 39. 

In den Fällen jedoch, in welchen dur Das gegenwärtige Geſetz der Sequefter ded Vermögens des 
Audgewanderten angeorduet iſt, wird auch während des Criminal⸗Verfahrens das beireffende Decret in 
Birfung bleiben, welches mittlerweile erlaffen wurde, und wo es noch feinen Erfolg hatte, find die nötbigen 
Ginleitungen, um ihn zu erlangen, zu veranlaffen. 

$. 40. 

Die Auswanderungen, die aus Handlungen berrübren, die diefem Patente vorbergingen, und die 
fortgefegt werden, die auch in demfelben vorhergefehen find, und worüber noch fein redytäfräftiges Urtheil 
beſtehht, werben nach Yen Borichriften dieſes Batentes , und falls oder infomweit die früher beflandenen Ge⸗ 
fege mildere Beflimmungen enthalten, nad diefen letzteren beurtbeilt. 

Die vor Kundmachung des gegenwärtigen Geſttzes ſchon rechtökräftig gewordenen Urtheile über 
Auswanderungsfälle bleiben in ihrer vollen Wirffanteit. 


$. 41. 

Die über frühere Auswanderungdgefälle bei Einführung dieſes Geſetzes noch nicht beendigten 
Brocefie, wenngleich das Berfahren ſchon geſchloſſen, und das Urtheil ſchon gefprochen,, diefes aber noch 
nicht rechtöfräftig geworden wäre, find ſonach au die Berichtöflelle zu weilen, um von ihr mit Unfrecht- 
baltung des ſchon kundgemachten Cinberufungs + grilcies und der verhängten Sequeftration neuerlich der 


Ordnung nad) verhandelt gu werden. — 


Mit der Kundmachung dieſes Patentes werden alle Geſetze und Verfügungen, die von Uns, von 
Unſeren Vorfahren oder von den vorigen Megierungen in den wiedereroberten Provinzen in Bezug auf 
Ausgewanderte uud Abwejende erlaffen worden find, aufgehoben, jedoch ansdrüdiich die Anordnungen des 
afigemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in Bezug anf Abweſende, ſowle alle Militair » Eonferiptiond » und 
. Boligeigeiege , weldye auf Abweſende oder Auswanderer Anwendung finden können, in ihrer vollen Araft 
unb Giltigfeit erhalten. (Patent vom 24. März 1933, Ar. 2557, 9. ®. ©.) 


Die fiebend. Gefege ſelbſt enthalten feine näheren Beftimmungen darüber, 
wodurch der Berluft der Staatsbürgerſchaft diefes Landes herbeigeführt werde. 
Die einzigen hier anführbaren Geſetzesbeſtimmungen verfügen: daß die im Aus- 
lande wohnenden Staatdangehörigen von ihren Liegenfhaften aus, zu jenen 
Leiſtungen verpflichtet find, welche auch Anderen von ihrem Grundbefige obliegen 
(A. C. II. 41. a. 1); woraus ſich ſchließen laßt, daß der Aufenthalt eines 
Staatsangehörigen im Auslande, an den ihm vermöge feiner Staatsangehörig- 
keit zulommenden Berpflichtungen Nichts Andere; ferner daß Niemand, mit Aus- 
nahme des den Grenzbewohnern in Friedenszeiten in den Nachbarländern unge: 
hindert geflatteten Verkehres, fih in auswärtige, dem Lande felbft befreundete 
Staaten, in welcher guten und gefahrloſen Abficht ed immer geichehe, ohne einen 
von der Landesftelle über Anempfehlung der Comitatd- oder Stuhlsbehörden aue- 
zuftelleuden Reifepaß (salvus conductus), unter fonftigem Berlufte feines Ber: 
mögens begeben dürfe. Wer fih im Auslande, wenngleich mit einem Reifepafje 
verjeben, in Berbiudungen und Unternehmungen, welche dem Landesfürften oder 
den Baterlande Gefahr drohen, einläßt, verfällt in die Etrafe des Hoch: 
verrathes; ebenfo verliert Derjenige, welcher in Kriegszeiten aus Feindesland 
nicht alfogleich in die Heimath zurückkehrt, all fein Hab und Gut (A. C. II. 14. 
und Art. nov. 3. a.1752). — Inwiefern Jemand ald Auswanderer zu bes 
trachten, und mit welchen Folgen die Auswanderung verbunden fei, .beftimmte für 
Siebenbürgen das von Kaifer Iofeph am 2. April 1787 (Gut. 3. 5518) er: 


laffene Auswanderungs⸗Patent ergl. das unterm 10. Auguſt 1784 für die 
Sachſenheim, Erläuterung. 11 
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deutfchen Provinzen erlaffene Patent). Die Hauptbefiimmungen diefes Patentes 
find: Als ein Auswanderer ift zu betrachten, wer aus fämmtlihen Erbländern 
in Auswärtige entweichet,, mit dem Vorfage, nicht wieder zuruͤckzukehren. in 
folher Borfaß ift entweder durch die Handlung des Entwichenen fogleidh offen» 
bar, oder eine längere Abwefenheit wird durch die Vorfchrift und Verfiigung des 
Geſetzes dazu erflärt ($. 1)... Handlungen, wodurch bei Demjenigen, welder in 
fremde Staaten entwidhen, der Vorſatz, nicht wieder zuruͤckzukehren, mithin die 
Auswanderung fogleih offenbar am Tage liegt, find: 1. wenn Jemand fi in 
fremde Kriegs- oder Eivildienfte begibt; 2. der Eintritt in ein ausländiſches 
Klofter; 3. die häusliche Niederlaffung in einem fremden Lande, worin Jemand 
nicht begütert ift, oder fein Handlungshaus hat; 4. wenn fich eine Weibsperfon 
im Auslande vereheliht (8. 2). Nach Verfügung des Geſetzes wird ald Vorſatz, 
nicht wieder zurückzukehren, erflärt: 1. wenn erwiefen wird, daß Jemand, deffen 
Entweichung feiner Obrigkeit unbewußt war, durch drei Jahre aus den kaiſer⸗ 
lichen Ländern abwefend geblieben; 2. wenn Jemand zwar mit Erlaubniß auf 
eine Zeit außer Land gereifet, aber nach erlofchener Urlaubsfrift weder eine Ver⸗ 
langerung angefucht bat, noch nad der in der gerichtlichen Ginberufung an⸗ 
beraumten Friſt wieder zuruückkehret; 3. wenn er, nachdem feine Abmwefenheit be⸗ 
fannt, und er durch ein öffentlihes Edict einberufen worden, in der anberaumten 
Frift weder wiederfehret, noch feine Abweſenheit giltig rehtfertigt ($. 3). Den 
Argwohn der Auswanderung erweden Diejenigen, weldhe ihr Vermögen heimlich 
außer Land verfenden, durch längere Zeit ohne eine geltende Urſache vom Haufe 
abwefend find, oder aus einem Comitate in den andern, befonders an den Grenzen, 
herumftreihen ($. 19). Diejenigen, welche von einer fremden Werbung wiffent- 
ih auswärtige Kriegsdienfte zu nehmen ſich haben verleiten Taffeı, werden, wenn 
fie Eingeborne find, oder wegen ihres zehnjährigen Aufenthaltes in den Faifer- 
lichen Ländern denfelben gleihgehalten werden, in Friedenszeiten als wirkliche 
Auswanderer betrachtet, und in der Beftrafung, gleich diefen, behandelt. In 
Kriegszeiten werden beide, wenn fie bei einer feindlihen Macht Dienft nehmen, 
als Landesverräther angefehen ($. 40). Im Allgemeinen iſt es Riemandem er: 
laubt, weder felbft auszumandern, noch Jemanden von Denen, welche unter feiner 
Gewalt und Auffiht ftehen, in fremde Länder zu fenden. Im einzelnen Ballen 
aber, wo befondere Umftände von dem allgemeinen Berbote eine Ausnahme zu 
machen geftatten, muß die Bewilligung zur Auswanderung in fremde Staaten 
innmer vorläufig angefucht werden ($. 4). Innerhalb der fämmtlihen Erbländer 
fteht dem Adel und den Handelsleuten frei, nad ihrem Wohlgefallen zu reifen ; 
auch von den übrigen Claffen der Unterthanen hat Derjenige, fo nur von einem 
Orte zu dem anderen in dem nämlihen Comitat, wohin er gehörig ift, übergeht, 
von feiner Obrigkeit Teine Erlaubniß nöthig. Sobald er aber fih in einen 
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anderen Eomitat in dem nämlichen Lande, oder In ein anderes Erbland begeben 
will, muß dazu die Erlaubnig von der Obrigkeit angeſucht werden ($. 10). 
Fremden in die Erbländer wandernden Handwerkögefellen ift die Wiederauswan- 
derung immer frei, wenn fie fih nur durd ihre Kundſchaften als Fremde aus⸗ 
weifen. Aber auch den eingebornen Handwerksburſchen if die f. g. Wanderung 
innerhalb der Erbländer zugeftanden, jedoch find in ihren Kundſchaften die Laͤn⸗ 
der, welde fie auf ihrem Wege durchzureifen haben, alfezeit namentlich auszu⸗ 
brüden. Wenn Handwerksburſche nach fremden Ländern wandern wollen, kann 
ihnen die Erlaubniß von der Obrigkeit nicht ohne Vorwiſſen des Comitats er⸗ 
theilt werden, diejenigen aber, welche nad) fremden Ländern zu wandern gefinnt 
find, müffen fich bei der Landesftelle melden, und über die befondere Geſchicklich⸗ 
keit ausweifen, von welcher fih mit Grund erwarten läßt, daß fie mit Nutzen für 
ihr Bewerb reifen werden ($. 13). Sollte ungehindert der Berbote Jemand 
answandern, fo find Die von der Claſſe des Adels, der Geiſtlichkeit und übrigen 
SHonoratioren dur ein den öffentlihen Zeitungehlättern eingerüdtes, dreimal 
wiederholtes Amtsediet einzuberufen, und ihnen vom Tage der ergangenen Ein- 
berufung zur Wiederkehr eine Frift von einem Jahre mit dem Zufabe zu beftim- 
men, daß nach deren Berlauf der Fiscus gegen den Ausgewanderten nad feinem 
Arte handeln werde. Diefe Einberufung fol and gegen Jeden verhängt wer- 
den, welder mit Urlaub außer Land gereifet, und nach Erlöfhung der Urlaubs- 
zeit binnen 6 Monaten nicht wieder zurückgekehrt ift ($. 22). Sollte ein Aus- 
gewanderter nah der Hand auf einige Zeit wieder zurückkommen, fo tft er von 
feinen Anverwandten, oder den Mitbewohnern des Ortes fogleich der Obrigkeit 
anzuzeigen, um feine nochmalige Entweichung zu hindern. Daher wird aud 
unterfagt, für Unverwandte, welche in fremden Dienften ftehen und auf einige 
Zeit zurückkehren wollen, auswärts Bürgfchaft (Taution) zu leiften ($. 25). Bei 
dem beftehenden Auswanderungsverbote verfteht ſich von felbft, dag Fremden, 
Inländer als Dienftleute außer Land mit fi zu nehmen überhaupt nicht erlaubt 
if. Wo fi aber in einem befonderen Kalle Fremde höheren Standes in die 
Urfände verfebt fänden, ohne einen inländifhen Dienftboten nicht abreifen zu 
fönnen, da fann ihnen von der Obrigkeit des Ortes, wo fie fih eben befinden, 
wenn es bekannte Perfonen find, gegen ſchriftliche Verpflichtung, unbelannten 
aber, gegen geleiftete Bürgfchaft oder gegen Erlag von 300 fl. ala Gewehrgelt 
für die Zurücdfendung des mitgenommenen Inländers, die fhriftliche Erlaubniß 
ertheilt werden, durch deren Borweifung fie an den Grenzen, oder wie fie fonft 
darum befragt werden follten, fi zu rechtfertigen haben ($. 45). — Die Strafe 
der Auswanderung ift nebft dem Verlufte aller bürgerlichen Rechte die Einziehung 
desjenigen Bermögend, welches der Entwichene zur Zeit der Entweichung eigen« 
thümlich befeffen hat. Was demfelben in der Folge dur Erbſchaft, oder auch 
11* 
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auf jede andere Art zumachen könnte, fallt feinem nächften Erben nach der ge« 
meinen Erbfolge anheim. Selbft die Emziehung des Vermögens, welches der 
Entwichene zur Zeit der Entweichung als Eigenthümer befißt, Hat nur bei kinder⸗ 
loſen Answanderern ftatt. Wenn ‘aber der Auswandernde Kinder binterläßt, 
fol das väterlihe Vermögen ihnen als angefallen, gelaffen werden. Diejenigen, 
welche kein Vermögen beſitzen, find, falls fie eingebracht, oder fonft ergriffen wer- 
den, auf drei Jahre zur Öffentlichen Arbeit zu verurtbeilen ($. 27). Don diefer 
Auswanderungsſtrafe find jedody ausgenommen: 1. junge Leute, welche vor ihrem 
20. Jahre auswanderten, und nad der Hand freiwillig zurücdtommen; 2. ein 
zu was immer für einer Zeit Zurückkehrender, welcher fi über feine Entfernung 
und verlängerte Abwefenheit durch erheblihe Urfachen, 3. B. eine zugeftoßene 
Krankheit, gewaltfame Hinderniffe 2c. 2c. zu rechtfertigen weiß. Diefe find ſämmt⸗ 
lich von aller Strafe frei. Wenn aber 3. Jemand aus Leihtfinn und Unbedacht⸗ 
ſamkeit außer Land gegangen, und nach der Hand vor der $.3 und 25 beftimmten 
Friſt von ſelbſt zurückkehrt, ift derfelbe mit einem kurzen Arreft zu betrafen (8.28). 
Fremde Werbungen find imnerhalb der Faiferlihen Staaten verboten, auf was 
immer für eine Art fie gefheben. Diejenigen, welche fih mit einem Geſchäfte 
von diefer Art abgeben, find als falfhe Werber anzufehen, und von Jedermann, 
der Etwas davon erfährt, fogleich der Obrigkeit anzuzeigen, bei Strafe wie ein 
Hehler betrachtet, und nach den mehr oder minder befehwerenden Umftänden auf 
ein oder mehrere Jahre zur öffentlichen Arbeit verurtheilt zu werden ($. 34). 
Der falfche Werber mag ein Fremder oder Inländer fein, fo ift in Anfehung bei- 
der der Proceß ftandrechtmäßig nach den Kriegsartifeln einzuleiten, und nad 
vechtäbeftändig erwiefenem Verbrechen der Schuldige nächſt der Grenze neben 
einer Hauptftraße zu hängen. Auch findet gegen Fremde umd Inländer die 
Permögenseinziehung Platz. Da diefe aber in Anfehung des fremden ſich 
weiter auf Richt, ald auf Dasjenige erftreden kann, welches man, indem er er- 
griffen wird, bei ihm findet, fo fällt hingegen bei einem Inländer das ganze Ber- 
mögen, fo er zur Zeit der Ergreifung befikt, nad Abzug der allenfalle für die 
Belohnung der Anzeige, oder Ergreifung, den Unterhalt, den Proceß und die 
Erecution gelaufenen Koften dem Fiscus anheim ($. 37). — Den übrigen Ins 
halt des Huswanderungs - Patentes fiehe Hohm. N. Samml. I. Band. 1830. 
©. 4--44. Diejed Patent wurde neuerdings fundgemaht mit der Circular⸗ 
Berordnung des f. Guberniumd vom 12. Mai 1814 unter Gub. 3. 3408, und 
mit den Verordnungen vom 16. Juni 1814, Gub. 3. 5623, und vom 4. Juli 
1814, Sub. 8. 7117, die Einfendung von vierteljährig vorzulegenden Ausweifen 
der vorgelommenen Auswanderungsfälle angeordnet, fomie unter Gub. 3.10279 
und 11881 die Republicirung des Patentes im J. 1825 wiederholt. Das a. h. 
Patent vom 24. März 1832 ift Bisher in Siebenbürgen nicht veröffentlicht worden. 
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1. Zum 8. 8 des Auswanberungs » Patentes vom 3. 1832 kömmt zu bemerken, 
daß zufolge des Art. XII des 8. E. P. vom 29. Mai 1853 die mit auswärtigen 
Staaten beſtehenden Treizügigkeitd » Berträge der Perjonen, und Tractate mit Beitim« 
mungen dieſer Art, infofern deren Wirkſamkeit nicht augdrüdii auf beftimmte Kron- 
länder beſchränkt ift, von dem Zeitpunkte, an weldhem das a. b. G. 3. in Kraft tritt, 
auch in Siebenbürgen Anwendung finden. 

2. Zufolge GErlaffed des Minifteriumd des Aeußern vom 12. Mai 1853 ift 
zwiſchen der kaiſerlich öfterreihifchen und königlich bairifchen Regierung, mittelft in 
Wien ausgemwechjelter Erklärungen vom 22. und 30. März 1553, dad Uebereinfommen 
getroffen worben, künftighin zwifchen den beiden Staaten den Grundſatz anwenden zu 
laſſen. daß jeder derfelben feine urjprünglichen Angehörigen, auch wenn fie diefe Staats» 
angehörigfeit nad der inlänbifchen Geſetzgebung verloren haben follten, auf Antrag 
des anderen Staated fo lange wieder zu übernehmen habe, als fie nicht diefem anderen 
Staate nad deſſen eigenen Gefegen angehörig geworden find. 

Eine gleiche Webereinkunft ift zwifchen ber faiferlich öfterreichifchen und ber fönig- 
tih fächfifchen Regierung durch unterm 19. März und 9. April 1853 ausgewechſelte 
Grelärungen (R. ©. Bl. Nr. 58 v. 3. 1853); und bereit früher mit der königlich 
preußifhen Regierung unterm 30. September 1849 (R. ©. BI. Nr. 3) zu Stande ge- 
fommen. 


$. 33. 


Den Fremden fommen überhaupt gleidhe bürgerliche Rechte und Berbindlichleiten mit den @in- 
gebornen zu, wenn nicht zu dem Benuffe diefer Rechte ausdrücklich die Eigenſchaft eines Staatsbürgers 
erfordert wird. Auch müflen die Fremden, um gleiches Recht mit den Eingebornen zu geniesen, in zweifel⸗ 
haften Yällen beweifen, daß der Staat, dem fle angehören, die hierläudigen Staatsbürger in Rückficht des 
Nechtes. woron die Brage if, ebenfalls wie die feinigen behandle. 


8. 34. 


Die yerfönlidhe Fähigkeit der Fremden zu Mecdhtägelhäften If indgemein nah den Gefegen des 
Ortes, denen der Fremde vermäge feines Wohnſitzes, oder, wenn er feinen eigentlihen Wohnſitz hat, ver- 
möge feines Geburt ald Unterihan unterliegt, zu benrtheilen ; inſofern nicht für einzelne Bälle in dem Ge⸗ 
fepe etwas Anderes verordnet If. 


$. 35. 


Gina von einem Ausländer in diefem Gtaate unternommenes Geſchäft, wodurch er Andern Rechte 
gewäßret, ohne biefelben gegenfeitig gu verpflichten. iſt entweder nad) dieſem Gefetzbuche, oder aber nad 
dem Belege, dem der Fremde als Unterthan unterliegt, zu beurtheilen; je nachdem das eine oder das 
andere Geſetz die Biltigkeit des Geſchäftes am meiften begüuftigt. 


N. Tr. B. Nr. 14. 


Da eine von einem Ausländer in der jüdiihen Sprache ausgefertigte einfeitig verbindende Schrift 
durch Die Verordnung vom 22. October 1814, Nr. 1106°), nicht für ungiltig erflärt ift, fo fann eine folde 
von einem öfterreihifchen Untertban zu feinem Behufe angeführte Schrift von dem Richter nicht verworfen 
werden. (Hofdeerret vom 19. Juli 1816, Nr. 1206, I. G. ©.) 


8. 36. . 5 


Benn ein Uusländer bierlands ein wechſelſeitig verbindendes Geſchäft mit einem Staatöbürger 
eingeht, fo wird es ohne Ausnahme nad diefem Geſetzbuche; dafern er es aber mu einem Ausländer 
ihließt, nur dann nad demfelben benrtheilet, wenn nicht bewiefen wird, Daß bei der Abſchließung auf ein 
anderes Recht Bedacht genommen worden fei. 


) Eiche Rr. 49 umd 50 zu 58.380, 883 uud 886. 
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$. 37. 


Wenn Audländer mit Ausländern, oder mit Unterthanen dieſes Staates im Auslande Rechte⸗ 
geſchaͤfte vornehmen, fo find fie nad den Geſetzen des Ottes, wo das Gefhäft abgefchloffen worden, zu bes 
urtheifen ;' dafern bei der Abſchließuug nicht offenbar ein anderes Recht zum Grunde gelegt worden ift, 
und die oben im $. 4 enthaltene Vorſchrift nicht entgegenfteht. 


5 


Die Fremden unterfheiden fih von den im Lande geduldeten Nationd- 
genoffen (vergl. $. 16. Abf. IV u. V) darin, daß diefe für beftändig im Lande 
wohnen, während jene nur zeitweilig fich darin aufhalten. Es folgt fhon hier- 
ans, daß Fremde feines der den ſtändiſchen Nationsgenoffen überhaupt zukommen⸗ 
den politifhen Rechte in Anfprucd nehmen können. Sie find zur Beobadhtung 
der Geſetze des Landes, wenn fie in demfelben verweilen, nad dem Grundfaße: 
„Cum fueris Romae, romano vivilo more (Tr. II. 5. $$. 2 u. 5. vergl. $. 4 
des 6. ©. B.) verpflichtet. Hievon werden folgende Ausnahmen gemadt: 

1. befinden fich die Fremden zur Zeit der Bekanntmachung eines Straf: 
gefebes nicht im Lande, fo wird ihnen eine Krift von 3 Monaten geftattet (Tr. II. 
5. $. 3). Diefelbe Frift kömmt ihnen zu Gute, wenn eine Gefeßeöverlegung die 
Verbindlichkeit des Schadenerfahes nach fich zieht; 

2. it das Geſetz politifhen Inhalts, fo genießen fie blos die Zufriftung 
eines Monats (Tr. 11. 5. $. 4); in beiden Fällen aber vom Tage ihrer Ankunft 
im Lande gerechnet. Nach dem Ahlaufe diefer Friften, Tonnen fte ſich mit der 
Unkenntniß des Gefebes nicht mehr entſchuldigen. 

Fremde können Fein liegendes Befikthum erwerben, bie fie nit Das 
momentane Indigenat (A. C. III. 41. a. 1) oder von einer Stadtgemeinde Das 
Bürgerredht (Art. nov. 5. a. 1791) erlangt haben (vergl. 8. 31. Abf. I— II; 
mit der weiteren Befhränfung zwar, auf Comitats- oder Szeflerboden, daß wenn 
fie eine Liegenfhaft duch k. Schenkung oder Kauf fih eigen gemacht haben 
follten, diefe jeder Landesbewohner ablöfen kann (bulla aurea art. 26). Sie . 
tönnen feine Aemter führen (A. C. II. 42. a. 1. Dipl. Leop. p. 5. Art. nov. 
15. a. 1791. vergl. $. 31. Abf. IV); jedoch kann ihnen der Adel mittelft Adels» 
briefes (A. C. II. 7. a. 1 „nem ez orszägi embernek“) verliehen werden. 


1. 

Dem Landesfürften fteht das Recht zu, die Fremden vom Befuche des 
Landes, und Betreibung des Handels in demfelben, wenn er dies dem Lande für 
ſchädlich erachtet, für immer, oder nur zeitweilig auszuſchließen, und die Bes 

dingungen feftzufeßen, ımter welchen ihnen der Eintritt in das Land geftattet 
werden fol (A. C. III. 52). Die Ausübung dieſes Nechtes bildet einen Theil 
der dem Landesfürften zuftehenden erecutiven Gewalt (Art. nov. 8. a. 1791), 
demzufolge nach Maßgabe der obwaltenden Zeitverhältniffe und anderweitigen 
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Umflände der Zutritt der Fremden zum Lande, und die Art und Weife ihrer Be- 

handlung während ihres Aufenthaltes dafelbft, im adminiſtrativen Wege ver- 

fiedenartig geregelt worden ift.*) Im Allgemeinen gilt betreff der Zuſtändigkeit 
ı 





) Einige der wefentliäften, hieher gehörigen Beflimmungen der Landesgeſeße 
und Rormalverorbnungen find folgende: 

1. Den Griechen, Armeniern, Raczen, Bulgaren, Dalmatinern 
und anderen Rationdgenofien. weldhe befonders and der Türkei zur Betreibung des 
Handels in dad Land zu fommen pflegen, wird der Zutritt zum Lande unter der Be⸗ 
dingung geflattet, daß fie a) verbotene Wege und Pfade nicht betreten, fondern auf 
den ordentlichen Landftraßen reifen; b) von aflen ein- und auszuführenden Waaren bie 
ordentlichen Zoligebühren entrichten; c) außer dem wahren Handel fi in andere Ge⸗ 
ſchäfte, ald Spionirerei, Briefträgerei u. f. w. unter fonftigem Berlufte des Kopfes 
und Bermögend, nicht einlaffen; d) wenn fie mit Landeseinwohnern in eine Schuld⸗ 
angelegenheit oder fonfliged Rechtsgeſchäft verflochten find, im Lande wor dem zu« 
ſtändigen Gerichte Recht nehmen und geben follen (A. C. III. 52 und Art. nov. 36. 
a 1791). | 

2. Der zmwifchen den beiden griechifchen Gompagnien zu Hermannſtadt und 
Kronftadt, und der fähfifchen Nation aus Anlaß des gegen die Kundmachung der 
jenen Gompagnien von ber Kaiferin Maria Therefia im 3. 1777 verliehenen Privi⸗ 
legien im J. 1791 und 1810 von Ecite der Lebteren erhobenen Proteſtes entftanbene, 
und vom Landtage auch entſchiedene Nehtöftreit (Landtags Protocol! vom 3. 1811. 
©. 409-414) über die Grenzen der Gerichtsbarkeit der” beiden Eompagnien, wurde in 
lepter Inſtanz mit a. b. Refcripte des Kaiferd franz I. vom 16. Juni 1815 (Hofz. 
1572. Gub. 3. 3546) dahin entſchieden: daß die befigenden und anfäffigen Glieder der 
erwähnten Sompagnien, oder jene, weiche bürgerliche Gründe oder andere Realitäten 
mit Perennal⸗ oder Pfandtitel erworben, und fo das Bürgerrecht erlangt haben, ober 
fpäter erlangen werben, fowohl in den öffentlich» politifhen und öfonomifchen, als in 
den gerichtlichen Angelegenheiten der Gerichtöbarfeit des Ortsmagiſtrates unterworfen, 
und fo wie fie aller bürgerlihen Rechte tbeilhaftig find, auch alle öffentlichen 
und gemeinen Laften zu tragen gehalten fein follen (puncto 1); dagegen follen bie 
übrigen Glieder der beiden Compagnien, weiche keine liegenden Gründe, oder andere 
Realitäten befigen, im Genuſſe ded Privilegiumd, und in der freien Ausübung dee 
Handels, wie fie ihn bisher ausgeübt haben, in ber Art jebod belaffen werben, daß 
jene Mißbräuche, welche entweder durch den Berlauf der Zeit, oder aus der nach⸗ 
läffigeren Ueberwachung der betreffenden Jurisdictionen unter ihnen eingeriffen find, 
fowie alle Anmaßungen der Sompagnieglieder hintangebalten, unb biefelben innerhalb 
der vorgefchriebenen Grenzen des Privilegiumd erhalten werben (puncto 2); daß die 
unter den Ananfäffigen, zur Compagnie gehörenden Griechen, über Echuldfahen, oder 
andere aus dem Handel herrührende Gegenflände gegenjeitig, oder von Auswärtigen 
gegen fie erhobenen Rechtöftreite, im Sinne des Privilegiumd durch ihre Richter, oder 
griechifchen Gerichte (unter dein Borfike eined Magiſtratsrathes an Stelle des ordent- 
lichen Stuhlgerichtes, ald erſter Gerichtsinſtanz) verhandelt und entſchieden werden. 
Der fahfälligen Partei ſoll zur Verhuͤtung jener Hinderniſſe, welche durch Verzögerung 
dem Handel Echaden bringen, die Berufung an das k. Gubernium offen fliehen, in 
Gziminalfachen aber follen Diefelben dem ordentlichen Griminalgerichte des betreffenden 
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der Fremden die Regel, Daß diefelben, wenn fie in Militairftanborten (Ortfchaften 
der beftandenen fiebenb. Militairgrenze) verweilen, der Militatrgerichtsbarkeit, in 


Ortes unterftehen, und in allen übrigen öffentlich » politifchen und ökonomiſchen An: 
gelegenheiten follen auch die unanfäffigen griechiſchen Gompagnieglieder ſich den all- 
gemeinen, die öffentliche Sicherheit betreffenden Gefegen und Berordnungen zu fügen 
achalten fein (puncto 4), mit dem Beifake zwar, daß den Gompagnien, unter fonftigem 
Berlufte des Privilegiumd, und der Augübung ded freien Handels, die Aufnahme 
neuer Mitglieder, unter welchem Zitel und Vorwande immer biefe beabftchtigt werke, 
geradezu unterfagt wird, und Alle, welche fich dieferwegen melden follten, an den Orte⸗ 
magiftrat gewiefen werden follen, wo fie ihre Aufnahme in die Zahl der Bürger an» 
zufuchen, und durd die Erfüllung der durch die beftchenden Verordnungen. vorgeſchrie⸗ 
benen Bedingungen, zu erlangen haben (puncto 5). (Urtert lateinifh. Trauſchiſche 
Norm.⸗Sammlung.) J 

3. Mit a. h. Reſcripte der Kaiſerin Maria Thereſia vom 8. April 1769, Gub. 
3. 1212; neuerdings kundgemacht im J. 1794, Gub. 3. 3918, wurde zur Verhütung 
ber Betrügereien Derjenigen, welche ſich fälſchlich in den kaiſerlichen Provinzen für 
türkiſche, in den jenſeitigen Ländern aber für kaiſerliche Unterthanen ausgeben, und 
auf dieſe Art die in den beiderſeitigen Ländern über die Zollgebübren, und anderen 
Leiftungen beftebenden Borfchriften umgehen, verfügt, daß die mit der Berordnung vom 
11. Juli 1768 angeordnete Gonfcription der türfifchen Unterthbanen (morunter audy dic 
MWallahen und Moldauer- verftanden werden), ſowie der dieſelben betreffenden Geſchäfte, 
mit aller Mäfigung und Umficht vorgenommen werde, und bei dem Bollzuge dieſer 
Verordnung die türkifhen Unterthanen in freundlicher Weiſe befragt werben jollen, 
ob fie Taiferliche Untergebene feien? oder für türkifche Unterthanen gehalten werben 
wollen? In der Regel aber follen Alle, welde in den kaiſerlichen Erbländern mit 
ihren Gattinnen und Kindern ihren Wohnfib (domikciliati) aufgefchlagen haben, oder 
die Ebelofen, welche durch Erwerbung von Liegenfchaften anfälfig geworden find, und 
ed fünftighin werden, für Laiferliche Untertbanen angefeben werden, mit der Beſchrän⸗ 
fung jedoch, daß, wenn Einer oder der Andere diefem entgegen fih für cinen türkischen 
Untertbanen, und ein folcher bleiben zu wollen, erklären, und nicht bereits den Eid der 
Irene abgelegt haben follte, demfelben fein Zwang angethan, fondern blos die Ber: 
pflihtung auferlegt werden fol, jährlih einen von der türkifchen Obrigkeit oder Grenz: 
commandanten audgeftellten &rlaubnißfchein oder f. g. Taratjch (Shaedam Caratsch) 
vorzuweiſen. Die Individuen, melde fih mit einer ſolchen Legitimation nit ausweifen 
fönnen, folen nicht für türkiſche Unterthanen angefeben werden, jo zwar, daß fie ven 
den in den Friedens-Tractaten zugeficherten Begünftigungen auszuſchließen find. — 
Außerdem fol nicht nur feinem von den erwähnten türfiichen Unterthanen früber, ale 
fie ſich für faiferliche Untertbanen erklärt und ale ſolche den Eid der Treue geleijter 
haben, die Erwerbung von Liegenfchaften geftattet, oder die Staatsbürgerfhaft Sieben: 
bürgene fünftigbin verliehen werden; fondern auch in Fällen, wo fie vielleicht irgent 
welche Liegenfchaften ſchon früher, oder das Bürgerrecht erworben hätten, follen dieſe 
hiedurh ſchon nicht mehr für türkiſche Unterthanen, fondern für dieöfeitige Befiper, 
Unterthanen und Bürger gehalten werben, und find demgemäß ale foldhe zur Tragung 
der allgemeinen Laften verpflichtet, und unterliegen ohne Ausnahme den Zollgebübren, 
und allen übrigen Leiftungen. Die Confeription aber, von welcher biöher die Rede 
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Provinzialortſchaften dagegen der Civiljurisdiction unterſtehen (altefatam suanı 
Majestatem jam antea pro norma generali stabiliendum duxisse, ut omnes 


war, foll blod von jenen Dttomannen, welche Handel treiben, nicht aber auch bon den 
Eingeiwanderten vorgenommen, und nad Beendigung derfelben jene, welche fid ala 
tuͤrkiſche Unterthanen audgewiefen haben, in die Protocolle nach der in der bezogenen 
Berorbnung vorgeichriebenen Art eingetragen werden. Für den Fall, ald Einige von 
den Lepteren ſich nachträglich durch ihre gänzliche Einwanderung, oder auf andere Art 
der kaiſerlichen Regierung freiwillig unterwerfen follten, und nicht mehr für einen jen- 
feitigen Unterthan gehalten fein wollten, was fie durch Uchergabe ihred von der türkis 
ſchen Obrigkeit erhaltenen Pafles oder Caratſch zu KHänden des diesſeitigen Juris⸗ 
dictiongführerd (jurisdicentis) zu erflären haben, fo foll der diesfällige Webertritt des 
Untertbans in dem Protocolle befonderd angemerkt werden; für folche Fälle geht jedoch 
der a. h. Wille dahin, daß diefelben, wenn fte verheirathet find, nicht früher, als fie 
auch ihre Gattinnen und Kinder, die noch vom väterlichen Brode zehren, unter die 
diesfeitige Landeshoheit geftellt haben, die Eheloſen aber nur nad) abgelegtem Eid der 
Treue als faiferliche Untertbanen aufgenommen werden follen; was auch bezüglich ber 
der ottomannifhen Pforte unterftebenden Juden in den Orten, wo biefelben gebufdet 
werben, und inwieweit fie die an einem oder anderen Orte beftimmte Zahl nicht über: 
fchreiten, zu beobachten ift; wo es hingegen von felbft Mar ift, daß jene, welche fich zum 
mobamedanifhen Glauben bekennen, bevor fie nicht zur chriſtlichen Religion 
übergetreten find, für faiferliche Untertbanen nicht gehalten werben fünnen. — Was den 
Handel der Untertbanen der ottomannifhen Pforte betrifft, wird ihnen geflattet, mit 
den Producten und Waaren der Erbländer gegen Entrichtung ber tractatmäßigen Zoll» 
gebühren von 5 pCt. aus den kaiferlihen Provinzen nah Außen, und mit türkifchen 
Waaren nad Innen Handel all ingrosso ruhig und ungeftört, das ganze Jahr hin» 
duch zu betreiben; im Kleinen aber, d. i. nah dem Pfunde, Maß, Elle oder ſtück⸗ 
meife zu verkaufen, fol ihnen, ausgenommen zur Zeit der privilegirten Jahrmärkte, 
zufolge der im J. 1725 erlaffenen Verordnungen, auch fernerhin unterfagt fein, fowie 
ihnen auch nicht erlaubt ift, auslaͤndiſche, nicht türfifhe Waaren aus ben hriftlichen 
Staaten in die taiferlihen Erbländer zum Handel einzuführen und dort zu verkaufen; 
vor Allem aber find fie verpflichtet, fich jedes Handeld mit verbotenen Waaren zu ent 
halten, und fich bezüglich der im Tranfitwege in die ottomanniſchen Länder einzu- 
führenden auswärtigen Waaren, den politifhen und Handelsgeſetzen in berfelben 
Weiſe, wie die Unterthanen anderer befreundeten Mächte zu fügen, und aud den Han- 
del nur auf den Handelswegen, wenn welche im Großfürftentfum Siebenbürgen dazu 
beftimmt werben, zu betreiben u. f. w. — Proceffe der türkifchen Unterthanen follen 
zufolge der auf die Tractate mit der. Türkei gegründeten Verordnungen vorzugsweiſe 
und mit Entfernung aller Hinderniffe (causae subditorum Tureicorum praeferenter 
et cum remotione qualiumeumque impedimentorum) aufgenommen und verhandelt 
werden. Sub. Decr. vom 17. Auguft 1813. 3. 2887. — Proceffe der türfifchen Unter- 
thanen gehören zu den privilegirten, umd follen daher mit MWeglaffung aller Weit: 
ſchweiſigkeiten, und aller die Rechtsfrage ſelbſt nicht berührenden gerichtlichen Foöͤrm⸗ 
lichkeiten, innerhalb der kürzeſten Frift in ihrem ganzen Umfange endgiltig ausgetragen 
werben. Gub. Deer. vom 10. October 1818. 3. 4618. (Diefe zwei lebteren Verord⸗ 
nungen ſ. Traufchiſche Normal. Samml.) 
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Extranei et Advenae si in loco Militari commorarentur, hujus quoque Juris- 
dietioni subjecti sint, e contrario, si in loco provinciali degerent, hujus 





4. Mit Hofberret vom 3. Jänner 1801, 3. 1038, wird verfügt. daß die in 
Siebenbürgen beftehende Drbnung betreff des Haufirhandels (ordo eirca quaestum 
eireumloraneum) auch künftighin beobachtet werden folle, demgemäß zur näheren 
Erläuterung erklärt wird: 1. daß der Haufirhandel den aus den hriftlichen kaiſerlichen 
Provinzen abflammenden, und bafelbft anfäfligen Unterthanen, ſowie den in Ungarn 
und feinen Nebenländern lebenden Juden, und den Steuerpflichtigen (ad cassam 
publicam contribuentibus) zu Hermannftadt, wo fich die Handelögefellfchaft aus bes 
fonderer faiferliher Gnade eines Privilegiumd erfreut, fo wie in anderen Städten und 
größeren Märkten, melde mit ordentlich eingerichteten Kaufleuten verfehen find, blos 
zur Zeit ber Jahrmärkte; 2. in den übrigen Ortſchaften aber und Dörfern berfelbe 
in Gemäßheit ber unterm 19. Suli und 10. December 1787, 8. 8622, erlaffenen Hof» 
decrete, jederzeit unter den vorgefchriebenen Bedingungen geftattet fein fol; 3. bezüg« 
lich der aus den deutfchen Erbländern abftamnienden, daſelbſt anfäffigen Juden, ſoll 
die Vorfchrift des unterm 22. März 1790, 3. 3352, erlaffenen Hofdecreted beobachtet 
werden, demzufolge es denfelben freifteht, ihre Waaren an den ihnen auf den Jahr⸗ 
märften angewiefenen Orten zu verlaufen, und diefe in Die Häufer der Privaten ges 
tufen, auch dort zu veräußern. — Mit dem von Kaifer Franz I. unterm 5. Mai 1811 
erlaffenen, in Siebenbürgen unter Gub. 3. 5478 publicirten, und unter Gub. 3. 1154 
im 3. 1827 republicirten Patente wird der Haufirhandel weiters geregelt. Laut ben 
hieher gehörigen Beftimmungen dieſes a. h. Patentes kann der Haufirbanbel blog von 
kaiſerlich öfterreichifchen Unterthanen ($$. 1 und 2) betrieben werden. Den ungar- 
ländifchen Einwohnern wird derfelbe in den deutſchen Erbländern, fowie den @in- 
wohnern diefer Länder in Ungam und feinen Nebenländern geflattet (8. 8). Auch 
die jüdifchen Unterthanen, wenn nicht ein befonderes Geſetz über diefelben im Lande 
befteht, unterftehen betreff des Hauſirhandels denfelben Geſetzen, wie die übrigen kaiſer⸗ 
lihen Untertbanen ($. 5). Der Haufirhandel mit ausländifhen Waaren ift Jeder⸗ 
mann ohne allen Unterjchied firengfiend verboten ($. 4). Bon den den Haufirhanbel 
betreibenden Perfonen ift Keinem geftattet, fih in einem Diftricte (Kreid) des fremden 
Landes länger ald 10 Tage aufzuhalten, außer er erwirkt fih won ber Diſtricts⸗ 
(Kreid«) Behörde eine Aufenthalte» Berlängerung ($. 16) u. f. f. 

Die angeführten Berorbnungen über den Haufichandel gehören übrigene nur 
infoweit hieher, als daduch, wenn auch im Allgemeinen nur öfterreichifchen Unter- 
thanen, doc nicht blos fiebenbürgifchen Staatdangehörigen, fondern äuch anderen, in 
(egterer Beziehung ald Fremde zu beirachtenden Perfonen der Haufirhanbel in Sieben- 
bürgen geftattet wurde. Bergl. bad a. h. Patent vom 4. September 1852. R. G. Bl. 
Ar. 252. — 

5. Bon den Juden gefchieht blos in einer Gefepeäftelle Erwähnung, näm: 
ih in A. C. V. Ed. 82, wo es heißt, den Juden wird der Handel und Wandel im 
ganzen Lande geftattet, ihre Wohnung jedoch blos auf Karlsburg, und zwar olme 
Eigenthumsrecht und ohne Beeinträchtigung ber den Ständen verliehenen Privilegien 
befihränft (vergl. 8. 16. Abſ. IV). Der von ben Landftanden im Jahre 1811 zur 
Regelung der DVerhältniffe der Juden projectirte 40. Artikel erhielt die a. h. Bes 
ftätigung nicht, dagegen wurde in dem a. h. Refcripte vom 22. Jänner 1819, Punkt 12, 


’ 
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Jurisdiclionem agnoscant. Hofdecr. vom 10. Auguft 1771, Sub. 3. 7213. 
Trauſchiſche Norm. Samml.). 


die Regelung dieſer Berhältniffe im adminiſtrativen Wege in Ausficht geſtellt, welche 
aber nicht erfolgte. Jedoch hatten fih die Juden im Laufe der Zeit vermehrt, und 
dem angeführten ausdrüdlichen Geſetze zuwider au in anderen Städten und 
Drten angefiebelt, namentlih war im %. 1825 mehreren Yudenfamilien in Kron— 
ftadt die Niederlaffung geftattet worden. Aus Anlaß eined Streited, welcher 
fpäter zwifchen der Kronftädter Commune und dem Juden Aron Röbel wegen Ab» 
fhaffung des Letztern von Kronftadt entftand, wurde zufolge a. h. Entichliefung vom 
16. Mai 1837 der Streit mittelft Hofdecret vom 24. Mai 1837, 3. 2348, dahin 
entfdhieden, daB die Juden aus Kronftadt im Allgemeinen nicht abzufchaffen feien, die 
Erlaubniß dort zu leben aber blos jenen ertheilt werden folle, die folche im J. 1825 
erhielten; daß es ferner dem Kronftäbter Magiftrate bis zur neuen Negulirung ber 
Juden überlaffen bleibe, die neuen jübifhen Ankömmlinge, wenn er dies für rath- 
famer halte, von dort abzuweiſen; endlich daß jenen, welche die Erlaubniß, dafelbft 
zu wohnen erhalten, aud die Befugniß zum Handel, menn fie die allgemein auf: 
geftellten Bedingungen erfüllen, d. h. wenn fie die erforderlichen Handelskenntniſſe, 
den binreichenden Handelsfond und die Fähigkeit zur regelmäßigen Buchführung vor- 
läufig nachweiſen, nicht verweigert werden folle; was namentlich bei Aron Löbel zu 
beobachten fei. Da ferner die Zahl der jüdifhen Ankömmlinge in Eiebenbürgen 
allzufehr angewachſen fei, und diefer Umftand Berüdfihtigung verdiene, fo merbe dem 
k. Subernium weiterd aufgetragen, fämmtliche Kreidbehörben dahin anzumeifen, momit 
außer den gegenwärtig dafelbft lebenden Juden, his zur künftigen Regulation, neuen 
Anlömmlingen, namentlib ausländifchen die Niederlaffung nicht ge- 
ftattet werde, und daß, wenn Einige berfelben fich eine Polizeiübertretung zu Schulden 
fommen laffen follten, diejelben alfogleich abzuſchaffen feien. (Urtert lateinifch; fiehe auch 
den PBräafivialbericht des f. Guberniumd vom 5. October 1843, Bub. 3. 898 Pr. Hofz. 
4260.) Im J. 1838 wurde unter Hofz. 3897 verorbnet, das angeführte Hofdecret auch auf 
bie in Fogaraſch, mit Ausſchluß jedoch einiger, feit 10 Jahren bafelbft lebenden Juden 
auszudehnen. Mit Hofbecret vom 3. November 1842, Hofz. 4498, wurde das k. Gu⸗ 
Bernium angewiefen, darauf zu fehen, daß jüdifhen Ankömmlingen, unter welchem 
Titel immer, befonders in ber Militairgrenze die Riederlaffung nicht geflattet werbe. 
Mit Hofberret vom 23. März 1843, Hofz. 1057, wurde aus Anlaß der vom k. Gu⸗ 
bernium geftellten Anfrage: ob ber Epocdhaltermin der im 3. 1825 angefiebelten Juden 
auch in Rückſicht der aus der Militairgrenze audzumeifenden Juden zu beobachten fei ? 
die ftrenge Befolgung ded Hofdecreted vom 24. Mai 1837, 3. 2348, ſowie auch durch 
ein fpätered Hofderret vom 27. Zänmer 1844, Hofz. 163, angeordnet. — Auf den 
Recurd der Kronftädter Sommunität gegen den Juden Adam Felter, dem die fieben: 
bürgifche Hofkanzlei der a. h. Entfhließung vom 16. Mai 1837 entgegen, bie Nieder: 
gaffung in Kronſtadt geftattet hatte, erfloß folgende a. h. Entiheidung vom J. 1845 
unter H0f3. 3665: „In diefem befonderen Falle will Jh es zwar bei der 
„Hoftanzleientfheidung vom 21. Mai 1840 bewenden laffen, für 
„die Zukunft if ſich jedod bis zur allgemeinen Regulirung der 
„Sudenangelegenheiten an Meine Entfhließung vom 16. Mai 1837 
„freng zu halten, fofort in Kronfladt das Domicil nur jenen Iſrae— 
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III. 2 


Aus den im Abfage I entwidelten Grundfägen folgt, daß, infofern das 
Geſetz nicht etwas Anderes verfügt, alle Handlungen und Geſchäfte der Fremden, 


„liten zu geftatten, welche im Sahre 1625 die Erlaubniß dort zu 
„wohnen, erhalten haben.“ 

6. Die im Lande wohnenden Zigeuner (Reubauern) find entweder 1. Unter 
thanen des f. Fiscus (fejedelmek alatı lEvö Jobagyok), denen die Goldwäfcherei ge⸗ 
jtattet ift (A. C. II. 16. a. 4), aus welchen fpäter durch ihre Gleichftelung mit 
den übrigen, mit der Goldwäſcherei beichäftigten Nationegenoffen eine privilegirte 
Zunft gebildet, und den außer bderjelben ftehenden.. Zigeunern die Goldwäfcherei 
gänzlich unterfagt wurde. Diefe Zigeuner dürfen fo lange, ald ed dad Goldwäſcher⸗ 
geihäft erheifcht, auf dem Gebiete der Srundherren vermeilen (Art. nov. 8. a. 1747); 
oder 2. Untertbanen der Privaten, von welchen ihre Grundherren die Steuern erheben, 
und, ihnen einen Aufſeher (Vajda) beftellen können, indem das Amt eines Landes⸗ 
Woywoden der Zigeuner für immer aufgehoben wird (A. C. III 58). 

Gleichzeitig mit der Errichtung eined neuen Steuerfpftemes im 3. 1754 wurden 
von der Kaiferin Maria Thereſia über Die Anfiedlung der im Lande herum— 
wandernden Zigeuner, welche mit dem Namen der Neubauern (uj parasztok) 
belegt wurden, beftimmte Anordnungen erlaffen. Die Gubernialverordnung vom 2. April 
1787, 3. 2846, beftimmt in Folge Hofdecreted vom 1. März deffelben Jahres, daß die 
Goldwäfher jährlih 1 fl. Kopftare, ihren Grundherren aber, wenn fie feine äußeren 
Gründe (exteras apperlinentias) haben, für Benuͤtzung des Bodens, die Weide, und 
die Holzung (in recognitionem benefßecii soli, pascualionis et lignationis) 2 fl. zu 
zahlen, wenn fie aber äußere Gründe befigen, ſich mit dem Grundheren abzufinden 
haben; find fie aber Ausländer, auch. jährlich 2 fl. zu entrichten haben (puncto a). 
Die wahren Goldwäfcher, welche jedoch von den übrigen, und den f. g. Bannaliften 
(ale die für das Künftige abgeſchafft, und von allen für die Goldwäfcher bewilligten 
Borrechten ausgefchloffen fein follen) forgfältig zu unterfcheiden, und darum nochmalen 
verläßlich zu befchreiben kommen, müffen von allen außerordentlichen öffentlichen Laften 
(oneribus publicis extraordinariis) ald Brieftragen, Borfpannsleiftung u. dgl. frei« 
gehalten bleiben (punclo 3). Die wahren Goldwäſcher follen auch gehalten fein, ſich 
jedes Jahr mit einem von dem Goldwafchungs » Proviforat oder dem Goldeinlöfungd- 
amte zu erhaltenden' Schein darüber, daB fie die vorgefchriebenen 16 Denar Wafchgold 
gegen den leptlih beflimmten Cinlöfungspreis richtig eingeliefert haben, zu legiti- 
miren. — Mit der Gircularverordnung vom 12. September 1782, Sub. 3. 6525, neuer: 
dings kundgemacht im 3. 1792, Gub. 3. 4912, wird, um die in ganz Siebenbürgen 
berumirrenden, und zerfireuten Zigeuner (quo vaga et per universum M. huncce 
Principatum dispersa gens Zingara) an beflimmte Orte zu feffeln. und anſäſſig zu 
machen, und diefelben durch ihre Anfiedelung ſowohl zu einer anftändigeren Kleidung, 
als einer feineren Lebensart, und edleren Zitten zu führen, und mit den Grundfägen 
der Religion und des gejellichaftlihen Lebens zu befleiden, die zur Regulirung diefer 
Rationdgenoffen im Königreihe Ungarn mit Hofdecret vom 14. Auguft 1782 feftgeftellte 
Norm, auch auf die Berbältniffe Siebenbürgend angepaßt, und verordnet, daß alle, 
und jene einzelnen Zigeuner, melde auf dem Gebiete der verfchiebenen Grund⸗ 
‚herren verweilen, zu. befiimmten Wohnorten, und der Jurisdiction irgend eines Gtund- 
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ohne Unterfhied, ob fie in Siebenbtirgen, oder außerhalb dieſes Landes, mit 
einem Staatsbürger deffelben, oder einem Ausländer vorgenommen werden, wenn 


herrn confcribirt, und ihnen dad Herumziehen, fowie dad Wohnen unter Zelten mit 
Ernſt und unter Androhung förperlicher Strafe unterfagt werben ſoll; und da nicht vor- 
auszuſehen iſt, daß biefelben anders zu nüplichen Bürgern des Vaterlandes umge- 
wandelt werben fünnen, ald wenn fie vorher ihrer Sitten gänzlich entlleidet, und fie 
mit den, ſowohl zum Heile der Seele, ald dem menfchlichen Berfehre erforderlichen Grund⸗ 
fäßen vertraut gemacht werden, fo follen bezüglich derfelben folgende Grundfähe be. 
obachtet werben: 1. Sollen fie in Dem, was zum Glauben nothmwendig ift, ſich unter 
rihten laffen, und ihre Kinder vom zarten Alter angefangen darüber belehren; 2. dic 
Nacktheit der Kinder follen fie auf. welche Art fie können bededen, damit nicht durch 
deren Nacktheit zu Haufe, oder an den öffentlihen Straßen, den Vorübergehenden ein 
efelerregended Schaufpiel gegeben werde; 3. in ihren Wohnungen follen fie eine Son- 
derung nach dem Geſchlechte vornehmen, damit für künftighin die größten Uebel nad) 
Möglichkeit verhütet werden; 4. bie Kirchen follen fie an den Sonn- und Feſttagen 
befuchen, und Zeichen der chriſtlichen Frömmigkeit geben; 5. follen fie ſich beftlimmten 
Borfichern, und ihre Handlungen der Reitung berfelben unterwerfen. Bezüglich des 
menschlichen Verkehrs und einer feineren Rebensiveife wird noch vorgefchrieben: 1. in 
der Lebendart, Kleidung und Sprache follen fie fih an die Gebräuche der Einwohner 
des Ortes, wo fie wohnen, halten; daher fie fich den Genuß abgeftandener Thiere ab- 
gewühnen, die bejondere Kleidung und Sprache ablegen follen, 2. der Gebrauch der 
Mäntel, welcher fi zur Verdeckung geftohlener Sachen vorzüglich eignet, wird ihnen 
gänzlich unterfagt; 3. Pferde dürfen, außer den Goldwäſchern, keine Zigeuner halten; 
4. aber au den Goldwäſchern ift die Beräußerung derjelben anf den Jahrmärkten 
unterfagt; 5. den Dorfrichtern wird firenge aufgetragen, daß fie keine Zigeuner müßig 
geben laffen, fondern, wenn diefelben feine häusliche oder herrichaftliche Arbeit Haben, 
Diefelben verhalten, für Lohn zu arbeiten; 6. beſonders an ländliche Arbeiten follen 
fie gewöhnt werben; 7. wo es gefchehen kann, foll es fo eingerichtet werden, daß die 
fie aufnehmenden Grundherren ihnen auch Gründe zum Anbau übergeben; 8. welche 
die Feldarbeiten läffig werrichten, ſollen körperlich beftraft werden; 9. die Ausübung 
eined Gewerbes foll ihnen blos dann geftattet werden, wenn die Zeit Leine Feldarbeit 
gefaltet, was auch von den Mufifern zu gelten hat. — In Folge Hofderreted vom 
27. Auguft 1783 wird mit derr@ircularverordnung vom 18. Auguft 1784, Gub. 3. 6902, 
beftimmt, daß jene Familien der Fiscal⸗gigeuner, welche ſich ſelbſt an einem beſtimmten 
Orte anfäffig machen, durch eine an die Kammer immerhalb drei Jahren für fi, und 
ihre Familie zu entrichtende Zare, fi) won der herrſchaftlichen Gewalt loskaufen können, 
und damit fie zur Betreibung des Feldbaues geeigneter gemacht werden, durch drei 
Sabre von der Steuerzahlung freizubalten find. — Um dem aus dem unorbentlichen, 
willfürlichen Herumziehen der Goldwäſcher und aller übrigen aus Mefling, Kupfer, 
Holz u. dgl. arbeitenden Neubauern fich ergebenden Unmefen Grenzen zu feßen, und 
die beabſichtigte Anfiedlung aller dieſer Leute zu erzeichen, wird mit Gircularperorbnung 
vom 30. Juli 1787, Sub. 3. 7551, verordnet, daß I. die Golbwäfcdher a) gemäß ber 
Anflevlungs-Eonfeription im -Herbft ſich wieder in die ihnen angewiejenen Dörfer und 
Wohnorte begeben, und b) immer, wenn fie fi aus dieſen Wohnpläpen entfernen 
wollen, von ihren Borgefesten ein Zeugniß, daß fie wirklihe Goldwäfcher feien, und 
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fie in Siebenbürgen rechtliche Folgen hervorbringen ſollen (vergl. 8. 4), nad 
den Gefeben diefes Landes zu beurtheilen find. Jedoch können Fremde in be- 


ſich zur Betreibung ihres Gewerbes entfernen, umfomehr mit ſich nehmen follen, ala 
fie ohne ein ſolches Zeugniß für feine Goldwäſcher gehalten, fondern ald Bagabunden 
behandelt werden; c) in jedem Drte, wo fie fih aufhalten, fie das erwähnte Zeugmiß 
oder Paß ben Ortsbeamten vorweifen follen. und ſich bei der Entfernung die Zeit des 
Aufenthaltee und des Abzuges beftätigen laſſen; d) ihre Weiber und Kinder fich des 
Bettelnd in den Städten, Märkten und Dörfern enthalten follen; 2. den übrigen Zi. 
geunern aber, welche fi von verfchiedenen Yabrifaten nähren, nur wenn fie mit 
ordentlichen Päſſen verfehen find, das Herumzieben zum Abfape ihrer Fabrikate ge- 
ftattet werden fol. Auch folfen überhaupt die Zigeuner angewiefen werden, bid Ende 
October diefed Jahres fi) umfomehr an den Orten, wo fie conferibirt find, anzufiedeln, 
und Wohnungen zu errichten, als fonft jene, welche nah Abflug diefer Termines un» 
angefiedelt find, unnahfihtlih außer Land in das türfifhe Gebiet 
abgejhoben werden follen. 

Mit der Circularverorbnung vom 11. November 1791, Gub. 3. 9520, beftätigt 
dur das Hofdecret vom 23. Suni 1792, Hofz. 4912, wird die urfprünglich für die 
herumwandernden, nicht anjäffigen Zigeuner blos auf 1 fl. feitgefeßte Kopftare, um 
biefelben defto eher zur häuslichen Riederlaffung zu beftimmen, wie bei den anfäfligen 
Zigeunern auf 2 fl. erhöht. — Mit dem Gubernialdecrete vom 18. Mai 1798, 3. 3524, 
wirb bie bereitö im Jahre 1773, unter 3. 1786, und nachträglich am 15. Juni 1779, 
3. 3171, erlaffene Verordnung. daß die Neubauern ordentliche, feuerfichere Häufer bauen 
jollen, weil fie fonft außerhalb der Ortſchaft anzuflebeln find, neuerdings vorgeſchrieben. 
— Mit dem Gubernialdecrete vom 15. November 1799, 3. 9968, wird zur Hintan« 
baltung-ded Mißbrauches: daß Zigeuner, häufig fi, für Goldwäfcher ausgebend, von 
einem Orte zum andern berumzichen, und dadurch ſich der Entrichtung der Kopftare, 
den öffentlichen Laſten und der Militairpflicht‘ entziehen, verordnet: daß bei dem Um⸗ 
ſtande, wo den Zigeuner-Sompagnien zur Betreibung der Goldwäſcherei alle Jahr ein 
von Anfang April bis (ende Detober giltiger Erlaubnißfchein (Paß) vom k. Thefaurariate, 
worin jeder einzelne zur Compagnie gehörende Zigeuner namentlich angeführt ift, aud- 
geftellt wird, fowie mit Ende Detober jeder einzelne Zigeuner von dem Goldeinloſungs⸗ 
amte ein gedrudted Zeugniß für die eingelieferte Goldmenge erhält, Keiner derſelben, 
welcher fi mit einer folchen Legitimation nicht audzumeifen vermag, für einen Gold- _ 
wäfcher anzufeben, und mithin aud nicht von den öffentlichen Laften freizubalten fei. 
— Mit dem Yubernialdeerete vom 14. Jänner 1808, 8. 8752, wird mit Bezug auf 
die oben angeführte Verordnung vom 12. September 1782, 3. 6525, aus dem Grunde 
der häufig vorkommenden Pferdediebftähle verordnet, daß Zigeuner, welche fich nicht 
gehörig ausweiſen, daß fie wirklich angefiedelt find, und eine beſtändige Hauswirthſchaft 
führen, gar fein Pferd, welche fich aber darüber gehörig ausweifen können, nicht mehr 
als ein Pferd halten dürfen. Sicher follen aber nicht gerechnet werden jene Zigeuner, 
welche in den Dörfern Häufer befigen, und gleich den übrigen Bauern eine Wirthfchaft 
führen, und ſowohl bie öffentlichen Laften, als die Herrendienfte leiften, oder melde 
in den Städten im Beſitze von Häufern, ein bürgerliched Gewerbe oder ordentlichen 
Handel betreiben, weil diefe zur Zahl der ordentlichen Landeseinwohner gehören, und 
daher auf fie die angeführten Beichränkungen feine Anwendung finden. — 
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fonderen, vom Gefeße bezeichneten Fällen verlangen, daß fie nad den Grund» 
fäßen der Reeiprocität, und zwar, je nad der Verſchiedenheit der Rechtsfrage, 
nm die es fih handelt, ter formellen oder materiellen Reciprocität, behandelt 
werden, infofern fie beweifen, daß in folden Fällen der Staat, dem fie angehören, 
die fiebenbürgtfhen Staatsangehörigen den fertigen gleichſtellt, oder aber, daß 
dafelbft den fiebenhürgifhen Staatsangehörigen ganz diefelbe Behandlung zu 
Theil wird, welche fie felbf in Siebenbürgen für fi anſprechen. Dies gilt: 

1. in Eoncursfällen, zufolge des Art. 49 der Wechfelordnung vom 
1. October 1763, worin es heißt: „den Fremden folle bei den Concursibus 
„gleiches Recht, wie den einheimiſchen abminiftriret werden, es wäre denn, daß 
„Unfere Unterthanen an fremden Orten anders, als in Unferen Rändern tractiret 
„würden, weldhenfalls die Fremden Urfach haben, zufrieden zu fein, daß fie in 
„diefen Landen auf eben’ diefe Weife, wie Unferen Unterthanen bei ihnen gefchiebt, 
gehalten werden; " (Hodm. Norm. Samml. IIL Bd. v. 3. 1836. ©. 156) *) 
in Berbindung mit den Beſtimmungen der Eridalnorm vom 4. Juli 1772, laut 
welcher: „das Erkenntniß, vermöge welchem die Einberufung der Gläubiger eines 
„Schuldners beſchloſſen wird, allumfaffend ift, jo zwar, daß alle Gläubiger, 
„welches Standes fie immerhin feien, und wo fie aud wohnen 


Mit Bezug auf diefe Verordnungen werden die unanfäffigen Zigeuner durch den 
Art. noy. 26. a. 1791. p. 9 von der den Unterthanen eigeräumten Freizügigkeit aus⸗ 
gefchlaffen. (vgl. $. 16 Abſ. IV u. X.) 

7. Zufolge des Bub. Decretes vom 19. Juni 1800, 3. 5230, haben a. b. Seine 
Majeftät mit Hofdecret vom 15. Mai 1800 zu befehlen gerubt, daß die unterm 3. Fe⸗ 
bruar 1786 erlafjene, unterm 2. März d. J. Gub. 3. 1412, kundgemachte Verordnung, 
wonach jene Unterthanen der Faiferl. deutſchen Erbländer, welche in Ungarn und Sieben: 
bürgen fih häuslich niederlaffen, oder dafelbft fi) verehelichen wollen, zur Anfiedlung 
ober Eingehung einer Ehe ohne die vorgefchriebenen Entlaſfungs⸗ und bezüglich Tauf⸗ 
feine, nur dann, wenn fie zur Zeit des Erlaſſes jener Berorbnung bereit zehn Jahre 
fih in Ungarn oder Siebenbürgen aufgehalten haben, und nad der früheren Rorm 
bereit eingebürgert waren, alle übrigen aber, und die einzelnen Unterthanen der faifer- 
Tich deutfchen Erbländer nicht anders, ald nad Beibringung der von ihrer deutſch— 
erbländifchen Gerichtebarkeit, einverftändlich mit dem localen Militaircommando, aus» 
geftellten Entlaſſungs⸗ und Tauffcheine zur Anfleblung und Gingehung der Ehe zu- 
gelaffen werden follen, — neuerdings kundgemacht werde. 

Die bier in den Abfähen 1-7 angeführten Berordnungen enthalten zwar zum 
größeren Theile Beftimmungen über die NRechtöverhältniffe der ir Lande mohnenden, 
nit ſtändiſchen (tolerirten) Nationdgenoffen; da aber aus denfelben zugleich bervor- 
geht, unter welchen Bedingungen exit diefelben für tolerirte Nationdgenofien, und ale 
folge außb für „Baterlandsfühne” (patriae cives), und nicht ala „Fremde“ 
zu betsachten feien, fo ließen fich dieſe Verordnungen auch zwedmäßiger bier, ale zu 
dem $. 16 Abſ. II oder den 88. 29-31 Abſ. I—V anſchließen. — 

*) Dr. Morig Stubenraud, d. a. b. Geſetzbuch x. Wien, 1853. 2. Lief. ©. 169. 
Dr. Zof. Ellinger's Handbuch des öfterr. a. Eivil-Rechted. 4. Aufl. Wien, 1851. ©.52u.53, 
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„mögen, verbunden find, vor derjenigen Behörde, welcher ihr Schuldner unter 
„steht, zu erfcheinen, ihre Forderungen allda anzumelden, und rechtägiltig zu 


„erweiſen;“ — und ferner das Glaffificationdurtheil „vor alle“, und nad 
dem gewöhnlichen Style gefällt werden fol 2c. (Hochm. le Samml. 1. Bd. 
v. 3. 1830. ©. 191 u. 207). 

2. bei der Ererution der von einem — Gerichte 
gegen einen ſiebenbürgiſchen Staatsbürger gefällten Urtheile. 
In dieſer Beziehung: „ſollen zur Beförderung des Handels die von wen immer 
„in Handelsſachen ausgeftellten Wechfel auch in Rüdficht auf perfönliche Haftung 
„Kraft haben; alle andern Wechſelbriefe aber, die aus was immer für Urſachen 
„ausgefertiget find, follen nur wie gewöhnliche Schuldverfchreibungen gelten. 
„Eine auf einen Wechfelbrief gegründete Schuld bat der Auffordernde bei dem 
„ordentlihen Magiftrate, deffen Gerichtsbarkeit der Schufdner unterliegt, einzu⸗ 
„Hagen, und er foll gegen einen folgen Schuldner, der in Hand— 
„Lungsjahen den Wechſel ausgeftellt hat, nah dem Inhalte des 
„Wecfelbriefes, gegen andere aber nah dem Sinne der vaters 
„landifhen Befeke Befriedigung erhalten.“ (Art. nov. 37. 2.1791.) 

Terner „haben, da nach dem Sinne der vaterländifchen Geſetze, Contracte 
„für die Gontrahenten Gefeße find, und alle geſetzmäßigen Verbindlichkeiten eitel 
„und vergeblih wären, wenn fie nicht ihre fhuldige Wirkung hervorbrädhten, 
„überdies auch die Gerechtigkeit und das Beſte des gegenfeitigen Handels mit 
„den deutſchen Erbländern, der ohne Sicherheit des Credits nicht beftehen kann, 
„es erfordern, daß die gejeßmäßig eingegangenen Eontracte getrenlich erfüllet, 
„und auch durch Hilfe des richterliches Armes in Vollftredung gebracht werden; 
„die Stände zufolge. des von Seiner Majeftät deswegen gemachten Antrages 
„beſchloſſen, daß ſowohl diejenigen, welche bei Gelegenheit eines gemadten 
„Anlehene mit Verzihtleiftung auf ihr eigenes Gericht ein 
„fremdes freiwillig und ausdrüdlih anerkennen, als die— 
„jenigen, weldhe mit Kaufleuten der erbländifhen Provinzen, 
„die vor das Wedhfelgeriht gehören, in Handlungsverbin- 
„dungen getreten find, dem Ausſpruche des Berichtes, das fie fih in 
„ihren Schuldverfchreibungen gewählet haben, fich unterziehen, und die Gerichte 
„dieſes GroßfürftenthHumes Siebenbürgen, und der dazu gehörigen Theile, die 
„gegen die dermaßen verpflichteten Perfonen ergangenen Eentenzen, infoweit fie 
„die Wirklichkeit und Giltigkeit der eingegangenen Schuld be— 
„treffen, wenn fie durch die erbländifchen Gerichte an das königl. fiebenb. 
„Bubernium gejendet, von diefem aber nad) der vorgefchriebenen Weije den ge- 
„hörigen Gerichten zugeftellt worden find, in Vollzug gefeßt werden follen. Das 
„mit jedoch, indem einerfeit3 für die Sicherheit der Gläubiger geforgt wird, 
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„ebenfo von der anderen Seite den Bevortheilungen vorgebeugt werde, fo wird 
„in Beziehung auf die Vollſtreckung von dergleihen Sentenzen erbländifher Ge- 
„tihtebehörden feftgefeßt: a) daß fie nur folden Shuldverfhreibungen 
„zutommen, weldegefehmäßig, und durch folde Berfonen aus: 
„gettelit find, welde das Recht dergleihen auszuftellen haben; 
„daher follen Schuldverfchreibungen von Mündeln, oder anderen unter Bormund- 
„Thaft, Euratel oder väterliher Gewalt flehenden Perfonen, dieſes Schußes in 
„Leinem Falle genießen; und wenn es gefhieht, daß über folde Schuldver- 
„ſchreibungen die Erecution angefucht, und vor dem vollſtreckenden Richter die 
„Ungiltigkeit einer folgen Schuldverfhreibung dargethban wird, hat er fogleich 
„von der Erecution abzufteben, und das königl. Gubernium zur weiteren Ber: 
„anlaflung davon zu unterrichten; wenu aber der Schuldner ſelbſt die Rullitäts⸗ 
„ausnahme macht, foll er gehalten fein, fie vor dem Berichte zu erweifen, 
„dem er ſich fchriftlih oder durch freiwillige That, auf ober- 
„wähnte Art unterzogen bat. b) Das Recht eines Dritten muß 
„nad dem Sinne der vaterländifhen Gefeße ftets ungekränkt bleiben, 
„und wenn ſolches bei Gelegenheit einer Erecution durch einen Dritten Anſpruch 
„babenden gründlid dargethan wird; fo muß der gemwinnende Fremde, der die 
„Erecution anſucht (nah vorläufig vollbrachter Ererution), vor dem erequirenden 
„Richter eine-angemeflene Sicherheit (Caution) leiften, und fich verpflichten, Daß 
„er, wofern vor dem rechtmäßigen Richter des Großſürſtenthumes Siebenbürgen 
„ein fremdes Recht entweder in Rüdfiht auf Priorität, oder aus dem Alter der 
„Scäuldverfhreibung, oder aus der Intabulation derfelben, oder endlich aus der 
„Eigenſchaft der Sache feldft erwiefen würde, Vergütung leiften wolle. e) Die 
„aufunbewegliden Gütern vorzunehbmende Erecntion foH nur als 
„ein gerichtliches Unterpfand gelten, fo daß adelige Güter zu allen 
„Reiten, bürgerlihe Gründe aber nach den TRunicipalftatuten des Ortes wieder 
„eingelöft werden können. d) Das Rechtsmittel der Nepulfion kann ftattfinden, 
„wenn der Abtreibende vor dem erequicenden Richter einen Irrthum in der 
„Sade, oder in der Perfon darzııthun vermag. e) Damit es bekannt werde, 
„mern eine Klage erhoben werden foll, und Niemand wegen falſcher oder vielleicht 
„Ihon getilgter Schuldverfähreibungen abwefend, vor einem auswärtigen Gerichte 
„werurtbeilt, in Gefahr fein Vermögen zu verlieren gerathen möge, ift eine Bor- 
„ladung zu den erbländifchen Gerichten einzuleiten, und darin ein angemefjener 
„Zeitraum zu beftimmen, der in Rückſicht auf die Entlegenheit diefes Groß: 
„fürftenthumes, nicht kürzer ala von 6 Monaten jein fol. Diefe Einberufungen 
„nd von dem erbländifhen Gerichte dem fiebenb. Gubernium zu überjenden, 
„und von diefem vermittelft der Aemter der Gefpannfchaften, der Diftricte, der 


„Szekler- und Sadhfenftühle, oder der Städte umd Märkte, in deren Bezirke der 
Sachſenhcim, Erlãuterung 14 
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„Schuldner wohnt, demfelden auf die gewöhnliche Art unverzüglich befannt zu 
„machen; und daß diefes gefchehen ift, darüber find Zeugnifle auszufertigen. — 
„Begenfeitig werden Seine Majeftät gnädigft zu verfügen ge- 
„ruhen, daß in ähnlichen Fällen gleihermaßen die Sentenzen, 
„welhein Siebenbürgen gegen ſolche erbländifhe Unterthanen, 
„Diefih den fiebenbürgifhen Gerichten unterworfen haben, ge- 
„Fallet worden find, in Bollziehung gefebt werden.“ (Art. nov. 2. 
a. 1792).*). i 

In Soncursfällen jedoch muß aud der auswärtige Gläubiger vor dem zur 
Soncureverhandlung beftellten Gerichte feine Anfprüche anmelden und geltend 
machen. (Eridalnorm vom 4. Juli 1772; und Gub. Decr. vom 25. Jänner 
1805, 3. 262: minthogy az ollyan esetekben, midön valamely Ados Crida 
alä vagyon velteive, &s a’ Creditorok Edietum ältal egyben hivallalnak, a’ 
Cridälis Norma szerent, akärmelly äallapotu, &s akarhol lako Creditoroknak, 
azon Forum elölt kellelik megjelenni, Es praetensiojokat meg-bizonyiltani, 
a mellynek hatalma ala vagyon az Ados vetlelve, ’s következöleg az illye- 
ten Ados ellen mäs biro elöti türvenyes &s foganalos kereseleli mozditani 
nem lehet). 

Auch können die Gerichte der deutfchen Staaten des öfterreihifchen Kaifer- 
reiches zwar nach der allgemeinen geſetzlichen Vorfchrift der Gerichtsordnung umd 
des Bat. v. 27. December 1790 ($. 378 der weftgal. ©. DO.) auch gegen un- 
garifhe und fiebenbürgifhe Parteien Berbote auf ihre in den deut- 
fhen Erblanden befindlichen fahrenden Güter bewilligen, Rechtfertigungsklagen 
annehmen, die Zuftellung diefer letzteren im gehörigen Wege bewirken, umd über 
die Rechtfertigung des Verbotes erfennen; eine Erecution des Erkennt— 
niffes haben fie jedoch, infofern ihre Gerichtsbarkeit nurdurd 
die Bewilligung des Berbotes begründet wird, blos auf das in 
Defhlag genommene und dasetwafonftin den deutfhen Staaten 
befindlide Bermögen des Schuldners zuertbeilen. (Hofdecr. vom 
12. Juni 1813. Gub. 3. 1650/1814 Traufgifche Rormal- Samml.) *). 


— — — 





*) Der angeführte 37. Landtagsartikel von 1791 wurde mit Hofdecr. vom 
15. Juli 1793 3. 113 und der Landtagsart. 2. v. 3. 1792 mit Hofdecr. v. 22. April 
1796 3. 292 auch den Gerichtöbehörden der böhmifch- öfterreichifch » deutfchen Erbländer 
zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung mitgetheilt. S. Dr. Joſeph Weſſely: Handbuch 
der weſtgaliziſchen Gerichtsordnung. Erſter Theil. Innsbruck 1834. €. 439 - 444. 

») Den Gerichtsbehörden der deutſchen Erbländer mit dem Hoſdecrete vom 
19. Juni 1813 3. 1055 in Folge a. h. Entſchl. vorgeſchrieben. S. Dr. Joſeph 
Weſſely: Handbuch der weſtgaliziſchen Gerichtsordnung. I. Theil. Innsbruck 1834. 
S. 407. 
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3. Bei Berabfolgung des Bermögens. Ueber die Vermögens: 
erportationen im Allgemeinen, und die Berabfolgung von Berlaffenfchaften ine- 
befondere, enthalten die fiebenbürgifchen Gefebe feine normirenden Beſtimmun⸗ 
gen. Diefer Mangel wird jedoh durch Rormalvorfchriften und Landtagsver- 
handlungen ergänzt. Zunächſt verfügt das a. b. Pat. v. 24. April 1782 Fol- 
gendes: „Da ein Abzugeredht (jus detraclus) weder einer Commune im Ganzen, 
„noch einer Privatperfon insbefondere zukömmt, außer ed merde ihm diefes durch 
„ein Privilegium oder die Verfügung des Geſetzes zuerkannt, eine ſolche Ver⸗ 
„fügung aber weder die Communen, noch die Privaten in diefem Fürftenthume 
„für fih anführen können, fo haben Wir befchloffen daffelbe für fünftighin ſowohl 
„in den Somitaten und Szellerftühlen in Bezug auf die Maguaten und Edellente 
„und die übrigen freien Berjonen, als bezüglich der fähfifhen Nation, der Etädte 
„und Märkte, wie nicht minder der übrigen Ausländer jeden Standes, welde 
„in Unferem erwähnten Fürſtenthume zur Betreibung eined Gewerbes, Handels 
„Oder irgend eines Gefchäftes verweilen, in Form einer allgemein gültigen Norm 
„einfach Unferem königlichen Fiskus zuzuertennen, und diefe allgemeine Norm in 
„der Art feftzuftellen, daß von einer ſolchen Bermögensmaffe, welche in 
„auswärtige, Unferen Erbländern nit zugehörende Staaten 
„ausgeführt wird, Zehn vom Hundert im Ganzen an Unferen 
„Löniglihen Fiskus abgeführt werden follen, wenn nicht betreff eines ſolchen 
„Abzuges zwifhen Uns und auswärtigen Regenten ein anderer 
„Bertrag beftehen, oder im Reciprocitätsrehte irgend ein Hin- 
„dDerniß dagegen obwalten follte, mit dem ausdrücklichen Zufaße jedoch, 
„daß in jenen durch die Geſetze beflimmten Fällen, wo das Succeſſionsrecht der 
„Ausländer in Unferem erwähnten Großfüritenthbume aufgehoben wäre, dort die 
„Ausländer weder in Bezug auf Die adeligen, noch auf die bürgerlichen Güter 
„der Rebenbürgifchen Berlaffenfchaften ein Succeffionsreht Haben follen, und 
„demgemäß in diefen Fallen auch das Abzugsrecht nicht Pla greifen fann. 

Was ferner eine Bermögensmaffe, oder Erbſchaft, welche aus jenem 
„Hürftenthume in Unfere übrigen Erbländer ausgeführt werden fol, betrifft, fo 
„halten Wir e3 allerdings für entfprehend und fürgerehtvom Stand: 
„punkte der Reciprocität, daß bloß bezüglich jener Orte, weldye auch von 
„den in Unfere Erbländer auszuführenden Bermögensmaffen diefes Rechtes 
„gebrauchen, ein Abzug unter dem obangeführten Titel von dem aus Sieben: 
„Bürgen auszuführenden Bermögen, ganz in derfelben Weife und in dem 
„felben Ausmaße ftattzufinden babe, in weldhem die erwähnten Orte das 
„Abzugsrcht gegen Siebenbürgen ausüben, indem Wir auch in einem jolden 
„Halle die Ausübung diefes Abzugsrechtes Unferem königlichen Fiskus zuſprechen. 
„In Bezug aber auf jene Provinzen, welche dieſes Recht betreff Unferer Erbländer 

: 12° 
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„nicht ausüben, oder bezüglich des von einem Orte Siebenbürgens in den 
„anderen auszuführenden Vermögens wolten wir, daß ein Abzugsrecht durchaus 
„nicht Platz greife, indem in diefer Beziehung die unterm 20. Juni 1776 erlaffene 
„8. Berordnung ach fernerhin aufrecht erhalten wird.“ (Urtert lateiniſch) — 
Das a. h. Patent Kaifer Leopold's II. vom 12. September 1791 (Sub. 3. 1082) 
lautet: „Unfere auf das gemeinfchaftliche Wohl gerichtetete Aufmerkfamteit, ver- 
" bunden mit der fläten Neigung, Unferen Erbftaaten in allen Gelegenheiten, Ber - 
weife von landesväterlicher Liebe zu geben, hat Uns bewogen, das durch Die 
vorige Regierung unter den 14. März 1785, wegen der Freyzügigkeit und des 
Abfahrtsgeldes erlaffene Patent, nun auch auf die hungarifhen Provinzen und 
auf Siebenbürgen zu erweitern. Diefemnah fol pon nun an das freie Ber: 
mögen, dad aus einem böhmifchen Erblande, oder aus Galizien, nad den bun- 
garifhen Provinzen, oder nah Siebenbürgen übertragen wird, der Entrichtung 
des landesfürſtlichen Abfahrtsgeldes ferner nicht unterliegen, gleichwie die 
Freyheit bey dem Zuge aus diefen Provinzen nach den deutfchen und böhmiſchen 
Erbländern und nad Galizien, durch öffentliche in Hungam und Siebenbürgen 
befannt gemachte Verordnungen zugeftanden ift ($. 1). Dod hat es in As 
fehung des Vermögens, weldyes entweder einem Unterthane angeböret, oder feiner 
. Eigenschaft gemäß, einer Grundobrigfeit als unterihäniges Gut unterliegt, und 
eben fo in Anfehung des bürgerlichen, einem Gewerbömanne angehörigen, und 
unter der Gerichtsbarkeit einer landesfürftlihen Stadt, oder eines ſolchen Marktes 
ftehenden Gute, bei dem Patente vom 14. März 1785, und der dort vorge: 
ſchriebenen Entrihtung des Abfchrtgeldes, fein Bewenden ($. 2)." Das bier 
berufene a. h. Patent vom 14. März 1785 beftimmt das bürgerlihe und 
grundherrliche Abfahrtsgeld von einem aus den deutſchen Erbläudern nad 
Ungarn oder Siebenbürgen auszuführenden Bermögen auf Zehn vom Hundert ”). 

Auf Grundlage diefer Verfügungen erflärt das a. h. Refeript vom 22. Jän⸗ 
ner 1819 an die Landftände (Hofz. 126 und 127. Kandtagsprotocoll. Iromanyok 
v. 1837 ©. 67) im 5. Bunte: „das Abfahrtsgeld im Lande felbft fei aufgehoben, 
zwifgen Siebenbürgen aber und den Erbläandern gälte die Reci> 
procität,“ in welder Beziehung die Landftände an die Beftimmungen des 
31. Artikelsprojectes vom 3. 181%, verwieſen werden. In dieſen Beſtimmun— 
gen heißt es: 1. im Lande ſelbſt darf, wenn das Vermögen aus einem Orte in 
einen anderen abgeht, Nichts abgezogen werden; 2. geht das Vermögen in die 
deutſchen Erbländer, fo dürfen Civil» und Dominal- Jurisdietionen fo viel ab» 


— — — 





— 


) Juſt. G. ©. 15 Nr. 396. Zimmerl's Handbuch für Richter, Advocaten 2. 
3.1830, 2. Bd. ©. 364 und 373. Dr. Sofeph Winiwarter: PanvEn® der Zuftiz- 
— politiſchen Geſetze ꝛc. 2. — J. Bd. ©. 286. 
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ziehen, als in den Erbländern abgezogen wird. Es verſteht fich, daß dem Fiscus 
fein Recht zukoͤmmt, da dieſes ſchon mit a. h. Verordnung nom J. 1791 auf: 
gehoben worden ift; 3. will Jemand fein Bermögen ins Ausland ziehen, fo muß 
er die a. h. Bewilligung unfuchen, da alle Auswanderung unter Confiscation 
und Articularftrafe verboten if. Wird die Abführung des Vermögens geftattet, 
fo können Zehn vom Hundert abgezogen werden, ja fogar mehr, wenn in dem 
Lande, wohin das Bermögen geführt wird, mehr abgenommen wird. ine 
Hälfte diefes Abzuges kömmt dem Fiscus zu, die andere der Civil» oder Dominal- 
Jurisdiction. (Landtagsprotocoll vom 3. 181°/ ©. 931) . 


*) Laut dem Bub. Decr. v. 6. Rovember 1800 3. 9740 wurde mit Hofbeer, 
v. 2. October deſſ. 3. verordnet, daß zufolge des zwifchen der Taiferlichen und der 
königlich »preußifchen Regierung beflchenden Ztaatsvertraged, wenn in Siebenbürgen 
ein preufijcher Untertban, oder umgefehrt in Preußen ein fiebenbürgifher Staate- - 
bürger mit Hinterlaffung eines Vermögens fterben follte, daffelbe den Erben, wenn 
fie durch die Gefandtfchaft ihres Staates, im Wege des betreffenden faijerlichen oder 
föniglihen Minifteriumd ihre Anſprüche darauf nachmweifen, nad Abzug jenes Theiles, 
welcher vermöge ded Abzugsrechtes zu entrichten fümmt, audgefolgt werben ſolle. — 
Saut dem Gub. Decr. vom 21. October 1811 3. 8249 wurde mit dem Hofdecr. vom 
13. Zeptember 1811 Hofz. 1945 aus Anlaß der häufig vorfommenden Fälle, wo aus 
Baiern und anderen verbündeten Ländern und Staaten audgewanderte, und in den 
faiferlihen Staaten angefiedelte Perjonen die Ausfolgung ihres Bermögend verlangen, 
verfügt, daß derartige Geſuche, namentlich die eines gebürtigen Baiern a. h. Ortes 
nicht zur Bewilligung anempfohlen werden follen, wenn jie nicht a) mit dem Tauf: 
icheine des Bittſtellers; b) mit einem glaubwürbigen und gefebmäßigen Zeugniffe 
darüber, daß derfelbe wirklich in den faiferlihen Staaten angeficdelt fei; c) mit dem 
Taufſcheine des Bittftellere, wenn er verbeirathet ſei; d) mit dem Erlaubnißſcheine 
zur Auswanderung; es mit einem Zeugniffe eines beeideten Militärarzted, daß der 
Bittiteller zum Militärdienfte untauglich fei, verfehen, oder mit folhen Gründen und 
Umjtänden bekräftigt und unterflügt wären, welche den Mangel der angeführten Zeug: 
niffe erjegen. — Laut Hofdecr. v. 8. Mai 1840 Hofz. 1916 (Gub. Decr. v. 10. Juni 
def. 3. 3. 6416) iſt zmwifchen der vfterreihifchen Monarchie und dem Königreich 
Holland über die wedhfelfeitige, und mit. feinem bisher üblich gewefenen Abzug ver- 
bundene Ausfolgung und Ausfuhr der den Unterthanen diefer beiden Staaten gehörigen 
Güter und zugefallenen Erbſchaften oder Bermädtniffe, ein für fämmtliche Provinzen 
beider Mächte gleich verbindlicher Bertrag gefchloffen worden, und zwar: 1. So wie 
in den zu Holland und dem Grofiberzogthum Luremburg gehörigen PBrovinzen, ebenfo 
wird auch in den Provinzen des öfterreihiichen Staates vom 13. Januar I. J. an» 
gefangen, für die aus einem Reiche in das andere zu erfolgende Ucherfuhr der Erb: 
Ihajten und Vermächtniſſe keinerlei Tare (Abfahrtd» Geld) abgenommen, und zwar fo, 
daß die beiderfeitigen Unterthanen bei ihrer Weberfiedlung oder Güter« Trandportirung 
feine anderweitigen Taren zu erlegen haben, ald blos diejenigen, welche nah dem 
Einne der bereitö beflehenden, oder vielleicht zu erfolgenden Geſetze, oder Allerhöchſte 
Berordnungen diefelben unter dem Titel ded Berkaufs, oder der Befigveränderung in 
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Das fiebendb. Recht enthält Feine directe Beftimmung, nad welden Ge: 
feßen die perfönliche Fähigkeit des Fremden zu Rechtsgefchäften zu beurtheilen 
fei? Da aber das nämliche Gefek, welches verfügt, daß fiebenbürgifhe Staats- 
bürger auch in Handlungen und Geſchäften, die fie außer dem Staatsgebiete 
vornehmen, in Rücficht ihrer perfönlichen Fähigkeit, an die fiebenbürgifchen Ge— 
feße gebunden bleiben, zugleich unter Aufftellung des Grundfaßes der Reciprocität 
verlangt, daß das von einem fiebenbürgifhen Staatsbürger mit einem Fremden 
im Auslande eingegangene Rechtsgeſchäft, infoweit es auch in Siebenbürgen 
rechtliche Folgen haben foll, nad) dei Geſetzen des Drtes, wo es eingegangen 
wurde, rechtsgiltig abgefchloffen fein müſſe, folglih der Fremde ebenfo, wie der 
fiebenbürgifhe Etaatsbürger, daffelbe auch rechtsgiltig habe abfchließen Fönnen, 
fo ergibt fih hieraus von felbft, Daß in einem folden Kalle die perſönliche 
Fähigkeit des Fremden nicht nach den fiebenbürgifhen Gefeßen, fondern nad 
Bezug der ererbten Güter auch in dem Falle zu zahlen haben, wenn fie in denfelben 
Provinzen verbleiben follten. 2. Auch diejenigen Zaren, welche bisher unter dem 
Titel des Abzuge an die Gommunitäten, Körperfchaften und Yundationen der Städte, 
Marktjleden oder Dörfer bei Ueberſiedlung oder Beförderung der Erbſchaften geſetz— 
mäßig gezahlt worden find, follen hinfort nicht mehr entrichtet werden. In Bezug 
auf Ungarn haben die im diejer Hinfiht für die Dorfs-Communitäten und Herr: 
haften giltigen, in Bezug auf das Jus detractus beftchenden Geſetze in ihrer Kraft 
fortzußeftehen. Hinfihtlih der aus Holland oder LQuremburg nach Ungarn zu über: 
führenden Erbſchaften oder fonftigen Güter, ift feftgefept worden: daß von denfelden 
unter dem Titel des Abzug in die betreffende Gemeinde» Caffa nur fo viel gezahlt 
werde, als in derjenigen Ortſchaft, wohin die Gröfchaft, oder die fonftigen Güter 
abgeführt werden, unter dem erwähnten Zitel abgenommen zu werden pflegt. 3. Die: 
jer Bertrag ift blog in Bezug auf die wechſelſeitige unbefchränfte Ausführung der 
Güter gejchloffen worden, die in Bezug auf die Perfon und perfönlichen Verbindlich: 
feiten der beiberfeitigen Unterthanen, namentlih in Hinfiht des Militär » Dienftes 
jowohl in den öfterreihifchen Staaten, ald au in Holland und dem Großherzogthum 
Zuremburg beftehenden ſämmtlichen Gefege und Allerhöchſte Verordnungen bleiben in 
ihrer Kraft. 

Aehnliche Hofdecrete dürften aus Anlaß jedes von ber faiferlihen Regierung 
mit auswärtigen Staaten abgefchlojfenen Freizügigkeits-Vertrages crfloffen, und in 
den Landesarchiven verborgen fein. Doch ift ed dem Berfaffer leider nicht gelungen, 
mehrere derfelben aufzufinden. Auch die befannte Trauſchiſche Normalienfammlung 
im jähfifhen Nationalardive unter Univ. 3. 369 vom 3. 1549 enthält keine der— 
artige Verordnung, mit Ausnahme eines Gub. Decretes vom 12. November 1772 
3. 9253, welches den an einigen Orten eingeriffenen Mißbrauch, daß die Magiftrate 
von den in ihren Händen befindlihen fremden Sachen (quod ex quocunque sub 
titulo ablatis rebus alicnis, in manusque Magistratuales quoguomodo deventis) 
ben dritten Theil abziehen, ald in den Gefepen nicht begründet, abftelit, und für 
unzulajjig erklärt. 
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jenen des Staates, dem er ald Unterthan unterliegt, zu beurtheilen fei; (Art. 
nov. 2. a. 1792, vgl. oben Abf. IN. 2. und 8. 4) und dies zwar umfomehr, ald 
im Allgemeinen die fiebenbürgifchen Gefebe den Fremden nur dann, wenn der- 
felbe, und fo lange er im Lande vermeilet, verbinden (Tr. 11. 5). 


— 


Zu den Abfägen I—IV. vgl. die zu den 88. 29— 31 angeführten neuen Ge: 
feße und Berordnungen. Außerdem fümmt bier noch zu bemerken: 

1. Die mit der 3. M. B. vom 18. Juli 1653 für die Königreihe Ungarn, 
Croatien, Elavonien, die ſerbiſche Woiwodſchaft mit dem Temeſcher Banate und das 
Großfürſtenthum Siebenbürgen erlaffene proviforifhe Goncurd- Ordnung, 
mwirfjam vom 1. September 1553, enthält folgende hieher gehörige Beſtimmungen: 
a) Befigt ein Cridatar, über deffen Bermögen in denjenigen Kronländern, für welche 
die gegenwärtige C. D. gilt, der Goncurd eröffnet worden ift, auch im Auslande, oder 
b) ein dort in Concurs verfallener Schuldner auch in diefen Kronländern cin Ber: 
mögen, fo bat man fi in Beziehung auf die Frage, ob und von weldem Gerichte 
ein ſolches Vermögen in den Concurs zu ziehen fei, zunächſt an bie Diesfälligen 
Staatöverträge zu halten. In Grmangelung folder Berträge ift das im Auslande 
befindliche bemeglihe Vermögen im Falle a) in den inländifchen Concurs zu ziehen, 
daher die Ausfolgung deffelben von der ausländifchen Behörde in Anfpruc zu neb». 
men, und im Falle b) dad im Inlande befindliche, bewegliche Bermögen der aus: 
ländifhen Concurs » Inftanz auf Verlangen audzufolgen. Die Concursverhandlung 
über das unbewegliche Vermögen ift in beiden Fällen den Gerichten des Staates, in 
welchem es liegt, vorbehalten. Sollte von den Behörden eines auswärtigen Staates 
die angefuchte Ausfolygung ded beweglichen Bermögend verweigert, oder nur in ber 
fchränfter Weije zugeitanden werden; fo ift hievon das Juftizminifterium ohne Berzug 
in Kenntniß zu fepen, welches erforderlichen Falles die öfterreihifhen Gerichte 
anmeijen wird, gegen jenen Staat ein gleihes Berfabren zu beobachten ($. 6). 
Dei der Behandlung der von den Ausländern auf eine inländifhe Concursmaſſe 
geftellten Anfprühe hat ſich der Richter zunächſt nach den hierüber beftehenden Staats⸗ 
verträgen zu benchmen. In Grmangelung jolcher Verträge bat der Grundfap zu 
gelten, daß die Ausländer im Goncurje gleiche Rechte mit den Etaatöbürgern genießen, 
wenn diejen in dem Staate, welchem jene angehören, ebenfalld gleiche Rechte mit den 
dortigen Staatsbürgern in Soncurdfällen gefeblich eingeräumt find, wofür die Ber- 
muthung ftreitet. Hat der inländifche Richter einen befonderen Grund, das Gegentheil 
anzunehmen, fo ift der Ausländer, welcher einen Anſpruch gegen die Concursmaſſe in 
der vorgefchriebenen Zeit angemeldet hat, anzumeifen, innerhalb einer beſtimmten Friſt 
durch öffentliche Urkunden darzuthun, auf welche Art in dem Staate, weldhem er 
angehört, die öjterreihijchen Staatöbürger in gleihem Falle behandelt werden, wonach 
fih dann der öſterreichiſche Concursrichter auch in Betreff ded angemeldeten Anfpruches 
des Ausdländere zu benehmen bat. in zweifelhaften Fällen ifi die Weifung des 
Shergerichted einzuholen ($. 7). Die Eröffnung des Concurſes iſt auch in anderen 
Kronländern, und felbft im Auslande durch die Zeitungsblätter befannt zu maden, 
wenn zu vermuthen ift, daß ſich daſelbſt Gläubiger aufhalten oder ein Vermögen bed 
Berfchuldeten befindet (8. 32). Ein Fremder darf nur unter der Bedingung zum Ber: 
mögenöverwalter erwählt. werden, daß er bis zur Beendigung deö Goncurjed in dem 
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Kronlande, wo fi bie Goncurs » Inftanz befindet, feinen Aufenthalt nehme (5. 49.) 
(R. ©. Bl. v. 3. 1853 Nr. 131). 

2. Die Borfhriften über die Erecution auswärtiger Urtbeile im 
Inlande, und inländiſcher Urtheile im Audlande enthält die prev. C. P. O. 
vom 3. Mai 1852 88. 550 — 554 (vgl. 8. 4). 

3. Die B. des Juſtizminiſteriums vom 15. Juni 1853, womit eine prov. In⸗ 
firuction über das gerichtliche Verfahren in Rechtsgeſchäften außer Streitſachen für 
Eichenbürgen, wirkſam vom 1. September 1853, erlaffen wurde, enthält über die 
Behandlung der Berlaffenifhaften von Ausländern folgende mwefentliche 
Beftimmungen: Ueber die innerhalb des dfterreichifchen Staated liegenden unbemeg: . 
Ithen Güter eined verftorbenen Ausländere fommt dem nad dem Gefebe über Pie 
Zuftändigfeit in bürgerlihen Rechtsſachen dazu berufenen öfterreichifchen Gerichte, 
wenn nicht durch Staatsverträge ein anderes Webereinfommen getroffen wird, die 
Abhandlung in vollem Umfange zu. Daffelbe hat daher die Beurtbeilung der Rechte . 
aller Theilnehmenden und die Obforge über die Berichtigung fämmtlicher Abhandlunge: 
gebühren nach hierländifchen Gejeßen zu pflegen ($. 22). In Anfehung des beweg⸗ 
lichen Bermögend der in dem öfterreihifchen Etaate oder im Auslande verftorbenen 
Ausländer, haben die öfterreichiichen Gerichte, infofern nicht die Ausübung der Gegen- 
feitigfeit ein abmeichended Verfahren nothivendig macht, der zuftändigen ausländifchen 
Behörde des Erblafferd ſowohl die Erbfchafts » Verhandlung, ald die Entſcheidung aller 
ftreitigen Erbanſprüche zu überlaffen, und fih in ber Regel darauf zu befchränten,; 
für die Sicherung des Nachlaſſes und_der Anfprüche derjenigen Erben und Vermächt⸗ 
nifnchmer, welche öjterreichifche Unterthbanen, oder in dem üfterreihifhen Staate fi 
anfbaltende Fremde find, dann für die Befriedigung ber hierländigen Gläubiger zu 
forgen ($. 23). Die näheren Vorfchriften hierüber enthalten die 88. 135 — 137 der- 
jelben Inftruction. Nur wenn der verftorbene Ausländer feinen ordentfihen Wohnfik 
in dem öfterreichifhen Staate genommen hatte, und die hierlandes befindlichen Bes 
theiligten um die Abbandlungspflege durch Die öfterreichifche Gerichtsbehörde einfhrei- 
ten, hat die legtere die Erbverbandlung nah den öfterreichifchen Gejegen vorzunehmen, 
fofern über voraudgegangene Edictal-Borladung auch die ausmärtigen Betheiligten, 
von welchen etwa Erbrechtsanſprüche angemeldet werden, fi diefer Verhandlung 
unterwerfen (8. 24). Wie ſich biebei zu benehmen, und wie indbefondere binfihtlich 
der Verlaſſenſchaften der in dem öfterreichifhen Staate verftorbenen türfifchen Unter. 
-thanen zu verfahren ei, wird in den 88. 138— 142 derjelben Inftruction beſtimmt 
(R. ©. Bl. v. J. 1853 Ar. 109). 

Paut ber 3. M. 3. vom 29. November 1851, 3. 1579 hat aus Anlaß des in 
Frankfurt a. M. erfolgten Todes eines öfterreihifchen Staatsbürgerd der Senat ber 
freien Stadt Frankfurt erflärt: „daß Die dortigen Gerichte nach dem Tode eines in 
Kranffurt verftorbenen Ausländersd die Abhandlung feines Nachlaſſes 
im Allgemeinen dann in Anſpruch nebmen, wenn er daſelbſt feinen 

. feften Bohnfip gehabt hat; daß fie jedoch, wenn er feinen feften Wohnſitz 
daſelbſt hatte, feinen Dort befindlichen bemeglihen Nachlaß mit Einfluß der etwa 
vorhandenen Staatspapiere an das zuftändige Heimathögericht ded Berftorbenen auf 
defien Anfuchen verabfolgen; daß auch im erften Falle die Auslieferung dee beweg⸗ 
lichen Nachlaſſes an dad Heimathsgericht des Verftorbenen dann erfolgen fanıt, wenn 
fein Einſpruch von Seite eined der Betheiligten erhoben wird, und daß jedenfalle 
por Auslieferung des Nachlaſſes die dortigen Gläubiger mittelft öffentlicher Aund- 
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machung aufgefordert werben, ihre Anfprüche binnen kurzer Friſt dafelbft geltend zu 
machen. Demnach haben fi die k. k. öflerreichifchen Gerichte in den Fällen, wenn 
ein Angehöriger der freien Stadt Frankfurt in den öfterreihifhen Staaten mit Tod 
abgehen jolite, Hinfichtlih der Abhandlung feines Nachlaſſes nach denfelben Grund» 
fägen zu benehmen. 

4. Zufolge des Art. XIII ded 8. E. PB. vom 29. Mai 1853 (NR. ©. Bl. Nr. 99) 
fommen fünftigbin die mit auswärtigen Staaten beftebenden Freizügigkeits— 
Berträge, infofern deren Wirkſamkeit nicht ausdrücklich auf beſtimmte 
Kronländer befhränft ift, au in Siebenbürgen zur Anwendung. Bon 
folhen Verträgen find in neuerer Zeit ausdrücklich auch für Siebenbürgen verbindlich 
erflärt worden: a) ber Punkt 9 des Schifffahrts⸗ und Handels» Vertrages mit dem 
Königreihe Griechenland vom 4. März/20. Februar 1835; b) der wegen Aufhebung 
der in fläbtifche, herrſchaftliche oder Sommunalcaffen fließenden Abfahrtögelder am 
3. Auguft 1804 zwiſchen der Baiferlich öfterreichifhen Regierung und der jchweizerifchen 
Eidgenoffenihaft geichloffene und durd nachträgliche Vereinbarungen in den Jahren 
1821 und 1837 auf fämmtlicdhe Ränder der öſterreichiſchen Monarchie und der ſchwei⸗ 
zerifchen Eidgenoſſenſchaft ausgedehnte Freizugigkeits - Bertrag (R. ©. BL. v. J. 1952 
Rr. 8.2.8. Bl. Nr. 41); c) zufolge der Gouv. 8. vom 17. März 1852, die wegen 
Auflafjung der Abnahme von I. f., wie von Sommunal- Abfahrtögeldern zwifchen der 
faiferlihen Regierung und dem herzoglich Coburg⸗Gotha'ſchen Minifterium zu Stande 
gekommene Uebereinfunft (8. G. BE. Ar. 103); d) die zwifchen Deflerreih und Sar- 
binien zufolge der unterm 19./21. Juni 1852 audgewechfelten Dinifterial « Erflarungen 
über die wolle Freizügigkeit bei gegenfeitigen Bermögenderportationen beftehende Ueber⸗ 
eintunft (R. ©. Di. v. 3. 1852 Nr. 144. 2. ©. Bl. Rr. 145), e) die zwiſchen 
Defterreih und Preußen zufolge der unterm 6./29. Yuli 1852 ausgemechfelten Mini« 
fterial- Erflärungen über die Ausdehnung der vollen Freizügigkeit bei gegenfeitigen 
Bermögensderportationen aud auf Ungarn und Siebenbürgen abgejchloffene Ueberein⸗ 
Zunft (R. G.Bl. v. 3. 1852 Nr. 180. 2. ©. Bl. Rr. 209); f) das zufolge der 
zwiſchen Oefterreih und Sachſen unterm 17. Rovember/23. October 1852 audge- 
wechſelten Minijterialertläarungen zwifchen der kaiſerlich öfterreichifchen und königlich 
fähfifhen Regierung gefchloffene Uebereintommen, wegen bes ihren beiderfeitigen 
Unterthanen auf dem Gebiete des anderen Etaated zu geftattenden abzugäfreien Ber- 
zehrens von PBenfionen und anderen derlei Bezügen aus öffentlichen Caſſen (R. ©. Bi. 
v. J. 1852 Rr. 236. 2. ©. 3. Nr. 255); 8) die zwiſchen der kaiſerlich öfterreichifchen 
und der königlich mürtembergifchen Regierung mit Auswechslung von Minifterial- 
erflärungen vom 13./20. April 1853 über die Ausdehnung der Freizügigkeit bei - 
gegenſeitigen Bermögend - Erportationen aud auf die Bermögend- Ausfuhr aus und 
nah Ungarn, Grsatien, Slavonien. Siebenbürgen, die Woiwodſchaft, Serbien und 
das Temefher Banat zu Stande gelommene Uebereinkunft (R. G. BI. vom 5. 1853 
Rr. 115). Die gleiche zwifchen Defterreich und Hannover mit Auswechslung von Minifterial- 
erflärungen vom 23. Zuni/24. Mai 1853 abgeſchloſſene Uebereinkunft (R. G. Bl. Nr. 149). 

5. Mit der Minifterialerflärung des Minifteriumd des Aeußeren vom 4. Januar 
1852, welche gegen eine gleichlautende Minifterialerflärung der königlich bairiſchen 
Regierung ddo. München den 17. Jänner 1852 ausgewechſelt wurde, wird zwilchen 
beiden Regierungen bie Aufhebung des Rüderfapes der Koften für Requi— 
fitionen feftgefeßt. weldhe ein Etaat an den anderen in civilgericht— 
lichen Angelegenheiten in Beziehung auf unvermögliche Parteien, 


+ 
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fo wie bei ftrafrechtlihen oder polizeilichen Unterfuhungen richtet. Die näheren 
Beitimmungen hierüber fiehe in 88. 1—9 der Minifterialerflärung (R. G. Bl. vom 
%. 1852. Nr. 37. 2. ©. Bl. Nr. 73). 

6. Die Verordnung der oberften Polizeibehörde und der Minifterien des Aeußern, 
des Innern und des Kriegsweſens vom 3. Mai 1853 enthält in ben 88. 1 — 24 bie 
näberen Beftimmungen über die paßpolizeilihe Behandlung der Ausländer 
in Oeſterreich (R. ©. Di. Nr. 82) und die Verordnung des Chefd der oberften 
Polizeibehörde vom 27. Jänner 1653 in 88. 1—13 die näheren Beftimmungen in Be 
treff der Evidenzbaltung und Ueberwachung der aus Defterreihlanded- 
verwicfenen oder abgefhafften Ausländer (R. ©. DI. Rr. 46). 

7. In Rückſicht der Gerichtöbarkeit werden die darauf bezüglidhen 
Beftimmungen ber mit auswärtigen Staaten beftehenden Berträge durch die für Sieben» 
bürgen crlaffene C. J. R. nicht berührt (Art. X der C. 3. R. vom 10. Mai 1852, 
und Art. IX der C. 3. R. vom 3. Zuli 1853). — Wenn bie Zuftändigfeit eines 
öfterreichifchen Gerichted in Bezug auf einen fremden Staatsangebörigen oder fremdes 
Bermögen von dem Gerichte des auswärtigen Staates beftritten wird, fo fann ber 
inländifche Richter das Verfahren nicht weiter fortfeßen, ald foweit es aus öffentlichen 
Rückſichten oder zur Eicherung der Privatrechte erforderlih if. Er bat den Fall 
fammt allen Acten dur das Obergericht dem oberfien Gerichtähofe vorzulegen, 
weicher diefelben mit feinem Gutachten an das Zuftizminifterium leitet (C. 3. R. vom 
3. 1852. 8.4. €. J. N. vom 3. Juli 1853. 8. 4). — Defterreihifche Unterthanen, 
weiche in der Eigenfchaft eines öfterreichifchen Beamten im Auslande dienen, bleiben 
unter der Gerichtöbarkeit, welcher fie während ihres Aufenthaltes in dem üfterreichifchen 
Etaate unterworfen waren. Laßt fich diefer nicht ausmitteln, fo wird angenommen, 
daß fie ihren Wohnfik in Wien hatten (E. J. N. vom J. 1852. 8.28. C. J. R. vom 
3. Zuli 1953. $. 27). — Unterthanen audwärtiger Staaten können vor den öfter 
reihifhen Gerichten belangt werden: a) bei dem allgemeinen Gerichtöftande des Wohn- 
fißed, wenn fie dieſen in dem öfterreichiichen Staate genommen haben; b) in allen 
Fällen, in welchen auch öfterreichifche Untertanen nad den Beitimmungen der 6. J. R. 
außer dem Gerichtsbezirfe ihres Wohnſitzes belangt werden können, bei dem hiezu be» 
flimmten befonderen Gerichtaftande; c) im alle, ald weder ein befonderer, noch der 
allgemeine Gerichtsſtand des MWohnfipes eintritt, an jedem Orte, wo fie getroffen 
werden, wegen aller ihrer Berbindlichkeiten, weldhe in dem öfterreichifhen Staate ent- 
ftanden, oder daſelbſt zu erfüllen find; d) in Folge der Gegenfeitigfeit (Neciprocität) 
in allen Fällen, in melchen der Staat, welchem fie angehören, auch Klagen gegen 
öfterreichifche Unterthbanen zuläßt (C. 3. N. v. 3.1652. 8.30. ©. J. N. v. 3. Zuli 
1853. 8. 29). — Iſt ein öfterreichifcher Staatdbürger im Auslande geftorben, fo kommt 
die Verlaſſenſchafts-Abhandlung dem Bezirkögerichte feines legten ordentlihen Wohn. 
figed im Inlande, oder, wenn fi diefer nicht ausmitteln läßt, demjenigen Bezirfd« 
gerichte oder Gerichtähofe erfter Inftanz zu, in beffen Sprengel fi feine unbemweg- 
liben Güter ganz oder zum größten Theile, und wenn er blos bewegliches Vermögen 
befeffen haben follte, ber größere Theil des Iepteren befindet. Im Zweifel hierüber 
entfcheidet die Zuvorfommung (C. J. N. v. 3. 1852. 8. 71. C. 3. NR. v. 3. Juli 1853. 
8. 13). — Nüdfihtlih der in dem öfterreihifchen Staate gelegenen unbeweglichen 
Güter, die zu dem Nachlaſſe eined Ausländere geboren, kommt die Berlaffenfhafte- 
abhandlung ſtets demjenigen üfterreichifchen Bezirkägerichte oder Gerichtähofe erfter 
Inſtanz zu, in deffen Sprengel diefe unbeiveglichen Güter ganz, oder ihrem größten 
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Theile nach gelegen ſind, wenn nicht mit dem Staate, welchem der Verſtorbene ange⸗ 
hörte, eine andere Uebereinkunft getroffen worden iſt (C. J. N. v. J. 1852. 8. 73. 
C. J. N. v. 3. Juli 1853. 8. 75. R. ©. Bl. Rr. 129). — Ueber die Zuſtändigkeit 
des beweglichen Nachlaſſes eines Ausländers vergl. die oben Abſ. 3 angeführten Bes 
ſtimmungen, welde mit den 88. 72 u. 74 der GC. J. R. v. 3.1852 und den 88. 74 
u. 76 der C. J. N. v. 3. Yuli 1853 im Einflange fteben. 

8. Zufolge der Verordnung ded Juſtizminiſteriums vom 20. März 1852 hat 
die franzöfifche Regierung den Wunſch audgefprodhen, daß die, an bie franzöfifchen 
Gerichte ergehenden Requifitiond » Schreiben nur auf wichtigere Acte der Rechtöpflege, 
namentlich auf die Einleitung von Unterfuhungen, Aufnahme von rehtaverbindlichen 
Erklärungen, Verhören, Eiden und Berhandlungen über die Anerkennung einer Urkunde 
beſchränkt, einfache Zuftellungen gerichtlicher Erläffe aber, oder bloße Einholungen 
von Auskünften mit Befeitigung der Dazwifchenkunft der Gerichte lediglich im diplo⸗ 
matifchen Wege veranlaßt werben mögen. Zugleich hat fie auf die Nothwendigkeit 
aufmerfjam gemacht, daB die Requifitiond » Schreiben in cinem der gewöhnlichen 
Gourtoifie entfprehenden Style abgefaßt feien, die Angabe des ämtlihen Charaktere 
des Beamten, von dem fie audgefertigt find, der Behörde, von welcher oder in deren 
Ramen fie ausgehen, der Thatſache, welche fie veranlaft, und des Zweckes, deffen Gr: 
reihung fie beabfichtigen, enthalten; endlih, daß fie in den Fällen, wo es fih um 
die Vornahme wirklicher gerichtlicher Acte handelt, zur Befeitigung des Zweifels über 
bie Gompetenz ber requirirenden Behörde mit den erforderlichen Legalifirungen ver: 
jehen fein follen. Hievon werden die Juſtizbehörden mit Beziehung auf den Erlaß 
des Juftizminifteriumd vom 14. October 1650, 3. 393, R. ©. Bl., zur entfprechenden 
Darnachachtung mit dem Beifage in Kenntniß geiegt, Daß bie, nad) dem obenerwähnten 
Wunſche der franzofiihen Regierung abzufaffenden Nequifitiond- Schreiben der erften 
Inſtanzen, wenn fie der Legalifirung bedürfen, durch das zuftändige Oberlandesgericht 
(Appellationsgericht, Diftrictual» Obergericht, Banals Tafel) mit der ordnungdmäßigen 
Zegalijirung dem Zuftizminifterium vorzulegen find, damit ſich dieſes, unter Beifügung 
der weiteren Legalifirung, an dad Minifterium des Aeußern zur Beförderung der Re⸗ 
quifitiond» Schreiben, an die öfterreichifhe Gefandtfhaft in Parid wenden könne 
(R. ©. Bl. Rr. 74. 2. ©. Bl. Nr. 100. vergl. auch $. 35 Abſ. 3). 


$. 38. 


Die Geſandten,. die öffentlichen Gefcäftsträger und die in ihren Dienſten ſtehenden Perſonen ge 
niegen Die in dem Bölterrechte und in den öffentlichen Verträgen gegründeten VRefreiungen. 


Die ſiebenb. Geſetze enthalten keine Beftimmungen, wodurd die den Ge⸗ 
fandten, den Öffentlichen Gefchäfteträgern, und den in ihren Dienften ſtehenden 
Berfonen in ciwilrechtliher Bezichung zukommenden Befreiungen feſtgeſetzt wer: 
den. Aber eben hieraus, fowie aush daraus, daß das öffentliche Recht Sieben 
bürgens die Befugnip des Verkehres mit den auswärtigen Mächten. namentlid 
die Abſchließung der Staateverträge, der Abfendung und Inſtruirung von Ge: 
fandten für auswärtige Staaten, fowie umgekehrt der Annahme und des 
Empfanges ausländifcher Sefandtfhaften zu den ausſchließlichen Majeftätsrechten 
rechnet (Art. nov. 9. a. 1791. Sua Majestas Sacralissima Juribus Majeslatis 
circa ineundos Paeis Traclalus, Missionem itlcın, et Instructionem Lega- 
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torum ad exemplum Divorum. suorum Praedecessorum porrd eliam sibi 
reservatis), folgt von felbft, daß auch in Siebenbürgen die Abgeordneten fremder 
Staaten (f- g. diplomatifhen Perfonen) und die zur Kamilie derfelben und ihrer 
Begleitung gehörenden Perfonen, die in dem Völkerrechte und in den Staate- 
Verträgen begründeten Befreiungen, oder die ihnen nad den Grundfäßen der 
f. g. Exterritorialität gebührenden Rechte, gleihwie in den übrigen Provinzen 
des Kaiferreiches, genießen. *) 

Die Ausnahme hievon, weldhe in den übrigen öfterreihifchen Provinzen 
für den Fall befteht, wenn ein fremder Abgeordneter oder Souverain in denfelben 
PBrivateigenthum erwirbt, in welder Beziehung er fodann den bezüglichen inlän= 
diihen Gefepen unterfteht (vergl. $. 20), konnte in Siebenbürgen früher des— 
wegen nicht Platz greifen, weil dafeldft ein Ansländer überhaupt, ohne alle Rück⸗ 
fiht anf feine fonftige bürgerliche oder öffentlihe Stellung. vor Erlangung des 
Indigenates auch feinen Grundbefiß erwerben konnte (A. C. III. 41), nah Er: 
langung des Indigenates aber, nicht mehr ald Ausländer, fondern als In— 
lander zu betradhten war. ”‘) 

Zur diefem $. find folgende neue Verordnungen zu bemerken: 

1. Das Oberfipofmarfhall» Amt wird in der Ausübung der Gerichtsbarkeit 
über die Mitglieder des faiferl. Haufee, und über die Berfonen, welden dad 
Recht der Erterritorialität zuftebt, oder durch befondere Verordnungen einge: 
räumt wurde, erhalten. Die früher von ihm über andere Perfonen ausgeübte Gerichtd- 
barkeit ſteht zwar dein ordentlichen Gerichten zu, jedoch haben dieſe, wenn in den 
Wohnungen der Mitglieder des kaiferl. Hauſes oder der Erterritoriellen ein 
gerichtlicher Act gegen eine in denjelben wohnende, den ordentlichen Gerichtäbehörden 
unterficehende Perfon vorzunchmen ift, das Oberfthofmarfchall - Amt um die Bornahme 
anzugeben, es wäre denn, daß es fih um eine bloße Zuftellung handelt (E. 3. R. 
v. 3. 1852. Art. VI. C. % N. v. 3. Juli 1853. Art. V. — Die im Auslande be 
ftehenden kaiſerl. öfterreichifchen Confulate haben die ihnen zugewieſene Gerichtsbarkeit 
aud) künftig, nad den darüber beftehenden Vorſchriften auszuüben (E. I. N. v. J. 
1852. Art. IX. C. J. N. v. 3. Juli 1853. Art. VID. — Untertdanen des öfterreichi- 
jhen Kaiferthumes, welche von fremden Regierungen Beglaubigungen annehmen, bleiben 
unter der Gerichtäbarfeit, welcher fie nach ihren übrigen Berhältniffen unterftchen. 


——— — 





) S. Dr. Morig v. Etubenrauh: Dad a. b. Gefepbuh x. Wien, 1853. 
2. Heft. ©. 175 — 177. Dr. Joſ. Ellinger: Handbuch des öfterr. a. Civil: Rechtes. 
4. Aufl. ©. 54. 

») Zufolge ded Gub. Decretes vom 27. Zuli 1815, 3. 6717, fteht es den öfter- 
reichiſchen Kaufleuten frei, zur Betreibung ihrer Angelegenheiten und Führung ihrer 
Proceffe in den türfifchen Ländern, auch türfifche Unterthanen ald Agenten zu be: 
ftellen, wenn dieſe gewiffenhafte Leute und den Sntereffen ihrer Bollmachtgeber geneigt 
find; doch dürfen dieſe Agenten folche Angelegenheiten und Proceffe nur vor den 
k. k. öfter. Gonfulaten oder Agentien führen (Traufhifhe Norm. Samml.). 
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Die Conſuln fremder Mächte unterſtehen, fie mögen öſterreichiſche, oder fremde Unter- 
thanen fein, ftetd den öfterreihifchen Gerichten, in deren Bezirk fie fih aufhalten 
(8. 3. R. v. 3.1852. 8.29. 8. J. N. v. 3. Juli 1853. 8. 28. R. ©. Bi. Nr. 129). 

2. Die Beftimmung, daß jeder Ausländer, welcher fih nad den f. k. öfterr. 
Etaaten begibt, mit einer ordnungsmäßigen Reifeurfunde verfehen fein muß, findet 
auf ſouveraine Fürften und die Glieder regierender Häufer, welde 
föniglihe Ehren genießen, nebſt den fie begleitenden oder einzelnen 
reifenden Gemadlinnen und Kindern für fi, ibr®efolgeund Diener- 
haft, keine Anwendung. Ebenſo find von der Beſtimmung, daß fich der Fremde, 
wenn er in der Haupt- und Reſidenzſtadt Wien, ſowie in den Hauptflädten des Kaifer- 
. reiches, wo k. k. Polizei» Directionen, oder felbftftändige f. k. Polizei= Commiffariate 
ihren Sif haben, Tänger ald drei Tage zu verweilen beabfichtigt, mit der vorge— 
fhrichenen Aufenthaltötarte verfehen muß, diplomatifche Agenten fremder 
Mächteundihre Begleitung, ſowie Staatödiener fremder Regierungen, 
welde in ämtliher Stellung reifen, ausgenommen (B. der oberſten Polizei- 
behörde und der Minifterien des Aeußern, ded Innern und des Kriegsweſens dom 
3. Mai 1853. 88.1 u. 11. NR. G. Bl. Nr. 82). 

3. Nachdem den öfterreihifchen Behörden die directe Correfpondenz mit 
den bei der kaiſerl. Regierung accreditirten fremden diplomatifhen 
Mifjionen nicht geftattet ift, und hiezu die Vermittelung des Minifteriumd des 
Arupern in Anfprud genommen werden muß, fo werben fämmtlihe Juftiz» Behörden 
angewiefen, in vorfommenden Fällen einer foldhen Correfpondenz, ihre für die fremden 
Miffionen beftimmten Zufchriften offen an das Minifterium des Aeußern zu leiten 
(I. M. €. v. 7. April 1952. R. ©. Bl. Nr. 88. 2. ©. Bl. Nr. 123). 


8. 39. 


Die Berichiedenheit der Religion bat auf die Privat⸗Rechte feinen Einfluß, außer inivfern dieſes 
bei einigen Gegenſtänden durch die Geſetze insSbeſondere angeordnet wird. 


1: 


Mie bereits zu 8. 16 bemerkt wurde, werden nach dem im weiteren Sinne 
aufgeftellten Begriffe des ſiebenb. Civilrechtes die PVerfonenrechte der Staats- 
angehörigen auch durch ihr Glaubensbekenntniß (Religion) begründet. In 
diefer Beziehung unterfcheiden die Gefeße recipirte (receptae), und geduldete 
(toleratae) Glaubensbekenntniſſe. 

N. 


Zu den erften gehören: 1. das enangelifchereformirte; 2. das evangelifch: 
Iutherifhe; 3. das römifch-fatholifche und A. das unitarifche Glaubensbekenntniß 
(A.C.1.1.a.2. ezen negy recepta, ugymint: Evangelica Reformata [vulgo 
Calviniana], Luilherana sive Augustana, Romano-Calholica, Unitaria sive 
Antitrinilaria religioknak szabados exercitiumok, in locis juxlaConstilutiones 
regni solilis, ezutänis meg-engedlessek), weldhe in der freien Religions 
übung, in den bifhöflihen und pfarrliden Functionen, und ſonach auch in 
civilrechtlicher Hinfiht volllommen gleiche Rechte genießen, 
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Sleihe Rechte mit den römiſch-katholiſchen Glaubensgenoſſen genießen 
auch die Anhänger der griechifchFatholifchen oder unirten, der roͤmiſch-katholiſchen 
einverleibten Kirche (Art. nov. 6. a. 1744).*) 


) Die ſiebenb. Landesgefepe enthalten über diefe vollfommene Rechtsgleichheit 
der recipirten Glaubensbekenntniſſe folgende ausdrüdliche Beitimmungen: In Sieben⸗ 
bürgen hatte die Reformation dee 16. Jahrhunderts ſich über das ganze Land erftredt 
fo daß fatholifche Kirchengemeinden bid zu Ende ded 17. Jahrhunderte lediglich in 
vier zunächft concefjionirten Orten befanden (A C. I. 1. a. 5). Den proteftantifchen 
Gonfeffionen war dad Recht eigene Biſchöfe zu haben verfichert, den Katholiken da» 
gegen nur ein Picar zugeftanden; außer der feier der Sonntage nur noch jene der 
drei großen Jahresfeſte (Chriſt⸗, Oſter⸗ und Pfingft- Feiertage) angeordnet (A. C. I. 1. 
a. 9 u. 12); und im Webrigen den proteftantifchen Gemeinden der ganz unbefchränkte 
und vorwiegende Einfluß eingeräumt (A. C. 1. 1. a.5 und A. C. I. 2. 3). Erſt nad 
dem Eintritte der faiferl. Regierung in Siebenbürgen wurde zufolge des Leopoldini- 
fhen Diplomed vom 4. ‘December 1691, und des daffelbe ergänzenden f. g. Religiong- 
diplomed vom 9. April 1693 (vergl. Borkenntniffe Abi. 1X) die Rechtsgleichheit 
auch bezüglih der Katholifen vollflommen durhgeführt; den anderen 
recipirten Landesreligionen jedoch der volle Bejtand ihrer Kirhenfreiheiten 
bei jedem Regentenwechfel dur die a. b. Affecurationddiplome, und wörtlide Gr 
neuerung des Reopoldinifchen Diplomes befonderd zugefichert. Zu den fpeciellen ein 
fließenden gefeplichen Beftimmungen gehören: a) Die Geiftlichen der einen Religion 
dürfen fih nicht in das Amt jener einer anderen einmifchen, mit Perjonen 
einer anderen Religion weder eine Trauung, nod eine Scheidung 
(Trennung des Ehebandes, und Scheidung von Tiſch und Bett) vornehmen, noch die⸗ 
felben zur kirchlichen Verſöhnung zulaffen (A. C. 1.5. a. 3 u 4: „egyik 
religion levö Pap-is mäs religion levö szemelyekel, sem copulälni, scın divor- 
tiälni, sem Ekklesiai reconciliatiora admittälni ne mereszellye). Die Gerichts: 
barkeit in Eheſcheidungsfällen ſteht den geiftlihen Behörden zu; die welt- 
lichen Gerichte ertheilen ihnen die Afiiftenz (C. C. I. 1. a. 8). b)Der Mebertritt 
von einer Religion zur anderen ift Jedermann geftattet (A. C. 1.5. a. 4. 
ha akarja religiojät vältoztatni, szabadsägäban leszen). 

Mit dem Leopoldinifhen ‘Diplome wurde feftgeftellt (Art. nov. 2. a. 1791): 
a) daß in Siebenbürgen in Sachen ber vier recipirten Religionen, der Kirchen, 
Schulen, Pfarren Nichts geändert; den Katholifen dagegen das Recht, neue Gemeinden 
zu fliften und Kirchen zu bauen mit freier Religiongübung, zugeftanden werde (art. 1); 
b) daß die Güter der Kirchen und Privaten, unter dem Borwande, daß fie früber 
zu einer Kirhe, Convent oder Gapital gehörten, nit angefochten 
werden können, fondern Jedermann, was er befipt, auch künftighin beſitzen jalle. 
(art. 2. ut unusquisque ea, quae nunc habet, et possidel, imposterum etiam 
teneat et possideat.) 

Mit der unter befonderen Garantien am 26. Dlai 1711 abgefchloffenen f. g. 
Szathbmarer Cunvention wurden die Gefege in Religionsſachen nochmals feier» 
lichſt beftätigt. 

Nachdem ferner im J. 1744 die der fatholifchen Kirche etwa noch abträglichen 
Geſetze landtäglich aufgehoben worden waren (Art. nov. 6 u. 7. a. 1744), wurden im 
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Die Geiftlihen diefer Religionen genießen für ihre Perfon adelige Bor« 
rechte (Tr. 1.2. A. C. 1.5.2.5. Dipt. Leop. p. 1. vergl. $. 16. Abf. VI). 


3.1791 duch neue Gefetze nicht nur das LKeopoldinische Diplom und mit demſelben 
die früheren Gefege beftätigt, fondern aud die gegemfeitige Gewährleiftung ber 
Religiondgleihheit durch die drei recipirten Nationen erneuert (Art. nov. 5, 11. 
a. 1791), und diefe fogar auf die aritbmetiihe Gleichzahl aller Religionen 
in den öffentlihen Anftellungen im Sande und bei Hofe erftredt (Dipl. Leopold. p. 9. 
Alvinc. Kesol. p. 6. erneuert durch Art. nov. 20. 21. „Competentiae receplarum 
„religionum habealur ratio“, und 22. a. 1791. „Ex individuis religionum quas 
„restauranda per electioaem Stalio concernit, et in quibus idonea ad hanc sub- 
„jeeta reperiuntur Suae Majestali Sacratissimae e quavis religione tria In- 
„dividua pro Regia denominalione proponantur). Nachdem die Eheprocefie, melde 
Kaifer Joſeph I. im 3.1786 bezüglih aller Eonfeffionen an die Eivilgerichte 
gewieſen hatte, in Folge des allgemeinen Widerrufes aller Joſephiniſchen Einrichtungen 
durch das Reſtitutions⸗Edict vom 28. Jänner 1790 noch vor dem Landtage des fol- 
genden Jahres an die geiftlihen Gerichte der vier recipirten Religionen 
zurüdgelangt waren, wurde über die in der Zwifchenzeit von den Givilgerichten 
Siebenbürgend abgeurtheilten Eheproceſſe bezüglich der gegen die Geſetzmäßigkeit 
ſolcher Urtheildfprüche, und der Legitimität der Kinder erhobenen canoni» 
fhen Zweifel gefeplich beftimmt: 1. daß die von den Givilgerichten von 17861790 
gefallten Urtheilefprüche in Ehefcheidungsfachen giltig, dann 2. daß die Kinder, welche 
aus Ehen, die zufolge einer ſolchen civilgerichtlihen Entſcheidung eingegangen waren, 
‚gezeugt wurben, legitim feien (Art. nov. 34. a, 1791), — Die Verwaltung der 
Stiftungen aller Religionen im Sinne der Stifter wurde angeordnet 
(art. 54. vergl. 8. 655); die Vergütung für die feit Erlaß des Leopoldiniſchen Di- 
plomes irgend einer Konfeffion factifh abgenommenen Kirchen, Zhürme, Gloden, 
Pfarrgründe verfügt (art. 55); die unbefhränfte Drudlegung der Religion 
bücher über Anordnung der betreffenden Biſchöfe und Conſiſtorien garantirt (art. 56); 
über die Kinder aus gemifhten Ehen beftimmt,daß diefelben inder Re 
ligion der Eltern je nach dem Geſchlechte erzogen werben, jo zwar, daß alle 
anderweitig eingegangenen Berträge (Reverfe) ungiltig fein jollen (art. 57. Erga com- 
munem Staluum et ordinum consensum b. annuente Majestate Sacralissima de- 
terminatum est: ut proles e diversarum Religionum Parentibus, sive mixlis 
Matrimoniis suscipiendae, sexum suorum Parentum sequantur, ct Masculi in 
Patris, Femellae vero in Matris suae Religione educentur, ad baptizentur. Con- 
traclibus quibusvis in contrarium nihil valentibus. vergf. $. 140); den Geiftlichen 
der vier recipirten Religionen der Zutritt zu ihren Glaubendgenoffen an Orten, wo 
fih fein angeftellter fungirender Geiftlicher ihrer Confeſſion befindet, dann in den 
Mitlitairfpitälern, in den Gefängniſſen überhaupt, ſowie namentlih zu den Ber- 
urtheilten, zur Ausfpendung der Sacramente, geiftlihen Troſtes, Belehrung und 
zur Beerdigung der Todten, ohne allen Einfluß eines anderen Beiftlichen, ſichergeſtellt 
(art. 58); und die Ehedispenfen im dritten und vierten Grabe bei den Protejtanten 
aufgehoben (art. 59. vergl. 88. 83—87). 

Es muß bemerkt werden, daß diefe Erneuerung der altgefeplihen Sanctionen 
im Jahre 1791 zunächft darin ihren Grund hatte, daß im Laufe der früheren Jahre 
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II. 


Die Anhänger der geduldeten Religionen (religiones toleratae) find von den 
weſentlichen Vorrechten der recipirten Religionen ausgeſchloſſen. Den Anhängern 
der griechifch - orientalifhen (nicht- unirten) Kirche ift zwar die freie Religiond- 
übung (Art. nov. 60. a. 1791) im ganzen Lande gemährleiftet; fie haben ihren 
eigenen vom Landesfürften ernannten Bifchof, der in Religiondfachen die Ober: 
gewalt unter dem Ober-Auffichterechte des Landesfürften ausübt; allein fie haben 
feinen gefeglihen Anſpruch auf öffentliche Anftellungen, ihre Geiſtlichkeit ent- 
behrt der adeligen Vorrechte; fie müffen ihre Geiftlihen, ihre Kirchen und ihren 
Eultus aus Eigenem, ohne Beihilfe des Staates und der übrigen Religione- 
genofien unterhalten. 

Noch befchränkter find die Auhänger der zweiten in Siebenbürgen tolerirten 
Religion, die Juden (A. C. V. Ed. 82), welche blos in die Elaffe der Inwohner 
(Zsell&rek, vergl. 88. 33— 37. Abf. II. Anmerk. 5) gehören; ihre Religions: 
übung ift bloße Privatſache und vom Staate gar nicht anerkannt. *) 


Zum 8. 39 ift zu bemerken: 

1. Aus dem im a. b. P. v. 31. December 1851 aufgeftellten oberften Grund⸗ 
fape der „Bleichheit aller Staatdangehörigen vor dem Geſetze“ folgt von 
feibft, daß der Genuß der bürgerlichen Rechte von dem Neligiondbefenntnijfe unab- 
bängig ift (R. ©. Bl. vom 3. 1852. Nr. 2. 28. G. Bi. Nr. 24). — Derfelbe Grund- 
faß ift noch weiters in Siebenbürgen durch die prov. Inftruction über die Regelung 
der Handeld- und Gewerböverhältniffe in diefem Kronlande in der Beftimmung zur 
Anwendung gebracht worden: dag aus Rückſicht auf die VBerfhiedenheit der 
Meligion und Nationalität, auf Geburt und Stand der Eltern, Niemand von 
der Erlernung oder Betreibung eines Handeld- oder Gewerbe: 
gefhäftes audgefchloffen werden fann ($. 1). (Gouv. K. v. 25. November 1851. 
8. G. Bl. Rr. 303). — Eine Ausnahme von diefem Grundfake findet nur dort flatt, 
wo dad Geſetz felbft eine ſolche anordnet. 


— — — — — — — 


vielfache Klagen über Beeinträchtigungen der nichtkatholiſchen Religionen entſtanden 
waren, deren Wiederkehr dadurch vorgebeugt werden ſollte; daher denn auch insbeſondere 
die Erhaltung der vier recipirten Religionen in der durch das Leopoldini— 
ſche Diplom, und die Geſetze verbürgten Rechtsgleichheit verſichert, und zugleich 
die dagegen erlaſſenen Verordnungen ausdrücklich aufgehoben wurden (Art. nov. 53. 
a. 1791. qualuor receplae religiones vigore legum patriarum benigno Diplomate 
Leopoldino firmalarunı [articulis illis, qui religioni Romano Catholicae praejudi- 
cassent, per art. 6 et 7 novellarium arliculorum Anni 1744 jam sublatis] in 
aequalltate jurium, ac Liberlatum suarum, liberique Exerecitii 
non obstantibus incontrarium editis ordinalionibus, porro etiam 
conservabuntur). 


) Benigni’e, Statiſtik und Geographie von Siebenbürgen. 11. Abth. S. 4859. 
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2. Zufolge des 8. E. P. v. 29. Mai 18863 (R. ©. BI. Rr. 99) finden bie 
im zweiten Hauptftüde des Gefepbuches enthaltenen Borfchriften über dad Ehe- 
recht, infofern fie die giltige Abſchließung und die Verhandlung über die Ungiltig- 
feit einer Ehe, die Scheidung von Tifh und Bett, und die Trennung der Ehe be- 
treffen, auf-die dem Givilftande angehörigen Unterthanen der hriftlichen 
Religion ohne Unterfhied der Gonfeffionen in diefem SKronlande feine 
Anwendung. In Hinficht der vorbezeichneten, dad Band der Ehe felbft betreffenden 
Punkte unterfteben daher diefelben auch noch ferner ihren geiftliden 
Gerihten und den nach Berfchiedenheit ihres Glaubensbekenntniſſes 
für fie giltigen kirchlichen Borfhriften (Art. ID. Auf die jüdifhen 
Glaubensgenoſſen finden die Borfchriften des zweiten Hauptftüdes des a. b. G. B. 
über das Eherecht ihre volle Anwendung (Art. IV). Hieraus folgt zunächſt, fowie 
aus dem Abf. 1 aufgeftellten Grundfage, daß die Befchränkungen der bisher im Lande 
blos geduldeten chriſtlichen Religionen (griechiſch Richtunirten) fortan aufhören; daß 
ferner die im $. 77 bezüglich der Trauung gemifchter Chen und die in den 88. 115 
und 116 des b. ©. B. rüdfichtlih der Chetrennung der nichtkatholiſchen chriſtlichen 
Religiondveriwandten enthaltenen Beitimmungen in Siebenbürgen nicht zur Anwen⸗ 
dung fommen, fondern diesfalls die daſelbſt beftehenden kirchlichen (canonifchen) Ge⸗ 
fege der verichiedenen chriftlichen Confeſſionen in Kraft bleiben. — Dagegen treten 
die in den 88. 123—136 des b. ©. B. enthaltenen Vorichriften über die Ehen der 
Juden in Anwendung ; ebenfo wird auch zufolge der 88. 768 und 769 der Abfall vom 
Chriſtenthum für eine Enterbungsurſache gelten, und die Nichtchriſten von der Zeugen« 
ſchaft bei der leptwilligen Erklärung eined Chriften zufolge des 5. 593 allerdinge 
ausgefchloffen fein. 

3. Zufolge der DB. ded Minifter® des Innern vom 16. November 1851 
haben bie über den Urfprung, Beftand und die Tendenzen ber f. g. Richtfreunde, ber 
freihriftfihen und beutfhkatholifchen Gemeinden gepflogenen Erhebungen zur Ueber: 
jeugung geführt, daß die unter diefen oder ähnlichen Namen gebildeten Gejelfchaften 
unter dem Dedmantel eined angeblich religiöfen Belenntnifjes politifche Partei: 
beftrebungen verfolgen, und daher als vorwaltend politifche Vereine anzufehen und zu 
behandeln find. Da eine genauere Prüfung des Zweded und der biäherigen Wirk— 
famleit diefer Genoffenichaften ihre gefährliche, auf üntergrabung ber fittlichen Grund: 
lagen der Geſellſchaft und des Staates abzielende Richtung außer Zweifel geftellt hat 
fo bält fih die Regierung für verpflichtet, den Beitand diefer mit dem öffentlichen 
Wohle unverträglihen Genoffenfhaft nicht länger zu dulden. Es wird demnach in 
Folge a. h. Entſchließung vom 16. Rowember 1851 verorbner: 1. Die unter dem 
Ramen „Lihtfreunde, Deutfhfatholifen und freichriftliche Gemeinden” entftandenen 
Vereine werben verboten, und find dort, wo fie noch befichen, alfogleich aufzulöfen. 
2. Die fernere Errichtung und Bildung von Bereinen, welche mit den vorgenannten 
gleiche oder ähnliche Zwede, unter mad immer für Namen verfolgen, wird unterfagt. 
3. Jedermann, der nad diefem Verbote ſich eine Thätigkeit erlaubt, welche das Merk: 
mal einer ſolchen Vereinswirkſamkeit an fi) trägt, ift in Orten, wo’ der Ausnahme: - 
zuftand befteht, nad den biedfälligen Ausnahmsgeſetzen, fonft aber nad dem DBereind: 
gefehe und den einfchlägigen ftrafrechtlihen Beftimmungen zu behandeln. 4. Gegen 
jene, welche fi bei Geburtd-, Trauungd- ober Beerdigungsfällen irgend eine, nur den 
Seelforgern anerfannter Kirchen oder Gonfeffionen zuftebende Function anmaßen, ift 
nah 8. 19 des Patente? vom 17. März 1849 über die Ausübung des Vereinsrechtes 
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vorzugehen. 5. Vorkommende Beerbigungen von Anhängern eined foldhen Bereines 
find unter Aufſicht der Sicherheitsbehörde, ohne Zulaffung eines Leihengepränges in 
der Stille vorzunehmen. 6. Bei einer unterlaffenen Taufhandlung ift von den Be 
börden die Einfchreitung des Orts-Seelſorgers jener Kicche oder Confeffion, welchem 
deren Bornahme mit Rüdficht auf das Religionsbefenntniß, dem die Eltern nah Aus⸗ 
weis des Taufactes, oder eines in gefehlicher Weife erfolgten Mebertritted angehören, 
nad den beftehenden Gefepen zufteht, in Anſpruch zu nehmen, und wegen Sicher⸗ 
ftelung der Erziehung der Kinder, ‘den beftehenden Gefepen gemäß, bad Amt zu 
bandeln. (R. ©. DI. v. 3. 1851. Nr. 246. 8. G. B. Nr. 300). 
Solche Genoſſenſchaften find übrigend nah $. 26 zu beurtbeilen. 

- 4. Zufolge a. h. Entfhließung vom 10. Jänner 1853 ift die Rubrik „Reli«- 
gionsbekenntniß“ in die Päſſe, Paffirfcheine, Meldzettel, Heimathſcheine und 
fonftige derlei zur Legitimation der Inhaber, oder zur Durchführung der polizeilichen 
Evidenzhaltung dienende, fowie überhaupt auch in andere Urkunden, Audweife und 
Zabellen, welche Rubriten mit Perfonalbezeichnungen enthalten, aufzunehmen (3. M. B. 
vom 14. März 1853. 3. 2198). 


8§. 40. 

Unter Familie werden die Etammeltern mit allen ihren Nachkommen verflanden. Die Berbindung 
zwiſchen dieien Perfonen wird Verwandiſchaft; Die Verbindung aber, welche zwiſchen einen Ehegatten und 
den Derwandten des andern Ehegatten entfteht, Schwägerfhaft genannt. 

$. 41. 


Die Brade der Berwundtfhaft zwiſchen zwei Berfonen find nad der Baht der Zeugungen. mittelft 
welcher in der geraden Linie eine derielben von der andern, und In der Geitenlinie beide von ihrem 
nähften gemeinfhaftlihen Etanıme abhängen, zu befimmen. In welcher Linie und im weichem Grade 
Jemand mit dem einen Ehegatten verwandt if, in eben der Linie und in eben dem Grade ift er mit dem 
andern Ehegatten verſchwaͤgert. 


$. 42. 


Unter dem Namen Eltern werden in der Regel, ohne Unterſchied des Grades, alle Verwandte in 
der auffteigenden, und unter dem Ramen Kinder alle Berwandte iu der abfteigenden Linie begriffen. 


I. 

Die ſiebenb. Landesgeſetze enthalten felbft keine Begriffebeftimmung der 
Familie, der Berwandtfhaft und Schwägerfhaft. Die Rechtsgelehrten fuchen 
diefen Mangel bald durch eine engere, bald durch eine weitere Ausdehnung, welde 
fie dem Begriffe der „Familie“ geben, zu ergänzen; je nachdem fie denfelben 
blos auf das zwifhen den Stammeltern und ihren Nachkommen, oder außerdem - 
auch auf das zwifchen den Ehegatten untereinander beitehende Verhältniß, ja fo- 
gar auf das zwifchen dem Familienhaupte ald Dienftgeber und dem Dienftgefinde 
beftehbende Bertragsverhältniß erſtrecken.) Faßt man jedoch jene in den Geſetzen 


) So 3. B. begreift Joh. C. Albrih im „Sächfifchen Privatrechte“ $. 10 
unter Familie, übereinftimmend mit der Begriffsbeflimmung des b. ©. 2. blos „die 
Etanmeltern mit ihren Nachkommen.” of. Zimmermann im „Siebenbürgifch- 
ungarifhen Privatrehte”, Mſcr. 8. 23, verftcht darunter „den Inbegriff aller ber 
Perfonen, welche durch Erzeugung oder Gemeinſchaft des Blutes mit einander ver» 
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enthaltenen Beftimmungen, wodurd die Nechtsfphäre der durch gemeinfame Ab- 
flammung und Gemeinfhaft des Blutes wirklich mit einander verbundenen, oder 
vermöge einer Fiction ald mit einander verbunden gedachten Berfonen bedingt 
wird, fo find unter Familie die Ehegatten (Stammeltern) mit ihren ehelichen, 
oder dieſen vermöge eines bürgerlichen Actes (Adoption, Legitimation) gleiche 
geftelten Abkömmlingen zu verftehen. *) 


II. 

Das Verhältniß zwifhen den Perfonen, die eine gemeinfhaftlihe Abſtam⸗ 
mung baben, heißt Berwandtichaft (cognalio), und die Verbindung des 
einen Ehegatten mit den Berwandten des anderen Ehegatten Schwägerſchaft; 
doch findet weiter zwifchen den beiderfeitigen Berwandten der Ehegatten, oder 
zwifchen dem einen Ehetheile und den Ehegatten der ihr verfchwägerten Berfonen 
fein Schwägerfchaftsverhältnig flatt. 


III. 


Das Verwandtſchaftsverhältniß wird nach Linien und Graden be— 
ſtimmt. Unter Linien verſteht man eine Reihe miteinander verwandter Per— 
ſonen. Die Linie iſt zweierlei Art: 1. eine gerade (linea recta), wenn die 
Berwandten eine fortlaufende Reihe von einander abflammender Berfonen bilden, 
und fonach zu einander in dem Berhältniffe der Erzeuger und Erzeugten ftehen 
(parentes, liberi, ascendentes, descendentes). Die auffleigende Linie 
gibt den Begriff der Ascendenten (Eltern), die abfteigende Linie jenen der 
Descendenten (Kinder). 2. Eine Seitenlinie (linea Iransversa), wenn die 
Berwandtfchaft lediglih in der gemeinfhaftlichen Abſtammung begründet ift. 
Die auf. folhe Art mit einander verbundenen PBerfonen beißen Seitenver- 
wandte (collaterales). 

IV. 

Die Seitenlinie ift entweder eine gleiche (linea collateralis aequalis), 
wenn die verwandten Perfonen zu dem gemeinfchaftlihen Erzeuger in gleichem 
Grade der Bermandtfchaft fteben; oder eine ungleiche (linea collaleralis 
inaequalis), wenn die eine Perfon dem BERLIN aftlihen Erzeuger näher ftcht, 
als die andere. 


kunden find, und in diefe Genoffenfhaft entweder durch Heirath ober durch einen 
feierlichen bürgerlichen Act (Adoption, Legitimation) aufgenommen worden find.” A 
Dosä de Makfalva im „Jus Transsilvanicum privatum“, 1. Thl. 8. 4, ‚erweitert ben 
Begriff auch auf das Vertragsverhältniß zwifchen dem Herrn und Diener. Sn lcpterer 
Beziehung vergl. die 88. 91 und 1032. 

*) Dr. Mortg Stubenrauh: Das a. b. Geſetzbuch. Wien 1853. 2. Lieferung. - 
e. 179. 

13” 
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V. 


Für die Berechnung der Verwandtſchaftegrade ————— graduum) 
unterſcheidet man zwei Zahlungsarten: 

a) die des bürgerlihen Rechtes (melde das fiebenb. Civilrecht gleich 
dem a. 6. G. B. dem römifchen Rechte entlehnt), welde fowohl in der geraden, 
als in der Seiten-Linie, die Verwandtſchaftsgrade nach der Anzahl der Zeugungen, 
durch welche die Verbindung zwifhen zwei Verwandten hergeftellt wird, berechnet 
(lot sunt gradus, quot sunt generationes); und welder gemäß alfo jede ein⸗ 
jelne Zeugung, oder jede erzeugte Perfon einen Grad bildet (semper generata 
quaeque persona gradum adjicit). Rad diefer Zählungsweife ift die Ver⸗ 
wandtſchaft eine um fo nähere, je weniger Zeugungen diefelbe bewirkt haben. 
Diefe Berechnung der Derwandtfchaftsgrade fteht in Siebenbürgen bei den 
griehifh nicht unirten Blaubensgenoffen in Anwendung; 

b) die des canonifhen Rechtes, welche in der geraden Linie mit der 
Regel des bürgerlichen Rechtes übereinftijmmt, in der'Seitenlinie aber dem ab« 
weichenden Grundſatze folgt: „daß zwei Seitenverwandte einander in demfelben 
Grade verwandt find, in welchem bei gleichen Seitenlinien der eine oder andere, 
bei ungleicher der entferntere mit dem gemeinfhaftlihen Stammhaupte verwandt 
iſt“ (Superior quidem et inferior cognalio a primo gradu ineipit, at ea quae 
ex Iransverso numeralur, a secundo). Hier werden alfo die Zeugungen nur 
auf einer, und zwar bei ungleichen Seitenlinien, auf der längften gezahlt. Diefe 
Zahlungsart fteht in Siebenbürgen bei den Katholiken, den griechiſch⸗katholiſchen, 
den Reformirten (Ealvinifhen), den evangelifch »Iutherifchen (Augsburgiſchen) 
Slaubensgenoffen und den Unitariern in Anwendung. | 


v1. 


Die bei der Verwandiſchaft geltende Berechnung wird (übereinftimmend 
mit dem römiſchen; Tanonifhen Rechte, und auch dem a. b. ©. B.) bei der 
Schwägerfhaft in Anwendung gebracht nah ber Regel: „in welder Linie 
und in welchem Grade Jemand mit dem einen Ehegatten verwandt iſt, in Tben 
der Linie und in eben dem Grade ift er mit dem anderen (Ehegatten ver- 
ſchwägert.“ 

vu. 


Ferner ift die Berwandtihaft eine volle (bilateralis), wenn die Ber- 
wandten beide Stammeltern gemein haben, oder von zwei Linien verwandt find, 
in welchem Falle fie vollbürtige (germani) heißen; oder eine halbe (unilas 
teralis), wenn fie nur einen Elterntheil ald Stammhaupt gemein haben, oder 


nur von einer Linie verwandt find, in welchem Falle fie Halb hürtige genanut 
werden. 
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Außerdem unterfiheidet man, namentlih nah ungarifhem Rechte, 
die Agnaten, d. h. Blutsverwandte, deren Berbindung mit einander, oder mit 
dem gemeinfchaftlihen Stammbaupte durch Männer vermittelt wird, von den 
Cognaten, deren Berbindung mit einander nur aus der Abſtammung von 
einem Weibe entſpringt. Endlich kennt das canonifche Recht auch eine geiftige 
Berwandtfhaft (cognatio spiritualis), weldhe aus der Taufe und Firmung 





entſteht, und nur bei den katholifchen Glaubensgenoſſen zur Anwendung fömmt.”) 


Zum $. 42 wird bemerkt: Zufolge Eröffnung ded hohen f. k. Minifteriums 
des Innern vom 8. Auguft I. 3. 3. 22 bat das Minifterium des Kriegsweſens 
im Einvernehmen mit dem Minifterium des Innern über eine vorgefommene Anfrage, 
bezüglich der Interpretation des Auddrudes „Kinder“ im-4. Punfte lit. a des a b. 
Gnadenactes vom 12. März 1850 die Behandlung der ald Honveds zur k. k. Armee 
Abgeftellten betreffend, dieſen Ausdrud dahin zu- interpretiren befunden, daß unter 
Kinder, die eigenen und Adoptivfinder unbedingt, bie Pflegekinder jedoch nur infoweit, 


als fie ald Adoptivfinder zu betrachten, beide leptere Kategorien überhaupt nur im 


Falle fie nach den ungarifchen Gefepen des Rechtes der ehelichen Kinder theilhaftig, 
keineswegs aber auch bie Stieflinder zu verftehen find. 


8. 43. 


Die befondern Nechte der Famtlienglieder werden bei den verfhiebenen — worin 
fle ihnen zufommen, angeführt. 


3 


Diefe befonderen Rechte der Familienglieder find enfhalten: 1. in dem 
Berfonenrechte, wohin das Eherecht, dad Verhältniß zwiſchen Eltern und Kindern, 
das Vormundſchafts⸗ und Curatelverhältniß gehört; 2. in dem Sachenrechte, 
wohin das Erbrecht überhaupt, und bei den Ungarn und Szeklern das Aviticitäte- 
verhältniß infonderheit, dann das Näherrecht bei den Sachſen, die Schenkungen 
und Ehepacten gehören; 3. in den dem Perfonen- und Sachenrechte gemeinſchaft⸗ 
li zufommenden Beftimmungen von der Verjährung: 


*) ©. Petri Bod Synopsis Juris connubialis. Cibinii 1763. 8. 105— 135. 
S. 39—54. Joh. EC. Albrih: Sähfifhes Privatreht 88. 10—15. S. 22 — 24. 
Johann von Yung: Ungarifches. Privatrecht. Wien 1818. 88. 168—191. ©. 80—89. 
of. Zimmermann: Siebenbürgifch-Ungarifched Privatrecht. Mfer. $. 23. Dr. Morig 
Stubenrauch: Das a. 5. Gefepbud. 2. Lieferung. Wien 1853. ©. 179—185. 
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Zweites Hauptſtück. 
Bon dem Cherehte. 


1. Analog mit den kirchlichen Verhältniffen Siebenbürgens haben fidh hier 
auch die Rechtsverhältniffe der Ehe, welche von jeher den Charakter einer mehr 
kirchlichen ald bürgerlichen Inftitution bewahrt bat, verfhiedenartig ausgebildet. 
Wie bereitd oben (8. 39) bemerkt worden ift, hatte die Reformation des 16. Jahr⸗ 
hundert3 fich allmälig über das ganze Land ausgedehnt, Tonnte ihre Glau⸗ 
bensfäße ungehindert entwickeln, und zu dauerhaften, für die betreffenden 
Glaubensgenoſſen rechtsverbindlichen Normen geftalten, indem gleichzeitige, bie 
auf die neueften Zeiten in gefegliher Kraft erhaltene Landtagsbefhlüfle (Kand⸗ 
tagsartitel vom 3. 1572, 1573, 1579, 1584 und 1595) *) den Gliedern der 
vier recipirten Landesreligionen das Recht zuerkennen, ihre kirchlichen Angelegen- 
heiten dur Beſchlußfaffung in ihren eigenen Berfammlungen (Synoden, Com 
fiftorten) ganz felbftftändig zu regeln. Während alfo einerfeits die urfprünglid) 
beftandenen kirchlichen Einrichtungen der Fatholifhen Glaubensgenoflen den an⸗ 
geführten Gefeßesfanctionen zufolge unverändert blieben, oder infoweit fie in 
dem Drange der Reformationgzeiten einige Beſchränkungen und Abanderungen 
erlitten hatten, in der Folgezeit wieder ihre urſpruͤngliche Geftalt und Wirkſam⸗ 
feit zurücverlangten, konnten andererfeits die Firhlihen Einrichtungen der 
übrigen recipirten Religionsgenoſſen eine deren Glaubensfähen gemäße Aus- 


*) Der betreffende ungarifche Gefeßedartifel A. C. I. I. art. 3 lautet in der deut⸗ 
fen Ueberfepung alfo: „Außer den vier recipirten Religionen dürfen weder 
Privatleute, fie mögen zu was immer für einem Stande gehören, nody ganze Ber- 
fammlungen, ſich unterfichen, in die Artikel des Glaubens und der Religion eine 
Neuerung einzuführen, ober eine Trennung — (Secte) — zu verurſachen, bei Strafe 
des Landesverrathes (sub poena notae infidelilatis). 

Im Kirhenregiment und in den Kirhengebräuden aber etwas 
zu verbeffern, zu reformiren, oder zu verändern, war den Ecclefien 
von jeher erlaubt, welche Kriftlihe Freibeit ihnen aud ferner nicht 
beſchränkt und gewehrt fein foll, wie ed in anderen hriftlihen Ländern und 
auch bei ung im Gebrauch war und noch ift, nämlich daß in meniger bedeutenden 
Dingen, fowie in folden, welche nur den geiftlihen Stand betreffen, die Geiftlihen 
ſelbſt Bejchlüffe faſſen, und Conſtitutionen machen konnen, aber foihes nur auf 
einer allgemeinen Berfammlung (Synode). In dem aber, was ihre Zuhörer 
und ben weltlihen Stand, oder fie und dieſe gemeinfchaftlich betrifft. ſoll nichts 
ohne gemeinſames Uebereinkommen nit denfelben befchloffen werden, nämlich 
nach der übereinftimmigen Meinung der zu ihrer Religion gehörigen Magiftratualen 
und Patronen.” S. GCbriftian Heyſers Kirchenverfaffung der U. C. Verwandten. 
Wien 1836. Seite 54 und 55. — 
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bildung erlangen. Es erklärt ſich hierans: Daß in gleicher Weiſe, wie die 
katholiſche Geiſtlichkeit von jeher die Gerichtsbarkeit in Eheſachen über ihre 
Blaubensgenofien ausgeübt hatie, dieſe Befugniß mit der Reformation auch auf 
die Seelforger der übrigen recipirten Religionsbetenntniffe ‚bezüglich ihrer Glau⸗ 
bensgenoffen überging, und daß im diefer Beziehung den weltlichen Behörden 
feine Wirkſamkeit eingeräumt blieb, fondern diefelben fogar den geiftlichen Ge⸗ 
richten zur Affitenzleiftung verpfligtet wurden (C. C. I. 1. a. 8. vergl. $. 39), 
fowie es ſich auch fermer erflärt, daß die letzteren Glaubensgenoſſen die Rechtsverhält⸗ 
niſſe der Ehe, je nach ihrer eigenen proteflantifben Auffaffung durch befondere 
kirchliche Borfchriften feldftftändig regeln konnten. 

Als allgemeiner Grundſaß galt bei diefer Regelung den nicht katholiſchen 
recipirten Glaubensgenoſſen, daß aus den kirchlichen Gefeben (Canonen) alles 
Dasjenige entfernt werden folle, was nicht als rein göttliche, durch die Dffen- 
barungen der heiligen Schrift im neuen Teftamente beglaubigte Einrichtung, fon- 
dern blos ale menſchliches, d. h. durch fpätere kirchliche Doctrinen oder die welt- 
lipe Gefehgebung hinzugefügte® Beiwerk zu betrachten komme. Dieſes bildet 
denn auch bei der Beurtheilung der Rechtöverhältniffe der Ehen diefer Glaubene- 
genoffen, infoweit es fih um das Weſen derfelben, alfo namentlich um die giltige 
Abſchließung und die Ungiltigkeit des Ehebandes, die Trennung der Ehe und die 
Scheidung von Tiſch und Bett, abgefehen von den andermeitigen bürgerlichen 
Nechtöbeziehungen der Ehegatten handelt, den oberft - leitenden Grundſaß. 

Es folgt ferner aus dem Gefagten von felbft einerfeits, daß die gefeh- 
lichen Beftimmungen über die Ehen der riftlihen Glaubensgenoſſen in Sieben- 
bürgen, indem aud den griehifchen (walachiſchen) Seiftlihen fchon in den Jahren 
1626 und 1647 Heiratben oder Trennungen nad ihren Gebräuden zu voll- 
jieben (A. C. I. 8. art. 2 in Berbindung mit art. 4) zugeftanden wurde, *) inſo⸗ 





— — ⸗ 


*) Die Landtagsartikel von 1626 und 1647, enthalten in A. C. I. 8. art. 2, 
lauten in deutfcher Ueberſetzung: „Die walachiſchen Bifchöfe, Senioren und Pfarrer 
mögen zur Zeit ibrer Viſitationen in das Amt weltlicher Behörden fih nicht mifchen, 
der Armutb nichts abpreffen, in weltlichen Dingen nicht Urtheile fällen und voll» 
führen, fondern fie mögen ihre Geiftlichen, Cleriker, Kirchen, Friedhöfe vifitiren, Hei- 
rathen oder Trennungen nah ihren Gebräuchen vollziehen, dic ge 
bräuchhlichen Dienfte und Verpflichtungen an die Kirchen und überhaupt nur was ihre 
Kirhenverbältniffe und Diener angehet berichtigen. — Der Landtagsartifel vom 9. 
1640, enthalten im A. C. 1.8. art. 4, lautet: „Seiftliche, bie gegen Recht und. 
Ordnung binden oder trennen, find durd die Senioren und den Bifchof, und 
wenn diefe es nicht thun, auch fie zu beftrafen.” In diefer Gerichtsbarkeit wurde die 
griehifh unirte Geiftlichfeit durch den Nov. Art. 6 v. 3. 1744, wodurch biefelbe der 
rõmiſch katholiſchen Geiftlichkeit gleichgeftellt wurde, und die griechiſch nicht unirte 
Geiſtlichkeit, durch den Roy. Art. 60 vom 3.1791, wodurch den Nichtunirten bag 
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weit fie das Weſen derſelben betreffen in den allgemeinen Glaubensſätzen und 
den beſonderen kirchlichen Vorſchriften (das „canoniſche Recht“, welches bei den 
Katholiken in Anwendung ſteht, und im Weſen auch mit den Beſtimmungen der 
„Pravilla“, dem canoniſchen Geſetze der griechiſch unirten und nicht unirten 
Glaubensgenoſſen übereinſtimmt; dann die Kirchengeſeze — Canones Eccle- 
siastiei; Synodalbeſchlüſſe der Proteſtanten) dieſer Glaubensgenoſſen zu ſuchen 
ſind, obſchon auch in einzelnen Landesgeſetzen dahin einſchlägige, jedoch eben zur 
wirkſameren Bekräft igung der kirchlichen Anordnungen dienende Beſtimmungen 
enthalten find, und auch im adminiſtrativen Wege erfloſſene Vorſchriften die 
Nechtsverhältuiffe der Eheleute, jedoch nur mehr in ihren äußeren bürgerlichen 
Beziehungen berühren und naher beftimmen; anderfeits, daß eben deswegen 
auch die der Geiftlichkeit diefer Glaubensgenofien in Ehefachen eingeraumte Ger 
tichtöbarkeit Hiezu vorzugsmweife competent erjdeine. 

2. Mit Rüdfiht auf diefe rechtlichen und zugleich auch thatfädhlichen Ver⸗ 
hältniffe wurden gleich im Anfange der fiebenbürgifhen Juflizorganifation mit 
der faiferl. Verordnung vom 4. Juli 1850, $. 11, die geiftlichen Gerichtsftühle 
einftweilen im der Ausübung ihres geiftlihen Nichteramtes in Bezug auf jenen 
Theil der Eheftreitigkeiten, welder die Giltigkeit oder Ungiltigleit des Ehebandes. 
- amd die Scheidung betrifft, aufrecht erhalten (R.. ©. DI. v. 3. 1850, Nr. 271. 
Gouv. K. v. 16. Auguft deflelben Jahres, 8. ©. Bl. Nr. 67). 

Diefelbe Beftimmung ging dann, nur näher formulirt, in den Artikel II 
der prov. E. J. N. vom 10. Mai 1852 über, worin es heißt: „Die geiftlichen 
Gerichtsbehörden der erften und weiteren Inſtanzen bleiben der kaiferl. B. vom 
4. Zuli 1850, Rt. 271 des Neichögefehblattes, 8. 11, gemaß, einftweilen in 
der Ausübung ihres geiftlichen Richteramtes in Beziehung auf denjenigen Theil 
der Eheftreitigkeiten, weldde die Giltigkeit oder Ungiltigleit des Che- 
bandes, die Trennung der Ehe, und die Scheidung von Tifh 
und Bett betreffen. Alle übrigen, felbft auf das eheliche Verhältniß ſich be- 
ziebenden Nechtäangelegenbeiten find ohne Unterfhied des Religionsbekenntniſſes 
der Betheiligten von den 1. f. Gerichten zu verhandeln und zu entfheiden. Den 
geiftlihen Gerichten Tommt daher insbefondere weder über die bürgerlichen 
Wirkungen der Eheverlöbniffe, noch über die aus Anlaß der Verband: 
lungen über die Aufhebung der ehelichen Gemeinfhaft entftehenden Strei— 
‚ tigkeiten hinſichtlich der Bewilligung eines vorläufigen abge- 


bisher nur zeitweilig usque benc placitum principum et Regnicolarum eingeräumte 
Recht der freien Religionsübung nunmehr durchgängig, ohne alle befchränfende Glaufel 
zugeſtanden wurde, befräftiget. Joh. Hing: Geſchichte des Bistbums ber griechifch 
nit unirten Glaubensgenoſſen in Siebenbürgen. SHermannfladt 1850. ©. 17— 18 
40, 4748, 


18.6. ©. 1. Thl. 2. baupift] 153 [@inteltung 3. Cherechte. 


fonderten Bobnortes für den gefährdeten Theil, der Ent- 
rihtung des anftändigen Unterhaltes, der Abfonderung des 
Bermögend, der Berpflegung und Erziehung der Kinder, uud 
anderer nit den Beftand des Ehebandesd, oder die Scei- 
dung von Tifh und Bette felbft betreffenden Gegenftänte 
eine wie immer geartete Gerichtsbarkeit zu.” 

3. Das 8. E. P. vom 29. Mai 1853 (R. ©. Bl. Nr. 99) enthält hier: 
über folgende Beitimmungen: „Die in dem zweiten Haupiſtücke des Geſetzbuches 
enthaltenen Borfchriften über das Eherecht finden, infofern fie die giltige Ab⸗ 
fhliefung und die Berhbandlung über die Ungiltigkeit einer 
Ehe, die Scheidung von Tifh und Bett, und die Trennung der 
Ehe betreffen, auf Unfere dem Eivilftande angehörigen Unterthbanen 
der chriſtlichen Religion ohne Unterfhied der Konfeffionen 
in diefem Kronlande feine Anwendung. 

In Hinfiht der vorbezeichneten, das Band der Ehe felbit betreffenden 
Buntte ımterfiehen daher diefelben auch noch ferner ihren geiftlichen Gerichten 
und den nah Berfhiedenheit ihres Slaubensbefenntniffes für 
fie giltigen kirchlichen Vorſchriften, vorbehaltlih der in Bezug auf 
die proteftantifhen und unitarifchen geiftlichen Gerichte, mit Rüdficht auf die 
geänderten Berhältniffe vorzunehmenden entfprechenden Regelung derfelben. 

In den’ übrigen oben nicht erwähnten Punkten, infofern fie fi auf das 
ebelihe Verhältniß beziehen, und in dem Haupiftüde von dem Eherechte vor- 
fommen, find die Vorſchriften des a. b. —— als maßgebend anzuſehen 
(Art. II). 

Auf die jüdiſchen Glaubensgenoſſen finden die Vorſchriften des 
zweiten Hauptflücdes des a. b. Geſetzbuches über das Eherecht ihre volle Anwen- 
dung (Act. IV). | 

Die perfönlide Kähigkeit der Angehörigen diefes Kronlandes 
zur Eingehung einer Ehe ift nad) denjenigen Gefeben zu beurtheilen, weldyen die= 
felbe nad) der Verſchiedenheit ihres Glaubensbekenntniſſes (Art. II u. IV) unter 
worfen find, die Ehe möge an was immer für einem Drte abge» 
ſchloſſen werden. 

Die perfonlihe Fähigkeit der Angehörigen derjenigen Kronländer, in 
welchen die Vorſchriften des a. b. Geſetzbuches in Ehefachen in voller Wirkfamteit 
find, ift ohne Unterfgied ihres Glaubensbekenntniſſes nash den Borfchriften des 
Geſetzbuches zu beurtheilen. Der Ort, wo fie die Ehe fchließen, hat auf die Bes 
urtheilung diefer perfönlichen Fähigkeit feinen Einfluß (Art. VI). 

Die gleihen Beſtimmungen enthält endlich auch der Artikel II und II des 





u 
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weit fie das Weſen derfelben betreffen in den allgemeinen — 
den beſonderen kirchlichen Vorſchriften (das „canonifhe Recht“, m 
Katholiken in Auwendung ſteht, und im Weſen auch mit den Be u, Me 
„Bravilla*, dem canonifchen Geſetze der griechiſch unirten un‘ "4, 
Slaubensgenoffen übereinſtimmt; dann die Kirchengeſetze — u, 
siastici; Spnodalbefhlüffe der Proteftanten) diefer Slaubendg: - 
find, obſchon auch in einzelnen Landesgeſetzen dahin einſchlägige 
wirffameren Belräftigung der kirchlichen Anordnungen diene- 
enthalten find, und aud im adminiftrativen Wege erflofier 
Rechtsverhältniſſe der Eheleute, jedoch nur mehr in ihren A 
Beziehungen berühren und naher befiimmen; anderfeits, 
auch die der Geiſtlichkeit dieſer Glaubensgenoſſen in Ehefad 
rihtsbarkeit Hiezu vorzugsmweife competent erjdein. 
2. Mit Rückſicht auf diefe rechtlihen und zugleich ar 
hältniffe wurden gleich im Anfange der fiebenbürgifchen 
der faiferl. Berordnung vom 4. Juli 1850, $. 11, die g 
einftweilen in der Ausübung ihres geiftlihen Richteramt 
Theil der Eheftreitigkeiten, welcher die Giltigkeit oder Un 
und die Scheidung betrifft, aufrecht erhalten (R. ©. DI 
Gour. 8. v. 16. Auguft deflelben Jahres, 2. ©. Bi. 9 
Diefelbe Beftimmung ging dann, nur näher for 
der prov. C. I. R. vom 10. Mai 1852 über, worin 
Gerichtsbehörden der erften und weiteren Inftanzen b 
4. Zuli 1850, Rr. 271 des Reichsgeſetzblattes, $. 
der Ausübung ihres geiftliden Richteramtes in Bezie 
der Gheftreitigleiten, welche die Giltigkeit oder 
bande®, die Trennung der Ehe, und di 
und Bett betreffen. Alle übrigen, felbft auf dr 
ziehenden Rechtöangelegenheiten find ohne Unterft Meen 
der Betbeiligten von den I. f. Gerichten zu verha zart gi 
geiftlihen Gerihten kommt daber insbejondere ı 
Birkungen der Eheverlöbniffe, noch ü immung 
lungen über die Aufbebung der ehelichen Gemei ‚ rem — 
‚ tigkeiten binfigtlih der Bewilligun ‚xori suae, 
Dee. ‚e angefeben 
bieber nur zeitweilig usque a prin. 
Recht der * —* © —— 
zugeſtanden wurde, befrä’ G 2) 
nicht unmirten Glaubens gi "5. S. 1. 
40, 47 48. 
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sed Privatrecht. J. Th. $. 121. 
Privatrecht. 88. 200-208. 
ſche Ehe (zur linken Hand eingegangene Che, malı 
vita) ift in Siebenbürgen nicht üblih, und aud oh 
nlihe gilt won der f. g. Gewiſſensehe (matrimoniu 
taubendbefenntniß in Siebenbürgen die Giltigkeit der E 
ıwilligung (Einfegnung) ver dem betreffenden Seelſotg 
3. 75-77 und 327); dagegen fann die f. g. Scheinehe (m 
unter gewiſſen Umftänden für die in derfelben erzeugten Kint 
vergl. 8.160). ©. Joh. v. Jung ungat. Privatrecht. 85. 20 
Synopsis juris connub. $$. 93—86, 
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K. P. v. Juli 1853 uͤber die Einführung der definitiven C. J. N. [Br Sieben- 
bürgen (R. ©. BI. Nr. 129). 

4, Dem Borausgefhicdten nad) haben alfo namentlih die Anordnungen 
des b. Geſetzbuches in den 88. 47—68 über die Fähigkeit zur Abfchließung der 
Che, die 88. 69— 88 iber die bei Schließung der Ehe zu beobachtenden Feier: 
lichkeiten, die 8$. 93 — 116 und 118 — 122 über die Aufhebung der ehelichen 
Gemeinfhaft, infofern fie nicht aud andere, das Eheband felbft nicht berührende 
Beftimmungen enthalten, bei den hriftlihen Glaubensgenoffen Sie- 
benbürgens, felbit in dem Falle, wenn diefe ihre Ehe an einem Drte ſchließen, 
oder auflöfen wollten, wo das a. b. Geſetzbuch aud in Eheſachen in voller Wirk⸗ 
ſamkeit ftehet, Leine verbindende Kraft; während für die jüdifhen Glaubens⸗ 
genoffen die allgemeinen Grundſätze dieſes Eherechtes überhaupt, und die Anord⸗ 
nungen der $$. 123—136 insbefondere zur vollen Anwendung fommen. | 

Da übrigens auf diefe Art die chriftlichen Glaubensgenoffen Sieben» 
bürgens in Rücficht der Hauptbeftimmungen ihrer ehelichen Rechtsverhältniſſe 
den eigenen kirchlichen Gefeben, fowie den zur Handhabung derfelben berufenen 
befonderen geittlihen Gerichtsftühlen unterworfen bleiben, und in diefer Ber 
ziehung von dem bürgerlihen Rechte, fowie von dem Wirkungskreife der zur. 
Urtheilsfhöpfung nad dem letzteren beftellten I. f. Gerichte ausdrücklich ausge⸗ 
nommen find, fo kann es auch nicht beabfichtiget werden, in der nachfolgenden 
- Erläuterung eine ausführlie Darftellung der je nach der Berfchiedenheit der 
hriftlihen Glaubensbetenntniffe befonderen kirchenrechtlichen Vorſchriften dieſes 
Landes zu liefern, fondern ed wird genügen, zur richtigen Beurtheilung deffen, wo 
die Einflugnahme der betreffenden Seelforger, und der von denfelben ausgeübten 
geiftlihen Gerichtöbarkeit, wo hingegen die Wirkfamfeit der I. f. Gerichte ein- 
zutreten, und wie weit fich die beiderfeitige Gerichtöbarkeit zu erſtrecken bat, die 
allgemeinen Grundfäße jener Vorfihriften anzuführen. 

$. 44. 


Die Familien-Verhältniffe werden durch den Ebevertrag gegründet. In ;dem Chevertrage erfiüren 
zwei Berfonen verichiedenen Geſchlechtes geießmäßig ihren Willen, in ungzertrennliher Gemeinſchaft zu 
Ieben, Kinder zu zeugen, fie zu erziehen, und ſich gegenfeitig Beiftand zu lelſten. 


1. In den kirchlichen Vorſchriften wird die genaue Begriffsbeftimmung 
der Ehe vermißt, wenn nicht der Ausfprud der h. Schrift: „quam ob rem — 
relinguet homo patrem suum et malrem suam, et adhaerebil uxori suae, 
et erunt duo in carne una“ (Gen. I. cap. 2. v. 24)*) als foldye angeſehen 
werden will. Die katholifhe Kirchenlehre ftellt die Sacramentseigenfhaft als 
wefentliches Merkmal der Ehe auf (Sessio 24 Trid. Cone. can. 6).**) 


nm — — — 


*) Dr. Moritz Stubenrauch, Das a. b. Geſetzbuch. 2. Liefernng. S. 190. 
) Joh. v. Yung, Ung. Privatrecht. I. Bd. $. 204. 
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2. Die ungasifhen Rechtsgelehrten erflären diefelbe für den „Vertrag 
zweier Berfonen verfhiedenen Geſchlechtes, welcher das Erzeugen und das Gr. 
ziehen der Kinder zum Zwecke hat.”) 

Das fähfifhe Recht erflärt die Ehe übereinftimntend mit dem romi- 
fen Rechte ($. 1. Inst. de patr. polest. I, 9) für die „unzertrennlihe Verbin⸗ 
dung zwiſchen Mann und Weib zur innigften Lebensgemeinſchaft“ (Stat. II. 1. 
S. 1. nuptiae sive matrimonium, est viri et mulieris conjunctio individuam 
vitae consueludinem continens).*”) 

3. Mit Beziehung auf die Sarramentseigenfhaft der Ehe bei den Katho— 
liken ift diefelbe eine rechtmäßige (matrimonium legilimum), welche mit den 
Anforderungen der bürgerlichen Geſetze uͤbereinſtimmt, oder eine vollgültige 
(matrimonium ralum), welde durch die Einfegnung des befugten Prieſters zum 
Sacramente erhoben wird; — ferner eine vollendete (matrimonium con- 
summatum), bei welder nah voransgegangener Feierlichkeit des Sacramentes 
auch die Geſchlechtsvermiſchung fattgefunden hat, und fodann, nad Fatholifcher 
Auffofjung, nur durch den Tod aufgelöft wird (vergl. $. 111); oder eine un» 
vollendete (non consummatum), wo feine Geſchlechtsvermiſchung eingetre- 
ten ift. =) n 

Außerdem ift die Ehe eine gemiſchte (matrimonium mixtum), wen fie 
zwifchen Perfonen, welche verfihiedenen hriftlichen Glaubensbekenntniſſes find, ein- 
gegangen wird, woran fi übrigend nur in Rückſicht der Erziehung der Kinder 
eine praftifche Folge Mnüpft (vergl. $. 140).+) 

4. Die von einer Frauensperfon eingegangene zweite Ehe hat für dies 
felbe beſchränkende Folgen. Rah ungarifhem Rechte wird der Mutter, wenn 
fie zur zweiten Ehe fchreitet, die Bormundfchaft über ihre Kinder abgenommen, 
außer fie befikt Güter, welche nad ihrem Tode diefen Kindern zufallen follen 
(Tr. 1. 113. 8. init. u. 4). Ebenſo find nad fähfifhem Rechte die Frauen, 


) Soh. v. Yung, Ung. Privatreht. I. Bd. 8.103. A. Dosä de Makfalsa 
Jus privatum. 8.7. 

9) 9. Haimberger, Römifches Privatrecht. 1. Th. $. 121. 
») oh. dv. Zung, Ung. Privatrecht. 88. 200—205. 

T) Die ſ. g. morganatifhe Ehe (zur linten Hand eingegangene Ehe, malri- 
moniun ad morganalicam inita) ift in Eiebenbürgen nicht üblich, und auch ohne 
retlihe Folgen; dad Nämliche gilt von der f. g. Gewiſſensehe (matrimonium 
conscientiae), weil jedes Glaubensbekenntniß in Siebenbürgen die Giltigkeit der Ehe 
von der feterlihen Einwilligung (Einfegnung) vor dem betreffenden Seelſorger 
abhängig macht (vergf. SE. 75-77 und 827); dagegen fann die f. g. Scheinehe (ma- 
trimonium putativum) unter gewiffen Umftänden für die in derfelben erzeugten Kinder 
rechtliche Folge haben (vergl. $. 160). ©. Joh. v. Jung ungar. Privatrecht. 58. 205- 
Anmert. und P. Bod Synopsis juris connub. 85. 93—96, 
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welche eine zweite Ehe eingehen, von der Vormundſchaft ihrer Kinder ausge⸗ 
ſchloſſen, außer ihr Mann eignet fi zur Führung derfelben (Stat. I. 3. $. 10. 
“vergl. $. 192). Ferner bleibt nach ungarifhem Rechte die Witwe nur bis zu 
ihrer Wiederverehelihung im Befike der Süter ihres Mannes, jedoch gebührt 
ihr in diefem Falle eine anftandige Ausftattung (Tr. I. 98 u. 102). Auch ers 
halten die Frauen von ihrem zweiten Ehegatten nur die Hälfte, vom dritten Ehe⸗ 
gatten den vierten Theil ihres gefeklichen Heirathegutes (dos legalis Tr. 1. 
96) u. ſ. w. Vergleiche über die Folgen der zn Ehe die $$. 120 und 121, 
700, 796, 1244 und 1257. 


8.45, i 
Ein Eheverlöbniß oder ein vorläufiges Verſprechen, fi} au ebelihen, unter was für Umfänuden 
oder Bedingungen es gegeben oder erhalten worden, zieht keine rechtliche Berbindung nad fi, weder zur 
Schließung der Ehe ſelbſt, noch zur Leiftung desjenigen, was auf den Ball des Müdtrirtes bedungen 
worden iſt. 


8. 46. .. — 


Rur bleibt dem Theile, von deſſen Seite Feine gegründete Urſache zu dem Rücktritte entſtanden 
if, der Unfprudy auf den Erſatz des wirkiihen Schidens vorbehalten, welchen er ans diefem KRüdıritte gn 
leiden beweifen kann. 


1. Der Ehe gebt in der Regel voran die Verlobung (Eheverlöbniß, 
sponsalia), d. 5. das gegenfeitige Verfprechen Tünftiger Ehelichung, oder der 
jwifhen einem Manne und einer Krauensperfon eingegangene Vertrag, einander 
zu ehelichen. Nach der Beflimmung des canonifchen Rechtes, welche diesfalls bei den 
chriſtlichen Glaubensgenoffen Siebenbürgens gleihmäßig in Wirkfamkeit ift, hat 
das Eheverlöbniß die Wirkung, daß die verlobten Perfonen, wenn nicht ein un« 
glüliher Erfolg vorausjufehen ift, zur Vollgiehung der Ehe verpflichtet find, 
und dazu durch kirchliche Cenſuren verhalten werden fönuen (C. 2, 10, 17, 22 X 
de spons. Canon, eccles. 74. „posiquam sponsalia rite sunt celebrata — 
licel nemo ad alicui nubendum invitus sil cogendus, salleın eousque a con- 
trahendo matrimoniö prohibebilur, donec a se repudiatus vel repudiala alii 
nupserit). *) 

2. Nah ſächſiſchem Rechte Hat das Eheverlöbniß außer der zwei 
Jahre hindurch dauernden Verbindlichkeit, Teine andere Ehe zu fließen, feine 
rechtliche Folgen (Stat. 11.1. 8.6). Rah ungarifhem Rechte dagegen 
wird die Braut nad dem.&heverlöbniffe ſogleich Eigenthümerin aller Gefchente, 
welche fie erhält, und ift auch dann, wenn der Bräutigam vor der Trauung ge⸗ 


). Joh. v. Jung, Ung. Privatrecht. 88. 192—199. 3. C. Albrich, Saͤchſiſches 
Privatrecht. $. 19. P. Bod, Synopsis jur. connub. §. 1. Sponsalia sunt mulua 
futurarum Nupliarum promissio, seu: sponsalia sunt contractus inter masculum 
ot Feminam de futuro malrimonio initus; qui connubium praecedere solet, $. 18, 
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florben wäre, nicht verpflichtet, diefelben zurüdzuftellen (Tr. 1. 100). Bergl. 
bezüglich der aus Anlaß des Eheverlöbniffes gemachten Schenkungen den 8.1247. 

3. Das Eheverloͤbniß wird in der Regel in Gegenwart von Zeugen durch 
gegenfeitigen Austaufh von Ringen und Handfchlag zum Zeichen unverbrüchlicher 
Treue und der fünftigen Verbindung gefeiert. Im diefer Beziehung verordnen 
die Vifitationsartitel der A. C. Verwandten vom 9. 1818,*) im Abſchnitt 1. 
Art. 18, Folgendes: „Auf die Berlobungen bat der Pfarrer wachſame Auffiht 
zu tragen. Sie follen-in Gegenwart zweier Zeugen vor dem Pfarrer, oder dem 
von ihm ernannten Stellvertreter, durch das Ringewechfeln gefchehen. Der 
Bfarrer foll dabei durch beftimmte Erklärungen und Erkundigungen verhüten, 
daß fein Eheverlöbnig gegen die beftehenden Verordnungen und Gefebe vor fi 
gebe.“ **) 

Hieraus folgt: - 

4. daß heimliche Eheverfprehen au feine Verbindlichkeit zur Schließung 
ber Ehe nach fi ziehen. Iſt aber ein ſolches Eheverſprechen durch die Bei« 
wohnung befräftigt worden, fo verfallen die betreffenden Perſonen, felbit wenn 
fie einander ehelichen, der Kirchenzucht (Kandtagsartikel v. 3. 1619 in A. C. II 
46. art. 21. „a' nös paräzna szemelyek halallal büntetlesenek, a’ nötelenek 
pediglen ne birsäggal, hanem vesszövel büntellessenek, es annak utänna 
Ecclesiät kövelni lartozzanak, ha eyymäst elveszik meg-ne vesszüztesie- 
nek, hanem Ecclesiät tartozzanak köveini). j 

Nah füähfifhem Rechte, welches mit den Kirchenvorfchriften der 
4. ©. Berwandten übereinftimmt, ift Derjenige, weicher eine Frauensperſon unter 
Zufiherung der Ehe verführt oder entehrt hat, dieſelbe zu heirathen verpflichtet 
(Stat, IV. 7.8.10. „si autem ille promissi conjugii fuerit convielus ducere 
omnino eam debet“). 

Der Artikel 17 der von der geiftlihen und weltlichen Univerfität im I. 
1578 zu Hermannftadt feftgefebten Art. Auditorum enthält hierüber die Bes - 
ſtimmung: „Die jungen Leute, Knecht und Magd follen fi hüten für heimlichen 
Verlöbniß, e8 geſchehe mit Worten oder Unzucht.“ und der Artikel 26: „Wo fi 
etwa zwei Berfonen vermifchen mit einander und das Weib befhmwängert- wird 
fo es bewehrt wird, daß ihr die Mannsperſone die Ehe verfprochen hat, fo foll er 
gezwungen werden fie zu nehmen.“ ***) Diefe Beſtimmung wird durch die Praris 
übrigens audy bei den A. C. Berwandten dahin gemildert, daß die unverheiratbeten 


) Die hier bezogenen und weiterd anzuführenden Bifttationdartifel find abge- 
drudt in Chriſtian Heyſer's Kicchenverfaffung der R. C. Verwandten im Großfürften: 
thum Eiebenbürgen. ©. 182-246. 

*“*) Vergl. P. Bod, Synopsis jur. counub. 8&. 5. 

»0) Friedrich Schuler’3 Statuta jurium municipalium. Saxonum etc. ©. 104 
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Perſonen, welche ſich mit einander vergangen haben, zwar jedenfalls die Kirchen⸗ 
zucht auszuſtehen haben (Viſttat. Art. v. J. 1818. Abſchn. III. Art. 18 u. 19).) 
“daß aber der ſchuldige Mann, wenn er die Entehrte nicht heirathen will, 
ihr blos den Schaden gut zu machen hat; welche Gepflogenheit bei den Refor⸗ 
mirten**) und den übrigen hriftlihen Glaubensgenoſſen gleichfalls beobachtet 
wird. (Diefe Gepflogenheit ſteht denn aud mit dem der Entehrten zufolge des 
$. 1328 des 6. ©. B. zuftehenden Rechte auf Entfhädigung, und der bezüglichen 
Beftimmung des Str. ©. B., 8. 506, im Einflange.) | 

5. Aus Rüdfihten der Sittlichkeit follen Berlobte nichtin einem Haufe zuſam⸗ 
menwohnen (Statuta almae dioecesis Transsilvanicae ete. Sectio V de matrim. 
$. 16. „Sponsi in eadem domo ante benedictionem Ecclesiae morari non 
permittantur, et a die, qua volum manifestarunt sub poena differendae 
benedictionis, et solvendae mulclae, eliam civili Jurisdicetione invocala ab 
invicem secedere jubeantur.“ Bifitat. Art. der A. C. V. Abfchn. II. Art. 28. 
„Bräutigam und Braut follen vor der Trauung nicht zufammen wohnen, noch in 
ehelicher Vertraulichkeit leben"). ‚ 

Bei den Katholiten follen die Verlobten zur Verehelihung nicht zugelaffen 
werden, bevor fie nicht vom Seelforger über die gegenfeitigen Verpflichtungen 
der Ehegenoflen unterrichtet worden find, und eine Prüfung aus ihren Glaubens- 
fügen beftanden, oder wenn fie einem anderen Glaubensbekenntniſſe, oder Pfarre 
bezirfe angehören, fih duch ein Zeugniß ihres Seelforgers über ihre hinreichende 
Religionskenntniß ausgewiefen haben (Statula almae dioecesis Transsilvani- 
car elc, Sect. V de matrim. $. 3. „ad contrahendum malrimonium non ad- 
mitlantar, qui Instilutionem audire, et coram Parocho e Doctrina Fidei et 
morum alque peculiariter e Tractalu de mutuis obligationibus Conjugum, 
Parenlum et prolium, Herorum, famulorum examen subire detreciaverint; 


und 105. Daffelbe wird fchon früher 1547 in der „Reformatio Eeclesiarum Saxoni- 
earum“ tit. 13 de caus. matrim. art. 4 verfügt. 
) Die bezogenen Bifitationdartifel lauten: „.. . . Rac dem gemeinen Urtheil 
geben gefallene Weiböperfonen ein öffentliches Uergerniß, aber in der That muß jebe 
Ausſchweifung der Wolluft und jede Mebertretung der Gefege der Keufchheit und 
Schamhaftigkeit bei jedem Gefchlehte, in jedem Alter, als ein Aergerniß angefeben 
werden. Obrigkeiten und Eltern haben darüber zu wachen, daß der Schamlofigfeit 
gewehrt und gefteuert, und bie öffentlichen Sitten von .allen Epuren der Ausgelaſſen⸗ 
heit gereinigt werben (art. 18). Gefallene Weibsperfonen infonderheit find fhuldig 
nach den beftehenden a. h. Berordnungen, das gegebene Aergerniß unter Leitung des 
Pfarrerd durch Beweife ihrer Neue gut zu machen. Dirnen, die aus Lüberlichkeit ein 
Gewerbe machen, follen nad den beftchenden Verordnungen von der bürgerlichen Polizei 
geftraft werden (art. 19). 
*) P. Bod, Synopsis jur. connub. $$. 7—8, 19-—22. 
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rudes diutius erunt instruendi; si aller Sponsorum alterius rilus, religionis 
vel Parochiae fuerit, jubealur adferre teslimonium scriptum super accepta 
a proprio Parocho instruclione et suffiviente Religionis cognitione).”) 

Diefer Unterricht der Verlobten foll immer in Gegenwart ihrer Eltern, 
Berwandten oder wenigſtens von zwei verheiratheten Freunden gefchehen, welche auf 
Befebl des abtretenden Seelforgers den Berlobten das Ehehindernig des Unver⸗ 
mögens vorhalten, und die Antwort dem Seelforger bekannt geben follen; über 
die übrigen Ehehinderniffe follen fie vom Seelforger befragt werden (loc. eit. 
Institutio sponsorum semper fiat praesenlibus eorundem parenlibus, cogna- 
tis, aul amicis, malrimonio junclis ad minimum duobus, qui jussu Paroch 
ium recedenlis, sponsis impedimentum impotenliae proponant, et respon- 
sum Parocho manifestent; de ceteris impedimentlis a Parocho interrogentur), 

Für die A. ©. Verwandten wird die Prüfung der Brautleute aus ihren 
Glaubensſätzen ſchon in vem 3. Artikel der von der weltlihen und geiftlichen 
Univerfität im 3. 1578 feftgefeßten Art. Auditorum angeordnet. **) 

7. Die im $. 46 ausgedrücdte rechtliche Wirkung des Rücktrittes vom 
Eheverlöbniffe, wonach dem Theile, von deffen Seite Feine gegründete Urſache 
zu dem NRücktritte entftanden ift, der Anſpruch auf den Erſatz des wirklichen 
Schadens vorbehalten wird, betrifft nicht das Eheband felbft, und tritt alfo aud 
in Siebenbürgen umfomehr in volle Wirkſamkeit, als diefe Rechtsfolge des Ehe⸗ 
verlöbnifjes aud mit den Grundſätzen der hier geltenden kirchlichen Vorfchriften 
übereinftimmt (vgl. oben Abf. 4); *9 und au ansdrüdlich in Art. III der prov, 
C. 3. NR. die Gerichtsbarkeit der geiftlihen Gerichte über die bürgerlihen Wir« 
tungen der Eheverlöbniffe aufgehoben wird. 


. 47. 
Einen Chevertrag kann Jedermann — infofern ihm kein geſegliches Hinderniß im Wege ſteht. 
1. Das a. b. G. B. ſtellt folgende Eintheilung der Ehehinderniſſe auf: 
1. Abgang der Einwilligung: a) aus Mangel des. Vermögens dazu (88. 42—54), 
oder b) aus Mangel der wirklichen Einwilligung ($8.55—59); U. Abgang des 
Bermögens zum Zwede: a) des phyfiſchen (8. 60), und b) des fittlichen Ver⸗ 
mögend (58. 61 — 68); IH. Abgang der weſentlichen Feierlichkeiten: a) des 


*) Kür die beutfeöfterr. Kronländer find ähnliche Berfügungen in dem Hofdecr 
v. 16. Jänner 1807, pol, G. ©. 28. B., und dem Studienhoffanzlei-Decr. v. 18. Juni 
1813, pol. ©. ©. 40: B., enthalten. 
») Schuler von Libloy, Statata jurium municipalium Saxonum ete. 2. Lief. 
e. 117. 
»2) Bergl. Joh. v. Yung, Ung. Privatrecht. $. 192 x. P. Bod, Synopsis jur. 
eonnub. 845. 14, 19—21, 23. 
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Aufgebotes (88. 70— 74), b) der feierlichen Erklärung der Einwilligung 
(88. 75— 82). Diefe Ehehinderniffe treten zufolge des in der Einleitung zu 
diefem Hauptſtuͤcke (Abf. 3) angeführten 3. Artiteld des Einf. Pat. bei den. 
chriſtlichen Glaubensgenoffen Siebenbürgens nur infofern in Wirkfamteit, als fie 
etwa mit den ausdrüdlich hiefür aufrecht erhaltenen „kirchlichen Bor- 
fhriften“ verfelben zufammenfallen. Es ſcheint fonach bier der paffende 
Ort zu fein, eine überfihtlihe Darftellung der Ehebinderniffe der chriſtlichen 
Blaubensgenoffen in Siebenbürgen zu liefern, und den nachfolgenden Para- 
graphen fodann die fpeciell bezüglichen Geſetze und Vorſchriften anzureihen.”) 


) Friedrich Schuler von Libloy bemerkt in feinem neu erfchienenen Werke: 
„Statuta jurium municipalium Saxonum in Transsılvanıg. Das Eigen-Landreht ber 
Siebenbürger Sachſen.“ Hermannftadt 1853. 2. Lief. S. 103: „die proteftantifche 
Kirche ftelle die Geſetzgebung über die Ehe dem Staate anheim; der Fürft fei ihr 
Richter und Schutzherr. Die auf Grundlage folder Berehtigung von Kaifer Joſeph II. 
erfloffenen Berordnungen behaupten für die U. C. Verwandten (?) die Kraft eined 
fupfidiarifhen Gefeped;" — und gibt demgemäß ald Erläuterung des 2. Buches 
1. Ziteld des Eatutengefegbucdhed „De ritu nuptiarum“ den volftändigen Inhalt bes 
Joſephiniſchen Ehepatented vom 6. Mai 1786 mit einer Nachtragd » Verordnung vom 
12. October 1786 mit Bemerkungen dazu! 

Die erwähnte Note Friedrich Schuler's würde wohl in mehrfacher Hin» 
Acht einer Berichtigung verdienen! Hier jedoch nur Folgendes: Das Joſephiniſche 
Ehepatent, und die übrigen von Kaifer Joſeph erfloffenen Berorbnungen in Ehefachen, 
könnten in Siebenbürgen bie Kraft allgemeiner für alle Slaubendgenoffen 
(denn für alle im Lande befindlihen Nationdgenoffen, ohne Rückſicht ihres Glaubens⸗ 
befenntniffes, wurden diefelben erlaffen), Daher au für bie A. C. Berwandten, 
Reformirten u. f. w., verbindliher Subfidiargefehe, nur in dem Yalle 
behaupten, wenn fie durch irgend ein Landesgeſetz dafür erklärt worden wären, wie Died 
3. 2. laut Stat. I. 1. 8.7 mit bem römifchen Rechte für bürgerlide Rechtsſachen im 
Sachſenlande gefhehen iſt; oder wenn fie durch unaudgefepte, hinreichend andauernde 
Uebung die Wirkfamkeit eined Gewohnheitsrehtes erlangt hätten. Beides ift nicht 
der Fall! In letzterer Beziehung bürfte es ſchwerlich nachzumeifen fein, daß ben 
fraglichen Borfchriften, felbft abgefehen von den gegen bdiefelben fowohl wiederholt 
son den Landfländen, ald den Bertretungen ber recipirten Religiondgenoffen bie in 
bie jüngften Zeiten erhobenen Beſchwerden (gravamina), die Bedingungen, unter benen 
fie allein ald giltiged Gewohnheitsrecht anzufehen mären (vergl. $. 10. Abſ. I u. Il), 
zu gute fommen. — In erfterer Beziehung bat Kaifer Joſeph mit feinem hier wört⸗ 
ih abgedrudten, in diefem Handbuche öfterd bezogenen Reftitutiond-Edicte: Josephus II. 
Dei Gratia elecius Romanorum Imperator semper Augustus, Germanise, Hun- 
garise, et Bohemiae ete. Rex. Archidux Austriae, Dux Burgundiae, et Lotharin- 
giae, Magnus Princeps Transsylvaniae, et Comes Siculorum etc. Illustres, Re- 
verende, Spectabiles, Magnifici, Generosi, Egregii, Prudentes item ac Circumspecii, 
Fideles Nostri, sincere Nobis dilecli! Bene memures Nostra ejus Pro:nissienis 
quam fidelibus Nostris Magni Principatus Traussylvaniae Statibus, et Ordinibus, 
dum Anno 1781. in Generali eorum Diacla, ad praestandum Fidelitatis Homa- 
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2. Rab dem kanoniſchen Rechte, welches bei den Katholiken in Anwen⸗ 
dung fleht, find die Ehehinderniffe (impedimenta matrimonii) verbietende, hin⸗ 


gium, una congregali forent, sub die 18-va: Mensis Maji dieti Anni 1781. fecera- 
mus, Nos omnine admissuros, ut dum tempus, et circumstantiae id secum tule- 
riat, Comilia celebrentur, benigne Nobiscum decrevimus; haecce Generalia Co- 
mitia in sequernte Anno 1791. certo celebrare; Vobis Gubernio Nostro hisce 
demandantes, ut Stalibus et Ordinibus eujusvis Comitatus Magni hujus Transsyl- 
vaniae Prineipatus, hancce Nostram benignam Resolutionem notam reddere no- 
veritis. Non tamen his adhuc teneritudinem Paterni Nostri in Gentem hane 
Animi Iimitibus constringere volenfes, ut hoe etiam, quod adhuc ad celebratio- 
nem Regni Eomitiorum intercedit exiguo temporis intervallo, Volis vestris penitus 
satisflat, ultro, proprio Nostri Cordis motu, Clementer decrevimus, 
publicam Regni Reique justitiariae administrationem, cum prima 
venturi mensis Maji ad eum plane Statum reponere, in quo ea 
fuerat, dum Anno 1780. post decessum Serenissimae Dominae Imperatricis 
Viduae, et Reginae Apostolicae, Matris Nostrae desideratissimae Regni Guberna- 
enla capessiveramus: Quippe cum Instituta quaepiam publiese Administrationis, 
inde ab exordio Regiminis Nostri, studio provehendae communis felicitatie, 
eaque unice spe immatanda duxerimus, quod ea Vobis usu edoctis, placitura 
essent; Nune de eo cerliores redditi, Vos priscam Administrationis formam malle, 
alque in ea sola vestram, et quaerere, et invenire felicitatem; nihil moramur 
hac etianı in parte Vestris deferre desideriis, nempe cum unice prosperitatem 
Regimini Nostro conereditarum Nationum ardenter cupiamus, flla, ad hanc ob- 
tinendam, via Nobis gratissima est, quam certius eo ducere, communi Nationum 
consensione intelligimus. Quare eunctis Regni Comitatibus in Saam 
pristinam, et legalem auctoritatem, tam quoad Generales Con- 
. gregaliones, quam quoad reliquum, anlea vigentem, tractandorum Negotiorum 
modum, quam et legaliter legendum Magistratum restfitutis, red- 
dita ilem, tribus Transsylvaniae Nationibus, prout et Liberis, Regiisque Civi- 
tatibus prisca sua, ac legali activitate, reliquas eliam Ordinationes, inde 
a Regimine Nostro elargilas, quae sensu comuni Legibas adversari 
videbunlur,-hisce pro sablatis, et extra vigorem positis declaramus:: volentes 
nihilominus, ne interea donee de earum individuali sublatione ulteriores, de 
quarom adornatione jam mandata dedimus, ad Vos dispositiones pertigerint, ad 
vitandam Adminiatralionis publicae eonturbationem, quidpiam sponte immuletur. 
Caeterum decrevimus, ne vigori Decereti Nostri Tollerantialis nun- 
eupati, item quod Parochiarum Regulationemconcernit, denique 
relate ad subditos, eorumque non modo fractandi rationem, scd et nexum 
eum Dominis eorum terrestribus quidpiam decerpatur; quum alioquin haec et 
cum Legibus componi rite possint, ac Naturalis Aequitati innitantur, Parochiarum 
regulationem autem etiam Nosirum, qua summi Eeclesiarum Patroni Munus, a 
Nobis deposeat, Nobisque cacteroquin persussam habeamus, Vos ipsos, pro 
Aequanimitate vestra hisee Nostris Ordinationibus penitus acquievisse. Ex his 
per Nos taliter in sequelam Legum decretis, Nova Paterni Nostri, quo tres re- 
ceptas ibidem Nati ones complectimur, Affectus accipietis Monumenta, Accipietis 
autem una irrefragabile, atque in perpetna valltarum tempora documenium, qued 
Sachſenheim, Erläuterung. 14 
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dernde, aufſchiebeude (impedienlia), oder trennende, zernichtende, entkräftende 
(dirimentia, irrilantia). Die erſteren find ſolche, welche die Ehe zu vollziehen 


Nos Legum ferendarum potestalem, quia illa, vigore Fundamentalium Regni 
Constitulionum, inter Principem, atquce. Regni onınium Ordioum Status, aequa 
rainne divisa foret, hoc Statuum Jus, illibatum servabimus, alque prout Ipsi 
illud, a Divis Majoribus Nostris accepimus, ila sliam ad successores Nostros, 
inviolatum transmittemus, sperantes acguc Vos Gubernium Nosirum, eo Conatus 
vestfos collaturos esse, ut Comitalus, open: ipsorum imploranti Patciac, el Fru- 
gibus, pro Militis, in illius Securitatem excubanlis, alimento, et Tyronum statu- 
tione, ea, quam eonvenientissimanı exislimaverilis, ratione, pro currenlis Anni 
Campi ductu auxilieniur. Vobis io reliquo, Gralia Nostra Caesarco -Regia, ac 
Principali benigne propensi manemus, Datum in Civitate Nostra Vienna Ausiriae, 
Die Vigesima octava Mensis Januarii. Anno Domini Millesimo Septingentesimo 
Nonagesimo. Josephus mp. Comes Carolus Palfä mp. Alexander Päszikori np. 
alle feine Berfügungen, mit Ausnahme der Borfchriften in Toleranzſachen, in Ange 
legenpeiten ber Pfarreien und des Unterthandverpältniffes, felbf widerrufen, und aus, 
brüdlih die Redtspflege im Allgemeinen in jenen Stand, in welchem fich diefelbe im 
3. 1780 bei feinem Regierungsantritte befand, zurückverſetzt. Die nachfolgende Zeit 
hat hieran nichts geändert! Bekanntlich vereinigte fi die ganze Aufgabe des in 
diefem NReftitutiondedicte in Ausficht geftellten Landtages, welcher nach Kaiſer Zofepb's 
Ableben auch von Kaifer Leopold II. wirklich einberufen ward, chen nur in der Wieder⸗ 
herſtellung der alten Landesverfaſſung. Ramentlich wurde durch den Landtagsartikel 32, 
1791, in den Worten: „Benigne annuente Sua Majostate Sacralissima, omnia fora 
judieiaria, Civilia videlicet, Ecclesiastica et Criminalia lem supcriora 
quam inferiora irium in Magno Transsılvaniae Pıiineipatu Nalionum in pristi- 
nam legalem et respective diplomalicam [ormam ei aclivilalem 
reslituuntur etc.“ und zwar durch den Art. 34 ausdrücklich in Ehefachen in den Worten: 
„eausis et objectis matrimonialibus ad coneernentia [ara ecclesiastica 
receptarum religionum relegalis“, wiederhergeſtellt, und endlich durch den Arti- 
tel 53 (vergl. oben $. 39) die verfajlungsmäßige Gleichftellung ber vier recipirten 
"Religionen, mit der Ungiltigfeitderflärung aller dagegen erfloffenen 
Berordnungen befräftiget. Wenn daher mit der geiftlihen Gerichtöbarkeit au 
die früheren gefeplichen Vorſchriften in Eheſachen zufolge des angeführten Reſtitu⸗ 
tiondedictes und der Gefehesfanctionen bei den Katholiken, Reformirten und Unita- 
riern wieder in frühere Wirkſamkeit eintraten, fo mußte dies folgereht aud bei den 
ihnen verfaffungsmäßig ganz gleichgeftellten Augdb. C. Verwandten der Fall fein, wie 
es denn aud) wirklich gefchehen, und auch nachträglich in ſpeciell die Augsb. C. 
Berwandten betreffenden a. h. Negierungserläffen ausdrüdlih anerfannt worden if. 
Grelärte doch Kaifer Franz 1. in feinem (auch in den Regulativ⸗Punkten v. %. 1804 
Abſchn. IV. 3. enthaltenen) a. h. Refcripte vom 10. November 1803. Hofz. 3313. 
Gubl. 3. 9893: „Aus mehreren fehr widhtigen Urfahen haben Wir be— 
„Thloffen, daß die geiftlihe Gerichtsbarkeit des Clerus Augsb. Con. 
„feifion auf dem königlihen Boden, oder im Lande der Sachſen über 
„die Beurtheilung und Eutfheibung ber reinen Ehe und Sheidungd- 
„fahen wieder hergeſt Ilt werde, und ber Clerus mit dieſer Gerichte- 
„barkeit verfehen, fo lange bis im gangen GroßfürftentKume Sieben 
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zwar hindern, diefelbe aber, wenn fie bereits durch den Prieſter eingeſegnet if, 
nicht auflöfen. Zu diefen gehören: 


„bürgen eine andere gefeglide Ordnung Darüber getroffen werben - 
„wird, in den erwähnten Eheproceffen gerichtlich verfahren könne;⸗ 
(fiehe auch Heyſet's Kirchenverfaſſung u. f. f. S. 90-91); wie denn auf in Folge 
a. h. Entſchließung mit dem Hofdecrete vom 20. Februar 1807 (Hofz. 417. Gubl. 3. 
2335), wodurd die Borfärift für die Gonfiftorien der Augsb. C. Berwandten in 
Siebenbürgen erlaffen wurde, anf die bereitd bei Gelegenheit der Negulirung ber 
fähfifgen Ration geregelte geiftliche Gerichtsbarkeit in Cheſachen verwiefen wird. 

Diefem gefchlicgen fowohl, ald fartifgen Stande der Trage kann wohl bie hie 
und da vereinzelt norlommende Anwendung des Joſephiniſchen Ehepatenteö bei ben 
geiftlichen Gerichten keinen Eintrag thun; und es hat auch offenbar dadfelbe Friedrich 
Schuller nur ale wichtiges Hiftorifhed Document angeführt, da er glei nachher 
(S. 108 — 106 feines Werkes) die Artikel bed Jahres 1791, wodurch die geiflichen Be⸗ 
börden in ihrer Activität in Ehefachen firhergeftellt wurden, bezieht; und das Kirchen⸗ 
recht“, worauf er Häufig hinweifet, in Cheſachen ausreichende Beſtimmungen ohnehin em. 
Halt; endlich aber er ſelbſt in der a. öflerr. Gerichtszeitung v. 3.1853, Rr. 133, nachträg- 
lich erlärt: „daß das Joſephiniſche Ehepatent nur ufuell (und nicht legal) bie Kraft eines 
„ſubſidi ariſchen Gefepes behauptete und namentlich feit den Bifitationsartileln von 1818 
„immermeht an ohnehin zweifelhaftem Unfehen verlor.“ 

Ueberhaupt gibt ed für den fiebenbürgifgen Juriſten kaum eine ſchwierigere 
Aufgabe, als die rihtige Anwendung ber im adminifirativen Wege erfioffenen Ror- 
malverordnungen. Wil man bier nicht alten feften, baltbaren Grund verlieren, fo 
muß man ih an beflimmte Regeln halten, wonach allein die Berufung auf ſolche 
Rormalverorbnungen. ald Quellen des materiellon Nechtes, ftattfinden kann. Dieſe 
Quellen können aber eine anderen fein, ald welche die Landesgeſetze ſelbſt dafür (im 
Novellar-Artilet 8 v. 1791 und In St. 1. 10. $. 3. vergl. mit Borfenntniffe Abſ. 
XI.) aufftellen, indem fonft bei einer willkürlichen Anwendung folcher einander fü- 
wohl als den Landesgejegen oft widerfprechenden Berorbuungen, einfachen und ein⸗ 
jeitigen Acten der erecutiven Gewalt, welche nad der fiebenbürgifchen Berfaffung mit 
der gefeßgebenden Gewalt keineswegs zufammenfällt, fondern nur einen Theil der 
lepteren bildet, diefelbe Wirkſamkeit, oder fogar eine die von der Landesgeſetzgebung 
ausgehenden Functionen aufbebende Kraft, zugeichriehen werben müßte! 

Indeſſen verſteht es fi vom ſelbſt, daß der Verfaſſer in der vorausgeſchickten 
Darftellung dem Joſephiniſchen Chepatente nur vom Standpunfte des fiebenbürgifchen 
pofitiven öffentlichen und Privatrechted aus die Giltigfeit eines Subfidiargefepes ab⸗ 
[preisen zu müffen glaubt. 

Ob und melde &iltigkeit demfelben vom Standpunfte der „kirchlichen 
Borfchriften“ der chriftlihen Glaubensgenoſſen Siebenbürgend zukomme? ob 
dasfelbe mit dieſen Borfhriften vereinbar; ob es abgeſehen bavon bie Etfor⸗ 
derniffe eines zeitgemäßen Eherechtes befipe? darüber wollte umd Tonnte bier 
um fo weniger ein Urtheil abgegeben werben, ald zu einem ſolchen Ausſpruche nad 
den Grundfäßen ber fiebenbürgifchen Kirhenorganifation (A. C. I. 1. a. 3. vergl. die 
Einleitung zu diefem Hauptflüde Abf. 1. Anmerk.) ohnehin nur bie Tegalen Der- 
ſammlungen (Eonfiftsrin, Synoden) ber betreffenden Glaubensſsgenoſſen compe⸗ 
tent find. — | 
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a) Die heiligen Zeiten vom Anfange des Adventes bis zum Feſte der hei— 
ligen drei Könige, Epiphanienfeft, und von Aſchermittwoch bis zum weißen Sonn 
tage nach Oftern. Doc find in diefer Zeit nicht Die Traunngen ſelbſt, fondern 
nur geräufhvolle Hochzeitöfeierlichkeiten verboten. Auch können Eheverlöbniffe 
und Berkündungen in diefer Zeit ftattfinden (Conc. Trid. sess. 24. cap. 10. und 
Statuta almae divecesis Transsil. ele. Seclio V. de matrim. $. 15). Diefe 
Beſtimmung ftimmt auch mit den politifhen Vorfchriften uͤberein (vergl. 8. 75). 

b) Das geiftliche Verbot; wenn 3. B. aus Mangel der gehörigen Berkün- 
digung, oder aus einer anderen Urfache die Trauung unterfagt wird. 

c) Das früher mit einer anderen Perfon gefhlofiene Eheverlöbnig, wenn 
diefes Hinderniß nicht durch einen Vergleich oder auf andere Weife befeitigt wird 
(vergl. $. 46). Es begründet das Hinderniß der öffentlihen Ehrbarkeit. 

d) Das einfache Gelübde der Keufhheit (votum simplex), jedoch nur in- 
fofern es vor der Trauung gefhieht, und infofern es Gewiſſenspflicht iſt, ein 
Geluͤbde zu erfüllen (vergl. S. 63 des 6. ©. B.). 

e) Die Untenntnig in den Glaubensſätzen; daher die Verlobten hieraus 
vor der Trauung geprüft werden follen (vergl. 8. 46. Abſ. 6). 

Zu den Ehehinderniffen, welde felbit eine bereits geſchloſſene Ehe nichtig 
machen, gehören: 

a) der Irrthum (error) in der Perſon, und 

b) der Irrthum in Anfehung des Standes (condilio). Diefe Hinderniffe 
umfafjen nicht nur den Irrthum in der Perſon felbft, fondern auch in deren Ei⸗ 
genfhaften, Berhältniffen und Umftänden, wenn deren Borhandenfein ausdrüd- 
lich oder filfhweigend zur Bedingung der Schliegung der Ehe gemacht wurde; 
daher die Ehe nichtig ift, wenn die bedungenen Eigenfhaften, Verhältniſſe und 
Umftände wegfallen. Eine fhändlihe und unmögliche Bedingung wird indeffen 
als nicht beigefebt betrachtet (Cap. 26. X. de sponsal. et malr. — Cap. 3—7. 
X. de condit. appos. vergl. $$. 54 und 57 — 59). 

c) Ein feierlides Gelübde der Keufchheit (votum solemne), oder die An⸗ 
nahme der geiftlihen Weihe (cap. I. 2. qui cler. et vovent. Conc. Trid. sess. 
24. can. 9. de sacr. malr. „si quis dixerit clericos in sacris ordinibus con- 
slitutos, vel regulares caslitalem solemniter professos, posse malrimoniuni 
contrahere, contractumquc validum esse, non obsiante lege ecclesiastica vel 
voto, anathema sit“.) vergl. $. 63. 

d) Das Hinderniß aus der Blutsverwandtfhaft, Schwägerfchaft, der gefeh- 
lichen und geiftliden Verwandtſchaft. Zwifchen Blutsverwandten in der geraden 
Linie kann Feine Ehe fattfinden. Seitenverwandte und verfhwägerte Perſonen 
find bis zum vierten Grade einfchließig, von der Ehe ausgeſchloſſen; außer die 
Schwägerfihaft wäre eine unrechtmäßige, in welchem Falle fi das Ehehinderniß 
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nur bis zum zweiten Grade exſtreckt (Cone. Trid. sess. 24. cap. 4. de ref. 
matr.). Bei den geſetzlichen Verwandtichaften kann zwifchen dem leiblichen und 
Adoptivfinde, fo Lange fie unter derfelben väterlihen Gewalt fliehen, und dem 
legteren und dem Adoptivvater; ‚dann bei den geiftlichen Verwandtſchaften, zwi⸗ 
[hen dem Taufenden und Getauften, Firmenden und Geflrmten, ferner den letz⸗ 
teren mit den Tauf- und Firmpathen, dann den Zaufenden, Firmenden ; den Taufe 
und Firmpathen und den Eltern der Betauften und Gefirmten gleichfalls feine. Ehe 
ſtattfinden (Conc. Trid. sess. 24. cap. 2. ref. mat. vergl. $$.65, 66 des b. G. B.). 

e) Der Ehebruch, für die Berfonen, melde ihn begangen haben, wenn 
demfelben unter ihnen ein Eheverfprechen vorangegangen oder nachgefolgt if, 
oder von ihnen dem Leben des im Wege flehenden Ehegatten nachgeſtellt wurde. 
(Crimen. — Cap. 1—8.X. de eo qui duxit in mair. — c. 2—5. C. XXXI. 
qu. 1. vergl. $. 67 des b. ©. 3.) 

f) Der mit der Abſicht einer fünftigen Ehe vollbrachte aan wenn 
der defjelben fehuldige Ehegatte mit einer dritten Perſon darüber einverftanden 
war (Cap. 1. X. de convers. infid. — vergl. $. 68 des 6. G. 2.). _ 

g) Die Religiondverfchiedenheit (Cultus disparitas). Diefes Ehehinderniß 
bezieht fih jedoch nur auf getaufte und nicht getaufte Berfonen (Statuta almae 
dioee, Transsil, Sectio V. de matrim. $. 14. Impedimentum dirimens dis- 
paritas cultus secundum Sacros Canones-solummodo inter baplisatum et non. 
baplisatum habet locum; ideirco quoties cupiunt conjugi personae secundum 
Inslitutionem Domini Nostri Jesu Christi baptisalae, etliamsi secus disparis 
Religionis sint, dispensatio in menioralo impedimento, quod non exislit, 
peli non debet. vergl. $. 64 des b. G. B.). 

h) Der Zwang durch Gewalt und Drohung (vis). Die Gewalt muß aber. 
eine ungerechte und die Furcht vor dem angedrohten Uebel wirklich begründet 
fein (ec. 28. X. de sponsal. nub. c. 7. X. qui cleriei vel vovent. c. 6. X.. 
de his quae vi ete. Statuta almae dioec. Transsil. Sectio V. de matrim. 
&S. 5 und 6. vergl. $. 55 des 6. ©. 2.). 

i) Die Entführung (Mädchenraub, raptus), welcher die Ehe zwiſchen dem 
Entführer und der Entführten ungiltig macht, außer die Letztere, an einen ſicheren 
Ort gebracht, gäbe freiwillig ihre Einwilligung dazu. Die Entführung maß mit 
Gewalt, und mit der Abfiht der Berehelihung gefchehen fein (Sess. 24. cap. 6. 
„inter raptorem et raptam, quamdiu ipsa in potestale rapioris manserit, nul- 
lum posse consistere matrimonium. vergl. $. 56 des 6. G. 2.). | 

k) Das bereits beflehende Eheband (ligamen), weldes vor Löfung defr 
felben eine zweite Ehe unmäglid) macht (Genesis I. cap. 2. v.24 — Evang. 
Math. cap. 19. v. 3—9. — Conc. Trid. Sess. 24. can. de sacros. mals, 
vergl. 8.62 des 6, ©. B.). 





V. G. v. 3. 14 166 Meberſicht d. Ehehinderniffe.] 


V Das phyſiſche Unvermoͤgen, die eheliche Pflicht zu leiſten, wenn es ein 
wirkliches, abſolutes, beftändiges, unheilbares iſt, und ſchon vor Eingehung der 
Ehe vorhanden war (Cap. I. 5, 6. X. de frigid. et malef. IV. 15. Statuta almae 
dioec. Transsil. Sectio V. de matrim. 88. 2 und 3). Auch bat ein zur Zeit der 
Gingehung der Ehe zwar nicht unheilbares, aber fpater unheilbar gewordenes 
Unvermögen die Ungiltigkeit der Che zur Folge (cap. 3. X. de frigid. vergl. 
8.60 des b. G. B.). 

m) Die Unterlaffung der wefenttichen Kirchenfeierlichkeiten bei Schließung 
einer Ehe, welche das Hinderniß der Heimlichkeit (clandestinitas) begründet 
(Conc. Trid. Sess. 24. cap. 1. de ref. matr, „qui aliler quam praesente pa- 
rocho, vel alio sacerdote de ipsius Parochi vel ordinarii licent'a, et duobus 
vel tribus lestibus malrimonium contrahere attentabunt, eos Sancta Synodus 
ad sic contrahendum omnino inhabiles reddit, ei hujusmodi contractus irritos 
et nullos esse decernit“. Statuta almae dioec. Transsil. Sectio V. de matrim. 
88. 5 und 20. vergl. 88. 69—77 des b. ©. 2.). 

n) Die öffentliche Ehrbarfeit (publica honestas), worunter das Ehehin- 
derniß, Das aus der uneigentlichen Schwägerſchaft, aus einer ungiltigen Ehe und 
einem Eheverlöbniffe entfteht, verftanden wird. Das kanoniſche Recht verbietet 
nämlich Berfonen, weldhe durch eine Ehe, die noch nicht durch die Beimohnung 
vollzogen wurde, in ein der Schwägerfchaft ähnliches Verhältniß (quasi affinitas) 
zu einander getreten find, his zum vierten Grade (Constit. Pii V. vom 1. Juli 
1568 u. c. 11, 15. C. 27. qu. 2.) die Ehe. Ebenfo entfteht auch aus der ungiltts 
gen Ehe, wenn fie nicht aus Mangel der Einwilligung ungiltig war, und aus einem 
giltigen Eheverlöbniffe ein Ehehinderniß, welches ſich aber nur bis auf den erften 
Grad erfiret, fo daß der Bräutigam mit der Mutter, Tochter oder Schweiter 
feiner gewefenen Braut, und umgekehrt diefe mit dem Bater, Sohn oder Bruder 
ihres gemwefenen Bräutigams keine Ehe ſchließen darf (Coneil. Trid. sess. 24. 
cap. 3. de reform. malr.). 

Am erften Sonntage jedes neuen Jahres, nach der Predigt, follen dem 
Volke fowohl die bindernden als die trennenden Ehehinderniffe (mit Ausnahme 
jedoch des Hinderniffes des Unvermögens, welches die Schielichkeit Öffentlich dar« 
zuſtellen verbietet) erklärt werben; zugleich ſoll demfelben eingeprägt werden, 
„daß Jedermann, um keine Sünde zu begehen, verpflichtet fei, ein Ehehinderniß, 
„deſſen Beftand ihm unter Brautleuten bekannt ift, oder welches er aus beſtimm⸗ 
„ten Urfahen vermuthet, dem Seelforger zu entdeden, weil es ſich um die Gil: 
„tigkeit eines Sacramentes handle, und die Löſung des Ehebandes immer mit 
„einem Aergerniſſe für viele Berfonen, mit dem Schaden der vielleicht gebornen 
„Kinder, mit der Störung des häuslichen Friedens verbunden ſei; den Verlobten 
„fol wiederholt erflärt werden, daß fie eine ſchwere Sünde begehen, wenn fie 
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„fich, eines trennenden Hinderniſſes bewußt, ehelichen, indem fie bis zur Er—⸗ 
„langung der Dispenſation im unausgeſetzten Zuſtande der Unzucht (fornica- 
„Gonis) und ewiger Verdammniß verbleiben” (Statuta almae dioec. Transsil. 
Sectio V. de matrim. $. 2).9 

Inwieweit die canoniſchen Beſtimmungen der griechiſchen Kirche hievon 
abweichen, wird bei den folgenden Paragraphen bemerkt. 


III. 


Nach den Glaubensſätzen der Proteftanten (Reformirten, A. C. Verwand⸗ 
‚ten, und Unitarier) erhält die Ehe von ihrem Zwecke die fie normirenden Geſetze 
Zunächſt ift zum Ehevertrage 1. die freie Einwilligung der denfelben fließenden 
Barteien,, und 2. deren Fähigkeit zur Erreichung des Ehezweckes erforderlich. 
Der Mangel diefer Erforderniffe begründet daher auch die Hinderniffe zur Ab⸗ 
fbließung der Ehe. Mit Ruͤckſicht auf diefe leitenden Grundſätze werden zu den 
Ehehinderniſſen der Proteftanten gezählt: | 

1. Alles dasjenige, was die freie Einwilligung der PBerfonen, weldye die 
Che Schließen follen, hindert, 3 B. Gewalt, Zwang, Furcht, Liſt, Irrthum in der 
Berfon, Blöd⸗ und Wahnfinn, Raferei, gewaltfame Entführung 2c.°*) (Canon. 
Eceles. 74. Bifitat. Artilel der A. C. 8. vom 3. 1818. I. art. 18. III. art. 22 
u. 23. vergl. 88. 48, 55—59 des 6. G. B.). 

2. Der Mangel der Einwilligung Derjenigen, deren Gewalt die beira⸗ 
thenden unterworfen find; jedoch hebt dieſer Mangel eine bereits vollzogene Ehe 
nicht auf; — können die Eltern, welche die Einwilligung zur Verehelichung 


) Sn der Darftellung der Ehehinderniffe der Katholiken ift der Verfaffer im 
Wefenttihen jener des Job. v. Jung im feinem ungarifchen Privatrechte 1. B. 88. 
206—208, weldhe auch Alex. Dosa de Makfalva in feinem: Jus privatum Trans- 
silvanicum Pars. I. 8. 9. adoptirt hat, deswegen gefolgt, weil fie mit Auönahme we 
niger durch Die bezogenen „Statula almae dioecesis Transsilvanicae“ und. die Lans 
desgeſetze hinzugefommenen Beifäge, au für Siebenbürgen um fo mehr zwar paßt, 
als auch das bifchöflihe Eonfiftorium in Karlaburg in Eheſachen zunächſt dem Metro 
politanconfiftorium ded Erzbiſchofs von Kolocfa, fodann dem päpftlichen Primatial⸗ 
Gerichte oder einem hiezu delegirten Biſchofsſtuhle in Ungarn untergeordnet iſt. Die 
weniger abweichenden Beftimmungen in Eheſachen der fiebenbürgifchen Katholiken won 
jenen Ungarns treten bei der Erläuterung der einzelnen nachfolgenden Paragraphen 
ohnehin hervor. Bezüglich der Begründung der Ehehinderniffe vergl. auch Dr. Moritz 
Stubenrauh „Dad a. 6. ©. B. 1. und 2. Lieferung” bei den einzelnen Paragra- 
AR und Dr. Joſ. Ellinger'd „Handbuch des öfterr. allgemeinen Civilrechtes,“ 

uflage. 

— Dosa de Makfalva: Jus privatum Transsilvanieum. P. J. 8. 8. 
P. Bod: Synopsis jur. connub. 88. 24, 37. 40. 46. 50. 53. 153. 155 — 160, 
165. 169. 
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ihrer Kinder, ohne gegründete Urſache, verweigern, über Anzeige des,Geiſtlichen 
von der Eivilbehörde zur Ertheilung ihrer Zuftimmung verhalten werden *) 
(Bifitat. Artikel der A. C. V. I. art. 18. III. art. 23.). Dieſelbe Beftimmung 
enthält auch das ſächſiſche Statutargefeß in II. I. $$. 2 u. 3 (vergl. 88. 49—52 
des b. G. B.). 

3. Das Unvermoͤgen, die eheliche Pflicht zu leiſten, ob daſſelbe feinen 
Grund in einer Krankheit oder der Pörperlichen Unreife Bat. Daher werden min- 
derjährige Jünglinge A. €. vor dem 18., die Mädchen vor dem 15. (Vifitat. 
Artikel der A. €. D. I. art. 18. u. II. art. 25.), minderjährige Jünglinge der 
helvetifchen Eonfeffion vor dem 18., die Mädchen vor dem 14. (Canon. Eccles. 
69.) **) nicht zur Ehe zugelafien. Auch find bei den A. C. Berwandten „die Hei 
rathen von PBerfonen unverhältnigmäßigen Alters, befonders alter Weiber mit 
jungen Burfchen, deren Mütter fie fein Lönnten, nicht zuzulaſſen“ (Bifitat. Artikel 
l. art. 18. u. 19. III. art. 26.). Ebenfo ift bei den Glaubensgenofien helveti« 
ſcher Eonfeffion bei großer Altersverfchiedenheit, als den Mädchen von 14 oder 
15 Jahren mit fehr alten Männern, umfomehr einem alten Weibe, welches bereits 
unvermögend ift, mit Sünglingen von 20 bis 25 Jahren die Ehe unterfagt 
(Canon. eccles. 70.). In Rüdfiht des Unvermögens vergl. $. 21. IX. lit. e. 
und X. lit. b. Bezüglich der politifhen Vorſchrift über das Normalalter zur 
Eingehung der Ehe vergl. 8. 21. VIL und die neue Vorſchrift A (vergl. $$. 49 
—52 deo b. G. B.). 

4. Der erſte und zweite Grad der Blutsverwandtſchaft oder Schwäger⸗ 
ſchaft (Bifit. Art. der A. €. 2. I. art. 18. UL art. 24.). Bei den Glaubens 
genoffen helvetifcher fowohl als augsburgifcher Eonfeffion erſtreckte ſich diefes 
Ehehinderniß früher bis auf den vierten Grad (Canon. Eccles, 68. Viſit. Art. 
der A. C. Berwandten v. 3. 1616. art. 17. Reformalio Ecclesiarum Saxoni- 
carum in Transsilvania, 1547. tit. 13. de caus. matrim. art. 7 — 8.). *) Der 
Rov. Art. 59 v. 3. 1791 bat aber dies Ehehindernig überhaupt bei den refor- 
mirten, augsburgiſchen und unitacifhen Eonfeffionsverwandten auf den zweiten 
Grad beſchränkt (vergl. 88. 65 und 66 des b. ©. 2.). 

5. Die bereitd vorhandene Verlobung oder ehelihe Verbindung (Bift. 
Art. der A. C. B. I. art. 18.).}) Im erfterer Beziehung vergl. 88. 45 umd 46, 
in leßterer $. 62 de8 b. ©. 2.). 

6. Die Berfchiedenheit der Religion, jedoch nur infoweit es fih um die 
zwifchen einem Chriften und einer Berfon, die fich nicht zur hriftlichen Religion 

*) Synopsis jur. connub. 88. 25-35. . 

**) P. Bod; Synopsis jur. connub. $$. 140—143. 153. 160— 164. 


**) P, Bod: Synopsis jur. connub. $$. 60. 76. 105—135. 
t) Synopsis jur. connub. $$. 6. 15. 197—202, 
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befennt, zu fehließende Ehe handelt; und ohne daß eine zwifchen Nichichriften 
bereits beftehende Ehe durch den Webertritt Beider oder Eines derfelben zu einem 
hriftlihen Glaubensbekenntniſſe gelöft wird. Dies zufolge einer auf 1. Cor. 7. 
v. 12 20. und das Decret des heil. Ladislaus I. Cap. X. gegründeten Ge- 
pflogenpeit.) 

7. Der Mangel der üblihen Kirchenfeierlichkeiten, namlich des Aufgebotes 
(proelamatio. Bifit. Art. der A. &. V. I. art. 20. Canon. Eccles. 65.); *) 
und der priefterlihen Einfegnung (hierologia, benedictio sacerdotalis. Bifit. 
Art. der A. C. B. I. art. 21. Canon. eccles. 67.).) Daher heimlihe-Trau« 
ungen ungiltig find (Bifit. Art. der A. C. B. II. art. 27.).}) | 

8. Die heiligen Zeiten (lempus sacratum); jedoch bezieht fich dieſes Hin- 
derniß mehr nur auf die geräufhpollen Feierlichkeiten der Zrauungen. Bei den 
Reformirten follen die Trauungen am Dienflag und Mittwoch, und wenn die 
Nothwendigkeit vorhanden ift, aud au den übrigen Tagen der Woche ftattfinden, 
jedoch nicht am Sonntag und Samftag, damit nicht diefe Bott geheiligten Tage 
dur Trink, Luſt- und Tanzgelage entweiht werden (Canon. eccles. 67. „Ea 
iamen conditione, ne vel sponsalia, vel nuptiae, diebus Dominicis celebren- 
tur, quod serio publica eliam Regni constitutione prohibetur ete.“). Auch 
find zur Adventzeit Trauungen nicht vorzunehmen. +}) — Bei den A. C. Bere 
wandten foll man Hochzeiten, da wo es nicht ſchon eingeführt if, Sonntage nicht 
halten. Wo es fhon eingeführt ift, follen fie nur nach beendigtem Gottesdienſte 
Statt haben. An Bußtagen find hochzeitliche Luftbarkeiten nicht zu geftatten; 
auch nicht zur Adventzeit und in den Faſten, und ebenfowenig Freitag oder Sonn» 
abend” (Bifitat. Art. der A. C. D. II. art. 13. vergl. $. 75 des b. — B.). 
Auch ſollen die Geiſtlichen: 

9. Trauungen (Copulationen) unbekannter, fremder Perſonen, ſo lange ſie 
fich nit duch Zeugniſſe (Erlaubnißſchein) ihrer Behörde über ihre Befugniß zur 
Eingebung der Ehe ausgewiefen haben, nicht vornehmen (Canon. Eccles. 65. 
Bifitat. Art. der A. ©. V. I. art, 18. u. 31. III. art. 27.). Außerdem iſt 
es auch 

10. „den militäriſchen Perſonen verboten, ohne die Erlaubniß ihrer Be⸗ 
hörde eine Eheverbindung zu ſchließen“ (Viſitat. Art. der A. C. 2. TI. art. 18 
u. 32. vergl. 8. 54 des b. ©. B.). ++) I 


*) Synopsis jur. connub. $. 136. 
»9 Petr. Bod: Synopsis jur. eceles, 88. 61—71. 
**) Synopsis jur. eccles. $$. 72—86. 
f) Synopsis jur. eccles. $$. 86 und 97. 
tt) Synopsis jur. eccles. $. 77. 
+44) Der 18. Vifitationsartikel der A. 6. V. v. 3. 1818 zählt die Ehehinder⸗ 
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. 48, 

Naſende, Wahnſinnige, Blödſinnige unmündige find außer Stande, einen giftigen Che⸗ 
vertrag zu errichten. 

Beiftestranfe und Unmündige können fowohl nad den allgemeinen „kirch⸗ 
lihen Vorſchriften“, als nach den bürgerlichen Nechte Feine Ehe eingehen, weil 
fie des hiezu erforderlichen freien Miklens (liberum arbitrium) entbehren. Die 
Unmiündigen übrigens auch wegen des Abganges des phufifhen Vermögens zum 
Zwede der Ehe nicht (vergl. S. 21 Abſ. IX und X). 

Nah dem ſächſiſchen bürgerlihen Rechte wird zur Schließung der Ehe bei 
den Sünglingen blos die Mündigkeit, bei den Mädchen die Geſchlechtsreife er⸗ 
fordert (St. I. 1. $. 2. justas nuptias inter se contrahunt masculi quidem 
puberes, feminae vero viripotentes), 

Die kirchlichen Vorſchriften fordern bei den Neformirten für die Jünglinge 
das 18., für die Mädchen das 14.; bei den A. C. Berwandten für Jünglinge 
gleichfalls das 18., für die arg das 15. Jahr zur Schließung der Che 
- (vergl. $. 47 Abſ. IH. 3). | 

Nach kanoniſchem Rechte geht das Ehehinderniß der Unmündigkeit bei den 
Katholiken (und griechiſch Nichtunirten) bei Mädchen nur bie zum 12., umd bei 
Knaben bis zum 14. Rebensjahre (S. canon. cap. 230 d. gr. N. Unirten). 

Die politifchen Borfchriften über das Normalalter zur Eingehung der Ehe, 
welche auch die Staluta almae dioec. Transsilv. Sect. V. de matrim. in den 
$. 1 aufgenommen haben, und worauf die Bifitat. Art. der A C. Verwandten IL 
art. 18, 19. . III. art. 25. hinweiſen), find bei 8. 21 Abf. VII, fowie die neue 
Gouvernementsvorſchrift vom 18. März 1852 ebendajeldft (4.) angeführt. Die 
letztere Vorſchrift, welche für Jünglinge mit Rüdfiht auf das neue Rekrutitungs⸗ 
gefeh Das Normalalter zur Eingehung der Ehe in das 22. Lebensjahr ſetzt, kann 
jedenfalls num bei Perſonen, welche refrutirimgspflihtig find, zur Anwendung 
fommen, indem das fpäter erfloffene K. PB. vom 29. Mai 1853 im Art. IN in 
Berbindung mit Art. V die perfönliche Fähigkeit der Siebenbürger zur Eingehung der 
Ehevonden „kirchlichen Vorſchriften“, weldendiefelben nad der Berfchieden- 
heit ihres Glaubensbelenntniffes unterworfen find, abhängig macht, daher früher 
erfloffene politifche Vorſchriften diefe Fähigkeit nur infofern beftimmen Tönen, 


niffe folgendermaßen auf: „Verbotene Eheverbindungen find: 1) in dem erften und 
zweiten Grade der Blutsfreundſchaft oder Echwägerfihaft; 2) vor dem normalmäßigen 
Alter; 3) ohne Einwilligung der Eltern; 4) bei eingetretenem Zwange; ferner 5) der 
Blöd⸗ und Wahnfinnigen; 6) der alten Weiber mit jungen Burſchen; 7) derer, bie 
bereits verlobt oder gar verehlicht find; 8) außerdem ift ed auch militärifchen Per⸗ 
fonen, und 9) den k. k. Untertbanen der unter der Gonfcription ftehenden Grölande 
verboten, ohne die Erlaubniß ihrer Behörde eine Eheverbindung zu ſchileßen. — 
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ale fie mit den „kirchlichen Vorſchriften“ der verfchiedenen Glaubens⸗ 
genoffen im Einflange ſtehen, oder von diefen adoptirt worden find. 


5. 49. 


Minderjährige oder auch Boljährige, welhe aus was immer für Gründen für ſich alein feine 
giftige Verbindlichkeit eingehen können, find auch umfäbig, obne Einwilligung ihres ehelichen Vaters ſich 
giltig zu verehelichen. IA der Bater wicht mehr am Leben ober zur Vernetung unfähig; fo wird, nebfl 
der Erklärung des ordentlihen Vertretere, auch die Einwilligung der Gerichtsbehörde zur Giltigkeit der 
@he erfordert. 


5. 50. 


Minderjährige von unehellder Geburt bedürfen zur @iltigfeit ihrer Ehe, nebft der Erklärung 
ihres Bormundes, die Eimwiligung ver Gerichtebehörde. 


$. 51. 


Ginem fremden Minderjährigen, der ſich in diefen Staaten verebelihen will, und die erforderliche 
Einwilligung beigubringen nicht vermag, ift von dem hierländigen Gerichte, unter weiches er nach feinem 
Stande nnd Aufenthalte gehören würde, ein Bertreter zu beftellen,, der feine Einwilligung zur &he oder 
feine NRißbilligung diefem Gerichte zn erflären hat. 


N. Tr. B. Nr. 15, 16 u. 17. 


Da der 8. 34 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ausdrücklich beftimmt, daß die perſönliche 
Bäbigkeit der Fremden zu Mechtögefchäften nah den Befepen des Ortes, denen er vermöge jeines Wohn. 
figes oder vermdge feiner Geburt als Unterthan unterliegt, au beurtbeilen ſei, fofern nicht für einzelne 
Fäne in dem Gelege etwas anderes verordnet if, fo haben Selne Mafeftät zu beſchließen gerubt, daß 
jeder in dem oͤllerreichiſchen Staate ſich verehelichende Andländer zu verhalten Tel, fidy bei der Trauung 
über feine werföntiche Fähigleit, einen giltigen Ehevertrag einzugehen, gehörig auszumelfen. (Hofderret vom 
22. December 1814, Rt. 1118, 9. G. ©.) 

Ueber Ginfhreiten der Regierung des Breiftsate® und eidgenofiihen Standes Branbündten,, bat 
die geheime Hof und Staatöfanzlei der vereinigien Hoffanzlet eine derartig beſtehende gefeßliche Beftim- 
mung bekannt gemacht, zufolge welcher feine im Nuslande erfolgte Trunung Graubündtner Angehörigen 
ohne vorher erhaltene Einwiligung der Gantond-Begierung als giltig anerfannt wird. (Hofdecret vom 
3. Detober 1836.) 

Laut Mittbeifung der k. k. gehelmen Haus, Hofe und Stautslanzlei hat der k. baieriſche Bundes- 
tags. Geſandie aır ſaͤmmtliche Geſaudiſchaften zu Branffurt das im Auszuge fcheiftlich antiegende Circulare 
erlaffen, worin er Die Geſetzgebung Baierns in Betreff der von den baierifchen Unterthanen im Auslande 
und von fremden Unterthanen in Baiern gefchloffenen Eben entwidelt, und den Wunſch äußert, daß die 
diesſaͤligen Beſtimmungen zur Kenntniß der übrigeu Regierungen gebracht, zugleich aber von dieſen wieder 
der baieriichen Regierung Kenntnig über diejenigen Anordnungen gegeben werden möge, welche in den 
übrigen Bundesftaaten zur Verhinderung unerlaubter Zrauungen fremder en bereits beftchen, 
oder in Folge der obigen Mittheilung erlaſſen werden follten. 

Es iR fi daher bei vortommenden Gelegenheiten an bie ——— Beſtimmungen der k. 
baieriſchen Reglerung zn halten. 


Abſchrift 
der Cirenlar⸗ Erklärung bes !. baleriſchen Gefandten am dentſchen Buudestage at die — 
VBunbesſtagſs⸗ Gefaubten. 

Die Geſetzgebungen eines großen Theiles deisicher Staaten erkennen bekauntlich die von den 
eigenen Unterthanen tim Auslande geſchloſſenen Eben nur inſofern für giltig an, als der Chemann zu 
deren Gingehung die ansdrückliche Erlaubniß feiner beimatblichen Obrigkeit erhalten bat. Dieles IR ine⸗ 
befondere auch in Butern der Ball, und es wird biernad nicht nur jede ohne Griaubniß der betreffenden 
Gintt-Dbrigkeit von einem Baier im Unslande eingegangene Ehe in ſtaatsrechtlicher Hinſicht als völlig un⸗ 
giltig betrachtet, fondern auch dieſelbe erforderlichen Falles von DObrigfeitswegen getrennt, ohne daß ter 
Frau, falls feige eine Ausländern iſt, oder deren Kindern bierans die Rechte bateriicher Angehörigen er» 
warhien fönnen. Dagegen find and in Baiern die gleihen Maßregeln gegen die Berbitung unerlaubter 
Ehen von Ausländern getroffen, und es ift den Beiftlichen aller Gonfeijionen verboten, irgend eine Trauung 
sined Ausländers vorzunehmen, twin der zu Trauende nicht die von der Ihm vorgefeßten ausländifhen 
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Dienfich- oder Heimathebehörde außgeftellie Berehellhungsbewiligung nebſt dem geeigneten pfarrämilichen 
Zeugniffe darüber, daB der heabfichtigten Verehelichung In Hinfiht auf kirchenrechtliche Berfimmungen fein 
Hinderniß entgegeuftehe, beigebracht hat. (Hofl.»Derret vom 31. März 1842, Pol. Geſetzſ. 70. Band.) 


$. 52. 


Wird einem Minderjährigen oder Brlegebefohlenen die Einwilligung gm Che verfagt, und halten 
fi die Chewerber dadurch beſchwert; To haben fie das Mecht, Die Hilfe des ordentlichen Richtere anzuſuchen. 


$. 53. 


Mangel an dem nötbigen Cinkommen; ermwiefene oder gemein bekannte ſchlechte Sitten; anfteddende 
Krankheiten oder dem Zwecke der Ehe binderlihe Bebredyen Desjenigen, mit dem die Ehe eingegangen 
werden will, find rechtmäßige Gründe, die Einwilligung zur Ehe zu verfagen. 


1. Rad ungarifhem Rechte können die Eltern ihren großjährigen Söhnen 
die Einwilligung zur Ehe nicht verweigern, fonft können fie von denfelben zur 
Teilung des Bamiliengutes verhalten werden (Tr. I. 53. vergl. $. 21 Abf. IX. 
lit. e). 

Nach fähfifhem Rechte ift zur Giltigkeit der Ehe die Einwilligung der 
Eltern, und bei Minderjährigen die Einwilligung Derjenigen, in deren Gewalt 
diefe fich befinden, erforderlih, Doch ohne daß eine wegen Mangels diefer Ein- 
willigung bereits geſchloſſene Ehe aufgelöft würde (Stat, I. 1. $. 2. „Eorum 
qui in potestate patris sunt, sine volunlale ejus matrimonia Jure non contra- 
buntur, sed contracta non solvuntur.“ $. 3. „Nupliae consensu contra- 
hentium fiunt, nec possunt consistere nisi consentiant omnes qui eontra- 
hunt, et quorum in polestate sunt). 

2. Ebenſo wicd nad den „kirchlichen Vorſchriften“ der Proteftanten (vergl. 
8.47. Abf. III. 2), und obſchon diefes Ehehinderniß dem canonifchen Rechte fremd 
iſt,) auch bei den Katholiken zufolge der in ihre Statuta almae dioeces. Transsil. 
Sect. V de matrim. in den $. 6 aufgenommenen diesfalligen politifchen Borfchriften 
(atque ideo absque hujusmodi [parentum] consensu initum Malrimonium 
est illegiiimum, non tamen irritum),, fowie bei den griechiſch Richtunirten die 
Einwilfigung der Eltern zwar erfordert, follte diefe aber aus nicht begründeten 
Urſachen verweigert werden, fo kann über Anlangen des betreffenden Seelforgers 
die Eiviljurisdiction zur Erwirkung der elterlichen Zuftimmung einfhreiten. z 

Die bezogene an alle Bifchöfe und Superintendenten erlaſſene politifche 
Borfhrift verordnet. „daß die Seelforger folde Berfonen, welde die Einwilli« 
gung der Eltern zur Schließung einer Ehe nicht nachweiſen, zuerft anzuweifen 
haben, fi) die mangelnde Einwilligung zu erwirken, und ohne diefe fie nicht 
trauen follen, außer in dem Kalle, wo fie finden, daß die elterlihe Zuftimmung 


*) Nach kanoniſchem Rechte gibt es fein Ehehinderniß der Minderjährigfeit, 
fondern ed werden diejenigen mit dem Banne belegt, melde eine ohne Einwilligung 
der Eltern gefchloffene Ehe für ungiltig erflären. (Conc, Trid. Sess. 24. cap. 1. de 
reform.) 
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zwar erbeten wurde, aber aus ungegründeten Urfachen verweigert wird " (Buhl. 
Deer. vom 2. Rai 1803. 3. 3105). Zur näheren Erläuterung diefer Borfchrift 
verfügt das Gubl. Deer. vom 24. April 1806 (3. 2761): „daß in einem Kalle, 
wo die Eltern die Zuftimmung zur Berehelihung ihrer Kinder verweigern, der 
Seelforger davon die umftändliche Anzeige an die betreffende Givilbehörde zu 
machen habe, weldhe dann die Sache genau unterſuchen, und wenn fie findet, daß 
die Einwilligung der Eltern ohne Grund verweigert wird, diefen Mangel felbft 
ergänzen foll, worauf der Geiſtliche die Trauung vorzunehmen hat” (vergl. $. 52). 
Zum Beweife der von den Eltern felbft gegebenen, oder durch die Civilbehörde 
ergänzten Einwilligung haben die Geifllihen den Verlobten ein Zeugniß abzu« 
verlangen, welches im Pfarrarchive aufzubewahren ift. 

3. Die angeführten politifhen Vorſchriften enthalten keine näheren Be- 
fimmungen, aus welden Gründen von Seite der Eltern oder der Eivilbehörde 
(morunter vom Zeitpunkte der Einführung des b. Geſetzbuches die Berfonalinftanz 
der Ehewerber zu verftehen ift) die Einwilligung zur Ehe verfagt werden kann; 
es muß alfo voransgejeßt werden, daß, abgefehen von den gefeßlichen Ehehinder- 
niffen, welche die Schließung einer Ehe ohnehin nicht erlauben, die Verweigerung 
der Einwilligung zur Ehe dann flattfinden könne, wenn nach den beftehenden 
näheren Umfländen eine nuglückliche Ehe vorauszufeken if. Dazu werden dann 
afferdings die im 8. 53 beifpielsweife angeführten Brände gehören. 

4. Die Beitimmung der 88. 49 und 50, wonach „im Falle der Vater 
nicht mehr am Leben oder zur Vertretung unfähig ift, nebft der Erklärung des 
ordentlichen Vertreters auch die Einwilligung der Gerichtsbehörde zur Giltigfeit 
der Ehe erfordert wird," tritt auch in Siebenbürgen deswegen in Wirkſamkeit, weil 
nad dem Art. XII. 4. des C. Einf. Patentes felbft die nach den früheren Rechts⸗ 
vorfähriften bereits beftellten Bormünder und Euratoren ihr Amt vom Tage des 
Beginnes der Wirkſamkeit des a. 5. Geſetzbuches mit allen durch das neue Gefek 
ihnen auferlegten Verpflichtungen und unter den darin ausgedrückten Befchrän- 
tungen der Befugnifje unter der Obforge des Gerichtes auszunben haben. 

5. In Rückſicht der perſoͤnlichen Fähigkeit fremder, unbekannter Berfonen, 
welche in Siebenbürgen eine Ehe eingehen wollen, wird durd die Firchlichen 
Borfhriften den Geiftlihen die Trauung folder Perfonen, fo lange fie fi nicht 
über ihre Fähigkeit zur Schliegung der Ehe gehörig ausgewiefen haben, aus⸗ 
drücklich unterſagt (Staluta almae dioec. Transsil. Sectio V. de matrim. $. 7. 
Canon. Eceles. 65. PBifitat. Art. der A. C. B. I. art. 18. und 32. vergl. 
8.47 Abſ. II. 9). Die hierüber erlaffene politifche Vorfchrift, worauf fi die 
angeführten „kirchlichen Vorſchriften“ der Katholiten und U. C. Verwandten 
ausdrücklich beziehen, fiehe bei den $$. 33—37, Anmerkung 7. 


En 
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Zu den $8. 49-53 kömmt zu bemerken: 

1. Zufolge der J. M. B. vom 15. Juni 1853 über das gerichtliche Verfahren 
außer Streitfahen: „fol zur Verehlichung eines Minderjährigen vom Gerichte bie 
Bewilligung nicht ertheilt werden, ohne fowohl über dag Dermögen und die Ein- 
fünfte, als über die perjönlichen Eigenfchaften und Verhäftniffe des fünftigen Che: 
gatten befriedigende Aufklärung erhalten, den Minderjährigen felbft vorgeladen, und 
fih durch deffen eigene, in Abmwefenheit ded Vormundes und des künftigen Ehegatten 
abgegebene Erklärung überzeugt zu haben, daß es fein freier, wohl überlegter Ent- 
ſchluß fei, diefe Ehe einzugehen. Iſt der Mündel von dem Gerichtäorte zu weit ent⸗ 
fernt, fo kann ein ihm näheres Gericht angegangen werden, ihn hierüber zu verneb- 
men. So lange die Ehepakten nicht berihtiget und alle Theilnehmenden fiber Die 
Bedingungen einig find, welche das Gericht zum Beften des Mündels ſeſtzuſetzen fin 
bet, fol die Bewilligung zur Ehe nicht gegeben werben ($. 187). Der Beſcheid, wo⸗ 
durch einem Minderjährigen Die Ehe zu fließen geftattet wird, muß außer dem Namen und 
Vornamen der Brantleute auch den Namen des Bormundes oder der Bormünderin und 
des Mitvormundes enthalten, und der von ihnen ertheilten oder verweigerten Ein— 
willigung audbrüdlic erwähnen. Wenn ein Eheconfene von ber erften Inſtanz gegen 
ben Willen ded Bormundes ertheilt, oder wenn eine von der erften Inſtanz abge- 
Ihlagene Bewilligung zur Ehe von dem Obergerichte ertheilt wird, fo hat der Be- 
ſcheid den Beiſatz zu enthalten, daß bie Che erft dann gefchloffen werden dürfe, wenn 
die erlangte Rechtskraft diefed Befcheides durch eine gerichtliche Beftätigung außer Zweifel 
gefegt fein wird. (5. 188). Iſt der Mündel oder deffen künftiger Ehegatte eine Mili- 
tärperfon, die ohne Erlaubniß ihres Vorgeſetzten ſich nicht vetehlichen kann, fo ift 
dem Befcheide der ausdrückliche Vorbehalt beizufügen, daß die Eingehung der (Ehe erft nad) 
beigebrachter Bewilligung der Militärbehörde ftattfinden dürfe (8.189. R. G. Bf. Nr. 109). 

2. Zufolge der Gouv. 8. vom 8. Zänner 1852 bat fih aus Anlaß mehr 
fach vorgefommener Anfragen dag Minifterium des Innern im Ginvernehmen mit 
dem Krieggminifterium und mit dem Minifterium für Kultus und Unterricht beftimmt 
gefunden, anzuordnen, daß zum Behufe der Verehlichung in Ungarn, Siebenbürgen, 
Sroatien und Slavonien, in ber ferbifhen Woiwodſchaft und dem Banate der Bräu- 
tigam, welcher der Gemeinde eines der übrigen Kronländer angehört, und feine bie- 
herige Zuftandigfeit beibebält, entweder den von der politifchen Behörde feiner Hei» 
mathegemeinde auegeftellten oder body beftätigten Eheconfend, oder dad von diefer 
Behörde audgefertigte Amtliche Zeugniß, daß er eine& politifchen Checonfenfed nicht 
bedürfe, beizubringen habe, wornach, falld fonft kein geſetzliches Ehehinderniß eintritt, 
die Trauung in den genannten Ländern ohne Anftand ftattzufinden hat, und es nicht 
nothwendig ift, die Beibringung eines Entlaßſcheines aus dem bieherigen Gemeinde: 
verbande zur Bedingung der Berehlihung zu machen. In Betreff der Ueberfiedlung 
und GEntlaffung militärpflichtiger Angehöriger anderer Länder des Reiches nad Un- 
garn, Eiebenbürgen, Groatien und Siavonien, dem Temefer Banate und der ferbi- 
bifchen Wojwodſchaft hat ed bid auf Weiteres bei dem bieher vorfähriftmäßigen Ber: 
fahren zu verbleiben. Hievon wird auf Grund des Erlaſſes des Minifteriumd des 
Innern ddo. 20. December 1851, Zahl 18930/88, zur Darnachachtung die Verlaut⸗ 
barung gemaht (2. ©. Bi. Ar. 26). 

3. Bezüglich der perfönlichen Fähigfeit der Angehörigen derjenigen Kronländer 
in welchen die Vorfchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches in Eheſachen in 
voller Wirkſamkeit find, fiche die Einleitung zu diefem Hauptftüde Abſ. 3. 
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4. Die R. Tr. B. Rr. 17 iſt für Siebenbürgen bereits früher mit ber Gouv. K. 
v. 19. Auguft 1852 erlaffen worden, wonad die k. baierifche Regierung daran bie 
Bemerkung gereibt hat: daß, obfchon nad) diefen ganz flaren und beſtimmten gefeh- 
lihen Anordnungen die Ungiltigfeit ciner im Auslande von einem baierifchen Unter 
than ohne die legalen Bewilligungen und Ausweiſe gefchloffenen Ehe keinem Zweifel 
unterliegt, und ebenfowenig in Abrede geftellt werden kann, daß daraus gegen den 
baierifhen Staat, oder einzelne Gemeinden feine Nechte abzuleiten find, doch Yale 
vorgekommen feien, in melden auswärtige Behörden hierauf nicht gehörige Nückficht 
genommen oder eine andere Anficht von der Wirkung einer ſolchen Che geäußert, und 
dadurch bisweilen Differenzen herbeigeführt, oder ihre Angehörigen in Nachtheil ver⸗ 
feht haben; wornach fih das Wünſchenswerthe einer pofitiven Rormirung won felbft 
ergibt. Die beflandene vereinigte Hofkanzlei ift demzufolge feiner Zeit im ber 
Lage gewefen, im ihrem Bereiche die Berfügung zu treffen, daß bie erwähnten in 
Baiern beflehenden gefeblihen Bellimmungen fundgemact, uud ſowohl die geift- 
lihen als weltlichen Unterbehörden angewiefen werden, auf Grund der übereingefom- 
menen Reciprocität ſich darnach zu benchmen. In neueſter Zeit ift die 8. baierifche 
Regierung zur Kenntniß gelangt, daß derlei von baieriſchen Unterthbanen während 
ihres Aufenthaltes in Ungam ohne die gefeglich erforderlihe Bewilligung ihrer Hei⸗ 
maths⸗Behörde eingegangenen Ehen die kirchliche Einſegnung crbalten hätten, und find 
hiegegen im Wege des k. f. Minifleriums ded Aeußern Borftelungen erhoben worden. 
Das Minifterium des Innern hat fih fohin mad) vorläufigem Einvernehmen mit 
ben Minifterien der Juſtiz und des Cultus veranlaßt gefchen, die gedachten Vor: 
ſchriften binfichtlih der Schließung von Ehen baterifcher Unterthanen im Auslande, 
und fremder Staats » Angehörigen in Baiern. nun au auf Ungarn, Kroatien, Ela: 
vonien, Siebenbürgen und die ferbifhe Wojwodſchaft mit dem Temeſer Banate 
auszudebnen. Hievon werden auf Grundlage des Erlaſſes des Minifteriumd dd. 
8. Juli 1852, Nr. 12396/468, jammtlihe politifche Behörden zur meitern Beriaut- 
barung verfländigt, und zugleich die Seelſorger ſämmtlicher Sonfeffionen ftrenge dafür 
veraniwortfih gemacht, E. baieriſche Staatsangehörige unter keiner Bedingung eher 
zu trauen, bevor fie nicht Die, mit dee vorgefchrichenen Legalifirung verfehene fchrift- 
lihe Bewilligung dazu von ihrer heimathlichen Civil⸗Obrigkeit beigebracht haben (2. 
&. Bl. Nr. 178). — Laut Erlaſſes des k. k. Minifteriumd des Innern, dd. 21. April 
1853, 3. 3196/99, hat die f. baierifhe Regierung erklärt, daß in Zufunft die Frauen» 
perfonen baierifher Staatsangehörigkeit bei ihrer Berbeirathbung mit Ausländern einer 
Auswanderungsbewiliigung nicht mehr bedürfen, da eine ſolche Berheirathung als eine 
felbkftändige legale Art der Auswanderung betrachtet wird (Goun. K. v. 20. Mai 
1853. 2. R. Bi. Abth. I. Nr. 65). — 

5. Laut einer Eröffnung des großherzoglich badifhen Minifteriumd der aud- 
märtigen Angelegenheiten werden Ehen, melde badiſche Staatsangehörige ohne Gr» 
laubniß der competenten Behörde ihres Staates im Auslande fchließen, infofern die 
Eheleute nicht ein auswärtiges Staatsbürgerrecht erfangen, nad dortigen Geſetzen als 
nichtig behandelt. Badiſche Unterthanen aber, welche im Auslande die Tranıng einer 
im Großherzogthum verweigerten Che erfihleichen, ober fi im Auslande verebelichen, 
ohne zuvor in ihrem Staate in Gemäßheit der dortigen Geſetze dad Heimathsrecht für 
ihre Ehe figergeftellt zu haben, verlieren das badifche Staatsbürgerrecht. Die zuftändige 
Behörde, welche für eine im Auslande zu fließende Ehe die zur Wahrung ber 
Staatöhürger- und: Heimathörechte erforderliche Genehmigung zu ertheilen hat, ift bad 
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Amt, in deffen Bezirf ber badifche Unterthan ein angebornes Heimathérecht befipt, oder 
in Ermangelung eines beftimmten Ortöbürgerrechte®, die Berwaltungäbchörde des 
MWohnorted, und außerdem noch bei Etaatädienern die vorgefeßte Dienftbehörbe. — 
Mit Rückſicht auf dieſe im Großherzogthum Baden beftehenden gefeplihen Anordnungen 
wird für die Zufunft angeorbnet, daB zwar zur Schließung "einer Che zwiſchen einer 
badifchen Etaatdangehörigen und einem öfterreichiichen Unterthan außer der Nach— 
weifung der perfünlichen Fähigkeit der Braut eine fpecielle Bewilligung ihrer zuftän- 
digen heimatblichen Obrigkeit nicht erforderlich ift, daß aber eine Ehe, welche ein groß- 
herzoglich badiſcher Staatdangehöriger hierlandes mit einer öfterreichifchen, oder was 
immer für einem anderen Staate angebörigen Unterthanin fchließen will, nur dann zu 
geftatten, unb die Trauung nur dann vorzunehmen ift, wenn der Bräutigam nad): 
weifet, die Bewilligung feiner zuftändigen beimatblichen Behörde, melde in den 
Trauungsacten aufzubewahren ift, erlangt zu haben (B. der Minifterien ded Inneren, 
der Zuftiz und des Cultus v. 9. October 1853, R. ©. Bl. Nr. 205). 


$. 54. 


Mit welchen Militair-PRerfonen oder zum Millitair⸗Körper gehörigen Perjonen ohne ſchriftliche Er⸗ 
laubniß ihres Regiments, Corps oder überhaupt ihrer Vorgeſetzten fein giltiger Ehevertrag eingegangen 
werden fönne, beſtimmen die Militair⸗Geſetze. 


Die kirchlichen Vorſchriften verweiſen bezüglih der von Militärperfonen 
einzugehenden Ehen ausdrücklich auf die Darüber erlafienen a. h. Anordnungen 
(Bifitat. Art. der A. C. 2. I. art. 18. u. 32. und namentlich führen die Statuta 
almae dioec. Transsil. Sectio V. de matrim. in den 88. 8S— 12 und $. 22 
diefe Verordnungen auszugsweife an). Diefe Verordnungen find folgende: 1. die 
von Militär-Bupillen ohne Zuftimmung der Bormünder und Enratoren oder der 
Militärgerichtbehörde (judicii delegati militaris et mixli) gefdhloffenen Ehen 
find ungiltig (Bub. Deer. vom 25. September 1815, 3. 9110). 2. Die Geift- 
Tihen follen Trauungen von Militariften, welche nicht zur Grenze gehören, ob 
diefelben zeitweilig beurlaubt oder mit einer Patentalgebühr gänzlich entlaffen 
worden find, ohne die ihnen von der vorgefeßten Militär-, weltlichen und geift- 
lihen Behörde ertheilte, fchriftlich vorzumeifende Erlaubniß nicht vomehmen. 
Ohne eine folde Erlaubniß vorgenommene Berehelihungen werden als heim⸗ 
liche, alfo ungiltige angefehen (Königl. Decr. vom 12. November 1813, 3. 2994. 
Gub. Decr. vom 3. Jänner 1814, 3. 55. Gub. Decr. vom 24. März 1818, 
3.13983. Gub. Decr. vom 13. Juni 1821, 3. 4040). 3. Der Geiftliche, welcher 
einen Batental-Invaliden ohne Erlaubniß des Militär-Invaliden-Inftitutd copu- 
lirt, wird mit dem Berlufte der TZemporal-Beneficien beftraft (Gub. Decr. vom 
18. Juni 1802, 8. 5823). 4. Beurlanbte Soldaten müflen die vom Regi⸗ 
ments-Commando erhaltene Erlaubniß zur Verehelichung nachweiſen (Bub. Deer. 
vom 17. Mai 1803, 3. 3594). 5. In allen Fallen, wo der Militärjurisdiction 
unterftehende, verebelichte Perfonen bei der Abwefenheit oder dem behaupteten 
Tode ihrer Ehegatten zu einer zweiten Ehe fchreiten wollen, jind diefelben gehal« 
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ten, zum Behufe der Erhebung der näheren Umſtände der Abweſenheit des ver⸗ 
mißten Ehegetten,' oder. feines Todes fi an die zuſtändige Militärbehörde zu 
wenden, welche nach erhobenen Umftänden die Ehebewilligung zu ertheilen hat. 
In der Militärgrenze Hat in ſolchen Wählen das betreffende Didcefan-Eonfiftorium 
einvernehnli mit dem’ Betr. Regimentöcommando die Entfcheidung zu fätfen (Bub. 
Der. .vom-4. November 1803, 3. 8729). 6. Dhne alle Gebühr definttiv ent: 
laffene Militariſten unterflehen nicht mehr der Militärjurisdiction, koönnen alfı 
nad Borwefimg Ihres Abſchiedes (dimissionalibus litteris) ohne Anfland ge: 
trant werden (Buß. Decr. vom 11. April 1808, 3. 2301). 7. Zur Bermeidung 
aller Ireungen in Anfehung der Grenzen der Surisdiction, welche die Civil: und 
welche die Nilikaͤr⸗Geiſtlichkeit in den hei Militärperſonen ſich ergebenden Ver⸗ 
richtungen der Seelforge auszuüben hat, und zur Hintanhaltung aller Uebertre— 
tungen der Gefege bei Eingehung der Ehen von Mititärperfonen, und vor der 
bei ſolchen dienenden Eheilpartieien, wird in Gemäßheit der auch an die Eivil- 
behoͤrden ergamgenen gleichförmigen Belehrung, Rachftehendes hiermit verordnet: 
Es hat bei der zufolge a. h. Entſchließung vom 26. Jänner 1770 befannt gi: 
machten Borſchrift fein Verbleiben, daß vie Feldeapläne die geiftliche Jurisdietion 
in Zaufen, Trauungen, Begräbniſſen und überhaupt in Adminiſtrirung der Sa— 
cramente.m Anfehamg der ad militiaın vagam gehötigen Militärperfonen, bin- 
gegen die Civilgeiſtlichkeit dieſe Jurisdiction bei den ad milifiam stabilen ge— 
rechneten Mikitärperfonen auszuüben haben ($. 1). Da fi aber die Kalle häufig 
ereignen Ibnnen, daß Berfonen, melde ad militiam vagam gehören, einer geift: 
lichen Amtshandlımg bebürfen, ohne den Keldfuperior oder Feldcaplan, deſſen 
geiſtlicher Jurisdirtion fie zugewieſen find, baden zu können, fo Bleibt e& bei den 
ſchen beſtehenden Verordnungen, daß die Civilgeiſtlichkeit verpflichtet fei, in die 
fen Faͤllen die geiſtlichen Iurlsdictionds-Sandlungen in subeidium der Militär 
getllichkeit. auszwäben ($. 3). In Anfehung der Stolgebühren wird Folgenbed 
verotdnet: 3: Militärperfonen vom Feldwebel und MWachtmeifter abwärts fein 
ſchließlich berfelben) haben gar feine Stole zum bezahlen; folglich hat ver Civil- 
xfarver auch Da, wenn die Trauung zwiſchen einer folgen Militärperſon und einer 
Praut vom Civilſtande von ihm vorgenommen wird; nur die halbe Gebuͤhr ih 
Anjehung der Braut zu fordern; d) Oberoffitiere haben die Stole zu entrichten; 
jedoch iſt fi in Bemeſſung des Dettages ganz na den ˖ für die Civilgeiſtlichkeit 
überhaupt beftehenden Stolgefeten zu achten; c) die Gheverkünbigungen find 
bei Rilitärperſenen, weiche ad militiam vagam gehören, m Ermangelung einet 
eigenen Barmmifenslicdhe, wo Die Berlündigng von dem Keldfüperior oder von 
dem. Feldcaplan geſchehen kann, won dem Gvilpfarrer des Bezirkes, im welchem 
der Militaͤr⸗Bräutigam wohnt, vorzunehmen, ohne dafkr.eine Gebühr von der 
Militärperfow zu fordern; d) dort, wo keine we beftcht, bat’ der 
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Beldfuperior oder Feldcaplan das Recht, in der Civilpfarrkirche, in deren Bezirke 
die feiner Jurisdiction zugemwiefenen Milttärperfonen wohnen, die pfarrlichen 
Berriptungen der Taufe, der Trauung, des Verfehens der Kranken, der Einfeg- 
nung der Leichen vorzunehmen, ohne daß der Eivilpfarrer deswegen eine Stol⸗ 
gebühr anzufprechen hat ($. 4). Die Eivilgeiftlichleit hat nach der. Hofverord- 
nung vom 30. Auguft 1784 mit Ende jedes Militärjahres durch die Dechante 
das Verzeichniß aller mit Militärperfonen vorgenommenen Taufe, Trau- und Be 
gräßnißacten an das Eonfiftorium einzufenden, von weldhem es mittelft der Lau⸗ 
desftelle und dem Generalcommando dem Peldfuperiorate zukommen wird, wel⸗ 
ches auch für die Ausftellung der Urkunden über die ad militiam vagam gehö⸗ 
rigen PBerfonen, wenn fie erft nad) der Ueberreichung der Verzeichniſſe angeſucht 
werden, forgen wird ($. 5). In Anfehung der Bewilligungen zur Heirath und 
der Dispenfen von den Aufgeboten wird verordnet: 1. Ohne beigebrachte ſchrift⸗ 
lie Heirathabewilligung foll feine Militärperfon, fie mag von der militia vaga 
oder stabili fein, getraut werden. Diefe Bewilligung wird erteilt: a) bei den 
Regimentern und Eorps für fammtliche Individuen vom Oberftlieutenant ab- 
wärts, von den Regiments und Corpsinhabern, „oder von den Regiments- und 
Gorpecommandanten, foweit den lebten dazu die Befitgniß von den Regiments- 
inhabern verliehen worden iſt; b) bei dem Seneral-Quartiermeifterftab, für alle 
dahin gehörige Individuen, von dem General-Quartiermeifter; c) für die Regi- 
mentd- und Eorpscommandanten; für. alle weder zum General-Auartiermeifter- 
ſtabe gehörigen, noch in einem Regimente oder Korps dienenden Individuen ; für 
die in den Penflonsftand verfeßten oder mit Beibehaltung des Militärharaktere 
ausgetretenen Stabs- und Dberofficiere, von den Generaleommanden. 2. In 
Anfehung der minderjährigen Waifen von Militärperfonen ift die Einwilligung 
der Obervormundſchaft zu ihrer Berehelichung, nach den beftehenden Verordnun⸗ 
gen, bei den vorgeſetzten Judiciis delegatis militaribus et mixtis anzuſuchen. 
3. Die Dispenfen vom Aufgebote der Milttärheirathen find bei der betreffenden 
Militärbehörde anzufuhen, und werden folhe: a) bei den Regimeniern und 
Corps allen dahin gehörigen Perſonen, vom Oberftlieutenant abwarts, von den 
Negiments- und Eorpscommandanten, b) der Generalität, den Regiments⸗ und 
Gorpscommandanten, allen zu keinem Regiment oder Corps gehörigen Berjonen, 
den penfionirten oder mit Beibehaltung des Militaͤrcharakters ausgetretenen 
Staba⸗ und Dberofficieren , den wirklich dienenden oder in die Benfou Aber 
ſetzten Militärbeamten, Witwen und Waiſen, von dem Beneralcommando des 
Landes, in welchem fie ihren Aufenthalt haben, ertheilt. 4. Die Civildienſtboten 
von Militärperfonen haben ohne Nücficht, ob ihre Dienfigeber ad militiam 
vagam oder stabilem gehören, nebft der Bewilligung und (rückfichtlich des Auf⸗ 
gebotes) der Dispens von Seite der Militärbehörde, auch die Heirathsbewilligung 
der betreffenden Civilobrigkeit und die Aufgebotsdispens von der Civilbehoͤrde 
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zu erwirken ($. 6) (Hoftrieget. B. vom 5. Deciober 1808, Lit. W. g. 164). 
Dur diefe Derordnung wird übrigens an den Gefepen und a. h. Vorſchriften 
bezüglich der Grenzregimenter, welche nicht nur als Soldaten, fondern aud ale 
Kamilienväter anzufehen find, und ihren Geiſtlichen und befonderen Geſetzen 
unterfteben, nichts geändert (Gub. Dec. vom 9. October 1809, 3. 7755). — 
8. Das Militär-Heiratbönormale vom 10. Juni 1815 (Bub. 3. 2185) ver 
ordnet in $. 25, daß jede Berehelldung (der in dem Rormale angeführten Mili- 
tärperfonen und Angehörigen des Militärkörpere) ohne vorhergegangene fürm- 
Nie Erlaubnig des zu ihrer Entſcheidung geeigneten Chefs durchaus ungiltig 
und nichtig fei; überdies ift derjenige, welcher auf diefe Art eine Heirath fihließt, 
unausweihli zu entlaffen, und gegen die Mitbefangenen nad Umftänden und 
nad Maß ihrer Schuld vorzugehen. Die obligate Mannfchaft hingegen ift für 
die Uebertretung diefes Verbotes kriegsrechtlich in Folge der beſtehenden Geſetze 
zu behandeln. — Uebrigens fieben nad $. 35 lit. e. nach der zweiten Claſſe 
verebelihte Soldatenweiher fammt Kindern umter der Eivilobrigkeit.”) — 9. Laut 
der Inftruchion über die Behandlung der aus Siebenbürgen gebürtigen beutlaub⸗ 
ten Soldaten der fiebenbürgifchen Linienregimenter und des Juhrweſen⸗Corps 
vom 2. December 1816 (Hofz. 268. Gub. 3. 2355 v. 3. 1817) kann den bes 
urlaubten Soldaten jeder Maffengattung nur die gefegmäßige Militärbehörde 
die Heirathslicenz giltig ertheilen. — Wenn fi) Soldaten während des Urlaubes 
friedfertig betragen, fi mit glaubwürdigen Zeugniffen der politifhen Behörden 
ausweifen, daß file eine Zamilie zu ernähren im Stande find, und fi bei dem 
betreffenden Diſtricts⸗Evidenthaltungs⸗Officier hierinfalls dienfimäßig melden: 
fo fann ihnen das Regimenter oder Juhrweſens⸗Corpscommando, wenn ed Leute 
vom Yuhrwefenscorps find, auch währen? des Urlaubes die Bewilligung zur Ber- 
ehelihung nad der zweiten Art eriheilen ($. 17). — 10. Laut Refcripts 
des Hoffriegärathes vom 19. December 1828 (C. 1354, Goflanzleidecr. vom 
13. December 1828. Hofz. 5292) haben Se. Majeftät der Katfer unterm 4. De- 
cember 1828 a. 5. zu befehlen gerubt, daß Fünftig im Siebenbürgen die 
Legung der Heirathscautionen inRealitäten nur auf jene Juris— 
Dietionen beſchränkt werde, in weldhen geregelte Grundbücher 
eingeführt find, ans welden aud ber auf den Realitäten haftende Baffiv- 
fond und die Befipveränderungen mit Verläßlichkeit erhoben werden können; 
in allem übrigen Fällen aber find die Heirathscautionen, lediglid in 
baarem Belde oderin Staatsobligationdn anzunehmen, 


Hieher gehörende neuere Berorbnungen find: 
1. Rah $. 1 des organifchen Befeges für die Gensd'atmerie vom 18. 
Janner 1830 bildet diefe einen Beflandibeil der 8. f. Armee, daher ‚die in Anfehung 


2) Mm der Sammlung der politiſchen und Juſtizgeſeze yon Kropatfchel-Gautta. 
10. Dr, 5. 130-159. 
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der: Brrekklihang von Miilisperfeniin is Borphriften ' auch a Bun ‚+ 
beziehen fina (R. ©. DI. Nr. 19. ; - 

2. Da bei den Militärepen ber weiten Ari die Witwen — Rinder. ſolcher 
Leute im Falle ber Verarmung keinen Anſpruch auf Verſorgung an das Militär-Herar 
zu ſtellen berechtigt ſind, mithin auf Grundlage des dermaligen proviſoriſchen Ge— 
meindegeſetzes, jener Gemeinde zur Laſt fallen, zu welchet ber Gatte, Beziehungs- 
weife Bater, ‚gehörte; fo kann einem Soldaten bie Bewilligung zur Che nad 
ber zweiten Art nur dann erfheilt. werben, menn: er. fich vorher mit Ber Zuflim- 
mung der Gemeinde, welder er angehört, ausgewieſen hat. Es werficht fi Kerbe;. 
von felbft, daß, wenn auch diefe Zuftimmung der Gemeinde von einem Solaten nach⸗ 
gewiefen ift, der zur Ertheilung der Heiratsbewilligung berufene Truppen : Comman⸗ 
dant diesfalls nur nach Dienftesrückſichten zu entſcheiden hat, mithin fortan berech⸗ 
tigt bleibt, Die betreffende Ehe nach der zweiten Art entweder zu bewilligen ober zu 
verweigern. Died wird ala eime zu dem 8. 35 des. Militäyheirgiö-Rorpanled nes 10.. 
Juni 1812, G. 2135, gehörige Beſtimmung hiermit zur Darnachachtung bekannt ge 
geben (Erlaß des Kriegsminiſteriums vom 7. April 1851. R. G. Bl. Nr. 97. 2. ©. 
Bl. Nr. 128). 

3. Zufolge der Mift. Jur. Norm vom 22. December 1851 find Get den Militär: 
Gerichten über bie im $. 2 diefer Norm genannten und in deu 88. 3 a 6 nit 
auögenommenen Perſonen bie Verhandlungen in Ehaſachen fo wie iq Adontions · und 
Legitimationsfällen zu führen ($. 13. p. 3. R. G. BL Nr. 255). 

4. Seine k. k. apoft. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung ddo. — 
ſtadt am 25. Juli 1852 dem Herrn F. M. L. von Kempen, als dermaligem Chef der. 
oberſten Polizeibehorde, uͤber alle zum Stande des Militaͤr⸗Polizei-Wache⸗Corps und 
der damit vereinigten Gewoͤlbwache gehörigen Individuen, vom Oberfilisutenaut 
abwärts, das Befugniß, bdenfelben unter Beobachtung der Varſchriften des: Heirato⸗ 
normaled die Ehebewilligungen zu ertheilen a. g. zu verleihen geruht (Kr. M. D. 
vom 1. Auguft 1852. R. ©. BI. Nr. 159. 2. ©. Bl. 163). 

5. Laut Kr. M. B. vom 7. December 1852 über bie Gerichtsbarkeit in den 
Militär-Bildung&Anflalten ertheilt hier die Bewilligung zur Verehlichung von Offitieren 
und Beamten ber Kriegsminiſter nach Cinvernehmen uit dem Ch der Sektion füt 
Militär⸗Bildungo⸗Anſtalten beim a. h. Aum-Dherlommanıe (N, G. BI. Nr: 269). 

6. An den Borfchriften über die Ehen der ber Militäy-Junsbiction unterwor⸗ 
fenen Perfonen und über die Gerichtöharleit in Eheſtreitigkeiten derfelben ift durch Die 
Artikel IM und IN des K. E. P. für NN nichts geändert worden (Art. X). 


5 5. 


Die Einwilligung zur Che iR ohne Mechiäfvaft, wenn, fie durch gie — furcht — 
worden if. Ob die Furcht gegründet war, muß aus der Größe und Wadhrſcheinlichkeit der m und 
aus der Leibes· und GSemuth obeſchaffeuheit det bedrohten Berfort beuriheut werben. 


Ueber den Zwang durqh Gewalt und rt Pr on > 4 Sf; ll. 
lit. h. und Abf. IM. 1. 

Die Staluta almae dioec. Trapssil geeüo V. de .matrim. $. 5. „führen 
wörtlih die bezügliche palitifhe Vorſchrift auf. In dem Bifit.. Act: der A. C. 
Berwandien III. art. 23. heißt es mit Hinweiſung auf dieſe Vorſchriften: „Die 
Geſeße verbieten den Eltern, ihre Kinder zu einer ehelichen Berkindung zu 
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zwingen.“ Die „zur Verhütung jeder Gewalt und jeden Zwanges, welche bei 
Gelegenheit einer Verehlichung auf welche Art immer Rattfinden koͤnnten“ erlaffene 
a. h. Norm perordnet: 1) „wenn die Pfarrer aud allgemeinem Gerüchte, oder 
ans anderen Anzeigen wahrnehmen, daß die Perfonen, welche hie dreimalige 
Derkündigung verlangen, zur Schließung der Ehe von den Eltern oder von irgend 
einer anderen diefelben vertretenden Berfon gezwungen werden, jo follen fie mit 
der Erflärung, daß durch Gewalt und Furcht (vi et metu) Niemand zur Ein- 
gehung der Ehe genöthigt werben koͤnne, das Aufgebot verichieben; 2) wenn der 
Pfarrer Feine Anzeigen des Zwanges wahrnehmen follte, fo foll er vor jedem der 
dreimaligen Aufgebote den Verlobten und die Verlobte abgefondert vor ſich rufen 
und diefelben in Gegenwart von zwei denfelben nicht verwandten, nicht intereffirten 
Zeugen befragen: ob fie von keiner Seite zur Schließung der Ehe gezwungen 
werden?! Wenn Beide, oder and nur Eines derſelben erllärt, daß Zwang ftatt- 
finde, fo ift das Aufgebot zu verſchieben, und find die Verlobten zur Ehe nicht 
zuzubaffen; erklaͤren dieſe aber, daß kein Zwang obwalte, To fol dieſes in die 
betreffende Rubrik des Trauungsbuches angemerkt, und vom Pfarrer, den Zeugen 
und den Verlobten unterſchrieben werden; 3) wenn in Hinſicht des Aufgebotes, 
oder in den verbotenen Graden der Verwandtſchaft oder Schwägerfchaft Diepens 
verlangt wird, fo muß dem Geſuche ein vom Pfarrer und den Zeugen unter 
ſchtiebenes befonderes Zeugniß darüber, Daß fein Zwang obmwalte, beigeſchloſſen 
werden, weil ſonſt die Dispens keineswegs bewilligt werden wird; 4) Jene, 
welche die ihrer elterlichen Gewalt unterſtehenden Perſonen durch Gewalt oder 
Furcht zur Che zwingen, ſollen angezeigt und der Fiscalaction unterworfen wer⸗ 
den. (Hofdeer. vom 7. April 1815. Hofz. 843. Gubl. Deer. vom 18. Mai 1815. 
3. 3909, erneuert durch Gubl. Decr. vom 27. Mai 1820. 3. 3255). Vergl. in 
letzterer Beziehung den 8. 508. des Str. G. B., wonach gegen die Uebertretung 
der Eltern, die durch Mißbrauch der elterlihen Gewalt ihre Kinder zu einer Ehe 
zwingen follten, welche nad) den Geſetzen nihlig ift, firenger Arreft von 3 bie 6 
Monaten verhängt wird (vergl. auch $. 56). — 


$. 56. 


. Die Einwilligung iR aud dann ungültig. wenn fie von einer eutführten und noch nicht in ihre 
Freibelt verfegten Perſon gegeben worden. 


Detreff der gewaliſamen Entführung als Ehehinderniß, fiehe oben 8. 47 
Abſ. II. lit. i. Abſ. II. 1. 

Der Maͤdchentaub wird ſchon verboten durch das Decret des . Stephan 
B. 2. e. 25, fpäter durch das Dectret des Wladislaus art. 47. In A. C. V. 
Ed. 43 treffen die Landſtaͤnde im J. 1646 Maßregeln zur Beſttafung des Frauen⸗ 
taubee, welcher unter den walachiſchen Geiſtlichen indem fie einander, oder Anderen 
die Frauen oder Löchter gewaltfam entführten, eingeriffen war. Die Strafe war, 
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wenn die Entführung gegen den Willen der Entführten oder deren Eltern geſchah, 
der Tod, geſchah fie mit deren Zuſtimmung, das Blutgeld. Die (walachiſchen) 
Geiſtlichen griechiſchen Glaubensbekenntniſſes dürfen nämlich nad ihrem Kirchen⸗ 
gefeb nur einmal heirathen, daher fih das angeführte Geſetz auf die gegen diefe 
kirchliche Sanction handelnden Witwer unter den walachiſchen Geiſtlichen zu ber 
ziehen ſcheint (vergl. den im $. 96 des Str. ©. B. aufgeftellten Begriff der 
Entführung). Bei den gr. N. Unirten bifdet Gewalt, Furcht und Entführung _ 
ein trennendes Ehehinderniß (S. canon. cap. 178. 252254). 
$. 57. 


Ein Jerthum madt die Einwilligimg zur Ehe nur dan ungiltig, wenn er in der Berfon des 
künftigen Chegatten vorgegangen if. 
$. 58. 


Wenn ein Ehemann feine Gattin nad der Ehelichung bereits von einem Andern gefhwängert 
findet; fo kann er, außer dem is 8. 121 beſtinnuten Balle, fordern, daß die Ehe al® ungiltig erflärt werde. 


$. 39. 
Alle übrigen Irrtbümer der Ghegatien, fowie au ihre getäufchten Erwartungen ber vorand- 
gefegten oder auch verabredeten Bedingungen, fliehen der Giltigkeit des Chevertrages nicht entgegen. 


Bezüglich des „Irrthumes in der Perfon und in deren Eigenfhaften“ fiehe 
oben $. 47 Abf. I. lit. a und b; Abſ. III. 1. 

Das Ehehinderniß „der Schwängerung von einem Dritten“ ift zwar als 
ſolches dem kanoniſchen Rechte fremd, befteht jedoch als Ehehinderniß des Irr- 
thumes in den Eigenfchaften der Berfon. Bei den gr. R. Unirten desgleichen 
(S. canon. cap. 178 u. 218). 


$. 60. 
Das immerwährende Unvermögen,, die eheliche Pflicht zu leiſten, if ein Chehinderniß, wenn es 
fon zur Belt des geihloffenen Ehevertrage® vorhanden war. Gin bies geitlihes, oder ein erk während 
der Ehe zugeſtoßenes. ſelbſt unheilbares, Unvermögen kann das Band der Ehe nicht auflöfen. 


Betreff des Ehehindernifjes wegen des „Unvermögens, die eheliche Pflicht 
zu leiſten“ fiehe oben 8. 47 Abf. II. lit. 1; Abf. III. 3. Bei den gr. R. Unirten 
bildet das vollftändige, ebenfo wie das relative Unvermögen ein trennendes Hin- 
derniß (S. canon. cap. 210 u. 217). 

Nah Tahfifgem Rechte wird zur Schließung der Ehe von den Ber- 
fonen die „Pörperlihe Neife” verlangt; und das „natürlide Unver- 
mögen” ded einen Ehegatten begründet für den anderen das Recht zur Schei- 
dung, ohne irgend einen Nachtheil hinfichtlic der Vermögenstheilung (Stat. II. 
1.8. 2 „si maritus uxori ab initio matrimonii usque ad duos conlinuos 
annos computando, coire minime propter naturalem imbecillitatem valeat, 
potesi mulier sine periculo trientis amittendi, repudium marito mittere, prae- 
cedentetamen censura ecclesiastica. 8. 9). 

$. 61. 


Gin zur ſchwerſten oder ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilter Berbrecher kann von Dem Tage de⸗ ihm 
augstüudigten Urtheiles und fo lange feine Strafzeit dauert, feine giltige Che eingeben. 
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Diefes Ehehinderniß ift den „Tirhligen Borfhriften* der verſchie⸗ 
denen Blaubensgenofien Siebenbürgens fremd. Diefer Unterfhied von dem b. 
Geſetzbuche ift infoweit wichtig, als diefem gemäß ein aus Siebenbürgen gebür- 
figer, zur ſchwerſten oder ſchweren Kerferfirafe verurtheilter Verbrecher, bei der 
Bier eintretenden Beftimmung des K. Einf. Patentes Art. V. in feiner perfön- 
lien Fähigkeit zur Schliegumg der Ehe nicht befhräntt if; obſchon bei dem 
Umftande, als nah $. 7 lit. b. des Str. G. B. mit der Benurtheilung zum Tode 
oder zur ſchweren Kerkerftrafe die Folge verbunden ift, „daß der Verbrecher, fo 
lange feine Strafeit dauert, weder unter Lebenden ein für ihn verbindliches Ge⸗ 
ſchäft ſchließen, noch einen legten Willen errichten kann“ — der Fall einer folgen 
Verehelichung hoͤchſt ſelten ftattfinden mag. 


.632. 

Gin Mann darf nur mit Einem Weibe = ein Weib darf nur mit Einem Wanne gu gleicher 
Zeit vermäßlt fein. Wer ſchon vereheliht war und fi wieder verehelichen will, muß Die erfolgte Trennung, 
das IR die ganzliche Aufiöfung des Ehebaudes, rechtmäßig beweifen. 

Bezüglich diefes Ehehinderniſſes fiehe oben 8. 47 Abf. IL lit. k. Abſ. 
IN. 5. die angeführteri „Pirhlichen Vorſchriften“, die mit diefem $. dutchaus 
Abereinfkimmen. 

1. aut der „Reformatio Ecclesiarum Saxonicarum“ v. J. 1547 lit. 13. 
de caus. mairim. $. 6. foll der Ehegatte, welcher mit Wiſſen während des Le 
bens des ihm gefeßmäßig angetrauten Weibes, ein anderes Eheweib nimmt, mit 
dem Tode beftraft werden. Bei den gr. N. Unirten bildet das bereits beſtehende 
Eheband gleichfalls ein trennendes Ehehinderniß (S. canon. cap. 337), 

2. Rah fähfifhem Rechte erfheint diefes Ehehinderniß in der Weife 
ausgedruͤckt: daß die von ihrem Ehegatten, über deffen Leben kein Zweifel ob⸗ 
waltet, verlafiene Perſon zu einer anderen Ehe ſchreiten darf (Stat. II. 1. $. 11. 
donec certum est superesse conjugem absentem, ad alias Nupfias alteri mi- 
grare non licet). 

3. Rad Fatholifher Auffaffung wird das Band der Ehe nur durch den 
Tod des einen Ehegatten gelöß (vergl. $. 111). Mit Bezug hierauf verordnen 
die Statuta almae dioec. Transsil. Sect. V. de matrim. $. 21: „daß Rieman- 
den, welcher den Tod feines Ehegatten behauptet, und entweder ein pfarrämt- 
lies Zeugniß oder die beſchworne Ausfage eines Zeugen beibringt, Glauben zu 
ſchenken fei; daß Riemand zur Verehelichung zugelaffen werde, wenn er nicht 
feine Freiheit (wenn diefe nit ohnehin bekannt wäre) durch Ueberreihung eines 
pfarraͤmtlichen oder obrigkeitlichen (magistratuali) Zeugniffes aus allen einzelnen 
Orten, wo berfelbe fi aufgehalten bat, nachweiſen tönne”. — Laut. Bub. 
Derretes vom 9. Auguſt 1787, 3. 8063 fol bei den aus fremden Ländern 
kommenden Ginwanderem , welde ihren ledigen Stand dur ein ſchriftliched 
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Zeggniß nicht allezeit beweifen koͤnnen, folglich ihnen die Trauung 8 der Ur- 
jache aud verſagt wird, aufolge Hofdecretes vom 16. Juli deſſelben Jahres, in 
ſolchen Fallen, wo Fein anderes Mittel üprig bleibt, den ledigen Stand zu er- 
proben, der Eid de& fi verehelihen Wollenden, und über Diefes Die durch einen 
(Sid bekräftigte Ausfage zweier unverdächtiger Zeugen für hinlaulich angenom⸗ 
men werden, um die Ehe zu geſtatten. 

Zufolge der prop. C. P. DO. vom 3. Mai 1852, 8. 114 ix. d kaun der 
Tod des einen Ehegatten durch Beibringung eines Todtenſcheines oder einer an- 
deren öffentlichen Urkunde, auch durch Zeugen erwiefen werden (vergl.8.24 Abf.1). 

: Ueber die Todeserflärung zum Behufe der nn fiehe Die 


Erläuterung der 88. 112—114. 


4. Auch die „kirchlichen Vorſchriften“ be nit tatholiſchen chriſtlichen 
Glaubensgenoſſen fordern von einer Perſon, deren Fähigkeit zut Schließung einer 
Ehe nicht ohnehin bekannt oder erwieſen iſt, die gehörige Nachweiſung dieſer 
Fähigkeit (Canon, Eccles. 65. advenos aulem ei ignolos secus nulla ratione 
eopulent, nist testimoniales de sua libertale produxerint. Bifiiat. Art. der 
A. C,. 8. J. arı. 18, 31. DI. art. 27. „Will Jemand fih außer feinem gewöhn- 
lihen Wohnorte trauen laffen, fo muß er für den gewählten Gopulater Die Ber 
fugniß dazu durch ſchriftliche Einwilligung des Pfarrers, zu defien 
Parochial⸗Jurisdiction er gehört, erwirken). Da aber bei diefen Religionsver- 
wandfen die gänzliche Auflöfung der Ehe nicht blos Durch den Tod, fondern au 
durch Die Trennung des Ehebandes ($. 115) erfolgen kann, fo kann bei den- 
jelben die Fähigkeit zur Wiederverehelichung im letzteren Falle aud durch das 
die Trennung Des Ehebandes bewilligende richterlihe Erkenntniß (Deffentliche 
Urkunde $. 114, I, d der prov. C. P. D.) erwiefen werden. Ebenſo in einem 
jolhen Yale bei den Juden (vergl. die 88. 133 — 135). 

5. Ueber das Verbrechen der zweifachen Ehe vergl. 88. 206—208 des 

Strafgeſetzbuches. 
$. 63. 

Gelitliche, welche ſchon höhere Weihen empfangen; wie and) Ordensyerfonen von beiden Ge⸗ 


ichlechteyn, weiche feierliche Orlühde der Ebeloſigkeit abgelegt Haben, können Teine giltigen Eheverträge 
.blienem. 


Ueber das Ehehinderniß der höheren Weihen (ordo sacer) und das feier- 
liche Gelübde der Ehelofigfeit (volum solemne) fiehe oben $. 47 lit. c. 

1. Diefe Ehehinderniſſe beftehen bei den Proteftanten (Belennern der 
augsburgiſchen, helvetifchen und unitarifchen Eonfeffion) niht. 

2. Auf die Bekenner des griechifchen unirten und nicht. unirten Glaubens⸗ 
befeuntniffes finden fie infoferm Anwendung , als nad ihrem Sirchenrechte die 
höheren Weihen und alle Ordensgelübde nur als Eheverbote anzufehen find, 
ferner mit Ausnahme der Bifhöfe, ihre Geiſtlichen die höheren Weihen empfan« 
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geu Lünuen, ohne daß dadurch ihre früher eingegangene Ehe aufgelöft wird, und 
diefelben nach dem Tode ihrer Gattin ſich nicht wieder verehelichen dürfen.) 
3. Unter den höheren Weihen werben das Episcopat, das Presbyterat, 
Yas Diecomat und das Subdiaconat vorfanden. Die Tonfuriften und Minoriften 
gehören nicht dazu. 

4. Zu den feierlichen Gelübden gehören jene, welche bei Cmpfang der hei⸗ 
gen Weihe oder Ablegung der Profeß in einem vom Papfte anerlanıten Orden 
abgelegt werben. *”) 


8. 64. 
Gbeverträge zwiſchen Ghriften und Berfonen, welde fih nit zur riflicden Religlon befennen, 
amen micht giftig eingegangen werden. 


Bezüglich dieſes Ehehinderniffes, weiches mit den „Tirchlichen Vorſchriften 
Siebenbürgend übereinftimmt, fiehe oben $. 47 Abf. IL. lit. g. Abſ. III. 6. 
8. 68. 
Bilden Verwandien In anf. und abſteigender Pine; zwiſchen voll⸗ und balbbürtigen Seſchwiſtern; 
iwiihen Geſchwiſterkiadern; wie and mis den Beidywißtere der Aeltern, nämlih mit dem Dheim amd ver 


Mubme väterliher und mütterliher Seite, fann keine giftige Ehe geihloffen werben ; es mag Die Berwandt- 
Haft and eqelicher oder unehelider Geburt entfichen 


$. 66. 
Aus der Atwügerichaft entſteht das Ghebinternif , daß ver Maun Die im 8 65 erwähnten Ber- 
wandten feiner Ehegattin, und die Gattin die dafelbfk erwähnten Bermandien Ihres Brasınes wicht che 
Uchen fann. 


Ueber die Ehebinderniffe aus der Berwandtfhaft und Schwägerfihaft ſiehe 
oben 8. 47 Abf. II. dit. d. Abſ. NM. 4. 

Rah ungarifhem Rechte, welches auf das kanonifche Recht hinweiſt, 
geht das Ehehinderniß der Dintöfreundfchaft bis zum vierten Grade (Tr. I. 107). 

Nach fächſiſchem Rechte können Perfonen, die zu einander im Berhält- 
miß der Eltern und Kinder fteben, Teine Ehe eingehen. Wenn foldhe Perfonen 
ſich dennoch verehelichen, machen fie fi der Blutſchande ſchuldig. In der Seiten- 
verwandtfaft werden bis zum vierten Grade die Ehen nicht zugelaffen, außer 





*) Die auf der Verſammlung zu Weißenburg (Karlöburg) am 7. Juli 1698 
„bon den griechiſchen Glaubendgenofjen. mit ber roͤmiſch⸗katholiſchen Kirche eingegangene 
Union beſchränkt fih auf folgende vier Punkte: 1) Anerkennung des Papftes als 
fltbares Oberhaupt der riftlichen Kirche; 2) die Annahme des Fegfeuers; 3) Com⸗ 
munion umter einerfei Geftalt; 4) Ausgang des heiligen Geiftes vom Bater und Sohn; 
olme daß dieſelben fi weiter vom eigentlichen Slauben der griehifch-morgenländifchen 
Kirche, (beſonders an ihre-Heiligen, und von ihren Gebräudhen (wie die Faſten, 
Prießerehe), ihrem kanoniſchen Gefes. (Pravilla) entfernt oder einen Wechiel im 
Eymbol, wie ed in den Kirchen gehört und im ihren heiligen Büchern gelehrt wird, 
eingegangen haben. oh. Hin: Gefchichte des Bisthums der gr. n. unirten Glau⸗ 
bensgenoſſen in Siebenbürgen. ©. 33—34, 40, 90, 99—106. 

8) 6. Dre. Morip Stubenräuich: Das a. 6. Beſeßbuch x. S. 236 — 235. 
Dr. Zei. Ellingen; Handbuch des dfir. allg. Civilrechtes 2c. 4. Aufl. S. 64. 
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es hätte eine Beiwohnung ſtattgefunden, in welchem Falle nach ſtattgefundener 
Beſtrafung die Ehe geduldet wird (Stat. II. 1. 88. 4 u. 5). 

Wie bereits angeführt wurde, ift dieſes Chehinderniß für die Proteftanten 
bis auf den zweiten Brad beſchraͤnkt worden, dur den Nov. art. 59 v. 3. 1791. 

Bei den gr. R. Unirten ift in der Seitenlinie der Verwandiſchaft die Ehe bis 
zum ftebenten, nad lateinifcher Zählungsart bis zum dritten Grade, bei gemifchten 
Graden bis zum achten, oder nach Iateinifcher Zählungsart zum vierten Grade 
verboten. Ferner ift die Ehe verboten in allen drei, aus dem älteren canoni» 
hen Rechte (can. ult. caus. 35. qu. 2. 3. cap. 8. X. de consang. 4, 14) bei- 
behaltenen Gattungen der Shwägerfhaft, wovon die erfte Durch eine, 
die zweite durch zwei, die dritte durch drei vollzogene Ehen entflehet (S. canon. 
cap. 176, 211-—212 u. 228). 


5. 67. 


Eine (Ehe zwiſchen zwei Verſonen, die miteinander einen Chebruch begangen haben, if unglitig. 
Der Chebrud muß aber vor der geſchloſſenen Ehe bewleſen fein. 


Ueber das Ehehindemiß des Ehebruches bei den Katholiten fiche oben 
8. 47 Abf. II. lit. e, 

1. Rah ungarifgem Rechte wird wegen Ehebruchs das Weib mit 
dem Tode beftraft md verliert ihr Heirathsgut (dotem), außer der Mann hätte 
durch nachfolgende Beimohnung und Zufammenleben ihr Berzeihung angedeihen 
laffen, in welchem Falle ihm fein Klagerecht zuſteht (Tr. 1. 105). Die Männer 
find wegen Ehebruchs mit einer zeitlichen Strafe zu belegen (Tr. IT. 32). 

2. Rah fähfifhem Rechte werden Ehebrecher gleichfalls mit dem Tode 
beftraft (Stat. IV. 7. 8. 1). Laͤßt fi jedoch Eines der Ehegatten, welches bie- 
ber einen fittlihen Lebenswandel geführt hat, einen Ehebruch gu Schulden kom⸗ 
men, fo fol es, wenn der andere Ehegatte keine Klage führt, wegen diefes erſten 
Falls nicht mit dem Tode, fondern nur mit Geld beftraft werben (Loc. cit. $. 11). 
Behält der Mann fein Weib, nachdem er von deffen Ehebruch Kenntniß erlangt 
bat, bei fi, verliert er das Klagerecht (Loe. cit. &. 5). 

3. Mit den Befimmungen beider angeführten Gefeßgebungen ftimmt im 
Wefen auch das gemeinfame Landesgefek überein, mit dem Beifake, dag unver- 
heirathete Perfonen, welche mit einander Unzucht getrieben haben, im Falle fie 
nachher einander heirathen, nur die Kirchenzucht auszuftehben haben (A. C. IH. 
47. a. 21). 

Die Praris hat diefe Beftimmungen beinahe wirkungslos gemacht, fo daß 
im adminiftrativen Wege wiederholt Maßregeln zur Verhütung des Ehebruchs 
ergriffen werden mußten. 

4: Nach proteftantifher Auffaffung bildet der Ehebruch kein abfolutes 
Ehehinderniß. Aehnlich den Beſtimmungen des kanoniſchen Rechtes darüber 
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bei den Katholiken, zwar durfte früher bei den helvetiſchen Glaubensgenoffen ein 
Ehegatte, welcher die Ehe gebrochen, jo lange der andere unfhulbige Ehegatte 
em Leben war, felbft nach der in einem folgen Falle Platz greifenden Auflöfung 
der Ehe, überhaupt zu keiner neuen Ehe ſchreiten; aber auch der unfhuldige Ehe⸗ 
theil, welchem das Net zuftand, die Trennung vom ehebrüchigen Gatten zu ver- 
langen , erhielt die Freiheit, ſich wieder zu verebelichen, erft dann, wenn er nicht 
bios non dem geiſtlichen Gerichte die Trennung vom anderen fehuldigen Ehe⸗ 
gatten verlangt und erhalten, fondern deu Lebteren au bei der Chilbehoͤrde 
Des Ehebruchs angeklagt und defien Beftrafung verlangt hatte (Canon. Eccles. 
71). In ähnlicher Weiſe follte bei den augöburgiihen Konfefionsverwandten 
ver Berführer einer Frauensperſon, bevor er fich nicht mit ihr verglichen, oder durch 
Richterſpruch feiner Verpflichtungen gegen die Entedrte enthoben war, feine andere 
Perſon ehelichen Töunen; ebebrecherifche Ehegatten aber follten nah dem Worte 
Mottes mit dem Tode beſtraft werden („juxta praeceptum Dei gladio puniantur“. 
Reformatio Eccles. Saxonic. tit. 13. de caus. matrim. 88. 5 u. 6). 

Diefe: „Einchlichen Vorſchriften“ find aber (wie dies au aus der umten 
angeführten politifhen Borfihrift hervorgeht) Tängft außer Wirkſamkeit getreten, 
und an Stelle derfelben find durch die Gepflogenheit die Beſtimmungen des auch 
font üblichen proteantifhen Kicchenrecgtes getreten, wonah Eheſtoͤrer und 
Ehebrecher dann heirathen können, wenn fie 1. des Battenmordes 
weder ſchaldig wo verdächtig find (vergl. $. 68); 2. während des Ehebruches 
fih nicht „verlobt” Haben; 3. Öffentlihe Buße verfprechen; 4. einen Aufent- 
haltsort wählen, wo ihr Verbrechen nicht befannt it; 5. umd das aus dem Ehe: 
bruche herrüßtende Kind erziehen, und den Makel. feiner Geburt durch die zu 
‚fließende Ehe tilgen wollen. ”) 

5. Bei den gr. R. Unirten bildet erwiefener Ehebruch für den ſchuldigen 
Theil ein trennendes Hindemiß (S. canon. cap. 239). | 

- 6. Zur Verhütung des Ehebruchs, welder häufig. Urſache ungluͤcklicher 
Ehen wird, find folgende politiſche Borfchriften erfloflen: 1. Se. Mojeftät gench- 
wigt die vorgelegte Wohlmeinung des k. Guberniums, wie mit Beibehaltung der 
bei den Broteftanten üblihen kirchlichen Geſeze in Anfehung der 
nnehelich gefhwängerten Perfonen vorzugehen fei, befehlen jedoch, Pie 
bei den verunglädten Berfonen uͤbliche Berföhnumg mit der Kirche (reconeiliatio 
Ecctesiae) in möglihfter Stile und ohne unnöthige Zeugen zu vollziehen. — 
Die Wohlmeinung des k. Guberniums nämlich lautet dahin: „Mit den prote⸗ 
ſtautiſchen Kanonen fimmt es Aberern, und wird auch fo gehalten, daß nur dies 
jenigen zur öffentlichen Berföhnung mit der Kirche angehalten werden, welche 





0» *) Friedr. Ghuler: Das Eigen⸗Landrecht des Shebmbürg. Sachſen. ©. 111, 
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wiederholter Ermahnungen ohngeachtet ihre unzüchtige Lebensart anderen Tu⸗ 
gendhaften zum Aergerniß fortſetzen; diejenigen hingegen, welche durch menſch⸗ 
liche Schwachheit uͤbereilt Kinder erzeugen, nur von den Conſiſtorien mit Sanft⸗ 
mmth zur Derantwortung gezogen werden und chriſtliche Ermahnuugen erhalten. 
‚Auf diefe Art ift kein Kindsmord zu befurchten.˖ (Höfderr. dd. 28. Mprit. 17885. 
BGoſßz. 4802. Gub. 8. 1480). — 2. St. Majeftät haben wit h. Hofbecret vom 
7. Zufi 1809 gnädigft zu befehlen gerußt: daß die Localgerichtöbatkeiten Ber 
fonen, welche der Unzucht ergeben find, wodurch anfledende Kramtheiten ver- 
breitet, das gefellfhaftliche Leben geflört, und gefegmäßige Ehen verhindert wei- 
den, eingefangen, und der verdienten Strafe unterjogen werden follen; vie 
Pfarrer und Seelforger überdies, deren Ermahnungen hei ſolchen Perſonen frucht⸗ 
108 bleiben, follen den unfittlichen Rebenswandel derſelben bei Zeiten der Cwil⸗ 
behoͤrde anzeigen" (Bub. Decr. vom 10. Auguſt 1809 3. 5467; vergl. die bei 
8.46 Anmerk. wörtlich angeführten 18. und 19. Viſit. At. der A. C. B. — 
Statuta almae dioec. Transsil. ©. 236). — 3. Diejenigen, welde die Ehegai⸗ 
‚tinnen Anderer verführen, fowie Alle, welche einen unfittlichen, unzüchtigen Le⸗ 
benswandel führen, follen der Fiscalaction unterworfen werden (Bub. Dert. vom 
18. Mai 1815 3. 3909). — 4. Sobald in Eheprocefien wegen Ehebruch Die 
Fiscalaction verhängt wird, ſoll dies. dem Fiscaldirector angezeigt werden, damit 
er. den betreffenden Fiscalen verbale, die Strofe gegen Ehebrecher zu vollziehen 
(Hofderr. vom 30. Detober 1819 Hofz. 2816 und vom 19. März 1820. Hofz. 
273). — 5. „Die Berfühnung mit der Kirche bei den nicht katholiſchen, 
ſowohl durch einen unerlaubten Beifhlaf gefhwängerten, als 
den ehebrecheriſchen Perſonen foll blos im ſtrengen Sinne der a. 5. Nor 
malverordnung vom 28. April 1785 Hof. 4802 Platz greifen ;- bezüglich aber 
der verehelichten, aus Urfache des erwieſenen Ehebruchs geſchiedenen Perfonen, 
hat es bei der üblichen Procedur der Giwiljurisdietion zu verbleiben, was aber 
die zur Verhütung des in Siebenbürgen unter verheiratheien nicht katholiſchen 
Berfonen m Abfiht der zu bewirkenden Ehettennung fattfindenden Ehebruche 
dienenden Mittel betrifft, fo follen — da der hierauf Bezug nehmende Kanon 71 
der Broteftanten nit in Anwendung ſteht — die diesfalls erflofienen.a. h. Rot . 
malvorjäriften vom 30. October 1819 und 18. März 1820 unter den: 8. 2816. 
und 273, welde neuerdings kundzumachen find, durchgängig beobachtet und 
ſtreng vollzogen werden; und gegen die mit dem Verbrechen des Ehe⸗ 
bruchs behafteten Perſonen foll, ausgenommen den Fall des Cheihel- 
dungsprocefles, blos auf die Klage des ſhuldloſen Ehegatten non 
der betreffenden Civilbehbrde zur Beſtrafung von Amtiswegen 
geihritten werden, wobei es übrigens den betreffenden Seel» 
forgern zur Pflihtgemadt wird, daß fie kraft ihres pfarrämt- 


w-@: ©. 98. 08-71.] mu ef: 


liden Berufes, folde Berfonen ohne alle Deffentlicgfeit, zur 
Tünftigen Beobachtung der Gefehe der Sittlileit und Tugend. 
insbefondere, gehörig und eindringlich ermahnen“ 9. 5. Ent« 
fhliepung vom 21. Jänner 1830 Hof, 322. Gub. 3, 1043. Der Urtert der 
angeführten Normalverordnungen lateiniſch).) 


8. 68. 

Benn zwei Berfouen, aud ohne vorbergegangenen Ehebruch, fi zu ehelichen verforaden baben, 
und wenn, um bie Abficht zu erreichen, auch nur eine won ihmen dem Batten, der ihrer Ehe im Wege 
Raud,, nach dem Leben geftelit hat; fo kann zwiſchen denſelben au dann, wenn der Mord nicht wirtlich 
vo Ibracht worden IR, eine gittige Che nicht geſchloſſen werden. 


Ueber das Ehehinderniß en Sattenmordes bei den Katholiken fiche 
oben $. 47. Abſ. H. fit. £. 

Die „kirchlichen Vorſchriften“ bei Proteftanten machen von dem Gatten« 
morde als Ehehinderniß Teine Erwähnung. Wäre der Battenmorb bei diefen 
Slaubensgenoffen mit einem Ehebruche verbunden, fo würde er dadurch aller- 
dings zum Ehehinderniffe werden (vergl. 8. 67 Abf. 4). Da übrigens die frühere 
viel ſtrengtre ſowohl, als die mildere neue Gtrafgefehgebung Denjenigen, der 
fich des Verbrechens des Mordes ſchuldig macht, mit einer folden Strafe belegt: 
(Todesftrafe oder Schwerer Kerker von 10-20 Jahren, vergl. Str. G. B. 88. 134 
big 137), welche in den meiſten Fällen an und für ſich fehon ein natürliches Ehe⸗ 
hinderniß bildet, zumal Bier die ſtrafgerichtliche Verfolgung von Amtöwegen 
flattzufinden bat (Str. PB. DO. v. 29. Juli 1853 $ 2), fo iſt dieſer Mangel der 
„Tichligen Vorſchriften“ in Rudficht des Zweckes, welcher mit dieſem Chehinder- 
niffe Durch „das 6. G. B. erreicht werten wolle, au non minderem Belange, 
indem derfelbe Zwed, nämlid der Schuß des einen Ehegatten gegen die mör⸗ 
derifchen Anfchläge Des anderen, ſchon durch die Beſtimmugen der Strafgefeh: 
welcher er auch zunaͤchſt augehärt, fichergeftelli erſcheint. 

AN Bietet Wer She wird auch Das — und die feierliche Grarung der Sirwilſiguug 
$. 70. 


Das Uafgebet beheht in’ der Berkändigimg der bevorſtehenden Eho mit Anfuhruug des Wt⸗ 
namens, Famillen⸗Ramens, Geburtsortes. Standes und Wuhuortes beider Verlobten, mit der Eriunernug: 
dab Jedermann, dem ein Hinderniß der Ehe bekannt iſt, ſelbes anzeigen ſolle. Die Anzeige iſt unmittelbar 
oder miftel ſ des Geriſorgers, der die Ehe vortündigt hat, bei demjenigen Seelſorger · zu — dem die 
LZannas zuſtthi. a 


Die Berfiudigung mag au drei Sonn⸗ oder Feſttagen am bie gewöhntidhe Kichenverimmhng 
des Sfarrbezirkes und wenn jedes der Brautieute in einem andern Bezirke wohnt, beider Pfarrbezirke ge⸗ 
ſchehen. Bei Ehen zwiſchen nicht katholiſchen chriſtlichen Religions - Benoffen Ruß, daa Aufgebot nicht nur 
in ihren gottesdienftfihen Berfammlungen, fondern and in jenen katholiſchen Pfarrkirchen, In deren Be⸗ 


J Dergl. die im Weſen bezüglich der Verſolgung ded Chebruches von Amte- 
wegen biengit hiereinftimmenben 39. 502—503 des Str. G. B. 
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gzirke fie wohnen; umd Sei Chen awiſchen katholiſchen und mit Lathaltfägeg thrißlichen Deligiond Genotges 
ſowohl in der Pfarrkirche des katholiſchen und in dem Bethanſe des nicht katholiſchen Theiles, ats auch in 
ber katholiſchen Vfarrkirche, in deren Sezirke der Leptere wohnt, vorgenommen werben, 5 

8.72. | | 

Benn die Berlobten oder eines von ihnen in dem Pfarrbezicte, in welchem die Ehe geſchlofſen 

werben foll, noch nicht durch fee Wochen wohnhaft ſind; fo IR das Wufgebos au an ihrem letzten 
Yufenthaltsorie, wo fle länger ald Die eben beflimmte Zeit gewohnt haben, vorzunehmen, oder die Ber- 
Iobten müflen ihren WBohnfig an dem Orte, wo fie ſich befinden, duch ſechs Wochen forifegen, damit Die 
Berfündigung ihrer Ehe dort hinreichend ſei. 

8. 73. 


Bird binnen fchs Monaten nah dein Aufgebote Die Ehe nicht geſchloſſen, fo müflen die drei 
Bertümdigungen metnel| werben. s. 7 


Bur Giltigkeit des Aufgebotes und der davon abhängenden Gltigfelt der Ehe HA es gwar genug. 
daß die Ramen der Brautieute und ihre bevorfiehende &he wenigfiens Einmal fowohl in dem Pfarrbezirke 
des Bräutigams, als der Braut verfündigt worden, und ein in der Form oder Zahl der Berfündigungen 
unterlaufener Mangel mat die &he nicht mugiltig; ea find aber theils bie Drautleute over ihre Berirdier,. 
theild die GSeelforger unter angemefiener Strafe verpflichtet, dafür zu forgen, daß alle hier vorgeſchrlebene 
Berkuͤndigungen in der gehörigen Form vorgenommen werden. 


Zu den wefentlihen Kirchenfeierlichleiten, deren Mangel ein Ehehinder⸗ 
niß begründet, gehört das „Aufgebot“; fiehe oben 8. 47 Abſ. II. hit. m. 
Abſ. III. 7. 

Der Begriff defielben in den „kirchlichen Vorſchriften“ Stebenbürgens 
fällt mit jenem, welden das b. G. B. davon aufftellt, zufammen,*) nur dab in 
der Regel in dem Aufgebote außer dem vom 6. &. 3. verlangten „Vornamen, 
Familiennamen, Geburtsort, Stand, Wohnort” au die Abftammung, d. 5. 
Rame und Stand der Eltern, der Brautleute angeführt werden. Dagegen ent» 
halten diefe Vorſchriften bezüglich der Bornahme und der Wirkung des Aufge 
bote® manche abweichende Beſtimmungen: | 

„Dor ber Zrauung muß der Pfarrer das vorſchriftmäßige dreima⸗ 
lige Aufgebot veranftalten,“ in der Regel an den der Trauung vorangehenden 
drei Sonn» oder Feſttagen“) (Pifit. Art. der A. C. V. I. art. 21. Daffelbe 
verfügen die Statuta almae dioec. Transsilv. Sect. V. de matrim. &. 5. „irinae 
promulgationes“). Das Eherecht der Neformirten erforderte nur ein einma- 
liges Aufgebot (canon. Eccles. 65), doch hat die Gepflogenheit auch hier das 
dreimalige Aufgebot eingeführt ) 

2. Das Aufgebot foll vor der gewöhnlichen Kirchenverfommlung (in der 
Regel nad der Predigt, von der Kanzel herab) des Pfarrbezirkes, und wenn 
jedes ber Brautleute in einem anderen Bezirke wohnet, beider Pfarrbezirke ge: 


I. Petri Bod: Synopsis jur. connub. $. 61. 
”*) Synopsis jur. counub. $. 63. 
— Auch bei den Augsb. C. Berwandten wurde urſprünglich nur ein Mufgebet 
erfordert. (Reformatio Ecelcs. Saxonicarum. Tit, 13. de caus. matrim. $. 9.) 
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ſchehen (Statuta almae dioec. Tranasilv. Seot. V. de matim. $. 20.Viſit. 
Id. der A. C. V. J. art. 30, 31. II. 27).) Bei Ehen zwiſchen Perſonen, 
welche einem und demſelben Glaubensbekenntniſſe angehören, hal das Auf⸗ 
gebot nur im ihren gottesdienflichen Berfammlungen, bei Ehen zwiſchen Ber- 
fonen verjhiedenen Slaubenshelenntnifies (ohne Unterſchied, ob die eine fi 
zur katholiſchen Religion bekennt oder nicht) in der Kirche eines jeden derſelben 
zu geſchehen (Statuta almae dioec. Traussilv. SeeL V. de matrim- $. 19. 
„promulgationes fant ab utrogne diversi Ritas Sponsorum Parocho.“ Daſſelbe 
in den Bifit. Art. der A. C. 2. I;prt. 30— 31. III. 27). Diefe Ichtere Anord⸗ 
nung der kirchlichen Vorſchriften“ iß außerdem in der durch bie Landeögefehe 
ſanktionirten volllommenen Nectögleihheit der vecipirten Religionsbekenntniſſe 
(vergl. 8. 39) begründet, wonach die Geiflligen einer Religion ſich niet ie das 
Amt jener einer anderen einmifhen, namentlich mit Berfonen einer anderen 
Religion weder eine Trauung, nod eine Scheidung vornehmen dürfen (A. €. I. 
5.0. 3 u. 4). Es war deöwegen auch nicht nothwendig, den mit diefer Cin⸗ 
richtung durchaus übereinflimmenden Mintfterialerlaß vom 30. Jänner 1849 
(R. ©. Bl. Nr. 106), wodurch die im $. 71 enthaltene -Berfügung in Anfehung 
des Aufgebotes bei gemifdhten Ehen, ſowie bei Ehen zwiſchen nichtkatholiſchen 
chriſtlichen Religionggenofien außer. Wirkfamkeit gefegt wird, und welcher für 
Ungam als Rachtrags⸗Verordnung Nr. 18 vorgefhrieben wurde, auch für Sie- 
benbürgen beſonders vorzufhreiben, da hier ſchon zufolge des Art. IH des Ginf. 
Batentes in Hinficht der das Band der Ehe felbft betreffenden Punkte, die ver 
ſchiedenen Glaubendgenoffen —— eigenen kirchlichen Beer untesftehen 
follen. **) 

£ Bei Gelegenheit des von den Brautleuten Belangen Aufgeboted „muß 
der Pfarrer denfelben in einer befonderen Vorbereitung die Pflichten des (übe 
Randes und die, Heiligkeit des Gides erllären" (Bifit. Art. dr A. C. ©. L 
art. 20). Bei den Katholiten müfjen die Brautleute überdies Darüber „befonz 
ders unterrichtet werden, daß es keinem Theile erlaubt fei, fein Glaubensbekenni⸗ 
niß zu wechſeln, oder biezu den anderen Theil zu verloden, oder fogar zu zwin- 
gen, oder an der Ausübung feines Glaubens in welcher Art immer zu verhin⸗ 
dern.” Die Stat. almae dioec, Transsilv. Sect. V. de matrim. driden dies 





*) Synopsis jur. connub. 8. 64. 

») Auch hätte der im $. 71 von dem Drte der Bornahme des Aufgehotes in 
Hinfiht ded nicht Fatholifcgen Theiles gebrauchte Ausdruck Bethaus“ in Siebenbür⸗ 
gen keine Anwendung finden können, da bier nicht nur ſämmtliche recipirten, ſondern 
fogar die früher bloß kolerirten griechiſch nicht unirten Glaubensgenoſſen, ordentliche 
Lirchen und keine derſelben bloße Bethäuſer befipen (A. C. I. 1. art. 7. no Leop. 
art. 1. und 2. Art. vov. 55. und 60. a. 1791). 
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in folgenden "Worten auf: „Anteyuan ‚de voluntete matrimentunt inturdi 
interrogentur Sponsi, bravem sed gravem adminilionem ad eosdem dieaf 
sacerdos -de perpeeino matrimonii Yinculo; et obligatfionibus , quäe Gonjuges 
secundum Legem Chrislianam ınanent“ (&..20).. —: „Ocessione hae sponsi 
peeuliariter instruantar, neulri partiem livtum esse Ritum suam mutare, aül 
ad mutaadum Ritum compartem allicere, vel plane cogere, aut ab exereilie 
Ritus quoquo modo impedire“ (8.19). 
& Die in dem $. 72 enthaltene Beſchränkung, wonach das ee ar 
dem Wohnorte der Brautleute exrfl dann ald genügend angefehen wird, wenn ihr 
Aufentbatt dafeldft bereits ſechs Wochen gebauert hat, ifb, ebenfo wie die Anord⸗ 
nung des $. 73, wonach die Berfündigungen, wenn binnen ſechs Wochen nad 
dem Aufgebote die Ehe nit gefihloflen wird, wiederholt werben, ten ſiebenb. 
kirchlichen Borfchriften fremd, indem dieſe blos verlangen, daß, wenn Fremde, 
Ankoͤmmlinge, oder einem anderen Pfarrbezirke angehörige Perfonen fü um bie 
Trauung bewerben , fie gehatten find, Ah durch die ſchriftliche Einwilligung des 
Pfarrers, zu deffen Barochial» Jurisdictton fie gehören, ſowie durch ein glaub⸗ 
wirdiges Zeugniß darüber, daf ihrer Verehelichmg kein Hinderniß entgegen⸗ 
ſtehe, und daß fie die hiezu vorgeſchriebenen Erforderniſſe (Aufgebot, ber den 
Katholiten aud empfangenen Unterricht in den Blaubensfägen 2c.) erfüllt Haben; 
— wenn fle Ausländer find, auch durch die Erkaubniß ihrer Behörde, über ihre 
Freiheit und Befähigung zur Schließung der Ehe gehörig audzuweiſen (Statutä 
almae dioec. Transsilv. Seet. V. de matrim. &. 19 und 20. „quolies diver- 
sarum Parochiaram aut plane Dioecesium Sponsi copulabuntur, Parsehus 
sponsae eousque malrimonio non assislat, donec fide dignum Teslimo- 
aium a Parocho sponsi aeceperitsuper omnibus quae prae- 
scrikuntur ex parte sponst erfectur datis, diligenter custodien- 
dum*, Daffelbe verordnet der Canon. Eeeles. 65 für die helv. Glaubensge⸗ 
noffen „advenos autem el ignotos seeus nulla ralione copulent, nisi testi- 
 moniales de sua tum libertate kım ‚probilate ac honestate produxe- 
rint“, und für die Augsb. C. Verwandten der Biſit. Art. 1. 18, 31 u. IE. 27).— 
Auch haben die Brautleute, wenn fie die Traumeg verlangen, nur überhaupt den 
Beweis zu liefern, daß die vorſchriftmaͤßigen Berfündigungen wirklich flattger 
funden haben; wenn dies, ob vor längerer oder kürzerer Zeit? geſchehen ift, da⸗ 
von ift die Zulafjung derfelben zur Trauung durchaus nit abhängig. 

Es folgt hieraus, dag nad den im Artikel V des Emführungs- Batentes 
über die Beurtheilung der perfänlichen Fähigkeit zur Eingehung einer Ehe ent⸗ 
haltenen Beflimmungen, wenn Angehörige Siebenbürgen in dieſem Kronlande 
ſelbſi, oder auch außerhalb defielben eine Ehe eingehen wollen, fie an die Vor⸗ 
[hriften. der SS. 72 u. 73 nicht gebimden find, und ihnen weder die Vornahme 
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des Yafgebetes, noch der Tranımg verweigert werben Tan, wenn He ſich nur 
bush Erfüllung der angeführten kirchlichen Vorſchriften über ihre perfönliche Fäͤhig⸗ 
keit zur Eingehung der Ehe gehörig ausgewieſen haben; dagegen finden Diefe Bara- 
graphen auf die Angehörigen derjenigen Kronländer, in weldyen das a. b. ©. 2. 
auch m Eheſachen in voller Wirkſamkeit ſteht, wenn fie in Siebenbürgen ſich ver 
ehelichen wollen, allerdings ihre volle Anwendung, und find in folchen Fällen. von 
den Beiflichen, ohne Unterfchied des Glaubensbekenntniſſes, genau zu beobachten. 

5. Zur Giltigkeit der Che genügt aud nad den fiebenbürgifhen „Fird- 
lichen Vorſchriften“ eine einmalige Berkündigung, indem für die helvetiſchen 
Glaubensgenoſſen der Canon. Eccles. 65 überhaupt wur ein einzigea Aufgebot 
vorfchreibt, die kirchlichen Vorſchriften dex übrigen Glaubensgenoſſen aber die. 
Nachſtcht des dreimaligen Aufgebotes in dringenden Füllen zugeſtehrn (Statuta 
almae dioec. Tranasilv. Sect. V. de malrim. $. 19. Biftt. Art. der A. C. B. 
I. art. 20, vergl. &. 87) und zufolge der audy auf politifhe Vorſchriften gegruͤn⸗ 
deten Gepflogenheit das Aufgebot nur ein verbietendes, teinedwegs aber trennen- 
des Hinderniß if. | 

6. Wie Hei Militärperfonen, weldge ad mililiam vagam gehören, die Ehe: 
verfündigungen vorzunehmen find, ift Bei 6. 54 angeführt worden, wozu noch 
zu bemerken iſt, daß nach der zufolge a; h. Entſchließung vom 30. Jänner 
erfiofienen Hoffgs. B. v. 4. März 1836, 3.R. 666 der Abgang des befonderen 
Aufgebotes bei der betreffenden Feldkapelle, oder eines dem competenten Gimil- 
Seelforger zu ertheilenden Ermächtigung zur Bornahme des Trauung von Seite 
der Militärgeiſtlichkeit die Ungiltigkeit einer außerdem mit allen geſeßlichen, ſo⸗ 
wohl im Allgemeinen als für das Militär indpefondere beſtehenden Erforderniſſen 
gefchloffienen Ehe nicht begründet. 

8. 73. 
Die feiertihe Erklärung der Gluwiligung muß por dem vrdentlichen — eines der Maul 


iente, er mag nun, nad Berichiedenheit der Bteligien, Bfarrer, Paſtor oder wie font immer heißen, oder 
vor deſſen Eteliverireter in Gegenwart zweier Zeugen geichehen. 
8. 76. 

Die ſelerliche Erflärung der Sinwilligung zur Ehe fan mittel eines Bevollmächtiglen geiheben; 
ro mini hierzu die Bewilligung der Landesſtelle erwich und in der Vollmacht die Perſon, mit meiden 
wie Ebe einzugehen it, befltmmt werden. Die ohne eine folde befontere Vollmächt geihioffene Che ıf 
ungiltig. IA die Vollmacht vor Der abgeſchloſſenen Ehe winerrufen worden, fo if zwar Die Ehe nAgiltig, 
aber Der Wachtgeber für deu durch feinen Widerruf verurfachten Echaden verantwortlich. 


&. 77. 
Wenn eine latholiſche und eine nichtkatboliſche Perſon ſich verehelichen, To mus die Einwilligung 
por dem kathotiſchen Pfarrer In Gegenwart zweier Zeugen erflärt werteu; doch fann auf Berlangen des 
anderu Thelies auc der nicht katholiſche Ecciierger bei Dieter feierlichen Handlung erfcheinen. 


Zu den wefentlichen Feierlichkeiten, deren Abgang ein Ehchindernig be⸗ 
gründet, gehört anfer dem Aufgebote auch die „priefterlihe Einjegnung”; 
fiehe oben 8. 47 Abf. II. lit. m. Abſ. HL. 7. 

Sachſenheim, Grlänterung. 16 
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1. In. Siebenbürgen nämlich, wo die Ehe überhaupt mehr als Gegen 
ftand .der kirchlichen, wie der bürgerlichen Geſetzgebung angefehen, und daher 
auch vorzugsweiſe von der erfteren geregelt wird, fällt die im $. 75 aufgeführte 
„feierlide Erklärung der Einwilligung “, oder infoweit auf die Aufs 
nahme diefer Erklärung durch den Seelforger gefehen wird, die ihr gleichbedeu⸗ 
tende „Trauung“ (copulatio — vgl. $8.78— 80 u. 127) ) mit der „prie« 
flerlißen Einfegnung” (hierologia, benedictio sacerdotalis) zufammen. 
In folder Auffaffung erklären aud die ſiebenb. Nechtslehrer bie - „priefterliche 
Einfegnung“ für den Act, durch welden der Seelforger in Gegenwart von Zeu⸗ 
gen, und unter Griheilung des priefterliden Segens öffentlich die eheliche Ein 
willigung der Brautleute aufnimmt.”*) 

2. Diefer religiöfe Act muß, wie dies fhon ans der angeführten Begriffer 
beftimmung deſſelben bervorgehet, von dem ordentlichen Seelforger eines der 
Brantleute in Gegeuwart von zwei Zeugen nach dem vorgefchriebenen kirchlichen 
Ritus (Liturgie) vollzogen werden (Statuta almae dioec. Transsilv. Seet, V. de 
matrim. 8. 20. — Canon. Eecles. 67. — Viſit. Art. der A. ©. 2. I: art. 21). 
In der Regel hat die Bornahme der „priefterlihen Einfegnung“ an Sonntagen, 
am Sonnabend und Freitag (vergl. das Ehehinderniß der „heiligen Zeiten“ bei 
8.47) nicht ſtattzufinden. 

3. Der „prieſterlichen Einſegnung“ ſowie va Aufgebote geht übrigen 
voran. die von den Brautleuten vor ihrem Seelforger, und gehören fie verſchie⸗ 
denen Religionabelenntniffen an, vor dem Seelforger fowohl des Bräutigams, 
als der Braut, jedoch nicht öffentlih und einzeln abzugebende Erklärung der 
freien, durch Leinen Zwang herbeigeführten Einwilligung, die f. g. „Anzeige“ 
(vergl. 88.55 und 70). 

4. Die Competen; des Seelforgers zur Vornahme der „priefterlihen Ein- 
fegnung* hängt nah den ſchon bei 8. 72 entwidelten Grundfäßen von dem 
Wohnſitze, dem Wohn» oder auch nur Aufenthaltsorte der Brautleute ab (Statuta 
almae dioec. Transsilv. Sect. V. de matrim. $$. 19 u. 20. — Bifit. Art. der 
4.6.8. I art. 31. UI. art. 27. — Canon. Eccles. 65). Gehören aber die 
Brautleute nicht zu einem und demfelben Pfarrbezirke, fo ftehet es den Braut- 
leuten frei, fi) den Seelforger zur Trauung (Copulator) zu wählen, ***) obſchon 
in der Regel in einem folden Falle nad einer auf politifche Verordnungen, 


*) 3 F. Rippel: Erläuterung bed a. b. ©. Buches Bd. I. ©. 333. Dr. Mor. 
Stubenrauch: Das a. b. ©. B. 3. Tief. ©. 257. 
) P. Bod: Synopsis juris connubialis, &. 73. Alexius Dosa de Makfalva 
Jus privatum Transsilvanicum. P. I. $. 10. 
- ***) Der angeführte BifitationdUrtikel der U. C, Verwandten II. 27 fautet 
wörtlih: Will Jemand ſich außer feinem gewöhnlihen Wohnorte trauen laſſen, fo 
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welche übrigens nur in die kirchlichen Sapungen der Katholiken Aufnahme ges. 
funden haben (Statuta almae dioec. Transsilv.loc. cit.), gegründeten Gepflogenheit 
der Seelforger der Braut zur Bornahme der Trauung competent erſcheint. 

5. In gleicher Weife ſtehet den Brautleuten, wenn fie verfhiedenen 
Religionsbelenntnijjen angehören, die Wahl frei, fi entweder vom 
Seelforger des Bräutigams oder der Braut, oder aber von beiden Seelforgern 
nacheinander, And nad dem kirchlichen Ritus beider Confeſſionen, zu welden fie 
fih befennen, trauen zu laffen. Diefe Freiheit der Wahl des Seelforgers ifl 
eine unabweishare und natürlide Conſequenz der in religiöfer Beziehung durch⸗ 
gängigen Rechtsgleichheit der chriſtlichen Glaubensgenoſſen Siebenbürgens, und 
der dadurch begründeten, unanfechtbaren Gewiffensfreiheit derfelben, welche ihnen 
fogar den ungehinderten Uebertritt zu einem anderen Glaubensbekenntniſſe jeder⸗ 
zeit geftattet (vergl. $. 39). Diefer freien Wahl des Seelſorgers zur Vornahme 
der Trauung fleht- die au bei den 88. 69— 74 Abſ. 2 angeführte Geſetzes⸗ 
beſtimmung, daß die Geiſtlichen der einen Religion fi in das Amt jener einer 
anderen nicht einmifchen, mit Perfonen einer anderen Religion keine Trauung ꝛc. 
vornehmen follen (A, C. I. 3. a, 3 u. 4), aus dem Grunde nicht entgegen, weil 
einerfeitö der von den Brautleuten gu wählende Seelforger bezüg« 
lich des einen Theile derfelben ohnehin competent iſt, in die⸗ 
fer Hinfiht alfo eine Wahl des Seelforgers gar nicht ſtattfindet, dem anderen 
Theile aber eben vermöge der ibm zufommenden Gewiſſens— 
freiheit, Die Eompetenz eines anderen, als des eigenen. Seel—⸗ 
forgers für ſich anzuerlennen, geſeßlich niht verwehrt wer» 
den kann; anderfeitd aber: deswegen nicht, weil fonft bei einer derartigen 
Auslegung diefes Gefeges die Cingehung „gemifhter Ehen“ gar nicht mög« 
li wäre, indem der die Trauung vollziehende Seelforger immer in Bezug auf 
den einen Theil der Brautlente incompetent bliebe; nun aber ift die Eingehung 
„gemifchter Ehen“ nicht nur durch die kirchlichen Saßungen nicht verboten, fon« 
dern diefelben enthalten fogar, wie oben angeführt worden if (vergl. 88. 69 
bis 74), über. die Bornahme des Aufzebotes bei foldden Ehen ausdrüdlice Ber 
fimmungen, und außerdem werden aud durch die Landesgeſetze die aus „ge 
mifchten Chen“ entfproffenen Kinder für legitim erklärt, und über die Erziehung 
derfelben in den Grundfägen der Religion befondere, auch in die kirchlichen 
Satzungen aufgenommene Verfügungen getroffen (vergl. 8. 140).. 

6. Mit Rüdfigt darauf, daß bei den Katholiten die Trauung immer au 


muß er für den gewählten außerordentlien Sopulator die Befugniß dazu durch 
ſchriftliche Einwilligung des Pfarrerd, zu deſſen Parochial⸗Jurisdiction er gehört, 
erwirken.“ F 
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mit dem Empfange des heiligen Sakramentes verbunden fein ſoll, und der vabet 
fungirende Prieſtet als Ausfpender des Sakramentes angefehen wird, enthalten 
im Einklange mit der Anordnung des erfleren Abſatzes im 8. 77 auch die fir 
Ikhen Satzungen der fiebenb. Katholiken die Verfügung, daf bei Ehen -zwifchen 
einer katholiſchen and nichtkatholiſchen Perfon die Trauung von dem katholiſchen 
Seelforger zu voljtehen fei. Doch kann diefer Sunderbeffimmung entgegengehalten, 
den im vorhergehenden Abſatze entwickelten allgemeinen kirchenrechtlichen Grund⸗ 
füben feine ander Wirkung zuerkannt werden, als jene, welche aus jedem kirchlichen 
Glanbensſahze irgend einer Eonfefflon für deren Angehörige entfpringt, d. b. 
lediglich der katho liſche, (niht aberaud der einem anderen Slah- 
Bensbetenntniffe angehörende Theil) der Brantleute it imfo— 
weit duch dieſe Anordnung: gebunden, als es für ihn Bewiffensfadhe ift, 
die Ofanbenafäße feiner Religion thatfächlic zu beobachten. Williget daher in 
einem ſolchen Kalle der Tatholifhe Theil: ans freiem Antriebe in die Trauung 
durch den Seelfurger des fremden Glaubensbekenniniſſes, oder heffer gefagt, be⸗ 
gnügt er fi mit einer Traunng, welche nad katholiſcher Auffaſſung nicht zugleich 
die Sakramentseigenſchaft in fich faßt, fo kann daratıs, wenn die Trauung nur 
fonk in der vorgefhriebenen gejeblichen Form vollzogen wurde, und der Vor⸗ 
nahme derfelben kein anderes Hinderniß entgegen geſtanden ift, nicht die Ungil⸗ 
tigkeit der Miſchehe gefolgert werden, *) zumal nicht in bürgerlidher Beziehung, 
da in diefer Hinfiht ſowohl von der früheren (contraetus eontrahentibus legem 
ponit. Art, nov. 2. a 1792), als von der neueren Gefebgebinig die Ehe als cin 
Vertrag angeſehen wirh, zu deſſen Giltigkeit lediglich die wirkfich ſtattgefundene 
Erklärung der freien, durch Teinen Zwang, Furcht u. f. w. bewitkten Einwilli⸗ 
gung der Vertrag fhliegenden Parteien, ohne alle Rückſicht auf ihr Glaubens. 
bekenntniß, vor zwei Zeugen (vergl. die bei $. 55 angeführten politiſchen Vor⸗ 


) Der Grund ber gefeglihen Anordnung bed $. 77, daß bei gemifchten Chen 
die feierliche Erklärung vor dem katholifchen Pfarrer gegeben werden müffe, berubt in 
dem Vorzuge, welcher in den Kronländern, in denen dad a. 6. G 2. im J. 1811 eingeführt 
wurde, der katholiſchen Religion als der herrſchenden eingeräumt war. Gs folgt ſchon 
hieraus, dag diefe Anorbnung in Eiebenbürgen, mo feine Religion als herrſchende 
gilt, fondern bezüglich aller chriſtlichen Religionsgenoffen ſtaatsrechtlich der Grund» 
fab der vollkommenen Rechtsgleichheit fanctionirt ift, Leine Anwendung finden könne. 
Uebrigens ſprechen fih auch gewiegte Rechtslehrer dahin aus, daß die Auferadpt: - 
laffung diefer Vorſchrift felbft in jenen Kronländern, im welchen dad 6. G. B. auch 
in Eheſachen in voller Wirkfamteit ſtehet, kein Ehehindernid begründe, und daß 
alfo eine nicht vor dem katholiſchen, fondern vor dem Seelforger eined andern chriſt⸗ 
lihen Glaubensbekenntniſſes abgefchloffene gemifchte Ehe deßwegen nicht ungül- 
tig fei. Siehe I. F. Nippel Erläuterımg deß a 6.0.9. Br. I. ©. 339-341. 
Tr Joſ. Ellinger: Handbuch des öfter. a Civilrechtes 4. Aufl. S. 70. Dr. Rorip 
Stubenrauch: a b. G. B. 3. Lief. ©, 260 u. a. m. 
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ſchriften) erfordert wird, zur Aufnahme diefer Einwilligung .aber im Allgemeinsn 
des nichttkatholiſche ebenfo wie der katholiſche Seelſorger ermächtiget ifl. 

In Zälen, wo Katholiken mit Perfonen eines anderen Blaubensbelennt- 
niffes fih verehelihen wollen, darf übrigens der katholiſche Seelforger die prie 
fterliche Einfeguung nicht verfagen, und auf feine Weife ‚der einzugehenden 
Miſchehe Hinderniffe in den Weg legen, oder über die Erziehung der Kinder in 
der sömifch» katholiſchen Religion (entgegen der landesgeſetzlichen Verfügung im 
Nov. Art. 57 v. 3.1791, wonad die Söhne der Religion des Vaters, die Töch⸗ 
ter jener der Mutter folgen, und alle dagegen eingegangenen Verträge für un: 
giltig erklärt werden (vergl. $. 140) einen Revers -abverlangen m almae ° 
dioec. Transsilv. Seci. V, de matrim. 8. 18). 

Am rathſamſten erfheint es jedenfalls in Fällen einer Mifchehe, mag diefe 
nun zwiſchen einem Tatholifhen und nichtkatholiſchen, oder nur zwifhen nicht: 
katholiſchen Slaubensgenofien eingegangen werden, fi fomohl vor dem Seel: 
forger des Bräutigams, ala der Braut der priefterlihen Einfegnung zu unter- 
ziehen — wie dies in Siebenbürgen auch wirklich zur Gepflogen— 
heit.geworden ift — damit die gefeßmäßige Abſchließung der Ehe ebenfo 
wie in bürgerlicher, auch in kirchlicher Beziehung keinem Zweifel unterliege, und 
von feiner Seite irgend einer Anfechtung unterworfen fet. 

7. Der Mangel der priefterlihen Einſegnung begründet übrigens, wie 
bereits bei $. 47 angeführt wurde, das Hinderniß der Heimlichteit (impedimen- 
tum clandestineitalis), woraus von ſelbſt folgt, daß es auch in Siebenbürgen 
Teine geheime Ehen (f. 9. mariages de conscience) gibt. Nah ten Grundfähen 
der griechiſchen Kirchenlehre wird die Che nur dan eine heimliche, wenn fie 
ohne priefterlihe Einfegnung eines geſetzlich ordinirten Geiſtlichen, ob 
diefer fonft zuſtändig war oder nicht, gefhlofien wird. 

8. Die kirchlichen Vorſchriften Siebenbärgens enthalten darüber, daß die 
feierliche Erklärung der Einwilligung zur Ehe auch durch einen Bevollmächtigten 
abgegeben werden könne, Feine normirende Beflimmung. Da indefien das bei 
den Katholiten in Anmendung ftehende kanoniſche Recht eine ſolche Stellver⸗ 
tretung bei Schließung einer Ehe geftattet, fo unterliegt es wohl keinem Zweifel, 
daß es Fatholifhen Glaubenegenoſſen frei ftehe, eine Che auch durch einen Bevoll- 
mächtigten abzuſchließen, nur wird eine ſolche Ehe, fo lange fie nicht durch die 
Beiwohnung der verehelichten Perfonen auch wirklich in Vollzug gefegt wurde, 
und alfo nur noch als Berlöbniß oder Vertrag erfcheint, blos ald eine rechtmäßige 
Ehe (matrimonium legitimum) angefehen.”; — In wie weit eine Ehe, wo es 
fi um höchſt perſönliche Pfligten und Rechte handelt, andy bei deu Proteſtauten 





*) Joh. v. Jung: Ungarifhes Privatrecht. Vd. 1. 5. 201. 





8. 92. 9-7] z 418 ffeierl. Erffärung d. @imwinigung.| 


en helv., augsb. und unitarifhen Glaubensgenoffen) durch einen Devollmäd- 
tigten abgefchloffen werden Fönne? wird bei dem Abgange pofitiver Vorfchriften 
Darüber, von den bei diefen Glaubensgenoſſen diesfals in Anwendung ftehenden 
kirchlichen Gebräuchen abhängen; wo dann allerdings eine ſolche Ehe, wenn die 
derartige Abſchließung derfelben Durch den Kirchengebrauch nicht ausgeſchloſſen 
iſt, und fie demſelben gemäß vollzogen wurde, auch in bürgerlicher Beziehung als 
giltig anzufehen fein wird ‚-infofern dabei auch die Vorſchrift des $. 76, daß die 
Vollmacht auf die Schließung der Ehe mit einer beftimmten Perfon gerichtet, 
und vor der abgefchloffenen Ehe nicht widerrufen worden iſt; — beobadjtet wurde. 

9. Durch wen, und in weldher Art? die Trauungen bei Militaicperfonen 
zu vollziehen find, ift bei $. 54 in der Hfkr. V. vom 5. Detober 1808 näher 
angegeben. | 

10. Bei den Hochzeiten follen befonders an Sonn» und Feſttagen jeder 
übermäßige Aufwand, Gaftmäler und geräufhvolle Luſtbarkeiten möglichft ver- 
mieden werden. (Stat. almae dioec. Transsilv. Sect. V. de malrim. $. 15. 
P. IH. Sect. IV. art. VI. 88. 1—3. — Bifitat. Art. der A. ©. V. I. art. 13. 
Canon. Eccles, 67: „ne dies domino nostro Jesu Christo sacer, ebrietate, 
luxuria, saltationibus aliisque nequitiis in conviviis nuptialibus exerceri solitis 
summa cum Dei indignalione profanetur, sicque dies Christi in diem Bachi 
ei Veneris sacrilege converlatur“)*) — Mit Bezug auf diefe kirchlichen Vor— 
fhriften find folgende politifche Anordnungen erlaffen worden: a) „der a. h. Hof, 
welcher in Erfahrung gebracht hat, daß die fteuerpflichtige Bevölkerung im Lande 
auf die bei Hochzeiten und Beerdigungen üblichen Gaftmäler zu ihrem Schaden 
einen nußlofen Aufwand verwendet, hat mit Decret vom 23. Detober 1800 
gnadigft befohlen, daß ſolche Gaftmäler bei Hochzeiten und Beerdigungen, wenn 
fie auch im Borbinein von Grund aus nicht abgefhafft werden fünnen, doch in 
Einflang mit einer anftändigen Lebensweiſe gebracht werden follen.” (Gubl. 
Deer. vom 18. November 1800, 3. 10.080); b) aus demfelben Grunde hat 
das k. Gubernium für nöthig erachtet, „die zur Beſchränkung der in den Städten 
üblichen hochzeitlichen Gaftmäler am 1. Mai 1772 3. 3594 kundgemachte Der- 


*) Stiedr. Schuler von Libloh: Das Eigen⸗Landrecht der S. Sachſen 2. Lief. 
S. 125—127 führt mehrere im Sachfenlande befichende „Hochzeit- und Kleiderord- 
nungen“ auf, woburd die Quftbarkeiten bei Berlöbniffen, Hochzeiten, Taufen u. f. w. 
befehränkt und geregelt werden. Mit Bezug hierauf verfügt der Bift.« Artikel 
der A. C. B. II. 52: „Da wo Kleidesordnungen eingeführt find, foll 
man fi darnad halten. Wo Leine Kleiderordnung beſteht, ſoll bie 
zur Einführung derfelben fih jeder nah eigenem ürmeſſen einer 
foldhen Ordnung befleißigen, daß ei weder den Wohlſtand beleidigt, 
noch durch Ueppigkeit und Eitelkeit zur Ginführung einer ſchädlichen 
Soffart Gelegenheit gibt.“ 
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ordnung zu erneuern." (Gubl. Deer. vom 2. April 1805,:8. 10.717) ;:0) „der 
Aenerpflihtigen Bevoͤlkerung ſoll auf dem üblichen Wege kundgemacht werden. 
»daß fie die hochzeitlichen Gaſtmäler über den dritten Tag auszudehnen nit 
wagen folle, unter fonfliger dreitägiger Kerkerſtrafe nl er und Brod. “ (Sub. 
Decr. vom 25. Juli 1805, 3. 5653). — 

11. Was die Form der Trauung der von einem- „Defterreicher im 
Auslande, und von einem Audlander in Oeſterreich zu fließenden Ehe betrifft, 
‚wird auf die bei 88. 3337 entwidelten: Grundfüge werwiefen. — Inſoweit 
es fib bei der Zulaffung zur Trauung um die perfönlide 
Fähigkeit eines Siebenbärgers außerhalb diefes Kronlandes, 
oder eined Angehörigen jener Kronländer, in welden das 
6.9.8. in voller Wirkfamkeit ftehet, in Siebenbürgen, han— 
delt, ift diefe nad den — des V. des A. Einf. 
Patentes zu beurtheilen. 

12. Aus den in den Abſatzen 5 und 6 oben entwidelten Grundſaten 
ergibt ſich von ſelbſt, daß das in den Kronländern, in welchen das a. b. G. B. 
auch in Eheſachen in voller Wirkſamkeit iſt, beſtehende, auf den Hofdecreten vom 
36. Auguſt 1814, (J. ©. ©. Nr. 1099) und vom 4. Auguſt 1814, (pol. G. ©. 
42. 32.) beruhende Ehehinderniß des Katholizismug in Sieben— 
bürgen nicht Heftehet (vergl. $. 119). Beſtimmt ausgeſprochen erſcheint 
dies auch darin, daß hei chriſtlichen Glaubensgenoſſen Die Religionsverfähles 
denheittein Ehehinderniß'bildet, alfo deswegen auch niemals Diopens 
emzufuchen ift (Btatuta almae -dioec. Transsilv. Sect. V. de matrim, $. 14, 
vergl. $. 47 über das Ehehinderniß zwifchen Chriften und —————— 

8. 78. 

Denn Verlobte das ſchrifiliche Zeugniß von der voſſzogenen ordenilichen Vertuͤndigung; pder, 
wenn die in den 86.40, 50, 51, 52 und 54 erwähnten Berfonen bie zu ihrer Verehelichung erforberlide 
Erlaubniß; wenn ferner Diejenigen, deren Bolljührigkelt wicht offenbar am Tage liegt, den Taufſchein oder 
das ſchriftliche Zeuguiß ihrer Bonjährigfeit nicht vorweifen fönnen; oder, wenn ein anderes‘ Ghehinvderniß 


rege geinacht wird; fo'ift es dem Seelſorger bei ſchwerer Strafe verboten, die Trauung ———— bis 
die Verlobten die nothwendigen Zeugniſſe beigebracht und alle Anftände gehoben haben. 


N. Tr. V. Rr. 18. 

In den Bällen, wo es zweifelhaft if, ob eine Berfon, welche eine Che eingehen wit, minderjähtig 
oder großiährig fel, tft diefelbe ängumeifen, von Ihrer Gerichts behoͤrde entweder den Ehe⸗Conſens oder Die 
Grllärung (ein Amtszeugniß) beizubringen, daß fie die Bonjährigfeit erreicht habe, oder nad dem Befege 
für volljährig zu achten fei. (GHofdeeret von 22. Februar 1817, Nr. 1319, I. ©. ©.) 


Die Beftimmungen des vorftehenden Baragraphen ftehen mit den ſieben⸗ 
bürg. „kirchlichen Vorſchriften“ ganz im Einflange. Nach diefen ift der Seel. 
forger verpflichtet, die Brautleute, wenn ihm durch den allgemeinen Ruf ein zwi⸗ 
ſchen ihnen beftehendes Ehehindernig befannt wird, oder er aus anderen Anzeigen 
ein ſolches vermuthet, zur Hebung deſſelben zu verhalten, und darf „verbotene 
Kheverbindungen nur erft nach Beibringung der für. jeden Fall vorgefäriebenen 
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Mönenfafion, oder nach Bebung der dagegen vörwaltenden Hinderniije zulaffen.” 
Die Webertretimg dieſer Anordnung wird nach Umfländen mit einem frengen 
Berweife der vorgefeßten geiftliden Behörde, mit zeitweiliger oder gaͤnzlicher 
Amtdentjegung beſtraft. Ramentlich fiud verpflichtet, fi über ihre perfönliche 
Fähigkeit zur Eingehung der Ehe audzuweifen: 

t. Minderjährige über das erreichte Rormalalter durch den Taufſchein 
oder eine andere dieſes erweifende öffentliche Urkunde; und die denfelben rechtlich 
gleichgehaltenen Großjährigen durch die vormundſchaftliche Erlaubniß; unter der 
elterlichen Gewalt ftebende Kinder durch das Zeugniß ‚über die von den Eltern 
ertheilte, oder von der betreffenden Givilbehörde ergänzte Einwilligung der 
Eltern (88. 4852). 

2. Berfonen bei unverhaltnigmäßiger Alteröverfiebenheit, durch die zur 
Gingehung der Ehe erhaltene Dispenfationsurtunde (88. 83— 88). 

3. Fremde oder Augländer dur das vorgefähriebene Zeugniß ihrer DObrig- 
keit (8. 51). 

4. Militärperfonen durch die ſchriftliche Erlaubniß ihrer vorgeſehten Mili- 

tärbehörde (8. 54). 
5. Perſonen, welche ſich außerhalb ihres Pfarrbezirkes, oder bei Eingehung 
einer gemifihten Ehe vor dem Seelforger eines fremden Religionsbelenntniffes 
trauen laſſen wollen, Durch das Zeugniß des eigenen Seelforgers über die ordent- 
lich vollgogene Verkuͤndigung ($$. 71— 72); oder, im Falle der yon dem Auf- 
gebote erlangten Dispens, durch die Dispenfationsurfimde (88. 83— 87), im 
Falle der gemifchten Ehe and noch durch das Zeugnif des eigenen Scelforgers 
über den in den Kehren ihrer Religion genoffenen Unterricht (SS. 45—46). 

6. Subalterne Difafterialbeamten durch Die fehriftlihe Erlaubniß ihrer 
vorgefeßten Amtsbehörde. Diefe Erlaubniß foll folgen Beamten und Prakti- 
kanten nur dann ertheilt werden, wenn fie einen Gehalt oder ein jührlihes Ein⸗ 
kommen in der Refidenzftadt von 400 fl., in einer Provinzialftadt von 300 fl., 
auf dem Lande von 200 fl. haben (3. des k. fiebend. Thefanrariates vom 21. 
März 1805, 3. 1095; vom 4. September 1800, 8, 2181, und vom 9. Auguft 
1832, 3. 9018). 

7. Berfonen, die bereits verehelicht waren, durch den Todtenfchein ihres 
verftorbenen Ehegatten, oder eine andere die ganzliche Auflöfung ihres Ehebandes 
erweifende Urkunde ($. 62). 

(Statuta almae dioec. Transsilv. Sect. V. de matrim, 88. 1, 3, 5—12, 
17—21. — Bifitat. Art. der A. ©. 2. 1. art. 18—19, 31 —32. 111. 25—27. 
— Canon. Eccles. 65—66, 68-—69). 


$. 79. 


"Binden die Verloblen ſich durch die Verweigerung der Trauung gekrünkt, fo'könsen fle ihre Oe⸗ 
werde der Landeöflefle, und in den Orten, wo feine Landesſtelle if, dem Kreisamte vorlegen. 
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1. Rad Anordnung der ſiebenb. „kirchlichen Vorſchriften“ hat Jedermann 
die Berriäiimgen des geiftlihen Amtes in Handlımgen der Barodhial - Zurie- 
dittion, ald Trauungen, Taufen u. f. w. bei dem Pfarrer feiner Gemeinde anzu⸗ 
fuchen. Werden ihm diefe verweigert, fo ſteht ihm die Beſchwerde an die vor- 
gelebte Tirchlicde Behörde zu.“) Diefe gerftligen Behörden find bei 86.97 —-102 
angeführt. 

Da nun laut dem Art. III. des K. Einf. Batentes die dem Eivilftande ange: 
Hörigen Berfonen dergrifilihen Religion, ohne Unterſchied der Confeſſtonen, 
in Siebenbürgen in allen das Band der (Ehe felbft Hetzeffenden Punkten ihrer 
geiſtlichen Gerihtöbarkeit und den nach Berfchiedenheit ihres Glaubensbekennt⸗ 
niffes für fie giltigen kirchlichen Vorſchriften unterfteben, fo folgt hieraus, daS fie 
auch in Faͤllen, wo ihnen von dem Seelforger wegen eines wirflih vorhandenen 
der vermeintlihen Ehehindernifſes, oder auch aus irgend welchem anderen 
Brunde die Trauung verweigert wird, ihre Befchwerde nicht nach Vorſchrift des 
vorftehenden Paragraphen an die „Randesftelle" und beziehungsweife an das 
Kreisamt“, fondern im Sinne der angeführten kirchlichen Vorſchrift an die vor- 
gefehte geiftliche Behörde des Seelſorgers zu richten haben. 

Zwar ift in der Verordnung der Minifter des Innern, der Juſtiz und der 
Finanzen vom 19. Jänner 1853 der Statthalterei (oberſte politifche Landes⸗ 
bebörde laut Art. XIV. des K. E. Patentes gleichbedeutend mit „Landesftelle”) 
auch „die Austragung der von den Brautleuten gegen die Ber- 
weigerungder Trauung überreihten Beſchwerden“ jedoch nur „nad 
Maßgabe der zur Zeitder Entfheidung beſtehenden Gefege und 
Borfhriften“, und nur „in To weit dieſe Gegenſtände zum politi— 
(hen Wirkungékreiſe gehören“, zugemiefen worden ($. 36. Hit. e und f 
Beil. €. zu Nr. 10 des R. ©. Bl. v. I. 1853); daher aus der in den beiden 
Iegteren Abſätzen ausgeſprochenen Beſchraͤnkung des diesfälligen Wirkungskreiſes 
der Statthalterei, mit Ruͤckſicht auf die angeführte kirchliche Vorſchrifi und den 
diefelbe in Kraft erhaltenden Art. II. des K. Einf Patentes gefolgert werden 
muß, daß die Statthalterei in Kühlen, wo bei ihr wegen verweigerter Trauung 


*) Die betreffenden Biftt.-Artilel der A. C. V. lauten: „Die Verrichtungen des 
geiftlichen Amtes, in Handlungen der Parochial-Jurisdiction, ald Trauungen, Taufen, 
Rranten- Gommunion, Begräbniffe 2. hat jeder bei dem Pfarrer feiner Gemeinde 
anzufuchen, und feine Beftellung der Function anzunehmen. Wer etwas Außeror⸗ 
dentliches verlangt, bat dasſelbe befonderd zu befreien (III. art. 42). Wer gegen den 
Pfarrer etwas einzuwenden bat, mag fich mit beſcheidener Vorſtellung zuerft an ihn 
ſelbſt unmittelbar, oder durch die Kirchenväter wenden. Grfolgt hierauf feine Befrie⸗ 
digung, ſo iſt die gegen den Pfarrer gerichtete Beſchwerde ohne Privatverunglimpfung 
an den Dechanten, und wenn von dieſem keine Abhülfe erfolgt, an die Höhere Be⸗ 
"Hörde zu bringen“ (art. 46). 
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Beſchwerde geführt wird, den Beſchwerdeführer an die betreifende geiftliihe Be⸗ 
börde zu verweifen, und allenfalls, wenn die Verweigerung der Trauung von der 
legten geiſtlichen Inftanz (Bifchof, Superintendent) ausgegangen wäre, ſich mit 
diefer in das Einvernehmen zu ſetzen, und auf folde Weile die Sadhe wenn 
. mögli auszugleichen bat, ohne jedoch, im Falle die geiftliche Behörde auf der 
Derweigerung der Trauung bebarret, die Entfcheibung derſelben feldfiftändig ab⸗ 
andern oder fogar gegen die geiftliche Behörde mit Zwangsmaßregeln einfchreiten 
zu können, außer es handelt fich um ein foldhes Ehehinderniß, von welchem die 
Dispensertheilung den politifhen Behörden zuftehet (88. 8I— 88), in welchem 
Galle aber dann das Dispensgefuch ohnehin nun der geiftlihen Behörde an die 
Statthalterei zu leiten ift. 

2. Auf die jüdifchen Glaubensgenoſſen. findet der vorſtehende — 
zufolge des Art. IV. des K. E. Patentes volle Anwendung. 


z. 80 


Au einem dauerhaften Beweile des geſchloſſenen Ehevertrages-find die Pfarrvorſteher verbunden, 
denfelben in das befonderd dazu beftinmte Trauungsbud eigenhändig einzutragen. Es muß der Bor- 
und Bamilten-Name, das Alter, die Wohnung, forie auch der Stand der Ehegatten, mit der Bemerfung: 
ob fie fhon verehelicht waren oder nit; der Bor- und Familien⸗Rame, dann der Stand ibrer Eltern 
und der Beugen; ferner der Tag, an welchem die Ehe gefähloffen worden; endlih and der Name des 
Seelſorgers, vor welchem die Einwilligung felerlich erflärt worden if, deutlih angeführt, und die Up 
funden, wodurd die vorgefommenen Anftände gehoben worden, angedeutet werden. 


$. 81. 
Soll Die Ehe an einem dritten Orte, dem feine der verfobten Berfonen eingepfarret if, geſchloſſen 
werden, fo muß der ordentlidye Geelforger gleich bei der Ausfertigung der Urkunde, wodurch er einen 


andern zu feinem Stellvertreter benennt, diefen Umfand mit Benennung des Drtes, mo und vor welchem 
Seelſorger die Ehe geſchloſſen werden fol, in das Trauungebuch feiner Pfarre eintragen. 


8. 82. 


Der Seelforger des Ortes, wo die he eingegangen wird, muß die geichehene AbfchlieBung ber 
Ebe in das Zrauungsbud feiner Bfarre mit dem Beifage, von welchem Pfarrer er zum Stellvertreter er- 
nannt worden, ebenfalls eintragen, und die Abfchließung der (Ehe dem Pfarrer, von weldem er beredhtigt 
worden iſt, binnen acht Tagen anzeigen. 


1. Nach Unordnung der kirchlichen Borfchriften hat der betreffende Seel- 
forger (Pfarrer) „die Taufe, Trauungs⸗ und Leichenprotokolle fleißig und ordent⸗ 
lich zu führen, und zu verhüten, daß nicht durch den Auffchub der Einzeihnung 
Lücken und Unrictigkeiten entftehen" (Viſit. Art. der A. C. V. I. art. 16. Sta- 
tula almae dioec. Transsilv. P. I. Sect. V. 8. 13. „matricula baplisatorum, 
copulatorum, defunctorum, e qua plures maximi momenti quaestiones; de 
nobilitate a Parentibus ad filios (ranseunte, Jure successionis , gradibus con- 
sanguinilalis, vel Affinitatis, et his similes decidi solent, quam aecuralissime 
ecribalur opporlet“) und zwar aus dem an lebterem Drte angeführten Grunde, 
‚weil aus denfelben viele Fragen von größter Wichtigkeit: über den von ben 
Eltern auf die Söhne übergebenden Adel, des Erbrechtes, der Verwandtſchafts⸗ 
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oder Schwägerſchaftsgrade n. dgl., entſchieden zu werden pflegen. Sie ſollen 
ferner gut und ſorgſam in der Sakriſtei aufbewahrt ımd nach dem vorgeſchriebe⸗ 
nen Formulare abgefaßt werden. | 

2. Die Trauungs⸗Protokolle werden bei allen Blaubensgenoffen in gleicher 
Weiſe geführt. Die Rubriken derfelben enthalten: a) das Jahr, den Tag, den 
Monat der Trauung; b) den Eopnlator; c) den Vor⸗ und Zunamen der Drau 
leute, ihr Alter; d) ihre Religion ; e) ihren Stand, fowie die Angabe: ob fie 
ledig oder Witiwer find; ſ) ihren Geburts⸗ und Wohnort; g) die bei der 
Trauung und der Eintragung in die Matrifel gegenwärtigen Zeugen; h) die 
Angabe: ob die Brautleute mit oder ohne Dispens, und welcher Art Diepens 
getraut wurden? i) ob fie ihren freien. Willen und vor welden Zeugen erflärt 
haben? — Die Trauungsmatrikeln der Katholiken enthalten noch eine weitere 
Rubrik, mit der Bemerkung: ob die Brautleute in ihrem Glauben unterrichtet 
find, und die Gommunion begangen haben? — (Staluta almae dioec. Trans- 
silv. Appendix II.) 

3. Bei Militärperfonen, welche zur militia stabilis gehören, führen die 
Civilfeelforger, bei jenen, welche zur militia vaga gehören, die Militärgeiftlichen 
die Trauungsmatriten (Miltt. Regl. v. 3. 1768. Dienftreglement kundgem. mit 
Armeebefehl v. 1. Septbr. 1807). Wird in einer geiftlihen Amtsbandlung bei 
der militia vaga in Verhinderung des Militärgeiftlichen Diefer vom Eivifgeiftlichen 
vertreten, fo hat Lebterer auch die Eintragung in die Matrik zu beforgen, aus 
derfelben mit Ende des Jahres Die Auszüge an die Militärgeiſtlichkeit einzufens 
den (Hfd. v. 1. Juni, 30. Yuguft und 25. Novbr. 1784).*) Das Formulare 
des Auszuges der Trauungsmatritel der zur militia vaga gehörenden Militär 
perjonen enthält außer den oben angeführten Rubriken noch eine befondere, worin 
der Name des Regimentes, zu welcher die Militärperfon gehört, verzeichnet wird 
(Statuta almae dioee. Transsilv. Append. V.) 

4. Die vorftehenden 88. 80 — 82, die feine Verfügungen enthalten 
welche die Schließung oder Trennung des Eheftandes, fondern nur die Herftellung 
eines dauerhaften Beweifes für die bereits adgefchloffene Ehe zum Gegenftande 
haben, treten zufolge des Art. III des K. Einf. Patentes auch in Siebenbürgen, 
nd zwar, da fie im Weſen mit den betreffenden kirchlichen Vorſchriften überein- 
flimmen, als ergänzende Beftimmungen der letzteren in Wirkſamkeit und find von 
den Seelforgern der verfchiedenen OnDEneD Tine] e bei Führung der Trauungs⸗ 
bücher genan zu beobachten. 

5. Laut 8. 114, Iit. d der fiebenb. C. PB. O. v. 3. Mai 1852 find die 
Geburte⸗, Trauumgs⸗ und Sterberegifter, und die daraus eriheilten Zeugnifſe 





-*) De. Motip Stubenrauch: Das a. 5. G. 2. 8. Lief. S. 273. 
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öffentlige Urkunden und verdienen, wenn fie von den dazu beftellien Perſonen 


nad) den eigenen Darüber befiehenden Borfchriften geführt werben, vor Bericht 
vollen Glauben. . 


5. 83. 


Uns widtigen Gründen kann die Nachſicht von Ghehinderniffen bei der Landesſtelle angeſucht 
werden, melde nach Beſchaffenheit der Umftände fi in DaB weitere Bernehmen zu fegen hat. 


$. 84. 


Bor Abſchließung der Ehe iſt die Nachſicht über Chehinderniſſe von den Barteien ſelbſt unt unter 
eigenem Namen anzuſuchen. Wenn fi aber nah fon gefchloffener Ehe ein vorher unbelanntes auflöß- 
liches Hinderniß äußern ſollle, können ſich Die Parteien and durch ihre alten und mit Verſchweigung 
ihree Nanıend, an die Randesftelle um Nachficht wenden. 


8. 85. 
An den Drien, we feine Landesſtelle iſt, wird den Kreisämtern die Macht ertheilt, aus wichtigen 
Urfachen die zweite und dritte Verkündigung nachanfehen. 


$. 86. 


Unter dringenden Umfänden fann don der Landesſtelle oder dem Kreitamit, und wenn eine beRätigte 
nahe Todesyefabr feinen Berzug geftattet, aud von der Drtsobrigfelt das Aufgebot gänzlich nachgeſehen 
werden, doch müften die Berlobten eidlich beibeuern, daß ihnen fein ihrer Ehe — Hinderniß 
betaunt ſei. 

5. 87. 


Die Nachficht von allen drei Verkündigungen iſt gegen Ablegung des erwähnten Eides auch dann 
gm ertbeiten, wenn zwei Berfonen getraut werden wollen, von denen ſchon vorbin algemein vernuihet 
ward, Daß fie miteluander werehelicht feten. Im diefem Falle faun bei der Landesftelle die Kachſicht von 
dem Zeelforger, mit Rerſchweigung der Namen der Parteien angeſucht werden. 


N. Tr. B. Nr. 19. 


Die Behörden haben die in den $$.86 und 87 des aflgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ent. 
baltene Borfidit der von den Barteien geforderten Eidesleiftung, daß ihnen kein der Ehe entgegeuftchendes 
Hindernis befaunt fei, in allen Fällen und unter eigener Berantwortung gu beobadten, und des Umſtaudes, 
day der Eid wirklich geleiftet worden fet, in den zu ertheilenden Dispenien zu erwähnen, im mwidrigen 
Falle die Unterlaffung dieler Gides-Apnahme für ſich allein zwar nicht die Dispens unwirkſam machen, 
jedob an den Behörden und Gerllorgern, welche diefe® in der Dispend erfihtiihen Mangele ungearhtet 
die Tranung verrichten, nachdrücklichſt beftraft werden foll. (Hofdecrret vom 23. September 1817, au 1372, 


3.6. 6.) 
$. 88, 

Wenn von einem bei Ehjliegung der Ehe beftandenen Hinderniffe die Nachücht erteilt wird, muß, 
ohne Miederbolung des Anfgebotes, abermal die Einwilligung vor dem Geelfurger amd zwei vertranten 
Zeugen erklaͤrt und die felerlihe Hundiuug in Dem Trauungsbuche angemerkt werden. IR Diele Vorſchrift 
beobuchtet worden, fo ift eine folche Che fo zu betrachten, ald wäre fie urſprünglich giltig gefhloffen worden. 

Die vorftchenden Paragraphen enthalten nähere Beflimmungen über Die 
Ertheilung der NRahfiht von Ehehinderniffen. Diefe erlöfchen namlich entweder 
dadurch, daß der Grund, worauf fie beruhen, von felbft wegfällt, 3. B. das 
Ehehinderniß des Mangels der ekterlihen Einwilligung duch die ertheilte Zur 
fimmung zur Che; jenes der Minderjährigkeit dur Erreichung des normales 
mäßigen Alters; jenes des beſtehenden Ehebandes dur den Tod des einen 
Ehegatten u. ſ. w.; oder aber dur die von der competenten Behörde ertheilte 


Nahfiht. Hieraus ergibt fih dann weiter die Einiheilung der Ehehinderniſſe 
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m auflos bare (diepenſable) und in nicht auflöshare (indiepenſable), im 
wie weit nämlich eine Nachſicht davon eriheilt werden kaun, oder nicht. 


Die Ertheilung einer folden Nachficht bezwedit nun entweder die Ergans 
zung der einer Berfon geſetzlich mangelnden Fähigkeit zur Schließung der Ehe, 
oder infoweit ein der Ehe gefehlich entgegenftehendes Ehehindernig erft nad Ab⸗ 
ſchließung derfelben offenbar wird, die Aufhebung des in diefem Umftande liegen« 
den Grundes zur Ungiltigfeitserflärung der Che, in welchem letzteren Kalle der 
Ausdrud „Dispenfation des Ehehinderniffes” wohl nur in uneigentlihen Wort» 
finne gebraucht wird. In beiden Fällen handelt es fih um Fragen, die das 
Eheband felbft betreffen, und es haben ſonach in Hinfit der Ehedispenfen zu⸗ 
folge des Art. HI des K. Einf. Batentes in Siebenbürgen bei den chriſtlichen 
Blaubensgenoffen, deren kirchliche Vorſchriften auch fortan (und nicht die in den 
vorftehenden Paragraphen enthaltenen Beflimmungen) ald maßgebende Normen 
zu gelten. | 


® 

Wie aus der nachfolgenden Erläuterung bervorgehet, findet fi) die Unter 
fheidung der Ehehinderniffe in auflösbare und unauflösbare auch in den 
fiebend. kirchlichen Vorſchriften, welche vorzugsweiſe Beflimmungen über Dis⸗ 
pensertheilungen bei den Ehehinderniſſen in der Seitenverwandtſchaft und Schwä⸗ 
gerfchaft, des Aufgebotes, des Rormalters oder der unverhältnigmäßigen Niterd- 
verfchiedenheit enthalten, da in diefen allen Gefuche um Ehedispeufen am häu⸗ 
figften vortommen. Speciell Iaflen fi, diefe Beftimmungen in folgender Weife 
zufammenfaflen: 


1. Bei den Katholiken wird die Nachſicht von Ehehinderniffen vom 
Bapfte ertheilt; *) jedoch iM in ven f. g. römifchen Befugniſſen (Romanse 
facultales) dem fiebenburgiſchen roömiſch⸗katholiſchen Bifchofe, oder deflen 
Bicar, im Bereiche feiner Didcefe, vom Papſte Pius VII. die Maht eingeräumt 
worden: 

a) im dritten und vierten einfachen und gemifchten Grade nicht blos 
Armen, fondern auch Adeligen und Reichen zur Eingehung der Ehe, bei bereits 
mit einem befehrten Haeretifer (haereticis conversis) **) gefhloffener Ehe and 
im zweiten einfachen und gemifchten Grabe, wenn nur dadurch der erfte Grad in 


°*) Alex. Dösa de Makfalva: Jus priv. Trann. Mser. P. 1. $. 8. 

”, Das nah dem fiebmbürgifigen Kirchenrechte unter „Haeretitern“ bloß 
Nichtchriſten, nicht aber and nicht katholiſche Glaubendgenoffen zu verfichen find, 
weht uud ber bei 8. 47 Abſ. 2. Sit. 8. amgeführten Etelle hervor, wonach zur he 
einer katholiſchen mit einer nichtkatholiſchen criſtlichen Perfon niemals eine Dif 
pent gu verlangen if. 
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ldeiner Weife berührt wird,) Dispens zu ertheilen and die aus einer ſolchen 
Verbindung vorhandenen Kinder zu legitimiren;“) ferner zu bispenfisen: 

b) von dem aus einem ordentlichen Eheverlöbniffe entftehenden Ehehins 
derniſſe der öffentlichen Ehrbarkeit (impedimento publicae honestalis); 

c) vom Ehehinderniffe des Ehebruches (criminis), wenn von feiner Seite 
damit eine böſe Abficht verbunden war. (neutro tamen conjugum machinanle), 
und das verlorne Recht, die Leiftung der ehelichen Pflicht zu verlangen, wieder her: 
zuftellen; zu dispenſiren: 

d) von dem Ehehinderniffe der geiftlihen Berwandtfhaft, ausgenommen 
zwifchen dem Taufpathen und dem aus der Taufe Gehobenen (inter levantem et 
levatum). 

Die Ehedispenfen follen aber in den angeführten Bällen nicht ertheilt 
werden, außer mit der Claufel, „daß das Weib nicht entführt wurde, 
und wenn ed entführt worden ware, fih nicht in der Gewalt 
des Entführers befindet“ (dummodo mulier rapta non fuerit, et si 
rapta fueril, in polesiate raptoris non existal). 

Auch ſoll in diefen Dispenfen ausdrüdlich erflart werden, daß fie vom 
Biſchofe als Delegaten des apoftolifhen Stuhles ertheilt werden, zu welchem 
Behufe auch die Zeit ausdrücklich bemerkt werden fol, für welche fie ertheilt 
werden, weil fie fonft ungiltig find. 

Erweitert wurden fpater diefe Befugniffe des ſiebenb. roͤmiſch⸗katholiſchen 
Bifchofes durch die ihm von der Poenitentiäerie zu Rom unterm 22. Gebr. 1820 Ä 
eingeräumie Gewalt, Dispens zu eriheilen: 

e) zur Fortſetzung der Ehe mit einer Berfon, welche die Ehe mit lieber- 
fhreitung des Gelübdes der Keufchheit eingegangen iſt; einer ſolchen Perfon 
fol die Buße auferlegt werden, daß fie das Gelübde der Keufchheit (volum ca- 
stilatis) ſowohl außerhalb der erlaubten Ehe, ald auch im Falle, wenn fie ihren 
_ überleben ſollte, zu bewahren. hat; 

N) zur Fortfeßung der Che mit einem Gatten oder einer Gattin, deren 
eheliche Verbindung durch die aus der Beiwohnung mit einer verwandten Berfon 
hinzugefommene geheime Schwägerfhaft ungiltig geworden ift, entweder im 
erſten und zweiten, oder im zweiten Grade der Gattin und bezüglich des Gatten; 

g) von dem geheimen Hinderniffe des eriten, fowie des erften und zwei« 


) Rah kanoniſchem Rechte werben die Grade bei gleichen Eeitenlinten ein- 
fade (simplices) genannt, während bei umgleihen Geitenlinien zur näheren Be 
zeichnung der Grad, in weichem bie nähere Perfon mit dem gemeinfchaftlichen Stamm 
haupte in Verbindung fteht, beigefügt, und bie Grabe ——— einander be 
rührende (langentes, mixti) genannt werden. 

**) Ueber die Legitimationsbefugniß des Papſtes fiche ss. 161-162. Abſ. —J— 
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ten, und blos des zweiten Grades der durch einen außerehelichen Beiſchlaf (ex 
illieiia carnali eopula) herbeigeführten Schwaͤgerſchaft, wenn es ſich um eine 
mit dieſem Hinderniſſe bereits geſchloſſene Ehe handelt, und in wie weit es ſich 
um den Beiſchlaf mit der Mutter der vermeintlichen Gattin handelt, wenn 
derſelbe nad der Geburt der Letzteren flattgefunden bat. In einem folhen 
Kalle muß der im Chehinderniffe Befangene von der Ungiltigkeit feiner früs 
beren ehelichen Einwilligung in Kenntniß gefeßt, und zur geheimen Erneuerung 
der Einwilligung mit der vermeintlichen, oder dem vermeintlichen Gatten verhal⸗ 
ten werden, jedod fo ſorgſam, dap defien Behltritt nirgends bekannt werde; — 
ebenfo vom angeführten geheimen Hinderniffe, oder von den durch außerehelichen 
Beiſchlaf herbeigeführten Hindemiffen der Schwägerfchaft, aud wenn es fih um 
die Eingehung einer Che handelt, jedoch nur im Falle Alles zur Hochzeit bereit 
it, und die Ehe ohne großes Scandal nicht verfchoben werden kann, infolange 
bis die Dispene vom päpftlichen Stuhle erlangt werden kann, und auch bier un⸗ 
ter der Bedingung, daß der Beifchlaf mit der Mutter des Weibes vor des Letzte⸗ 
ren Geburt ftattgefunden habe; 

h) vom geheimen Hinderniffe des Ehebruches, wenn derfelbe mit feiner 
böfen Abfiht verbunden war, und es fi um eine abgefchloffene Ehe handelt, 
in welden Falle die Ehegatten zur geheimen Erneuerung der ehelichen Einwilli⸗ 
gung zu verhalten find; 

i) von dem Hinderniffe des dritten, oder des dritten und vierten, oder des 
einfachen vierten Grades der Berwandtfhaft und Schwägerfchaft, über welche die 
Dispens vom päpftliden Stuhle erlangt wurde, jedod in der Dispenfationd- 
urtunde der außereheliche Beifchlaf verfchwiegen ift, welcher auch geheim gehalten 
werden fol. Solde bereits bei Srlangung ungiltige paͤpſtliche Dispenfations- 
urtunden, oder im Falle fie durch einen, nad verlangter oder audgefertigter, 
jedoch noch nicht in Vollzug geſetzter Dispens, Rattgefundenen außerebelihen Bei: 
ſchlaf, ungiltig geworden find, Lönnen in geheimen allen, ob es fih um eine zu 
ſchließende oder bereits gefchloffene Ehe handelt, vom Biſchofe convalidirt wer⸗ 
den, wit der Bedingung, daß bei bereits gefchloffener Scheinehe die Gatten zur 
Erneuerung der Einwilligung zu verhalten find. | 

Auch foll in den unter li. —i angeführten Fällen die Diepensertheilung 
ſtets mit der Entfernung der Oelegenheit zu weiterem Fehltritte, und einer dem 
im Chebhinderniffe befangenen Theile aufzuerlegenden heilſamen Kirchenbuße ver- 
dımden fein (Statuta almae dioee. Transsılv. Appendix XV. Romanae facul- 
tates p. 3—7 und p. 8—12).*) 


”) Durch zahlreiche politifche Verordnungen wurbe verfügt, daß Niemand, weß 
Standes. er immer ſei, fich wegen Erwirkung von Ehebiöpenien, ohne dazu erlangte 
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2. Bei den Proteſtanten (den Helvetilchen, Augsburgiſchen und 
nnitarifchen Glaubensgenofſen) wird zufolge politifher Berordnungen, "} auf welche 


a h. Bewilligung (placetum regium) an ben päpflliden Stuhl nad Rom 
wenden ſolle. Solche Geſuche follen dem Drbinarius überreicht werden, wels 
her die Dispend entweder felbft ertheilt, oder vom Papfte (nad vorläufig 
erhaltenem placctum) und zwar direkt, und nit durch die Nunciatur zu 
Wien, und nur mittelft des in Rom befindlichen ftabilen kak. Agenten 
zu erwirten hat. (Hofdecrete vom 22. Dftober 1777 Hof. 1690 Gubl. 3. 
942; — v. 9. September 1782 3. 7699; — vom 2. Auguſt 1800 9. 7941; — v. 
16. März 1804 3. 2554; — v. 6. Februar 1907 3. 1085; — v. 3 März 1807 
9. 3934: — v. 25. Dftober 1811 3. 12647; — 9. 1. Mai 1807 3. 4119; welche 
fämmtlid in den Statut, almae dioec. Transsilv. P. Il. Sect. XIII, „placelum 
regium“ enthalten find: (Gubl. Decr. v. 30. October 1781. 3. 7637 und vom 11. 
Juni 1783. 9. 4054. Trauſch. Normal-Sammtl.) 

Diefe Verordnungen flimmen mii den ähnlichen, früher in den deutfch-flavifchen 
Aronländern diesfalls beſtandenen Borferiften (vgl. Nippel's Erläuterung des «a. b. 
®. 3. 1. Bd. S. 357—364) überein und find für Siebenbürgen durch Feine 
neue Verordnung außer Kraft gefebt worden. Die kaiſerl. Verordnung 
vom 18. Aprit 1850, mit welcher das Berbältniß der katboliſchen Kirche zur Staats⸗ 
gewalt feftgeftellt wird, und laut deren 8. 1 es „ſowohl den Bifchöfen. als den ihnen 
unterftehenden Gläubigen freiftehet, fi in geiftlihen Angelegenheiten an den PBapft 
zu wenden, und bie Entfheidungen und Anordnungen vom Bapfle zu empfangen, 
ohne dabei an eine vorläufige Zuflimmung der weltliden Behörden gebunden zu 
fein” (NR. G. Bl. v 3. 1850 Nr. 156.) bezieht fih nur auf jene Kronländer, in wel 
hen bad a. h. Patent vom 4. März 1849 über die Grundrechte kundgemacht worden 
ift, nicht aber auch auf Siebenbürgen, wo diefed Patent gar nicht kundgemacht wurde. 
Indeſſen [Heinen die Katholiken das „placetum regium” au für Un- 
gan und Siebenbürgen als faktiſch aufgehoben anzufeben, indem Ehe 
dispensgeſuche derfelben gegenwärtig unmittelbar nach Rom, ohne eine Vermittelung 
des Cultus⸗ und Unterrihtöminifleriumd gehen — 

) Mit dem a. h. Refcripte vom 13. Mai 1769 wird nämlich über die vom 
k. Gubernium vorgelegten Borftellungen bed Clerus der A. E. Berwandten, womit 
demfelben auch Lünftighin die Befugniß, in den verbotenen Graben Ehedispenſen zu 
ertbeifen, belaffen werde, verfügt: daB der Clerus oder die Paftoren der A. C. Bar- 
wandten betreff der Erlangung von Ehedispenſen in deu verbotenen Graden ihre Ber 
richte an das Ef. Subernium zu überreichen und von demfelben die Entſcheidung zu 
gewärtigen haben; dem k. Gubernium aber die Befugniß ertheilt werde, im vierten 
Grade ohne Unterfihied, bei Leuten jeden Standes; im dritten Grade nur bei Bür⸗ 
gern und gemeinen Leuten Ehediöpenfen zu ertheilen, ohne biefermegen fih am den 
Landesfürken wenden zu müffen; in den übrigen Graben aber die Diöpendgefuche 
mit beigefügter Meinung ded k. Suberniumd a. 5. Ortrs vorzulegen fein. — Die 
gleiche Befugniß der Dispendertheilung hat das k. Gubernium auch über die heiveti- 
fhen Eonf. Verwandten augzuüben. — Die Taren für foldye Ehebispenfen, von denen 
nur ſolche Perfonen zu befreien find, welche ihre Armuth mit einem Eide befräftigen, 
follen in die Sameraltaffe einfließen; der Betrag derfelben wird im 4, als dem ent 
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bie kirchlichen Vorſchriften dieſer Glaubensgenoſſen ausdrücklich verweiſen, die 
Rachſicht der Chehinderniſſe vom Landesfürſten angeſucht und ertheilt. Die bes 
treffenden Superintendenten leiten die Dispendgefuche mit ihrem Gutachten an 


fernteſten Grabe bei Leuten von geringerem Stande auf 25 fl.. bei Bürgern. und ges 
ringeren GEdelleuten auf 75 fl., bei poffeffionirten Edelleuten auf 150 fl. und endlich 
bei Magnaten auf 500 fl. feftgefeht. Bel denjenigen, bie im 3. Grade einander ver- 
wanbt find,‘ koͤmmt ein Diertel mehr zu entrichten, und es haben alſo Leute 
von geringerem Stande 31 fl. 15 fr., dic Bürger und geringeren (Edelleute 
93. 45 fr., die yoffeffionirten Edellente 187 fl. 30 fr., endlich die Magnaten 625 fl. 
zu bezahlen; die Derwandten im 2. Grade dad Doppelte der für den 4. Grad fefl- 
geflelten Tare zu entrichten. — Mit dem von der Kaiferin Maria Iherefia unterm 
25. März 1770 dem Thereflanifhen Waifenhaufe zu Hermannftabt ertheilten Privi« 
legium werden die von den nicht katholiſchen chriſtlichen Glaubensgenoſſen für die 
Ertheilung von Ehedispenfen zu eutritenden Zaren dieſem Waifenhaufe zur Ber: 
mehrung feined Anftitutöfonded zugewieſen. (punct. 2. lit, b. Hofz. 1043. Siehe 
rauf. Rorm. Samml.). — Mit dem Hofdecrete vom 1). Dezember 1784 Hofj. 
572 wird die dem k. @ubernium mit der a. h. Refolution vom 13. Mai 1769 einges 
räumte Befugniß zur Diöpensertheilung im 3. und 4. Verwandtſchafts⸗ und Schwä- 
gerfhaftögrade bei den Proteflanten widerrufen, und den Leßteren zugeftanben, 
in diefen Graden ohne Anſuchung einer Rachficht und ohne Zahlung einer Tare Ehen 
zu fchließen, jedoch die beftehende Vorſchrift über Die Diependertheilung im erften und 
zweiten Grabe in Kraft erhalten. Damit aber hiedurch dem Therefianifchen Waifen- 
haufe, welchem bie für die Didpenfen im 3. und 4. Grade zu entrichtenden Taren 
zugewieſen waren, fein Schaden zukomme, fo foll ber biesfällige Tarentgang demfel- 
ben, inwieiveit er wicht durch die im 1. und 2. Grabe in boppeltem Betrage zu ent 
richtenden Diependtaren gedeckt ift, aus der Landeskaſſe in einem Durdfchnittd- Be- 
trage vergütet werben. — Mit dem crfleren Theile dieſer Verordnung flimmt der 
oben angeführte Landtagdartikel v. 3. 1791 überein. — Mit Bezug auf diefe gefeh- 
liche Beftimmung, und im Einklange mit den weiter unten angeführten Bifitetiond- 
artifeln, wurde von dem Superintendenten der A. 6. Verwandten unterg 14. Dezember 
1809 fämmtlihen Pfarrern ın Anſechung der Ehedispenſationsgeſuche Folgendes zur 
Kenntniß und Darnachachtung vorgefchrieben: „Wie in auf und abfleigender Linie der 
Berwandfchaft keine Dispenfation denkbar ift, fo findet felbe auch bei der Schwägerfhaft 
nicht flatt. Es kann daher Niemand feine Stiefmutter oder feine Stieftochter heirathen, und 
ebenfowenig die Schwiegermutter oder Schwiegertochter. Dagegen ift e8 Regel, daß zmet. 
unverheiratbete, nicht vermwittwete Perfonen nie in einer eigentlihen, die Che hin- 
bernden Schwägerfchaft ftehen fünnen (punct 4). In. der Seitenlinie im zweiten 
gleihen Grade ber Blutöfreundfhaft, und im erſten Grade der Shwägerfhaft kann 
bispenfirt werden. Gniferntere Grade bedürfen vermöge der Landesgejepe Feiner Diſpen⸗ 
fation. Bei vermiſchten Graden wird der entferntere gezählt. (puuct 2) Die Dispen« 
fation haben a. h. Seine ?. k. Majeftät fich vorbehalten (punct. 3). Arme, welche 
zugleih auch die Erlaſſung der Diöpenfationd-Tare anfuchen, müſſen Durch die löbl. 
Givilbehörde ihr Bermögen inventiren laffen, und das von derfelben ämtlich ausge 
ftellte Zeugniß über den Betrag ihres reinen Vermögens dem Diepenfationdgefuche 
beilegen. (punct. 6) etc. etc,“ 
Sachſenheim, Erläuterung. z 17 
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die oberſte politiſche Landesſtelle. Durch Den Landtagsartikel 59 v. J. 1794" 
find dieſe Glaubensgenoſſen von der Verpflichtung, für die nach ihren Grundfätzen 
in dem zweiten und dritten Grade zifläffigen Ehen eine Disyenfation anzufuchen: 
ein für allemal enthoben worden (Sacratissima Sua Majestas in Magno 'hoc 
Prineipatu Reformalae, Auguslanae, Unitariae Religioni addictos in Gradibus 
secundum Prineipia illorum permissis, ulpole in terlio et quario Gradu a.ne- 
cessilate impetrandorum Dispensationum semel pro semper eximM, Romapo- 
Calholieis ralione sui in praehabito usu permanentibas). 

Für zuläffig wird übrigens durch die kirchlichen Vorſchriſten dieſer ku 
bensgenoffen erklärt, fpeciell die Nachfiht von den Ehehinderniffen a) der Bluts⸗ 
freundſchaft und Schwägerſchaft des erſten und zweiten Grades; b) der Minder⸗ 
jährigkeit oder des nicht erlangten Normalalters; c) der unverhältnißmäßigen 
Altersverſchiedenheit; A) des Mangels der elterlichen Einwilligung und e) des 
dreimaligen Aufgebotes. In letzterer Beziehung Rebe unten Abſ. 8.*) 

3. Gehören die Brautlente verſchiedenen Religionsbekenntniſſen an, ſo hat 
jedes derſelben die Ehedispens von, und im Wege des eigenen Biſchofes oder. 
Superintendenten zu erwirten (Stat. almae dioec. Transsilv. Sect. V. de ma- 
trim. $$. 19 u. 20. Viſit. Art. der A. C. 2. I. art. 31. HI. art. 27. — Canon, 
Eecles. 65). 


4. Den Dispensgeſuchen auf namentlih ein pfarrämtliches Zeugniß dar- 
über, daß feine Furcht amd Zwang obmwalte, und die Einwilligung der Braut⸗ 
leute eine freie fei, beigejchloffen werden (Hofdeer. vom 7. April 1815. voſ 
843. Gub. 3. 3909; vergl. $. 55). 

5. Auch foll die Dispens nur in „dringenden, erheblichen Fällen“. 


— 





*) Der hieher gehörige Canon eccles. 79 Tautet: — „In tertio et quarto 
gradu conjugia $criptura non interdieit“. — Die bezüglichen Vifitationd- Artikel der 
A. C. Verwandten lauten: „Die Geſetze verbieten die Heirath in der Blutöfreund: 
ſchaft und Schwägerfhaft des erften und zweiten Graded. Nur mit landesfürft- 
liher Erlaubniß kann fie geftattet werden. (II. art. 24). Die Gefeke ver: 
bieten die Heirathen allzujunger Perfonen, und nur in Notbfällen ift es 
dem Ermeffen weltliher und geiftliheröbrigfeiten hbeimgeftellt, der- 
gleihen zu geflatten. (art. 25). Die Heirathen von Perfonen unverhältniß- 
mäßigen Alters, befonderd alter Weiber mit jungen Burfchen, deren Mütter fie 
fein könnten, find nicht zuzulaffen. Kür befondere Fälle, die eine Ausnahme 
au erheifhen fheinen, hat man die Erlaubniß bei den erſten enangelifchen 
Stuhls⸗ und Diftrietbeamten und dem Capitular-Dechanten anzufuchen. (I. art. 19, 
II. art. 26). Wie in erbeblihen Fällen die Einwilligung ber Eltern, 
zu erfegen ift, darüber hat man bei dem Pfarrer Belehrung nah der beflchenden 
h. Gubernialverordnung einzuholen. (II. art. 23). In dringenden Fällen ift 
die Nahfiht des dreimaligen Aufgebotes in Gemäßheit der beftehenden, Ver⸗ 
ordnung von der politifchen Behörde zu erwirken“. (t. art. 20). — 
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angefucht und eriheilt werben (vergl. Abf. 2 oben). Befonders bei ‚den Katho- 
liken „Toll weder von den Berkündigungen, nod von den Übrigen Ehehinderniffen 
jemals Dispens verlangt werden, wenn die Gründe, auf weldye das Geſuch ges 
ſtüßt wird, nicht anch nad fanonifhem Rechte annehmbar erfcheinen; Deswegen 
‚fo ein unter den Brantleuten fattgefundener Beifchlaf, welchem das Tridenti- 
niſche Goncil die Nachſicht ausdrüdlich verfagt, niemals als Grund angeführt 
werden; immer aber wird ein unbefleckter, mufterhafter Lebenswandel der Braut: 
lente ein wichtiges Motiv bilden“ - en almae dive&. Transsilv. Sect. V. de 
matrim. $. 13). 

6. Die dem Militär — Perſonen haben die Ehediepenſen 6 bei 
den betreffenden Generalcommanden (Hfkrgsr. Reſer. vom 17. März 1819 N. 
720 und vom 17. Auguſt 1832 0. 2745), deren Wirkungskreis nunmehr an 
die Armeecommanden Übergegangen ift (U. 5. Entſchl. vom 10. Februar und 
12. Mai 1853), anzufnchen.*) Bei wem fie übrigens die Dispens vom Aufge⸗ 
bote anzufirhen haben, ift in der bei $. 54 angeführten Hffrgär. B. vom 5. Dce 
tober 1808 W. 164 gefagt worden. Im Notbfalle find fämmtliche Armeecom- 
manden befugt, auch folchen Individuen die Dispens zu ertheilen,, welche zu 
Truppenkoͤrpern anderer Laͤnderbezirke gehören (Circul. des apoftol. Feldvicare 
vom 21. April 1832 3. 848). 

7. Die Anordnung des 8. 84, wonach die Nachſicht eines auflöglichen 
Hinderniffes, welches exit nach gefähloffener Che fi äußert, von den Parteien 
durch ihre Seelforger mit Verſchweigung ihres Namens angefucht werden Tann, 
fimmt mit den kirchlichen Borfihriften der Katholiken inſoweit überein, als die 
im Abf. I. He. ſ— i angeführten Hinderniffe, felbft nach ertheilter Dispens, ge: 
heim gehalten werden follen. Bei den übrigen Glaubensgenoſſen wird es den 
Barteien gleichfalls freifteben, in zinem ſolchen Falle mit Verſchweigung ihres 
Ramens die Ehedispeus anzufuchen, als dadurch die Frage der ——— 
lung ſelbſt, gar nicht beruͤhrt wird. 

8. Die kirchlichen Vorſchriften machen in Rückficht der Dispensertheilung 
von dem Aufgebote, keinen Unterſchied zwiſchen der erſten, zweiten oder dritten 
Verkündigung, ſondern erklären nır im Allgemeinen, daß in dringenden, erheb⸗ 
lichen Fällen die Nachſicht des „dreimaligen Aufgebotes“ ertheilt werden koönne. 
Es wird alſo auch in Siebenbürgen die Nachſicht des zweiten und dritten, ebenſo 
wie des ganzen. Aufgebotes nach den in den Abſätzen 1 — 3 entwidelten Grund» 
fügen ftets bei und im Wege der zuftändigen geifttihen Behörde anzuſuchen fein. 
Da aber die kirchlichen Vorfchriften die Bälle, welche als dringend und erheblich an⸗ 
zufehen find, nicht näher bezeichnen, fo därfte allerdings der in 8. 86 angeführte 


*) Dr. Morip Stubenraud, dad a. b. G. B. 3. Lieſ. ©. 276, 254 u. 280. 
17° 
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Ball der nahen Zodesgefahr, fowie der in $. 87 berührte Fall, wenn zwei Per« 
fonen getraut werden wollen, welche allgemein als mit einander verehelicht ange« 
fehen werden , zu jenen erheblichen Umftänden gehören, unter welchen von den 
geiftlihen Behörden die Nachficht des ganzen Aufgebotes entweder nad dem 
ihnen zuftehenden Wirkungsfreife felbft ertheilt, oder auf ihre Bewilligung einge: 
tathen werden kann; nur werden dabei die zur Dispensertheilung berufenen Be- 
börden die in der N. Tr, Berordnung Nr. 19 zu 8$. 86 und 87 enthaltene Dor- 
fhrift, wonach den Parteien vor der Dispengertheilung ein Eid darüber, daß 
ihnen kein der Ehe entgegenftehendes Hindernig bekannt fei, abzunehmen, nnd - 
von dieſer Eidesabnahme in der Dispens Erwähnung zu machen iſt, zu beob- 
achten haben. 

9. Die im $. 88 enthaltene Anordnung, daß var erlangter Nachſicht von 
einem bei Schließung der Ehe beflandenen Hinderniffe die Einwilligung vor dem 
Seelforger und zwei vertrauten Zeugen erneuert werden foll, findet bei den Ka⸗ 
tholiken in den im Abſ. J. lit. & —i angeführten Fällen gleichfalls Anwendung; 
den kirchlichen Vorfchriften der übrigen chriftlichen Glaubensgenoffen ift dieſe Ans 
ordnung fremd. 

10. Ueber die Nachfiht des Hinderniffes des nicht erreichten Normalalters 
ift bei $. 21 Abſ. VII (vergl. 88. 49 — 52) das Nähere gefugt worden. Dafür 
ift feine Tare zu entrichten (Hofdecr. v. 3. 1825. Hofz. 2707. Gub. 3: 9058): 

11. Die in den Abfügen 1 und 2 angeführten Ehehinderniffe, von wel⸗ 
hen die Nachficht erteilt werden kann, find nicht erfhöpfend. Es muß daher die 
Frage, welhe Ehehinderniffe überhaupt ale auflösbar oder unauflösbar 
anzufehen feien? aus der Natur und dem Zwede der Ehe; und dann, in wie 
weit in Siebenbürgen die Ehe einen Gegenftand der kirchlichen Gefebgebung 
bildet, aus den allgemeinen kirchlichen Srundfäßen der verſchiedenen Glaubens: 
genoffen entfchieden werden. 

In erflerer Beziehung erfheinen als unauflösbar die Ehehindernifle, welde 
entweder die wahre und freie Einwilligung zur Eingehung der Ehe ausſchließen, 
oder fonft die Erfüllung des Zweckes der Ehe unmöglich machen. Zu diefen ge- 
hören: a) die Raferei, der Wahn- und Blödfinn; b) die Unmündigkeit, infoweit 
dem Unmündigen der freie Dernunftgebrauch mangelt; c) der Irrtum; d) die 
Furcht und der Zwang; e) die Entführung, fo lange die entführte Perfon fi in 
der Gewalt des Entführers befindet oder nicht freiwillig ihre Einwilligung gibt; 
f) der Mangel der gehörigen Vollmacht, wenn diefe vor Abfchließung der Ehe 
widerrufen wurde ($. 76); 8) die Schwangerfchaft der Frau von einem Dritten 
“ (8. 58); h) das Unvermögen (Impotenz),”) vergl. 8. 47 Abf. 2 und 3. 


) 3. 5. Nippel, Erläuterung des a. b. ©. 2.1. Bd. ©. 368, 
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In zweiter Beziehung ſtellen ſich als unanfloͤglich dar, das Ehehinderniß: 
a) der Blutsverwandtſchaft und Schwägerſchaft in anf- und abſteigender Linie; 
leßteres aber bei den Katboliten nur infoweit fih die Schwägerfchaft auf eine 
wirkliche eheliche Verbindung, umd nicht blos auf einen außerehelichen Veiſchlaf 
gründet (vergl. Abf. 1 und 2 oben); b) des bereits beftehenden Ehebandes, weil 
für die Chriften die Monogamie ale göttlihes Geſetz gilt; ) c) des Mangels 
der priefterlichen Einfegnung (88. 75—77); d) der zweiten. Ehe bei den grie- 
chiſch unirten umd nicht unirten Geiftliden ($. 63). 

Als auflösbar erfcheinen hingegen die Ehehinderniffe: a) der heiligen Zei- 
ten; b) des Eheverlöbnifjes; c) der Unmündigkeit, wenn der Unmündige bereits 
zum vollen Gebrauche der Bernunft gelangt ift, und des Mangels des normal, 
mäßigen Alters; d) des Mangels der elterlihen Einwilligung ($$. 49 — 52); 
e) der Religionsverſchiedenheit; f) der Verwandtſchaft und Schwägerſchaft in 
den Seitenlinien (fiehe Abf. 1 und 2 oben); g) des Ehebruches; h) der unver 
haltnigmäßigen Alteröverfchiedenheit; i) des Aufgebotes. — Außerdem die befon- 
deren Ehehinderniffe der Katholifen, nämlich a) des geiftfichen Verbotes; b) der 
höheren Weihen und des Gelübdes der Keufchheit; c) der Unwiffenheit in den 
Grumdfägen der Religion; d) des Gattenmordes; e) der öffentlichen Ehrbarkeit 
und F) der geiftliden Derwandtfchaft (wergl. oben Abf. 1 und 8. 47 Abſ. 2). 

Das Hinderniß des Militärftandes , obſchon es weder in der Natur des 
ehelichen Berhältniffes, noch in den kirchlichen Grundfäben begründet ift, ſtellt 
fich nach den befonderen Geſetzen, wonad die Eingehung von Militärperfonen zu 
beurtheilen ift, als unauflösbar dar ($. 54). 


— — — —— — 


Zu ben 88. 8388 fümmt zu bemerfen: 

1. Zufolge ber Gouv. DB. v. 20. Auguft 1850 Hat, um rüdfichtlich der Ehedis⸗ 
pensgeſuche für Brautleute evangeliſcher Religion, augsburgiſcher und hefvetifcher 
Sonfeffion, dann der Unitarier, den Inſtanzenzug auf eine dem gegenwärtigen Ber- 
waltungsorganigmud ded Landes entiprechende Weile zu regeln, dad Minifterium 
des Innern mit Grlaß vom 5. Auguft I. 3. 3. 4239 nachfolgende Beftimmungen zu 
treffen befunden. 1. Die einfchreitenden Parteien haben ihre Ehediöpendgefuche, fo- 
wie biöher bei ihrem betreffenden Seelforger unter Beibringung der nachfolgenden 
Belege einzureichen, nämlih: a) Der Tauficheine der Brautleufe mit der Andeutung 
bes Berwandtfchufte- oder Schwägerfchaftd- Grades. b) Im Falle der Wiederverehe- 
lihung eines Witwers oder einer Witwe des Todtenſcheines des verftorbenen Ehegat- 
ten. e) Der Beftätigung der betreffenden Localbehörde, daß außer dem angebeuteten 
Derwandtfchafte- oder Schwägerfchaftdgrade zwifchen den Brautleuten fein anderes 
gefepliches Hinderniß befteht. 2. Der Seelſorger hat die Geſuche an den betreffenden 
Superintendenten oder beffen Stellvertreter zu dem Ende zu überfenden, damit biefer 


*) Geuesis I, cap. 2, V, 24. — Evang. Math, cap. 19. V. 3-9, 
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die Ungabe hinfichtlih bed Verwandtſchafts⸗ oder Schwägerſchafts⸗Grades beftätige 
und ſich mit Rüdficht auf die Grundſätze des Glaubend über die Zuläffigfeit des Geſuches 
äußere. Der Superintendent oder dejfen Stellvertreter bat fodann das mit dem Gute 
achten verfehene Geſuch unmittelbar an den Civil- und Militair- Gouverneur behufs 
beffen Einbegleitung an das h. Minifterium des Inneren einzufenden. (2. ©. BI. v. 
J. 1850, Nr. 71). 


2. Nach Inhalt der Verordnung der. Miniſter des — der — und der 
Finanzen vom 19. Jänner 1853 gehört zum Wirkungskreiſe a) der Statthalterei: bie 
Dispenfation von Ehehinderniffen, nah Maßgabe der zur Zeit der Ent— 
Iheibung beftehenden Geſetze und Vorſchriften, und foweit biefelbe 
zum politifhen Wirkungsfreife gehört. ($. 36. lit. f. Beil. C. zu Nr. 10. 
des R. G. Bl); b) der Kreisbehörbe, die Ertheilung von Aufgebots⸗Dispenſen in 
jenen Kronländern und in jenen Fällen, in welchen die Kreisbehörde nad 
den 88. 85 und 86 ded a b. G. 2. dazu berufen iſt. (8. 32. lit. £. Beil. B); c) des 
Bezirksamtes: die Ertheilung von Aufgebot3-Diepenfen in den Fällen naher Todes⸗ 
gefahr (a. b. G. B. 8.86), wo ſolche geſeblich den — zuge» 
wiefen ift. ($. 50. Beil. A). 

- 3. Nach $. 507 des St. G. B. macht fi, wer mit Verſchweigung eined ihm 
befannten geſetzlichen Ehehinderniſſes fi trauen läßt, ohne vorher die ordentliche. 
Dispenfation erhalten zu haben, einer Webertretung fhuldig, und if mit firengem 
Arrefte von 3 bis zu 6 Monaten, der Berführende aber ſtets firenger zu beſtrafen. — 


§. 89. 


Die Rechte und Verbindlichfeiten der Ehegatten eniftchen aus den Bwede ihrer Vereinigung, aus 
dem Geſetze und den gefchluffenen Bernbredimgen. Hier werden nur die Perſonen⸗-Rechte der Chegatten; 
hingegen Die ans den Ehe-Bacten entfpringenden Sachenrechte in dem zweiten Tbetle beftimmt. 


$. 90. 


Bor Allem haben beide Theife eine gleiche Berbindfichkeit zur ehelichen Pflicht, Treue und an» 
Rindigen Begegnung. 
8. 91. 


Ter Mann iſt das Haupt der Familie. In dieſer Eigeujchaft Bebt ihm vorzüglich Das Mechi zu, 
das Hausweſen zu leiten; es Tiegt ibm aber au die Berbindlicfeit ob, der Ehegattin nad feinem Bere 
mögen den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, und fie in allen Vorfällen zu vertreten. 


$. 92. 


Die Gattin erbäft den Namen des Mannes und genießt Die Rechte feines Standes. Sie If ver 
bunden, Dem Manne in ſeinen Wohuſitz zu folgen, in der Haushaltung und Erwerbintg nach Kräften bei- 
äufteben, und joweit es Die häusliche Ordnung erfordert, die von ihm getroffenen Mapregein fowohl ſelbſt 
zu befolgen, als befolgen au machen. 


Die Beftimmungen des ſiebenbürgiſchen Rechtes über die Wirkung einer 
giltigen Ehe ftehen im Wefentlihen mit den Grundfäßen Des b. Geſetzbuches im 
Einklange. 

1. Nach ungariſchem Rechte ſind: 

a) Beide Ehegatten, nah dem Grundſatze „non sunt duo sed una caro“ 
(Tr. 1.48 8. 1), zur ungertrennlichen Lebensgemeinſchaft mit einander verbun⸗ 


18. ©. 2. 98.. 89-02} 2315 MRechte u. Pflichten d. Chegatten.] 


dan, gegenſeitig zur Leiſtung der ehelichen Pflicht (debitum conjugale)*) und 


Wahrung der. ehelichen Treue verpfichtet,, umd follen demgemäß einander mit 


Liebe und Achtung begegnen. Kein Ehetheil darf den anderen ohne gegründete 


Urfache verlaffen, wozu fie fogar zwangsmeife verhalten werden können, indem 
das Gefeß verfügt: „daß eine Perſon, fei dies ein Mann oder Weib, welche ihren 


‚Ehegenofien verläßt, wenn fie vom geiftlihen Gerichte zur Rückkehr verurtheilt 


wird, zum Ehegenoffen ſich zurückbegeben, und gottgefällig Ieben foll (akär ferfjfi 
akär aszsszonyi ällat lEgyen az, de vissza ilelnek ä Predikatorok, kötelesck 
legyenek hitek mellé redeälni, és istenesen elni); hat fie außer den im der 
heiligen Schrift erlaubten Fällen (valakik à Szent-lrasban specificall casu- 
sokon kivül häzastärsok mellöl elällanak) den Ehegenoſſen verlafien, fo foll fie 
auf des Lebteren Berlangen von der Givilbehörde ihres Aufenthaltäortes, zur 
Rückkehr ermahnt, und wenn fie diefer Aufforderung nicht Folge leiftet, bei jedes- 
maliger Weigerung mit der Articularftrafe von 200 ungarifhen Gulden belegt, 
und im Kalle fie zur Entrichtung diefer Geldftrafe nicht genügendes Bermögen 
befißt, am Halfe gebunden, und fo den Handen des Ehegatten übergeben werden“ 


‘(hogyha pedig annyi java nem idszen, hogy az arlieularis poena exequal- 


tassek rajta, kössek nyakon 's adjak hülös lärsa kezebe. C. C.I. a 8)**) 

b)- Der Maun hat, ald Haupt der Familie, das Recht, von feiner Gattin 
jenen Gehorſam zu fordern, ) welcher im Zwede der Ehe liegt, und welden 
diefe ohne Verketzung ihrer Perſoönlichkeitsrechte Teiften Tann. Dagegen iſt er auch 
zu ihrem Unterhalte ($$. 672 und 673) fo zwar verpflichtet, Daß fogar nad ſei⸗ 
nem Tode aus feinen Gütern der Gattin der Wittwenunterhalt (intertentio vi- 
dualis) gebührt ($. 1243). Auch verleiht die Ehe dem Manne, außer der ihm 
zufiehenden Berwaltung und Obforge , keine Eigenthumsrechte, weder auf das 
bewegliche ned) unbewegliche Vermögen der Gattin, welche darüber felbftftändig 
verfügen kann (Tr. 1. 54. 8.151. 113. 8. 4). | 

e) Die Gattin erhält den Namen des Mannes und genießt die Rechte fei- 
ned Standes, und zwar fo lange, bis fie nicht zu einer zweiten Ehe fihreitet (Tr. 
1. 98. $. 1 und I. 102. $. 1). Iſt fie adelig, der Dann Dagegen umabdelig, fo 
verliert fie durch die Ehe den Adel nicht, fondern behält denfelden auch nach dem 
Tode des Mannes. Sie ift verbunden, dem Manne in feinen Wohnſitz zu folgen, 
und ihm in der Haushaltung und Erwerbung nach Kräften beizuftehen. +) 


) Nach caneniſchem Rechte ebenſo: can. 6, 7. Caus. 32, qu. 2. 
) Eine Anordnung, welche in ihrer Strenge in der Praris längft nit mehr 


befolgt worden ift. vergl. $. 67. 


) Schon das göttliche Gefeh verpflichtet die Frau zum Gehorfame gegen ben 
Mann. Genes. I. cap. 3. v. 16, 


f) P. Bod, Synopsis jur. connub. $. 103. 
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2. Rah ſächſiſchem Rechte find die privatrechtlichen Folgen der Ehe 
in Rückſicht der beiden Ehegatten die nämlichen, wie nach dem’ b. Geſetzbuche, mit 
dem Unterfchiede jedoch, daB nach dem erfteren durch die Ehe, außer der Bereini- 
gung der Ehegatten zur unzertrennlichen Xebensgemeinfchaft, oder zu einer bür⸗ 
gerliden Perſon, auch die vollkommene Verſchmelzung ihres in die Ehe gebrach⸗ 
ten, und während derfelben erworbenen Vermögens zu einem gemeinſchaftlichen 
Ganzen (Gütergemeinfhaft) bewirft wird (St. II. I. $. 1 „matrimonium est 
viri et mulieris conjunctio individuam vitae consuetudinem continens“, in 
Verbindung mit II. 4. $. 1 „quandoquidem maritus et uxor malrimonio in 
communionem ut corporum, ita omium rerum conveniant‘). 

3. Ueber die aus der Ehe entfpringenden Sachenrechte fiehe Tas Haupt⸗ 
fü von den Ehepacten I. Th. 28. und andere hierauf Bezugnehmende Para⸗ 
graphen; über die Erbrechte 88. 757759, 796. 


1. Zufolge ded Art. III und IV ded 8. Einf. Pat. -treten die Beſtimmungen 
der 88. 89— 92, wodurd bie fragen der Giltigfeit oder Ungiltigkeit des Ghebandes, 
der Schliefung und Zrennung der Che, oder der Scheidung von Tifh und Bett nicht 
berührt werden, für alle Glaubensgenoffen Sichenbürgend in volle Anwendung. 

Außerdem kommt noch zu diefen Paragrapben aud anderen, aud für Gieben- 
bürgen verbindlichen Gefegen zu bemerfen: | 

2. Nach 8. 495 des Str. ©. DB. ſteht den Ehegatten das Recht zu, die fitaf- 
gerichtliche Verfolgung der gegen den Ruf eines PVerftorbenen gerichtet gewefenen 
CEhrenbeleidigungen zum Schupe des Andenkens des Berftorbenen zu begehren. Auch 
können die Ehegatten des Befchuldigten nach ben $$. 113, 133, 183 und 239 der 
a. Str. P. D. v. 29. Juli 1853 die Zeugenaudfage, die Beſchwörung derfelben und 
bie Gegenftellung ablehnen; ferner nach 88. 300 und 301 gegen jebed von dem Ge⸗ 
richtshofe erſter Iuſtanz über die Schlußverhandlung gefchöpfte Erkenntniß mit auf 
fchiebender Wirkung an das Oberlandesgericht, und wenn von dem LRepteren das erſt⸗ 
tichterlihe Erkenntniß zu Ungunften ded Angeklagten abgeändert worden ift, an den 
oberften Gerichtshof bie Berufung einlegen;”) endlich nach 8.372 die Wiederaufnahme 
zu Gunften des Angeflagten, fowohl während des Vollzuges ale nah Vollſtreckung 
der Strafe, und zum Bebufe feiner gänzlichen Schuldloserklärung au noch nadı 
feinem Tode anfuhen. Dagegen zieht 

3. die Berurtheilung des einen Ehegatten zu einer Sreiheitäftafe für die Dauer 
derfelben, don felbft die Aufhebung ber unzertrennlichen Lebendgemeinfhaft nach ſich 
(55. 15 u. 16 in Berbindung mit 88. 245 u. 246 ded St. G. B.); auch kann die Gattin 
richt verhalten werden, dem Manne in feinen Wohnfig zu folgen, wenn berfelbe un» 
befugt auswandert; wenn er des Landes verwieſen, oder aus ſaͤmmtlichen Kronländern 
abgefchafft wird"*) (88. 25 und 249 des Str. ©. B.), weil „bie Strafwürbigfeit fo 


*) Berg. die 88. 463 des St. ©. B. v. J. 1803, I. Theil, 415 u. 428 ebeit- 
daſelbſt II. Theil, welche vorläufig no in Siebenbürgen In Wirkfamteit ftchen. 
») Nippel, Erläuterung ded a. 6. G. B. 1. Br. E. 417. 
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auch die wirkliche Strafe Niemand als den Verbrecher treffen kann“ (Str. G. B. 8. 31). 
Aus demſelben Grunde wird zwar die Gattin, wenn ihr Mann wegen eines Berbreihend 
verurtheilt wird, des Adels wicht auch verluftig; — wohl aber wird fie, im alle fie 
ſelbſt der Strafe eines Verbrechens anheimfält, dadurch auch von bem Genuffe ber 
Standesrechte des Mannes ausgeſchloſſen (St. &. B. $. 27). 

4. Eine Ausnahme, ſowohl in Beziehung auf die Theilnahme an den Standes⸗ 
vehten des Mannes, als auf die Verpflichtung, dem Lebteren in feinen Wohnſitz zu 
folgen, wirb durch das Mil. Heirathd-Rormale vom 10. Juni 1812 bei den Then 
von Militairperfonen nah der zweiten Glaffe aufgeftellt, indem das Weib 
bei Schließung einer ſolchen Ehe -die Verpflichtung eingeht, ihren Unterhalt aus 
Gigenem zu beftreiten, diefelbe der Givilobrigkeit unterfteht, auf feine umentgeltliche 
Militair» Verpflegung oder Verforgung Anfprud hat, fi beim Negimente nit auf 
halten, und diefem in der Regel weder beim Wechfel der Standquartiere, noch in das 
Feld folgen darf-(8. 35); welche Beſtimmungen auch auf die Weiber der Invaliden 
Anwendung finden (88. 37 u. 38 ebd.).“) 


$. 93. 


Den Ehegatten iſt feineswegs geftaitet, die ebeliche Berbindung, ob fie gleich unter ſich Darüber 
einig wären, eigenmädtig aufzuheben, fie mögen nun die Ungiltigkeit der Ehe behanpten, oder die Tren- 
nung der Ehe, oder auch nur eine Scheidung von Tiſch und Bett vornehmen wollen. 


1. In dem vorftehenden Paragraphen werden übereinftimmend mit den 
kirchlichen Satzungen drei Arten der Aufhebung der ehelichen Gemeinfhaft auf- 
geftellt, nämlich: a) die Ungiltigerflärung der Ehe (Scheinche, 88. 94—102); 
b) die Scheidung von Tifh und Bett (88. 103 — 109 und 132); und c) die 
Trennung (Löfımg des Ehebandes, 88. 111—117 und 133—136). 

2. Die kirhlihen Satzungen machen e8 den Ehegatten zur Pflicht, „die 
Che Heilig zu halten“, und verbieten denfelden, ihre Verbindung felbftftändig, 
ohne vorhergegangenen Ausſptuch der berufenen geiftlichen Behörde aufzuheben. 
In diefer Beziehung kömmt der Ausfprud der heiligen Schrift: „Was Gott 
zufammengefügt bat, foll der Menſch nicht trennen“, zur Anwen⸗ 
dung. ”*). In gleicher Weife wird durch die Qandeagefehe die Aufhebung der ehe⸗ 





) Nippel, Erläuterung des a. b. &. B. J. Bd. S. 417. Ellinger, öfter. a. 
Civilrecht. 4. Aufl. ©. 76. Dr. Morik Stubenrauch, bad a. b. G. B. 4. Lief. S. 300 
und 305. 

») Die bezüglihen firchlihen Sapungen lauten: „Causae fori spiritualis 
.hodie in Transstivanin sunt: Maitrimoniales seu agatur de vinculo solvendo, 
seu ad separationem a Thoro et mensa ete. (Stat. almae dioeces. Transsilv. 
P. IH. Sect. I. $. 3); „Divortium Inter conjuges nobis edicto illo Christi: Quos 
Deus conjunxit, homo ne separet, — facere cautum est (Canon. eccles. 
19. „Die Ehe ſoll heilig gehalten werden. — Eheleute follen ſich friedlich mit ein⸗ 
ander vertragen. Bel ausbrechenden Srrungen follen fie foglei, anftait in Zänfer 
reien ſich einzulaffen, ihren Stteit vor den Pfarrer bringen und feine Belehrung 
fugen. — Bei ausbrechendem Ehezwiſte fol der Pfarrer für die Aufrechterhaltung 
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lichen Gemeinſchaft von dem Einfehreiten der geiftlichen Gerichtäharkeit abhängig 
gemacht („ha a Papok-szekin visszaileltetnek is“ C. C. I, 1. art. 3;- vergl. 
8. 92 — Abſ. 1; ebenfo nah St. II. 2. $. 9. nes censura eccle- 
siasſica). 


8. 94. 


Die — einer Ehe, welcher eines der in den F5. 66,62, 63, 64, 66, 66, 67, 68, T5 und 
119 angeführten Hinderniffe im Wege fieht, ift von Umtömwegen zu unterſuchen. In aflen übrigen Fällen 
mnE das Anſuchen derjenigen, welche durch die mit einem Hindernifie geichloffene Ehe in iyrem Rechten 
gekraͤnkt worden find, abgewartet werden. 


$. 95. 


Der Ghegatte, welcher den unterlaufenen Irrthum in der Perfon, oder die Furcht, in welde ber 
andere Tbeil geiegt worden ift, gewußt; ferner, der Gatte, weicher den Umftand, daS er nad den $$. 49, 
50, 51, 52 und 54 für fich allein feine gilfige Ehe ſchließen kann, verfchroiegen, oder die von ihm erforder- 
liche Ginwilligung fälfchlich vorgewendet bat, kaun ans feiner eigenen widerrechtlichen — die Giltig⸗ 
keit der She nicht beſtreiten. 


5. 96, 


Ueberhaupt bat nur der ſchuldloſe Theil das Recht, zu verlangen, daß der Ehevertrag ungiltig⸗ 
erfläret werde; er verfiert aber dieſes Recht, wenn er nad) erlangter Kenntniß des Sinderniſſes, die Che 
fortgeießt hat. Eine von einem Minderjährigen oder Pflegebefohlenen eigenmäcdtig geichloffene Ehe kann 
von dem Vater oder der Bormundfhaft nur in fo lange, als die väterlihe Gewalt oder Vormundſchaft 
dauert, beftritten werden. 


- N. Tr. B. Nr. 20. 

Det in dem $. 96 des allgemeinen bürgerlichen Gefepbuches enfhaltene Ausdruck: „Bormundfcaft” 
iR auf die Bormundfhafts-Behörde nicht auszudehnen (Hofdecret von 17. Juni 1825, Ar. 2112, I. ©. ©). 

1. Die vorftehenden Baragraphen haben zum Gegenitande die Erklärung 
der urfprünglicgen Ungiltigfeit der Ehe und die Art der Einleitung diefer Erklä⸗ 
rung. Da in diefer Beziehung in Siebenbürgen nad Art. III des K. Einf. Pa- 
tentes für die dem Givilftande angehörigen Unterthanen der chriſt lichen Reli« 
gion die kirchlichen Vorſchriften, welchen diefelben je nach Verſchiedenheit des 
Religionsbefenntniffes unterftehen, maßgebend erfcheinen, fo folgt daraus, daß 
bei diefen Glaubensgenoffen die Ungiltigkeit der Ehe nur aus den in ihnen kirch⸗ 
lihen Satzungen begründeten Ehehinderniffen erklärt werben könne, wonach hier 
der im $. 94 aufgeftellte Unterfchied zwifchen Hinderniffen des öffentlichen umd 


— — 


der Ehe und die Wiederherſtellung des Friedens alles anwenden und nicht zugeben, 
daß durch ſchädlichen Auffhub Groll und Erbitterung ſich feflfege. — Unver⸗ 
ſöhnliche Eheleute ſoll der Pfarrer mit ſeinem Berichte und Gutachten an den 
Dechanten weiſen und zur Beendigung ihres Zwiſtes anhalten”. (Viſit. Artikel der 
a. 8. 2. III. arl. 22 und 29, I. art. 22 und 23). Deßwegen „darf Niemand ohne 
Erlaubniß des Pfarrers, felbft die Eltern nicht, einen fih abfondernden Ehe— 
gatten in dad Haus aufnehmen. Nur im äußerſten Nothfalle if es erlaubt, 
einem in Streit geratbenen Ehegatten eine Nachtherberge bis zu 
ber ben nächſten Morgen angubringenden Meldung zu geben.“ (ebd. Il, 
art. 30). 
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Brivatrechtes von ſelbſt entfällt.) (EI wird in diefen kirchlichen Satzungen den 


geiſtlichen Behörden nirgends zur Pflicht gemacht, die Ungiktigkeit einer Ehe 
wegen eines dabei obwaltenden Hinderniffes von Amtsmwegen zu unterfuden; 


diefe follen blos durch Ermahnungen und nöthigenfalls auch durch Einleitung 


bürgerlicher Gorzectionen auf die Befferung von Berfonen, die emen unfitlichen, 
der Ausfchweifung und Wolluſt ergebenen Lebenswandel führen, wodurch häufig 
auch die Schließung gefekmäßiger Ehen gehindert und das häusliche Glück ge 
ftört wird, einwirken; und im Kalle in einem Eheproceſſe wegen Ehebmchs auf 
die flrafgerichtliche Verfolgung ausdrüdlih erfannt wird, davon zur Vollzug: 
nahme des Urtheils die Anzeige an die betreffende Behörde machen (vergl. 8. 67). 

2. Da ferner ſowohl die kirchlichen Sapungen, als die Randesgefege. in 
Eheftreitigleiten dem ſchuldloſen Theile allein ein Klagerecht zugeftehen, **) fo 
folgt daraus weiters, daß bei den hriftlichen Glanbensgenoſſen des Civilftandes 
die Unterfuhung über die Siltigfeit der Ehe von der geiftlichen Behörde auch 
nur über Anfuchen des fhuldlofen, duch die mit. einem Hindemifie gefchlofiene 
&he in feinen Rechten gekränkten Iheiles, — oder infofern dad Hinderniß zu. 
gleich ſich als eine ftrafbare Handlung darftellt, auf die Anzeige der competenten 
Strafbehörde (mie dies gleich unten erörtert wird), vorgenommen werden könne. 
Es werden alfo bei dem Vorhandenfein diefes allgemeinen Grundſatzes in den 
kirchlichen Sabungen allerdings auch 

3. die Ehegatten, welchen ein Berfhulden in den in ß. 95 angeführten 
Fällen zur Laft fallt, vom Beftreitungsrechte der Giltigteit der Ehe ausgefchlof- 
fen fein. 

4. Auch ffimmt die Anordnung des 8.96, wonad eine von einem Minder- 
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Die Anordnung des kanoniſchen Rechtes, wonach öffentlicher Hinderniſſe 
wegen Jedermann, Privathinderniſſen wegen aber nur den Eheleuten ſelbſt, das Recht 


zur Klage zuſteht (cap. 4, qui matr. accus.), dürfte ſelbſt bei den Katholiken nicht 


zur Anwendung kommen, weil bie Diöceſan⸗Satzungen in dem Nbfchnitte von den 
Chehinderniffen TStatuta almae dioec. Transsilv. Sect. V. de matrim.) darüber nihte 
enthalten. 


) Nah Analogie ded Canon eccles. TI. „conjugium quidem omne juxta 
sertenliam Christi adulterium dissolvit, adeo ut pars innocens adulterae 
cohabitare invita non teneatur“, und 74: „licet nemo ad alicui nubendum invitus 
sil cogendus, nisi tamen justam ac suflicientem repudiati hujus, vel 
illius, eui jam arrham futuri conjugit dedit, causam assignare poterit etc,“ 
ebenfo nach Analogie der Landesgeſetze: C. C. I. 1. art. 8 die Worte: „ad instan- 
tiam laesae partis“ vgl. $. 92 lit. a. — Stat. II. 1. $. 9: „si marilus uxori ab 
initio. matrimonii usque ad duos continuos annos computando coire minime 
propter. natuıralem imbecillilalem valeat, potest meer sine ee trientis amit- 
tendi repudium mittere.“ — 
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jährigen oder Pflegebefohlenen eigenmächtig gefchloffene Ehe von dem Vater oder 
der Vormundſchaft nur im fo lange, als die väterliche Gewalt oder Bormundfchaft 
dauert, beſtritten werden kann, mit den kirchlichen Sakungen überein, da nad 
dem bei den Katholiken in Anwendung flehenden canonifchen Rechte fogar die 
von einem Unmündigen geſchloſſene Ehe, wenn fie durch den Beifchlaf vollzogen 
wurde, für giltig anerlannt werden muß,”) und der Mangel der aus ungenügen- 
den Gründen verweigerten elterlihen Einwilligung durch die Civilbehoͤrde er- 
gänzt werden kann (vergl. $$. 48—53). Ebenfo fteht die R. Tr. B. Nr. 20, 
wornach der Ausdruck, Vormundſchaft“ nicht auch auf die Vormundſchaftsbehoͤrde 
auszubehnen ift, mit dem ſiebenb. Civilrechte, nach welchem die Zuftimmung der 
Bormundihaftsbehörde nur zu befondern, die Bermögendverwaltung des Mün- 
dels betreffenden Handlungen des Bormundes erfordert wird, im Einklange (fiehe 
I. Thl. 4. Hauptſt.). 


Zu den 88. 94-96 koͤmmt zu bemerken: 

1. Bon den im 8. 94 angeführten Ehehinderniffen des öffentlichen Rechtes 
erklärt dad St. ©. B.: „die Entführung (88. 96—97); — die zweifache Che 
(88. 206—208); — die Blutfhande ($. 131); — den Gattenmord (8. 137) für Ber- 
brechen, die Unzucht zwiſchen voll- und halbbürtigen Gefchwiftern, mit den Chege- 
noffen der Eltern, der Kinder oder Gefchwifter (8. 501) und den Ehebruch, wenn er 
mit dem Gewerbe der Unzucht verbunden ift ($. 510), für Webertretungen, gegen 
welche bie ftrafgerihtlihe Verfolgung von Amtswegen ſtattzufinden hat. 
($. 2 der St. P. O. v. 29. Zuli 1853. R. ©. BY. Nr. 151). Auch macht fi nad 
8. 507 des St. ©. DB. derjenige, der ſich mit Verſchweigunz eines ihm befannten 
gefeklichen Ehehinderniffed trauen läßt, ohne vorher die ordentliche Dispenfation erhal- 
ten zu haben, oder wer fi in ein fremdes Land begibt, um bafelbit eine Ehe zu 
fließen, bie nad den Landesgeſetzen nicht ftattfinden konnte, einer Webertretung 
ſchuldig; in welchen Fällen gleichfalls die ftrafgerichtliche Verfolgung von Amtswegen 
einzutreten bat. (St. P. DO. ebd.) Ä 

Mit Bezug hierauf verfügt der $. 4 der St. P. D. Folgendes: „Hängt ber 
Ibatbeftand einer ftrafbaren Handlung von der Frage über die Giltigfeit einer Che 
ab, worüber bereit vor, oder im Laufe des Strafverfahrend bei dem zujtändigen 
Civil⸗- oder geiftlihen Gerichte eine Verhandlung anhängig wurde; fo ift der Ausgang 
derfelben abzuwarten, und nöthigen Falles im geeigneten Wege auf Beichleunigung 
zu dringen. Wenn jedoch das Chehinderniß bloß vor dem Strafrichter rege gemacht 
wird, und die Unrichtigkeit der Thatumftände, auf welche ſich das angegebene Chehin> 
derniß gründen fol, erfannt wird, oder die Unftatthaftigleit der Einmwendung des 
vorgeſchützten Ehehinderniſſes keinem Zweifel unterliegt, fo ift dad Strafverfahren 
fortzufeßen; im entgegengefepten Falle aber von dem Strafrichter die 
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) C. 3, 9, 10. X. de despons. impub. Nach Trid. Conc. Sess, 24. cap. 1. 
de reform. matrim. werden Diejenigen, welche eine ohne Ginwilligung ber Eltern 
gefhloffene Ehe für ungültig erflären, fogar mit dem Banne belegt. 
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vorläufige Unterfuhung und Eniſcheidung dem u berufenen Ci⸗ 
vil> oder geifilichen Gerichte zu überlaffen. 

Das Erfenntniß des Ehegerichtes ift zwar * für den Straf— 
richter in Hinfiht auf die Frage der Giltigfeit der Ehe bindend; 
allein dieß hindert ihn nicht, alle jene Umftände und Verhältniffe zu erheben und zu 
würdigen, welche bie Strafbarkeit des Befchuldigten aufheben. 

2. Zufolge des Hfkud. vom 28. November 1837 „bedarf es zur Anfechtung 
der don einem Militair ohne Bewilligung der vorgefebten Behörde eingegangenen 
Ehe eined eigenen Vertreters nicht, fondern bie Unterfuchung ift von dem competenten 
Gerichte, fobald es die Anzeige erhält, von Amtswegen zu pflegen. Demnad find die 
gegen die Mannſchaft wegen unerlaubt eingegangener Ehen abgeführten Unterfuchungs- 
und Kriegsrechtsacten jener Militairbehörbe, welcher das Recht der Heirathsbewilligung 
zuftand, und die daher durd die ohne Bewilligung eingegangene Ehe in ihren Rech» 
tet gefränft ift, zuzuſtellen, welche fonach, infofern fie fi zur nadträglichen Erthei« 
fung der Bewilligung nicht bewogen findet, das mit den Acten belegte gehörig moti« 
virte Anfuhen um Auflöfung der Ehe dem im Lande aufgeftellten judicio delegato 
militari vel mixto zu überreichen hat”. (pol. ©. ©. 65 Bd. ©. 332). 


z. 97. 


Die Berhandlung über die Ungiltigkeit einer Che ſteht nur dem Landrechte des Bezirkes zu, worin 
Die Ehegatten ihren ordentlichen Bohnfig haben. Bon dem Landrechte if das Fiscal⸗Amt, oder ein anderer 
verKändiger und rechtſchaffener Diann zur Erforſchung der Umflände und zur Bertheibigung der Ehe zu 
beſtellen, um vie wahre Beihaffenheit der Sache felbR dann, wenn auf Begehren einer Bartei die Ber- 
Bandiung vorgenommen wird, von Amtswegen zu erheben. 


5. 98. 
Wenn das Hinderniß gehoden werten kann, foll das Landrecht trachten, durch die Hierzu noth⸗ 
wendige Einleitung und das @inverfländnig der Parteien es zu bewirken; wenn aber dieſes nicht moglich 
iR, fo ſoll das — über die Gilligkeit der Ehe erkennen. 


8. 99. 
Die Vermuthung iſt immer für die Glitigkeit der Ehe. Das angeführte CThehinderniß muß alſo 
vollftaͤndig bewieſen werben, und weder das übereinſtimmende Geſtändniß beider Chegatten hat hier Die 
Kraft eines Beweifes, noch kann darüber einem @ide der Ehegatten flatigegeben werden. 


5. 100. 


Insbeſondere iſt in dem Balle, daß ein vorhergegangenes uud immerwährendes Unvermögen, Die 
ebeliche Pflicht zu leiten, behauptet wird, per Beweis durch Sachverſtändige, nämlich durch erfahre Aerzte 
und Wundärzte, und nad Umftänden auch durd Hebammen zu führen. 


$. 101. 


east ſich mit Zuverlaͤffigkeit nicht befkimmen, ob das Unvermögen ein tommerwährendes oder blot 
zellliches fei, fo find die Ehegatten noch durd Ein Jahr zuſammen gu wohnen verbunden; und hat daß 
Umvermögen dieſe Zeit hindurch angehalten, fo ift die Ehe für ungiltig zu erflären. 


$. 102. 


Beigt ſich aus der Berhandiung des Gtretted über die Biltigfeit der Ehe, daß einem heile, oder 
daß beiden Theilen das Chehinderniß befaunt war, und daß fie es vorfäglich verfhwiegen haben; fo find 
die Schuldigen mit der im dem Etrafgefege über ſchwere PoligeisUebertretungen beftimmten Strafe zu be» 
legen. Iſt ein Theil ſchuldlos, fo bleibt es ihm heimgeſtellt, Entfhädigung zu fordern. Sind endlich In 
einer folgen Ehe Kinder erzeugt worden, fo muß für diefelben nah jenen Brundfäpen geforgt werden, 
weiche in dem Sauptflüdde von den Pflichten der Eltern feRgefeht find. 
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4. Die vorſtehenden Paragraphen enthalten Beſtimmungen über die Art 
der Verhandlung bei der Ungiltigkeitgerlärung der Ehe, welche einem befonderen 
Getichtöftande zugewieſen wird (88. 97— 98). Für Siebenbürgen tritt auch 
hier der Art. III des E. Einf. Bat. normirend ein, wonad bei den dem Civil- 
ſtande angehörenden Glaubensgenofjen der hriftlihen Religion die Berhandlung 
über die Ungiltigfeitserflärung der Ehe den betreffenden geiftlichen Gerichten zu⸗ 
kömmt, welche dabei nad ihren kirchlichen Vorſchriften zu verfahren haben. 

2. Die geiftlihen Gerichte der hriftlichen ne in Sieben « 
bürgen find: 

I, bei den Katholiken: a) der Stuhl des ——— (Archi- 
diaconus); b) das biſchöfliche Conſiſtorium in Carlsburg; c) dad Metropolitan- 
conſiſtorium des Erzbiſchofs von Kalocſa; d) das päbftlihe Primatialgericht, 
oder an deſſen Stelle ein delegirter biſchöflicher Stuhl in Ungarn. 

II. bei den unirten Griechen: a) der Stuhl des Oberdechanten 
oder Erzpriefterd (Archidiaconat, Protopopiat) ; b) das biſchöfliche Confiftorium 
in Blafendorf (Fogaraſcher Diöceſe); c) Das Metropolitanconfiftorium zu Gran, ”) 
und d) das pähftliche Primatinlgericht, oder an deffen Stelle ein delegixter biſchöf— 
lihes Stuhl in Ungarn. 

II. bei den hHelvetifhen Sonfeffionsverwandten (Reformirten): 
a) die Batrial- Synode; b) die General: Synode, und c) ber Landesfürft (curia 
prineipis). 

IV. bei den augsburgiſchen Eonfefftionsverwandten (evan⸗ 
geliſch-lutheriſchen): a) das Capitular-⸗Ehegericht; b) das Superintendential⸗Ober⸗ 
Ehegericht; c) der Landesfürſt. 

V. bei den Unitariern: a) die Tractual » Synode; b) die ‚General: 
Synode, und c) der Landesfürſt.“) 





”) Zufolge des von Leopold I. den Unirten ertheilten Diplomes vom 19. März 
1701. Bunct 5. „deinde idem Episcopus Ritus Graeci directe ab antelato Archi- 
episcopo Strigoniensi tanquam singulari patrono eorundem cum toto Clero prin- 
cipalem habebit dependentiam“. Joh. Hintz: Geſchichte des Bisthums der gr. n. 
wnirten Slaubendgenofien in Siebenbürgen. ©. 35 und 103. 


*) Der Landedfürft (curia principis) bei den hHelvetifhen, augsburgifchen und 
unitarifchen C. Verwandten feit der im 3. 1791 erfolgten Wiederherftellung der geift- 
lihen Gerichtöbarkeit nicht in Folge eines Randesgefched, fondern nur zufolge des 
a. b. Nefcriptes vom 21. Mai 1813, wodurch die DBeftellung eines Defensor matri- 
monü bei den geiftlihen Gerichten diefer Glaubendgenoffen angeordnet wird. In 
Bezug auf die proteftantifhen und unitarifchen geiftlihen Gerichte wurde durch den 
Art. II. des 8. Einf. Patentes der Vorbehalt einer mit Rückſicht auf die geänderten 
Berhältniffe vorzunehmenden entfprehenden Regelung derſelben ausgeſprochen. 
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VI. dei den richt unirten Griechen: a) der Stuhl bes Ober⸗ 
dechanten oder Erzprieſters (Archidiaconat, Protopopiat); b) das biſchöfliche 
Eonftftortum zu Hermannſtadt; ce) die oberſte Bene Landesbehörde (k. Gu⸗ 
bernium);) d) der Landeefürſt.) 

3. In Uebereinſtimmung mit der Anordnung des 8. 97, wonach bei der 
Verhandlung über die Giltigkeit des Ehebandes ein verſtändiger und rechtſchaffe— 
ner Mann zur Erforſchung der Umſtände und zur Vertheidigung der Ehe zu be—⸗ 
ſtellen ift, bat nach den beftehenden Vorfihriften auch bei den geiftlichen Ehe— 
gerihten Siebenbürgens die Beftellung eines Dertheidigere des Ehebandes 
(defensor matrimonii) flattzufinden. 

Nach den Didcefan-Sabungen der Katholiten hat der Vertheidiger des 
Ehebandes den Sigungen des geiftlichen Gerichtsſtuhles, jedoh ohne Stimme, 
beizuwohnen; derfelbe muß ſich durch einen Eid verpflichten, immer gegenmärtig 
zu fein, und Alles vorzufehren, was er für den Beftand des Ehebandes für diens 
li erachtet, und zwar in folcher Weife, daß er nicht durch frivole Auseinander- 
feßungen, Bemerkungen und Einwendungen eine Verlängerung der Gerichtsver⸗ 
bandlung verurfahht, oder der Gegenpartei Ehrenbeleidigungen zufügt (Statuta 
almae dioec. Transsilv. Pars III. Sect. I. art. 1 $. 6. art. 10 88. 1 u. 2). 

In gleicher Weife haben zufolge des unterm 8. Juli 1813, 3. 2084 an 
die Dberconfiftorien und Superintendenten der helvetifchen, augsburgifchen und 
unitarifchen. Glaubensgenoſſen erlafienen Gubernialderzetes „Seine Majeftät mit 
a. h. Referipte vom 21. Mai deffelben Jahres zu befehlen geruhet, daß fünflig- 
hin die Eheproceffe der Proteſtanten nad ihrer Broceßordnung verhandelt werden 
follen, und in jedem Eheptoceſſe ein Bertheidiger des Ehebandes Einfluß zu 
nehmen hat, welcher nad gefälltem Urtheile auf Trennung des Ehebandes bie 


u 


*) Zufolge ber von Kaifer Franz I. bem gr. nicht wmirten Bifchofe Baſil Moga 
am 21. December 1810 ertheilten Inftruction, Punkt 3, in den Worten: „Si quando 
in momentis fidei praecise dogma orientalis Ecclesiae concernentibus aliquo rede: 
currendi foret necessitas, id semper Nobis via Gabernii nosiri regii obsöquenter 
insimuare teneatur, nec aliler, quam cum praescitu nostro, sed neque ad alium 
quam Metropolitam Earlovicensem reccursum instituet, ab omnibus lamen 
quibus nätio in Hungaria Hllyrica fruitur privilegiis exclasus 
erit, Appellationem fo causis matrimonialibus de praescripto 6. 
Rescripti Regii ddto 3a Septembris anni 1783 emanali ad Regium Guber- 
npiam nostrum admittet“. Vgl. den Punkt 8 beffeiben Privileglums, Taut defr 
fen die der Itlyriſchen Nation in Ungarn ertheiften Privilegien niemals auf Gie- 
benbürgen ausgedehnt worden find. Joh. Hin: Geſchichte des Bisthumes ber gr. 
nidyt unirten Glaubensgenoffen. &. 117. 

+) Die geiftlichen Gerichte find angeführt in F. Squller's v. Libloy: Das Eigen. 
Landrecht ber Siebenb. Sachſen. S. 106 und- 130-132, 
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zur oberften Revifion a, b. Seiner Majeftät die Berufung einzulegen hat“ Alrtert 

lateiniſch, ſ. Trauſch. Rorm. Samml.). Mit Bezug hierauf haben laut Hofdecreteg 
vom 27. Februar 1830, Hofz. 662 (Gubl. 3. 1434) „Seine Majeftät mit a. h. 

Entſchließung vom 11. Februar deffelben Jahres zu befehlen gerubet, gehörigen 

Ortes firenge daranf zu fehen, daß die von den geiftlihen Gerichten der Prote⸗ 

ftanten auf die verlangte Trennung oder Ungiltigfeitserflärung (nullila- 

tis) der Che gefällten Urtheile den betreffenden Parteien, bevor nicht die im 

ſolchen Cheftreitigkeiten a. h. Ortes zu füllenden Entſcheidungen erfloffen, und in 

gehöriger Weife kundgemacht worden find, nicht hinausgegeben werden follen“ 

(Urtert lateinifh, Traufh. Norm. Samml.).”) 

3. Kann das Hinderniß, weldes der Giltigkeit der Ehe im Wege flehet 
gehoben werden, fo hat das geiftlihe Gericht im Sinne der kirchlichen (mit der 
gleichen Anorduung des $. 98 übereinftimmenden) Vorfhriften, durd die hiezu 
nothwendige Einleitung und das Einverſtändniß der Parteien es zu bewirken, 
und nur wenn dies nicht möglich ift. foll es über die Giltigkeit der Che er- 
kennen.“) 

4. Im Falle des behaupteten immerwährenden Unvermoͤgens die eheliche 
Pflicht zu Teiften, ift der Beweis in der Regel, außer dem eigenen Geftändniffe 


.*) Seit Auflöfung der fichend. Hoflanzlei ift die Appellation ad curiam prin- 
eipis außer Anwendung- 

») Die Diöcefan-Sapungen der Katholiken enthalten hierüber Folgendes: „Auf 
welchem Wege immer bie Streitigfeit zum geiftlichen Gerichte gelangt, hat dieſes vor 
Allem den ftreitenden Parteien einen freundfchaftlichen Vergleich anzurathen; was 
geſchehen muß, fo oft der Grund der Streitfrage nicht feiner Natur nad eine richter- 
liche Entfheidung nothwendig macht. ($. 1). Anders, menn nämlich die Befchaffen« 
beit der Streitfache einen Vergleich ausfchließt, wo weder eine Beilegung derfelben, 
noch eine freundfchaftliche Mebereintunft darüber Plag greifen kann, 3. B. wenn es 
fih um ein Eheband handelt, welches wegen eined verborgenen Hinderniffed ungiltig 
iſt. ($. 2). Uebrigens fol eine ſolche Webereinkunft, wenngleich fie in Dingen, welche 
von dem Privatwillen abhängen, Plag greifen Tann, damit nicht die Streitigkeiten 
aus jedem Anlaffe erneuert werden können, vor Gericht, entweder in Gegenwart ber 
einverftändlich dazu geladenen Schiedörichter, oder aber einiger Beifiger, dem Ober: 
dechanten, und anderen öffentlih bedienfteten Perfonen gefchloffen werden. ($. 4). 
Der eingegangene Dergleih fol fogleih fhriftlid aufgenommen und duch die Ra- 
mendfertigung und Siegel der Parteien befräftiget werben, fo daß jede Neuernng 
abgefchnitten wird; auch ſoll ein ſolcher Vergleich bei hängendem Rechtsſtreite bie 
zur endgiltigen Entſcheidung in Kraft beftehen. ($. 5). Es können auch Streitigkei- 
ten geradezu und einfah, nach erfannter Wahrheit der Sache entſchieden werben, 
ohne weitered Procekverfahren: aber wenn ed fih um den Beftand ded Sactamentes 
oder eines feierlichen Gelübdes handelt, foll dem beftellten Vertheibdiger niemals ber. 
Weg zur Aufrechterhaltung des Sacramented oder Gelübdes verfchloffen werben”. 
($. 6. Statut, almae dioec, Traussilv. P, III. Sect. I. art, IL). Gollte aber die 
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der Ehegatten, durch Augenſchein und Sachverſtändige, nämlich durch Aerzte und 
Hebammen zu führen ($. 100).°) Wird der Beweis zweifellos hergeſtellt, fo 
kann die Ehe fogleich für ungiltig erflärt werden.*) Im Zweifel, ob das Uns 
vermögen ein immerwährendes, oder nur zeitweiliges fei, find die Ehegatten 
nach fächfifchem Rechte (welches bei den Augsb. Conf. Verwandten in Anwendung 
ftehet) von Eingehung der Ehe angefangen, zwei Jahre; ***) bei den Katoliken und 
helvetiſchen Slaubendgenofien Hingegen drei Jahrer) zufammengumohnen vers 
bunden (8. 101). 


5. Die Anordnung des 8. 102, die auf die DBeftrafung derjenigen 
binweifet, welche ſich mit Verſchweigung eines ihnen befannten Ehehinderniſſes 
haben trauen laffen, tritt bei allen Glaubensgenoffen Siebenbürgens, da die bes 
treffende Beftimmung des 8. 507 des St. ©. B. (vergl. 88. 94—-96) allge 
mein verbindli ift, — in Anwendung. Daffelbe gilt von dem in diefem Para— 
graphen, im alle der Ungiltigkeitserflärung der Ehe, dem fhuldlofen Theile zuer- 
kannten Rechte auf Entſchädigung, fowie von der für die aus einer folhen Ehe 
erzeugten Kinder zu treffenden Vorſorge, da es fi dabei um bürgerliche 
Folgen der Scheinehe handelt, wofür nah Art. II. des C. Einf. Batentes _ 
auch bei den Kriftlichen Glaubendgenoffen des Civilftandes die Beftimmungen 
des b. ©. B. maßgebend find. Namentlich zerfallen in einem ſolchen Falle die 
Ehepakten ($. 1265). 


In Beziehung der Borforge für die Kinder kommen die Grundſätze des 
3. Hauptftüdes I. Th. zur Anwendung, namentlid der $. 160 bei Beurtheilung 


Streitſache auf die angeführte Weiſe nicht auggetragen werden fünnen und die Par⸗ 
teten ihr Necht Sieber im Proceßwege fuchen wollen, oder aber ſonſt die Befchaffen- 
heit des Streited ein richterliched Erkenntniß erfordern, fo follen die Parteien zur 
Gerichtsverhandlung zugelaffen werben“. (ebd. art, III. 8. 1). 

Ein ähnfihes Verfahren wird grundſätzlich durch bie bei $. 93 angeführten 
Bifit. Artikel I. 22 und 23; TIL 22 und 29 der augsb. Conf. Berwandten vorge 
fehrieben. 


) P. Bod. Synopsis jur. connub. &. 163 und 164. 


») In diefer Beziehung verordnet der Canon, eccles. 73: 
„Inter quos copula carnalis ob [rigiditatem, vel aliam quamvis inhabilita- 
tem nulla intercessit, nullum etiam conjugium inter eos fuit, ac proinde neque 
divortium ullum si separentur erit‘‘. 


) St. I. 1. $. 9. si maritus uxori ab initio matrimonii usque ad 
duos eonlinuos annos computando coire minime propter naturalem imbecillila- 
lem valeat, potest mulier repudium mittere‘‘ etc. 

t) P. Bod. Synopsis jur. eonnub. 8. 164. So. v. Jung: Ungarifched Pri- 
vatrecht. Bd. J. $. 208. lit. 1. 
Sachſenheim, Erläuterung. 18 
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der Frage, inmiefern die aus einer für ungiltig erflärten Ehe erzeugten Kinder 
für ehelich anzuſehen find? — 

Zu den 88. 97—102 kömmt zu bemerken: 

1. Die Verhandlung über die Giltigkeit der Ehen von Militairperſonen kömmt 
laut des bei 8. 54 bereits angeführten K. PB. vom 22. December 1851 (Mr. 255 des 
R. ©. Bi. 8. 13) den Militairgerichten zu; und zwar nach der Hfkrger. Verorbn. vom 
19. März 1791 und dem Hflrger. Circ. vom 19. März 1818 H. 185 denjenigen ju- 
diciis delegatis mililaribus mixtis oder pure militaribus des Landes, wo der Trup- 
pentörper, zu dem der Gatte gehört, verlegt ift, oder mo die Ehegatten ihren ordent- 
lichen Wohnſitz haben’). — Injoferne übrigend in Siebenbürgen die Gerichtebarfeit 
in Gheftreitigfeiten der Militairperfonen nach den beſtehenden Borfchriften ben geift- 
lihen Gerichten zukömmt, namentlich von diefen die Verhandlung über die Giltigleit 
oder Ungiltigkeit der Ehe der ad militiam stabilem gehörigen Militairperfonen des 
fatholifhen, griehifhunirten und nicht unirten Ritus, dann der augsburgifchen und 
helvetifchen Gonfeffion, fo wie der Unitarier zu pflegen iſt“), haben dieſe Borfchrif- 
ten zufolge des Artiteld X. ded K. Einf. Patentes feine Aenderung erlitten. 

2. Die Beflimmungen ded 8.99 über die Unzuläffigfeit des Abereinftimmenden 
Geſtändniſſes der Ehegatten, fowie des Eides, ald Beweife der Ungilkigleit der Che, 
enthalten Ausnahmen vom gewöhnlichen Rechtöverfahren (vgl. die 88. 108 und 259 
der ſiebenb. C. P. O.), welche zufolge des Artik. IV. des K. Einf. Patentes bei den 
Cheftreitigkeiten der Juden, auch nach dem hiemit übereinftimmenden 8. 673 der uns 
garifhen C. P. DO. zur Anwendung fommeit. (vgl. 88. 132—135). 


$. 103. 


Die Scheidung von Tiſch und Belt muß den Ehegatten, wenn fi beide dazu — und über 
die Bedingungen einig find, von dem Gerichte unter der nachfolgenden Borficht geſtattet werden. 


$. 104. 


Den Shegatten liegt zuerſt ob, ihren Entſchluß sur Scheldung fanımt den Bewernungdgründen 
ihrem Pfarrer zu eröffnen. Des Pfarrers Pflicht if, die Ehegatten an das wechielieitig bei der Trauung 
gemachte feierliche Verſprechen zu erinnern, und ihnen die nachtheiligen Folgen der Scheidung mit Nachdruck 
an das Herz zu legen. Diele Borftellungen müffen zu drei verſchiedenen Malen wiederhoft werden. Kind 
fie ohne Wirkung, fo muß der Pfarrer den Parteien ein fchriftliches Keuguiß ausfeilen, daB fle der Drei 
Mai geſchehenen Vorſtellungen ungeachtet, bei dem Verlangen fi zu fcheiden, verharren. 


8. 105. 


Beide Ehegatten haben mit Beilegung dieſes Zeugniffes das Edeidungsgefuh bei ihren ordent⸗ 
lichen Berichte anzubringen. Das Bericht full ſie perfönlih vorrufen, und, wenn fle vor Demielben bes 
hätigen, daß fle über ihre Scheidung ſowohl, ald über die Bedingungen in Nbfiht auf Bermögen und 
Unterhalt mit einander verflanden find, ohne meitere Erforſchung, die verlangte Scheidung bewilligen und 
felbe bei den Gerichto⸗Acten vormerken. Gind Kinder vorhanden, fo iſt das Bericht verbunden, fir Die» 
fefben nach den in dem folgenden Hauptflüde enthaltenen Vorfchriften zu forgen. 


$. 106. 


Gin minderjähriger oder pflegebefohlener Ehegatte fann zwar für ſich ſelbſt in die Ehetdung ein- 
willigen; aber zu dem Uebereintommen in Abfiht auf das Bermögen der Ehegatten und den Alnterhalt, 


) Dr. Morig Stubenraud: bad a. b G. 3. 4. Lief. ©. 321. 
*) Dr. Joh. Ellinger: Handbuch des öfter. a. Civilrechtes 4. Aufl. S. 79 
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lowie aucqh in Güdficht auf Die Berforgung dir Kinder, iſt die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters und 
des vormundſichaftlichen Berichtes notbwendig. 
1. Die vorſtehenden Paragraphen handeln von der einverſtändlichen 
Scheidung von Tiſch und Zeit (separatio quoad mensam et thorum). Das 
Dogma der katholiſchen Glaubensgenoſſen nämlid erklärt bei Rebzeiten der 
Gatten das Band der Ehe für unauflösbar ($. 111), geftattet jedoch die Aufs 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft unter gewiffen Bedingungen durch die fog. 
Scheidung von Tifh und Bett,) wodurd zunächſt die gegenfeitige Pflit der 
Gatten zur ehelihen Beiwohnung und zum häuslichen Leben aufgehoben wird 
und in Rüdficht des Vermögens die gegenfeitigen Erbrechte und Anfprüche auf 
den Unterhalt (88. 759, 796, 1263 und 1264) Modiflcationen erleiden, ohne 
daß jedoch den gefhiedenen Gatten geftattet if, eine andere Ehe einzugehen. **). 
2. Eine einverffändlide Scheidung aber im Sinne dee 6. G. B., 
welche nach fruchtlos vorausgegangenen Ermahnungen des betreffenden Seel- 
forgere, den Gheleuten, wenn fie über ihre Scheidung fowohl, ale 
über die Bedingungen in Abfiht auf Vermögen und Unterhalt 
mit einander einverftanden find, ohne weitere Erforfhung vom 
Gerichte bewilliget werden foll, findet in Siebenbürgen nicht ftatt, indem hier nach 
den Didcelanfagungen der Katholiken die geiftlihe Behörde jedenfalls die Beweg- 
gründe, welche die Eheleute zum Entfchluffe zur Scheidung beftimmen, zu erforfchen, 
und Die Beilegung des Eheſtreites durch Etiftung eines freundfchaftliden Ber 
gleiches (amicabilis compositio) zu verſuchen bat, fo zwar, daß, wenn die Ver⸗ 
föhnung der Eheleute dadurd nicht bewirkt wird, das übliche Nechtsverfahren 
mit Ginflußnahme des beftellten VBertheidigerd des Ehebandes Plab greifen foll 
(vergl. 88. 97—102, Abf. 3). — Dagegen unterfcheiden die kirchlichen Vor⸗ 
fhriften zweierlei Arten der Scheidung vou Tiſch und Bett, je nachdem diefelbe 
nur auf eine beftimmte Zeit (lemporalis), oder auf immer (perpelua) 
bewilliget wird. ***) Die erflere ift entweder eine vorbereitende Mafregel zur 
legteren, in welchem Kalle fie auch mit der nach dem b. G. B. zuläffigen Bewil« 
ligung eines abgefonderten anftändigen Wohnortes für den gefährdeten Theil 
zufammenfällt (8. 107); oder wird auch dann zugeftanden, wenn der Grund der 
angeſuchten Echeidung dem Berichte von minderem Belange zu fein ſcheint, fo 
daß die Ausſicht vorhanden ift, die zeitweilige Abfonderung der Gatten werde 
eine Beruhigung ihrer aufgeregten Gemüther, und fonad ihre Wiedervereinigung 
von felbft zur Folge haben. Die Wirkung der letzteren, nur auf beflimmte Zeit 


ten 





*) Trid. Conc. Sessio 24. de reform. matr. cap. 7. 
») P. Bod. Synopsis jur. connub. 88. 218 und 219. Nippel's Griäuterung 
des a. b. ©. 3. 2. Bd. S. 56. 
+). Joh. v. Jung: Ungariſches Privattecht. I. Bd. 8. 214. 
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bewilligten Scheidung befteht darin, daß die Parteien vor Ablauf dieſer Zeit 
den Scheidungsproceß nicht fortfeßen können. 

Die letztere Art der Scheidung von Tiſch und Bett flieht aud bei den 
Proteftanten in Anwendung, und wird in der Regel als vorläufige Maßregel 
dem endgiltigen Urtheile auf Trennung des Ehebandes DOERSEEE (88. 115 
und 116). 


3. Der lebtere Abfab des 8. 106, wonad bei einem minderjährigen 
und pflegebefohlenen Ehegatten, welcher fürfidh felbft indie Scheidung einwilliiget, 
zu dem Webereintommen in Abficht auf das Vermögen der Ehegatten und den 
Unterhalt, fo wie auch in Ruͤckſicht auf die Verforgung der Kinder die Einmilli- 
gung des gefeblichen Vertreters und des vormundfchaftlihen Gerichtes nothwendig 
it, bat auf in Siebenbürgen in Anwendung zu fommen, weil einerſeits nad) 
Art. II. des K. Einf. P. nur die das Band der Ehe feldft betreffenden Punkte 
der Beurtheilung der geifllichen Gerichte nad den diesfalls giltigen kirchlichen 
Vorſchriften zugewiefen werden, anderſeits aber nad Art. XII. 4. deſſelben 
PBatentes die Beftimmungen des b. ©. B. in Sachen der Bormundfcaft und 
- Euratel in volle Wirkſamkeit treten follen (vergl. $. 117). 


— — — — — 


Hiezu koͤmmt zu bemerten: 

Der 8. SL der C. J. N. vom 3. Juli 1853 (MR. ©. Bl. Nr. 129) in dem 
dritten Hptftd. von der Gerichtöbarfeit außer Streitfachen verfügt zwar, daß zur 
Bewilligung der einverfländlihen Scheidung von Tifh und Bett in Anfehung 
derjenigen Religiondgenoffen, deren Streitigkeiten über dad Eheband vor das geift- 
lie Gericht gehören, diefed berufen ift; da es jedoch, dem Vorangeſchickten nad, bei 
diefen Slaubensgenoffen eine ohne förmlichen Procef zu bewilligende einver⸗ 
ſtändliche Scheidung gar nicht gibt, fo dürfte aus dieſer Vorſchrift nicht gefolgert 
werden, daß dadurch den geiftlihen Gerichten die Befugniß zur Bewilligung einer 
einverftändlihen Scheidung im Sinne ded a. b. G. DB. eingeräumt worden fei, indem 
biefe Gerichte die ihnen belaffene Gerichtöbarkeit in Ehefachen laut dem klaten Wort» 
laute des Art. III. des K. Einf. Patentes nur nach Maßgabe der betreffenden „gil 
tigen firhlihen Vorſchriften“ auszuüben haben. 


$. 107. 


Wil ein Theil in die Scheidung nicht einmwilligen, und hat der andere Theil rechtmäßige Gründe, 
auf diefeibe zu dringen, fo müſſen auch in diefem Falle die qütlichen Borftefiungen des Pfarrers vorans" 
gehen. Eind fie fruchtlos, oder meigert ſich der beſchuldigte Theil bei dem Pfarrer zu eriheinen, dann 
ift das Begehren mit ded Pfarrers Zeugniß und den nötbigen Bewelfen bei dem orbentlihen Gerichte ein⸗ 
zureichen, weldes die Sache von Amtömwegen zu anterſuchen uud darüber zu erfennen Bat. Der Richter 
Tann dem gefährdeten Theile auch noch vor der Entſcheidung einen Abgefonderten anftändigen Mohnort 


bewilligen, 
$. 108. 


Streitigkeiten, welche bei emer ohne Einwilligung des anteren Ebegalten angefuchten Scheidung 
über die Abjonderung des Vermögens oder die Berforgung der Kinder enifichen, find nah der nämlichen 
Borfchrift zu behandeln, weiche unten im $. 117 in Rückſicht auf die Trennung der Ehe estpeilt wird. 
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4. 109. 


Wichtige Sriiude, aus deuey auf die Scheidung erfanut werden kann, ſind: Wenn der Gellagte 
eifres Chebruches oder eines Verbrechens ſchuldig erklärt worden If, wenn er den klagenden Ehegatten 
boshaft vertaffen ader einen unordentlichen Lebenswandel geführt hat, wodurch ein betraͤchtlicher Theil des 
Bermögend des Magenden Ehegatten oder die guten Eliten ter Samilie in Befahr geſetzt werden; ferner 
dem Leben oder der Gefundheit gefährliche Rachſtellungen; ſchwere Mißhandlungen, oder, nah dem Ber« 
häftwiffe der Berfonen, Ichr empfindliche en Kräntungen; anhaltende, mit Befahr ber Anſteckung 


BELONUBEN? Reibeögebrechen. 

- 1. Die vorfiebenden Paragraphe handeln von der uneinverfländlichen 
Scheidung von Tifh und Bett. Wie bereits bei 88. 103—106 gefagt wurde, 
darf nach den kirchlichen Borfhriften die Scheidung, ganz abgefehen davon, ob 
die Ehegatten über den Entſchluß zur Scheidung fi einverftanden haben oder 
nicht, wenn der Derfuch der geiftliden Behörde, unter den ftreitenden Ehegatten 
einen Bergleih zu fliften, oder den Frieden berzuftellen, erfolglos geblieben ift, 
nur nad vorausgegangenem förmlichen Procefie durch ein richterliches Urtheil 
zuerfaunt werden.. 

2. Uebereinftimmend mit dem $. 107 geftatten auch die fiebenb. kirchlichen 
und bürgerliden Geſetze (vergl. 85. 94—96 Abf. 2) nur demjenigen, der recht⸗ 
mäßige Gründe dazu hat, auf die Scheidung zu dringen.) 


3. Ebenſo ſind die im $. 109 übrigens nicht erfhöpfend angeführten 
rechtmäßigen Scheidungsgrümnde diefelben, welche auch nach den firhlichen Dors 
fhriften ein Klagerecht zur Scheidung begründen.**) Im Falle des Ehehruches 
genügt es übrigens, daß der Geklagte deffelben im Scheidungsproceffe überwiefen 
werde, und ist nicht erforderlich, daß derfelbe, wie dies im bezogenen Paragraphen 
angeordnet wird, des Ehebruches bereits ſchuldig erflärt worden fei, was ein ſtraf⸗ 
gerichtliches Urtheil vorauszuſetzen fcheint. Das Klagerecht aus diefem Grunde 
erlifcht aber, wenn der beleidigte Theil durch nachfolgenden Beifchlaf dem cher 
brecherifchen Theile ſtillſchweigend, oder auch außerdem ausdrücklich verziehen 
hat; wenn der eine Ehegatte in den Ehebrud des anderen gewilliget, oder ihn 
fogar felbft veranlapt hat; **") wenn dem Weibe beim Ehebruche kein eigenes Ver⸗ 
ſchulden zur Lat fällt, z. B. wenn ihre Schwächung im Schlafe oder mit Gewalt 
gefchehen ift; ebenfo wenn beide Theile fih des Ehebruches fhuldig gemacht 
haben, indem in leßterem Falle der vom b. ©. B. ausgefchloffene Grundfaß des 
canonifchen Rechtes: „paria delicia mutua compensalione tolluntur“ +) zur 
Anwendung fömmt. 


— 0.0.0. 


) Kanoniſches Recht im Falle des Chebruches: Cap. 15, 16 de conv. Con). 
cap. 6 de eo, gui cogn. cap. fin. de Adult. eap. 4, 5 de divort. 
*) Cap. I. 2 de eonj. Lepros. cap. 9 und 13 de rest. spoliat, etc. etc. 
”) Dal. 88. 503 und 511 bed St. & B. 
7) Cap. 4, 5 de divort. cap. 6, 7 de adult. et slupro, 
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Der im canonifchen Rechte aufgefellte Scheidungsgrund der Apoftafie *) 
kann nur beim Abfalle vom chriftlihen Glanben überhaupt, nicht aber auch beim 
Uebertritte des einen Ehegatten zu einem anderen chriſtlichen Glaubensbekenntniſſe 
Platz greifen ($. 64). 

4. Bei gemifchten Chen hat der Ehetheil, welcher die Scheidung wünſcht, 
den andern Theil bei deffen geiftlicher Perfonalinftanz zu belangen, indem bier 
der Orundfaß ; „actor debet sequi forum Rei“ zur Anwendung kömmt. Das 
Urtheil hat die geiftlihe Behörde, nah vorläufigem Einvernehmen mit dem 
Seelforger des Hagenden Ehetheiles, nad den Grundſätzen beider einander landes⸗ 
gefehlih vollkommen gleichgeftellten Religionsbekenntniſſe zu fällen, fo daß der 
nichtfatholifche Ehetheil je nach Umftänden, auch die Trennung des Ehebandes er- 
langt, der katholiſche Ehetheil aber in Bezug anf das Eheband verpflichtet Hleibt, 
und blos die immerwährende Scheidung von Tiſch und Bett zuerfannt erhält, weil 
er nad) feinen Religiondgrundfägen die Ehe nur als unauflösbar eingeben fonnte 
(vergl. au $. 77 Abf. 4—6).*”) 

5. Streitigkeiten, welche bei der Scheidung über die Abfonderumng des 
Vermögens, Leiſtung des Unterhaltes, Verforgung der Kinder entftehen, hat das. 
campetente ivilgericht zu entfcheiden ($. 117). Namentlih kömmt in letzterer 
Beziehung der $. 142 zur Anwendung. 


u — — 





1. Laut der J. M. V. vom 26. Juni 1853 (R. G. Bl. Nr. 122) „konnen Ge⸗ 
ſuche um die vorläufige Bewilligung eines abgeſonderten Wohnortes, um Auftrag an 
den anderen Ehegatten zur Entrichtung des anftändigen Unterhalted und andere pro: 
viforifche Vorkehtungen bei dem Givilrihter in dringenden Fällen zwar noch 
eher angebracht werden, aid die Alage in der Hauptſache bei dem geiftlihen Gerichte 
anhängig gemacht wird. Der Richter hat jedoch in ſolchen Fällen bei Bewilligung 
des Gefuches ftetd zugleich einen angemeffenen Termin zur Ausweifung über die bei 
dem geiftlihen Gerichte angebrachte Klage bezüglich der Aufhebung der ehelichen Ge⸗ 


— 


) Tone. Trid. Sess. 24. c. 8. de sac. malr. cap. 2. 8eqq. de adult vergl. 
mit Stat, almae dioec. Transsilv. Scet. V. de matrim. 8. 14. 


*") P. Bod: Synopsis jur. connub. $. 220: „quid si conjuges litigantes di- 
versae sint religionis? Tunc actor debet sequi forum Rei. Sententia autem, 
ferenda videtur secundum principia utriusque Religionis In Patria 
non solum toleratae sed fundamentalibus unionis legibus etiam 
stabilitae: ita ut si divorlium totale obtineret maritus ex principiis reforma- 
tae religionis reformatus; uxor catholica ex prineipiis religionis catholicae tantum 
parliale‘, id est quoad vinculum maneret obligala, seu in separatione Thori et 
mensae perpetua, Si quae autem molestia ex hae sententia diversac religionis 
conjuges adficial, sibi impulent, cum seicntes volentes disparis religlonis sibi 
adsociaverint.“ 
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meinfhaft feitzufehen, und von Amtöwegen über die Beobachtung deffelben zu 
wachen.“ 

2. Der Gerichtsſtand der geſchiedenen Ehegattin richtet ſich nach ihrem eigenen 
Wohnſitze (prov. C. J. NR. 8. 20; C. J. R. vom 3. Juli 1853. 8. 19. R. G BI. 
Ar. 129). 


- 8. 110. 

Geſchledenen Chegatten ftebt es fret, ſich wieder zu vereinigen; doch muß die Bereinigung bel 
dem ordentlichen Gerichte angezeigt werden. Wollen die Chegatten nach einer ſolchen Bereinigung wieder 
geſchleden werten. fo haben fir eben das zu beobachten, wat in Rüdficht der erften Scheidung vorge 
fhrieben if. 

Die Anordnung diefed Paragraphen, wonach den gefchiedenen Eheleuten 
die Wiedervereinigung geftattet ift, ſtimmt auch mit den kirchlichen Vorfchriften 
überein. Die Wiedervereiniguug Tann einfad aus beiderfeitigem Einverſtänd⸗ 
niffe der Ehegatten erfolgen, weil durch die Scheidung das Eheband (quoad 
vinculum obligati manent) nicht gelöft worden ift. 

— — ® 

Yufolge de? 8. 81 der €. NR. vom 3. Juli 1853 (R. ©. Bi. Nr. 129) „hat 
die Anzeige der Wiedervereinigung gefchiedener Cheyatten bei dem näntlichen Gerichte 


zu gefhehen, weiches die Scheidung auf Anfuhen der Ehegatten ‚bewilligt oder Im 
Falle eined Streited darüber erfannt hat.” 


111. 

da Band einer giftigen Ebe fan — fatheftihen Perſonen nut durch ben Tod bes einen 
Ehegatten getrennt werden. Ebenſo unanfloͤelich iſt das Band der Ehe, wenn auch nur Gin Theil jchen 
zur Zeit der gefchloffenen Ehe der fatholifhen Bellgien zugetban war. 

Der eritere Abfab diefes Paragraphen, wonach das Band einer gültigen 
Ehe zwifhen fatholifhen Berfonen nur durch den Tod des einen Ehegattett 
getrennt werden kann, ſtimmt mit den kirchlichen Vorſchriften überein ($. 62); 
nicht aber aud die weitere Beftimmung, woburd das Baud der Ehe, wenn auch 
nur ein Theil ſchon zur Zeit der gefchloffenen Ehe der katholiſchen Religion zu⸗ 
gethan war, für unauflöslih erflärt wird. Es folgt namlich aus dem Grunds 
faße der vollkommenen Rechisgleichheit der hriftlihen Glaubensbekenntniſſe in 
Siebenbürgen, welche auch den Uebertritt von einer Religion zur andern ohne alle 
Beihränkung Jedermann geftattet (vergl. 88. 39 umd 77 Abf. 4— 6), daß 
der nichtkatholiſche Theil durch feine Verehelihung mit einem katholiſchen Ehe- 
gatten nicht aufhört, den für ihn verbindlichen Grundſätzen des eigenen Glaubens⸗ 
bekenntniſſes, welche die gänzliche Auflöfung der Ehe geftatten, untergeordnet zu 
bleiben; fowie daß für den katholiſchen Theil das Dogma feiner Kirche, welches 
die Ehe (erft feit dem Trienter Eoncil)*) für unauflösbar erflärt, nur fo lange 





”) Selbſt in der katholiſchen Kirche ward die Unauflöslichkeit der Ehe in fruͤ⸗ 
herer Zeit, ſogar bis zum Concil von Trient (Sess, 24 cap 7) heftig beſtritten. 
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verbindlich fein kann, als derſelbe zu den Glaubensſätzen dieſer Kirche ſich bekennt. 
In einem ſolchen Falle kann daher der nichtkatholiſche Theil für ih die gänzliche 
Auflöfung der Ehe, der katholiſche Theil jedoch nur die immerwährende Schei- 
dung von Tifch und Bett erlangen (88. 107—109 Abf. 4). Ans demfelben - 
Grunde erleidet auch, im Falle die Ehe urfprünglich zwifchen zwei nichtkatholiſchen 
Slaubensgenoffen auflösbar eingegangen wurde, durch den Uebertritt des einen 
Ehegatten zum katholiſchen Glaubensbetenntniffe nur das Recht, die Trennung 
der Ehe zu verlangen, bei dem übergetretenen, nicht aber aud bei dem feiner 
Religion treugebliebenen Gatten, eine Aenderung ($. 116). 


$. 112. 


Der bloße Berlauf ver in dem S. 24 zur Todeserkſärung beftinmien Zeit, binnen weicher ein Che⸗ 
natte abwefend If, gibt zwar dem anderen Theile noch Fein Recht, die Ebe für anfgelöft zu haften und zu 
einer anderen Ehe zu fchreiten; wenn aber Diele Abmefenheit mit foldsen Umftänden begleitet iſt, weldye 
feinen Grund zu zweifeln übrig laffen, daß der Abweſende verftorben fel, fo fann bei dent Landredhte des 
Bezirkes, wo der zurüdgelaftene Ehegatte feinen Wohnſitz bat, die gerichtliche Erflärnng, daß der Abwe⸗ 
fenge für todt zu balten und die Ehe getrennt fei, angeſucht werben 


$. 113. 


Nach dieſem Geſuche wird ein Curator zur Erforfchung des Abweienden aufgeſtellt, und der Abs 
wefende durdy ein auf ein ganzes Jahr geflelites, und drei Mal den öffentlichen, nah Umftänden auch den 
ausländifhen Beltnngsblättern einzurückendes Ediet mit dem Weifage vorgeladen , daß das Gericht, wenn 
er während diefer Zeit nicht erfcheint , oder felbes auf andere Art iu Die Kenniniß feined Lebens fegt, zur 
Todeserflärung fehreiten werde. 


N. Tr. B. Nr, 21. 

a) Da die Vorladung dur die ausländifhen Zeitungen vermöge des $. 113 des bärgerligen 
Geſetzbuches nut nach Unftänden zu verfügen ift, fo ift im jedem einzelnen Falle die Rothwendigfeit und 
Wahrſchelulichkeit eines Erfolges immer von den Gerichten zu beurtheilen. 

b) Die Unfoften für ähnfihe Einrüdungen in die öffentlichen Zeitungen. welche in feinem alle 
mehr als drei Mal nach einander Statt haben foden, müſſen immer lediglich von der Parteien und nie 
von dem Xerarium getragen werden; Daher auch die Parteien und Die Guratoren felbft unmittelbar ange 
wiefen werden follen, die Vorkehrungen zu treffen, damit Die Einrüfung In Die Zeitungen auswärtiger 
Etaaten erfolge. ; 

c) Wo es ſich um mittelfofe Individuen handelt, und die Finrüdung nicht unentgeltli , ſelbſt 
and, erga reciprocum nicht beiwirft werden könnie, darf der Leiray aus dem Gameraf-Tarionde beftritten 
werden, jedoch folen mehrere folhe verindgenslofe Individnen zut Berninderung der Auslagen in Eine 
Borladung zuſammen aufgenommen werden. 

d) Die geheime Hof nd Staatskanzlei, wenn fein anderer kürzerer Weg beftände, afd die mini⸗ 
fterielle Gorreinondenz mit den auswärtigen Staaten wird auf Einichretten der oberſten Inſtiz⸗Stelle, wie 
bisher beobachtet wurde, Das Nürhige zur Bewirkung der Einrückung in die ausländifhen Zeitungen Dur 
die EL. Öfterreichiichen Gefandtichaften verfügen (Hofderret vom 27. Unguft 1317 Ar. 367 J. G. €). 


$. 114. 


Iſt Diefer Zeltraum fruchites verfirihen, vo iſt auf wiederholtes Aufnchen des verlaffenen Che 
gatien das Fiscalamt oder ein anderer redtichaffener und fahverfändiger Daun zur Vertheidigung des 
Ehebandes zu beftellen, uud nad) gepflugener Verhandinng zu erkennen, ob das Geſuch zu verwiligen fel, 
oder nicht. Die Bewilligung ift der Partei nicht ſogleich kund zu machen. jondern durch das Dbergericht 
zur höchſien Schlußfaffung vorzulegen. 

N. Tr. B. Nr. 22. 
Den oberften Gerichtshofe wurde geſtattet, Todes-Erflärungen abmwejender oder vermißter Eher 


gatten nach voraudgegangener gefegmäßigen Verhandlung, ohne die Anerhöhfte Genehmigung einzuholen, 
unmittelbar. ſelbſt zu bewilligen (allerh. Eabinetigreiben vom 25. Februar 1818). 
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t. Die vorftehenden Paragraphen enthalten befondere Vorſchriften aber 
das Verfahren bei Todeserflärungen zum Behufe der Wiederverehelichuug. Eine 
neue She kann der überlebende Gatte nur dann eingehen, wenn er für die Aufs 
löfung feiner Ehe dur den Tod den Beweis liefert. Dies kann gefchehen durch 
einen Todtenfchein, eine andere öffentliche Urkunde, oder durch Zeugen ($. 62). 
Iſt auf eine ſolche Art der Tod nicht erweisber, fo muß zur Todeserfläcung 
gefchritten werden; welche, infoferne fie lediglich zum Behufe der Wiedernereht- 
lihung vorzunehmen ift, in Siebenbürgen dem betreffenden geiſtlichen Gerichte 
zukömmt ($. 25 Abf. I. und II.). 

2. Die Anordnung des ſächfiſchen Rechtes (St. II. 1. $. 11), welches die 
Wiederverehelihung nur dann für zuläffig erflärt, wenn der abweſende Gatte 
bereits feit 7 Jahren wermißt wird, ift durch Synodalbeſchluß von 3. 1607 
art. 11. für die Augsb. C. Verwandten auf drei Jahre herabgeſetzt worden 
(personae desertae ad evitanda castlitatis perieula consliluimus non septen- 
nium, sed lriennium ei indulgemus, ut eo absoluto nubat alteri in domino), 

3. Handelt e8 fih um die Todeserflärung eines zur Militärjurisdictten 
gehörenden abwefenden Ehegatten, und die Erlaubniß zu einer neuen Ehe zu 
ſchreiten, fo hat zufolge des Bubernialdecretes vom 4. November 1803, 3. 8729.: 
a) in allen Fällen, in welchen ein katholiſcher oder griechiſch⸗nichtunirter Chegatie 
den Tod feines abwejenden Gatten weder durch einen ordentlichen Todtenſchein 
noch durch die beeidigte Ausfage von zwei bei dem Ableben des Abwefenden zu⸗ 
gegen geweienen Perfonen gefeglich erweifen kann, und zu einer anderen Che 
Tchreiten will, fich vorerft an den betreffenden Regimentd- oder Corpo⸗Comman⸗ 
danten zu wenden; b) die Pflicht dieſes Commandanten iftes, folchen Individuen. 
unter eidliher Abhörung jener Obere und Unterofficiere und Gemeinen, welge 
mit dem abmwefenden oder vermißten Ehegatten in einer Compagnie gedient 
haben, mit demfelben in eben derfelben Kriegsihlacdht, wo derfelbe geblieben oder 
vermißt worden, gegemwärtig waren, oder allenfalls mit ihm in die Gefangen- 
haft gefallen, oder in ein Spital gethan worden find, über alle ihnen von dem 
vermißten Ehegatten befannten Umftände an Handen zu gehen, und dahin zu 
trachten, daß entweder der Tod des Abwefenden gehörig erwielen, oder fo weit 
ala möglich erhoben werde, wohin derfelbe gefommen fei; c) veroffenbart es ſich, 
dag der Ort feines Aufenthaltes in der Gefangenschaft oder fein dort erfolgt fein 
follender Tod angegeben worden, fo kann in einem foldhen Falle die Anzeige an 
das Armee-Obercommando (Hofkriegsrath) gemacht werden, um fi über das 
Leben oder-den Tod eines ſolchen Abwefenden durh Vermittelung der kak Ges 
fandtfchaft den legalen Beweis zu verfchaffen; d) hat fi der Bittfteller für ſei⸗ 
nen Zwed genügend fcheinende Beweife verfhafft, fo hat er in dem nicht ungari⸗ 
ſchen Ländern, ſowie bei den Feldtruppen in Ungarn und den (ehemals) dazu 
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gehörigen Provinzen, fein Anliegen in der üblichen Weife bei dem Judicium de- 

'legatum militare oder militare mixtum anzubringen, wo für den Abwefenden 
ein Bertheidiger des Ehebandes (Eurator) zu beftellen, und nad den beftehenden . 
Geſetzen ($. 113 des 6. G. 2.) zu verfahren ift; e) wenn in einem folden Kalle 
das Jud. d. m. oder milit. mixtum die Bewilligung zur Wiederverehelihung an 
zuttagen für nothwendig findet, hat es alle Schriftftücte mit den Beweggründen, 
und zwar in Betreff einer zur militia vaga gehörenden Berfon dem apoftolifchen 
Feldvicar, in Betreff einer zur militia stabilis gehörenden Berfon dem hetreffen- 
den Drdinariate zur Abgabe feiner Meinung und Ausſpruches mitzutheifen, deren 
Gutachten ſodann mit der ganzen Berhbandlung dem Armee-Obercommando (Hof: 
kriegsrathe) zur Vorlage an a. h. Seine Majeftät zu unterbreiten ift; N in Bezug 
auf die zur Militärgränge gehörenden Perſonen, melde in kirchlichen Dingen dem 
Didrefan = Eonfifterium unterftehen, ift es die Pflicht des Regimentes, die Berfo- 
nen, welche ſich wieder verebelichen wollen, nachdem es ihnen zur Beiſchaffung 
der noͤthigen Beweismittel alle Hilfe geleiftet hat, am das betreffende Diöceſan⸗ 
Conſiſtorium, welchem in diefem Falle die Urtheilsfällung zuftehet, anzumeifen ; 
g) von Bittftellern der Augsburgiſchen oder helvetifchen (und wohl aud der unir 
tarifhen) Eonfeffion, find Gefuche diefer Art in allen Fällen, und überall bei 
dem Jud. del. mixtum oder milit. mixtum anzubringen (vergl. das ganz gleiche 
tamtende Hofdecret vom 4. October 1803. 3. ©. ©. Rr. 628). 


Zufolge des $. 82 der 6. 3. R. vom 3 Juli 1853 fommt dad Verfahren, 
wodurch zum Zwede der Auflöfung der Ehe ein Zeugenbeweis über den erfolgten 
od des vermißten Ehegatten hergeftellt, oder die Todederflärung des Bermißten er 
wirkt werden fol, demjenigen Gerichtshofe erſter Inſtanz zu, in deffen Sprengel der 
surädgelaffene Ehegatte feinen Bohnfig hat (R. ©. BL. Nr. 129.). 


$. 115. 


Nicht fatholiſchen chriſtlichen Mreligionsverwaudten geflattet Das Gefetz nach ihren Aetigiousbegrife 
fen atı® erbeblihen Bründen die Trennung der Ehe zu fordern. Solche Gründe find: Wenn der Ehegatte 
‚ich eines Thebrucht oder eines Verbrechens, welches die Berurtbeiiung zu einer wenigftens füuffährigen 
serterfirafe nad jich gezogen. ſchuldig gemacht; wenn ein @hegatte den andern bosbaft verfaffen bat, mid 
fans fein Aufenthaltsort unbefannt iſt, auf Öffentliche gerichtliche Borladung innerhalb eines Jahres nicht 
erfihlenen if; Dem chen oder der Geſellſchaft gefäbrlihe Nachſtellungen; wiederholte ſchwere Mifhaud- ' 
lungen ; eine nnüberwindlihe Abneigung, welcher wegen beide Ehegatten die Aufiöfung der She verlangen: 
tod muß iu dem legten Falle die Trennung der Ebe nicht ſogleich verwilligt , fontern erſt eine Scheidung 
von Tiſch und Bert, und zwar nadı Beſchaffenheit der Umſtände, auch zu wiederholten Malen verfucht 
werden. Nebrigens if in afen diejen Yällen nach eben den Borfchriften zu bandeln. weiche für die Unter 
fudung und Beurtbellung einer ungiltigen Ebe gegeben find. 


$. 116, 


Das Geſetz geſtattet dem nicht katholiſchen Ehegatten ans den angeführten Gründen die Tremiung 
gu verlangen, obfchen der andere Thell zur katboliſchen Meligion übergetreteii iſt. 


1. Die proteſtantiſche Kirche ſtellt die durch die menſchlichen Verhältniſſe 
bedingte Nothwendigkeit der Auflösbarkeit der Ehe ale Grundſatz um fo mehr 
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zwar auf, als fie einerfeits feinen Grund findet, mit derfelben das Sacrament 
zu verbinden, anderfeitd auch die Unauflösbarkeit derfelben im nenen Teflamente 
nicht für abfolut. anggefprochen anerkennt.) Obſchon anfänglidh die Kirchen⸗ 
reformatoren (und übereinftimmend mit ihren Lehren auch die kirchlichen Satzun⸗ 
gen der augsburgiſchen, helvetiſchen und unitariſchen Glaubensgenoſſen in 
Siebenbürgen”) die Scheidungsgruͤnde auf die ſpeciell in dem neuen Teſtamente 
angeführten Fälle bes. Ehebruches und der böglichen Entfernung aus der gemein» 
fhaftlihen Wohnung (Defertion) befchränkten, fo wurde doc Tpäter das Princip 
der Ehetzennung im Allgemeinen auf alle jene Fälle ausgedehnt, in melden die 
Katholiken die Scheidung von Tiſch und Bett für zuläffig erkennen. 

- 2. Außer dem im $. 115 tarativ angeführten Zrennumgsgränden, welde 
ſämmtlich aud nah den kirchlichen Saßungen der proteflantifhen Slaubensge⸗ 
nofien in Siebenbürgen zur Anwendung fommen, gibt es hier noch andere Tren- 
nungsgtünde, deren Beurtheilung zwar, je nad den obmwaltenden Umfänden, 
den beireffenden geiftlihen Gerichten anheimgeftellt iſt, wobei dieſe aber jeden- 
falls ale oberſten leitenden Grundfag zu beobachten haben, da die von den Par⸗ 
teten geltend zu machen verſuchten Trennungsgründe wirklich vorhanden, und der 
Art feien, daß dadurch die Erfüllung der Chezwecke ausgeſchloſſen oder unmög- 
lich gemacht wird. Namentlich werden zu den Trennungsgründen noch ger 
zählt: Sodomiterei, überhaupt unnatürliche Fleiſchesvergehen, abſichtliche Un⸗ 
fruchtbarmachung, fortdauemde Berweigerung der ehelichen Pflichten, ein während 
der Ehe enifiandener unheilbarer Wahnfinn, unheilbares Unvermögen, unheilbare 
auſteckende Krankheiten u. f. w.“) 

3. In Beziehung des Ehebruches genligt ed, Daß der angellagte Ehegatte 
defieiben überwiefen werde ($. 109 Abſ. 3). — Die Verurtheilung wegen eines 
Verbrechens bildet nah fähflfhem Nechte nur dann einen Scheidungsgrund, 
wenn dadurd die Zuneigung des ſchuldloſen Gatten eine Aenderung erleidet 
(Stat, 11. 1 $. 10. matrimonium deportalione vel aquae et ignis interdielione 
non solvitur, nisi casus in quem maritus ineidit non’ mutel uxoris affeclionem). 

4. Die Religiondbegriffe der nichtunirten Griechen ftellen gleichfalls den 
Grundfaß der Auflösbarkeit der Che auf. Mit Bezug hierauf wurde mit Hof 
derret vom 8. April 1797, 3. 2368 angeordnet: daß die griechiſch Nichtunirten 
in den die J—— betreffenden Fällen den Proteſtanten vollkommen gleich⸗ 


— — —— — —— 


9 Rach Matth. LO wird die foͤrmliche Scheidung wegen Ehebruch und nach 
l. sn) 7 bei einer Trennung don einem umgläubigen Gatten zugelaffen. 
) Canon. eceles. 71— 73. — Reformatio eccles. Saxonicarum. Tit, 13, 
de caus. matrim. $. 6. 
»2) Friedrich Schuler von Libloy: Das Eigen ⸗ Landrecht bet S. Sachſen. © 
121--122. P. Bod: Synapsis jur. connub. $$. 172-2165. 
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gehalten, und das bei denfelben bis num zu beftandene Verbot der vierten Ehe 
für die Zukunft aufgehoben werden folle.”) 

Ramentli gehören zu den Trennungsgründen der gr. n. Unirten: an- 
fteddende, unheilbare, die Beiwohnung bindernde Krankheiten, Epilepfle, und die 
dem Ehebruche gleichgehaltene treuloje Entfernung des ‚Chegatten, indem im 
leßteren Kalle der abwefende Ehegatte, wenn er innerhalb der worgefihriebenen 
Zeit nichts von ih hören läßt, für ehebrecherifh oder todt angefehen wird (S. 
canon. cap. 178, 210, 217, 239). 

5. Das Berfahren in den Ehefiheldungsprocefien der Broteftanten ift der 
Hauptſache nach daffelbe, wie bei der Ungiltigkeits » Erllärung der Ehe (88. 97 
bis 102 Abf. 1— 4). In Fällen der von den ftreitenden Ehegatten behaupteten 
unüberwindlichen Abneigung (invieibile odium), ift die Anordnung des $. 115, 
wonach die Trennung nit fogleich bewilliget, fondern eins oder mehrmals Die 
Scheidung von Tiſch und Bett verfuchäweife angeordnet wird, gleichfalls in Au⸗ 
wendung ($$. 103— 106). „Die Fragepunkte (Weisartikel, deutri puncta) zus 
Vernehmung der Zeugen follen in allen Ehefcheidungsprocefien immer durch jenes 
geiftliche Gericht, bei welchem der Proceß anhangig gemacht wurde, der Sache und 
den Umftänden des Proceſſes gemäß zufammengeftellt werden, und wenn die Zengen, 
welche vernommen werden follen, außerhalb der Gerichtsbarkeit des geiſtlichen 
Gerichtes leben, follen die Fragepunkte der Civilbehörde mit einem Erſuchſchrei⸗ 
ben überfendet, und ſodann durch diefe die Ausfagen der Zeuge auf die vorge 
ſchriebenen Punkte gerichtlich aufgenommen, und mit der üblichen Authentikation 
verfehen, dem Richter zugefchieft werden; im Kalle aber, wo die Zeugen am 
Drte des geiftlichen Gerichtes fi befinden, ſoll dieſes fich durch die Einilbehörde 
die Zeugen ftellen laffen, und deren Ausſagen felbſt aufnehmen“ (Gubernialdeer. 
v. 18. Auguft 1812, 3. 2784. Trauſch. Norm. Samml.). . 

6. Der $. 116 ftehet mit den Grundfägen des proteftantifchen Kirchen⸗ 
rechtes im vollen Einklange ($. 111). In diefer Beziehung haben laut Guber« 
nialdecret vom 21. Auguft 1787, 3. 8748 „A. h. Seine Majeftät mittels h. 
Hofreferiptes vom 5. Juli d. 3. a. g. zu entſchließen geruhet, daß in Fallen, 


) Der Giltigkeit diefer in voller Anwendung ftehenden Sofephinifchen Dor- 
ſchrift, wodurd die früher in Siebenbürgen nur tolerirten nicht⸗unirten Griechen in 
ihrer Neligionsfreiheit keineswegs beſchränkt, fondern vielmehr in Beziehung ber 
Eheſtreitigkeiten den von jeher recipirten Proteftanten gleichgeftellt werden, flehen die 
bei $. 47 gegen die Zofephinifhen Verordnungen in Ehefahen angeführten Bemer- 
fungen aus dem Grunde nicht entgegen, weil die Derhältniffe der griechifch Richt 
Unirten, als einer blos tolerirten Nation, nach den bei $. 37 Abf. II. angeführten 
GBrundfägen verfaffungsgemäß, auch im bloßen abminiftrativen Wege geregelt wer⸗ 
den Fonnten. 
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wo die Watholifen die Che nach der Vorſchrift ihtet Meligion -gefchteffen Haben, 
demungeachtet Daß nachgehends der eine oder andere Theil die katholtfche Reli⸗ 
gion annehmen follte, die Chefcheidungsproceffe nad den Satzungen der nämli⸗ 
hen Religion, in welcher die Ehe gefchloffen werden, vorgenommen, imd folg- 
li auch auf wirkliche Eheſcheidung fürgegangen werben könne“. *)' 

7. Die Wirkungen der Ehetrennung find die volllommene Aufhebung der 
durch die Ehe bedingten gegenfeitigen Rechte und Berbindlichleiten der Gatten, 
namentlich die Auseinanderfepung binfichtlich des Vermögens und die Befähigung 
der gefchiedenen Gatten zur Schließung einer neuen Che, infofern diefer nicht 
ein anderes Hinderniß, als das beftandene Eheband, im Wege ftebet (8. 119). 
Die Gattin übrigens verliert ihre dur die Ehe erlangten Standesrechte und 
den Ramen ihres Mannes, infolange fie Feine neue Ehe eingehet, nicht (Analog. 
von Tr. 1.98 8. 1 ud 1. 102 8. 1). 


$. 117. 

Wenn fich bei einer Trennung der he Streitigkeiten äußern, welche ſich auf einen weiter geſchloſ⸗ 
fenen Bertrag, auf die Abfonderung des Bermögens, auf den Unterhalt ber Kinder, oder Auf andere For⸗ 
derungen und Begenforderungen beziehen, fol der ordentliche Richter allegeit vortäuftg einen Verſuch machen, 
diefe Streitigfeiten durch Bergleich beizulegen. Sind aber die Parteien zu einem Bergleiche nicht zu be 
wegen, fo hat er fie auf ein ordentlihe® Verfahren anzuweiſen, worüber nad den In den Hauptftüde von 
den Chepacten enthaltenen Borfchriften zu entfcheiden, inzwiſchen aber ber Chegattin uud den Kindern der 
anfländige Unterhalt auszumeſſen ifl. 

1. Die Entfpeidung der Streitigkeiten, welche fi bei Trennung der Che 
über die Abfonderung des Vermögens, den Unterhalt der Kinder, oder auf audere 
dad Theband ſelbſt nicht betreffende Korderungen und Gegenforderungen beziehen, 
gehört nicht vor das geiftlihe, fondern vor dad Civilgeriht. Schon mit dem 
a. h. Referipte vom 3. September 1768 wurde die am 20. October 1753 für 
die deutfch- erbländifchen Provinzen erlaffene Alimentationsvorfhrift auch auf 
Siebenbürgen ausgedehnt, und zur Ergänzung derfelben mit a. h. Refcripte vom 
25. November 1769 (Gubl. 3. 346) Folgendes verfügt: „Es fol durch die 
Beamten und Ortömagiftrate unter ftrenger Strafe Allen und Jedem unterfagt 
werben, daß Niemand bezüglih der Beſtimmung der Heirathsgabe, des Unter 


*) Diefed Decret fieht mit den Grundfäpen der vollkommenen Rechtögleichheit 
der chriſtlichen Religionen im Einklange; doch muß betreff ded darin gebrauchten Aus⸗ 
drudes ber „Alatholiten” bemerkt werben, daß diefe Benennung der proteftantifchen 
Blaubendgenoffen in Siebenbürgen nicht nur nicht üblich, fondern fogar ausdrücklich 
unterfagt ift, denſelben in ämtligen Grläffen eine andere, ald die diplomatifche und 
gefeplihe Benennung beizulegen, „in expeditionibus suae religionis addictos non 
Acatholicos, verum diplomalica sua ac legali nomenclatione appellari.“ Reprä⸗ 
fentation des !. Guberniums vom 14. September 1821, Bub. 3. 3032, Hofz. 3116. 
— Dergl. über die dipfomatifche Benennimg ber recipirten Glaubendgenoffen 
A. C. L. I. a. 2 ($. 39). 
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baltes im alle der Entehrung, oder. der Eheſcheidung (in deierminanda dote, 
et alimenlatione ad casum deflorationis, aut separälionis matrimonii) vor 
einem auswärtigen, entweder Civil⸗ oder geiftlihen Gerichte, weder ala Kläger 
noch als Beklagter in einen Proceß ſich einlaffe, ohne ſich bei feiner Behörde ge- 
meldet, und die Reifung und Erlaubniß von ihr erhalten zu haben; gleicherweife 
foll Zedermann, welcher nach erlangter Erlaubniß fi anderwärts begibt und zu 
Gericht ftellt, das daſelbſt für oder wider gefällte Urtheil feiner ordentlichen 
Behörde überreihen , indem fonft die Eivilbehörde in vorkommenden Fallen, 
wenn dieſe Parteien kaiſerliche Untertbanen find, diefelben vor fih laden, und 
wenn es fih nicht um ein Eheverſprechen handelt, fondern fowehl um die Strafe 
des unzüchtigen Beifchlafes, als die Genugthuung für die Entebrung, die Kind- 
bett-Unkoften und den Unterhalt der Kinder, ebenfo aud im Falle der Pater- 
nitätöflage,, die Unterfuhung vornehmen und die Entfcheidung fällen fol; in 
jenen Fällen aber, wo ſogleich eine Abhilfe nöthig ift, foll die Civilbehoͤrde pro- 
viforifh der bedürftigen Mutter fowie dem Kinde ohne allen Verzug Beiftand 
leiften, und dazu, bei Wahrnehmung von Ehezwifigkeiten , zeitig Vorforge zu 
treffen, diefe beizulegen, den fchuldigen Theil aber zurechtzuweiſen ſich angelegen 
fein laſſen; infofern aber eine Befferung nicht zu hoffen ift, und ein gefeßmäßiger 
Scheidungsproceß in Ausficht ſtehet, diefen zwar dem geiftlihen Richter über: 
lafjen, mit dem Vorbehalte jedoch, daß nad erlangter Scheidung zur Beftimmung 
des Betrages des nothwendigen Unterhaltes die Parteien, ebenfo wie diejenigen, 
welche im Kalle der Entehrung , oder fonft wegen eines Eheverſprechens an den 
geiftlihen Richter verwiefen werden, und dort in der Hauptfache ihr Urtheil erhal- 
ten, die gefällte Entfheidung zu überweifen gehalten fein follen. Da aber in 
ten Urtheilen der geiftlichen Gerichte häufig auch Beftimmungen über das Heis 
rathsgut und den Unterhalt vorfommen, fo foll die Eivilbehörde an die Urtheile 
in Diefem Theile feinesweges gebunden fein, fondern den Betrag nad den 
Bermögensverhaltniffen ſelbſt beftimmen; und wenn das geiftliche Ge: 
richt in diefer Beziehung die Erecution feines Urtheiles verlangt, ſoll dieſe nicht 
ertheilt werden“ (Urtert Latein. Zraufh. Norm. Samml. Stat. almae dioec. 
Transsilv. P. III. Sect. I. $. 4). Erneuert wurde diefe Vorfchrift durch Gubl. 
Decret vom 14. Dct. 1825, 3. 5452 und v. 21. Auguft 1829, 3. Jud. 4029. 

2. Nah ungarifhem Rechte hat die Frau, im Falle fie fih des Ehe⸗ 
bruches ſchuldig gemacht hat, und deswegen die Eheſcheidung erfolgt ift, Leinen 
Anfpruh auf das Heirathägut (dos), jedoch Tann fie die Baraphernalien nicht 
verlieren (Tr. I. 105). Wird die Ehe, weil fie unbewußt in verbotenem Ver⸗ 
wandtfhafts. oder Schwägerfhaftsgrade eingegangen wurde, aufgelöft, fo 
kann die, Frau vom Manne ſowohl das Heirathegut, als die Paraphernalien ans 
fpreden; wurde aber die Ehe mit einem ſolchen Hinderniffe wiffentlih eingegan« 
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gen, fo verliert die Frau, ob die Auflöfung der Ehe erfolgt ift oder nicht, das 
Heirathsgut und kann die Baraphernalien nur vom Manne, nicht aber auch von 
defien Erben anſprechen (Tr. I. 106—107), vergl. 88. 1263—1266. 

3. Nah fähfifhem Rechte fell der an der Ehefheidung fehuldtra- 
gende Mann oder Frau dem ſchuldloſen Gatten den vierten Theil des eigenen 
Bermögensantheiles entrichten (St. IL. 1 $. 7. „si igilur vir sine culpa uxorem, 
aul uxor sine culpa maritum rejeceril, compellatur ei quartaın partem pro- 
priae subslantiae pro rata portione persolvere“), jedoch kann die Frau, wenn 
der Mann ihr wegen Unvermögens, feit Anfang der Ehe zwei Jahre hindurd, 
nit beimohnen kann, fih ohne Gefahr ihr Dritttheil zu verlieren, von ihm 
trennen laffen (ebd. $. 9. potest mulier sine perieulo trienlis amillendi de 
dium mittere). 

Zur näheren Erläuterung namentlih der erfteren Gefehesbeftimmung 
wurde mit Gubernialdecret vom 2. October 1802, 3. 3005, angeordnet, daß 
bei Eheſcheidungen jedes der gefihiedenen Gatten das in die Ehe gebrachte oder 
während derfelben ererbte Vermögen (Allatur) zurücknehmen, das während der 
Ehe aber erworbene But nach den Geſetzen zu zwei Dritttheilen dem Manne, und 
ein Dritttheil dem Weibe zufallen folle, wobei jedoch die Beftimmung des Sta- 
tutargefehes Buch 2, Tit. 1, $. 1, fowie die von den Gerichten betreff des Un 
terhaltes der Frau und Kinder getroffene Berfügung aufrecht zu bleiben haben. 
Diefes Decret wurde mit a. h. Refeript vom 24. April 1807, Hof. 1152, in 
den Worten: „ut occasione divorliorum unicuique conjugum propria sua 
substantia, bona vero propria conjugum industria sub lempore malrimonii 
fors acquisita ad dielamen Legum municipalium communi divisioni subjieian- 
iur, et bessis ex eisdem marito, {riens vero uxori assignetur, salva legis 
Stat. Libr. II. Tit. 1. $. 7. dispositione et senlenliis fororum matrimonialium 
eirca uxoris et liberorum interlentionem ferendis“ (@ubz. 1764) beflätiget, vergl. 
88. 1263— 1266. 





Hiezu tömmt zu bemerken: 
1) Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen treten, weil ſie nicht das 
ſelbſt betreffen, zufolge des Artikel IT des K. Patentes in volle Wirfamteit. 

- 2) Zufolge der 3. M. B. vom 26. Juni 1858 dürfen, da den Ehegatten auf 
keine Weife geftattet ift, bie eheliche Verbiudung eigenmächtig aufzuheben, Klagen 
zwifchen benfelben über die Auseinanderfeßung ihres Vermögens oder über andere 
Anfprücde, welche die Ungiltigkeit oder die Trennung der Che oder die Scheidung 
von Tiſch und Bett vorausfegen, von dem Givilrichter nicht angenommen werben, 
wenn in benfelben nicht die rechtskräftige Entfheidung der competenten geiſtlichen 
Behörde über die Ungiltigkeit oder Trennung der Ehe, oder die bewilligte Scheidung 
von Tiſch und Bett beigebracht wird. Geſuche um die vorläufige Bewilligung eines 
abgefonderten Wohnorted, um Auftrag an den anderen Ehegatten zur Entrichtung 
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des anfländigen Unterhaltes und andere proviſoriſche Vorkehrungen koͤnnen bei dem 
Civilrichter in dringenden Fällen zwar noch eher angebracht werden, als bie Klage in 
der Hauptfache bei dem geiftlihen Gerichte anhängig gemacht wird. Der Richter hat 
jedoch in folhen Fällen bei Bewilligung des Gefuches ftetd zugleich einen angemei- 
fenen Zermin zur Ausweifung über die bei dem geiftlihen Gerichte angebrachte Klage 
bezüglich der Aufhebung der ehelichen Verbindung feftzufeßen und von Amtewegen 
über die Beobachtung deöfelben zu machen. Iſt die Scheidung von Zifh und Bett 
don einer geiftlihen Gerihtäbehörde in Folge des Einverfländniffes beider Ehegatten 
bewilliget worden, ohne daß die letzteren zugleich den 88. 103 und 1263 des allge» 
gemeinen bürgerlichen Gefeßbucdes gemäß in Beziehung auf die Auseinanderſetzung 
ihres Vermögens ein Uebereinfommen getroffen haben, fo haben die Gerichtsbehörden 
Bei der Entfcheidung der hierüber etwa entftehenden Streitigkeiten nach den nämlichen 
Beſtimmungen vorzugehen, welche in tem allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuche ($. 1264) 
für den Fall gegeben find, als bei einer durch richteriches Urtheil erfolgten Scheidung 
fein Iheil an derfelben Schuld trägt. Für dad Wohl der vorhandenen minderjäbri« 
gen Kinder haben die bürgerlichen Gerichte bei (Eheftreitigkeiten der Eltern, ſelbſt 
wenn über diefe in der Hauptfache die geiftlichen Behörden zu entfcheiden haben, ſtets 
ohne Verzug von Amtöwegen die dem Geſetze entfprechenden Verfügungen zu treffen. 

3) Zufolge des 8. 460 der C. P. DO. kann auf Befoldungen, perfünlide Zu: 
lagen, Tag⸗, Quartier⸗ umd Reifegelder 1. f. Beamten und Diener wegen des ber 


Gattin und den Kindern des Schuldners gebührenden Unterhaltes Gyeruiion gefühtl 
werben. 


8. 118. 

Baın die getrennten Ehegatten ſich wieder vereinigen wollen, fo muß die Bereinigung ala eint 
neue Ehe betrachtet und mit allen zur Schließung eines Ehevertrages nad dem Befehe erforderlichen Bei: 
fichfeiten eingegaugen werden. 

Die kirchlichen Sabungen der Proteftanten geftatten die Wiedervereinigung 
getrennter Ehegatten, jedoch da durch die Trennung das Cheband felbft gelök 
worden ift, find dazu alle jene Feierlichkeiten erforderlich, welche bei Eingehung 
einer Ehe überhaupt zu beobachten find. ”) 


$. 119. 

Den Getrennten wird zwar überhaupt geſtattet, fi wieder zu verehelichen, doch fann mit den⸗ 
jenigen,, welche vermöge der bei der Zrennung vorgelegenen Beweiſe durch Ebebrud, durch VBerbep ungen. 
oder auf eine andere fräflihe Art die vorgegangene Trennung veranlaßt haben, keine giltige Ede aM 
ſchloſſen werden. 

1. Die im vorftehenden Paragraphen aufgeftellten Beſchränkungen und 
Borfihten in Rückſicht der Wiederverehelihung find den kirchlichen Sagungen 
der hriftlichen Religionsgenoffen in Siebenbürgen fremd. Namentlich folgt aut 
der durchgängigen Rechtsgleichheit der chrifflihen Glaubensbekenntnifſe dieje? 
Landes, daß das in den übrigen Ländern der Monarchie beftebende, in dem Hof: 
decrete vom 26. Auguft 1814 (9. G. ©. Nr. 1099) begründete |. g. Ehehin⸗ 


— — —— ne 


5) P. Bad: Synopsis jar. connub. 88. 226—230. 
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derniß des Katholicismus, wonach eine getrennte nicht katholiſche Perſon bei Leb⸗ 
zeiten ihres früheren Gatten, keine katholiſche Perſon ehelichen kann, hier nicht 
beftebe , wie dies bereits bei 88. 75—77 Abſ. 32 auseinandergefeht wurde. 
Wohl aber verſteht es fich von ſelbſt, daß eine Perſon, welche urfpränglich einem 
niet katholiſchen Blaubensbelenntniffe angehört bat, fpäter aber, ob wor ob nad 
der Trauung, zur katholifhen Religion übergetreten ift, während Lebzeiten bes 
von ihr getrennten Gatten eine neue Ehe überhaupt nicht eingehen könne, weil 
fie nah den Grundfäßen der katholifchen Kirche, welchen fie ſich wiſſentlich unter- 
worfen hat, nur die Scheidung von Tiſch und Bett, nicht aber die Ehetrennung 
erlangen konnte (58. 107—109 Abf. 4 ımd 8. 111). 

2. Das Hinderniß der Theilnahme an der Trennungsurfadhe befteht wohl 
infoweif, als diejenigen, welche die Gattin eines Anderen verführen, und einen 
fittenverderbenden, unzüchtigen Lebenswandel führen, Iaut a. b. Referipte vom 
7. April 1815 (Hofz. 843. Gub. 3. 3909) von Amtswegen der Beftrafung 
unterzogen werden follen (8. 67). Auch wird in Fällen, wo es klar zu Tage liegt, 
dag zwei PBerfonen fi aus dem Grunde des Ehebruchs fhuldig gemadt haben, 
‚ am dadurch die Ehetrennung zu bewirken, oder auch fonft dem Ehebruche der: 
felben unfittlihe und ftrafbare Abfihten höheren Grades zum Grunde liegen, 
nicht felten in dem Trennungsurtheile dem ehebrecheriſchen Theile das Verbot der 
Eingehung der Ehe mit dem Genoſſen des Ehebruchs ausdrücklich auferlegt. *) 
In einem folden Falle dirfen laut dem Hofdecrete vom 27. Febrnar 1830 
(Dofz 662. Bub. 3. 1434) die Geiſtlichen ſolche Berfonen ded ihnen auferleg« 
ten Hinderniffes weder auf dem Wege der Verſohnung mit der Kirche, mod, gegen 
Snirihiung einer Taxe entbinden fverbi divini ministris a. suae majestatis 
ssermae. nomine prohibeatur: ne a liga adulteris, ut matrimoniem cum re- 
speclivo criminis adulterii socio, vel socia contrahere caveant, per soncer- 
nens protestantium forum ecclesiastigum irrogala, per supremum etiam judi- 
eem altiaeima sentenlia mediante approbata, partes sive via reconciliationis 
cum Ecclesia, sive erga pendendam taxam, eum elusione sententiarum legi- 
time latarum absolvere praesumant). 


8. 120. 


Weunn eine Ehe für ungiltig erklärt, getrennt oder durch des Mannes Tod aufgelöſt wird, fo kann 
vie Frau, wenn fie ſchwanger iſt, nicht vor ihrer Entbindung, und. wenn über ihre Schwangerſchaft ein 
Zweifel entſteht, nicht vor Berlauf des fechöten Monatd, zu einer neuen: @he ſchreiten; wenn aber nad 
den Umftänden oder nach dem Zeugnifie der Sachverſtändigen eine Schwangerſchaft nit mahrieiniic ift, 
te fınn nad Ablauf dreier Monate in der Hauptfladt von der Landesflelle, und auf den Rande vor Tem 
Kreıdamte die Dispenfation eriheilt werden. i 





— — 


) Canon. eccles. 71. 
Sachſenheim, Erläuterung. 19 


IB. ©. 8. 58. 120—123.] 242 Vorſichten bei der @lsderverebelicähung.] 


8. 121. 


Die Uebertretung dieſes Geſetzes ($. 120) zieht zwar nicht die Ungiltigkeit der Ehe mac fi, allein 
die Frau verliert die ihr von dem vorigen Manne durch Ehepacten, Erbvertrag, Ieten Willen ober durd 
das Uebereinkommen bei der Trauung zugewendeten Vortheile; der Mann aber, mit dem fle die zweite 
Ehe fließt, verliert daa ihm außer diefem Kalle durch Den $. 58 zufommende Mecht, die Ehe für umgiltig 
erfiären gu laſſen, und beide Ehegatten find mit einer den limfländen angemeffenen Strafe zu belegen. 
Wird in einer ſolchen Ehe ein Kind geboren, und es iſt wenigftens zweifelhaft, ob es nicht von dem vori⸗ 
gen Manne gezeugt worden fet, fo if Demfelben ein Curator zur Vertretung feiner Rechte su beftellen. 

Uebereinftimmend mit dem $..120 darf bei den Augsburgifchen Glaubens⸗ 
genoffen nach den Synodalartiteln vom Jahre 1593 und 1607, wenn die Ehe 
durch den Tod des einen Gatten aufgelöft worden ift, die hinterbliebene Frau 
vor Ablauf von fehs Monaten, der Mann vor drei Monaten Feine neue Ehe ein- 
geben, und zwar Erftere nicht, weil ſich in diefer Zeit enticheiden muß ,. ob fie 
ſchwanger fei oder nicht? der Letztere nicht, der ehrfurchtsvollen Rücficht wegen, 
die er für die beftandene Ehe zu nehmen bat. Jedoch kann in befonderen Fallen 
von diefer Wartezeit Dispens ertheilt werden. ”) 


4. 122. 


Wenn eine Ehe für ungiltig erfannt oder für getrennt erflärt wird, fo foll diefer @rfoig in tem 
Trauungsbuche an der Stelle, wo die Trauung eingetragen iſt, angemerkt, und au dem Ende von tem 
Gerichte, wo die Berhandlung über die Ungiltigkeit oder Trennung vor ſich gegangen tft, die Erinnerung 
an die Behörde, welche für die Richtigkeit des Trauungebuches zu forgen hat, erlaffen werden. 

Die Anordnung diefes Paragraphen bat den Zwed, zu verhüten, daß aus 
den Bormerkungen des Trauungsbuches nicht etwa Nechte abzuleiten verſucht 
werben, welche bereits aufgehoben worden find. Diefelbe bezieht fi ſonach auf 
die rechtlichen Wirkungen der Auflöfung des Ehebandes, nicht auf diefes felöft, 
und tritt daher auch zufolge des Art. III und IV des Kundm. Batentes in volle 
Wirkſamkeit. 


6. 123, 


Beh der Indenfhaft haben mit Rückficht auf ihr Reltgtonsverhättuis nachſtehende Abweichnugen 
von dem is diefem Hauptftücke allgemein beftehenden Cherechte Statt. 





— 


”) Der Artikel 10 v. J. 1607 lautet: „Si conjugati defuncti viduos vel vi- 
duas post se superstites relinquant, et hi sentiant se bona conscientia extra 
conjugium vivere non posse, sequantur praeceptum Pauli I Tim. 5. ubi inquit: 
velim viduas juniores nubere, liberos gignere, domum administrare, et nullam 
dare occasionem adversärio ad maledicendum. Ita tamen ne temere quicquam 
agant sed justum tempus expecient, donec dies moderati luctus expleverint. 
Viduae quidem sex menses, donec conspiciatur tum eat ne uterus necne; vidui 


vero ad minimum quadrantem anni idque in reverentiam prioris matrimonii et 
evitanda scandala. —“ 


19. ©. 8. 6. 123.) 2143 _ Iudenche. 


Die Juden, denen der bleibende Aufenthalt in Siebenbürgen landesgeſetz⸗ 
lich blos in Karlsburg geftattet ift (A. C. V. Ed. 82), haben auch nur dafelbft 
zwei Synagogen ; die eine für die deutfchen, die andere für die türkifchen Juden. 
Die übrigen im Lande zerftreut lebenden Juden halten ihren Gottesdienft in 
ihren eigenen Wohnungen, oder an Orten, wo ihre Zahl größer ift, in eigens 
dazu gemietheten Privathäufern.”) Der römifch-katholifhe Bifchof, welcher feine 
Refidenz in Karleburg bat, ift der Bejchüger der im Lande wohnenden Juden ; 
teswegen wird der Oberrabbiner durch die zu Karlöburg wohnhaften Juden unter 
dem Vorſitz entweder einer aus ihrer Mitte beftellten Commiſſion, oder der, bir 
fhöflihen Herrfhaftsbeamten gewählt, und derjenige, welcher die meiften Stim- 
men erhalten hat, vor dem jeweiligen römifch-fatholifchen Bifchofe, vermöge einer 
durch viele Jahre ununterbrochen ausgeübten, und daher zur Geſetzeskraft er- 
hobenen Bepflogenheit durch ein fürmliches Beftellungsdecret beftätigt, welchen 
fofort fämmtliche in Siebenbürgen befindliche Juden für ihren geiftlihden Vorge⸗ 
fegten anzuerkennen verpflichtet find. Diefer pflegt nun die Unterrabbiner, welche, 
fowie er felbft, der deutfhen Sprache mächtig fein ſollen, ) ohne allen fremden 
Einfluß aus eigener Machtvollkommenheit zu ernennen. Die aus den kirchlichen 
Angelegenheiten entftehenden Differenzen, infofern ſolche dur den Oberrabbiner 
nicht beigelegt werden können, gelangen zuerft zur Entfcheidung.der bifchöflicyen 
Herrſchaftsbeamten, dann des Bifhofs felbit, und werden nicht felten vor die oberfte 
Randesftelle gebracht. Die von Karlsburg entfernteren Juden unterftehen mit 
ihren Streitigkeiten unter einander der betreffenden Givilbehörde. Cine Aus- 
nahme jedoch machten bisher die Ehefcheidungsprocefie, welche, wenn die Bar- 
teien damit einverflanden waren, durch den Oberrabbiner gefchlichtet wurden. 
Sonft lebten die flreitenden Eheleute, wenn einer oder der andere Theil nicht 
geſchieden fein wollte, fo Tange von Tiſch und Bett getrennt, bis entweder unter 


— 


+ Benigni's Statiſtik, II. Th. ©. 217. 

») Nach Inhalt des a. 5. NReferiptes vom 23. Juli 1787 Sub. 3. 10193 tft 
die Judenſchaft zu verhalten, daß ein jeder Haudvater für feine Familie, jeder Bor: 
mund für feine Waifen, und eine jede ledige, weder in der väterlichen Gewalt, noch 
unter einer Bormundfchaft oder Curatel ſtehende Mannsperſon vom 1. Jänner 1788 
einen beftimmten Geſchlechtsnamen führen, das weibliche Geflecht im ledigen Stande 
den Geſchlechtsnamen ihred Vater, verheirathet jenen ihred Mannes annehmen, jebe 
einzelne Perfon aber ohne Ausnahme einen deutfhen Bornamen fi beilegen, 
und folchen zeitlebend nicht abändern fol ($. 1). Mit 1. Jänner 1788 müffen die 
Beſchneidungs⸗ und Geburtsbücher ohne Ausnahme in deutſcher Sprache geführt, 
dann alle Geborne, Geftorbene und Getraute aber nicht anders, ald mit den deut 
fhen Bor- und ihren auf immer beftimmt angenommenen Gefchlehtönamen einge - 
tragen werden (3. 4). Vergl. $. 131. 
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z. 121. 


Die Uebertretung dieſes Geſetzes ($. 120) zieht zwar nicht die Ungiltigkeit der Ehe nach fi, allein 
die Frau verliert die ihr von dem vorigen Manne durch Ehepacten, Erbvertrag, legten Willen oder durch 
das Uebereiufommen bei der Zrauung sugewendeten Vortheile; der Mann aber, mit dem fle die zweite 
Ehe fließt, verliert das ihm außer diefem Wale durch den $. 58 zukommende Mecht, Die Ehe für ungiltig 
erflären zu lafſen, und beide Ehegatien find mit einer den limftänden angemeflenen Strafe gu belegen. 
Wird in einer ſolchen Ehe ein Kind geboren, und es ift wenigſtens zweifelhaft, ob es nicht von dem vori- 
gen Manne gezeugt worden fet, fo tft demfelben ein Gurator zur Vertretung ſeiner Rechte au beflellen. 


Uebereinftimmend mit dem 8. 120 darf bei den Augsburgifhen Glaubens⸗ 
genoffen nach den Synodalartiteln vom Jahre 1593 und 1607, wenn die Ehe 
dur den Tod des einen Gatten aufgelöft worden ift, die binterbliebene Frau 
vor Ablauf von ſechs Monaten, der Mann vor drei Monaten keine neue Ehe ein» 
geben, und zwar Erſtere nicht, weil fich in diefer Zeit entjcheiden muß ,. ob fie 
ſchwanger fei oder nicht? der Letztere nicht, der ehrfurchtsvollen Rüdficht wegen, 
die er für die beftandene Ehe zu nehmen hat. Jedoch kann in befonderen Fällen 
von diefer Wartezeit Dispens ertheilt werden. ”) 


4. 122, 


Wenn eine Ehe für ungiltig erfanmt oder für getrennt erflärt wird, fo ſoll diefer Erfolg in dem 
Trauungébuche an der Stelle, wo bie Trauung eingetragen iſt, angemerkt, und zu dem Ende von tem 
Gerichte, wo die Berhandiung über die Ungiltigkeit oder Trennung vor ſich gegangen iſt, die Erinnerung 
an die Behörde, welche für die Nichtigkeit des Trauungsbuches zu forgen hat, erlaſſen werden. 


Die Anordnung diefes Paragraphen hat den Zweck, zu verhüten, daß aus 
den Bormerkungen des Trauungsbuches nicht etwa Rechte abzuleiten verfucht 
werden, welde bereitö aufgehoben worden find. Diefelbe bezieht fi ſonach auf 
die rechtlichen Wirkungen der Auflöfung des Ehebandes, nicht auf diefes ſelbſt. 
und tritt daher auch zufolge des Art. II und IV des Kundm. Patentes in volle 
Mirkfamteit. 


$. 128, 


Bei der Indenfhaft haben mit Müdfiht auf ihr Religionsverhälmiß nachſtehende Abweichungen 
von dem in diefem Hauptiftüde allgemein beftebenden Cherechte Statt. 


”) Der Artikel 10 v. 3. 1607 Tautet: „Si conjugati defuncti viduos vel vi- 
duas post se superstites relinquant, et hi sentiant se bona Conscienlia extra 
conjugium vivere non posse, sequantur praeccptum Pauli I Tim, 5. ubi inquit: 
velim viduas juniores nubere, liberos gignere, domum adnıinistrare, et nullam 
dare occasionem adversärio ad maledicendum. Ita tamen ne temere quicquam 
agant sed justum tempus expecient, donec dies moderati luctus expleverint. 
Viduae quidem sex menses, donec conspieiatur tum eat ne uterus necne; vidui 


vero ad minimum quadrantem anni idque in reverentiam prioris matrimonii et 
evitanda scandala. —“ 


18. ©. 2. 8. 123] MI — NVudenche. 


Die Juden, denen der bleibende Aufenthalt in Siebenbuͤrgen landesgeſetz⸗ 
lich blos in Karlsburg geftattet iſt (A. C. V. Ed. 82), haben auch nur daſelbſt 
zwei Synagogen; die eine für die deutfchen, die andere für die türkifchen Juden. 
Die übrigen im Lande zerftreut Tebenden Juden halten ihren Gottesdienft in 
ihren eigenen Wohnungen, oder an Orten, wo ihre Zahl größer ift, in- eigens 
dazu gemietheten Privathäufern.*) Der römiſch-katholiſche Bifchof, welcher feine 
Refidenz in Karlsburg bat, ift der Befchüger der im Lande wohnenden Juden ; 
deswegen wird der Oberrabbiner durch die zu Karlöburg wohnhaften Juden unter 
dem Borfiß entweder einer aus ihrer Mitte beftellten Commiffton, oder der, bi⸗ 
ſchöflichen Herrſchaftsbeamten gewählt, "und derjenige, weldyer die meiften Stim- 
men erhalten hat, vor dem jeweiligen roͤmiſch-katholiſchen Bifchofe, vermöge einer 
durch viele Jahre ununterbrochen ausgeübten, und daher zur Geſetzeskraft er- 
bobenen Gepflogenheit durch ein fürmliches Beftellungsdecret beftätigt, welchen 
fofort fammtliche in Siebenbürgen befindliche Juden für ihren geiftlihen Vorge- 
feßten anzuerkennen verpflichtet find. Diefer pflegt num die Unterrabbiner, welche, 
fowie er feldft, der deutfhen Sprache mächtig fein follen,”*) ohne allen fremden 
Einfluß aus eigener Machtvollkommenheit zu ernennen. Die aus den kirchlichen 
Angelegenheiten entftehenden Differenzen, infofern folde durch den Oberrabbiner 
nicht beigelegt werden können, gelangen zuerft zur Entſcheidung der bifchöflichen 
Herrſchaftsbeamten, dann des Biſchofs felbit, und werden nicht felten vor die oberfte 
Randesftelle gebraht. Die von Karlsburg entfernteren Juden unterflehen mit 
ihren Streitigkeiten unter einander der betreffenden Givilbehörde. Eine Aus- 
nahme jedoch machten bisher die Eheſcheidungsproceſſe, welche, wenn die Par⸗ 
teien damit einverflanden waren, durch den Oberrabbiner geſchlichtet wurden. 
Sonft lebten die freitenden Eheleute, wenn einer oder der andere Theil nicht 
geſchieden wollte, ſo lange von Tiſch und Bett getrennt, bis entweder unter 





9 —— Statiſtik, II. Th. S. 217. 

"Nah Inhalt des a. h. Reſeriptes vom 23. Juli 1787 Gub. 3. 10193 iſt 
die Indenſchaft zu verhalten, daß ein jeder Hausvater für feine Familie, jeder Vor⸗ 
mund für feine Waifen, und eine jede ledige, weder in der väterlichen Gewalt, noch 
unter einer Bormundfchaft oder Curatel ftehende Mannsperfon vom 1. Jänner 1788 
einen beftimmten Gefchlehtönamen führen, das weibliche Gefhleht im ledigen Stande 
den Gefchlehtenamen ihres Baterd, verheirathet jenen ihred Mannes annehmen, jede 
einzelne Perfon aber ohne Ausnahme einen deutfhen Bornamen fi beilegen, 
und folchen zeitlebens nicht abändern foll ($. 1). Mit 1. Jänner 1788 müffen die 
Beſchneidungs⸗ und Geburtöbucher ohne Ausnahme in deutſcher Sprade geführt, 
dann alle Geborne, Geftorbene und Getraute aber nicht anders, ald mit den Deuts 
fhen Vor⸗ und ihren auf immer befiimmt angenommenen Sefglehtönamen einge - 
tragen werben (3. 4). Bergl. $. 131. 

19° 





[8. ©. 9. 8.194] 3A [@beconfen# bei Iubrnchen.} 


ihnen der Ftieden hergeſtellt wurde, oder beibe in die — des ehelichen 
Bandes einwißtigten. *) 


Zufoige des Artikels IV. des Kundm. Patentes finden die Vorſchriften des 
a. b. G. B. über das Eherecht auf die judiſchen Glaubensgenoſſen ihre volle An⸗ 
wendung. Es treten alſo bezüglich der Juden nicht bloß die allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Eherechtes, fondern auch die in den 58. 125—136 enthaltenen, die jüdifchen 
Chen ausſchließlich betreffenden Ausnahmen davon, in Wirkſamkeit. Im Ginflange 
hiemit verordnet der Artikel TI. der I. M. B. vom 3. Jänner 1853 (RM. ©. DL 
Nr. 129) die Zuftänbigfeit der l. f. Gerichte in Ehefachen der Juden. Bergl. $. 135. 


$. 124 


Zur Schließung einer giltigen Ehe müſſen die Berlobten die Bewilligung von dem Kreidamte be 
wirfen, Im deffen Bezirke fih die Hauptgemeinde befindet, welcher ein uud der andere Thell einverleibt if. 


N. Tr. B. Nr. 23. 


Ueber die Frage, wie die durch das Belek tm Allgemeinen erflärte Ungtlitigfelt einer ohne frei 
Amtliche Bewilligung gefchloffenen Judenehe tm den vorkommenden einzelnen Bähew gar Wirkſamkeit ge 


bracht werden fol? haben Seine Majeſtäͤt mit Allerhöchſter Entfchließung vom 5. December 1826 m Er: 
mägung, daß: 


Erſten?. In dem $. 124 des afigemeinen bürgerkichen Geſchzbuches die Minholung der Treii- 
Amtliche Bewiligung als ein Erforderniß aur Schließung einer giltigen Judenehe vorgefchrieben. 


Bweltens. Im $, 129 eine Indenehe, die ohne Beobachtung der gefeglihen Borfäriften ge- 
fglefjen wird, für ungiltig erHlärt. und 


Drittens, Im $. 190 die Beſtrafung ber davwider Handelnden nach dem Strafgeſege über 
ſchwere Polizei⸗Uedertretungen angeordnet worden iſt, zu erklaͤren defimbden, daß eine ohne BSecobaddtumg 
ver geſthlichen Borichriften geſchloſſene Judenehe ipss facts ungiitig tft, wetl fie eigentlich gar wide zu 
Stande gefommen if, und daß es demnad bei ſolchen Ehen des Berfahrens, weldes im Allgemeinen bei 
mit ehem Hinderniffe Behaftetaı Ehen vorgeſchrieben if, nicht bedarf, mithin diefe Vorſchriften und na- 
mentlich die 98. 94 und 97 des allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuches auf Zudenchen wicht wuwenbbaz nu 


(Hefderret vom 13. Jäuner 1827 Ar. 22503. ©. ©.). 

Der Anordnung dies Paragraphen und der dazu gehörenden N. Tr. 2. 
liegt der Zwed zum Grunde, dem zu großen Anwachs des jüdischen Bevölkerung 
zu befchränten, und die Ueberficht derfelben zu erhalten.”*) Aus demfelben Grunde 
ift in Siebenbürgen, außer dem Landesgeſetze, dic Befigfähigkeit der Juden durch 
zahlreiche politifche Vorſchriften ($. 37 Abſ. II 5 und 88. 355— 356) beſchränkt 
worden. — 


3m Ginklange mit obigen Borfchriften hat: : 

1. Um der Unwendung des 3. 124 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches 
feinem Zweifel Raum zu geben, dag Minifterium des’ Innern unter Hinweifung auf 
bie zur Sanction diefed Paragraphes beitehenden Vorfchriften, nämlich auf die SS. 
129 und 130 des allgemeinen bürgerlichen Geſeßzbuches, auf dad Hofberret vom 13. 


— — — — — 


*) Prafwialbericht des k. Guberniums an die fiebenb. Hoffanzlei v. 5. October 
1843, Gubz. 398. Hofz. 4260. 


”) Dr. Mori Stubenrauh: Das a. b. G. B. 4. Lief. S. 376. 


⸗ 


[D. @. 2. 6.124.) 48 lCheconſens bei Impenehen.] 


Sünner 18237, 3. 2250, der Juſtiz⸗Geſetzfammliung und auf den 8. 507 des Strafge- 
feßed vom 27. Mai 1852 verordnet, daß die im $. 124 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches als Frforderniß zur Schließung einer giltigen Juden⸗Ehe vorgefchriebene 
Bewilligung, bie die Hierzu Durch Den neuen politifhen Organismus berufenen Bes 
hörden ind Keben getreten fein werden, bei der k. k. Diſtrictsbehörde zu erwirken ift, 
in deren Bereiche ſich die Gemeinde befindet, welcher der Bräutigam angehört. Bezüg- 
lich des hierbei zu beobachtenden Verfahrens werben bis zur definitiven Regelung der 
dießfälligen Berhältniffe Folgende proviforifhe Beflimmungen als Richtſchnur vorge 
zeichnet: 1. Der politifhe Eheconſens iſt nur dann zu ertheilen: a) wenn die Ehe⸗ 
werber den Beſitz eines den Unterhalt einer Familie fichernden Vermögens ober eines 
ſolchen erlaubten Rahrungszweiges nachweifen, b) wenn ber Bräutigam das vierund- 
zwanzigſte und die Braut das achtzehnte Lebensjahr zurüdgelegt hapen, und c) wenn 
fich die Brautleute Über ihr guter, fittliches Betragen mit cinem Zeugniffe des Nab- 
binerd und des Borftchers der Ortögemeinde ausweifen. 2. Bon der sub b) vorge 
fchriebenen Bedingung fann nur aus beſonbers rudfihtöwürbigen Gründen, und bezüg- 
lich des Bräutigamd nur dann eine Ausnahme gemacht. werden, wenn berfelbe von 
der Militärpflicht gefeplich befreit if, oder durch Erlag der vorgefchriebenen Tare ſich 
hiervon beiseit bat, eder menn er von einer Affentirungd-Gemmiffion als zum Mili- 
tairdienfte für immer untauglich befunden worden iſt. 3. Bor Ertheilung des pofiti- 
ſchen Eheconfenfes ift der Vorſteher der Ortsgemeinde, welcher der Bräntigam ange- 
hört, zu vernehmen. 4. Wird der politifhe Eheconſens verweigert, fo ſteht den 
Ehewerbern der Recurd im vorgefehriebenen Inſtanzenzuge offen. findet die Diftrictd- 
behörbe den politifhen Eheconfend gegen die Erklärung des vorläufig einvernomme⸗ 
nen Gemeinde Vorſtehers gu ertheilen, ſo iſt wieß vorerſt Demfelben mit dan Beifape 
befannt zu machen, daß, wenn er binnen vierzehn Zagen, vom Tage der Zuftellung 
an gerechnet, den Recurs nicht eingebracht haben follte, der politifche Eheconfend als 
vechtsfrüftig den Ehewerbern zugeftelt werden würde. Trägt die Behoͤrde an ber 
Erteilung des politifhen Eheconſenſes kein Bedenken und hat der Ortögemeinde- 
Vorſteher feine Beiftimmung hierzu erklärt, fo if der Conſens ohne weiters zuzuſtellen 
und der Ortögemeinde » Borfteher hiervon zu verftänbigen.. Ein Recurd ded Lepteren 
if in dieſem Falle ausgeſchloſſen (Berordn. ded Min. d. Iunern vum 25. Yuli 1853. 
N. ©. Bl. Nr. 144). 


2. Haben bis zur bevorſtehenden definitiven Regelung der ſtaatsbürgerlichen 
Verhültniſſe der Yfraeliten in jedem Kronlande die, in demfelben vor und bis zum 
1. Jänner 1848 hbeflandenen, die Befibfähigfeit der Iſraeliten beſchränkenden Bor- 
fehriften proviforifch mieber in Wirkfamkeit zu treten (8. B. vom 2. October 1853. 
R. G. BI. Rr. 190). 


Aus dem Zufammenhalte biefer beiden Vorſchriften ergibt fick, daß bie Juden 
in Siebenbürgen zur Erlangung des politifchen Conſenfes fi über ihr gutes, fittli« 
ches Betragen mit dem Zeugniffe bes Rabbinerd und Vorſtehers einer ſolchen Orts⸗ 
Gemeinde, wo fie fi) nicht bloß vorübergehend zur Betreibung des Handels aufhalten, 
fondern ihnen ein bleibender Aufenthalt geftattet wird, auszumeifen haben. 


8. 125. 


Das Ghehindernig der Berwandtichaft erſtreckt ſich unter Settennerwanbten bei ber Indenſchaft 
nicht welter, als anf bie Ehe swilden Bruder and Schweſter, dann zwiſchen der Schweſter und einem 











2.8.9. 4. 188-183.) a 246 INufgebot; Trauung; Schetdung.) 


Sohne oder Gntel-ihres Bruders oder ihrer Schweſter; das Ghehindernig der Gchwägerfihaft aber wirt 
auf nahflehende Perſonen beſchränkt: Nach aufgelöſter Ehe if der Mann nicht befugt, eine Berwandte 
feines Weibes in anf und abfleigender Linie, noch auch feines Weibes Schwefter ; und das Weib iR nidı 
befugt, einen Berwandten ihres Mannes In auf: und abfleigender Linte, noch auch ihre® Mannes Bruter, 
noch einen Sohn oder Entel von ihres Banned Bruder oder Schwefter au ehelichen. 


8. 126. 


Die Berfündigung der Judenehen muß in der Synagoge oder in dem gemeinfchaftlihen Betbanie; 
wo aber fein ſolches beftebt. von der Ortsobrigkeit an die Haupt. oder befondere Gemeinde, welcher ein 
und der andere verlobte Theil einverleibt if, an drei nad) einander folgenden Sabbath» oder Feier» Zagen 


mit Beobadtung der in den 88. 70-73 ertheilten Vorſchriften geſchehen. Die Rahfiht von den Berkir- 


digungen IR nad den Borfchriften der 88. 83-88 gu erlangen. 


N. Tr. B. Rr. 28. 


Rach dem Sinne und den Worten der $$. 76 und 123 fann eine Inden⸗Che nicht ohne befonder: 
Einwilligung der Landesftelle durch Bevollmächtigte gefhloffen werben (Hofderret vom 11. Iuni 1813 
Rr. 1053, 3. G. ©.). 


‘ ß. 127. " 
Die Trauung muß von dem Mabbiner oder Weligtond ‚Lehrer (Keligions⸗Weiſer) der Kauzi: 
gemeinde des einen oder andern verlobten Theiles, nachdem fie fi mit den erforderlihen Zeugniffen aus 


gewiefen haben, in Begeuwart zweier Zeugen vollzogen werben. Der Rabbiner oder Religions - Lehrer 
fann aud den Rabbiner oder Neligions⸗Lehrer einer andern Gemeinde sur Trauung befteflen. 


$. 128, 


Die vollgogene Trauungshandlung hat der ordentliche Habbiner oder Religions „Lehrer im der 
Landesſprache In das Trauungsbuh auf die in den 88. 80—82 vorgefägriebene Weife einzutragen, die von 
den Berlobten beigebrachten nothwendigen Beugniffe mit der Reibenzahl, unter welcher Die Getrauten bem 
Zranungsbuche einverleibt worden find, gu bezeichnen, uud dem Trauungsbuche anzuheften. 


U 


$. 129. | 
Gine Indenehe, welche ohne Beobachtung der gefeglihen Borfchriften geſchloſſen wird, it unglitig. 
$. 130. 


Berlobte, oder Rabbiner und Religions «Lehrer, welche den erwähnten Borfchriften zumider ban- 
dein, dann diejenigen, welche ohne die ordentliche Beſtellung eine Trauung vornehmen, werden nach dem 
&. 262 des zweiten Theiles des Strafgeleges befiraft. 


$. 131. 


Die Rabbiner oder Meligions- Lehrer, welche die Zrauungsbüder nicht nad der Vorfſchrift der 
Geſetes führen, find mit einer augemeffenen Geld⸗ oder Leiberſtrafe zu belegen, von ihrem Amte zu emt- 
fernen, und für immer ala unfäbig zu demfelben au erflären. 


$. 132. 


Bei der Scheldung von Tiſch und Bett gelten auch In Mückſicht der jüdifchen Ehegatten die allge 
meinen Borfähriften, fle haben fi daher gleichfalls an. den Mabbiner oder MeligiondLehrer zu wenden, 
und dieſer die oben ertheilte Anordnung zu beobachten (88. 104-110). 


8. 183. 


Eine giltig gefchloffene Ehe der Juden kann mit ihrer wechfelfeitigen freien Einwiligung vermittela 
eined von dem Manne der Brau gegebenen Scheidebriefes getrennt werden; jeboch müſſen ſich bie Che 
gatten zuerſt ihrer Trauung wegen bei ihrem Rabbiner oder Meligions-Qchrer melden, weldier Die nad- 
drüdiichften Borftellungen zur MWBiedervereinigung zu verfuchen, und nur dann, wenn der Berſuch fruchtlos 
iſt, ihnen ein ſchriftliches Zeugniß andzuftelen bat, daß er die ihm auferiegte Pflicht erfüllet, ungeachtet 
aler feiner Bemühungen aber die Parteien won dem Gntfhluffe abzubringen nicht vermocht babe. 
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- 5. 134. 


Mit diefem Zeugniffe müſſen beide Ehegatten vor dem Landrechte des Bezitles, in —— fie 
ihren Wohnflg haben, erfcheinen. Findet diefe Behörde aus den Umftänden, daß zu der Biedervereinigung 
noch einige Hoffnung vorhanden iR, fo fo fie die Ehefcheidung nicht ſogleich bewilligen, fondern die Ehe 
gatten auf ei oder zwei Monate zurüdweifen. Rur wenn auch diefes fruchtlos oder gleich Anfangs Feine 
Hoffnung zur Wiedervereinigung wäre, foll da® Landrecht geſtatten, Daß der Dann den Scheidebrief der 
Frau übergebe, und wenn fi beide Theile nochmals vor Bericht erflärt haben, daß fie den Gcheidebrief 
mit freier Cinwilligung zu geben und zu nehmen entfchloffen find, foll der Scheidebrief für rechtögiltig ge 
kalten nnd dadurch die Ehe aufgeldfet werden. 


8. 135. 


Wenn die Ehegattin einen Ghebruch begangen hat, und »ie That erwiefen wird, fo fleht dem 
anne das Recht zu, fle auch wider ihren Willen durch einen Scheidebrief von fi} zu entlaffen. Die auf 
die Trennung der Ehe gegen die Frau geftellte Klage muß bei dem Landrechte des Bezirkes, in welchem 
die Ehegatten ihren ordentlichen Wohnfitz haben, angedradht, und glei einer anderen Streitſache beban- 


deit werden. 
R. Tr. B. Rr. 24. 


Seine !. k. Majekät haben, über Bortrag der oberfien Juſtizſtelle, in Hinſicht auf die Treunung 
und Scheidung jũdiſcher Ehen, wenn ein oder beide Theile zur hriftlichen Meligion übergetreten find, mit 
Aullerhoͤchſter Entfhließung vom 21. Iuli 1821 zu beflimmen geruhet: daß vor der Trennung ſowohl, als 
andy vor der Scheidung jũdiſcher Eheleute, wovon ein Theil zur chriſtlichen Meligton übergetreten ift, jeder 
zeit zuerſt der competente chriſtliche Geelforger und Religionslehrer dem chriftlich gewordenen Chetheile 
hierwegen die geeigneten Ermahnungen zu machen Habe; wobei ed ibm auch unbenommen bleibt, diefelben 
auch dem ſaãdiſch gebliebenen Ehethelle, wenn derfelbe freiwillig feiner Einladung Gehör gibt, zu Bemüthe zu 
führen. Rad fruchtlos verfuhten Ermahnungen des chriſtlichen Religionsiehrers hat fodann das betreffende 
Gericht den Vergleichsverſuch mit beiden Eheleuten vorzunehmen, und erft, wenn and diefer vergebens 
war, feln Amt weiter nad) den Geſetzen zu handeln. 

Benu ferner beide füdifche Eheleute zur chriſtlichen Religion übdergetreten find, fo ift es ihnen 
ſelbſt gu überlaffen, ob fie Ihre Ehe durch die priefterlihe Cinſegnung ihres neuen Geelforgere geheiliget 
haben wolen (Hofderret vom 10. Auguſt 1821, Rr. 1789, 3. G. ©&.). 


N. Tr. DB. Nr. 26. 


Ueber den vorgelommenen Biweifel, wie fih in dem Falle zu Benehmen fel, da urſprünglich jüdiſche 
Ehegatten, wovon ein Theil zur chriſtlichen Religion übergetreten, der andere aber im Irrthume gurüd- 
geblieben if, von dem ihnen im 8. 136 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches eingeräumten Befugniffe 
Gebraud machen und die Auflöfung ihrer Ehe erwirten wollen, und ins beſondere, ob die Uebergabe und 
Annahme des Scheidebriefed, deffen in den SS. 134 und 135 des allgemeinen bürgerlichen GBefegbudhes er- 
wähnt wird, aud durch Bevollmäch figte fattfiuden könne, und an welde Foͤrmlichkeiten der chriflich ge- 
wordene Ehegatte bei der Befteliung eines Bevollmächtigten, bei der Ausftelung, Uebergabe oder Annahme 
des Echeidebriefed gebunden fei, haben Seine Mojeftät mit Allerhoͤchſter Cutſchließnug vom 11. Mai 1827 
zum erflären gerußt : 

” 1. Die Mebergabe und Annahme des Scheidebrieſes könne durch Bevollmächtigte Rattfinden; 

2. der fatholifch oder Kriflih gewordene Eheihell habe, wenn er einen Bevollmaͤchtigten beftellen 
wifl, jederzeit ein der ifraelitifhden Religion zugethanes Individuum biezu gu erwählen, und die Vollmacht 
auf eine ſolche Art auszuftelien, daB In derfelben nichts den Brundfägen oder Borfchriften der katholiſchen 
Religion , zu der er fi bekennet, Bumiderlaufendes enthalten fei; fonft aber inſoweit hiernach thunlich, 
alle in den jüdifchen Bteltgiondgebräugen gegründeten etwaigen Gewiſſenszweiſel des jüpif gebliebenen 
Ghetheiles befeitiget werden, und fomit auch diefer die Ehe für vollkommen aufgelöf zu halten, keinen ger 
gründeten Anfland nehmen könne (Sofderret vom 19. Mai 1827, Ar. 2277, I. G. ©.). 


Zu den 88. 132—135 kömmt zu bemerken: 

1. Streitigfeiten über die Giltigfeit der Chen jüdifcher Glaubensgenoſſen find 
von den bürgerlichen Gerichten, welche darüber zu erkennen haben, ftetd nach den zur 
Zeit der Eingehung der Ehe beftandenen Geſetzen zu beuribeilen. 

Streitigkeiten über die Trennung der Che jübtfcher Glaubensgenoſſen und über 
die Scheidung von Tiſch und Bett, welche bei Beginn der Wirkfamkeit des a. b. 
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Geſetzbuches bereits anhängig find, unterliegen der Beurtheilung nad den früher be 
ftandenen Gefegen, alle fpäter entftehenden Streitigkeiten diefer Art aber find nad 
den in biefem Geſetzbuche enthaltenen Vorſchriften zu entſcheiden. die Che möge zu 
was immer für einer Zeit gefhloffen werben fein. ( Kundm: P. Artik. XL. punct. 1). 

2. Zufolge der J. M. 8. vom 9. Juni 1858 find vom 1. September 1653 
angefangen alle Eheftreitigfeiten jÜdifher Glaubensgenoffen in Siebenbürgen, welde 
neu anhängig gemacht werden, bei den landesfürftlichen Gerichtsbehörden anzubringen, 
zu verhandeln und zu entjcheiden. Die von den Rabbinal-Gerichten bisher ausgeübte 
Gerichtsbarkeit hat daher in Anfehung Mefer Streitigkeiten gänzlich aufzuhören. (8. 1). 
Klagen, in welchen es fi um bie Ungiltigkeit oder Trennung der Ehe, oder um die 
nicht einverftändlihe Scheidung von Tifh und Bett handelt, gehören vor dasjenige 
Landesgericht, in deffen Sprengel die Ehegatten ihren legten gemeinfhaftligen Vohn⸗ 
fig hatten. Geſuche um bie vorläufige Bewilligung des abgefonderten Wohnortes für 
ben gefährdeten Theil und um Auftrag an ben anderen Ehegatten zur Entrichtung 
des anflärdigen Unterhaltes Tönnen entweder bei diefem Landesgerichte ober bei dem: 
jenigen Bezirkögerichte angebraht werden, deſſen Gerichtäbarkeit der Ehegatte umter- 
worfen if. Gefuhe um Bewilligung der einverfländlihen Scheidung müffen bei 
dieſem Bezirlögerichte angebracht werden. ($. 2). Alle am 1. September 1853 be 
reitd anhaͤngigen Streitigkeiten über bie Ungiltigkeit der Ehe ſind bei den biäher für 
diefe Streitigkeiten beflandenen Gerichten zu Ende zu führen, und, dem Artikel XII 
des Allerhöchſten Patented vom 29. Mai 1853 gemäß, nad den zur Zeit der Ein- 
gehung der Ehe beftandenen Gefepen zu entſcheiden. Alle an dem erwähnten Tage 
noch anhängigen Streitigkeiten über die Trennung der Ehe und über bie Scheibung 
von Tiſch und Bett dagegen, welche noch nicht rechtöträftig entſchieden find, und in 
welchen daher entweder noch kein Gndurtheil ergangen oder gegen dad ergangene die 
Berufung an die zweite oder eine noch höhere Inſtanz ergriffen, oder noch zuläffig 
ift, find als aufgehoben und nicht verbandeit anzufehen. Es fieht jeboch dem Kläger 
frei, die Mage bei der competenten landesfürſtlichen Gerichtsbehörde neuerlich amzu- 
bringen, welche darüber, dem Artifel XII des Allerhöchſten Patente® vom 29. Mai 
1858 gemäß, nah den Vorfchriften des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches zu emt- 
fheiden haben wird. (8. 3). Die landesfürftlichen Gerichtäbehörben, haben in ullen 
Gheftreitigkeiten jüdifcher Glaubenggenoffen Über die Ungiltigfeit und Trennung ber 
Che und über die Scheidung von Tiſch und Bett nach den Beitimmungen des dreißig. 
ftien Hauptküdes ber am 15. September 1852, Rr. 190 des R. & BL, ergangenen 
provifortfgen ©.,B. DO. für Ungarn, Kroatien, Elavonien, die ferbifhe Wojwod⸗ 
(haft und dus Temefer Banat”) zu verfahren, inſoweit diefe Vorfchriften nach ben ab⸗ 
weichenden über die Zudenehen in dem allgemeinen bürgerlihen Geſetzbuche und in 
dem Anhange zu demfelben enthaltenen Anorbuungen anwendbar erjcheinen. ($. 4). 
(R. ©. BI. Nr. 108). 

3. Zur Bewilligung der einverftändlichen Scheidung von Tifh umd Bett iſt in 
Anfehung der jüdifhen Glaubensgenoſſen dasjenige Bezirkögericht berufen, deffen Ge 
richtäharkeit der Ehegatte unterworfen iſt. (&. 3. R. vom 3. Juli 1853. R. ©. DL 
Nr. 129). 


) Das 30. Hptſtck. der prov. C. PB. DO. für Ungern etc. über das Berfahren 
in Shefachen der evangeliſchen Glaubensgenoſſen, tft fowohl im bezogenen R. ©. Bi. 
Mr. 108, als im 2. R. BI. 1. Abth. Nr. 110 vom J. 1858 zu finden: 
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4 138, 


Dur ven Ueberwin oises jübiiden Cheguten ur chrifttichen Religion wird Die Ehe nicht auf 
eriöfet, fie taun aber aus den chen (86. 123-185) angeführten Urfachen aufgeldfet werben. 





Aus Anlaß eined vorgefommenen Falles, daß ifraelitifhe Eheleute, nach erfolg. 
tem Web ertritte beider zur Tatbolifhen Neligion, die Trennung ihrer Ehe mittelft des 
Scheidebriefes begehrten, haben Seine k. k. Apoſtoliſche Majeftät mittelſt Alerhöcfter 
Entſchließung vom 6. Auguft 14853 in Grläuserumg der befichenden Gefepe zu beftim- 
men gerußt, daß bei Ehen, welche von Perfonen iſraelitiſchen Glaubens nah den für 
Bekenner diefe® Glaubens beſtehenden Borfigriften geſchloſſen wurden, nach erfolgtem 
Uebertritte beider Ehegatten zur chriſtlichen Religion, die Fragen wegen Trennung der 
Ehe ober wegen Scheidung von Tiſch und Bett nad den für jene chriſtli⸗ 
hen Religionsverwandten, zu welchen die Eheleute übergetreten find, beſteheuden 
Borfäriften zu beurtheilen ſind. (J. M. E. vom 8. Auguft 1853. R. G. BI. 
Ar. 160). 


Drittes Hauptſtück. 
Don den Rechten zwiſchen Eltern und Kindern. 


8. 137. 


Wenn aus einer Che Auder geboren werden, ‘fo entſteht ein went Meisiäwerfähfnik; es wurden 
dadurch Medte und Berbindiicfeiten zwiſchen den ehelichen Gitern und Kindern gegründet. 


Das febenb. Ciilrecht beftimmt im ‚äbrtlicher, in mancher Beziehung fogar 
im ganz Kbeseinffimmender Weife mit dam b. ©. B. das wechfelfeitige Rochtisver⸗ 
Hältnig zwiſchen Eltem und Aindern. Rad dem Ausſpruche Des ungariſchen 
Rechtes: „Diejenigen, welche von Dir un Deinem Weibe geboren find, werben 
in deiner Gewalt Keen“ (Tr. 1. 54 $. 2. „qui ergo ex te et uzaze fua nascun- 
tur, in tua potestate erunt) fellt ch dieſes Rechtanerhaͤltniß als Inbegriff einer 
dem römifhen Rechte nachgebildeten, reinen „väterliden Gewalt“ (ebd. $. 1. 
patria potestas) dar, während es nach ſächſiſchem Rechte mehr den Charakter 
einer den Grundfäßen des Öfterreichifchen Civilrechtes analogen „elterlichen Ges 
walt“ an fi trägt, die jedoch in ihren mangelhaften Beſtimmungen, inſoweit es 
mit dem Geifte der im fächflfhen Rechte begründeten Nechtögleihheit aller Per- 
fonen vereinbar ift, aus dem römifgen Rechte (St. I. 1 $. 7) zu ergänzen koͤmmt. 
Speciell handelt auch das fiebend. Civilrecht von ehelichen (86. 138—154), 
unehelichen (88. 165—171), legitimirten ($$. 160—162) und Adoptivfindern 
(8$. 179185); während die Pflegefinder ($. 186) vom Geſetze unbeachtet 
bleiben. 
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$. 138. 

Für diejenigen Kinder, welche im fiebenten Monate nach gefchloffener Ehe oder im geimten Monate. 
entweder nad) dem Tode ded Mannes, oder nach gänzlicher Anfloſung des ehelichen Bandes von der @attin 
geboren werden, Areitet die Bermutbung der ehelichen Geburt. 

N. %. V. Rr. 27. 

eine !. f. Majeftät haben mit Allerhoͤchſter Entfchliefung vom 20. Mai 1835 Folgendes zu be⸗ 
ſtimmen geruht: 

Kinder, welche von einer, von Tiſch und Bett geſchiedenen, Ehegattin sehn Monate nad gerichn 
liger Scheidnug geboren werden, find nur daun für ehelih au halten, wenn gegen den Ghemann der 
Butter der in dem 8. 163 des allgemeinen bürgerlihen Geſegbuches geforderte Beweis geführt, oder wenn 
font bewiefen wird, daß iu dem Beitraume, in welchem nad dem 8. 138 die Zengung geſchehehen konnte, 
der Ehemann und die Mutter, obgleich ohne dem Berichte die Anzeige zu erflatten, in die vorige Gemein⸗ 
fhaf zurüdgelreten waren. 

Begenwärtige Vorſchrift iR auch auf alle noch nicht rechtökräftig entſchiedenen, ober noch der ge. 
richtlichen Entſcheldung zu unterziehenden Bälle anzuwenden. 

Die vor Aundmadung diefer Vorſchrift bereits redptöfräftig gewordenen gerichtliähen Cutſcheidunger 
bleiben in voller Kraft (Hofderret vom 15. Juni 1835, Ar. 39, I. G. ©.). 

Im Allgemeinen find die Kinder nad ungariſchem ebenfo wie nach ſächfi⸗ 
chem Rechte, -dem aus dem römifhen und canonifhen Rechte entlehnten Grund- 
faße: „pater est, quem justae nuptiac demonstrant* gemäß, für die Abkömm⸗ 
linge des Mannes anzufehen, welden die Mutter derfelben zum rechtmäßigen 
Gatten hat. Wer alfo die ehelihe Geburt eines Kindes beftreitet, muß dafür. 
weil es fi bier um ein thatfächliches Verhaäͤltniß handelt, ebenfo wie im Falle 
der behaupteten lebendigen oder todten Geburt des Kindes, und des früheren 
oder fpäteren Ablebens einer Berfon, fowohl nad den Grundfähen des ungari: 
fen ale fächfifchen Rechtsverfahrens, den Beweis Tiefern ($. 23 Abſ. II und 
8. 25 Abf. J und IN. 

Wohl aber muß aus der Beftimmung des ungarifchen Rechtes, wonach ein 
nad Ablauf von 10 Monaten, von dem Tode des Vaters an gerechnet, von der 
binterbliebenen Gattin gebornes Kind für ilegitim erklärt wird (Tr. II. 62 8. 3) 
geihlofien werden, daB dieſes Recht im Falle des Todes des Mannes, fowie 
auch der gänzlichen Auflöfung des ehelihen Bandes, die gleiche Bermuthung für 
die eheliche Geburt eines Kindes, wie der $. 138 aufftelle.*) 


$. 139. 

Die Eitern haben überhaupt die Verbindlichteit, ihre ehelichen Kinder zu erziehen, das iR, für 
ihr Leben und ihre Geſundheit zu forgen, Ihnen den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, ihre körperlichen 
und Geiftedträfte. zu entwideln, und durch Unterricht In der Religion und In nuützlichen Kenntnifſen be= 
Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu legen. 


$. 140. 


In was für einer Religion ein Kind, deſſen Eltern in den Beligions-Beleuntniffen nicht überein. 
ftimmen, au erziehen, und in welchem Alter ein Kind zu einer anderen Beligion, als im der es erzogen 
worden iſt, fih gu bekennen berechtiget fel, Heftinnmen die politiſchen Borfäriften. 


) Joh. v. Yung: Ungariſcheé Privatrecht. 1. Bo. 5. 236. 
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8. 141, 


Es iſt vorzüglich die Pflicht des Baters, fo lange für den Unterhalt der Kinder zu forgen, bis fie 
fih felbft ernähren fünnen. Die Bflege ihres Körpers und ihrer Geſundheit iſt hanptfächlich die Mutter 
auf fih zu nehmen verbunden. 

8. 142, 


Benn die Ehegatten geſchleden oder gänzlich getremnt werden, und nicht einig ind, von welchem 
Theide die Erziehung beforgt werben fol, hat das Bericht, ohne Geſtattung eines Rechtaſtreites, dafür zu 
forgen, daß die Kinder des männlichen Geſchlechts bis zum zurüdgelegten vierten; Die bes weiblichen bis 
zum zurüdgelegten fiebenten Jahre von der Mutter gepflegt und erzogen werden; wenn nicht erhebliche, 
vorzüglich aus der Urſache der Scheidung oder Trennung hervorleudtende Gründe eine andere Anordnung 
fordern. Die Koſten der Erziehung müſſen von dem Vater getragen werben. 


$. 143. 


Benn der Bater mittellos if, muß vor Allem die Mutter für den Unterhalt nnd, wenn der Bater 
flirbt, überhaupt für die Gratehung der Kinder forgen. IA die Mutter auch nit mehr vorhanden , ober 
iſt fie mittellos, fo faͤllt die Sorge anf die väterlichen Großeltern, und nach dieſen auf Die Großeltern 
von der mütterfichen Seite 

8. 144. 


Die Eltern haben das Nedht, einverftändfich die Handlungen ihrer Kinder zu fetten; bie Kinver 
find ihnen Ghrfurdt und Gehorſam ſchuldig. 


3. 145. 


Die Eltern find berechtigt, vermißte Kinder aufzufuchen, entwicene zurüdgnfordern, nnd flüchtige 
mit obrigkeunlichem Beiſtande zurüchzubringen; fie find auch befugt, unſittliche, ungehorſame oder die häus⸗ 
lide Ordnung und Ruhe Rörende Kinder auf eine nit übertriebene und ihrer Gefundhelt nuſchaͤdliche 
Urt zu zůchtigen. 

$. 146. 


Die Kinder erlangen den Namen ihres Vaters, fein Wappen und alle übrige nicht blos perſoͤn⸗ 
Nie Rechte feiner Familie und feines Standes. 


L. 
Rad ungarifhem Rechte find 

. 1. Die Eltern gemeinfhaftli, vorzugsweiſe aber der Bater, verpflichtet, 
für die Erziehung der Kinder, ihren anfländigen Unterhalt, Kleidung und Nab- 
ung” Sorge, zu tragen *) (Tr. 1. 55 $. 1. tenentur [parentes] de vietu et 
amielu condecenter illis providere, in Berbindung mit Art, nov. 52 a. 1791), 

vergl. 88. 139, 141 und 143; dagegen 
2. find fle auch berechtiget, einverfländlich die Handlungen der Kinder zu 
leiten (Tr. 1. 55 8. 1), und diefe find ihnen Ehrfurcht und Gehorfam fhuldig*”) 
{A.C. IM. 48 a. 1). Daher follen Kinder, welde ihre Eltern, die ihnen im 
Alter vorgehenden Verwandten und Borgefebten unehrerbietig behandeln, ihnen 
Gewalt entgegenfeken, oder fie fogar fhlagen, allſogleich der Fiskalaction unter 
worfen, und ſolche Proceſſe vor allen anderen entſchieden werden (Gub. Decret 

vom 23 Mai 1795, 3. 674. Trauſch. Norm. Samml.), vergl. 8. 144.” 





*) Bol. St. ©. B. 98. 376—378 und 413—416. 
*) Ebd. 5. 525. 
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3. Gegen den Willen des Daberd Darf Niemand den Sohn bei fih auf- 
nehmen, oder bei fi behalten; ) der Bater ift auch befugt, vie Minder, ſelbſt 
wenn fie mündig find, zu beftrafen,”*) ja fogar wegen größerer Bergeben fie 
einzufperren, und wenn er in feindlicher Sefangenfchaft ftehet, den Sohn für fid 
als Geigel zu geben (Tr. I. 51), vergl. $. 146. 

4. Der Bater kann endlich für feine unmündigen Kinder teſtamentariſch 
Bormünder beftimmen (Tr. I. 119 $.1. I. 124 8. 2). ſelbſt für den Fall, daß fe 
nach feinem Tode geboren werden. Jedoch muß er dieſes Recht dem Befege ge: 
mäß ausüben und tauglide Perfonen ernennen (Tr. I. 114 3.1), vergl. $. 196. 

5. Die Kinder erhalten den Ramen, und folgen dem Stande des Batere 
(Tr. 1. 51 8. 3. älii non matris sed palris familiam sequuntur), daher auch 
die von einer adeligen Mutter, jedoch unadeligen Bater abflammenden Kender 
den Adel nicht erlangen (Tr. I. 7), wohl aber die von einem adeligen Vater und 
einer unabeligen Mutter gebornen Kinder”"*) (Tr. L 22 8.3. ex nobili patre el 
ignobili matre progeniti veri nobiles reputentur, et patris familiam conditio- 
nemque sequuntur, sed non e convergo), vergl. $. 146. Eine Ausnahme 
hievon macht 

6. die dem ungarifchen Rechte ganz eigenthümliche „Bräfection “, durch 
welche vermöge einer Fiction ein Mädchen in Anfehung des adeligen Grund⸗ 
befibes ala Mann angefehen wird, in welchem Kalle dann aud die von einer 
folden Mutter (Praefecta) mit einem unadeligen Manne erzeugien Kinder, den 
Adel — Geburt erlangen (Tr. I, 7). 

I. 

Rah ſächſiſchem Rechte find 

1. die Eltern gemeinſchaftlich zur fandesmäigen Erziehung, Unterftüßung 
und Erhaltung der Kinder verpflichtet (St. II.2 $.4. debentur eis alimenta, 
nam educatio liberorum est juris nalurae), Der Mutter wird nah dem Tode 
des Mannes aus deflen Zweitheile (bessis) zur Erziehung der Kinder, welde 
noch nicht das fiebente Jahr erreicht haben, ein Erziehungdbeitrag angewieſen 
(St. IT. 4 8. 110), vergl. 8$. 139, 141—143; dagegen 

2. find fie auch bereätiget, die Handlungen der Kinder zu ihrem Wohle 
zu leiten (nad Anal. St. II. 1 $$. 2 u. 3) und von denfelben die ſchuldige Ehr⸗ 
furcht und Gehorfam zu verlangent) (A. C. III. 48. a. 1 und das oben Abf. I, 
punct. 2 angeführte Bubl. Decret), vergl. 8. 144. 


*) Bol. Et. G. B. 88. 697. 
») Ebb. 88. 237, 413—410. 
+) St. G. 3. $. 27 a. Kinder trifft der Berluft des Adels wegen Strafurtheil 
gegen den Bater niät. 
+) Siehe die oben ad I. citirten 88. des St. ©. 2. 
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3. Auch Tönen die Eltern auf ihrem Todesfall den Kindern einen Bow 
mumd beftellen (St. II. 3 8. 2), vergl. 8. 196. 


IM. 

Nah demallgemeinen Landesgeſetze, weldes füämmtlide Staate- 
angehörigen Siebenbürgens (patriae filii) gleihmäßig verbindet, hat fi die 
religiöfe Erziehung (8: 140) der aus gemifhten Ehen abftammenden Kinder nady 
der Religion der Gltern, je nach ihrem Geſchlechte, zu richten, fe zwar, daß alle 
anderweitig eingegangenen Berträge (Menerfe) ungiltig md. (Am. Nov. 57 a. 
1791) vergl. 9. 39. 

Allen Accouchenrs und Hebammen iſt unter einer Straft von 4000 Ducæ 
ten oder halbjaͤhrigem Gefängniß die Taufe der Judenlinder gänzlich, und alſo 
auch im Nothfalle, wem nämlich amd ben Umſtänden der Geburt oder her 
Schwächa des Kindes für das Lehen deffelbem mirklich Vaſargniſſe entſtehen ſoll⸗ 
in, umfeuscht unterfagt, als derlei Kinder immen dam Elkern, gehä- 
ren, und es alfe and nus die ſan allein zufiehen bann, fie tau⸗ 
fen zu Iaffen oder nicht GGofdechet vom 119. Yula 1782, Hofz 8887, 
Gubz. 3059). 


. 


IV. 


In Fällen der Ehefcheidung gder Tsennung trifft über die Verpflegung 
und dem Unterhalt der Kinder ($. 142) das betreffende Civilgericht Die Beſtim⸗ 
mung.) vergl. oben $. 117). 


Hiezu koͤmmt zu. bemerten: 

1. Zum $. 140, baß laut Art. VI. des Kundm, Patented die in Siebenbär- 
gen beftehenden befonderen Gefege und Verordnungen über Gegenftände, in Anfehung 
welcher an einzelnen Stellen des a. b. G. B. auf die Lauheöverfaffung oder auf Die 
politifchen etc. Geſete imäbefondere hingeviejen wird, im femeit im ihrer Sraft blei⸗ 
ben, als fle mit dem ſeither ertaffenen organiſchen Geſetzen und dem K. Patente vom 
31. December 1851 vereinbar find; woraus folgt, daß das angeführte fiebenb. Landes⸗ 
gejep über die religiöfe Erziehung der Kinder um fa mehr zwar in Kraft zu beftehen 
hat, ald daſſelbe nicht nur dem neuen organiichen Gefepen nicht miberfkseitet, ſondern 
auch das kaiſerl. Patent vom 3. December 1851: „die Gleichheit aller Staatsange⸗ 
börigen vor dem Gefepe” ohne Rüdfiht auf deren Religionsbekenntniß ſicherſtellt. 

2. Zu den 88. 141-143, daß laut $. 460 der prov. C. P. D. auf Befoldun- 
gen, perfönliche Zulagen, Zag-, Quartier», Reiſegelder und außerordentliche Beloh- 
nungen I. f. Beamten und Diener wegen des den Kindern ded Schuldners gebühren- 
den Unterhalted Erecution geführt; laut 8. 548 aber wider Eheleute, welche für 
underforgte Kinder zu forgen haben, der Perfonalarreft weder zur Sicherfiellung, noch 
im Wege der Execution zu gleicher Zeit verhängt werben fan. Einer der ae 
muß zum Wohle der Kinder in Freiheit befaffen werden. vergl. $. 117 Abi. &. 

3. Zum $. 146. Dem Gerichtsſtande ded Baterd folgen auch die unter feiner 
vaͤterlichen Gewalt ſtehenden Kinder, fie mögen in ber Ehe erzeugt, legitimirt ober 
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adoptirt fein. Sie bleiben unter dieſem Gerichtöftande, ſelbſt nach dem Tode des 
Vaters, oder nach deſſen Enthebung von der väterlichen Gewalt, bis fie die freie Ber: 
waltung ihred Bermögend erlangt haben. (Prov. C. J. N. 5. 21. C. J. N. vom 15. 
Juli 1853. R. ©. BI. Nr. 129. $. 20). 


6. 147. 
2 Die Rechte, welche vorgäglih dem Bater als Haupt der Familie zuſtehen, machen tie väterlicke 
Gewalt ans. 


Wie bereits bei 8. 137 angeführt wurde, ſtellt fi na ungarif dem 
Rechte das ganze Rechtöverhältnig zwifchen Eltern und Kindern als „väterliche 
Gewalt” dar, und kann deswegen nicht in dem Begriffe der „elterlichen Gewalt” 
zufammengefaßt werden, weildas Geſetz der Mutter blos die Zutelargewalt, infolange 
fie wicht zur zweiten Ehe fhreitet, und infolange fie den Ramen ihres Gatten trägt, 
beilegt (Tr. I. 113) und der Bater die Mutter felbft Bievon, durch letztwillige 
Beftellung eines Bormundes, ausſchließen Tann (Tr. I. 119 und 120). Diefe 
Gewalt übt der Vater über feine Descendenten, jedoch nur wenn er felbfifländig 
(emancipirt, sui juris) ifl, aus, weil font diefe Gewalt ſowohl über ihn ale 
die Enkel dem Großvater zulömmt (Tr. 1. 51 8. 2.1. 56); die Enkel, welde 
von der Tochter abftammen, unterfiehen lediglih der Gewalt ihres Vaters 
(Tr. I. a1 $. 3). 


5. 148, 


Der Bater Tann fein no unmündiges Kind zu dem Stande, welchen er für —— augeme ſſen 
findet, erziehen; aber nach erreichter Mündigfeit kann das Kind, wenn es fein Berlangen nad einer au: 
dern, feiner Reigung und feinen Bähigfeiten mehr angemefiewen Berufsart dem Pater frudptlos vorgetra⸗ 
gen hat, fein Befund vor das ordentliche Bericht bringen, welches mit Müdfiht auf den Stand, auf das 
Vermögen und die Einwendungen des Baterd von Amtöwegen darüber au ertennen hat. 


N. Tr. B. Nr. 28. 29. 30. 


Der freiwillige Gintritt eines Minderjährigen in die Milltair - Dienftleiftung kann nur mit vor⸗ 
änflger Beiſtimmung feines Vaters, oder zu Folge der Entſcheidung des Berichtes, umd wenn er unter 
Bormundfäaft ſteht, nur mit vorläufiger Einwilligung der Bormundfhaftsbehörde angenommen werden, 
@s iſt jedoch keineswegs erforderlich, daß von Geite des Militairs in jedem einzelnen Falle Racdhweiizn 
gen ber erlangten Boljährigfeit oder der erlangten väterlichen und bezichungsmweife vormundſchaftlichen 
Einwilligung abverlangt werden müffen, und es kann daher ein minderjähriger Freiwilliger, wenn bir 
ionftigen Bedingniffe vorhanden find, ferner zum Milltair angenommen werden. 

Wenn jedoh Minderjährige, mit Berlegung rechtmäßiger väterliher Gewalt, fi engagiren lahſen 
ſollten, haben Seine Majeflät zu befehlen gerubt,, daß in dem Falle, wenn der freiwillige Eintritt eine? 
Minderjährigen in den Militairſtand ohne vorläufige Beiſtimmung feines Vaters oder Eutiheidung Te? 
@erichted, oder wenn er unter Vormundſchaft ſteht, ohne vorläufige Einwilligung der Bormundfhaftere 
börde flattgefunden hat, eim folder angeworbener Minderjähriger auf Anlangen des Baters oder Ber 
mundes über Entfheidung des Gerichtes fogleich zu entlaffen ſei. (Allerhoͤchſte Entihliehung vom 4. Aprıl 
uud 30, Mat, HofeangleirDecret vom 16. Juli 1835, Nr. 60, 3. G. S.). 

Diefe Berfügung iſt auch auf deu freiwilligen Eintritt in die Oränzwache zu beziehen, (Mder- 
höchſte Entſchliezung vom 31. October 1837, SHofcanzlel-Decret vom 8. Rovember 1837, Rr. m. 
J. G. S.). 

Uebrigens bat 1. das Reclamationsrecht der Väter oder Vormünder ert nad Ablauf eines vollen 
Jahres gu erloſchen, von dem Tage an gerechnet, wo demſelben das freiwillige Engagement ihrer Söhne 
oder Mündel im Wege der Geburts⸗Obrigkeiten unter ausdrücklicher Andeutung jenes Bräclufiv-Zermined 
befaunt gegeben worden ift; über welche Bekanntgebung fie der Obrigkeit die ſchriftliche Beftätigung zu 


ertheilen Haben. 
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2. Es if die noihige Vorlehrung zur Verſtaͤndigung der Beburts-Dbrigfeiten von jedem freiwil⸗ 
ligen Milttatr-Eintritie im Wege der dazu berufenen Behörde zu treffen. ; 

3. In dem Falle der Entlaffung eines reclamirten Minderjährigen hat deffen Bater oder Bors 
mund einzig und allein das von jenem empfangene Hemdgeld au erfegen,, doch darf wegen dieſes Erſatzes 
die Entlaffung felbf nie verzögert werden. (Allerhoͤchſte Entſchließung vom 22. December 1837, Hofcanz⸗ 
leisDeeret vom 5. Sebruar 1938, Ar. 252, 3. G. ©.). 


Mit a. h. Entſchließung vom 10. Februar 1853 if das erreichte ſechszehnte 
Lebensjahr ald das zum freiwilligen Eintritte in den obligaten Stand der f: f. 
Armee und in die k. k. Militair- Grängregimenter erforderliche Alter feflgefept worden 
(B. des Kriegäminifteriums vom 14. Februar 1853. R. G. BI. Nr. 32). 


8. 149, 

Alles, was die Kinder auf mad immer für.cine gefeymäßige Art erwerben, if Ihr Gigenthum ; 
fo lange fie aber unter der väterliden Bewalt Reben, kommt dem Bater die Berwaltung zu. Rur wenn 
der Bater zur Berwaltung anfählg , oder von denjenigen, die feinen Kindern das Bermögen zugewende! 
baben, ‚von berfelben ausgeſchloſſen worden if, ernennt das Bericht einen andern Verwalter. 


&, 150, 


Bon den Einkünften des Vermögens find, fo_weit jie reihen, die Erziehungskoſten zu befiteiten. 
Ergibt fi dabei ein Ueberſchuß, fo muß er angelegt und darüber jährlih Rechnung gelegt werden. Rur 
dann, wenn biefer Ueberſchuß gering wäre, lann der Dater von Legung einer Rechnung freigeſprochen 
und ihm derfeibe zur freiwilligen Verwendung überlaffen werden. Wird der Baier von demjenigen, dem 
Das Kind das Bermögen zu verdanken bat, die Fruchtnießung verwilliget, fo haften die Einkünfte Doc 
immer für den flandedmäßigen Unterhalt des Kindes, umd fie können zum Abbruche desfelben von den 
Bläubigern des Baters nicht in Beſchlag genommen werden, 


5. 151. 

Ueber das, was ein obgleich_minderjähriges,, jedoch außer der Berpflegung der Eltern fichendes 
Ktad durd feinen Fleiß erwirbt, fowie aud über Sachen, die. einem Kinde nad erreihter Mündigkeit zum 
Gebrauche übergeben worden find, kann es frei verfügen. 

: 6. 152. 

Die unter der väterlichen Bewalt ftehenden Kinder können ohne ausdrüdiihe oder doch fillfgwel- 
gende Ginwilligung des Vaters keine giltige Verpflichtung eingehen. Auf ſolche Berpflicgtungen if über- 
bampt dasjenige anzuwenden, was in dem nächſten Sauptflüde über die verbindlichen Handlungen ber 
unter der Vormundſchaft ſtehenden Minderjährigen beſtimmt wird. 

Dem Bater kommt auch die Berbindtichfeit zu, feine minderjährigen Kinber zu vertreten. 

, $. 153. | 

Die Vorſchriften, welde zur gilttgen Ehe einer minderjährigen Berfon beobachtet werden müffen, 

finb tu dem vorhergehenden Hauptflüde enthalten (8. 49 m. f.). 
i 8. 154. 


Der auf die Erziehung der Kinder gemachte Anfwand gibt den Eltern feinen Anſpruch auf das 
von dem Kindern nachher erworbene Bermögen. Berfallen aber die Eltern in Duͤrftigkeit, fo find ihre 
Kinder fie anftändig zu erhalten verbunden. 


I. 

Nach ungarifhem Rechte ftellen fih die Folgen der dem Bater als 
Haupt der Familie, vorzüglich als Befiger der Familien (Avitical⸗) Güter, zu 
fichenden Rechte in Kolgendem dar: 

1. Der Bater kann den mündigen Sohn zwar von dem beweglichen und 
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unbeweglichen Familien (Avitical⸗ Bermögen niemals ausſihließen (Tr. I. 52 
und I. 53 8. 7) jedoch in folgenden Fällen zur Theilung deffelben verhalten: 

a). wenn der Sohn den Bater thätlich mißhandelt, oder ihm nach dem 
Leben ftrebt; 

b) wenn der Sohn den Bater eines Criminalverbrechens anflaget, aus⸗ 
genommen den Fall des Hochverrathes, wo dad Mind die — zu machen ver⸗ 
pflichtet if; 

c) wenn der Sohn das väterliche Vermögen vergeudet; 

d) wenn er fih am Uebelthäter anſchließt; 

e) wenn er fi für feinen Vater nit als Geißel ftellt, oder denſelben 
aus der Sefangenfchaft nicht befreien will (Tr. }. 52). 

2. Der Bater Tann die Güter des Sohnes auch mit Schulden belaſten 
fogar diefelben im Falle Höchfter Roth veräußern (Tr. 1. 51 $. 6 und II. 57 8. 8). 

3. Er kann den Sohn auch von dem erworbenen Bermögen ausſchlie⸗ 
Ben; und 

4. fein erworbene Bermögen unter feinen Kindern nad Belieben aufthei⸗ 
len, womit diefe zufrieden fein müffen (Tr. I. 57 8. init. und 1), Dogegen kann 

5. der Sohn den Vater gleichfalls zur Theilung des Familienyermoͤgens 
“verhalten, wenn: 

a) der Bater das Vermögen ſchlecht verwaltet, und die Güter in Verfall 
gerathen läßt; 

b) er den Sohn ohne Urſache graufam behandelt; 

ce) er dem Sohne nach erlangter Großjährigkeit die a zur Ehe 
nicht gibt ($. 153). 

d) er den Sohn zu Uebelthaten verleiten will; 

e) er dem mit feiner Eiwwilligung ober Genehmigung ber Behörde ver⸗ 
ehelichten Sohne die ihm vom Familienvermögen zulommenden Einkünfte vor- 
enthält (Tr. 1. 53 und 54). 


6. Der Sohn Tann ohne Genehmigung des Vaters von dem beweglichen 
und unbeweglichen väterlihen Vermögen weder Etwas ‚veräußern, noch einen 
Dertrag darüber eingehen, oder eine Febtwillige Verfügung treffen (Tr. I. 51 
88. 4 und 9); wohl aber kann er Über das durch eigenen Fleiß erworbene Ver⸗ 
mögen, ſowohl unter Lebenden, ald für den Todesfall, frei: verfügen (Ir. L 5 u. 
1. 51. 8. 9), vergl. 88. 149, 151 u. 152. Ueber die Beſchränkungen der unter 
väterliher Gewalt ftehenden Finder in Käufen und Eingehung von Verträgen 
fiehe oben $. 21 Abi, IV. lit d.”) 


*) Bol. quch St. ©. B. 86 471-472. 
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7. Zritt einer der angeführten Fälle ein, wo der Bater und Sohn einan- 
der zur Theilung des Kamilienvermögend verhalten können, fo find fie zu gegen- 
ſeitigem Gütererwerbe verpflichtel (pater filio, et e contra filius patri, quidquid 
rerum, ‘et bonorum poterit acquirere, jure naturali tenelur), woraus auch die 
Verpflichtung der Kinder folgt, die in ihren Bermögensumfländen herabgekom- 
menen Eltern zu unterftüßen (Tr. 1. 53 $. 10), vergl. $. 154. 


N. 

Nah ſächſiſchem Rechte ift der Vater ausſchließlich berechtiget, von 
dem Vermögen feiner minderjährigen Kinder den Fruchtgenuß zu ziehen, doch ifl 
“er gehalten, daraus die zur Erhaltung des Hauptſtammes des Vermögens nöthi⸗ 
gen Koften zu verwenden (St. II. 4. $. 13. usufructus ad patrem spectat, ita 
tamen ut ex usufructu, necessarias in eundem strucluras et impensas facial 
et conservet), vergl. 88. 149 und 150.”) 

Ueber die Befchränkungen der unter väterliher Gewalt flehenden Kinder, 
bezüglich der Verfügung über das Vermögen, fiehe oben 8. 21 Abf. VI. it. e. 

Die zur Unterftüßung des hilfloſen Alters haufig vorfommenden foge- 
nannten Verpflegungsverträge follen zur Sicherftellung der darauf gegründeten 
Anfprüde und Korderungen und zur Vermeidung einer mangelhaften Ausferti⸗ 
gung der [hriftlichen Urkunden darüber, nicht anders, als unter dem berathenden 
Einfluffe und mit Beftätigung des betreffenden Ortsinfpectord abgefchloffen wer- 
den (Erlaß der fühl. Rat. Univerfitat vom 19. Februar 1834 3. 163, republi- 
cirt am 10. Zuli 1847 3. 460. Trauſch. Norm. Samml.), vergl. $. 154. 


. um 8.150 fümmt zu bemerken, daß zufolge ded K. PR. Art. XU. punct. 3. die 
Eitern, welche den Bezug der Einfünfte ded Vermögens ihrer Kinder ohne Verbind— 
lichkeit zur Rechnungslegung darüber nach ben früheren gefeplichen Vorſchriften bereits 
erlangt baben, infoweit es fih um das zur Zeit des Beitandes jener Gefehe den 
Kindern ſchon zugefallene Bermögen handelt, auch für Die Zukunft von der Rechnungs 
legung frei bleiben; fie haben dagegen auch künftig bie ihnen. nach den Alteren Ge⸗ 


mn. 


) Nach römifchem Nechte, welches hier das fächfifche ergänzt, Tann. wohl das 
unter väterlicher Gewalt ſtehende Kind Geſchenke annehmen und auch eimfeitig etwas 
erwerben. pr. Inst. 1. 21. L. 9. pr: D. 26, 8. u.a. O. Scäuller'd: Dad Eigen- 
Sandrebt der S. Sachſen. ©. 146. Anton Haimberger: Römifched Privatrecht. 
1. Bd. 88. 149150. Im Allgemeinen befchränft das fächfifhe Recht, glei dem 
roͤmiſchen, die väterliche Gewalt auf den zur Verehelichung der Kinder erforderlichen 
Conſens (8. 49 des b. G. B.), auf die mit ihrer Erziehung verbundene Befugniß, 
fie und ihre Lebensart zu beftimmen (88. 139—144) und den Nießbrauch des Bermd- 
gend der Kinder, welchen Tegteren auch neuere Gefehgebungen, 3. B. bie franzofiſche, 
preußiſcho rc. den. Vater zuerkennen. 

Sachſenheim, (Erläuterung. 20 
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feßen, mit Rüsfficht auf den Bezug biefer Einkünfte obliegenden Berkindlichfeiten gegen 
ihre Kinder zu erfüllen, auch find fie verpflichtet, den Hauptftamm des Vermögens der 
Kinder nach den Beſtimmungen des neuen Gefepes dem Gerichte aus zuweiſen, welches 
zu beurtheilen hat, ob dafjelbe gehörig fichergeftellt, oder auf welche Weife für die 
Sicherheit deſſelben zu forgen fei. 


$. 155. 


Die unehelihen Kinder gentegen nicht gleiche Rechte mit den ehelichen. Die rechtliche Bermuthung 
der unebelichen Geburt hat bei denjenigen Kindern flatt, welche zwar von einer Ebegattiun, jedod vor 
oder nach den oben (8.138) mit Riidfiht auf die eingegangene oder aufgelößte Ehe beftimmten gefeglichen 
BZeltraume geboren worden, find. 

$. 156. 


Diefe rechtlihe Bermuthung tritt aber bei einer früheren @eburt erft dann ein, wenn der 
Mann, dem vor der Berehelihung die Schmangerfchaft nicht befannt war, längftend binnen drei Mo» 
naten nad erhaltener Nachricht von der Geburt des Kindes die Baterfhaft gerichtlich widerſpricht. 


5. 157. 


Die von dem Manne innerhalb dieſes Zeitraumes rechtlich widerfyrodene Rechtmähigkeit einer 
früheren oder fpäteren Geburt kann nur dur Kunſtverſtändige, welche nad) genauer Unterſnchuug — 
Beſchaffenheit des Kindes und der Mutter die Urſache des außerordentlihen Balled deutlih angeben, 
wiefen werden. 

8. 158. 


Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner Battin innerhalb des gefehlichen Zeitraumes 
geborne® Kind nicht das feinige fei; fo muß er die eheliche Geburt des Kindes längftens binnen drei 
Monaten nah erhaltener Rachricht beftreiten, und gegen den zur Beriberdigung der ehelichen Geburt aufs 
zuſtellenden Gurator die Unmöglichkeit der von ihm erfolgten Zeugung beweifen. Weder ein von der 
Mutter begangener Ehebruch, noch ihre Behauptung, daß ihr Kind unehelich ſei, können für fih allein 
demfetben die Rechte der ehelichen Geburt entziehen. 

$. 159. 


Stirbt der Mann vor dem ihm zur Beftreitung der ehelihen Geburt verwilligten Zeitraume, 
fo fönnen auch die Erben, denen ein Abbruch an ihren Rechten gefhähe, innerhalb drei Monaten nad 
dem Zode des Mannes aus dem angeführten Grunde die eheliche Geburt eines foldhen Kindes beftreiten. 


Die unehelihen Kinder genießen fowohl nah ungarifhem (Tr. I. 17 8.1, 
I. 106 und 108) als fahfifhem Rechte (St. II. 2 8. 4) nicht gleiche Rechte mit 
den ehelichen. vergl. 8. 160. 

Das Recht der Beftreitung der ehelichen Geburt ſteht, unter der Bedin- 
gung der Beweisführung, Jedermann, der daraus Rechte für fich ableiten will 
(8. 138), namentlich) auch nach ungarifhem Rechte, den legitimen Kindern und 
fonftigen erbberechtigten Verwandten des Mannes zu (Tr. I 106 8. 2 und 
I. 108 $. 1). 


Hiezu kömmt zu bemerken: 


1. Die Anordnung des 8. 158, wonach die Behauptung der Mutter, daß ihr 
Kind unehelich fei, für fih allein demfelben die Rechte der ehelichen Geburt nicht ent⸗ 
ziehen kann, bildet eine Ausnahme von der im $. 108 der C. P. D. aufgeftellten Be⸗ 
weiskraft des gerichtlichen Geftändniffee. 

2. Die unehelihen Kinder folgen dem Gerichtöftande der Mutter; ift ein unehe⸗ 
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lies Kind oder Findelfind auf Koflen einer öffentlichen Anſtalt in oder außer der⸗ 
felben untergebracht, fo unterficht es dem Gerichtsſtande berfelben (prov. C. J. R. 
3. 32 ©. 3. R. vom 3. Yuli 1853. 8. 21. R. ©. Bl. Nr. 129. 


8. 160. 


Kinder, die zwar aus einer ungiltigen, aber and feiner folchen Che erzeugt worden find , ber bie 
in den 88. 62-64 angeführten Hinderniffe entgegenftehen, find als chelihe anzuſehen, wenn dad GChe⸗ 
binderniß in der Folge gehoben worden ifl, oder, wenn wenigſtens Ginem ihrer @itern die ſchuldloſe 
Unwiſſenheit des @hehinderniffes zu Statten fommt ; doch bleiben in dem lepteren Falle ſolche Kinder 
von Griangung desjenigen Bermögensd ausgefhloffen, welches durch ne der ehelichen 
Abſtammung befonder 8 vorbehalten If. 


I. 

Nah ungarifhem Rechte find nicht gefebmäßige (illegitime) Kinder: 

1. alle jene, welche außer der Ehe erzeugt werden (Tr. I. 17 8. 1 und 
11. 62 8. 3); 

2. alle jene, welche in einer Ehe erzeugt werden, welche wiſſentlich mit 
dem Hinderniſſe der verbotenen Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft, und ohn⸗ 
geachtet der Ermahnung der Verwandten geſchloſſen worden iſt (incestuosi). 

Solche Kinder find von der Erbfolge in den Aviticalgätern ausgeſchloſſen 
(Tr. 1.106 8. 2). 

Wurde aber die Scheinehe (matrimonium putativum) fo gefhloffen, daß 
das obwaltende Hinderniß wenigftens einem der Ehegatten unbefannt war, fo 
find die darin erzeugten Kinder, abgeſehen davon, ob die Scheinehe aufgelöft 
wurde oder nicht, rechtmäßig, und werden zur Erbfolge in den Gütern beider El⸗ 
teın zugelaffen (Tr. I. 106 $. init. und I. 108 $. init. unde sequitur quod 
ignoranlia in hac parte legilimas, scientia vero illegitimas ad bonorum im- 
mobiliam utrorumque parentum proles generat).*) 


Il. 
Rah fähfifhem Rechte wird in Beziehung der nicht gefegmäßigen 
Kinder (gleich dem römischen Rechte) ein Unterfhied gemacht: 

1. zwiſchen ſolchen, die im Ehebruche (adulterini) oder in Blutſchande 
(incestuosi) erzeugt werden; dieſe find ſowohl vom väterlichen als mütterlihen 
Erbe ausgeſchloſſen; 

2. zwiſchen ſolchen, welche zwar nicht in geſetzlicher Ehe, jedoch auch in 
einem nicht ausdruͤcklich verbotenen Beiſchlafe (spurii, vulgo quaesili) erzeugt 
werden. "Diefe werden, weil ihr Bater nicht mit Sicherheit beftimmt werden Tann 
(nam patrem habere hi non intelliguntur, cum is incerlus est), blos zum müt- 
terlichen Erbtheile zugelaffen (St. H. 2 $. 4); 


*) Bergl. P. Bod: Synopsis jur. connub. $. 171. 
. 20° 
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3. zwifchen folgen, die in: natürlicher Ehe ergengt merden (Concubinat; 


liberi naturales). Diefe werden zum mütterlichen Erbtheile und auch, da der 


Bater derfelben nicht ungewiß ift, wenn diefer Reine legitimen Erben hinterläßt, 


zu zwei Zwölftheilen feiner Berlaffenfchnft zugelaffen. *) 


$. 161. 


Kinder, melde außer der Ehe geboren und durch die nachher erfolgte Verehelihung ihrer Eftern 
in die Familie eingetreten find, werden, fomwie ihre Nachkommenſchaft, unter die chelich erzeugten gerech⸗ 
net; nur köonnen ſie dem in einer inzwiſchen beftandenen Ehe erzeugten ehelichen Kindern die Cigenfchaft 
der Erftgeburt und andere bereitd erworbene Rechte nicht ſtreitig machen. 


$. 162. 

Die uncheliche Geburt kann eluem Kiude an feiner bürgerliägen Achiimg nnd an feinen Fort⸗ 
fommen feinen Abbruch thun. Bir dieſem Ende bedarf es feiner befonderen Begünftigung des Landesfür⸗ 
ſten, wodurch dad Kind als ein ehelihes erflärt wird. Nur die Eltern können um ſolche auſuchen, wenn 
fie das Kind gleich einem ehelichen der Standesoorzüige oder des Mechted au dem frei vererblichen Ver⸗ 
mögen theilhaft machen wollen. In Rüdfiht auf die übrigen Familien⸗Glieder hat diefe Begüuftigung 
feine Wirkung. 

R. Tr. B. Nr. 31. 


Die Gefuhe um Legitimation unehelicher Kinder durch Begünftigung des Aandesfürften umd um 
Annahme an Kindesftatt zu behandeln feien, wird durd die Miniftertal-Berordnung vom 29. Juni 1850, 
Re. 337, Reichs⸗Geſetzblatt beſtimmt. 


Unehelihe Kinder treten in die Rechte und Verhältniffe der in einer gefeb- 
mäßigen Ehe erzeugten Kinder durch den feierlichen Act der Legitimation ein. 
Diefe wird vollzogen 

I. 

Rah ungarifhem Rechte, und zwar: 

4. Nach den Beftimmungen des von der Praris in diefer Beziehung beob- 
achteten kanoniſchen Rechtes , durch die nachfolgende Ehe (legitimatio per sub- 
sequens malrimonium) , wenn der Vater die Mutter feines außer der Ehe er: 
zengten Kindes heirathet. Eine ſolche Ehe kann auch nach Jahren, felbft wenn 
in der Zwifchenzeit beide Theile in anderen Ehen gelebt haben, eingegangen wer: 


den (Tr. I. 106 und 107).”*) Diefe Art der Legitimation kann jedoch nur danın 


ftattfinden, wenn beide Theile wirklich einander beigemohnt haben, und zur Zeit 
der Zeugung des zu legitimirenden Kindes zwifchen ihnen eine gefeßliche Che 
hätte ftattfinden können, wofür ſowohl die gefeßmäßigen Erben, ale auch, wenn 
ſolche nicht vorhanden find, der k. Fiscus den Beweis verlangen faun (Tr. 1. 107). 

.. 2. Durch den Randesfürften (per rescriplum prineipis), welcher aber die 
Legitimation gegen den Willen: der gefeßmäßigen Kinder oder anderen Erben 


*) Nah römifhem, das Statutargefep ergähzenden Rechte. Nov. 18. c. 5. Nov. 
34. Siche Ant. Haimberger: Römifches Privatrecht. I. Bo. 8. 58. 
) Joh. v. Jung: Ungarifches Privatrecht. 1.Bd. 8.239. Kan. Recht Cap. 19. 
qui Alii sint legit, 
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nicht ertheilen kann, außer in dem Falle, wo font in —— — —— vechtmäßiger 
Erben, die Aiticalgüter an ihn überzugehen hätten (Tr. I. 108 8. 1). 

3. Durd den Papſt (Tr. 1.106 $. 2 und I. 108 8. 1), deſſen Befugniß 
hiezu ſich aber nur auf die Katholiken und unirten Griechen erftredtt, und da feine 
Jurisdiction nur auf kirchliche Angelegenheiten beſchränkt ift (Tr. I. 11), au 
nur kirchliche Folgen hat; außer die Legitimation wäre eine indirecte, durch He⸗ 
bung eines Ehehinderniffes, wo fie daflelbe wirft, wie die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe.*) Bergl. $. 160. 

I. 

Nah ſächſiſchem Rechte gibt es nur zweierlei Arten der Legitimation, 
namlid: 

1. Durch die nachfolgende Che, bei-weldher die oben I. entwickelten Grund- 
füge gleichfall® zum Anwendung fommen, daher durch diefelbe, mit Rückſicht der 
im fähfifhen Rechte gemachten Unterfheidung ($. 160) der unehelichen Kinder, 
in Ehebruch und Blutſchande gezeugte (adulterini, incestuosi), fowie Kinder, 
deren Bater ungeriß ift (vulgo quaesiti), nicht legitimirt werden koͤnnen (St. IE. 
2 $$. 2 und 4). 

2. Dur den Randesfürften, welche nah den Grundfägen des hier fubfti- 
tutorifh zur Anwendung kommenden römifhen Rechtes, aushilfsweiſe nur dann 
ftattfinden kann, wenn der Bater keine ehelichen Kinder hat, und die Legitima:- 
tion durch die nachfolgende Ehe nicht mehr möglich ift.**) 


III. 


Zufolge des dem Therefianiſchen Waiſenhauſe in Hermannſtadt ertheilten 
Privilegiums vom 25. März 1770 werden außereheliche Kinder durch den ein— 
fahen Act ihrer Aufnahme in dieſes Waifenhaus zu gefegmäßigen Kindern erho⸗ 
ben, mit der Rechtswirkung, ala ob jedes diefer Kinder fpeciell die Legitimation 
erlangt hätte (Hofz. 1043 v. 3. 1770 Punkt 8. Traufh. Norm. Samml.). 


.—— 


Zur R. Tr. V. Nr. 31 ift zu bemerfen, daß das Berfahren bei Anfuchung und 
Bewilligung der Legitimation dad nämliche ift, wie bei der Adoption ($$. 179—185). 


$. 163. 


Rer auf eine in der Berichtsorditung vorgefchriebene Art überwiefen wird, daß er der Mutter 
eines Kindes Innerhalb des Deitranmes beigewohnt habe, von welchem bis gu ihrer Entbindung nicht 


*) Sof. Zimmermam:! Siebenb. ungar. Privatredht. 8. 28, Mer. Alex. Dos 
‚de Makfalva: Jus privatum Transsilv, &. 14. Mser. 

”) Nov. 74. c. 1, 2; Nov. 89. ce. 9, 10. Ant. Haimberger: Romiſches Pri⸗ 
vatrecht. 1. Bd. 8. 140. Joh. C. Albrich: Saͤchſiſches Privatredt. 86 27—29. Schul⸗ 
ler's das Eigen⸗Landrecht der S. Sahfen. ©. 133. 
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weniger als ſechs, nicht mehr als gehn Monate verſtrichen find; oder, wer dieſes au nur außer Gericht 
gefieht, von dem wird vermutbet, dab er dad Kind erzeugt habe. 


— — —— — 


In dem in dieſem Paragraph angeführten Falle hat ſonach auch ein außerge⸗ 
richtliches Geſtäͤndniß Beweiskraft; ſiehe C. P. O. 8. 109. In allen Streitigkeiten 
über die Anerkennung der Vaterſchaft und Erfüllung der Vaterpflichten gegen unehe⸗ 
liche Kinder iſt das Bezirksgericht, wo der Beklagte ſeinen Wohnſitz hat, zuſtändig. 
(prov. C. J. N. 8 13 lit. ſ. C. J. N. vom 3. Juli 1853. 8. 13). 


. 164. 

Die auf Angeben der Mutter des väterlihen Namens in Das Taufr oder 
@eburtsbuh maht nur dann einen vollftändigen Beweis, wenn die Einfchreibung nach der geſeßzlichen 
Vorſchrift mit Einwilligung des. Baters gefchehen, und diefe Einwilligung dur das Zeugniß des Seel- 
forger& und des Bathen mit dem Beifage, daß er ihnen von Berfon befannt fei, beftätiget worden iſt. 

Unter den Beweifen, wodurd Jemand überführt werden kann, der Vater 
eines außer der Ehe erzeugten Kindes zu fein, ift auch das Taufprotocoll oder 
ſ. g. Geburtsbuch zu zählen, welches bei den Pfarreien vorfehriftmägig geführt 
wird. Um aber allen Zweifeln vorzubauen, welche in Anſehung diefer Beweife 
erhoben werden dürften, wird fowohl für vergangene als künftige Fälle zur Richt: 
fhnur gegeben, daß die Anmerkung ald Vater, welche in dem Taufprotocolle bei 
der eingetragenen Taufe eines außer der Ehe erzeugten Kindes erfcheint, nur 
dann wider die angemerkte Berfon beweife, wenn unter des Pfarrers und der Pa⸗ 
then eigenbändiger Unterfhrift beigefebt ift: „die ale Bater angemerkte 
Berfon fei zugegen, dem Pfarrer und Taufpathen wohlbekannt 
gewefen, babe fih zum Bater des Kindes befannt und entweder 
felbft verlangt, daß ihr Bekenntniß in dem TZaufprotocollean- 
gemerkt werde, oder habe wenigfteng zu diefer Anmerkung auf 
Erinnerung eines Dritten ihre Einwilligung ertheilt" (9. h. 
Refeript vom 16. October 1787. Bub. 3. 13889). 


$. 165. 


Unehelibe Kinder find Überhaupt von dem Mechte der Familie und der Verwandtſchaft ausgeſchloſ⸗ 
fen: fie haben weder auf den Yamilien-Namen des Vaters, noch anf den Adel, dad Warren und andere 
Borzüge der Eltern Anſpruch; fie führen den Geſchlechts Ramen der Mutter. 


N. Ir. B. Nr. 32. 


Das Miniflerium des Innern ift ermächtiget, Befuhe um Bewilligungen zu Ramend-Aenderun: 
gen felbft zu eriedigen. (Kaiferlihe Verordnung vom 20. December 1848, Ar. 39, Meihd-Befehblatt). 


Nach fiebenbürgiſchem Civilrechte können unehelihe Kinder vor ihrer Legi⸗ 
timation den Familiennamen des Vaters nicht führen, und haben auf deffen Adel 
und übrigen Standesvorzüge einen Anſpruch. Cs folgt dies, obſchon es aus—⸗ 
druͤcklich im Geſetze nicht ausgeſprochen ift, daraus, daß die ehelichen Kinder dem 
Stande des Baters folgen (Tr. 1. 22 8. 3), in Verbindung mit dem angenom⸗ 
menen Style, in weldem die Regitimationsurfunden auszufertigen find, wonach 
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in einer ſolchen Urkunde erflärt wird: „daß nach Hebung des Makels der Geburt 
von dem zu Legitimixenden, derfelbe in die Familie und den Stand des Vaters 
mit defien Familiennamen und Titel (Prädicat) aufgenommen, und aller Wohl⸗ 
thaten der Ehre umd des Anfehens, deflen ſich die aus gefeßmäßiger Ehe erzeug- 
ten Kinder erfreuen, theilhaftig gemacht werbe“.*) 


Im Einflange mit der N. Tr. B. Nr. 32 verorbnet die Gouv. K. vom 16. 
September 1852, daß alle Gefuhe um Bewilligung zu Ramensänderungen im Wege 
der politifchen Behörden an dad Minifterium ded Innern zu richten find. Die poli- 
tifhen Behörden find beauftragt, jede ınbefugte Namensänderung, infoferne diefelbe 
zur Behandlung nah dem a. Strafgefeke ohnehin nicht geeignet fein follte, im poli- 
tifhen Wege mit einer Arreftftrafe von drei Zagen bis zu einem Monat zu belegen 
(2.9. Bl. Nr. 188). 


$. 166. 

Aber auch ein uneheliches Kind bat das Recht, von feinen Eltern eine ihrem Bermögen ange- 
mefiene Verpflegung, Erziehung und Berforgung zu fordern, und die Rechte der Eltern über dasfelbe 
erfiteden jih fo weit, id es der Bwed der Erziehung erfordert. Uebrigens ficht dad uuchelidde Kind 
nicht unter der eigentlichen väterlihen Gewalt feined Erzeugers, fondern wird von einem Bormunde 


vertreten. 
8. 167. 


Zur Berpflegung iſt vorzüglich der Bater verbunden; wenn aber diefer nicht im Stande iſt, Dad 
Kind zu verpflegen, fo fällt dieſe Verbindlichkeit auf die Mutter. 


'$. 168. 


So lange die Mutter ihr uneheliches Kind, der künftigen Beſtimmung gemäß, ſelbſt erziehen wid 
und kann, darf ihre Dasfelbe von dem Bater nicht entzogen werden; deffen ungeachtet muß er die Berpfle 
aungöfoften beftreiten. 

| $. 169. 


Läuft aber das Wohl des Kindes durch die mütterliche Erziehung Gefahr, fo iſt der Bater ver 
‚ bunden, das Kind von der Mutter zu trennen und ſolches zu fih zu nehmen, oder anderämo fiher und 
anftändig unterzubringen. 

$. 170. 


Es fieht den Eltern frei, fi über den Unterhalt, die Erziehung und Berforgung des unehe⸗ 
lihen Kindes mit einander zu vergleichen ; ein folcher Bergleich kann aber dem KRechte des Kindes einen 
Abbruch thtın. 

5. 171. 


Die Verbindlichteit, uneheliche Kinder zu verpflegen und zu verforgen, gebt, gleich einer andern 
Schuld, auf die Erben der Eitern über. 


Die außerebelihen Kinder haben ſowohl nah ungarifhem (Tr. I. 53 
8. 10**) in Verbindung mit I. 55 $. 1) als ſächſiſchem Rechte (St. II. 2 8.4) ***) 


) Sof. Zimmermann: Siebenb. ungar. Privatredht. 8. 28. Mier. 
**) Pater fil'o quidquid rerum et bonorum poterit acquirere jure natu- 
rali tenetur. 
**) Ebenſo: de aequitate tamen canoniea debentur eis alimenta, nam "eu: 
.catio liberorum est juris naturae. 
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Anſpruch auf die Erziehung, Kleidung und Nahrung. Da aber das Gefep nicht 
näher beftimmt, in welcher Weife hiefür Sorge zu tragen fei, nnd nur für vor⸗ 
kommende Streitigkeiten darüber, durch die bei $. 117 angeführte Alimentations⸗ 
vorſchrift angeordnet wird, daß die Erziehung und der Unterhalt der Kinder dem 
Bermögen der Eltern angemeſſen fein ſolle, fo folgt darnus von ſelbſt, daß es 
den Eltern des unehelichen Kindes auch freifteht, fich darüber zu vergleichen 
(8. 170); wie es auch keinem Zweifel unterliegt, daß ſowohl nach ungarifhem 
ats nad ſächſiſchem Rechte die Verbindlichkeit, unehelihe Kinder zu verpflegen 
und zu verforgen, auf die Erben der Eltern übergeht (&. 171), indem in beiden 
Geſetzgebungen den unehelihen Kindern gerade in den erbrechtlichen Verfügun- 
gen, an demfelben Orte der Anſpruch auf die Erziehung und Verpflegung zuer- 
kannt wird, wo fie von dem Erbrechte ausgeſchloſſen werden, mithin diefer An⸗ 
ſpruch derfelben felbft für den Todesfall der Eltern als beftehend vorausgefeht wird. 


8. 172.- 

Die väterlihe Gewalt hört mit der Grofjährigfeit deö Kindes fogleih auf, mwofern nicht aus 
gerechter Urſache die Fortdauer derielben auf Unfuchen des Daterd von dem Berichte verwiliiget und Affent- 
lich belannt gemadt worden ifl. 

$. 173. 

Gerechte Urfachen, die Foridauer der väterlichen Gewalt bei Bericht anzuſuchen, find: Wenn das 
Kind ungeachtet der Bonjährigfeit, wegen Leibes- oder Gemüthégebrechen ſich felbft zu vwerpflegen , oder 
feine Angelegenheiten zu beforgen nit vermag; oder wenn es fi während der Minderjährigteit in be 
trächtlihe Schulden verwidelt oder folcher Bergehungen fhuldig gemacht hat, wegen welcher es noch ferner 
unter genauer Auffiht des Vaters gehalten werden muß. 


8. 174. 


Rinder können aud vor Zurücklegung des vierundsmwanzigften Jahres aus der väterligen Ge⸗ 
‚walt treten, wenn der Vater mit GBeuchmhaltung des Gerichtes fie ausdrücklich entläßt, oder, wenn er 
einem zwanzigjährigen Sohne die Führung einer eigenen Haushaltung geftattet. 


N. Tr. B. Nr. 33 und 34. 

Nah dem Wortfaute der 88.174 und 252 des a. b. G. 8. iſt weder zur Entlafjung eines Kindes 
aus der väterlichen Gewalt mit Genehmhaltung des Berichte , noch zur Verleihung eines Gewerbes an 
Minderjährige, diefe mögen nun unter der väterlichen Gewalt oder Bormundfchaft flehen, das zurüd- 
gelegte zwanzigſte Lebensjahr als umersäßliche Bedingung vorgefchrieben. 

Die Behörden werden jedoch ſolche Bewilligungen für Minderjährige, die noch nit 20 Jahre alt 
find, nur nad forgfältiger Ueberzeugung von ihren entfprechenpen Eigenſchaften und unr in befonders 
rudfihtswürdigen Fällen ertheilen (Allerhöchſte Entfchliegung vom 3. Juni, Hofdeeret vom 15. Juni 1835, 
Nr. 38,9. G. ©.). 

Auch haben die adminiftrativen Behörden in allen Fällen, wo es fih um die Verleihung von 
Gewerbe; oder Handelöbefugniffen an Minderjährige handelt, mit der Bormundfhafts-Behörde des Bitt⸗ 
ſtellers vorläufig Rückſprache zu pflegen (Hofdecret vom 27. September 1815, Ar. 1174, I. G. ©.). 


$. 175. 


Wenn eine minderjährige Tochter fi verebelichet,, fo kommt fie zwar in Ruͤckſicht Ihrer Berfon 
unter die Gewalt des Mannes (88. 91 und 92); in Hinfiht auf das Vermögen aber hat der Bater bis 
zu ihrer Gropjährigteit Die Rechte und Pflichten eines Gurators. Gtirbt ber Manu während ihrer Min- 
derjährigfeit, fo fommt fie wieder unter die väterlihe Gewalt. 


$. 176. 


Wenn ein Bater den Gebrauch der Vernunft verliert, wenn er als Berfchwender erklärt; oder 
wegen eines Verbrechens auf längere Zeit als Ein Jahr gur @efängnihftrafe verurtpellet wird; wenn er 
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eigenmädtig audwaudert,; oder, wenn er über Ein Jahr abıwefend iſt, ohne von feinem Aufenthalte Nach- 
richt zu geben, fo kommt bie vÄterliche Bewalt außer Wirkſamkeit, und es wird ein Vormund befteflet; 
hören aber diefe Hinderniſſe auf, fo tritt der Vatet wieder in feine Rechte ein. 


$. 177. 


Büter, welche die Verpflegung und Erziehung ihrer Kinder gänslich vernachläſſigen, verlieren die 
vuierliche Gewalt auf immer. 
8. 178 


Wegen den Mißbrauch der väterlihen Gewalt, wodurd dad Kind in feinen Rechten gefränft wird, 
oder gegen Pie Unterlaſſung der damit verbundenen Pflichten, kann .nicht nur das il ſelbſt, fondern 
jedermann, der davon Kenntniß bat, und befonders Die nädften Anverwandien, dem Beiftand des Gerichtes 
anrufen. Das Bericht bat den Gegenftand der Beſchwerde zu unterfuchen, und die den Umſtänden ange 
mefjenen Berfügungen zu treffen. 

I 


Rah ungariſchem Rechte hört die väterlihe Gewalt auf: 

1. dur den Tod des Vaters. Hat diefer ſelbſt Feinen Bormund tefta- 
mentariſch für die Kinder beftellt, und war er felbft aus der väterlichen Gewalt 
noch nicht entlaffen, fo bleiben die Kinder unter der Gewalt des Großvaters 
(Tr. I. 56 $. 1). Entlaffen werden namlich aus der Gewalt des Vaters bei def 
fen Zeben (a patria servitute liberati, emancipati) die Söhne in der Negel erft 
durch die Theilung des Familienvermögens mit dem Dater, mag diefe von, beiden 
Theilen freiwillig vorgenommen, oder der Sohn vom Vater (Tr. I. 52) oder die- 
fer vom Sohne (Tr. 1. 53) dazu verhalten werden; die Töchter durch ihre Ver⸗ 
ebelihung (Tr. I. 51 8. 1) vergl. 8. 172, 174 und 175. In beiden Fällen, bei 
Söhnen nnd Töchtern, ift die Befreiung von der väterlichen Gewalt mit der 
Rechtswirkung verbunden, daß fie nie wieder unter diefe Gewalt zurückfallen kön- 
nen, außer fie hatten 

2. nahträglich den freien Gebrauch der Vernunft verloren, wären in 
Mahnfınn verfallen u. |. w., oder zu Derfhwendern erklärt worden ($. 21 Abf. 
1X), indem foldhe Perſonen ftets unter vaterliher, und in Ermangelung derfelben 
unter vormundfchaftliher Gewalt ftehen follen (Tr. I. 55) vergl. $. 173. Die 
väterliche Gewalt hört ferner auf: 

3. duch die öffentlich und gerichtlich anerkannte Infamie oder Ehrloftg- 
feit des Baters, ſowie durch ein von ihm begangenes Bergehen, für welches er der 
Strafe der Kopflöfung (sententia emendae capitis, $. 19 Abſ. VI) verfällt 
(Tr. 1. 56 $. 2). In einem folden Falle geht aber dem Bollzuge des Urtheils 
die Theilung des Vermögens voran (Tr. I. 60), wodurch allein fhon das Auf- 
hören der väterlichen Gewalt bewirkt wird. vergl. 8. 176. 

4. Wenn der Bater in feindliche Gefangenfchaft gerätb, für die Dauer 
feiner Abwefenheit (Tr. I. 56 $. 3), und wenn er des freien Gebrauches der Ber: 
nunft verluflig wird (Tr. I. 55), für die Daner diefes Zuftandes, vergl. $. 176. 

5. Durch die Verfügung der öffentlihen Behörde, im Kalle der Bater die 
Erziehung der Kinder vernacläffiget, die Familiengüter ohne rechtmäßigen Grund 
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veräußert, das Bermögen verſchwendet (Art. nov. 52 a. 1791) oder feine Ge- 
walt mißbraudt (Tr. I. 53), welcher letztere Fall mit der vom Sohne erzwunge⸗ 
nen Theilung zufammenfällt,*) vergl. 88. 177 und 178. 


II. 
Nach ſaächſiſchem Rechte hört die väterliche Gewalt auf: 


1. der den Tod des Vaters, in welchem Falle für das minderjährige 
Kind die Vormundſchaft eintritt; 


2. durch ein anderes Unvernögen des Vaters zur Ausübung der väter- 
lihen Gewalt, wenn er nämlih den Gebrauch der Vernunft verliert, als Ber- 
ſchwender erklärt wird u. ſ. w.; vergl. 8. 176; 


3. durch die Großjährigkeit des Kindes (St. II. 3 $. 10) vergl. $. 172. 

Vebrigens Fönnen minderjahrige Perfonen auf Verlangen ihres Bormun- 
des (alfo wohl auch des Vaters) and wichtigen Gründen a der Behörde (Ma- 
giftrat) für volljährig erflärt werden (Bub. Deer. v. 3. 1823 3. 3900): **) 
vergl. 8. 174. 


— nn a ern 


Hiezu ift zu bemerken: 


1. Zu den $$. 172, 174 und 175, daß zufolge des Artik. XII. p. 2 des Kundm. 
P. Perfonen beiderlei Geſchlechtes, welche vor der Wirkſamkeit des a. b. Gejch« 
buches nach den früheren Gefepen die Mechte der Volljährigkeit bereit erlangt haben, 
in deren Genufje bleiben. 

2. Ueber die Entlaffung eines Kindes aus der väterlihen Gewalt hat ber 
Bater in den Fällen, wo fie zu Folge des 8. 174 des a. b. G. B. einer gerichtlichen 
Genehmigung bedarf, feine Erklärung bei dem Gerichte, unter deſſen Gerichtsbarkeit 
“er fteht, abzugeben. Findet das Gericht, daß die Befreiung von der väterlichen Ge- 
walt dem Minderjährigen vortheilhaft und mit keiner Gefahr eines Mißbrauches ver- 
bunden fei, fo hat es die gerichtliche Genehmigung zu ertheilen und dem Minderjäh- 
rigen eine Amtsurfunde darüber audzufertigen. Bon der Zuftellung diefer Urkunde 
an erlangt dad Find in Rüdficht feiner Perfon und feined Vermögens die Reste 
eines Gropjährigen (J. M. B. vom 15. Juni 1853. $. 268. R. G. Bl. Nr. 109). 

In Fällen, wo um Großjährigfeitderflärung von Individuen eingefchritten 
wird, bezüglich welcher die Uchertragung der Obervormundfchaft an die burch das a. 
b. Patent vom 22. December 1851 Nr. 255 R. ©. DI. berufene Militairbehörde 
noch nicht erfolgt ift, gehört die Verhandlung zur Competenz derjenigen Eivilbehörde, 
bei welcher bisher die noch nicht übertragene Obervormundſchaft geführt wurde, wobei 
fi) nad den bieherigen gefeplichen Borfchriften zu benegmen it (J. M. B. vom 
18, April 1852. 3. 4935). 


>) Ueber den Mißbrauch der väterlichen Gewalt und Vernachläſſigung der 
väterlichen Pflichten vergl. Str. G. B. 88. 149-151, 360, 376, 378, 413—422. 
”) Schuller: Das Eigen-Landreiht der ©. Sachſen. ©. 145. 
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8. 179. 


Berfonen, welche den ebelofen Stand nicht feierlid, angelobet, und feine eigenen ehelichen Kinder 
baden, können an Kindeöfatt annehmen; die annchmende Berfon heist Wahlvater oder Wahlmutter; die 
angenommene heißt Wahlkind. 


N. Tr. B. Nr. 35 und 36. 


Auf die unehelldien Kinder find in Hinſicht ihrer Eltern nur die gefeglichen Arten der Legitimation 
(98. 160-162), nicht aber die Borföhrifien über die Annahme an Kindeöftatt fremder Kinder (68. 179-186) 
anwendbar, folglich können unebelihe Kinder von ihren Eltern in keinem Galle aboptirt werden (Hofdecret 
rom 25. Jänner 1816, Nr. 1206, 3. G. S.). 

a) Die Adoption von Seite des einen Ehegattin allein ift allerdings zuläfiig, weil das Geſetz 
nirgend8 vorfchreibt, daß die Mdoption gleichzeitig von beiden Ehegatten erfolgen müffe, und weil der 
8. 755 des a. b. G. B. der des Erbrechtes der Wahlkinder erwähnet, fogar ausdrücklich des Falles ger 
denkt, wo Die Annahme ohne Einwilligung des einen Ghegatien geſchehen iſt. Ebenſo genügt eö 

b) nad) den Beftinmungen Des a. b. G. B., daß der adoptirende heil Dad geſetzliche Alter er- 
reiht babe, und zur Zeit der angefonnenen Adoption feine cehelihen Kinder vorhanden feien, ohne Daß 
wegen der allfälligen Möglichkeit, noch eigene Kinder zu erhalten, die Adoption verwehrt werden Tann, 
weil, obgleich die Abſicht der Geſetzgebung vorziiglih dahin ging, die Rechte der eigenen Kinder zu fhügen, 
doch bei der Feſtſetzung der allgemeinen Behimmungen hierüber fih mur an das, was nad dem gewöhn- 
lichen Laufe ter Dinge gefchieht, und die möglihen Bälle feltener Ausnahmen nicht berüdfichtiget werden 
konnten (Hofl.«Derret vom 21. April 1820, I. ©. ©.). 


$. 180. 


Wahlväter oder Wahlmütter müffen das fünfzigfte Jahr zurückgelegt haben, und ein Wahlkind 
muß wenigftend achtzehn Jahre jünger fein als feine Wahleltern. 


8. 181. 

Die Annabme an Kindesftatt kann, wenn das Kind minderjährig tft, nur mit Ginwilfizung des 
ebelihen Vaters oder in Teffen Ermangfung, nur mit Einwilligung der Mutter, des Bormundes umd des 
Gerichtes zu Etande kommen. Aud wenn das Kind großjährig, aber fein ebeliher Bater noch am Leben 
if, wird deſſelben Ginmwiliigung erfordert. Gegen Die ohne hinreichenden Grund verfagte Einwilligung 
kann bei dem ordentlihen Richter Beſchwerde gefiihrt werden. Die mit der erforderlihen Einwilligung 
verfebene Annahme an Ktndesftatt if der Landesftefle zur Beftätinung und dem Gerichtöftande der Wabl- 
eltern und des Wahlfindes zur Bintragung in die Gerichts-Acten vorzulegen. 


$. 182. 


Eine weſentliche, redytliche Wirkung der Annahme an Kindesfkatt ift, DaB die angenommene Berfon 
den Namen des Wahlvaterd oder den Geſchlechts⸗Namen der Wahlmutter erhält; fie behält aber zugleich 
ibren vorigen Familien- Namen und den ihr etwa eigenen Banrillen- Adel bei. Wuͤnſchen die Wapleltern, 
daß der ihnen eigene Adel und das Wappen auf das Wahlfind übergehe; fo muß die Bewilligung des 
Landesfürften angefucht werden. 

| $. 183, 


Zwlſchen den Wahleltern und den Wahlfinde und deffen Nachkommen finden, infoweit das Geſetz 
feine Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwiſchen den ehelichen Eltern und Kindern Statt. Der Wahl- 
vater übernimmt die väterliche Gewalt. Auf die übrigen Mitglieder der Familie der Wahleltern bat das 
Berhältniß zwifchen den Wahleliern und dem Wahlkinde feinen Einfluß; dagegen verliert das Wahlkind 
auch die. Rechte feiner eigenen Bamilie nit. 


$. 184. 


Die Rechte zwifchen Wahleltern und Wahlflindern können durch Vertrag anders beftimmt werden, 
infofern dadurd die im 8. 132 angeführte weſentliche Wirkung der Aunahme an Kindesftatt wicht abge 
ändert, noch dem Rechte eines Dritten zu nabe getreten wird. 


5. 185. 


Das rechtliche Verhaͤltniß zwiſchen den Wahleltern und dem Wahſfinde kann, in fo Tage das 
Bapifind minderjährig it, nur mit Einwilligung ber Vertreter des Minderjährigen und des Berichtes 
aufgehoben werden. Nah Erlöſchung des Nechtöverhältniffes zwifchen dem Wahlvater und dem Wahlfiude 
Tommt das minderjährige Kind wieder unter die Gewalt des ehelichen Vaters. 


[®. ©. ©. 88. 179—186.| 2368 ſadoptiou. 


Die fiebenbürgifche Geſetzgebung enthält feine Beſtimmungen über die An- 
nahme eines Wahlkindes. Jedoch kann 


I. 


Rah ungarifhem Rechte eine jede, ſowohl Einderlofe als mit gejeß- 
lihen Aindern verfehene Perfon über die von ihr felbft erworbenen Güter frei 
verfügen (Tr. I. 5 und 57), und alfo entweder ein Wahlkind annehmen, oder 
ſolche Güter mittelft ihres lebten Willens Jedem, dem fie will, zumenden; bie 
Erbgüter aber müffen nad Vorfchrift der Geſetze, welche beim Erbrechte (TI. Th. 
8. Hptft.) angeführt werden, den gefeglihen Erben zurücbleiben. 

Außerdem enthält das ungarifche Recht noch Beftimmungen , welche mit 
der Annahme eines Wahlkindes Achnfichteit haben. Cs kann nämlich: 

1. ein finderlofer Mann, wenn er au fonft Reine, auf feine Erbgüter 
einen gefeblihen Anfpruh habende Anverwandte hat, Jemanden zum Erben 
feiner Erbgüter annehmen, welches Verfahren fodann Adoption heißt (Tr. I. 8 
und I. 66 $. 2 contractus autèm, seu fraternalis adoptio est alienae cujusvis 
personae per quempiam, haeredibus legitimis deficientibus in bonorum suo- 
rum successione permissiva substitulio). Diefe ift zweierlei, namlich die 
Moption: a) an Kindes Statt (adoptio filialis), welche fih als einfeitige Erbs⸗ 
einfeßung darftellt, und b) an Bruders Statt (contraclus, seu fraternalis adop- 
tio), welche als ein die wechielfeitige Erbfolge bedingender Erbvertrag erfcheint. 

2. Befibt Jemand ſolche Erbgüter, in welchen die Erbfolge kraft der 
Schenkungsurkunde nur auf den männlihen Etamm gerichtet ift, fo Tann er in 
Ermangelung von Söhnen oder anderen erbberechtigten Verwandten feine Töd: 
ter zu Grbinnen der Erbgüter einfeßen (Tr. I. 7; 1.17.8. 7; 150. 8.2), 
welches Berfahren die Prafection (praefeetio, vergl. 88. 139 — 146 Abf. I. 
6) heißt. 

Sowohl die Adoption als Präfection können ihren Beftand nur durch die 
Einwilligung des Landesfürften (consensus regius) erhalten, da alle Erbgüter 
nad) gänzlichem Abfterben der gefeplihen Erben dem k. Fiscus (Tr. I. 10) beim- 
fallen, und die Adoption und Präfection eben nur in ſolchen Gütern zuläffig ift; 
daher e8 in der Natur der Sache liegt, dag hiezu die I. f. Erlaubniß um fo mehr 
zwar eingeholt werden müfle, weil diefe beiden Arten der Erbseinfeßung (Tr. 1. 
57. 8. 2) die Kraft einer föniglihen Schenkung (donatio regia), durch welche 
zugleich der Adel erlangt wird, haben; zu deffen Verleihung aber das Recht nur 
dem Landesfürften zufteht (Tr. 1.3. 8. 7; J. 4.); vergl. 88. 179 und 182. 

3. Die Wirkung der Adoption außert fi darin, daß der Adoptirte in An⸗ 
iehung jeiner durch die Adoption erhaltenen Güter ald Erwerber angefehen wird, 
daher er darüber frei verfügen fann (Tr. I. 5 und 57); auch tritt der Adoptirte 
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in die Nechte der Agnaten ein; daher er in Rückſicht der Vormundſchaft über die 
Mädchen der Familie, den Vorzug vor den Cognaten erlangt (Tr. I. 67 umd 
120). Werden zwei Berfonen duch Adoption zu Erben berufen, fo entfteht da- 
durch zwifchen denfelben Fein wechfeljeitiges Erbrecht, weil fie nicht durch die Bande 
des Blutes einander angehören (Tr. I. 50 8. 3). Der Adoptirte erlangt nur 
jene Güter des Adoptirenden, welche diefer befeffen hat und befiken konnte, oder 
welche in defjen thatſächlichem Befiße fi befanden, und von demfelben nur 
pfandmäßig (jure temporaneo) veräußert worden find (Tr. I. 27), vergl. 88. 
182 — 184. 

4. Die Adoption erlifcht durch den Widerruf des Adoptirenden, oder wenn 
dem Repteren nachträglich ein gefeßmäßiger Erbe geboren wurde (Tr. I. 63 und 
66). Auch wird die Adoption duch den Hochverrath des Adoptirenden, felbft 
im Falle er feine verfallenen Güter durch Begnadigung zurückerhalten follte, auf 
gehoben (Tr. I. 49), vergl. $. 185. 


1. 


Rah fähfifhem Rechte: In Beziehung der Adoption, worüber fpe- 
cieffe gefegliche Beftimmungen vermißt werden, vermweift das Univerfitäte-Statut 
vom 3. December 1812 Univ. 3. 507 auf das römifche Necht, deſſen Beftim- 
mungen über die Adoption es infoweit für zuläffig erflärt, als diefelben mit den 
ſächſtſchen Municipalrechten vereinbar find. Diefem Statute zufolge ift die Adop« 
tion „eine feierlihe Handlung, d. h. fie muß unter öffentlihem Anfehen gefche- 
„ben. Das öffentliche Anfehen erhält fie durch die Beftätigung der Obrig- 
„Leit jener Gemeinde, welche den Ndoptanten (im Kalle St. II. 2 8. 13)*) be: 
„erben würde; die Adoption wirkt für den Adoptivum die Rechte eines Kindes, 
„folgli eine Verkürzung der etwa vorhandenen Notherben. Zur Giltigkeit einer 
„Adoption ift Daher erforderlich, daß felbe in Gegenwart und mit Einwilligung 
„der Notherben nad Vorſchrift des Gefeges (St. 1.8 8. 2)*) in das Magiflrate: 
„oder Stuhlamtd-Protocoll eingetragen werde" (Traufh. Norm. Samml.). 


In Uebereinftimmurg mit der zu 88. 162 und 174 erlaffenen Rachtr. V. Nr 31 
verfügt die $. M. V. vom 15. Juni 1853 über dad Rechtsverfahren außer Streit: 
fachen, daß: „die Annahme an Kindesftatt nur durch eine fhriftliche oder ‚gerichtliche 
Vebereintunft zwifchen dem Wahlvater oder dem Wahlkinde oder deffen rechtmäßigen 


*) Intestatorum res, qui sine legilimo haerede vel ex qualibet sunguinis 
linea eonjunclis decesserint, reipublicae rationibus vindicentur. 

**) Si quis sua jura, emplionum, donationum, debitorum, contraeluum ct 
similium in librum publieum” Civitatis inserıbi cupit, id fiat coram Senalu pra e- 
sente adversa parte. 
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Vertreter erfolgen kann, Iſt dag Wahlkind minderjährig, fo wird die Cinwilligung 
des ehelichen Vaters deffelben, und in deffen Ermangelung die Einwilligung der Mut- 
ter, ded Vormundes und des nach den Beftimmungen der 3. N. zuftändigen Gerichte: 
hofes erfter Inſtanz erfordert. Ein großjähriged Wahlfind muß in die Adoption 
felbft einwilligen, und wenn fein ehelicher Bater am Leben ift, auch beffen Beiftim- 
mung barthun ($. 259). In Fällen, in welchen die gerichtliche Einwilligung zur 
Annahme an Kindesjtatt erfordert wird, ift das Geſuch bei bem vormundfchaftlichen 
Gerichte anzubringen, welches die erforderlichen Erhebungen über die Familienverhält⸗ 
niffe und das Alter ded Wahlvaters oder der Wahlmutter und des Wahlkindes zu 
pflegen, und biefelben, wenn es nicht felbft der zuftändige Gerichtshof erfter Inftanz 
fein follte, dem legteren mit der von den Theilnehmenden über die Adoption errichte- 
ten Urkunde, oder dem darüber aufgenommenen Protocolle unter Beifügung feines 
Gutachtens zur Entſcheidung vorzulegen hat (8. 260). In den übrigen Fällen ift 
dad Geſuch von den Parteien unmittelbar dem zuftändigen Gerichtöhofe erfter Inſtanz 
zur Deftätigung vorzulegen (8. 261). Gegen die von dem Gerichtöhofe erfter Inſtanz 
verweigerte Beflätigung der Adoption hat die Befchwerde an das Obergericht ftatt 
(8. 262). Soll der den Wahlältern eigene Abel und Mappen auf dad Wahlfind 
übergehen, fo fann der Gerichtähof, wenn er die angefuchte Annahme an Kindesftatt 
fhon an fih zur Beflätigung nicht geeignet findet, diefe ſogleich verſagen. Wird 
aber die Adoption von demfelben beftätiget, fo ift das Geſuch wegen Uebertragung 
ded Adels und Wappend durch das Dbergericht der Statthalterei mitzutheilen, und 
mit dem Gutachten derfelben dem Suftigminifter vorzulegen, welcher fich darüber mit 
dem Minifter des Inneren in dad Einvernehmen fegen wird ($. 263). Die erfolgte 
Beftätigung der Adoption wird von dem Gerichtöhofe in das Gerichtöprotocoll einge 
tragen, bie von den Theilnehmenden darüber errichtete Urkunde bafelbft in gerichtliche 
Berwahrung genommen, und dem MWahlvater oder der Wahlmutter jowehl, ald dem 
Mahlkinde oder dem Bertreter beffelben von der Beftätigung der Adoption entweder 
unmittelbar, oder wenn fie mitteljt eines anderen Gerichtes eingefchritten find, durch 
diefed Nachricht gegeben (8. 264). 

Die Eltern eined unehelihen Kindes können um die Legitimation deffelben 
durch 1. f. Begünftigung nur mit Einwilligung des Kindes oder, wenn ed minderjäh- 
tig ift, mit Bewilligung dee vormundfhaftlichen Berichtes anfuchen, welches vor Er- 
theilung der Bewilligung den Vormund zu vernehmen hat ($. 265). Das Geſuch ift 
nach Berfihiedenheit der Yälle, wie bei der Annahme an Kindesftatt entweder auf Die im 
8. 260 oder auf die im $. 261 beftimmte Art dem zuftändigen Gerichtähofe erfter 
Inſtanz, von diefem aber mittelft des Obergerichtes, welches feine Aeußerung beizufü- 
gen hat, dem Juftigminifter vorzulegen, welcher darüber, wenn die Bewilligung des 
Gefuches feinem Anftande unterliegt, dad Gutachten an a. h. Seine Majeftät erftat- 
ten wird ($. 266). Die l. f. Entſchließung wird den Parteien durch das Gericht 
befannt gemacht, und hat von dem Tage an, wo fie erfolgt ift, rechtliche Wirkung; 
zugleih hat das Gericht die Anmerkung derfelben in dem Geburtsbuche zu veranlaffen 
(8. 267 R. ©. Bl. Nr. Nr. 109. v. J. 1853). Weber die Adoption und Legitima« 
tion in Anfehung der zur Militair-Juriddiction gehörigen Perfonen wird mit der ®. 
ded Kriegdminifteriumd vom 1. Februar 1851 ganz das oben angeführte Verfahren 
dorgefährieben, nur mit dem Unterfchiede, daß bier an Stelle der Civilgerichte und 
Behörden die betreffenden Militairſtellen, nämlich: das. betreffende Judiecium delega- 
tum militare vel mixlum, das Militair-Obergeriht und das Armee⸗Oberkommando 
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(Kriegsminiſterium) die Verhandlung darüber zu pflegen baben (R. G. Bl. vom J. 
1851. Nr. 34. 2. G. Bl. Rr. 57). vergl. oben 88. 161- 162. 


8. 156. | 


. Die echte und Berbindiichleiten der Wahleltern und Wahlkiuder laffen fi auf Kinder, die nur 
in Pflege genommen werden, nicht anwenden. Diefe Pflege flieht jedermann frei; wollen aber die Par—⸗ 
telen bierüßer einen Bertrag fchließen, fo muß er, tnfofern die Rechte des Pflegefindeö geſchmätert, oder 
demſelben befondere Verbindlichkeiten auferlegt werben ſollen, gerichtlich beffätiget werden, Auf den GErſatz 
der Bflegeloften haben die Pflegeeltern feinen Anſpruch. 


Biertes Hauptftüd, 
Von den Bormundfchaften und Curatelen. 


I. 

Die fiebenbürgifche Geſetzgebung hat im Vergleiche zu den übrigen civil- 
rechtlichen Juftitutionen dem Vormundſchafts⸗ und Curatelsweſen eine befondere 
im Nüdfiht der Beitverhältniffe und anderen begleitenden Umftände, unter 
welchen die hievon handelnden Geſetze entftanden find, fogar auerkennenswerthe 
Sorgfalt zugewendet, fo daß, wenn die Praxis oft allzufehr hinter dem Geifte 
und Worfite des gefchriebenen Gefeßes zurückblieb, dieß nicht in den Mängeln 
defjelben, fondern in anderen Berhältniffen begründet war. 

Die flürmevollen Ereigniffe der Jahre 1848 und 1849 hatten in dem uns 
garifhen und Szekler Kandesgebiete die Auflöfung der beftandenen Verwaltungs⸗ 
Sorgane und dadurchauch (mit Ausnahme der wenigen, mit flädtifhen Magiftraten 
verfehenen Drte)den Stilftand der in denfelben durch die Waifenrichter (Orfanal- 
sedrien) früher bejorgten Vormundſchafts⸗ und Buratelarverwaltung zur Kolge. 

Unter den übrigen Einrichtungen zur Wiederaufnahme der Rechtspflege in 
den bezeichneten Tandestheilen wurde daher gleich im Beginne der Juſtizorgani⸗ 
fation, noch vor Einführung des a. b. Geſetzbuches, in der Verwaltung der Ber: 
laſſenſchafts⸗ und Pupillarangelegenheiten, die Begründung des öfterreichifchen 
Rechtsverfahrens angeftrebt. In den mit der a. h. Entſchließung vom 4. Juli 
1850 (8. ©. Bl. Nr. 67) erfloffenen Grundzügen für die Reform der fiebenbür- 
gifhen Rechtspflege wurde ausgefprochen, daß der nah den Gefegen und der 
‚Sepflogenheit den früheren Gerichtsbehörden zugeftandene Einfluß auf die Be- 
forgung der Bupillarfachen an die zu errichtenden I. f. Gerichte überzugehen habe. 

Früher ſchon war mit der Gouvernements Verordnung vom 20. April 
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1850 (2. ©. Bl. Nr. 32) bis zum Eintritte der nenen Gerichte die Pflegenahme 
der Waifen und die Sicherftellung ihres Vermögens den politifchen Unterbezitfe- 
Sommiffären übertragen worden. Auch waren die im Lande beftellten Archiv: 
Sichtungs⸗Commiſſionen, zum Behufe der Ermittelung jener Waiſen⸗ und Chrratele- 
angelegenheiten, welche bereits bei den beftandenen Jurisdictionen in öffentlicher 
Beſorgung fih befanden, und aus Anlaß des factifch eingetretenen Stillſtandes 
der Rechtöpflege ind Stocken gerathen waren, mit der Ausfonderung afler feit 
dem Jahre 1848 hängend gebliebenen Bupillarangelegenheiten beauftragt worden. 

Als bald darauf mit a. h: Entfchließung vom 22. Jänner 1851 (8. ©. 
DI. Nr. 51) das Militargrenz-Inftitut in Siebenbürgen aufgehoben wurde, und 
die Bevölferung der zwei Romanen» Grenz Regimentöbezirke, gleichwie dies im 
Jahre 1849 mit den Szefler-Negimentern der Fall war, unter völliger Gleich 
ſtellung mit den übrigen Zandestheilen in die Eivilverwaltung überging, erwuchs 
Die Nothwendigkeit, auch in diefem Landestheile den fhußbefohlenen Waifen und 
Curanden die gefegliche Fürſorge zu Theil werden zu laffen. 

Das Auflizminifterium erließ demnadh die Verordnungen vom 3. Juni 
1851, 3. 6051 und vom 11. September 1851, 3. 8781, worin angeordnet 
wurde: daß die Erledigung der rüdftändigen Pupillarverhandlungen in den un- 
garifhen und Szekler-Landestheilen von den inzwiſchen daſelbſt beftellten 1. f. 
Straf: Bezirfögerichten beforgt, und die Nevifion der bei dem PBupillardeparte- 
ment des aufgelöften k. Guberniums vücftändig verbliebenen Bupillarrechnungen 
dur eine zu Clauſenburg zufammen zu feßende Oberpupillar-Commifftun vorge: 
nommen werden folle.. Ebenfo follte die Fortführung der Pupillargkſthäfte in 
den Landestheilen der ehemaligen Militärgrenze auf die proviforifhen Straf: 
gerithte übergehen. 

Zugleich feßte das Juſtizminiſterium hiebei feft, daß bei der Erledigung 
der ruͤckſtändigen Pupillargefchäfte nur die Iandesüblichen Gefeße und Normen 
als maßgebend -zu betrachten feien, und beauftragte die kaiſ. Gerichts » Einfüh: 
rungscommiffion, diesfalls eine Inftruction für die Gerichte abzufaflen. 

Im Berlaufe diefer Verhandlungen hatte das Juftizminifterium im Tin: 
vernehmen mit dem Minifterium des Innern und der Finanzen den gleichen Uebel⸗ 
Händen gehemmter Pupillarrechtöpflege in den Kronlandern Ungarn, Kroatien, 
Slavonien, der ferbifhen Woiwodfchaft und dem Temefer Banate feine Auf- 





merffamkeit zugewendet, und eine gemeinfame Vorſchrift über die Organifirung . 


der Waifen- und Curatelbehörden (Waifencommiffionen) und über die Berwal- 
tung des Pupillar: und Gurandenvermögens unterm 14. Juli 1851, 2. ©. Bl. 
Nr. 275) auch für das Großfürſtenthum Siebenbürgen erlaffen. 

Da nun die Anwendung der beiden letzterwähnten Vorfchriften einerfeite 
eine Bereinbarung der verfehtebenen Beftimmungen unter fich erheiſchte, ander 
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ſeits die Ausführung derſelben mit Rückſicht auf die beſonderen Geſetzgebungen 
in den verſchiedenen Landestheilen, dann der damaligen tranfitorifchen Einrich⸗ 
tungen im Lande mehrfache Modifleirungen nothwendig machte, erließ die Ge⸗ 
uchts-Einführmgscommiffion unterm 30. December 1851 eine befondere In- 
ſtruction „über die proviforifche Rechtspflege in Pupillar- und Abhandlungs⸗ 
ſachen“. 

Die Inſtruction behandelt in Rückficht deſſen, daß die Waiſenangelegen⸗ 
heiten im innerften Zufammenhange mit der Erbfolge der betheiligten Schutzbe⸗ 
fohlenen ſtehen, die gefeblihen Beftimmungen aber über diefe beiden Geſchäfts— 
zweige in den verfchiedenen Landestheilen bedeutende grundfäßlihe Abweichungen 
in fi faffen, deren Kenntnißnahme füglich nicht der individuellen Auffaffungs« 
weife der zur Kührung des Pupillar- und Abhandlungsweſens berufenen richter⸗ 
liden Organe überlaffen werden Tonnte, im I. Xheile die frühere Landesgefep- 
gebung in Abhandlungs⸗ und Pupillarfällen, im II. Theile die proviforifge Ein- 
rihtung der Waifen- umd Abhandlungspflege als tranfilorifhe Ueber 
gangsbeftimmung. 

Diefe Inftruction follte zwar nach $. 1 im ganzen Lande in Wirkſamkeit 
treten, und mithin fogleich die ganze Rechtspflege in Pupillarſachen an die Iandes- 
fürftlihen Gerichte übergeben; jedoch wurden nachträglich in Rückſicht deffen, daß 
die zur eigentlihen Berwaltung des Pupillarwefene angeordnete Beftelung von 
Waiſencommiſſionen fo ſchleunig nicht durchgeführt werden konnte, mit dem Juſtiz⸗ 
minifterialerlaffe vom 24. Mai 1852 3. 5834 im Cinflange mit dem Art. II der 
inzwiſchen erlaffenen proviforifchen Jurisdictionsnorm vom 10. Mai 1852 (R. 
G. Bl. Nr. 108), ſämmtliche bisher fungirende Magiftrate und Ortsämter 
in den Städten, Märkten und Taralorten in Theilungs⸗, Bupillar- nnd Euratels- 
ſachen in ihrem bisherigen Wirkungskreiſe belafien, und mit dem Yuftiz- 
miniferialerlaffe vom 30.Dctober 1852 3. 16170 (2. R. Bl. 0.3.1853 U. Abth. 
Nr. 3) verordnet, daß in Bezug der Civil⸗Juſtizpflege in Derlaffenfchafte-, Pu- 
pillar« und Euratelsfachen die im Hermannftädter Diftricte (Sachfenlande) 
beftehbenden Einrihtungen und Normen einftweilen bis zur definitiven 
Regelung des Gemeindeweſens und der Rechtspflege fortzubeftehen, und mithin 
ſämmtliche Stadt» und Landgemeinden in diefem Kandestheile in ihrer Amtswirk⸗ 
ſamkeit zu verbleiben hätten; jedoch wurde aud hier die Aufficht über die ordent- 
liche Behandlung und Verwaltung diefer Angelegenheiten den nad 88. 69 und 
75 der prov. C. J. N. dazu berufenen Bezirtsgerichten zugewiefen. 

Es trat fomit die erwähnte Pupillar⸗Inſtruction im Sachfenlande gar nicht, 
in den ungarifhen und Szeller Landestheilen nur in jenen Orten, wo duch Auf 
hebung der früher beftandenen Berwaltungsorgane ein Stiliftaud der Rechts⸗ 


pflege auch in Bupillarfachen eingetreten war; dagegen in dem —— 
Sachſenheim, Erläuterung. 
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biete, wo die früher beftandenen militärifhen Behörden ganzlih aufgehoben wor⸗ 
den waren, in volle Wirkſamkeit; und diefelbe hat fomit dort, wo fie in Wirk⸗ 
famfeit getreten ift, für die Uebergangsperiode feit ihrem Erlaffe bis zur Einfüh- 
rung des a. b. Geſetzbuches, und der mit dem Tegteren gleichzeitig in Anwendung 
fommenden Inftruction über dag gerichtliche Verfahren in Nechtsgefchäften außer 
Streitfahen ale Erfenntnißquelle für die Behandlung des Bupillar- und Cura⸗ 
telsweſens zu gelten. *) 


II. 


Mit der Einführung des a. b. Geſetzbuches wurde im Art. XII p. 4 des 
Kundm. Patentes zugleich verordnet, daß die nach den früheren Rechtsvorſchriften 
bereits beftellten Bormünder und Curatoren ihr Amt vom Tage des Beginnend 
der Wirkfamkeit des a. b. Geſetzbuches mit allen durch das neue Geſetz ihnen auf: 
erlegten Berpflihtungen und unter den darin ausgedrüdten Beſchränkungen der 
Befugniffe unter der Dbforge des Gerichtes auszuüben haben; und in dem 
Art. IV p. 3 der Einführungsverordnung über das gerichtliche Verfahren außer 
Streitfahen (R. ©. Bl. v. 3. 1853 Nr. 109), daß diejenigen Magiftrate und 
Ortsamter, welche bisher in Pupillar- und Eurateldangelegenheiten einzufchreiten 
hatten, ſowie die in Klaufenburg beftehende Pupillar-Obercommiffion die am 
1. September 1853 bei denfelben noch anhängigen Pupillar- und Curatelsge⸗ 
ſchäfte an die zuftandigen Gerichtsbehörden abzugeben haben. 


$. 187. 


Berfonen, denen die Eorge eines Baters nicht zu Staiten kommt, und die noch minderjährig 
oder aus einem andern Grunde ihre Angelegenheiten felbf zu beforgen unfähig find, gewähren die Geſetze 
durd einen Bormund oder durch einen Gurator befonderen Schuß. “ 


6. 188. 


Ein Bormund bat vorzügiid für Die Berfon des Minderjährigen gu ſorgen, zugleich aber tefien 
Bermögen zu verwalten. Gin Gurator wird zur Beforgung der Angelegenheiten derjenigen gebraucht, 
welche diefelben aus einem andern Grunde, ale jenem der Minderjährigteit, felbft zu bejorgen unfähig find. 


Die Beitimmungen des ungarifchen (Tr. I. 112—115) wie des ſächſiſchen 
Rechtes (St. IL, 3) regeln den befonderen Öffentlichen Schug der Perſon und des 
Bermögend Derjenigen, welche wegen Unmündigkeit, Minderjährigkeit oder in 


) Siehe die Ginleitung der Inſtruction vom 30. December 1851 über bie 
Behandlung ded Verlaſſenſchafts- und Pupillenwefend im Großfürftenthum Sieben« 
bürgen. Hermannftabt 1852. Drud von Theodor Steinhaußen. Es war nothmendig, 
diefen hiſtoriſhen Abriß des Entwickeluygsganges der Drganifation des Pupillen- 
und Guratelmefend in Siebenbürgen dem vorftehenden Hauptſtücke voranzufchiden, 
damit dadurch die richtige Anwendung der verfchiedenen Rormen auf Pupillen⸗ und 
Guratelfälle aus der Zeit vor dem Jahre 1843, dann aus der Uebergangsperiode bie 
zur Ginführung des a. b. Gejepbuchee, erleichtert werde. 
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einem anderen im Geſetze vorgefähriebenen Kalle aus Abgang ihres natürlichen 
Beſchuͤtzers, die obrigkeitlihe Obſorge bedürfen. 


1. 

Rah ungarifhem Rechte ift die Bormundfchaft die vom Geſetze ges 
gebene oder geftattete Gewalt zum Schuße Derjenigen, welche wegen ihres min- 
derjährigen Alters ſich nicht felbft befhügen können (Tr. I. 112 $. 2 potestas 
ad iuendum cum, qui ob imperfeclam aetalem se defendere nequit de jure 
data atque permissa; vergl. Tr. 1. 115 $. 6). Der Vater fann den Kindern, 
welche bereit? mündig geworden find (aelas legilima), gegen ihren Willen Leis 
nen teftamentarifhen Vormund beftellen, und hat er mit ihrer Zuflimmung einen 
ſolchen beftellt, fo kann diefer nicht den Namen eines Vormundes, fondern blos 
den eines Curators führen (Tr. I. 124 88. 2 u. 3). Da jedoch die Knaben bis 
zum 16., die Mädchen bis zum 14. Lebensjahre über ihr Bermögen gar nicht, 
von diefer Zeit an nur über gewiffe Gegenftande, und über die ererbten liegenden 
Güter erft nach erreichtem 24. Lebensjahre verfügen können (vergl. $. 21 Abſ. 
IV), fo ergibt fih von felbft, daß diefelben auch gegen ihren Willen Curatoren 
annehmen müffen. Infoweit ift der Unterfchied zwifchen der Vormundſchaft und 
Curatel blos ein nomineller, welcher lediglich davon abhängt, ob die derfelben 
unterftehende Perſon bereits das Alter der Mündigkeit erreicht hat oder nicht. 
Außerdem tritt die Euratel noch überall ein, wo Berfonen aus einem anderen 
Grunde als jenem ihrer Minderjährigkeit, ihre Angelegenheiten zu beforgen un⸗ 
fähig find. ”) 

I 
Im fahfifhen Rechte wird die genaue Begrifföbeflimmung der Bor: 
mundfchaft gleih wie der Curatel vermißt; doch läßt ſich aus den übrigen, bier: 
über darin aufgeftellten Grundfäßen, ganz diefelbe Unterfheidung zwifhen Vor: 
mundfchaft und Curatel ableiten, als fie das b. Geſetzbuch oben aufgeftellt hat. 


Zufolge der 3. M. V. v. 15. Juni 1853 (R. ©. BI. Nr. 109) hat das Ge 
richt, wenn Jemand Ordensgelübde ablegt, deren Ablegung nad dem Geſetze den Ber⸗ 
luſt der freien Berwaltung des Vermögens nad fich zieht, für dasjenige Bermögen, 
worüber er nicht unter Lebenden verfügt Bat, einen Gurator zu beftellen ($. 179). 
Stirbt ein Ausländer mit Hinterlaffung eines minderjährigen Kindes in dem öfterrei- 
chiſchen Staate, fo hat dad Gericht diefem einen Bormund für fo lange zu beftelfen, 
bis von der zufländigen ausländifchen Behörde eine andere Verfügung getroffen wird. 
($. 180). 


— — 





*) Gubl. Inſtr. v. 29. September 1805. 3 446. 88. 8—12. 
21* 
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$. 188. 


Wenn der Ball eintritt, daß einem Biimberjährigen, es ſei von chefidyer oder unehelicher Beburt, 
eiu Bormund beftellt werten muß, fo find die Berwandten des Minderjährigen oder andere mit ihm in 
nabem Berhältuiffe lebende PBerfonen unter angemeſſener Ahndung verbunden, dem Gerichte, unter deſſen 
Gerichte barkeit der Minderjährige fteht, Die Anzelge zu machen. Auch die polttifhen Obrigfeiten, die welt⸗ 
then und geiſtlichen Borſteher der Gemeinden müſſen forgen, dag das Gericht hiervon beuachrichtiget werde. 


$. 196, 


Das Bericht mug, ſobald es zur Kennmiß gelangt iR, von nn die Beſtellung einet tige 
tihen Vormundes vornehmen. 


I. 


Rah den in den (ehemaligen) ungarifhen Gomitaten und in dem 
Szeklerhande beftehenden Rechtsnormen war die öffenilihe Fürſorge über 
die der Bormundfchaft oder Curatel bedürftigen Berfonen dem Waifenftuhle 
(Sedes orphanalis) , beftehend aus einem Borftande und zwei Waifenrichtern 
(Ärväk-Biräi), welche von der Markalcongregation jeded Comitates oder Stuh⸗ 
led gewählt und durch das k. Gubernium beftätigt wurden, übertragen. Die uns 
mittelbare Wirkfamkeit diefer Waifenrichter in Pupillarfachen, dann die Einflup- 
nahme derfelben auf die Amtsführung der Bormünder erfcheint in dem Novellar- 
Artikel 52 v. 3. 1791 und in der Gubernial-Juftruction von 20. September 
1805 3. 446 (Urtert ungarifch ; gedruckt) genau geregelt. 

Jeder Todesfall mußte durch den Ortsvorſtand bei Strafe und Verant—⸗ 
wortlichkeit dem nachften Waifenrichter binnen zehn Stunden angezeigt werden, 
welcher gehalten war, mit Beiziehung der beiden übrigen Waifenrichter innerhalb 
48 Stunden im Wohnfite des Berftorbenen einzutreffen, bis zu welcher Zeit der 
Drtögeiftlihe auch die Beerdigung hinauszufchieben hatte ($$. 57, 59 und 66 
der bezog. Inftruction). 

Berblieb der Gatte einer verftorbenen Frauensperſon mit feinen Kindern 
zurück, fo hatten die Waifenrichter blos zu erheben, ob der Bater fühig erfcheine, 
die vaterlide Gewalt weiter auszuüben , und fodann ein Inventar der mütter: 
lihen Güter zum Behufe der Abfonderung vom väterlichen Vermögen aufzuneh: 
men ($$. 60, 61 und 63 der Inftruction). Berblieben jedoch unmindige Kinder 
ganz elternlos zurüd, fo follten die Waifenrichter alles bewegliche und unbeweg⸗ 
liche Bermögen verzeichnen, und wegen Emennung des VBormundes dem Ober: 
beamten des Comitates oder Stuhles den Bericht eritatten. Es mußte jedoch 
fogleid ein Eurator beftellt werden, weldhem die Waifenrichter einftweilen die‘ 
Berfon des Mündeld und das verzeichnete bewegliche Vermögen an Geld und 
Geldeswerthe, dann die Urkunden in gefperrter und gefiegelter Aufbewahrung 
übergaben; zugleih auch die nöthige Baarfchaft zum Begräbniffe und zur Füh— 
rung einer dreimonatlihen Haushaltung ermittelten.”) 


ee en 


) PBupilarInftruction vom 30. December 1851. 88. 174—175. 
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I. 


Im Sahfjenlande war in den Städten der Magiftrat die obervor- 
mundſchaftliche Behörde (Meg. B. v. I. 1795 8. 13); auf den Dörfern das 
Amt unter.der Leitung ded vom Magiftrate delegirten Ortsinſpectors. Zunaͤchſt 
aber hatte in den Städten der Vorſtand des Theilamtes als Bupillar-Infpector 
(Waifenvater) die Beftellung „ getreuer und geſchickter Vormünder“ zu 
beſorgen.) „Auf den Dörfern hatte einer der Geſchwornen, nämlıch derjenige, 
welcher au die Theilungen beforgte, auf die Waifen befondere Obſorge zu tra» 
gen, und beſonders daranf zu fehen, daß da, wo keine Vormünder waren, felbe 
mit Borwiffen und Einftimmung des Amtes beftellt wurden” (Reg. P. v. 3. 
1805 3. 10040; 1804 1. Abſchn. p. 15). | 


II. 


In der beitandenen fiebenbürgifhen Militärgrenze ftand dem betief 
fenden Regimentsgerichte die Beftellung der Bormünder zu.“) 


1. Zufolge der 3. M. V. v. 15. Juni 1853 (R. ©. BI. Rr. 109) iſt zur Be- 
ftellung ded Bormundes oder Guratord und zur Beforgung alter Gefchäfte, welche 
der Bormundfchafts: oder Curatelsbehörde nad dem Gefepe obliegen, am denjenigen 
Drten, wo Waijencommiffionen errichtet werden, diefe Gommiffion, an anderen Orten 
aber, oder bis die Aufitellung einer Waifencommiffion erfolgt, in der Regel dad Bezirksge⸗ 
riht berufen, deffen perfönlicher Gerichtsbarkeit der Minderjährige oder Pflegbefohlene 
unterſteht. Doch fommt: a) da, mo das Bezirkögeriht für ſich allein einfchreitet, 
die Entf&heidung über Verhandlungen, wobei ed fib darum handelt, wegen Wahn⸗ 
oder Blödfinned, oder wegen Verſchwendung eine Euratel zu verhängen oder wieder 
aufzuheben; die väterfihe Gewalt oder die Vormundſchaft über die Zeit der Minder- 
jährigkeit zu verlängern, endlich die Genehmigung der Veräußerung unbeweglicher 
Güter der Mündel und Pflegbefohlenen nur dem Landesgerichte zu, an welches daher 
die gepflogenen Verhandlungen von dem Bezirkögerichte einzufenden find. — b) Ale 
Bormundfchafte- oder Curatelsbehörden über die minderjährigen Kinder ſolcher Exb- 
laffer, in deren Nachlaß adelige Güter, mit deren Befib bie zum Jahre 1848 die 
Ausübung der Gerichtäbarkeit verbunden war, oder Realitäten in dem Gebiete der 
Drte, wo Landesgerichte ihren Sig haben, fich befinden, und über Mündel und Pfleg- 
befohlene überhaupt, welche folhe Güter befigen oder erwerben, ift dasjenige Landes⸗ 
gericht berufen, deſſen perfünlicher Gerichtäbarfeit der Mimdel oder Pflegebefohlene 
unterſteht. — Für andere Vormundſchafts- und Eurateldangelegenheiten von größerer 
Bedeutung kann die Beftellung eines Landesgerichtes ald Bormundfchaftd- und Eura- 
telsbehoͤrde im Wege der Delegation Plap greifen (Art. IV). 


*) Ueber die Pflicht ded Waifen-Ynfpectors, die Pupillen ausfindig zu machen, 
fiehe unten bei $. 236 „die Inftruction für den Waifenvater“ 5. 2. 
) Mupill. Jaſtt. vom 30. Dec, 1851. $. 186, 
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2. Bei den Beftimmungen der Miniftertalverordnung vom 14. Juli 1851 (2. 
G. Bl. Nr. 275), zu Folge deren in allen denjenigen Städten und Marftfleden, melde 
bisher mit einem geordneten Magiftrate verfehen waren, und in den fogenannten 
Zaralortfhaften, dann in allen denjenigen Gemeinden, welche von dem Minifterium der 
Juſtiz im Einvernehmen mit dem Minifterium ded Inneren dazu für geeignet befun- 
den werben, zur Beforgung der den Waifen- und Gurateldbehörden erjter Anftanz 
jugewiefenen Gefchäfte Waifeneommiffionen aus Mitgliedern der Gemeinde unter der 
Leitung der Begzirförichter zu errichten find, wenn fi die Gemeinden dazu bereit 
erklären, bat ed zu bleiben. Kleinere Gemeinden, welche für fi allein zur Errich⸗ 
tung einer Waifencommiffion nicht geeignet fein würden, können fi mit angränzen- 
den Gemeinden zur Errichtung einer ſolchen Commiffion vereinigen. (Art. V).— Die 
Waifencommiffionen find in zweiter Inftanz dem Oberlandeögerichte und in dritter 
Inſtanz dem oberften Gerichtöhofe untergeordnet (Art. VI). — Die Beforgung der 
Gefchäfte durch die Waifencommiffionen und die Verwahrung, Verwaltung und Ber: 
rechnung ded Waiſen- und Guraudenvermögend durch ihnen untergeorbnete Waifen- 
faffen erfolgt unter der unmittelbaren Haftung der Gemeinden, für welche fie beftellt 
find (Art. VID. — Jede Waifencommiffion hat aus dem Bezirksrichter ald Borftand 
und wenigſtens vier von der Gemeindevertretung gewählten Beifibern zu beftehen, 
unter welchen Ein rechtöverftändiges und Ein rehnungsfundiged Individuum fi befin- 
den muß. Zugleih ift bei jeder Waifencommiffion ein Caffier, welcher mit einem 
Controllor die Waifenkaffe zu beforgen hat, nebft dem erforderlichen Hilfeperfonale 
zu beftellen (Art. VII). Der Bezirksrichter oder deſſen Abgeordneter hat in den 
Berathungen der Waifencommifjion den Borfip zu führen. Jedem Beifiger fommt 
hiebei eine entfcheidende Stimme zu, und die Befchlüffe werben nach den für die Bes 
rathungen I. f. Gerichtöbehörden beftehenden Borfchriften gefaßt, Dem Bezirkärichter 
oder deffen Abgeordneten liegt auch die Oberaufficht über den Gang der Geſchäfte 
der Commiſſion und deren Hilfdämter ob. Die unmittelbare Leitung diefer Geſchäfte 
wird dem von der Gemeinde-Bertretung gewählten rechtskundigen Beifiger übertragen 
(Art, IX). — Die Gemeinde-Bertretung hat das Recht, die Zahl der von ihr zu 
wählenden Beifiker nad ben jeweiligen Bedürfniffen zu vermehren, oder auf die ge 
fepliche Zahl zu vermindern. Auch der Caſſier und Controller und das übrige Hilfs— 
perfonale werden von der Gemeinde-Bertretung befiellt. Die gewählten Beifiker 
fowohl, ald die übrigen Beamten und Diener find auf die Erfüllung ihrer Pflichten 
zu beeidigen (Art. XD. Die von der Gemeinde gewählten Beifiger, mit Ausnahme 
bes rechtöverfländigen und rechnungsfundigen Mitgliedes, haben ihr Amt unentgelt 
ih zu verrichten. Nur das rehtöverftändige und rechnungskundige Mitglied ſowohl, 
als die untergeordneten Beamten und Diener find von der Gemeinde zu bezahlen, 
falls fih Niemand unentgeltlich zur Beforgung der Geſchäfte herbeiläßt (Art. XH). 
— Die Waifencommiffion hat die ihr unterfiehende Waifenfaffe zu überwachen, fi 
von dem richtigen Beftande bderfelben ſowohl durch jährliche, ald andere von 
Zeit zu Zeit vorzunehmende Unterfuhungen zu überzeugen und die. Rechnungen zu 
prüfen und zu erledigen. Aber auch der Gemeindevertretung fteht frei, bie richtige 
Gebarung der Kaffe zu controlliren, die Einſicht der Rechnungen und die Mittheilung 
bon Ausweiſen über den Beftand der Kaffe zu verlangen, erforderlichen Falles Unter 
fuhungen durh die Waifencommifjion zu weranlaffen und alle Vorfichten anzuordnen, 
welche fie zu ihrer Eicherheit für nothwendig hält (Art. XII). Der Waiſenamtscaſ⸗ 
fiet und der Gontrollor haften der Gemeinde für das ihnen anvertraute Vermögen 
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und für jedes in ihrem Dienfte begangene Verſchulden zur ungethetlten Hand mit 
ihrem ganzen Vermögen. Auch die Mitglieder der Waiſencommiſſton und die übri— 
gen Beamten und Diener find der Gemeinde für einen erfolgten Nachtheil infoferne 
verantwortlich, als denfelben ein Verſchulden zur Laſt fällt (Art. XIV), 


3. Alle Verhandlungen in Bormundfchaftd- und Gurateldangelegenheiten, fie 
mögen fih auf fchriftliche Eingaben oder mündliched Anfuchen der Parteien gründen, 
oder von Amtswegen eingeleitet werden, find in der Regel vor Geriht mündlich zu 
pflegen (ebd. 8. 181). 

4. Aus Unlaß des mit dem a. h. Patente vom 28. Juni 1850 (R. ©, BI. 
Nr. 255) kundgemachten Geſetzes über dad Verfahren in Vormundſchafts- und Gura- 
teldangelegenheiten hat das Kriegsminifterium verordnet, daß auch die Militairgerichte 
in allen bei denſelben bereits anhängigen und noch anhängig werdenden berlei Ber: 
handlungen nah den Borfchriften jenes Geſetzes, infoweit die Ausführung der einzel- 
nen Anordnungen in ihre Gompetenz fällt, zu verfahren haben; namentlih hat die 
im 8. 122 jenes Gefched erwähnte Webertragung der Euratel unbedingt in dem Falle 
zu gefcheben, wenn der Bater ded Curanden in die Givilgerichtäbarkeit übertritt (Circ. 
Berorbn. ded Kricgäminifteriumd vom 1. Mai 1851 p. 24. R. G. Bl. Nr. 120. 2. 
G. BL. Rr. 38). — Zur Befeitigung mehrfadher Zweifel, welche aus Anlaß des Pa- 
tentes vom 22. December 1851 (NR. ©, Bl. Nr. 255) über die Grängen der Civil- 
und Militairgerichtöbarfeit erhoben worden find, hat das Yuftigminifterium im Ein⸗ 
vernehmen mit dein Kriegsminifterium den Suftizbehörden die Belehrung ertheilt: 
. a) da in dem 8. 13 des angeführten Patented die Fälle beftimmt und ausfchließend 
bezeichnet find, in welchen die Militairgerichte ald Obervormundſchafts⸗ oder Curatels⸗ 
behörden einzutreten haben, ſich hieraus zugleich ergibt, daß die Zuftändigfeit der 
Civilgerichte ald Obervormundſchafts⸗ oder Guratelöbehörden über die ihnen zugewie— 
fenen Pupillen und Guranden durch deren Eintritt in Militairdienfte nicht aufhört; 
es ift daher die Obervormundſchaft über minderjährige Militairperfonen, deren cheli- 
cher Bater der Civilgerichtsbarkeit unterftand, oder im Laufe ihrer Militairdienftlei- 
ſtung unter der Givilgerichtöbarkeit geftorben tft, von dem Eivilgerichte zu führen : 
b) Die Eivilgerichte haben rüdfihtlich der aus der Militair- in die Givilgerichtäbar- 
feit übertretenden Pupillen oder Curanden alle, die Perfonen und das Bermögen der⸗ 
felben betreffenden Amtshandlungen, vorzunehmen, welche mit der Obervormundſchaft 
oder Obercuratel verbunden find; e) die Militairgerichte find auch daun ald orbent- 
liche Guratelöbchörden anzufehen, wenn ein der Militairgerichtöbarkeit unterftehender 
Vater, deffen minderjähriged Kind ein unbemwegliched Vermögen befißt, daſſelbe zu 
verwalten bat, jedoch nur fo lange er felbft unter Militairgerichtsbarfeit fteht (J. M. 
B. vom 8. Mai 1853. R. ©. Bl. Nr. 105). 


5. Die in Pupillen» und Gurateldangelegenheiten vorfommenden Gefuche um 
zeitweiſe Berzichtleiftung auf die Militairgerichtöbarleit können einverftändlih von den 
Minifterien ber, Juſtiz und des Krieges (Urmee-Oberfommando) erledigt merden. 
(A. h. Entfchliefung vom 12. December 1852. 3. M. 3. 19.755). z 

6. Zufolge der B. der Minifter des Inneren, ber Juſtiz und ber Finanzen 
dom 19, Jänner 1853 hat die Kreisbehörbe bei der ihr obliegenden Unterfuchung nnd 
Ueberwachung der bezirfdämtlicden Gebarung auch auf dad Waifenweien, insbefondere 
die Bermögensgeharung forgfältig Bedacht zu nehmen, und bie darüber gemachten 
Wahrnehmungen entweder im öffentlichen Intereſſe, inſoweit ed in den Bereich ihrer 
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a 


Wirkſamkeit gehört, ihren eigenen Amtehandfungen zum Grunde zu legen, vder dem 
betreffenden Gerichtö- oder höheren Berwaltungsbehörben zur Kemnntnißnahme und 
weiteren Verfügung lie ($. 33. R. ©. Bl. Ar. 1b. Beil. B). 


u &. 191. 


Untanglich zur Bormundfhaft überhatpt find diejenigen, weiche wegen ihres minderjährigen Alters, 
wegen Leibes⸗ oder Beifteögebrechen,, oder aus andern Bründen ihren eigenen Beihäften nicht vorſtehen 
komnen; die eines Verbrechens ſchuldig erfannt worden ſind, oder von denen eine anſtändige Erziehung 
des Waifen oder nüpliche Berwaltung des Vermögens nicht zu erwarten iſt. 


$. 192. 


Auch Berfonen weiblien Geſchlechtes, Ordensgeiſtlichen und Ciuwohnern fremder Staaten, fol 
tn der Regel ($. 198) keine Vormundſchaft aufgetragen werden. 


8. 193. 


Zu einer beſtimmten Vormundſchaft find diejenigen nicht zuzulaffen, welche der Bater ausdrücklich 
von der, Bormundihaft ausgelhloffen bat, die mit den Eltern des Diinderjährigen oder mit ihm ſelbſt be⸗ 
tanntli in Feindſchaft gelebt, oder die mit dem Minderjährigen entweder (don tm einem Proteſſe ver- 
widelt find, oder wegen noch nicht berichtigter Forderungen in einen verwidelt werden könnten. 


$. 194. 


Verfonen, die in der Provinz, zu welcher der Minderjährige der Berichtsbarfeit nach gehört, ſich 
entweder gar nicht aufhalten, oder doch länger als ein Jahr von derfelben entfernt fein müffen, find in 
Der Regel zur Bormundfchaft nicht zu beftellen. 


l. 

Nah ungarifhem Rechte: find fähig zut Führnng der Bormundfchaft 
alle Perfonen, welche felbftftändig (sui juris), über 24 Jahre alt umd nicht aus⸗ 
drüdlih vom Geſetze davon ausgeſchloſſen find (Tr. I. 117 $. 1). Im letzterer 
Beziehung dürfen nicht berufen werden: 


1. Meineidige, Chrlofe und Diejenigen, welche des Verrathes am Kürften 
oder Vaterlande überwiefen worden find (nota infidelitatis: Tr, I, 119 $. 1 
und I. 124 8. 4); vergl. $. 17 Abi. I. 

2. Die Cognaten, wenn die Güter des Muͤndels blos in dem männlichen 
Geſchlechte forterben, oder die Erbfolge des weiblihen Geſchlechtes in denfelben 
zweifelhaft ift (Tr. I. 116 und 119 88. 2—3). 

3. Iene Agnaten, welche durch einen Richterſpruch ihrer Güter verluftig 
geworden find, oder ihre Aviticalgliter veräußert haben, oder felbft unter fremde 
Gewalt gelommen find (qui enim sui juris non est, alterius tutelam gerere 
non potest. Tr. 1. 121 88. 1—4). 


. 4. Unverheirathete Frauenzimmer (puellae neque lutorum officia ex 
regni consuetudine gerere permillantur. Tr. I. 91 $. 1). Diefes Gefek hat 
bie Rechtsgepflogenheit auf das ganze weibliche Geſchlecht, mit Ausnahme der 
Mutter (Tr. I. 113) ausgedehnt; vergl. $. 21 Abſ. U, 
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11. 

Rah ſächſiſchem Rechte find von der Führung der Dormundfcaft 
ausgefhloffen: 

1. Alle unverheiratheten Srauenzimmer, mit Ausnahme der Mutter des 
Mündels, fo lange fie nicht zur zweiten Ehe fchreitet; vergl. $. 21 Abſ. II; 

2. Männer vor dem 25. Lebensjahre; 

3. Berfhwender und Geiftesfhwache ; 

4. Schlechtgefittete (St. I. 3 88. 10 u. 15). 





Wenn der wegen Mißhandlungen an feinem Mündel ſchon beftrafte Bormund 
fih eine folge Mifhandlung bei einem anderen Mändel nochmals zu Schulden kom⸗ 
men läßt, oder war ſchon die erfte Mißhandlung an fich febr ſchwer oder die Ge- 
mütbdart ded Bormundes fo befchaffen, daß für den Mündel weiter Gefahr zu befor- 
gen wäre, fo ift derfelbe ferner zu Bormundfchaften unfähig zu erflären (St. ©. B. 
&8. 415 und 418). 


6. 195. | 


Dider ihren Willen fünnen zur Webernehmung einer Vormundfhaft nicht angehalten werben: 
Weltgeiſtliche; wirflih dienende Miülttair « Berfonen und Öffentliche Beamte; ebenfo derjenige, der fechzig 
Sabre alt if; dem die Obſorge über fünf Kinder oder Enkel obliegt ; oder, der ſchon Eine mühſame Bor- 
mundfdaft oder drei Heinere zu beforgen hat. 


Entfhuldigungsgründe von der Vormundſchaft find: 


I. 
Rah ungariſchem Rechte: die 
. Menge eigener Kinder und entfernter Wohnſitz; 
. die Verpflichtung im öffentlichen oder Staatsdienfte; 
. unbeilbare Krankheit; oft aud 
. Untenntniß des Lefens und Schreibens; 
. perfönliche Feindſchaften; 
. Alter über 60 Jahre (Tr. I. 122 88. 1—8). 


aaa wNn 


I. 

Nah ſächſiſchem Rechte: ohne Gefahr der Verluftigerflärung des 
Erbrechtes unter Berwandten, die 

1. größere Anzahl eigener Kinder; 

2. Armuth und Erwerblofigkeit; 

3. Krankheiten langmwieriger Art; 

4. Bellädung eines öffentlichen Amtes (St. IT. 3 8. 6); welche Entfchuls 
ditungsgründe indeſſen vom Gefege nur beiſpielsweiſe angeführt find, 
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$. 196. 


Bor Allen gebührt die Bormundichaft demjenigen, welden der Bater dazu berufen bat, wenn 
demſelben feines der in den 88. 191—194 angeführten Hindernifje im Wege Richt. 


8. 197. 


Hat eine Mutter oder eine andere Perfon einem Minderjährigen ein Erbtheil zugedacht, und zu⸗ 
gleich einm Bormund ernannt, fo muß diefer nur in der Ginenfchaft eines Gurators für das hinterlaſſene 
Vermögen angenommen werden. 

$. 198. 


Wenn der Bater feinen oder einen unfähigen Bormund ernannt bat, fo iſt die Vormundſchaft 
vor Allen dem väterlihen Großvater, dann der Mutter. jofort der väterlichen Großmutter, endlich einem 
andern Verwandten, und zwar demjenigen auznverirauen, welcher männfichen Geſchlechtes der nächte, 
oder aus mehreren gleich nahen der äftere ifl. 


$. 199. 


Kann eine Bormundfhaft anf die angeführte Urt nicht beftellet werden, fo hängt ed von tem 
Gerichte ab, wen es mit Nüdfiht auf Fähigkeit, Staud, Vermögen und Mufäffigkeit zum Bormunde er 
. neuen will. 


I. 

Rah ungarifhem Rechte find die Arten der Berufung zur Bormunds 
ſchaft dreierlei: | 

1. die teftamentarifche (testamentaria). Der Bormundbeftellung durch eine 
legtwillige Verfügung des Vaters gebührt der Vorzug vor jeder anderen Beru⸗ 
fung des Bormundes (Tr. I. 120; art. nov. 52 a. 1791 p. 11). Sie erftredt 
fih auch auf die nachgebornen Kinder (Tr. I. 114 8. 1) und ift dann ala rechts⸗ 
giltig anzufehen, wenn: a) der Vater, weldyer den Bormund teftamentarifch bes 
ftellt bat, felbftftändig (emancipirt, sui juris) war, denn im entgegengefebten 
Falle fommen die Kinder unter die Gewalt des Großvaters (Tr. I. 56 $. 1, 
vergl. oben 8. 147); b) die lektwillige Erklärung die geſetzlichen Erforderniffe 
bat, und c) die Kinder die Miindigfeit (actas legitima) nicht überſchritten Haben 
(Tr. 1.1198.1; 1. 124 8. 2); vergl. oben $. 188 Abf. II. 

Bei diefer Berufung des Bormundes follen jedoch ohne Grund die näd: 
ften Berwandten nicht übergangen werden, und fie darf nicht auf Unfähige fallen 
(Tr. I. 114 8. 1; 1. 119); vergl. $. 196. 

2. Die geſetzliche (legitima). Sie ift entweder die.der Eltern, welche aud 
die natürliche (naturalis) heißt, oder die der Berwandten, welche geſetzliche in 
engeren Sinne genannt wird (lutela legilima dicitur parentum pariler et fra- 
trum defensio: Tr. I. 113 $. init.), und fie tritt erft ein, wenn Feine teſtamen⸗ 
tarifche Bormundbeftellung ftattgefunden hat, in welchem Kalle dann auch die 
Eltern von der Vormundſchaft nicht ausgejchloffen werden können (Art. nov. 
52 a. 1791 p. 11). 

Der Mutter gebührt die Bormundfchaft nach dem Tode des Baters auf fo 
lange, als fie den Namen ihres Gatten führt und zu feiner zweiten Ehe [reitet 
(Tr. 1. 113 8. init.). Geht fie aber eine andere Ehe ein, fo kann fie die Vor⸗ 
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mundfhaft über die Perſon ihrer Kinder aus der vorigen Ehe nur daun 
führen, wenn fie Güter befißt, welche nach ihrem Tode diefen Kindern zufallen; 
die Derwaltung der Güter, welche den Kindern von ihrem Vater zugefallen find, 
gehört jenen Verwandten, auf welche im Todesfalle der Kinder diefe Güter kom⸗ 
men würden (Tr. 1. 114 $$. 4 u. 5). 

Der Großvater übernimmt nach dem Tode feined Sohnes die Vormund⸗ 
ſchaft über feine Enfel nur dann, wenu der Vater feine Fran hinterläßt, derfelbe 
ſelbſtſtaͤndig war (sui juris) und feinen Bormund teffamentarifch beftellt hat 
(Tr. 1. 113 8. 3). War der Bater nicht felbftftandig, fo gebührt dem Großvater 
nit die vormundſchaftliche, fondern väterlihe Gewalt, und hat der Vater tefla- 
mentarifch einen Bormund beftellt, fo fann der Großvater dagegen feinen Wider: 
ſpruch erheben (Tr. I. 51 $- 2 und 1. 114 8. 1; Art. nov. 52 a. 1791); 
vergl. $. 198. 

Bon den Berwandten werden zur Vormundſchaft diejenigen berufen, welche 
den Mündel im Todesfalle unmittelbar beerben würden (Tr. I. 116 u. 117). 
Zunächſt find alfo nad dem Grade der Verwandtſchaft hiezu die Agnaten berufen; 
erner die Cognaten, wenn die Erbfolge der Güter auf beide Gefchlechter gerich— 
tet ift (Tr. I. 116, 117 und 120). 

Die Entfeheidung, welchem Verwandten bei gleicher Nähe des Grades die 
Bormundfhaft zufteht? kömmt dem Dberbeamten des Dfflciolates, und wenn die 
Güter der Bupillen in mehreren Jurisdictionen liegen, dem 8. Gubernium zu 
(Art. nov. 52 a. 1791 p. 1 u. 3). 

3. Die obrigfeitlihe (Tandesfürftliche, dativa). In Ermangelung der beir 
den voranftehenden Arten der Bormundfchaft fteht die Ernennung des Vormun⸗ 
des dem Aandesfürften zu (Tr. I. 115), welcher das Recht hiezu in derfelben 
Weile ausubt,- wie dies bei der Berufung der Berwandten zur Bormundidaft 
‚durch den Oberbeamten oder das k. Gubernium zu geſchehen hat (Art. nov. 52 
a. 1791); I vergl.-$. 199. 

ll. 

Nah ſächſiſchem Rechte iſt die Bormundfchaft vaterlofer Waiſen gleich 
falls eine dreifache, und zwar die zuerft zu beachtende: 

1. die teftamentarifhe durch die Lektwillige Erklärung des Vaters (tesia- 
mentaria; St. II. 3 88. 3 u. 4); vergl. $. 196. 

Diefer folgt: 

2.- die natürliche (tutela cognalionis), ans dem Bande der Berwandtichaft, 
welche nad dem Grade, als dem Derwandten das Erbrecht nach dem Pupillen 
jufteht, eintritt (St. II. 3 88. 3—5); vergl. $. 198; endlich 


) Pup. Inſtr. vom 30. Dec. 1851. $$. 166-169, 
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3. die gegebene (dativa, quam ex offieio judex dat), nämlid die Be⸗ 
rufung eines Fremden zur Bormundfhaft durch den Magiftrat oder den Waiſen⸗ 
vater (St. I. 3 $. 3 u. 5); vergl. $. 199. 


III. 


In der ehemaligen Militärgrenze wurde nach Ableben des Vaters 
der hinterbliebenen Witwe die Vormundſchaſt über die Kinder mit Beigabe eines 
Mitvormundes übertragen; blieb aber ein Pupille ganz elternlos zurück, ſo wurde 
vom Regimentsgerichte oder dem betreffenden Compagniecommando der Bor- 
mund ernannt, wo dann die Bormundfchaftsverwaltung in vollem Umfange 
eintrat. *) 


$. 200. 


Jeden ernannten Bormund, ohne Unterfhied, hat das vormundſchaftliche Bericht ſogleich auzu⸗ 
weiſen, daß er die Bormundfchaft übernehme. Der Vormund, ob er glei für feine Berfon unter einer 
andern Gerichtsbarkeit ſteht, ift ſchuldig, vie Bormundfchaft zu übernehmen, und wird in Rückſicht auf 
alle zu dieſem Amte gehörigen Angelegenheiten der vormundſchaftlichen Behörde unterworfen. 


$. 201, 


Blaubt derjenige, welden das Bericht zur Bormundihaft berufen hat, daß er:zu dieſem Amte 
nicht geſchickt ſei; oder, daß ihn das Befeh davon freifprehe, fo muß er fi innerhalb vierzehn Tagen, 
von der Zeit des ihm befannt geniadyten gerichtlichen Auftrages, an Das vormundfhaftliche Gericht, oder, 
wenn er demfelben für feine Berfon nicht unterworfen ift, an feine perfönliche Berichtöftelle wenden, welche 
feine Gründe mit ihrem Gutachten begleiten und den vormundſchaftlichen Berichte zur Enticheidung vor- 


legen foll. 
8. 202. 


Wer feine Untauglichleit zur Vormundſchaft verheblet, hat, fo wie das Bericht, das wiſſentlich 
einen nach dem Geſetze untauglihden Vormund ernennet, allen den Minderjührigen dadurch entflandenen 
Schaden und entgangenen Rutzen zu verantworten, a 


8. 203. 


Diefer Verantwortung feßt ſich auch derjenige aus, welcher ohne gegründete Urfache fih weigert. 
eine Bormundfchaft zu übernehmen, und er ſoll überdieß durch angemeſſene Zwangsmittel dazn angehalten 


werden. 
$. 204. 


Man kann das vormundſchaftliche Amt nur mach einem von dem gehörigen Gerichtoſtande dazu 
erhaftenen Auftrage übernehmen. Wer fih eigenmädtig in eine Bormundidaft eindringt, ift verbunden, 
allen den Minderjährigen dadurd erwachlenen Schaden zu erſetzen. 


$. 203. 


Jeder Bormund, mit Ausnahme des Großvaters, ber Mutter und der Broßmmtter, muß ver 
mittelft Handfchlages angeloben: daß er den Minderjährigen zur RMechtſchaffenheit, Bottesfurdt und Tugend 
anführen, daß er ihn dem Stande gemäß ald einen brauchbaren Bürger ergieben, vor Gericht und außer 
demfelben vertreten, das Bermögen getreufich und emfig verwalten, und fi in Allem nah Borfchrift der 
Geſetze verhalten wolle. 

$. 206 


Einem auf diefe Art verpflichteten Bormunde hat das Gericht eine förmlihe Urkunde darüber 
auszufertigen. damit er in Unfehung feine Amtes beglaubiget fel, und fi in vorfommenden Fällen 
re'htfertigen fönne. Webernimmt ein Großvater, eine Mutter oder Großmutter eine Bormundfchaft, fo 
muB ihnen eine ähnliche Urkunde zugeſtellt, und derfelben Dasjentge, was andere Bormünder angeloben, 
eingefhaltet werben. 


9) Pupill. Infr. vom 30. December 1851. $. 186. 
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Die in den vorftehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen über bie 
Form der Beftellung des Bormundes (8.200), und die Form diefe Beftelung abzu⸗ 
lehnen ($. 201), tiber die Berantwortlichkeit des Bormundes und des Gerichtes 
in Rückſicht diefes Gegenftandes (8. 202 u. 203), über den Antritt der Vor⸗ 
mundfchaft (8. 204), die Angelobung der Erfüllung der vormundſchaftlichen 
Pflihten ($. 205) und der vom Gerichte dem Vormunde hierüber auszuftellen« 
den Urkunde (8. 206) finden fih im fiebenbürgifchen Civilrechte in fo präcifer 
Faſſung nit vor; wohl aber lafjen fich diefelben zum Theil aus den allgemeinen 
Grundſätzen über das Vormundſchaftsweſen ableiten. Namentlih folgt aus den 
bei 88. 189 und 190 angeführten Beftimmungen, daß die Vormünder ſowohl 
nah dem ungarifchen ala ſächſiſchen Rechte die Vormundſchaft nach Anweiſung 
der betreffenden Pupillarbehörde zu übernehmen haben, und diefer Behörde in 
Rückſicht aller zu dieſem Amte gehörigen Angelegenheiten untergeordnet find. 
Auch folgt daraus, daß das ungarifhe Recht genau die Fälle beftimmt, in welchen 
die Annahme der Vormundſchaft abgelehnt werden fann ($. 195 Abf. D), daß 
der beftellte Bormund, wenn diefe Fälle nicht eintreten, und er fonft zur Fuͤhrung 
der Vormundſchaft fähig ift, auch fhuldig ift, Die Vormundſchaft zu übernehmen. 

Das ſächſiſche Recht bedroht den gefehlihen Vormund für den Fall, ala 
er ohne giltige Entfhuldigungsgründe die Annahme der Bormundfchaft verwei⸗ 
gern follte, mit dem Verluſte des Erbrechtes auf die Verlaffenfhaft des Muͤndels 
(St. 11.3 88. 5 u. 6). Auch erflärt daſſelbe die Pupillarbehörde ebenfo für die 
Richtneftellung eines Bormundes, als für die Berufung eines ungeeigneten Bor- 
mundes für verantwortlich (magistratibus impulatur, si minus idoneus, aut 
eliamsi tulor omnino datus non sit, St. I. 3 8. 8); vergl. 88. 202 u. 203. 

Ebenfo muß aus der Beftimmung, daß ſowohl nach ungatifhem (art. nov. 
52 a.1791 p.10 u. Tr. I. 115 8.4) als nad fähfifhem Rechte (St. 1.3 8.9) der 
Bormund dos Vermögen der Bupillen nur mit dem von der Vormundſchaftsbehörde 
errichteten Inventar (vergl. 88. 222 u. f. f.) und in der Negel auch mit der Der- 
pflihtung der Rechnungslegung ($$. 238 u. f. f.) übernehmen darf, gefolgert 
werden, daß derjenige, welcher ſich eigenmächtig in eine Vormundſchaft eindringt, 
für allen dadurch dem Mündel erwachſenen Schaden haftet. Das ſächfiſche Recht 
erflärt in einem folden Falle den Bormund, wenn er. hiefür nicht den gerechte- 
ften Grund anführen kann, für verdächtig (ebd. nam tutor qui repertorium non 
fecit dolo fecisse videlur, nisi necessaria el justissima causa allegari —— 
cur id factum non sit). 

Die Angelobung der Erfüllung der vormundſchaftlichen Pfligten vermit« 
telſt vbandſchlags (8. 205) iſt zwar dem ſiebenbürgiſchen Rechte fremd,“) wohl 


*) ) Rur die Waifenrichter mußten bei ihrer Beftellung die treue Pflipterfüllung 
ihres Amtes eidLich angeloben (Gubl. Inftr. v. 20. September 1805. 8. 446). 
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aber erfolgte nach der Rechtsgepflogenheit (welche fidh bei. den Sachen auf den 
Mortlaut des Gefehes „tales tutores, decrelo Senatus vel ordinariorum divi- 
sorum consüiluuntur“, St. II. 3 $. 5 gründet) namentlid die Beſtellung der 
obrigfeitlihen Bormünder, ſtets mittelft einer fchriftlichen Urkunde; vergl. 8.206. 


s. 207. 


Jedes vortmunbfepaftfide Gericht iR verbunden, ein fogenanntes Vormundſchafts⸗ oder Waiſen⸗ 
buch zu führen. In diefes Buch müffen die Vornamen, Familien⸗Ramen, das Alter der Minderjährigen 
und Altes, was fidy bei der Uebernahme, Zortdauer und Endigung der Vormundſchaft Wichtiges ereignet 
bat, eingetragen werden. 


g. 208. 


An diefem Bude foll auch auf alle Belege dergeftalt hingewiefen werden, damit ſowohl das Ge⸗ 
richt ſelbſt, als auch In der Folge die volljährig gewordenen Waifen Alles, was ihnen zu wiffen nützlich 
ift, in beglaubigter Form einfehen fönnen. 


I. 


In den ungarifhen Comitaten und Szeflerftühlen waren or- 
dentlihe Amtsprotocolle von ten Waifenftühlen zu führen, und außerdem die 
Inventare des beweglihen und unbeweglichen Bermögens der Bupillen im Ars 
hive zu hinterlegen und in fteter Evidenz zu halten; außerdem waren jährlid 
von den Waifenftühlen Ausweife über alle perfönlihen und Bermögensverhält- 
niffe der Pupillen in ihrem Bezirke zu verfaffen, und dem k. Gubernium vorzus 
legen (Gubl. Inftr. vom 20. September 1805 3. 446 88. 52, 70 — 73: 
77—82 ı.). 

II. 


Im Sachſenlande war die Führung von befondern Waifenprotocollen, 
ganz in derfelben Weife, wie fie in den obigen Paragraphen angeordnet worden, 
vorgefchrieben.*) Ebenfo: 

: IH. 


In der ehemaligen Militärgrenze.**) 


Das in den 88. 207 und 208 vorgefchriebene Waiſenbuch ift nah einem be 
flimmten Formular zu führen, und dabei auf die Belege hinzuweiſen, auf welche ſich 
die Eintragungen gründen. Der Borftand des Berichtes hat dafür zu forgen, daß 
die Ausfüllung der Rubriken jederzeit fogleich bei Vorfall jedes Geſchäftes und nicht 
erft zu Ende ded Jahres oder fonft erft nachträglich vor fih gehe (3. M. B. v. 15. 
Suni 1853. $. 183. R. ©. Bl. Nr. 109). 


”, Siehe die bei 8. 236 angeführte Inftruction für den Waiſenvater, 8. 3. 
*) Pupill. Inſtr. vom 30. December 1651. $. 187. 
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$. 209. 
©&o wie ein von dem Bater ernannter Vormund nicht nur über Die Perſon des Minderjährigen, 
fondern aud über deffen Vermögen zu forgen bat; eben fo wird vermuthet, daß der Bater jemanden, den 
ex zum Gurator über das Bermögen ernannt hat, zuglelch die Aufficht Aber die Berfon habe anverirauen 
wollen. Hat aber der Bater einen Bormund nicht für alle Kinder, oder einen Curqtor nicht für das ganze 
Bermögen ernannt, fo liegt dem Gerichte ob, fiir De andern Kinder einen Bormund, oder für den übrigen 
Shell des Bermögens einen Curator zu beftellen. 


'$. 210. 


Sind mehrere Bormänder ernannt worden, fo fönnen fie zwar das Vermögen des Minderjährigen 
gemeinſchaftlich oder tbeilweife verwalten. Wermalten fie es aber gemeinſchaftlich, oder theilen fie die Ber 
waltung ohne Genehmhaltung ded Berichtes unter fi, fo haftet jedec Cinzelne für den ganzen dem Min⸗ 
derjährigen erwachfenden Schaden. Immer muß auch das Bericht veranftalten, daß die Berfon des Min» 
derjährigen und die Hanpiführung der Geſchäfte nur von Ginem beforget werde. £ 


$. 211. 


Müttern und Broßmütiern, die eine Bormundfchaft übernehmen, muß ein Müvormmudb zugegeben 
werden. Bei der Wahl deffelpen ift vor Allem auf den erflärten Willen ded Vaters, dann auf den Vor⸗ 
flag der Bormünderin, endlich auf die Verwandten des Minderjährigen Rüdfiht zu nehmen. 


$. 212. 


Aud der Ditvormund muß eine Beglaubigungsurkunde vom Berichte erhalten, und angeloben, 
daß er das Beſte des Diinderjährigen befördern wolle, und er muß zu biefem Ende ber Bormünderin nit 
feinen Rathe beifleheh. Sollte er widztige Gebrechen wahrnehmen, fo muß er fidy beftreben, denſelben 
abzuhelfen, und nöthigenfals dem vormundſchaftlichen Gerichte Anzeige davon zu machen. 


$. 213. 


@ine andere wefentliche Pflicht des Mitvormundes if, Daß er bei vorfallenden Geſchäften, zn 
Yeren GBiltigkeit Die Einwilligung des vormundichafiliden @erichtes notbwendig if, Das Geſuch der Bor- 
münberin mit untergeichne , oder feine befondere Dteinung beilege, fo wie er auch auf Berlangen des Ge⸗ 
richtes über ein foldges Geſchäft unmitielbar fein Gutachten zu erftatten hat. 


g. 214. 


Ein Mitvormund, weldyer diefe Pflichten erfüllt hat» bleibt von aller ferneren Berantwortung 
frei; iR einem Mitvormunde aber zugleich die Verwaltung des Vermögens aufgetragen worten, fo hat er 
mit diefer Berwaltung alle Pflichten eines Curators übernonmen. 


$. 215. 


Menn eine Bormünderiu von Der Bormundfchaft austritt, fo ift die Bormundfchaft in der Diegel ' 
dem gewefenen Mitvormunde aufzutragen. 


J. 

Nah ungariſchem Rechte erſtreckt fi die ämtliche Wirkſamkeit des 
Vormundes ſowohl 1. auf die Perſon (8. 216), 2. auf das Bermögen (8. 222 
— 236) und 3. auf die Procelfe des Miündels ($. 243). Eine Ausnahme hievon 
macht der Fall, wenn die Mutter eine zweite Ehe eingeht, wo ihr die Bormund- 
haft über die Perſon der Kinder nur dann belaffen bleibt, wenn fie ſelbſt Güter 
befißt, weldhe nad ihrem Tode den Aindern zufallen; aber auch dann hat die 
Verwaltung der vom Bater den Kindern zugefallenen Güter an die fonft zur 
Vormundſchaft berufenen Verwandten iberzugeben (vergl. $$. 196— 199). In 
gleicher Weife erſtreckt ſich: 





9 8. 82. 86. 16-221] 288 Pflichten m. Medhte d. Borummdes. } 


II. 


Nach ſächſiſchem Rechte die ämtliche Wirkſamkeit des Vormundes 
1. ſowohl über die Perſon, als 2. über das Vermögen der Mündel (vergl. SS. 
216, 222 — 236). Die Nechtögepflogenheit brachte e8 übrigens mit ſich, dag 
den Müttern, namentlich bei größeren Bermögensverwaltungen, zur Unterftügung 
ein Mitvormund beigegeben wurde, bei. deffen Wahl im Einflange mit der An- 
ordnung des $. 211, auf den erflärten Willen des Vaters, den Vorſchlag der 
Bormünderin und auf die Berwandten des Minderjährigen Rückſicht zu neh» 
men war. 

II. 


In der Militärgrenze erſtreckte fih die Wirkfamfeit der DBormün- 
berin, wenn ihr ein Mitvormund beigegeben wurde, über die Berfon und das 
Bermögen des Mündels.*) 


$. 216, 


Ein Bormund hat glei dem Bater die Verbindlichkeit und das Recht, für die Erziehung bes 
Minderjährigen Sorge zu tragen; doch muß er in wichtigen und bedenklichen Angelegenheiten erft die Ge⸗ 
nehmigung und die Vorſchriften des vormundfhaftlihen Gerichtes einholen. 


8. 217. 


Der Minderjährige if feinem Bormunde Ghrerbietung und Folgſamkeit ſchuldig; er ift aber auch 
berechtigt, fi bei feinen naͤchſten Verwandten, oder bei der gerichtlichen Behörde zu beſchweren, menu der 
Bormund feine Macht auf immer für eine Art mißbrauchen, oder die Pflichten der nötbigen Obforge und 
Bflege hintanfegen würde. Auch den Berwandten des Minderjährigen und jedem, der biervan Keuntniß 
erhält, ſteht die Anzeige bevor. An diefe Behörde bat fi auch der Bormund zu wenden, wenn er ben 
Bergehungen des Minderjährigen durd die zur Erziehung ihm eingeräumte Gewalt Einhalt zu thun nicht 


vermag. 
$. 218. 


Die Berfon des Waiſen fol vorzüglich der Vtutter felbft dann, wenn fie die Bormunpfhart nicht 
übernommen oder fid) wieder verheirathet hat, anvertraut werden; es wäre denn, daß das Belle des Kiudes 
eine andere Verfügung erheifchte. 

8. 219. 


Die Unterhaftungsfoften beftimmt das vormundſchaftliche Bericht, und nimmt bei der Beflimmung 
auf die Anordnung des Vaters, auf das Gntachten des Bormundes, auf dad Bermögen, auf den Etand 
‚und auf andere Berbäftniffe des Minderjährigen Rückſicht. 


$. 220. 


Wenn die Einkünfte zur Beftreitung diefer Koſten oder zur Beſtreitung eines Auſwandes, wodurch 
der Minderjährige in einen fortdauernden Rahrungsftand verfegt werben ſoll, micht zureichen, ſo darf mit 
Benehmbaltung des Berichtes auch das Hanuptvermögen angegriffen werden. 


8. 221. 


In dem Sale, daB die Waiſen ganz mittellos find, fol das vormundſchaftliche Gericht die be⸗ 
mittelten nächften Berwandten zu deren Verpflegung, dafern fie nad dem 8. 143 hierzu nit ohnehin 
re&tiih verbunden find, zu bewegen fuchen. Außerdem hat der Vormund auf öffentliche milde Stiftungen 
und beſtehende Armen-Anftalten fo lange einen gerechten Anſpruch, bis der Minderjährige im Stande if, 
ih durd eigene Arbeit und Verwendung ſelbſt zu ernähren. 





) Pupill. Inſtr. vom 30. December 1851. $. 186. 
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l. 


Rad — *7 — chem Rechte ſteht dem Vormunde in Beziehung der Per⸗ 
fon des Mündels das Recht und die Pflicht zu: 1. die Oberaufficht über bie 
Perfon des Mündels zu führen (personalis pupillorum inspeclio, art. nov. 52 
a. 1791 p. 5); 2. die Bupillen mit der nöthigen Nahrung und Kleidung zu ver: 
fehen, diefelben gut zu behandeln und für ihre fittlihe Erziehung Sorge zu tra- 
gen (Tr. 1. 125 88. 4—6); 3. die Bertragsverbindlichleiten derſelben zu prüfen 
und ihre Gefchäfte zu vollziehen (Tr. I. 126 8. 2), und dies zwar unter fonftiger 
Strafe ewiger Infamie (infamia sempiterna, Tr. I. 123 $. 2); vergl. 88. 216 
— 218. Die weitere Ausführung erhalten diefe gefehlichen Beſtimmungen durch 
die Rormalvorfhrift vom Jahre 1805 , worin die Oberaufficht über die Berfon 
für noch viel wichtiger, als die Sorge für das Vermögen des Mündels erklärt 
wird (minthogy sokkal beisesebb a ’szemelyre magära mind annak jovaira 
valö gondviseles), daher die YBormünder verpflichtet werden, die Erziehung 
ihrer Mündel ganz fo zu leiten, wie dieſes den Eltern feldft zur Pflicht gemacht 
wurde. Die Eltern follen fi nämlich bemühen, ihre Kinder zum Gehorfam, zur 
Sittlichkeit und Mäßigkeit zu verhalten; ihnen mit Wort und That ein gutes 
Beifpiel zu geben; fie nach ihren. eigenen Standesverhältniffen in der Wirth⸗ 
fhaft, einen Gewerbe, nützlichen Wilfenfchaften unterrichten zu laſſen, Lebteres 
zwar mit Nücficht auf die Neigungen und Fähigkeiten der Kinder; in denfelben 
die Gefühle der Ehrfurcht vor Gott und der Nächftenliebe zu erweden und zu 
pflegen; fie dagegen von Faulheit, Beſchäftigungslofigkeit oder Beſchäftigung 
mit nußlofen Dingen und ſchlechter Gefellſchaft abzuhalten und zu bewahren, 
wobei die zuihrer förperlichen und geiftigen Ausbildung zu vermendenden Mittel der 
Zeit, der Stellung und den le der Eltern angemefien fein een 
(vergl. $. 219). 

Reichte hiezu das Vermögen ded Mündels niht aus, fo war hievon dem 
?. Gubernium die Anzeige zu machen, damit eine Beihilfe aus der Waifenkaffe 
oder die Aufnahme des Mündels in das Waifen-Erziehungshaus verfügt werde”) 
(vergl. $. 221). 

Eine gewiffe Sorga über die Pupillen fteht allen Staatsbürgern zu, in- 
dem wegen treulofer Kührung der Vormuntfchaft die teftamentarifchen , fowie 
die gefegmäßigen und obrigkeitlihen Vormünder von jedem Anverwandten und 
Fremden angeklagt werden können. Unmündige jedoch können gegen ihre Bor- 
münder feine Klage erheben; wohl aber können Pupilfen nad erreichtem mün- 
digen Alter aus gemeinfamem Beichluffe der Verwandten gegen ihre Euratoren 





*) Gubl. Inſtr. vom 20. Scptember 1805. 3. 446. 85. 19, 22, 34. 
Sachſenheim, Erläuterung. 22 
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Mägerifh auftreten (Tr. I. 124 $. init. und $. 1). Cine folde Klage kann auch 

während der Gerichtäferien vorgebracdht werden (Tr. 1. 125), wie denn in Wais 

fenangelegenheiten überhaupt keine Gerihtaftillftände, Feiertage oder fonftige, 

einen Verzug der ämtlichen Verhandlungen bewirkende Hinderniffe Plaß greifen 

dürfen”) (vergl. $. 217). 
Ä I. | 

Rah ſächſiſchem Rechte liegt dem Bormunde ob, die Erhaltung und 
Erziehung des Mündels zu leiten und durchzuführen. Hiezu hat ev die nöthigen 
Koften vedlidh zu verwenden. Er foll dabei, „ob die Erziehung bei ihm im Haufe, 
in der Schule, hier oder in der Entfernung, oder auch bei einem Meifter, wo der 
Pupill in der Lehre oder Condition ſteht, flattfindet, fein Benehmen fo einrichten, 
dag er es nit nur bei der Vormundſchaftsbehörde, fondern auch vor Bott und 
der Welt verantworten könne“.“) Namentlih follen die Pupillarinfpectoren 
die Bormünder dazu verhalten, „daß die Pupillen entweder in die Schule 
geſchick oder zu einem Handwerke verwendet werden" (Reg. P. v. I. 1805 
I. Abf. p. 15), und follten fie finden, „daß die Erziehung der Bupillen vernach— 
laͤſſigt worden, gleich zu veranftalten, daß der Pupill in Religion und guten | 
Sitten eine feiner Beftimmung angemefjene Erziehung erhalte, und fih zu einem 
ibm Brod verfchaffenden Stande vorbereite” ; vergl. 88. 217—218. 

Sie haben ferner „nad Verhältnif des Vermögens und Standes des Pur 
pillen die Erziehungsfoften vorläufig zu beftimmen. In ſolchen Fällen, wo den 
Waifen gar fein Vermögen zufällt, bat der Bupillarinfpector einvernehmlich mit 
dem betreffenden Theilamt ihre Erziehung und Berforgung den nächften- Anvers 
wandten zu übertragen ; follten aber entweder keine Anverwandten vorhanden 
fein oder diefe fih der Erziehung von Waifen nit annehmen wollen, für ihre 
Berforgung auf eine andere Art zu forgen. Diefen Endzweck zu erreichen, foll 
fi das PBupillarinfpectorat bemühen, ſolche Kinder entweder an Finderlofe oder 
auch andere zum Wohlthun geneigte Menfchen mit Uebertragung aller natürlichen 
Gewalt bis zu ihrer Volljährigkeit mit der nöthigen Vorſicht gegen Revers über: 
geben ;"***) vergl. 88. 219—221. 

Vormünder, welche einen fittenlofen Wandel führen , find für verdächtig 
anzufehen und ihres Amtes zu entlaffen (St. I. 3 8. 15); vergl. $. 217. 


Zu $ 221 kommt zu bemerken, daß: Soldatenkinder in die Militair-Erzie- 
hungshäufer aufzunehmen find (Hoffe. B. vom 30. Aprif 1818. D.-1520. M. ©. ©. 


*) Gubl. Inftr. v. 20. September 1805. 3. 446. 8. 45. 
») Siehe die bei 8. 236 angeführte Inſtr. für den Waifenvater, $. 5. 
»9 hd. 88. 2 und 6—8, 
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Rr. 93), jedoch Haben jene aus Shen ber erſten Art den Vorzug vor jenen ber zwei⸗ 
ten Art. (B. v. 5. Auguſt 1819. D. 2844. M. G. ©. Rr. 169)°). 


5. 222. 


Die dem vormundſchaftlichen Gerichte Aber das Bermögen des Walfen anveriraute Obforge for 
dert, Daß es zuerfi deffelben Bermögen zu erforfihen und es duch Sperre, durch Inventur und Schätzung 
flex zu ſtellen fuche. 

$. 223. & 


Dur die gerichtliche Sperre werden nur dann, wenn es zur Gicherfellung nothwendig if, die 
Berätgfchaften in Berwahrung genommen; die Inventur aber, dad iſt ein genaned Verzeichniß des fämmt- 
lichen, dem WBaifen gehörigen Bermögens, munß fiets, ſelbſt ohne Rüdfiht auf das Berbot des Baters, 
oder eines anderen Gchlaffers, errichtet werden. 


$. 224. 


Das Verzeichniß des Bermögend und die Schaͤrung der beweglichen Sachen müſſen ohne Beit- 
verluſt, allenfalle au vor Seſtellung eines Vormundes, vorgenommen werden. Das Inventarium wird 
bei den Berlaſſenſchafts⸗Acten aufbewahrt und dem Bormunde eine beglaubigte Abſchrift davon mitgetbeilt. 
Die Schaͤhung des unbewegliden Bermögens muß, fobald es thunlich if, vorgenommen werden ; fie kann 
aber au, wenn der Werth fih aus andern zuverläffigen Onellen darftellt, ganz unierbleiben. 


5. 225. 


«+ 
Liegt ein unbewegliches But des Diinderjährigen in einer anderen Brovinz, oder gar in einem 
fremden Gtaate, fo muß die vormundfäaftlihe Behörde ben ordentlichen Gerichtoſtand der anderen Brovinz 
oder des fremden Staates um die Inventur und Ehähung und um die Mitthellung derſelben angehen, 
diefem Gerichtsſtande aber die Befteflung eine® Curators über dieſes But überlaffen. 


$. 226. 


Liegt Dad unbewegliche But tn der nämlihen Provinz, aber nuter einer anderen Behörde, fo ge- 
bühren zwar dieſer alle auf das But ſich beziehenden Mechte, folglih auch tie Inventur und Shäpung; 
allein fie mn$ der vormumdſchaftlichen Behörde auf Berlangen nit nur eine Abſchrift davon mittbeilen, 
fondern au dem Bormunde die freie Berwaltung des Gutes überlaffen, ohne ſich über feine vormund⸗ 
ſchaftlichen Handlungen einer Art von Gerichtsbarkeit anzumapen. 


£. 227. 


Diejenigen Mobilien, welche fi auf einem unbeweglichen Gute befinden, nm befländig auf dem⸗ 
felben gu bleiben, find als ein Theil dieſes Gutes anzuſehen; alle übrigen Mobilien, auch Schuldbriefe 
und felbR die auf einem unbemeglien Bute haftenden Capitalien, gehören unter die vormundſchaftliche 
Gerichtsbarkeit. 

$. 228. 


Sobald ein Bormund oder Kurator dad Dermögen übernimmt, hat er es mit aller Aufmerffam- 
keit eines redlichen uud fleißigen Hausvaters zu verwalten, und für fein Verſchulden zu haften 


£. 229. 


Juwelen, andere Koftbarfeiten und die Schufdbriefe kommen, fo wie ale wichtigen Urkunden in 
gerichtliche Verwahrung; von den erfteren erhält ber Bormund ein Berzeihniß, von dem letzteren bie zu 
feinen Gebrauche nöthigen Abſchriften. 

$. 230. 


Bon baarem (Beide ſoll nur fo viel in den Händern des Bomundes verbleiben, als zur Erziehung 
des Waiſen und zum ordentlichen Betriebe der Wiribfhaft nötbig tft; das Uebrige muß vorzüglich zur 
Xllgung der etwa vorhandenen Schulden oder zu einem anderen vortheilhaften Gebrauche verwendet, und 
wenn Bein vortheilhafter Gebrauch zu machen it, auf Zinfen in oͤffentliche Caſſen oder gegen geſetzmäßige 
Sicherheit auch bei Privat⸗Perſonen angelegt werden. Die Sicherheit if aber nur dann gefegmäßig. wenn 
durqh die Sicher ſtellung. mit Ginreihnung der etwa vorgehenden Laflen, ein Haus nidt über bie Hälfte, 
ein Landgut odes Orundftüd aber nicht über zwei Drüttheife feines wahren Werthes beſchwert wird. 


*) Dr. Joſ. Gflinger: Handbuch des äftere. Civilrechtes, 4. Aufl. S. 129. 
22° 





- 


[B. a. 9.98. wi ner 298. | Behandiung #."Mbehessermögens.f: 


, & 238. * \ 

Das übrige bewégliche Verntögen, weiches weber zum GSebrauche deh Rinderjaͤhrigen, noch zum 
Andenten der Bamilte, oder nad Anordnung des Baterd aufzubewahren if, noch anf eine andere Art 
vortbeifhaft verwendet werden fann, muß im Allgemeinen öͤffentlich feilgeboten werden. Das Handgeräthe 
fann man den Eltern, und dem Miterben in dem gerichtiigen Schäyungsnteile amt freien Hand Über lafien, 
Stüde, die bei der Öffentlichen Verſteigerung nit veräukeri worden fhrh, laun der Dormınd mit Ber 
wifligung des vormundſchaftlichen Gerichtes auch unter dem Schäyungspreife verkaufen. 


3 8. 232. 

Gin unbewegliches Bu kann nur im moihfall⸗ oder zum offenbaren Vartheile des Minder jahrigen 
mit Genehmhaltiug des vormundſchaftlichen Gerichtes, und in Dex Negel nur vermiltelſt öfſentlicher DBer⸗ 
ſteigerung veräußert, aus wichtigen Gründen aber kann auch eine Veräußerung aus freier Hand vom Dem 
Gerichte bewilligt werden. 

$. 233. 


Weberhauyt ann ein Bermumd in allen Geſchäften, welche nicht zu dem ordentlichen Wirthſchafts⸗ 
betriebe gehören, und welche von größeres Wichtigfeit find, nichte ohne gerichtliche Einwilligung vornebmen. 
Gr kann alfo eigenmädtig Teine Erbſchaft ausſchlagen oder umbedingt annehmen; keinen Pachwertrag abs 
fließen ; fein mit gefepgmäßiger Sicherheit anllegendes Kapital anflündigen; Feine Forderung abtreten; 
keinen Rechtoſtreit vergielgen ; feine Babrit, Handlung umd Eewerbe ohne gerichtliche Genehmigung an⸗ 
fangen, fortfegen oder aufheben. 

$. 234. 


Ein Bormund kann für ſich allein fein Capital des Minderjährigen, wenn es zurückbezahlt wird, 
in Empfang nehmen. Der Schuldner, dem ein foldyes Kapital aufgefündigt wird. muß ſich zu feiner 
Sicherheit von dem Bormunde die gerichtliche Bewiligung zur Erhebung des Capitals vorzeigen laſſen, 
und ſich nicht mit Der Quittung des Bormundes alein begnügen; auch flieht ed ihm frei, die Zahlung 
unmittelbar an das Bericht felbft gu leiften. 

8. 235. 


Su oft der Zal eintritt, daß ein ausſtehendes Gapital eingehen folle, hat der Bormund für 
defien vortbeilbafte Berwendung die Anfalt zu treffen, und zu des wirllihen Berwendung die Benchmi’ 
gung des Berichtes einzuholen. 

8. 236. 


Ueber Echuldforderungen, zu deren Beweife keine Urkunden vorhanden find, muß der Bormund 
fi Urkunden verfhaffen, und diejenigen, welche nicht ſicher geſtellt find, fo viel möglich ſicher zu ſtellen 
ſuchen, oder zur Verfallszeit eintreiben. Doch fell den Eltern das Capital des Minderjährigen, wenn es 
and nicht gefegmäßig verfiert, der Weinderjährige jedoch wahrſcheinlicher Welfe feiner Gefahr eines Ber: 
Inftes andgefegt if, nicht aufgefündet werden, wofern ihnen die Zurückbezahlung obne Beräußerung ihres 
unbeweglihen Butes oder Abtretung von ihrem Gewerbe ſchwer fallen würde. 


I, 

Nah ungarifhem Rechte äußert fi die öffentliche Borforge für das 
Bermögen der Pupillen in folgenden Beftimmungen: 

1. Nach erfolgter Beftelung des Bormundes haben die Maifenrichter ein 
vollftändiges abgefondertes Inventar (conscriplio) des beweglichen fowohl als 
unbeweglichen Vermoͤgens, dann der Familienſchriften (litteralia), jedes in drei 
Eremplaren, zu verfaffen. Das beweglihe Vermögen wird genau gefchäßt, und 
im Schäßungswerthe in das Inventar eingetragen. Geld» und Silbergeräthe, 
Schmuckſtuͤcke, Münzenfammlungen, Waffen, Familienbilder u. |. w. find mit Ihren 
befonderen Kennzeichen zu beſchreiben. Gin Eremplar des Inventars wird dem 
Bormunde zur Rechnungslegung überlaffen , Das andere wird im Archive des 
Waiſenſtuhles hinterlegt, das dritte dem f. Gubernium eingefendet.(art. 62 a. 
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1791 p. 4; Gubl. Inftr. vom 20. September 1805 3. 446 88. 70— 74); 
vergl. 88. 222 — 224. 

2. Liegen die unbeweglichen Güter des Minderjährigen in verfhiedenen 
Juris dietionen, fo if davon dem k. Qubengium die Ungeige zu machen, weldes 
nach Einyernehmung der Oberbeamten, in deren Gerichtsbarkeit die Güter liegen, 
über Die Beftellung des Borstundes und der Beſchreibung und Berwahrung der 
‚Güter die Verfügung trifft (art. 52 a, 1791 p. 5; die bezog. Infr. $. 84); 
vergl. $8. 225— 226. 

3. Die auf dem unbeweglihen Gute zur Betreibung der Wirthſchaft nö- 
thigen Mobilien find nicht zu veräußern (die bezog. Juftr. $. 75); vergl. 8. 227. 

4. Das bewegliche, entbehrliche Vermögen muß ausgeſchieden, von den 
Waiſenrichtern öffentlich im Verfteigerungswege veräußert und der Erlös an den 
Vormund erfolgt werden. Das übrige bewegliche Bermögen, ald: Jumelen, 
Münzenfammlungen, Waffen und andere Koftbarkeiten follen bis zur Eutſchei— 
dung des k. Buberniums aufbewahrt werden (art. 52 a 1791 p. 4; die bezog. 

Inftr. 8. 75); vergl. 88. 229, 231. 

5. Nach diefen Boreinleitungen wird die Bermögensverwaltung an den 
Bormund übertragen. Vom baaren Gelde foll nur fo viel in Händen des Vor—⸗ 
mundes verbleiben, als zur Dedtung der unvermeidlichen Bedürfniffe unumgäng- 
lich uothwendig if. Das übrige Geld fol zur Zahlung von Schulden, zum An⸗ 
faufe von Grundſtücken oder Gebäuden verwendet, oder aber gegen hinreichende 
Pfandficherheit, auf keinen Kal aber in Handlungen auf Zinfen angelegt werben. 
Ein Eapital felbft, mag es noch fo gering, und der Bormund wer immer fein, 
darf ohne Bewilligung des k. Guberniums nicht angegriffen werden (die bezog. 
Inftr. 88. 75, 76 u. 90); vergl. 88. 230, 233—235. 

6. Die unbeweglichen Pupillargüter können vom Bormunde bermittelft 
öffentlicher Berfteigerung in Pacht gegeben werden. Die Pertragsurfunde hier 
über iſt nad einem vorgefehriebenen Kormular zu verfaffen und dem k. Guber⸗ 
nium zur Beflätigung vorzulegen (Bub. Decr. vom 26. April 1797 3. 1457. 
Trauſch. Norm. Samml.). Ueberhaupt ſteht gwar 

7. vom Vormunde geſeßlich das Berwaltungsrecht über das Vermögen des 
Rimdels zu, jedoch iR er zu Feiner eisenmächtigen Veräußernng befugt, und darf 
nut Im Nothfalle zu einer DVerpfändung fchreiten (Tr. I. 124 $. 5 und 1. 112 
$. 3); vergl. 88. 232 und 233,”) 


m. > —— 


*) In allen ungarischen und Szeklergerichtsbarkeiten gab es überdieh Waiſen⸗ 
kaſſen, welche theild amd freiwilligen Beiträgen gur Zeit der Marfelcongregationen, 
theils aus Zufhüffen gebildet wurden, die aus der Gapitalifirtung des Einkommens 
der Pupillengũter zu 6 Procent mit einem Procent berechnet, gezahlt wurden, jedo& 
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II. 


Nah ſächſiſchem Rechte iſt es die Pflicht des Vormundes, das Pur 
pillarvermögen inventarmäßig zu übernehmen. Die Uebernahme ohne Inventur 
gilt ald Bermuthung beabfihtigter Bevortheilung, wenn Fein genuͤgender Recht⸗ 
fertigungägrumd hiefür angeführt wird (St. I. 3 3. 9); vergl. 88. 222—224. 
Er hat in der Verwaltung deffelben die Sorgfalt eines redlichen Hausvaters an« 
zuwenden (a tutoribus et euratoribus eadem diligentia exigenda est, circa re- 
rum pupillarium administrationem, quam paterfamilias rebus suis ex bona 
fide praebere debet, St. II. 3 8. 7); vergl. &. 228. Zu diefem Behufe Tann 
er Gelder in Empfang nehmen und ausgeben, kaufen und verkaufen und auf an⸗ 
dere Weife zum Nuben des Pupillen beitragen; jedoch darf er unbeweglihe Gü- 
ter und Sachen, welde dur die Zeit niht Schaden leiden, obne hinreichenden 
Grund und ohne Genehmigung des Nathes nicht veräußern (St. I. 3 $. 11; 
und Univerfitätd- Statut vom 24. April 1761). Ramentli gehört es zu den 
Pflichten der Pupillarinfpectoren, „die der Verderbniß ausgefehten Pupillar 
realitäten durch Berfteigerung zum Vortheil der Pupillen verkaufen zu laſſen, das 
dafür eingegangene Geld aber, wie anch was fonft in Geld vorhanden ift, gegen 
hinlänglihe Sicherheit auf Zinfen anzulegen, und gegen gleiche Sicherheit au 
die Häufer und liegenden Gründe zu vermiethen und zu verpachten (Reg. P. v. 
5.1805 I. Abſch. p. 15). Hausbriefe gewähren nur durch Intabulation Sicher⸗ 
heit (Univ. St. v. 3. 1846; Hofz. 4275); vergl. 88. 229—236. 

Speciell wird die Art und Weife der Verwaltung des Pupillarvermögens 
durch LZocalftatute und Inftructionen geregelt. *) 


nur einmal (semel pro semper); ferner aus den einfließenden Geldſtrafen der Bor- 
münder. Der Endzwed diefer Waifenkaffen war die Beftreitung der Auslagen bed Wai⸗ 
ſenſtuhles, und zeitweilige Aushilfe folcher Pupillen, welche den nöthigen Unterhalt 
nicht hatten (Gubl. Inſtr. vom 20. September 1805. 3. 446. 88. 100-103). 

Y Die für den Waifenvater oder Pupillar-Infpector erlaffene Inftruction lau⸗ 
tet: Nachdem der Endzwed der Aufftellung eines Pupillar-Infpectord ift, dad Wohl 
ber Pupillen auf alle mögliche Weife zu beforgen, fo faßt die Obliegenheit deſſelben 
bauptfühlich zwei Gegenftände in fi, nämlich über bie Perfon des Pupillen gehörige 
Auffiht zu haben und fein Vermögen zu ſichern und nah Möglichkeit auch zu ver- 
mehren ($. 1). Rah PBoraudlaffung diefer Grundſätze wird um die über die Perfon 
ber Pupillen gehörige Auffiht haben zu können, die Pflicht und Schuldigkeit deffel- 
ben fein: 1. Alle fowohl in der Stadt ald Borftädten befindliche Pupillen unter 
ber vom Magiftrat hiezu beizugebenden Affiftenz ausfindig zu maden, fie zu conferi- 
biren, ihre Namen, ihr Gefchleht, Alter, Elteın-NRamen, und mit Zuziehung der 
Theilungöbriefe ihr Bermögen, ihren dermaligen Aufenthalt und Grziehung in das 
Amte-Protocol einzuführen. 2. Wird hiebei bemerkt, daß einige Pupillen feinen Tutor 
haben, fo find diefelben mit Vorwiſſen des Magiſtrats zu beftellen und ihnen das 
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In. 


Inter Militärgrenze war es die Pflicht des Vormundes, dasYeigent- 
liche Abhandlungsgeſchäft (Zuerfennung des gefammten Erbtheiles des Waifen) 





Bermögen des Pupilfen nebft Inventario gegen ordentlichen Revers zu übergeben. 
3. Nah Befund deffen ‚daß die Erziehung des Pupillen vernachläffiget worden, gleich 
zu veranftalten, daß der Pupill in Religion und guten Sitten eine feiner Beftimmung 
angemeffene Erziehung erhalten und fich zu einem ihm Brod verfchaffenden Staude 
vorbereite. 4. Gleich wie diefe Fürforge in Anfchung der bermaligen Pupillen zu 
beachten iſt, eben fo pünktlih muß fie auch in fünftigen Fällen befolgt werben, folg- 
lih um zu bewirken, daß fünftighin alle verwaifte Kinder zur Kenntniß des Pupil⸗ 
len⸗Inſpectors fommen, jo muß demjelben mitteld des Todtenbefchauerd oder flädti- 
fhen Ehirurgen alfobalb angezeigt werden, wenn Eltern mit Hinterlaffung einiger 
Pupillen abfterben, wornach der Todtenbefchauer gehörig zu inftruiren und ihm fol- 
gendes Formular zur Richtſchnur vorgefchrieben ift. (Folgt dad Formular). 5. Sollte 
der Pupili während der Minberjährigfeit abfterben, fo wird dad im Protocol zu 
bemerken und dem Magiftrat die Anzeige zu machen fein. 6. Wenn ein Pupill fei- 
nen Aufenthaltsort verändern, einen Dienſt anfuchen oder was immer für einen 
neuen Stand antreten will, fo bat der Bormund dem Infpectorat davon die Anzeige 
zu machen und die Bewilligung einzuholen, um folches in dem Protocoll vorzumer⸗ 
fen und dasjenige vorzufehren, was dem Beſten des Pupillen angemeffen zu fein 
befunden wird (8. 2). Was die Sicherheit des Pupillen-VBermögend anbetrifft, fo 
hat derfelbe 1. Rach der Conſciprtion vorfindiger Pupillen ihren Vermögensſtand aus 
den Theilungsbriefen und Inventarien, welche ihm das betreffende Diviforat auf fein 
Berlangen allfogleich herauszugeben hat, auszuforſchen, zugleich zu erfahren, wen das 
Vermögen anvertraut, ob es hinlänglich gefichert ift, ob der einer Rechnungslegung 
nad) Maßgabe der Gefehe unterworfene Zutor die Rechnung jährlich abgelegt hat; 
follte er einen Mangel in einem ober dem andern vom Boraudgefepten wahrnehmen, 
fo wird feine Schuldigfeit fein, nebft Anzeige an den Magiftrat darauf zu dringen, 
daß das Bernachläffigte erfegt werde, die VBormundfihaft ein Anderer übernehme, zu- 
gleih dad Pupilfenvermögen nicht nur gefihert, fondern wenn der Pupill in der 
Theilung dur Bormünder oder wen immer verfürzt worden wäre, auch mittelft eines 
durch den ftädtifchen Fiscat zu führenden Proceffed ergänzt werde. 2. Wenn bie 
TIheilungs-Protocold-Auszüge bei dem Pupillar-Infpector einfangen, fo hat berfelbe 
über jeden Pupillen nad dem folgenden Formular im Waifenbuch zu fuchen (folgt ' 
das Formular). Wenn fih in diefem Protocol auf eine Urkunde oder auf eine Bor- 
befcheidung de? Pupillar-Infpectord bezogen wird, fo ift zugleich die Zahl ded Stü- 
ed und dad Jahr anzumerken, unter welchem fie in der Regiftratur oder im Geſchäfts⸗ 
Protocoll anzutreffen ift, die Ausfülung der Rubriken ift fogleich, wie die Gefchäfte 
oder Veränderungen vorgefallen, zu beforgen und nicht von einer Beit zur andern, 
noch weniger aber bis zum Ende des Jahres aufzufchieben (8. 3). Die Sorge für 
die Eicherftellung des Pupillenvermögens erheifcht ed, daß ihr Bermögen nur jenen 
Leuten fowohl zur Berwahrung ale zur Verzinſung übergeben werde, bie binlängli« 
ches DBermögen befigen, folglich -folvent find. Um dieſes zu erreichen, muß dad Res 
fignationd-Inftrument oder Obfigation über verzinfende Gapitalien in das Waifen« 
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zu fördern;" das Entbehrlie zu veräußern (vergl. $. 231), die Pretiofen und 
Familienurkunden bei dem Regimentsgerichte oder Compagniecommando ver⸗ 


Amts-Protocoll einzutragen und zugleich auch die Realitäten des Uebernehmerd inta- 
bulirt werden. Zu diefem Endzweck dient die Führung des Grundbuchs, wo alle auf 
Realitäten haftende Schulden vorgemerkt fein müffen, am beurtheilen zu fünnen, ob 
bei jenem oder dem anderen binlänglihe Sicherheit fei ($. 4). Wenn nad diefen 
Grundfägen und mit diefen Borfihten dem Bermunde das Bermögen des Pupillen 
übergeben worden ift, fo erwächſt für ihn die Pfliht, nit nur auf die Erhaltung 
des übernommenen Vermögens treu und redlih zu forgen, fondern auch den Grtrag 
defjelben fo viel nur möglich zu vermehren und gewifjenhaft zu berechnen. Inſonder⸗ 
heit aber ift der Bormund verpflichtet, die Erziehung des Mündeld, ed mag dieſelbe 
ibm im Haufe, in der Schule, hier oder in der Entfernung oder auch bei einem Mei- 
fier, wo der Pupill in der Rehre oder in Condition ſteht, flattfinden, fo zu leiten, 
dag er fein Benehmen, nicht nur bei der vorgefegten Bormundfchaftöbehörbe, fondern 
au vor Gott und der Welt: verantworten könne, au welde Pflichten der Inſpector 
den Bormund jeder Zeit zu erinnern hat ($. 5). Er hat dafür zu forgen, daß unter 
bem Dedimantel der Pupillar-Erziehungstoften dad Vermögen dur die Vormünder 
nit vermindert werde und daher nad Verhältniß des Bermögend und Standes bed 
Pupillen die Erziehungskoſten vorläufig zu beftimmen feien ($. 6). In folden Fäl⸗ 
len, wo den Waifen gar fein Bermögen zufällt, bat ber Pupillar⸗Inſpector einver- 
nehmlich mit dem betreffenden Theilamte ihre Erziehung und Berforgung den nächften 
Anverwandten zu übertragen; ſollten aber entweder feine Anverwandten vorhanden 
fein oder diefe fi der Erziehung der Waifen nicht annehmen wollen, für ihre Der- 
forgung auf eine andere Art zu forgen ($. 7). Diefen Endzwed zu erreichen, wird 
fih das Pupillar-Infpectorat bemühen, foldye Kinder entweder an Linderlofe, oder aud 
an andere zum Wohlthun geneigte Menfchen mit Uebertragung aller natürlichen Ges 
walt bid zu ihrer Volljährigkeit mit der nöthigen Borficht gegen Reverd zu überge- 
ben, oder aber für ihre Berforgung auf eine andere den Zeiten und den Umftänden 
angemeffene Art Sorge zu tragen (8. 8). Um die Pupillen bei den Theilungen vor 
allen Berfürzungen ficher zu flellen, wird der Pupillar-Infpector dafür forgen, daß 
der Bormund, wenn derfelbe ſchon beſtellt ift, bei ber Theilungsverhandlung ex nobili 
ofßcio gegenwärtig fei ($. 9. Wenn er vom Diviforate den den Pupillen betrefe 
fenden Zheilbrief erhalten hat, fo wird er benfelden in fein Protocoll eintragen und 
auf den Fall. wenn einige der Berderbniß ausgeſetzte Realitäten dem Pupillen zuge: 
theilt worden find, wird er diefelben einverftändlich mit dem Theilamte licitando ver- 
kaufen laffen und das dafür fommende Geld ficherftellen. Iſt derfelbe aber nicht 
beftelit, fo muß der Inſpector einverfländig mit dem Diviforat auf deffen baldige ' 
Beſtellung bedacht fein, damit er die Waifen bei der Theilung vertreten könne (8. 10). 
Er hat weiter dafür zu forgen. daß das von den Erziehungskoften erübrigende Ber: 
mögen auf Zinfen vorerwähntermaßen angelegt werde. In Anfehung der übrigen 
Realitäten aber wird berfelbe nad Maßgabe der Geſetze und ber vorhandenen Um- 
fände mit Vorwiſſen des Magiftrats für das Beſte des Pupillen die nöthigen Eins 
leitungen treffen ($. 11). Bor Erlangung feiner Großjährigkeit ift der Dormund auf 
fein Gewiſſen zu vernehmen, ob der Pupill fo befchaffen fei, daß ihm bie Berwaltung 
feines Vermögens anvertraut werben könne; findet der Bormund feinen Anſtand da⸗ 
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wahren zu laſſen (vergl. 8.229). Das zum Unterhalte der Waifen nicht unmittel- 
bar nothwendige, unbewegliche Bermögen war auf vortheilbringende Weite und 


bei, fo ift der Pupill gegen Beibringung des Taufſcheines nad bem 10. Paragraphe 
im 3. Zit. des 2. Buches der Stat.-Befepe mit dem Tage des vollendeten 20. Jahres 
oder der vollzogenen (Ehe großjährig zu erflären, und der Vormund zur Ablegung der 
Schlußrechnung zu verhalten, welche fodann zu berichtigen, da® Bermögen, wenn meh- 
rere Pupillen vorhanden find, abzufondern und an den Volljährigerflärten zu über⸗ 
- geben ift. Hierüber muß ein Uebergabd-Infirument audgefertigt, darinnen alled, was 
der Bormund an baarem Gelde, Schuldfcheinen, Prätiofen, Realitäten oder fonfligem 
Bermögen feinem gewefenen Mündel übergibt, eingetragen und die Urkunde von dem 
Mündel, dem Bormund und zwei Zeugen unterfertigt, dem Gurator zugeftellt werden, 
nachdem zuvor die folchergeftalt erfolgte Webergabe bei dem Pupillen-Infpectorat fo- 
wohl im Gefhäftd- ald auch auf dem betreffenden Blatt des Waiſen⸗Protocolls vor- 
gemerkt worden ift ($. 12). Sollte der Bormund ſolche erwiefene Umfände vorbrin: 
gen, die den Mündel zur Erhaltung der Grofjährigfeit unfähig machen, To foll ber 
Inſpector die Sache unterfuhen und im Fall fi die Umflände bewähren, dem Magier 
firat zur Borkehrung des Weiteren die Anzeige machen (8. 13). Jeder Bormund 
muß Rechnung legen, wenn er davon nicht ausdrücklich entbunden worden ift, und 
faumjelige Rechnungsleger müffen duch Zwangsmittel dazu verhaften werden. Die 
Bormünder aber können von der Berbindlichleit der Rechnungslegung nur nach fol» 
genden Grundfäßen enthoben werden: a) im Fällen, wenn dad Bermögen fo gering 
if, daß der Ertrag deffelten den unentbehrlihen Aufwand auf den Unterhalt und die 
Grzichung der Waifen nicht überfteigt. b) Der Bater als Verwalter von dem Ber: 
mögen, welches feine Kinder von ihrer Mutter geerbt haben, laut Stat.-Gefeb im 13. 
Paragraphe des 4. Tit. im 2. Bud. c) Wenn derjenige, von welchem das Bermö» 
gen an dad Kind gelangt ift, den Bater oder den Bormund von der Verrechnung 
bes Ertrags ausdrüdlich enthoben hat. Aber felbft in diefem Falle bat der Pupillar« 
Inspector in Anfehung des Vermögend, es mag in was inmer beftchen, die gehörige 
Sorgfalt zu tragen und wegen deffen Sicherftellung aud das betreffende Theilamt dag 
Nötbige zu veranlaffen, wofern ſolches nicht bereit gefchehen wäre (5. 14). Die 
Bormundfchaftsrehnung muß alle Fahre gelegt werden und fo eingerichtet fein, daß 
daraus die Einnahme und Audgabe, wie nicht minder der gefammte Bermögendftand 
des Waifen zu erfehen fei. Sowohl der Empfang, menn er nicht fchon an fich aus 
der Rechnung deutlich erhellt, ald andy die Ausgaben, wenn fie über 1 fl. betragen, 
müffen mit Beilagen, deren Richtigkeit der Infpector zu beurtheilen hat, audgemwiefen 
werden ($. 15). Zur Begründung ded Empfangs find bei den erften Rechnungen die 
Theilungs⸗Protocolls⸗Auszüge, bei den folgenden aber fummarifche Ausweiſe über dad 
nach der vorhergegangenen Rechnung verbliebene Vermögen beizulegen ($. 16). Die 
erfte Pupillarrehnung ift vom Tage der übernommenen Bormundfchaft bis letzten 
October, die folgenden aber auf das ganze Jahr vom 1. November bid Ende Octo⸗ 
ber folgenden Jahres allemal fhriftlic zu legen und bie zum 20. November cinzu- 
reichen (8. 17). Bei ber Prüfung der Rechnung, welche unter Borfig des Pupilien« 
Inſpectors durch zwei aus der Gommunität beizugebende anftändige Männer zu 
gefhehen hat, muß die Aufinerffamkeit auf folgende Umjtände gerichtet fein: a) ob 
hei dem Empfang nichts auögelaffen worden; b) ob die Intereffen und fonftige jähre 


x 
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Zeitdauer zu verpachten, und es war dafür zu ſorgen, daß dieſe Pachtzinſe in 
jährlichen Raten richtig einfloſſen (vergl. 8H. 230— 233). Geldbaarſchaften des 
Pupillen im Betrage unter 10 fl. waren dem Vormunde zur Berausgabung für 
den Waifen zu belaffen. Beträge über 10 fl. waren auf Zinfen fruchtbringend 
anzulegen, und zwar in der Negel beit Privaten, und nur wenn dies unthunlid 
war, in öffentlichen Konden. Die Elocirung geſchah unter Beitritt des Richtere 
und Dorfälteiten in der Eigenfchaft ale Bürgen. Zur Sicherſtellung des Pupillar- 
capitald mußte eine beftimmt bezeichnete Realität des Schuldners verpfändet, vor 
Gericht der ordentlihe Schuldfhein ausgefertigt und hierin zugleich vorgeforgt 
werden, daß die Nüdzahlungsfrift in jene Zeit falle, wo der Waife fein Capital 
benöthigte. Nach erfolgter Beitätigung der Elocirung durch das Regimentsgericht 
wurde die Schuldurfunde bei demfelben aufbewahrt. Die Empfangsnahme der 
Interefien war in dem Rechnungsbuche des Vormundes alljährlich einzutragen *) 
(vergl. 88. 230, 233— 236). 


Hiezu ift zu bemerken: 
1. Zum 8. 233, daß ed dem Ermeſſen des Gericht! überlaffen bleibt, in wich⸗ 
tigen, zweifelhaften? Fällen wor der Genehmigung. der Anträge des Bormundes 


lihe Einkünfte von einem Zeitpunfte zum andern richtig berechnet und nichts über- 
gangen worden; c) ob bie Aufgaben mit Beilagen gehörig audgemwiefen find; d) ob 
ber Rechnungsleger nicht eigenmächtig vorgegangen fei und etwa über den einen ober 
den anderen Umftand eine höhere Bewilligung einzuholen verhalten werden müffe; 
e) ob in der Rechnung Fein Fehler unterlaufen fei. N) ob der Rechnungsleger den 
Rechnungsreſt mit der erforderlichen Sicherheit ausgemwiefen habe (8. 18). Nach erfolg- 
ter Prüfung der Rechnung find die dabei vorgefundenen Mängel und Bedenken dem 
Rechnungsleger zuzuftellen und binnen 14 Tagen die Erläuterungen derfelben einzu. 
reihen, und fo ift auch mit den Super-Bemängelungen und Erläuterungen zu ver- 
fahren, am Ende aber dem Bormund bad Abfolutorium entweder glattweg oder aber 
mit der Bemerkung der Poften, die ihm zur Laſt fallen, audzufertigen ($. 19). Wenn 
die Bormundfchaft oder Adminiftration ganz aufhört, fo fteht denjenigen, über 
deren Vermögen die Rechnung gelegt worden oder ihren Erben frei, die Rechnungen 
zu fih zu nehmen, oder fo lange die Verwaltung in Nüdficht einiger Miterben noch 
fortdauern muß, folche bei der Pupillen-Inſpection einzuſehen; daher find die Rech» 
nungen nad) dem Jahre zu fasciculiren und zu regiftriren, um fie ohne Anftand aus 
folgen zu können. Bei diefer Berabfolgung aber ift die Vorſicht zu gebrauchen, daß 
die Rechnungen genau beſchrieben, über die Beilagen ein Verzeichniß verfaßt und über 
ben Empfang ein Schein audgeftellt werde ($. 20). Ueber die eingebrachten Ned« 
nungen iſt nach dem bier beigehenden Formular ein umftändliches Protocoll zu fühe 
ven und ſolches dem löblihen Magiſtrat mit Ende eines jeden Jahres zur Einſicht 
zu übermachen (Folgt das Formular) (8. 21). Eine Abſchrift ift hievon mit Ende 
December eines jeden Jahres dem löbl. Magiftrat gleichfalls einzufchiden, um fie 
di, Vorſchrift gemäß der h. Landesſtelle zu unterlegen ($. 22). 
*) Rupil. Inftr. vom 30. Decemb. 1851. 88. 188—190. 
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oder Guratord aud die anweſenden nächften Verwandten des Pflegebefohlenen und - 
diefen ſelbſt, foferne er einer Beurtheilung feiner Angelegenheiten fähig ift, zu ver- 
nehmen (8. 182). Befcheide, wodurd die im Namen des Minderjührigen gefchloffenen 
Sefhäfte oder Verträge genehiniget werden, müffen fowohl bei deu Gerichtshöfen, ale 
bei den Bezirfägerichten immer fchriftlich entworfen werden. Die Gründe, welde den 
Richter zur Genehmigung beflimmt haben, find, wenn ed aud nicht nothiwendig er 
fheint, fie den Parteien zu eröffnen, doch dem Entwurfe des Befcheides beizufügen 
(8. 184). Verträge, wodurch über dad Vermögen und die Einkünfte eined Minder- 
jährigen verfügt wird, follen, wenn es ohne offenbaren Nachtheil gefchehen fann, auf 
die Dauer der Bormundfchaft befhränft, inäbefondere Gapitalien nicht über die Zeit 
der Minderjährigfeit hinaus angelegt, Gefellfhafte-, Mietb- und Pacht-Berträge 
nit auf längere Zeit gefchloffen werden. Das Geriht hat jedoch auch länger fort« 
laufende Zahlungen, und felbft Iebendlängliche Unterhaltögelder aus dem Vermögen 
des Mündels zu bemwilligen und die Verträge darüber zu genehmigen, wenn dadurch 
der Bortheil des Minderjährigen augenfcheinlih befördert wird. Verpachtungen grö« 
Berer Güter oder Wirthſchaften können in der Regel nur mittelft öffentlicher Verſtei⸗ 
gerung vorgenommen werden ($. 185). Zu Permiethungen gegen die gewöhnliche 
Auffündigung und zu Verpachtungen einzelner Gutöbeitandtheile von geringerer Bes 
deutung und auf Iandesübliche Termine kann das Gericht dem Bormunde die Bewil- 
figung im Allgemeinen obne Borlage des Beftandverträges von Fall zu Full ertheifen. 
Schuldſcheine und andere fehriftlihe Verträge für Mündel, deren Bormünder in Rechts⸗ 
gefchäften unerfahren find, find insbeſondere bei den Bezirkögerichten von dem Richter 
felbft zu entwerfen und nach Bernehmung ded Vormundes und der übrigen Betheilig- 
ten zu genehmigen. Außer diefem Kalle ift von dem Bormunde ein vollftändiger 
Entwurf des Schuldfheined oder Bertraged dem Gerichte zur Genehmigung vorzu- 
legen, von diefem genau zu prüfen und nöthigenfall® nach Vernehmung der Betheilig- 
ten zu berichtigen. Rad erfolgter Genehmigung des Entwurfes ift die Anfertigung 
des Vertrages oder Schuldfcheined zu erwirken und das Original, wenn es ſich nicht 
zur Hinterlegung im Depofitenamte eignet, bei den Berhandlungsacten aufzubewah- 
ten. Die erfolgte Genehmigung ift durch ein auf die Driginal-Urfunde felbft- ausge⸗ 
fertigtes Amtszeugniß zu beftätigen ($. 186). 


2. zum $. 230 u. f. f£e Der Vormund und dad Gericht find bafür verant⸗ 
wortlih, daß die entbehrfihe Barfchaft ded Mündels fobald ale möglich fruchtbrin⸗ 
gend angelegt werde. Um die Gelegenheit dazu audfindig zu machen, können durch 
eine bei Gericht angefchlagene Nachricht, allenfall® auch durch Die Zeitungsblätter, ders 
gleichen angeboten werden. Ueber die Art der Anlegung der Gapitalien ift jederzeit 
- der Bormund zu vernehmen. Wird die Ausführung der genehmigten Art der Anle⸗ 
gung dem Bormunde überlaffen, fo hat ihm das Gericht aufzutragen, daß er ſich bin- 
nen einer angemeffenen Frift über den Bollzug der geritlichen Anordnung auszuwei⸗ 


fen habe ($. 190). 


Geſetzlich geftattete Arten, die Gelder der Minderjährigen fruchtbringend anzu« 
legen, find: 1. Ankauf unbeweglicher Güter. 2. Darlehen an Privatperfonen gegen 
gefepmäßige Sicherheit auf unbewegliche Güter. 3. Anfauf öfterreihifher Staats. 
fhuldverfgreibungen. 4. Ankauf von Pfandbriefen der galizifh-fländifhen Credits— 
Anftalt. 5. Einlagen bei den mit öffentlicher Genehmigung beftehenden öfterreichifchen 
Gparcaffen und bei dem monte civico commerciale in Trieft, wobei jedoch in beiden 
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Fällen die Ginlagen für einen einzelnen Waifen 500 fl. &.-M. nicht übexſteigen dür⸗ 
fen (8. 191). Sn der Schuldverfhreibung über dad Kapital des Minderjäßrigen muß 
bedungen werden, daß dem Gläubiger freiftehe, wenn Die Zinfen oder einzelne Raten beffelben 
wicht längftene binnen 6 Mochen nach der Berfalldgeit berichtiget werden follten, das 
ganze Capital fammt den fehuldigen Zinfen zurüdgufordern ($. 192). Der Werth 
der ünbeweglichen Güter, welche zur Sicherftellung für Darleihen dienen follen, fol 
mit Zuzichung des Vormunded durch eine gerichtlihe Schäpung beflimmt werben, 
Bei Häuſern, welche nicht aus feuerfeftem Materiale errichtet find, darf nur der 
Werth ded Grundes in Anfchlag gebracht werden ($. 193). Der Werth von Gebäu- 
den Tann an Drien, an welden die Steuern nad dem Zindertiage entrichtet werden, 
nah den von der Hauszinderhebungdcommiffton beglaubigten Zinsfaffionen berechnet 
werden. Doch muß hiebei ein mindeftend fechdjähriger Zindertrag der Durchſchnitté⸗ 
kerehnung zum Grunde gelegt, ein Zeugniß eidlich verpfliägteter Sachverftändiger 
über den guten Bauftand dee Hauſes beigebracht, und ſowohl auf alle Laſten beffel- 
ben, ald auch auf die örtlichen und anderen Berhältniffe Rüdfiht genommen werden, 
welche aufden Werth des Haufes Einfluß nehmen. Diefed muß auch in einer öffentlich 
genehmigten Feuerverfiherungs-Anftalt gegen Brandfhaden verfichert fein ($. 194). Han- 
delt es fi in Erbſchaftsfällen um die Uebernahme eines geſetzlich untheilbaren Gutes 
durd einen Miterben gegen Abfertigung der übrigen, fo können dem Uebernehmer Die 
Grbtheile der minderjährigen Miterben auch ohne Ausmweifung der gefepmäßigen Si- 
herheit geborgt werden, wenn nut dafür duch Ginverleibung in den öffentlichen 
Büchern die Hypothek auf das ererbte Gut ſelbſt mit dem Borrechte vor allen ande 
ven eigenen Schulden des Uebernehmers beftelt wird (8. 196). Auf Fideiconmiß- 
Büter follen die Gelder der Pflegebefohlenen nicht angelegt werden ($. 197). — 

Wo Waifencommiffionen beftehen, ift diefen in feinem Kalle geftattet, Gelder 
der Pflegebefohlenen bei der Gemeinde felbft fruchtbringend anzulegen oder denfelben 
fonft auf eine Weife zuzumenden. Mitglieder oder Beamte der Waiſencommiſſion, 
weldye zu einer folchen unerlaubten Verwendung des ihnen anvertrauten Bermögent 
mitwirken, find nicht nur von ihrem Amte fogleich zu entfernen, fondern nach Umftän- 
den den Etrafgefepen gemäß zu beftrafen ($. 198). Werden Waifen-Capitalien durch 
Anlauf von Staatsfchuldverfchreibungen fruchtbringend gemacht, fo muß amh der 
mit Rüdficht auf den Curswerth fi ergebende Ueberſchuß (Agio) verrechnet werden 
(8. 199). Stantöpapiere, welche einer Berlofung unterliegen und dadurch einen Ge- 
winn hoffen laſſen, dürfen, foferne nicht ein Nothfall oder der offenbare Vortheil des 
Pupillen c8 erfordert, niemald veräußert werden (8. 200). 


3. zum $. 236. Wenn ſich unter dem Vermögen eines Minderjährigen Privat- 
Schuldverfchreibungen befinden, welche nicht gehörig fruchtbringend gemacht oder ver- 
fihert find, fo ift für die gehörige Verfiherung und Berzinfung, oder nöthigenfall® 
für die Eintreibung derfelben, Sorge zu tragen. 

Dem Minderjährigen fonft zufallended Vermögen, welches außer den oben an⸗ 
gegebenen gefeglih erlaubten Arten fruchtbringend angelegt ift, als Actien der öfter 
reihifhen Nationalbank oder anderer inländifcher Vereine, konnen über Antrag bes 
Bormundes fo lange beibehalten werden, als ſich nicht eine vortheilhaftere Gelegenheit 
zur fruchtbringenden Anlegung ergibt und das Gericht hiemit einverflanden ift. Bei 
Veurtheilung folher Fälle ift vorzüglih darauf zu ſehen, ob derlei Papiere eines 
allgemeinen guten Credites und günftigen Curſes fich erfreuen, und ob Die Rachtheile 





IM. @. 9. 9 M-236} 301 [Behandiung d. Weliewvermögens.] 


ber augendlidtidken Sintangebung wicht größer, ald die Gefahr der einſtweiligen Bei⸗ 
bebaltung wäre ($. 201). 

4. Größere Gapitalien verfhiedener Pupillen, welche fir ſich alfein ohne 
Schwierigkeit frugibringend gemacht werden koͤnnen und rüdfichtlich deren es für ben 
Minderjährigen nad Bernehmung bes Bormundes vortheilhafter erſcheint, fie abge⸗ 
fondert anzulegen, ſind nicht miteinander zu vermengen, fondern für fih allein auf 
den Namen bed einzelnen Bupillen anzulegen, welchem fie gehören. — Dagegen bes 
fieht fein Hinderniß, Gelder verfehiebener Pupillen, welche entweder zu geringen Be: 
trages find, um fie für fih allein fruchtbringend zu machen, oder rückſichtlich deren 
die abgefonderte Anlegung nach Bernehmung des gefehlichen Bertreterd zum Beſten des 
Pupillen nicht erforderlich erfeint, in einer gemeinfchaftlihen Waifenfaffe 
anzulegen; daher auch die ſchon beftehenden gemeinfhaftlichen Waiſenkaſſen fortgeführt 
werden fünmen ($. 202). 

Die fruchtbringende Aulegung der im einer gemeinfchaftlichen Waifenkaffe be- 
findlichen Gelder ift durch dad Gericht und da, wo Waifencommiffionen beftchen, 
durch die Warifencommiflion zu verfügen. Jedem am ber gemeinfhaftliden Waiſen⸗ 
kaſſe betheiligten Bupillen müflen jedoch von feinem Vermögen die Zinfen zu 5 Pro⸗ 
cent von Fahr zu Jahr gut gefchzrieben werden. In wieferne dieſe Zinfen zur Deftrei- 
tung von Bedürfniffen für den Minderjährigen zu verwenden oder für ihn fruchtbringend 
zu machen feieu, beftimmt die Bormundfhaftäbehörbe nach Bernehmung des Bormun- 
des (8. 203). Inſoferne fih in einer gemeinfchaftlichen Waifencaffe dur die Ale 
gung der Gelder im Ganzen ein Weberfchuß ergibt, ift berfeibe ald Nefervefond 
zunächſt zus Dedung der in der Waiſenkaſſe fich etwa ergebenden Berlufte zu verwen⸗ 
den (8. 204) (3. M. 8. vom 15. Juni 1853. R. G. BI. Nr. 109). 

5. Laut I. M. E. vom 22, Jannar 1853, 9 55, find nad dem Börfenberichte 
vom 24. December 1852 die Grumdentlaftungsfchuldverfehreibungen auf der Wiener 
Börfe verfehrt worden, und wird deren Couts von nun an notirt werden, daher ed 
feiner Schwierigfeit mehr unterliegt, Die gedachten Schuldverfhreibungen zur Anlegung 
von Waifen- und Curanden-Gapitalien, forwie zur Annahme von Gautionen, Vadien 
u. dgl. gleich anderen k. k. öfterreichifchen Staatspapieren zu verwenden. 

6. Da laut der AInftruction vom 14. Juli 1851 über die Beforgung der Wai⸗ 
fen- und Curatels⸗Angelegeuheiten, welche Inſtruction unterm 3. November 1861, 
3 24616/ M. C. G. (2. G. Bl. XV. Stuch) zur allgemeinen Kenntniß gebracht, das 
Waiſen⸗ und Gutanden-Bermögen in denjenigen Orten, in welchen Waiſen⸗Commiſſio⸗ 
nen erridstet werben, an diefe Gommiffionen, in allen fibrigen Orten aber den k. k. 
Steuerämtern zur Verwahrung zu übergeben ift, fo hat das k. k. Miniiterium ber 
Juſtiz im Einvernehmen mit dem k. k. Yinanzminifterium unterm 19. Auguft, 3.9806, 
hinſichtlich der Uebergabe des Waifen- und Guranden-Bermögend an die Waiſencom⸗ 
miffionen und Stenerämter eine beſondere Berorbnung erfaffen. Laut diefer Berord- 
nung foll in jenen Gerichiößegirfen, welche fich zur Grrichtung von Waifencommiffio- 
nen sicht eigen, die Webernahme des. Waifen- und Guranden-Bermögend dur die 
Steueraͤmter ſogleich verfügt werden. In Rückſicht derjenigen Gemeinden, hinſichtlich 
beren es noch zweifelhaft ift, ob Waifencommiffionen dafelbft errichtet werben oder 
nicht, kann mit der Uebergabe des Vermögens an die Steuerämter bie zur Entfcheis 
dung über diefe Frage innegehalten werden, infoferne nicht die Sicherheit ded Ber» 
mögend eine underzügfiche Vorkehrung erheifht. Im denjenigen Gemeinden endlich, 
in welchen Waiſenämter zu Stande kommen, ift die Dermögendübergabe an biefelben 
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vorzunehmen, fobald deren Errichtung erfolgt fein wird.”) Die Berwahrung bed 
Waiſen⸗ und Curateld-Bermögend bei den Steuerfaffen hat abgefondert nad den ein- 
zelnen übergebenden Berwaltungen zu gefchehen, fo daß eine Dermengung berfelben 
untereinander nicht Plag greife. Neue Einzahlungen oder Grläge an Geld, Werths⸗ 
papieren und Effecten für Waifen- oder Pflegebefohlene dürfen von den Steuerlaffen 
nus über gerichtliche Bewilligung angenommen werden. Crfolglaffungen an den über: 
nommenen Geldern, Werthöpapieren und Effecten find- von den Steuerämtern nur 
über Auftrag ded Gerichtes, für welches die Annahme erfolgt ift, vorzunehmen, wenn 
jedoch diefer vorliegt, ohne Verzug zu bewilligen (Gouv. V. v. 21. Februar 1852. 
2. ©. DI. Rr. 52 und Beil.). Aus diefem Anlaffe hat das fiebend. Oberlandeögericht 
fümmtliche Gerichtöftelen angewiefen, die gerichtlichen Depofiten: als Baarbeträge, 
Obligationen, Pretiofen und Wertbgegenflände aller Art an die k. k. Steuerämter 
zu übergeben; in Folge deffen auch die fiebenb. Finanz-Landesdirection mit Circ. 2. 
vom 18. November 1852. 3. 25981, den Steuerämtern über bie Depofitengebarung 
eine mit den obigen Beftimmungen im Einklang ſtehende Inftruction ertheilt hat. 


7. Laut Artil. X ber 3. M. 8. vom 15. Yuni 1853. (R. G. DI, Nr. 109) 
haben fih die Waifencommiffionen in Rückſicht der Taffenmäßigen Behandlung bes 
MWaifen- und Gurandenvermögend und der Abnahme der Berwahrungdgebühren nad 
der mit dr J. M. DB. v. 17. Mai 1853 Nr. 93 des R. ©. BI. (2. ©. AL. 1. Abth. 
Nr. 95) erlaffenen Inftruction zu benehmen. Um übrigene den Gemeinden, bei wel- 
hen Waifencommiffionen beitehen ober errichtet werden, einige Entfhädigung für die 
mit biefem Snftitute verbundenen Auslagen und Haftung zuzuwenden, wird denfelben 
geftattet, für die Verwahrung des Waifen- und Gurandenvermögen® eine Verwah⸗ 
rungdgebühr in dem mämlichen Betrage und nad den nämlichen Vorſchriften abzu« 
nehmen, wie diefelbe zufolge des a. h. Patentes vom 26. Jänner 1853. Nr. 18 des 
RG. DB. (2. R. Bl. 1. Abth. Ar. 17) für die Verwahrung ded Waifen- und Cu⸗ 
randenvermögens in den I. f. Depofitenämtern zu entrichten if. Weber jede abgenom⸗ 
mene Verwahrungsgebühr muß jedoch der Partei, welche diefelbe entrichtet hat, eine 
Quittung ausgefolgt werden, aus welder die Art der Berechnung der Gebühr erficht- 
lich iſt. Parteien, welche ſich durch die Berechnung der Gebühr beſchwert finden, ha⸗ 
ben zuerſt eine Vorſtellung dagegen dei der Waiſencommiſſion anzubringen, gegen 
deren Erledigung ihnen der Recurs binnen vierzehn Tagen an das Oberlandesgericht 
freiſteht. Wird durch das Oberlandesgericht die Beſtimmung der Waiſencommiſſion 
abgeaͤndert, ſo kann ſich die letztere mit ihrer Veſchwerde dagegen an das Juſtizmini⸗ 
ſterium wenden. Ueber alle abgenommenen Berwahrungsgebühren iſt von jeder Wai⸗ 
ſencommiſſion eine genaue Verrechnung zu führen und jährlich ein Ausweis über den 
der Gemeinde dadurch zugefloſſenen Betrag der Kreisbehörde vorzulegen, welche dieſe 
Ausweiſe gefammelt mit ihren allfälligen Bemerkungen verfehen der Landesftelle zur 
weiteren Borlage an dad Minifterium ded Inneren zu überreichen hat. 

Die wefentlihen Beftimmungen der bezogenen Infteuction, infoweit fie nicht 
bloß den inneren Gefchäftsdienft betreffen, find: Bei jeder Waifencommiffion muß 
das Waiſen⸗ und Curandenvermögen abgefondert von anderen Safjegegenfländen in 


*) Der Errichtung der Waifencommiffionen in Siebenbürgen wirb vor der 
Hand noch entgegengefehen, daber gegenwärtig die Depofitengebahrung noch von den 
t. 8. Steuerämtern geführt wird. 
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einer eigenen Caſſe verwahrt werden. Die Gaffe muß von Eifen, gegen Einbruch und 
Tenerögefahr nah den nämlichen Borfchriften, welche für die Steuercaffen befichen, 
verwahrt und mit einer breifachen Sperre verfchen fein. Gin Echlüffel hat in den 
Händen des Caſſiers, der zweite in jenen des Gontrollord und der dritte in den Hän« 
ben eines von der Waifencommifjion zu wählenden Mitgliedes derfelben zu bleiben. 
Diefe Schlüffel dürfen bei der Entfernung aus dem Amtölocale.in demfelben nicht 
zur gewöhnlichen Verwahrung zurüdgelaffen werben ($. 1). Die, einzelnen Pupillen 
befonder® gehörigen öffentlichen und Privat-Schuldfcheine, Gold» und Silbermünzen, 
Pretiofen und andere Werthgegenftände find in der Kaffe immer in befonderen Um⸗ 
fhlägen aufzubewahren, und auf den lepteren ift fletö der Name des Pupillen oder 
Curanden und der Gonto bed Hauptbudes anzumerken, welchem fie angehören. Das 
übrige, felbft für einzelne Pupillen eingegangene bare Geld kann vermengt mit ben 
Geldern der gemeinfhaftlichen Waifencaffe aufbewahrt werden. Die der gemeinichaft- 
lihen Waiſencaſſe gehörigen öffentlichen und Privat-Schuldfcheine find in eigenen 
Umſchlaͤgen, mit der gehörigen Bezeichnung verfeben, in der Gaffe zu hinterlegen 
(8. 2). Die Gaffe darf ohne fchriftlichen Auftrag der vorgefegten Waifencommiffion 
nichts in Gmpfang nehmen oder ausgeben ($. 3). So oft daher für einen Waifen 
oder Guranden, es fei durch eine Berlaffenfchaftd-Anhandlungsbehörde oder auf einem 
anderen Wege ein Bermögen eingeht, bat die Waifencommiffion die Caffe zur Em- 
pfangnabme deſſelben anzumeifen. Auf gleiche Weiſe müffen ber Gafje über alle 
Zahlungen, welche zu leiften find, die erforderlichen fchriftlichen Anmweifungen ertheilt 
werden. Zur liebernahme fortlaufender Empfänge, insbefondere zur Einhebung der 
Intereffen der Activcapitalien und zur Beftreitung periodifcher Ausgaben, wie z. B. 
der für einen Pupillen beftimmten Unterhaltögelder, ann die Gaffe bei Erlaffung 
des Auftrages in Anſehung der erften Rate auch für alle folgenden Ein für allemal 
angewiefen werden (8. 4). In jedem Auftrage an die Gaffe zur Annahme oder Aus- 
folgung eined Bermögend muß ber Name der Behörde oder der Partei, von welcher 
ein Erlag gefchehen, oder an welche eine Ausfolgung vor fi) gehen foll; die Angabe, 
ob der Empfang oder die Ausgabe für Rechnung der allgemeinen Waifencaffe oder 
eines beftimmten und welches Pupillen oder Curanden zu gefcheben habe, dann die 
Beranlaffung, der Gegenſtand und der Zweck bed Erlages oder der Ausfolgung mit 
möglichfier Beſtimmtheit enthalten fein. Nach den Umftänden find daher bei Gold- 
und Silbermünzen die Münzforten und die Zahl der Stüde; bei Staatöpapieren bie 
Gattung bderfelben, die Nummern, der Tag der Nusftellung, der Name, auf welchen 
fie lauten, ber Zindfuß, der Betrag des Capitales und die Anzahl ber Intereſſen⸗ 
Coupons; bei Privat Schuldfheinen der Name des Schuldners und Gläubigerd, der 
Zinsfuß und der Betrag des Capitales; bei anderen Urkunden wenigſtens der Name 
des Augftellerd und Jahr und Tag der Ausfertigung anzugeben. Pretiofen find nad 
Zahl, Art, Form und weſentlichen Kennzeichen zu befchreiben, und wenn ihr Werth 
nicht ſchon aus früheren Verhandlungen befannt ift, wo möglich in Gegenwart des 
Erlegers durch beeidigte Sachverfländige fehägen zu laſſen ($. 8). Bei allen Ueber⸗ 
nahmen und Griolglaffungen haben der Gaffier, der Controller und das Mitglied der 
BWaifencommiffion, welches den britten Gaffeichlüffel befigt, gegenwärtig zu fein (8.11). 
Jeder Erlag ift in Segenwart der Partei unter genauer Prüfung und Bergleichung 
mit dem Auftrage der Waifencommiffton zu übernehmen und unverzüglich in die Caſſe 
zu hinterlegen ($. 12). Kein Erlag darf angenommen werden, ohne der Partei dem 
Gmpfang fogleih zu betätigen. Jede Gmpfangäbeflätigung muß die erforderlichen 
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Angaben über die Befhaffenheit des Erlages (8.8) enthalten, yon allen drei Bewah⸗ 
rern der Gaffe unterzeichnet und mit dem Amtöfiegel der Caſſe verfehen werden ($. 13). 
Ale übernommenen öffentlihen Obligationen, Privatfehulden und andere Werthöpa- 
piere, fowie die dazu gehörigen Coupons und Talons find mit einer eigenen Erlags⸗ 
Stampiglie zu bezeichnen. Diefe Etampiglie hat die Worte zu enthaften: „Etlegt 
bei der Waifencommifftondcaffe zu R. N.“ (8. 14). Jede Grfolalaffung darf nur 
gegen Empfangäbeftätigung der Partei gefchehen. Iſt die Partei des Echreibend 
unfähig oder unfundig, fo muß von derfelben ihr Handzeichen beigefügt und Die Bei- 
fügung besfelben durch zwei zugezogene Zeugen, deren einer den Ramen ded Aud- 
flellerd zu unterfchreiben hat, beftätiget werden. Der Driginalbefcheid, wodurch ber 
Bartei die Erfolglaffung bewilliget wurde, muß bei dem Bollzuge der lebteren einge 
zogen werden. Befcheide jedoch, womit den Parteien die Behebung fortlaufender 
Bezüge (8. 4) von der Baifencommiffion bewilliget worden ift, können bdenfelben in 
Händen belaffen werden, und find nur bei der jeweiligen Erhebung der Caſſe vorzu- 
weifen ($. 17). Allen Urkunden, welche bei ihrem Erlage mit der Erlagd-Stampiglie 
bezeichnet worden find, ift bei ihrer Erfolglaffung eine Erfolglaffungd-Stampiglie auf: 
zubrüden, welche die Worte zu enthalten hat: „Erfolgt-von der MWaifencommiffione- 
caffe zu NR. R.“ Die Erfoiglaffunge » Stampiglie bat ſtets in der Verwahrung ded« 
jenigen Mitglieded der Waifencommiffion zu bleiben, welches die Gegenfperre führt 
(8. 18). Jeder Empfang und jede Verabfolgung ift fogleih in dad Journal einzu- 
tragen. Alle baren Grläge, welche nit in Conventions-⸗Münze gefchehen, find auf 
biefelbe zu rebuciren und nur in dieſer zu verrechnen. Bei der Empfangnahme und 
Ausgabe öffentlicher Fonds⸗Obligationen, bei welchen ih Intereſſen⸗Coupons befin- 
den, ift jederzeit auch die Zahl der damit in Empfang genommenen oder ausgegebe⸗ 
nen Sntereffen-Goupond in der dazu beftimmten Rubrik anzumerffn (8. 20). Das 
Foumal muß außer den wirklichen Empfangs⸗ und Ausgabspoſten auch jede andere 
Bermehrung oder Verminderung des in der Verwahrung der Caſſe befindlichen Ber- 
mögend, fie möge durch allenfalls geſchloſſene Verträge, durch Veränderung der Gelb» 
währung, oder auf andere Weiſe entitehen, anzeigen. Rah Umftänden ift daher der 
Betrag, um den fi cine Forderung erhöht oder vermindert hat, in: Empfang oder 
Ausgabe zu bringen, oder das Capital in der einen Währung in Ausgabe, in ber 
anderen dagegen in Empfang zu feben ($. 21). Bei eingegangenen oder verabfolg- 
ten Zinfen, Renten und Unterhaltögeldern ift die Zeit, für welche die Zahlung gelei⸗ 
ftet oder erhoben wird, und bei Sintereffen auch der Zindfuß anzumerken ($. 22). 
Aus dem Journale werden die Poften von Tag zu Tag in das Hauptbuch (Conto⸗ 
buch) Übertragen. In demfelben ift für jeden Pupillen oder Guranden ein eigener 
Conto zu eröffnen, welcher auf der einen Eeite die gefammte Forderung desſelben 
ſowohl an die gemeinfhaftliche Waifencaffe, ald an den, für ihn insbefondere in der 
Caſſe vorhandenen Privatfehuldfcheinen, öffentlichen Obligationen und anderem Ber- 
mögen an Gapital und Zinfen, auf der anderen Seite aber die hiewon erfolgte Ab⸗ 
ftattung auszumeifen hat (8. 26). Alle für einen Pupillen eingehenden baren Gelber, 
fie mögen in Sinfen der ihm eigenthümlihen Gapitalien oder in was immer für 
anderen Ginpfängen beftehen, haben, weun fie nicht nady den Beſtimmungen der In⸗ 
firuction über das Verfahren außer Streitfadhen vom 17. December 1852, Nr. 263 
des R. G. Bl. 8. 202, für ihn adgefondert anzulegen find, in die gemeinſchaftliche 
Waifencafte zu fließen (8. 28). Die gemeinfhaftlihe Waifencaffe hat jedem Pupil- 
im, ſobald für denfelben ein Behrag von wenigſtens 20 fl. C.⸗M. eingegangen ifl, 
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denſelben mit fünf vom Hundert zu verzinſen. Fuͤr Beträge, welche einzeln oder 
ufammengenommen den Betrag von 20 fl. C.⸗M. nicht erreichen, und von Reſtbeiraͤ⸗ 
gen, welche ſich durch Zheilung des erliegenden Betrages durch 20 ergeben, hat die 
gemeinfhaftlihe Waifencaffe keine Zinfen zu vergüten ($. .29). Die Berzinfung 
erfolgt nur nad ganzen Monaten. Für Beträge, melde vom erfien bis einſchließig 
fünfzehnten eined Monates einfließen, hat dieſelbe vom erſten des nächftfolgenden 
Monates, für Beträge, welche vom fechzehnten bis (Ende eines Monaies einfließen, 
erſt nach Ablauf des nächften Monates zu beginnen (5. 30). Nach diefen Beftim- 
mungen find jedem Waifen ober Guranden am 31. December jeden. Jahres auf feinem 
Conto die fünfpercentigen Iniereſſen feiner Korberung an die gemeinfchaftliche Wai⸗ 
fencaffe gut zu fehreiben. Infoferne die nach dem Abſchluſſe bleibende Zinfenforder 
zung für fidh allein, oder mit Hinzurechnung des bisher umverzindlichen Reftbeirages, 
den Beirag non 20 fl erreicht, muß dieſelbe ben Pupillen oder Guranden auf dem 
Gento für das nächftfolgende Jahr als Capital in Borfehreibung gebraspt und mit 
5 Bercent verzindt werden (8. 31). Die Berzinung bed Bermögens jedes Pupillen 
und Guranden hört erft mit der Ausfolgung desfelben auf (8. 32). Findet die Wai⸗ 
ſencommiſſton der Caſſe rückſichtlich der Maffe eine Pupillen oder Guranden die 
Ammerkung eines Berbsteö, eines Pfandrechtes, einer Cinantwortung oder auderen 
Berfügung anfzutragen, oder die Löſchung einer folchen Berfügung anzuordnen, jo 
bat die Caſſe diefe Anordnung aufzuzeichnen und bei der betreffenden Maffe in dem 
Hauptbuche anzumerken ($. 33). Die Caſſe ift verpflichtet, Jedermann auf fein münd⸗ 
liches Anſuchen über jede Bupillar- oder Euratelömaffe aus dem Contobuche einen 
Auszug zm ertbeilen, welcher von den drei Caſſebewahrern zu unterfertigen und mit 
dem Amtäflegel der Gaffe zu verfehen if. In einem Auszuge diefer Art ift jedoch 
in der Regel nur das noch vorhandene Vermögen des Pupillen oder, Guranden und 
die in Rüdfigt deöfelben noch beftehenden Anmerkungen, wie fie in bem Hauptbuche 
erfheinen, anzuführen. Es fteht jedoch den Parteien frei, auch einen umftändlichen 
Auszug and dem Hauptbuche über eine Maffe zu begehren, im welchem fobaun alle 
flattgefunbenen GErläge, Erfolglaffungen, Anmerkungen und Löfchungen aufgenommen 
werden müffen ($. 34). Abfchriften ber bei der Waifencaffe erliegenden Urkunden 
find den Parteien nach erfolgter ſchriftlicher Bewilligung der Waifencommiffion zu 
ertheifen. Selbft die Einficht ſolcher Urkunden ift benfefben nur mit Bewilligung des 
Borftandes der Waifencommiffion zu erftatten ($. 35). Ueber alles, es fei bei Pri- 
datfchuldnern oder in öffentlihen Fonden anliegende Bermözen der einzelnen Waiſen 
fowohl, ala der gemeinfchaftlihen Waifencaffe ift ein eigenes Activenbuch zu. führen. 
In demfelben muß für jeden Schuldner ein Blatt eröffnet und darin mit Beziehung 
auf dad Journal und den betreffenden Conto des Hanptbuches, auf ber einen Seite 
die Befchaffenheit, die Höhe der DVerzinfung und der Betrag feiner Schuld, und 
auf der anderen Seite die Abflattung an Capital und Zinfen eingetragen werden, 
um zu jeder geit, indbefondere aber bei dem Zahresabfchluffe den Ausſtand an Eupi- 
tal und Zinfen fogleich erjehen zu können. Rückſichtlich der in öffentlichen Fonden 
anliegenden Capitalien ift die öffentliche Gaffe, von welcher diefe Papiere ausgeſtellt 
find, in dem Aetivenbuche als Schuldner aufzuführen (8. 36). Werben von ben 
Schulbnern Zahlungen an Sapital oder Zinfen zu rechter Zeit nicht entrichtet, fo hat 
die Caſſe diefed der Waifencommiffion von Fall zu Fall anzuzeigen, damit von ber« 
felgen Die erforderlichen Borteprungen zur iin nöthigen Falles im Wege ber 
Guhfenheim, Vlautetung. 23 
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gerichtlichen Klage gegen den ſaumſeligen Schulbner getroffen werben konnen. Die 
Koften der Gintreibung find hinfichtlih der Eapitalien, welche in bie gemeinſchaft⸗ 
Tiche Maifencaffe gehören, aus biefer, rücfichtlic der, deſtimmten Pupillen ober Eu- 
tanden gehörigen Gapitalien aus dem Vermögen diefer Letzteten votzuſchießen (8. 37). 
Da ſich die gegenwärtige Inftruction nur auf die Behandlung bedjenigen Vermögens 
bezieht, welches fich in der Verwahrung der Waiſentaſſe befindet, die Verwaltung des 
übrigen Bermögend aber, welches ein Pupille ober Curand etwa Rod außer bet 
Berwahrung der Baifencafje befißt, oder welches aus derſelben zur Verwendung für 
den Pflegebefohlenen dem Bormunde oder Curator erfolgt wird, unmittelbar bem 
fegteren unter der Aufſicht des Gerichtes zufommt, fo verficht es fi von felbit, daß 
zur Berrechnung über diefed Vermögen, ſowie ‚zur Rechnungslegung über den Ge⸗ 
fammtftand ded Vermögens jeded Pupillen oder Guranden der Vormund oder Gura- 
tor deſſelben verpflichtet bleibt, daher die Rechnung darüber von demſelben der Wai- 
fencommiffion entweder ſchriftlich überreicht, ober nah ben Beſtimmungen ber 
88. 205—218 der Inftruction vom 17. December 1852 über das Berfahren in Rechts⸗ 
gefhäften außer Streitfachen bei derfelben zu Protocol genommen nud ſohin gepräft 
und erledigt werden muß (8. 45). (R. ©. — v. J. 1853. M. 93.2.8. Bl. I. Asth. 
Nr. 95). 
8. 237. 


Der Bormund ift bei Antretung der Bormundfihaft nit ſchuſdig, Cantion zu leiſten. Gr bleibt 
and in der Folge von der Caution befreit, fo lange er Die durch das Befeg zur Sicherheit des Bermögend 
beftehenden Borfchriften genau beobachtet und gur gehörigen Zeit ordentlich Rechnung legt. 


Meder dad ungarifche noch das fühfifche Necht verpflitet den Bormund, 
bei Antretung der Bormundfchaft Caution zu Teiften; ja das letztere erflärt fogar, 
daß einem armen, aber treuen und fleigigen Bormunde die Vormundſchaft nicht 
abzunehmen ift (St. II. 3 8. 15); Dagegen follen nach ungarifpem Rechte Per: 
fonen, welche fehr arm find (Tr. I. 123 $. 7 nimium pauperes), von der Bor: 
mundfchaft entfernt gehalten werden. 


$. 238. 


In der Regel if jeder Vormund und jeder Gurator verbunden, über die ihm anveriraute Ber 
waltung Rechnung zu legen. Bon der Mehnungslegung kaun zwar der GErblaffer isn Anjehung des von 
ihm freiminig vermachten Vetrages den Bormund loeſprechen; and das vormundfchafttiche Bericht Fann 
biefes, wenn das Ginlommen die Auslagen für den Unterhalt und Die Gryiehung des Minderjährigen 
wahrſcheinlich nicht überfelgt; allein das in der Inventur aufgenommene Saupivermögen und Gapitaf 
muß ein Bormund in allen Bällen ausweiſen; auch vou dem Zuftande feines Pflegebefohlenen, wenn 
darin eine wichtige Beränderung vorgeht, Bericht erflatten. 


5. 239. 


Die Rechnungen müfen mit jedem Jahre oder laͤugſtens innerhalb zwei Monaten nach been 
Berlauf mit allen erforderlihen Belegen dem vwormundfchaftlihen Berichte übergebeu werden. In diefen 
Rechnungen muß die Einnahme und Ausgabe, der Ueberſchuß oder die Verminderung de& Capitals genau 
beftimmt werden. IA unter dem Bermögen det Minderjährigen eine Handlung begriffen, ſo hat ſich das 
Gericht mit dem vorgelegten begfaubigten Rehuungsabfhlufe, uber mit der ſogeuannten BUanz, gu bes 
anügen und ſolche geheim zu halten. Wegen einen Bormund, welder in der heſtimmiten Zeit die Rechnuug 
su legen unterläßt, müſſen die den Umſtänden angemeffenen rechtlichen Zwangsimittel angewendet werden. 


$. 240. 


Wenn der Minderjäprige in verſchiedenen Provinzen unbewegliche Güter befigt, deren Berwaltung 
inem Vormunde allein anvertraut ift, fo muß der Bormund für jede Pravinz eine befondere Rachnung 
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führen und der dortigen Behörde vorlegen; allein es bleibt ihm freigeſtellt, zum Bellen des Minderjährigen 
den Ueberſchuß des in einer Provinz gelegenen Vermögens in einer andern zu verwenden. 


& 241. 


Tas vormumdſchaſiliche Gericht IR verbunden. Die Rechnungen des Vormundes nach den beſon— 
deren Berichriften durch Rechnungs und Sachverſtändige prüfen md berichtigen au laffen, und die Gr 
ledigung Darüber Dem Vormnude mitzutheilen. 


$. 242. 


Iſt in deu Rechnungen etwas vgrgeffen worden, oder fonf was immer für ein Berftos unter 
gelaufen, fo kann Diefes weder dem Bormumde, noch dem Minderjährigen zum Nachthelle gereichen. 


I. 


Nach ungariſchem Rechte find, mit Ausnahme der Eltern, alle Bor: 
münbder verpflichtet, von ihrer Verwaltung Rechnung zu legen (Tr. I. 112, 115 
u. 124; Art, nov. 52 a. 1791 p. 7,8 u. 11). 

Die Waifenrichter hatten die Rechnungslegung zu überwachen. Der Bor: 
mund hatte am 15. Jänner jeden Jahres die auf Grundlage des Inventars zu 
legende Rechnung dem Borftande des Waifenftuhles zu übergeben; im Berhin« 
- derungsfalle konnte von dem Watfenfluhle eine Frifterfiredlung weiterer 15 Tage 
gegeben werden. Eine fernere Berfpätung der Rechnungslegung zog die Articular- 
ſtrafe von 200 ungarifchen Gulden nah fih. Die Waifenrichter hatten unver- 
weilt ihre Bemängelungen über die Rechnung hinauszugeben, die Erläuterungen 
in den angegebenen Friften abzuverlangen,; und die endliche Rechnungserledigung 
kraft eigenen Entſcheidungsrechtes in ſolchen Pupillarmaffen hinauszugeben, deren 
Erträgniſſe jährlich ‚den Betrag von 100 fl. nicht überfliegen (Art. nov. 52 a. 
1791 p. 8; Gubl. Inftr. v. 20. September 1805 8. 85; Gubl. Decr. v. 19. 
Juli 1800 3. 1927; Trauſch. Rorm. Samml.). 

In Pupillarmaſſen, deren Erträgnig 100 fl. WW. uͤberſtieg, mußten die 
geſchloſſenen Rechnungen dem k. Gubernium überfendet werden, deſſen gericht: 
licher Senat nad) vorläufiger Acugerung der Bupillarbuchhaltung , über Antrag 
der letzteren, Die Enderledigung oder Abfolution erließ ($. 86 der bezog. Inftr.). 
Die Berufung wider ſolche Grledigungen ging im Wege des Recurfes an bie k. 
fiebenbürgifhe. Hoflanglei. *) 

Lagen die Bupillargüter in verfchiedenen Gerichtsbarkeiten, fo war die 
Rechnung bei dem Waifenftuhle jenes Bezirkes zu legen, wo fich das Hanptgut 
(eaput bonorum) oder der größere Theil der Güter befand (art.nov. 52 a. 1791 
p. 7; die bezog. Inſtr. 8. 84). 

II. ? 


Rah ſaächſiſchem Rechte „muß jeder Vormund, wenn er davon nicht 
ausdrücklich entbunden worden ift, Rechnung legen, und faumfelige Rechnungss 


») Pupill. Inte. vom 30. Devember 1851 $. 177. | 
23* 
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leger müffen durch Zwangsmittel dazu verhalten werden" (St. II. 3 8. 10; Reg. 


P. v. 3. 1805 1. Abſch. p. 15). Bon der Verbindlichkeit der Rechnungslegung 
fann der Vormund nur enthoben werden: 


a) in Fällen, wo Das Vermögen fo gering ift, daß der Ertrag deffelben 
den unentbehrlihen Aufwand auf den unten! und die Erziehung der Waiſen 
nicht überſteigt. 

b) Der Vater, als Verwalter des Vermögens, welches ſeine Kinder von 
ihrer Mutter geerbt haben (St. H. 4 8. 13). 


c) Wenn derjenige, von welchem das Vermögen an das Kind gelangt ift, 
den Pater oder Vormund von der Verrechnung des Ertrages ausdrücklich ent⸗ 
boben bat. | | 

Ueber die Art und Weife diefer Rechnungslegung fiehe die bei $. 236 an- 
geführte Inftruction 88. 14—22. 


II. 


Inder Militärgrenze war in der Regel jeder Bormund zur jährlichen 
Rechnungslegung zu verhalten, außer wenn derfelbe nach dem Willen des Erb- 
laffers, oder wegen Seringfügigkeit des Pupillarvermögens ausdrüdli von der 
:Rechnungslegung befreit erflärt wurde. — Jede Jahresrechnung war⸗auf Grund- 
lage des Inventars oder der vorangegangenen Rechnung zu erftatten, und zwar 
mit Ende jedes Militärjahres, d. h. Ende Dctoberd. In der Regel follte dies 
ſchriftlich geſchehen; allein es war auch zuläfftg, Daß die Rechnungslegung münd- 
lid vor dem Regiments- oder Bataillonscommando gefhehe. Zu diefem Ende 
hatte jeder Bormund ein Rechenſchaftsbuch zu erhalten, in welches die Empfänge 
und Ausgaben alljährlich, nad Angabe des Vormundes, eingetragen, und ent- 
weder mit den ordentlichen Belegen begründet oder bei geringfügigen Posten ale 
rihtig angenommen. wurden, 

Zur Prüfung aller Bormundfchaftsrechnungen trat alljährig eine Reviſions⸗ 
commiffion aus einem Stabsofficier, einem Hauptmann und dem Auditer zufam- 
men, weldhe die Revidirung vorzunehmen, Bemängelungen und Erläuterungen 
zu machen, endlich die Nechnungserledigungen zu erlaffen berufen war; und 
woraus die jährlih vorzulegenden Pupillen - Rechnungs Ausweife abgefaßt 
wurden. ”) ' 


Hiezu iſt zu bemerken: N 


1. Ueber die Befreiung der Eltern von der Verpflichtung zur Rechnungoͤlegung. 
Bol. 8. 150 und Art. XI. p. 3 ded Kundm.Patentes. 








*) Pupill. Inſtr. vom 30. December 1851. 85. 191 und 192. 
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2. Ueber die Yrt und Weife der Rechnungslegung durch die Vormünder und 
der Prüfung und Erledigung der Rechnungen find die näheren Beftimmungen enthal- 
ten in ben $$. 205216 ber Inſtruction über das gerichtliche Verfahren in Rechte 
geihäften außer Streitſachen. Ramentlih ift fiber unbewegliche Güter, wenn ber 
Plegebefohlene zugleich anderes Bermögen befigt, eine eigene Rechnung zu legen und 
mit Rüdficht auf die befonderen Rechnungen der gefammte Stand des Bermögens 
audzumeifen ($. 206). Sind der Mündel mehrere, fo ift dad Vermögen eines jeben 
von ihnen nur infoferne durch, befondere Rechnungen audzumeifen, ald fie an dem 
Gmpfange oder den Ausgaben nicht alfe gleichen Theil nchmen (8. 207). Befist der 
Mündel eine Handlung oder Fabrik, fo kann Die Verwaltung, infoferne darüber nicht 
duch den legten Willen recbtebeftändig verfügt ift, nach (GErmeffen des Berichtes dem 
Vormunde ſelbſt, oder falls er dazu nicht die erforderlichen Eigenſchaften befipt oder 
die Berforgung nicht übernehmen kann, einem eigenen ſachkundigen Handlungs oder 
Fabrifsvorfteher übertragen werden (8. 208). Die Rechnungen der VBormünder find 
in jedem Jahre mit dem lehten Tage des Monates abzufchließen, in welchem bie 
Bormundfchaft ihren Anfang genommen bat ($. 209). Jede Bormundfchaftsrehnung 
muß genau geprüft werden. Dabei ift insbefondere zu unterfuhen: 1. ob das 
Etammvermögen, fo wie ed in dem Inventar und anderen Gerichtsacten oder in der 
nächftuorhergehenden Rechnung erfcheint, vollftändig in Empfang gebracht ſei; 2. in« 
wieferne die Rechnung in den einzelnen Boften mit den Delegen übereinftimme; 3. ob 
Empfang und Ausgabe, infoweit es ihre Natur zuläßt, gehörig befcheiniget feien ; 
4. ob don Zeit zu Zeit wiederkehrende Zahlungen ſich ununterbrochen folgen und in 
Empfang und Ausgabe richtig aneinander anſchließen; 5. ob nicht die gerichtliche Ge⸗ 
nehmigung bei Geichäften oder Zahlungen, die derfelben nad dem b. G. B. bedürfen, 
Wangele; 6. ob alled Stammpermögen gehörig aufbewahrt und verfichert, Die entbehr« 
liche Barfchaft fruchtbringend angelegt, und inwieferne emdlih 7. die Verwaltung 
ſelbſt zweckmäßig und nüglich geweſen fei ($. 211). Da, wo Waijencommiffionen 
beftehen, ift die Revifion der Rechnungen von dem rechnungskundigen Beifiger berfel- 
ben vorzunehmen und über deffen Anträge von der Commiſſion zu befchließen ($. 213). 
Laäßt der Bormund die ihm beftimmte Frift zur Erſtattung abgeforderter Erläuterun- 
gen ohne Erfolg verftreichen, fo ift er entiveder durch die angemeffenen Zwangsmittel 
zur Befolgung des Auftrages zu verhalten oder ihm nach Umftänden anzudrohen, daß 
bei Berfäumung der erweiterten Frift, obne feine Grläuterungen abzuwarten, mit der 
endlichen Erledigung der Nechnung vorgegangen werden würde, und dieſe Drohung 


fohin in Vollzug zu ſetzen ($. 215. J. M. V. vom 15. Juni 1953. R. ©. Bl. 
Rr. 109). 


3. Hinfichtlih der Art umd Weife der Rechnungslegung über dad Bermögen 
" eines Pflegebefohlenen, der Prüfung derfelben duch einen NRechnungsverftändigen find 
von den Militairgerichten nebft den Vorſchriften der 88. 136 bis 141 des a. h. Pa- 
tented vom 2%. Juni 1850 (R. ©. Bl. Nr. 255) auch jene des Circularreſcriptes vom 
16. December 1804. 88. 10 bis 30 zu beobachten (Kircular-Berordnung des Kriegs- 
misifteriums vom 1. Mai 1851. R. ©. BI. Rr. 120 und 8. ©. BI. Nr. 38. v. 
J. 1852). 


5. 243. 


Ein Mimderfähriger tann werer als Rläger, noch als Geklagter vor Gericht erſcheinen; es map 
ihn der Vormund entweder ſelbſt vertreten, oder durch einen Andern vertreten laffen. 
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J. 


Nach ungariſchem Rechte ſteht dem Vormunde das Recht zu, den 
Mündel vor und außer dem Gerichte zu vertreten (lam coram judicibus regni 
ordinariis, quam eliam alias ubilibet procedendi et omnia rite expediendi 
habent auctoritatem. Tr. I. 126 $. 1 und 127 8. 1), daher im Namen der- 
felben als Kläger, Gellagte oder Streittheilhaber (Ingerent) ihre Rechtäftreite 
zu führen. Werden hiezu Familienurkunden benöthigt, fo follen diefe dem Bor: 
munde in Gegenwart von zwei ämtlich abgefendeten Zeugen (homines regii) 
gegen Revers für die Zeit des Gebrauches zu Händen übergeben werden (Art. 
nov. 52 a. 1791 p. 4). Da indeffen Pupillen bis zur Erreichung des mündigen 
Alters von Niemandem, namentlich nicht wegen einer Gewaltthat gerichtlich be⸗ 
langt werden fünnen (vergl. $. 21 Abf. IV lit. c), fo können die Bormünder im 
Namen der Mündel: 

4. nur ſolche Proceffe fortführen, welche noch bei Kebzeiten des Vaters 
begonnen haben (Tr. I. 129 u. 130); aber felbft in diefem Falle muß ihnen zur 
Beibringung von Urkunden die Zuftiftung eines Jahres zugeflanden werden 
(vergl. $. 21 Abi. TV lit. c); 

2. gegen den Act der Einfekung (Statution) einer fremden Perſon in 
einen dem Bupillen gehörenden oder von ihm angeſprochenen Grumdbefiß, oder 
der Örenzbefichtigung (melalis reambulatio) Einſprache erheben (Tr. 1. 131); 

3. im Falle ih mit Gewißheit vorausfehen laßt, daß der Erfolg eines 
Nechtöftreites für den Mündel ungünftig fein werde, darüber mit der Gegenpartei 
einen Vergleich ſchließen (Tr. I. 127 8. 2). 

Außerdem ift ed befondere Pflicht der öffentligen Anwälte (Fiscale), den 
Pflegebefohlenen beizuftchen und ihre Angelegenheiten zu überwachen (Art. nov. 
52 a. 1791 p. 7; Gubl. Deer. vom 2. Rovember 1829 3. 5129. Trauſch. 
Rorm. Samml.). 

Il. 

Rah ſächſiſchem Rechte haben die Pupillen nad dem Haren Wort: 
laute des Geſetzes feinen Willen (pupillus nec velle nec nolle ea aetate credi- 
tur, St, 11. 3 8. 13), woraus von felbft folgt, daß fie in allen ihren Angelegen- 
heiten, infoweit ihnen dadurch Verbindlichkeiten auferlegt werden follen, alſo 
auch in Rechtöftreiten, durch ihre Bormünder vertreten werden müflen. Jedoch 
jollen PBroceffe für Pupillen ohme Auftrag der Behörde nicht geführt werden 
(Somitial» Berordnung v. 3. 1811 3. 967); aud fol der oͤffentliche Anwalt 
(Fiscal) die Waifen, welde der Armuth oder Minderjährigkeit wegen nicht in 
der Lage find, Procefje zu führen, wenn fie einen folden auf Erkenntniß der Be⸗ 
hörde zu führen Haben, und zwar ohne Belohnung vertreten (Inftruction für 
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den Hermannftädter Stuhl⸗ und Stadt-Fisgal vom Jahre 1805 $. 4; Bub. B. 
v. J. 1880 8. 5801). *) 


-.— . 


Hiezu wird ‚bemerft: i 

Bormünder und Guratoren konnen über Umftände, bie he aus eigener Weber 
zeugung wiſſen, in den Angelegenheiten ihrer Mündel, minderjährigen Kinder und 
Pflegebefohlenen zum Eide dann zugelaffen oder aufgefordert werden, wenn dic letzte⸗ 
ven ihn ſelbſt abzulegen nicht vermögen (Civ. P. D. vom 3. Mat 19852. $. 240). 
Bertreter der Minderjährigen und Pflegebefohlenen müffen zur Auftragung oder Zu» 
rückſchiebung eines Haupteides von ber Behörde eine beſondere Bewilligung erhalten 
haben (ebd. $. 261). 

8. 244, 

Ein Minderjägriger if zwar berechtigt, durch erlaubte Handlungen ohne Müwirlung ſeine⸗ Vor⸗ 
mundes etwas für ſich zu erwerbey; allein er kann ohne Genchmhrktung der VBoxnmundſchaft weder eiwas 
von dem Seinigen veräußern, noch eine Verpflichtung auf fih nehmen. 

J. 

Daß Minderjährige ſowohl nach ungariſchem als ſächſtſchem Rechte durch 
erlaubte Handlungen ohne Mitwirkung des Vormundes etwas erwerben können, 
folgt aus den bei 8. 18 entwidelten Grundſätzen. Namentlich fteht diefes Recht 
den Minderjährigen nad den Veſtimmungen des römifchen, bie färhfiichen Sta- 
tuten ergänzenden Rechtes zu (pr. Instr. I. 21. L. 8. pr. D. 26, 8 u. a. D.).**) 


' u. 

Ueber die Befchrankung der Minderjährigen und der Bflegebefohlenen 
überhaupt bei Eingehung von Berbindlichfeiten vergl. die bei $. 21 Abf. IV, 
VI, IX und X angeführten Beftimmungen. Rah fahfifchem Rechte find übrigens 
minderjährige Studirende berechtigt, Schuldverträge einzugeben (St. II. 1 8.7); 
und Bormünder dürfen ihren befähigten Mündelm , unter dem Scheine geireuer 
Bermögendverwaltung,, die zur Beendigung ihrer wiſſenſchaftlichen oder gewerb⸗ 
lichen Ausbildung und Einrichtung benöthigten Koften nicht verweigern (St. IT, 
3 $. 14, nec vero luloribus permiltendum erit ul pupillis bonae indolis im- 
pensas ad „inslilulionem“ el honesia studia fidelioris dispensalionis et ad 
magis necessaria lempora, facullates eorum conservandi praelexta denegent), 
indem fie fonft als verdädtig angefehen werden. Auf Srundlage diefer beiden 
Geſetzesbeſtimmungen erachtete die allgemeine Gepflogenheit die an einer Hoch⸗ 
ſchule ſtudireuden Jünglinge für befähigt, rechtegiltige Gefchäfte, welche ſich 
auf Br Aufenthalt an der Hochſchule und ihren Beruf bezogen, le >) 


re — 


) Friedrich Tchuller's: Das Cigen⸗Landrecht der S. Sachſen. S. 148. 


758. Mprig; Saͤchſiſches Privatreiht. 6. 89 
») Schuller's: Das Eigen-Landreht der S. Sachſen. ©. 146, 


[ 
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z. 245. 
Inebeſondere können Minderjährige ohne Smelulgung der Bormundfchaft feine gültige Ehe ein 

sehen (58. 49-51). 

Bergl. die bereit3 bei $. 21 Abf. VII und 88. 49 -53 angeführten Be- 

Rimmungen. 

8. 246. 


Hat der Minderjährige and ohne Einwilligung feine Bormundes fih zu Dienflen verdungen, fo 
faun ihn der Vormund obne wichtige Urſache vor der gefeh- oder vertragdmäßigen Krift nit aurüdrufen ; 
was er auf dieſe oder auf eine andere Art dur feinen Fleiß erwirbt, darüber kann er, fo wie mit jenen 
Sachen, die ihm nach erreichter Mündigfeit gu feinem Gebrauche elugehändigt worden find , frei verfügen 


und ſich verpflichten. 
$. 247. 


Einem Minderjährigen, der das zwanziafte Kebensjahr zurüdgelegt hat, kann die Obervormund⸗ 
ſchaft den reinen Weberfchuß -feiner Einfünfte zur eigenen freien Berwaltung überlaflen; über dieſen feiner 
Berwaltung anvertranten Betrag ift er bereihtigt, elgenmächtig fi zu verbinden. 


$. 249, 


Cin Minderjähriger, welcher ſich nad zurũckgeleglem gwangigften Jahre bei einem Geſchaͤfte für 
grosjährig ausgibt, iſt für allen Schaden verantwortlih, wenn der aubere Theil vor Abſchllehung des Bes 
ſchaͤftes nicht wohl erſt Erfundigung über die Wahrheit des Borgebens einholen Tonnie. Weberbaupt if 
er auch iu Hinfiht auf andere verbotene Handlungen und den durch fein Verſchulden verurſachten Schaden 
ſowohl mit feiner Perſon, ald auch mit feinem Bermögen verantwortlich. 


Inwieweit Minderjährige ih ſelbſtſtändig zu Dienften verdingen , über 
feloft erworbene Sachen und.ihr Vermögen überhaupt, au vor erlangter Groß⸗ 
jährigfeit, verfügen körmen, ift bereits bei $. 21 Abf. IV—VI angeführt. Ueber 
die Haftung der Minderjährigen für den duch ihr Verfchulden verurſachten Scha⸗ 
den vergl. 88. 1308—1310 und 1323 u. f. f.*) 


Zum $. 246 kömmt zu bemerken: 

Aus Anlaß einer vorgefommenen Frage, wie die bei einem Truppentörper ober 
bei einer Militairbegörde etwa eingebrachten Geſuche um GEntlaffung aus dem Mili⸗ 
tair-Berbande jener Minderjährigen, welche nah Ungarn, Eroatien, Siavonien, ber 
ferbifchen Woiwodſchaft, dem Temeſer Banate und Siebenbürgen zuftändig, ohne 
Borwiffen ihres Vateis oder Bormundes freiwillig in k. k. Militair-Dienfte getreten 
find und ſodann von diefen Letztern reclamirt werden, der Erledigung zugeführt, und 
ob hiebei jene Berordnungen berücfichtigt werben follen, melde über dad Reclama- 
tionerecht der Väter und Bormünber der nad den Übrigen Kronländern zufländigen, 
in ben Militairdienft freiwillig eingetretenen Minderjährigen erfloffen find, bat laut 
Gröffnung des k. k. Minifteriums des Innern vom 20. Mail. 3. 3 10341/1277 
das f. R. Kriegsminifterium in Webereinftimmung mit den Minifterien ded Innern 
und der Juſtiz mit Gircular-Erlaß ddto. 10. März d. 3. K. 1512 angeordnet, daß 
ſolche Geſuche an die competente politifche Behörde zur weiteren Amtöhandfung zu 
leiten feien. Die k. k. Militairbehörde hat ſonach die Stellungsbehörden vor Allem 





) Ueber die firafbaren Handlungen der Minderjährigen. Bol. dad St. ©. B. 
4. 237. 
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anzuweifen, bei erhaltener Mittheilung von einem freiwilligen Eintritte, wenn ber 
Freiwillige noch minberjährig war, Sorge zu tragen, daB fein Bater oder Bormund 
von deffen Eintritt in das Militair unverzüglich mit dem Beifügen verfländiget 
werde, daß er gegen den etwa ohne feine Zuftimmung gefchehenen' Eintritt das Re 
clamationdgefuch jedoch nur binnen Jahresfrift bei der politifhen Stellungsbehörde 
anbringen Tonne. Ferner ift ben politifhen Stellungsbehörden aufzutragen, über jedes 
von dem Bater oder Bormunde eingebrachte Reclamationdgefuch die bei allen Mili- 
tair-Entlaffungegefuhen vorfhriftsmäßigen Erhebungen und fohiunigen Rüdfprachen 
mit den Werbbezirtd- Sommanden zu pflegen. Diefe hiernach vervollftändigte Ber- 
handlung hat zc. zc. dem Gouvernement vorzulegen, worüber den bezüglichen Ent⸗ 
laſſungsgeſuchen, woferne bei gehöriger Prüfung keine Bedenken dagegen obmwalten, 
und diefelben von den Eltern und Bormündern innerhalb Jahresfriſt vom Zage der Ber- 
fländigung von dem Gintritte des minderjährigen Sohnes oder Mündeld zum Militair 
vorgebracht worden find, im (Einvernehmen vom k. ?. Landes-Militair-Gommando ohne 
weiteres Folge gegeben und die Entlaffung gegen Rüderfab des Handgeldes cingelei« 
tet werden wird (Gouv. B. v. 19. Juli 1852. &. ©. BI. Nr. 152). Vergl. $. 148. 


$. 249. 


Eine Bormundihaft emdiget ſich gänzlih dur den Tod des Minderjährigen. Stirbt aber der 
Vormund oder wird er entlafien, fo muß nad der Vorſchrift des Geſetzes (55. 198 und 109) ein anderer 


beftelit werben. 
$. 250. 


Die Bormundfchaft endiget fih and, wenn der Bater die durch einige Zeit gehemmte —— 
feiner Gewalt wieder übernimmt ($. 176). 
8. 251. 


Die Bormundſchaft erliſcht auch ſogkeich, als der Pflegebefohlene die Broßfährigfeit erreicht bat; 
doch kann das vormundſchaftliche Gericht auf Anſuchen oder nach Vernehmung des Vormundes, und der 
Berwandten wegen Leibes⸗ oder Gemuͤthsgebrechen des Pflegebefohlenen, wegen Verſchwendung oder and 
andern wichtigen Gründen die Fortdauer der Bormundfchaft auf eine längere und unbeſtimmte Zeit an- 
ordnen. Diefe Verordnung muß aber in einem angemeflenen Beltranme vor dem @intritte der Bonjährig- 
fett offentlich bekannt gemacht werden. 

$. 252, 


Einem Minderjährigen, welcher das zwanzigſte Jahr zurüdgelegt bat, kann das vormundſchaftliche 
Geriht nach eingeholtem Gutachten des Bormundes und allenfalls auch der nädften Verwandten, bie 
Nachſicht des Alters verwiligen nnd ihn vonjührig erklären. Wird einem Minderjährigen der Betrieb 
einer Handlung oder eines Gewerbes von der Behörde verftattet, fo wird er dadurd zugleich für volljährig 
erfiärt. Die Erffärung der VBonjährigleit hat ganz gleiche rechtlihe Wirkung mit der wirklich erreichten 


Bojährigfeit. 
N. Tr. B. Nr. 37 und 38. 


Die Befimmung des $. 252 des a. b. ®. B., dap ein Minderjühriger, dem die Betreibung eines 
Gewerbes von der Behörde geflattet wird, dadurch für volljährig erflärt werde, iſt wicht auf den Wirth⸗ 
ſchaftsbetrleb and zudehnen (Bofdecret vom 28. Detober 1829, Ar. 2437, J. G. ©.). 

Ueber tie Frage, ob ein Minderjähriger eine freie Beihäftigung ohne obervormundſchaftliche Ber 
willigung betreiben dürfe, wurde von der k. k. oberſten Juſtizſtelle, im Ginverffändniffe mit der k. k. ver 
einigten Hoftanzlei, der k. E. allgemeinen Hoffanımer und der 2. k. Hofcommiffion in Iuftiggefeßfadhen der 
Beſchluß gefaßt, das bei ſolchen Gelegenheiten weder in eine Griorfhung des Alters der Berfonen, welche 
eine freie Befchäftigung übernehmen wollen, einzugehen. noch wenn fie minderjährig find, vor der Löfung 
des Erwerbfieuerfcheines die Einholung der Aeußerung der Vormandſchafte⸗ oder Guratelsbehörde erforder 
lich ſei (HofcanzleisDeeret vom 19. Februar 1833). 


6. 258, 
Die Entlaffung des Bormundes verordurt das Gericht in einigen Balke: von Amtöwegen, in 
andern, wenn darım angeſucht wiro. 
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X 


5. 254. 

Bon Amtswegen muß ein Dormmnd' entſaſſen werden, wenn er bie Vormundſchaft pflichtwidrig 

verwaltet; wenn er als unfähig erfannt wird; oder, wenn ſich in Anfehung feiner ſolche Bedenklichkeiten 

äußern, weiche ihm Mraft des Geſetzes von Uebernehmung der Vormundſchaft ausgeſchloſſen haben würden. 
8. 255. 


Menn eine Mutter, welche die Bormundfchaft ihres Kindes führt, fich — ———— ſo muß 
fie ſelbſt, oder der Miwormund es dem vormundſchaftlichen Gerichte zur Beurtheiluug anzeigen, ob ihr 
die Fortſetzung der Vormundſchaft zu bewilligen ſei. 


$. 256 


Hat der Erblaſſer oder das Gericht einen Vormund nur anf eine Zeit beſtellt, oder Th auf einen 
beftimmten Ereignungdall ausgeſchloſſen, fo muß er entlaffen werden, ſobald dieſe Zeit verftoffen, ober 
der beſtimmte Ball eingetreten iſt. 

$. 257. 


Wenn während der Bormuubihaft ſolche Gründe eintreten, die den Tormund kraft der Geſetze 
von Uebernehmuug derfeiben befreit, oder ansgeichloffen hätten, fo iſt er im Dem erfiern Sale berechtigt, 
in dent letztern aber verpflidtet, die Entlaſſung anzuſuchen. " 


§. 258, 


Ginem PBormunde, dem man als vermeintlihen nächften Verwandten des Minderjährigen bie 
Vormundſchaft aufgetragen hat, ſteht e8 frei, einen ſpäter entdedten, nähern und tauglichen Berwandten 
an frine Stelle vorzuſchlagen; allein der nähere Berwandte bat kein Recht, zu fordere, daß ihm ein minder 
naher Verwandter eine bereits angetretene Bormundſchaft abtrete; er wäre denn früher fid) gm melden ges 


hindert worden. 
&. 259. 


Die Diutter vder der Bruder können, wenn fie zur Zeit der Geflellten Vormundfchaft ſelbſt od 
minderjährig waren, uady erreichter Boljährigfeit auf die Vormundſchaft Anſpruch machen Auch ſteht 
jedent Berwandten frei, wenn das Bericht einen Richtverwandten zur Bormundfhaft berufen bat, ſich 
binnen Jahresfrift um Die Uebernahme der Vormundſchaft zu ‚melden. 


8. 260. 


Denn eine Minderjährige fich verehelicht, fo hängt es von der Beurtheilung des Gerichtes ab, 
ob die Guratel dem Ghegatien abgetreten werden ſoll ($. 175). 


I. 

Nah ungarifhem Rechte erlifht die Dormundfchaft, wenn: 

1. die Söhne das Alter der Mündigkeit (aelatem legitimam) erreicht haben, 
indem fie von diefer Zeit an unter die Curatel gelangen (Tr. I. 124), vergl. 
8. 251; außer diefem Falle, die Bormundfchaft und Curatel (da zwifchen beiden 
der Unterfchied nur ein nomineller ift vergl. $$. 187—188 Abf. I), 

2. wenn die Töchter fi) verehelicht haben (Tr. I. 51 8. 1 und I. 112 
8. 1), vergl. 8. 260; 

3. die geiftestranfen Bflegebefohlenen den Gebrauch ihrer Vernunft wies 
der erlangen (Tr. I. 124 8. 4); 

4. duch den Tod des Bormundes, Eurgtors oder des Mündels (Tr. I 
56 8. 1), vergl. $. 249; 

5. wenn der Bormund oder Curator wegen Verdacht einer unverftändigen, 
unredlichen Bermögensverwaltung oder üblen Behandlung des Mündels davon 

entfernt wird (Tr. I, 123), vergl. 88. 253— 254; 


J 
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6. die Vormundſchaft oder Curatel der Mutter, wenn fie eine zweite Ehe 
eingeht und der Fall der Erbfolge in ihren Gütern nicht eintritt, vergl. 88. 191 
—194 Abf. I. 4; 196—199 Abf. I. 2; 209—215 Abf. I. 

Uebrigens hängt die Befreiung von der Curatel nicht blos von der Er» 
reichung der Volljährigkeit, fondern hauptfächlid davon ab, daß die von der 
felben zu befreienden Minderjährigen die Yühigkeit, ihre Angelegenheiten felbſt 
zu beforgen,, erlangt haben (hinc si personae lulelatae gerendorum suorum 
negoliorum capaces invenlae fuerinl, e tulela illico emaneipandae), wfofern 
ihnen nur diefe Kähigkeit von den Ständen (Marcalcongregation) jener Gerichtd« 
barkeit, in welcher fie leben, zuerkannt wird; indem das Geſetz diefen Ständen 
in der Borausfekung, daß ihnen die Umftände, welche für oder gegen die Befrei- 
ung von der Euratel ſprechen, am beften befannt fein müffen, das Recht ein- 
raumt, darüber zu entfheiden: ob ein Pflegebefohlener im Stande fei, für fid 
und feine Angelegenheiten jelbftftändig zu forgen? daher nach den obwaltenden 
Umftänden, eine Euratel no vor der erreichten Volljährigkeit, aufgehoben, 
oder auch über biefelbe hinaus verlängert werden kann (Art. nov. 52 a. 1791 
p- 10), vergl. $$. 251— 252. 


II. 

Rach ſächſiſchem Rechte erliſcht die Vormundſchaft durch: 

1. das Ableben eines Waiſen oder des Vormundes, vergl. 8. 249; 

2. wenn der Minderjährige das Alter der Großjährigkeit erlangt bat, 
vergl. $. 251; 

3. bei der Mutter, wenn fie zur zweiten Ehe fhreitet, außer der Stief— 
vater wäre zur Vormundſchaft tauglich, vergl. 88. 21 Abf. II; 191—194 
Abf. II 255. 

4. durch Enthebung von diefem Amte. Diefe tritt ein: entweder bei der 
Geltendmachung eines Entfhuldigungsgrundes, oder im Falle einer Ausſchlie— 
Bungsurfache. In legterer Beziehung liegt ed dem Amte ob, die Vormundſchafts⸗ 
enthebung aud dann zu verfügen, wenn der Verdacht vorliegt, daß ein Vormund 
aus diefer Gefchäftsführung einen Vortheil oder Gewinn ſuche, möge derfelbe 
arm oder reich fein. Dafjelbe tritt bei notorifcher Sittenlofigkeit eines Vormun— 
des ein (Stat. II. 3 $$. 13, 14 u. 15); vergl. $$. 253— 254, 250— 259. 

Uebrigens fteht dem Magiftrate das Net zu, Bupillen auch vor erlangter 
Sroßjährigkeit die Nachficht des Alters zu bewilligen und fie für großjährig zu 
erflären (Gubl. Decr. vom J. 1823 3. 3900). *) 


1. Zu $. 251 und 252 vgl.: Die bei $. 174 angeführten R. Tr. V. Nr. 33 


on Sn 
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und 34 und die J. M. V. v. J. 1852. 9. 4935 und bie bei 8. 273 angeführte Fi⸗ 
nanzminifterialverordnung vom 8. Febr. 1853. (R. ©. Bi. 110). 

2. Zu $. 254 wird bemerkt: daß VBormünder und Curatoren, melde den ge 
richtlichen Verordnungen, ungeachtet ber gefchehenen Betreibung, nicht nachkommen, 
auch ihres Amtes entfeßt und für den den Pflegebefohlenen verurſachten Schaden 
verantwortlich erklärt werden köͤnnen (I. M. DB. vom 15. Zuni 1853. 8. 19. R. ©. 
Bl. Nr. 109). 


8. 261. 

Ein Bormund kann in der Megel nur am Ende des vormundſchaftlichen Jahres, nachdem fein 
Nachfolger die Berwaltung des Vermögens ordentlih nbernommen hat, Die Vormundſchaft nicherlegen. 
Binder aber dad Bericht es zur Sicherheit, der Berfon oder des Bermägens notbwendig, fo kann es ihm 
felbe auch fogleih abnehmen. 

Bormünder und Curatoren follen nicht nur auf unbeftimmte Zeit, fondern 
auf ein ganzes Jahr beftellt werden, und (ausgenommen den Todesfall) ſoll es 
ihnen unter feinen Umftanden geftattet werden, ihr Amt in der Zwifchenzeit nie- 


derzulegen (Gubl. Deecr. vom 23. Auguft 1805 3. 2771). 
$. 262. 


Ein Vormund ift verbunden, Tängftens innerhalb zwei Monaten nah geendigter Bormundicaft, 
dein Berichte feine Schlußrechuung zu übergeben, und erhält von deniſelben nad geyflogener Richtigkeit 
eine Urkunde über die redlih und ordentlid, geführte Verwaltung feines Amtes. Dieſe Urkunde ſpricht 
ihn aber von der Berbindiichfeit aus einer fräter entdedien argliftigen Handlung nicht frei. 

N. Tr. V. Nr. 39. 


Den volljährig gewordenen und vonjährig erffärten Mündeln ſteht frei, ihre Bormünder won der 
gerichtlichen Ecluprehnung zu befreien (Aſlerhöchſte Entſchließhung vom 11. November 1826 und 19. Junit 
1835, Hofteeret vom 1. Anti 1835, Nr. 48, J. G. E.). 

Ueber die Berpflichtung der Bormünder zur Rechnungslegung nach unga- 
riſchem und fächfifhem Rechte vergl. SS. 238—-242 Abſ. I und I. 

In der ehemaligen Militärgrenze hatte drei Monate vor Eintritt 
der Gropjührigkeit eines Pupillen die Vernehmung des Bormundes über die 
jelöftftändige Pertretungsfähigkeit des Waiſen ftattzufinden. Im bejahenden 
Falle war der Bormund gehalten, feine Schlußrehnung zu erftatten, worauf die 
Dermögensübergabe an den großjährig gewordenen Pupillen nıittelft eigener Ab- 
ferfigungsurfuude ftattfand (vergl. $. 263). Im alle der nöthigen Vormund⸗ 
fhaftsverlängerung (vergl. 8. 241) mußte dies mittelft Edictes bekannt ger 
macht werden, 


Hiezu wird bemerft: 

Sn dem Decrete, woburd bie über das Vermögen des Mündeld siienfe Rede 
nung endlich erlediget wird, muß ausgedrückt fein, über weſſen Bermögen, von wem 
und für welche Zeit Rechnung gelegt, inwiefern fie vom Gerichte für richtig erkannt 
worden fei, wie viel die Hauptſumme bed reinen Vermögens, dann ber in bed Der- 
treters Derwahrung befindlihe Gaffareft oder deſſen Forderung an den Mündel be 
trage, endli wie hoch fich die Einkünfte ded Mündeld im verfloffenen Jahre belau⸗ 
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fen haben. Auf jeder genehmigten Rechnung ift ber Tag und bie Zahl des Genehmi- 
gungd«Decreted Amtlich anzumerken (8. 216). Na eingetretener Großjährigfeit und 
erledigter Schlußrechnung find dem geweſenen Mündel auf fein Verlangen ſämmtliche 
von feinem Bormunde gelegte Rechnungen fammt Beilagen gegen beffen Empfang» 
fein auszufolgen. Rechnungen, welche dad Bermögen mehrerer Mündel in fich be- 
greifen, köͤnnen nur, wenn die Bormundfchaft rudfichtlih Aller aufgehört hat, gegen 
einen von Allen gemeinfchaftlih ausgeſtellten Empfangſchein verabfolgt werden 
($. 217). Rah geendigter Vormundſchaft und erledigter Schlußrechnung können Strei« 
tigfeiten über Bormundfchaftsgeihäfte nit mehr von Amtömwegen, fondern 
nur im Wege ded Proceß-Berfahrend erörtert und entſchieden werben (8. 218. J. M. 
3. v. 15. Juni 1853. R. G. Bl. Kr. 109). r 


5. 263. 


Am Ende einer Bormundihaft iſt es die Pflicht des Bormundes, das Vermögen dem volljährig 
gewordenen, oder dem neu befellten Vormunde gegen Smpfaugdiheln zu übergeben, nnd fi Darüber bei 
Beriht audzumweilen. Das aufgenommene Verzeichniß des Bermögend, und die jährlich genehmigten Ne- 
nungen dienen bei folgen Uebergaben zur Richtfhnur. 


I. 


Nah ungarifhem Rechte ift es am Ende der Vormundſchaft Pflicht 
des Bormundes, unter Vermittlung des Waifenftuhles, das Vermögen dem voll- 
jahrig Erflärten oder dem neu beftellten Bormunde gegen Empfangſchein zu über: 
geben (Art. 52 a. 1791 p. 10). 

II. 

Rab ſächſiſchem Rechte muß mit erreichter Großiährigkeit dem Mün— 
dei vom Vormunde das Vermoͤgen verabfolgt werden. Während der Minder—⸗ 
jährigfeit läuft wider den Mündel keine Verjährung; iſt aber die Großjährigkeit 
erreicht und der Dündel im Lande, fo muß er binnen Sahresfrift feine Rechte 
wahren; ift er außer Landes, oder das abgefchloffene Rechtsgeihäft ihm unbe⸗ 
kannt, fo erfüllt fih gegen ihn die Verjährung erſt nad Verlauf von 12 Jahren 
(St. 11.3 8. 10, 11. 6 $. 16). 


Hiezu wird bemerft: 

Sobald ein Minderjähriger zur eigenen Bermögendverwaltung gelangt, fo hat 
ihm das Gericht fein Bermögen, wenn fein gefepliched Hinderniß befteht, zu erfolgen, 
und fo weit es fih in Händen bed Vormundes befindet, diefen anzuweiſen, Die Ueber- 
gabe zu pflegen und fich darüber binnen einer angemeffenen Frift auszuweiſen. Das 
aufgenommene Verzeichniß des Vermögens und die erledigten Rechnungen dienen hie⸗ 
bei zur Richtſchnur. Sollte jedoch der zur eigenen Bermögend-Berwaltung Gelangte 
die Ausfolgung des in der Waiſencaſſe befindlichen Bermögend binnen drei Monaten 
nicht nachfuchen, fo ift er vom Gerichte zur Uebernahme binnen einer zu beflimmenden 
Friſt mit der Warnung aufzufordern, daß im widrigen Falle fein Bermögen aus ber 
MWaifencaffe an die Depofitencaffe abgegeben werden würde. Diefe Aufforderung ift 
demfelben perfönlich zuzuftellen, und wenn er berfelben keine Folge leiftet,. das Ver⸗ 
mögen in dad Depofiten-Amt abzugeben, wodurch die Berpflicktung bed Gerichtes er- 
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lifcht, für die Anlegung baarer Gelder oder für die Einhebung der Binfen bereitd au. 
gelegter Sapitalien zu forgen. Iſt der geweſene Mündel unbefannten Aufenthaltes, 
oder kann die Zuftelung der Aufforderung an ihn nicht gefchehen, fo kann derielbe 
zwar durch Edict zur Uebernahme aufgefordert werden, doch kann, wenn er dieſem 
Auftrage keine Folie leiſtet, in der Verwahrung und Verwaltung ſeines Vermögens 
feine Aenderung getroffen werden (5. 219). — Bei Erfolglaſſung an Militär⸗Perſo⸗ 
nen vom Feldwebel abwärts, fie mögen im wirklichen Dienſte fichen oder beurlaubt 
fein, bat ſich das Gericht die Vorfchrift gegenwärtig zu halten, daß obigen Perfonen 
ohne Berwitligung des Milttär:Commando fein Gapitald-Betrag erfolgt werden darf. 
Wenn daher folhe Militärperfonen, ungeachtet der erlangten Großjährigfeit, die Be: 
willigung zur Empfangnabme ihres Bermögens nicht erhalten, fo bat dad Gericht 
letzteres, fo lange diefed Hinderniß dauert, wie dad Vermögen eines Minderjährigen 
zu behandeln ($. 220. 3. M. 2. v. - Juni 1853. R. G. Bl. Nr. 109. vgl. das 
Hfder. vom 25. Juni 1795 Nr. 237. 5. G. ©. das a. h. P. v. 28. Juni 1850. R. 
G. Bl. Nr. 255 und die I. M. 2. v. z Mai 1852. R. ©. DE. Nr. 105). 


8. 264. 


Indgemein hat ein Bormund nur für fein Berfchulden und nicht au für das Verſchulden der 
ihm Untergeordneten zu haften. Hat er aber wiſſentlich unfähige Perſonen angeftellt, hat er ſolche bei⸗ 
behalten, vder nicht auf den Erfag des von ihren verurfahten Schadens gedrungen, fo ift er auch dieſer 
Rachläffigkeit wegen verantwortlich. 

| $. 265. 


Selb das vormundfhaftliche Gericht, weiches fein Amt zum Nachtbelle eines Minderjährigen 
vernacläffigt bat, ift dafür verantwortlich, und, wenn Anett Mittel zum Erſatze mangeln, den Schaden 
. Ju erjeßen verbuuden. 

I. 


Nah ungarifhem Rechte wird der Bormund, wenn er in den Der 
dacht einer ungetrenen Bermögensverwaltung geräth, gleich beim Beginne des 
gegen ihn anhängig zu machenden Proceſſes von der Vormundſchaft enthoben, 
and von derfelben, wenn er für fhuldig erkannt wird, für immer entfernt, felbft 
wenn er zu jeder Genugthuung ſich bereitwillig erflärt. Außerdem wird er noch 
zum zweifadyen Erfaße (in duplum) des verurfachten Schadens und zu emiger 
Infamie (sempiterna infamia) verurtheilt. Stirbt der Vormund während der 
Dauer des gegen ihn eingeleiteten Proceffes, To find feine Erben zur Rechnungs: 
legung und zum Schadenerfaße verpflichtet, jedoch können diefe nicht für ehrlos 
erflärt werden (Tr. I. 123 und 125). 

Die Aufficht über die Bupillen ſowohl ala die Bormünder ift in den ver: 
fhiedenen Gerichtsbarkeiten den Oberbeamten derart anvertraut, Daß dieſelben, 
wenn durch ihre Sorglofigfeit (inguria), oder fogar im Einverftändniffe derfelben 
mit dem Vormunde ein Pupille befhädiget wird, verantwortlich find, und ſowie 
der Bormund den Schaden zu erfeßen haben (Art. nov. 52a. 1791 p. 1 u. 10). 


II. 
Nach ſächſiſchem Rechte wird der Vormund, wenn er auf irgend eine 
Art feine Pflichten nicht vollkommen erfüllt, mag dies aus Vorſatz oder Nach— 
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läffigfeit geſchehen, als verdächtig (suspectus) feines Amtes entfegt und iſt zum 
Erſatze des von ihm verurſachten Schadens verbunden. 

Ebenſo iſt die Behörde. (magistratus), wenn fie entweder gar keinen oder 
einen nicht geeigneten Vormund beftellt , verantwortlih (SI. II. 88. 8, 9 
18 — 15). 





Ueber die Haftungspflicht der Waifencommiffiond-Mitglieder, des Waifenamtd- 
Saffierd und Gontrollord für das ihnen anvertraute Pupillarvermögen vgl. 88. 189 - 
190 Abf. 2 

8. 266. 


Emfigen Bormündern fann das Bericht aus den in Erſparung fontmenden Einkuͤnften cine vers 
pältwigmäßige jährlihe Belohnung zuerkennen; dod darf diefe Belohnung nie mehr als fünf von Snnderk 
der reinen Einkünfte beitragen, und ſich höchſtens auf viertaufend Gulden jährlich belaufen. 


8. 267. 


Wenn das Bermögen des Ptinderjährigen fo geringe If, daß fi wenig oder nichte in jührlige 
Grfparung bringen läßt, fo kaun einem Bormunde, welcher das Bermögen unvermindert erhalten, oder 
dem Minderjährigen eine anfländige Verſorgung verfhafft hat, wenigſtens aın Ende der SOTmunDimall 
eine den limfländen angemeflene Belohnung ertheilt werden. 


J. 

Nah ungariſchem Rechte gebührt den emſigen Vormündern als Bes 
Iohnung der ſechste Theil aus den Einkünften der liegenden Güter der Waiſen, 
owie auch aus dem Detrage, der den Schätzungspreis der verkauften Sachen 
überfleigt. Bon den Zinſen angelegter Capitalien foll aber feine Belohnung ges 
geben werden; außer in dem Kalle, daß der größere Theil des Pupillarvermögens 
aus angelegten Sapitalien befteht,, wo der zehnte Theil ale Belohnung für den 
Bormund entfällt (Art. nov. 52 a. 1791 p. 9; Gubl. Infte. vom 20. Sep: 
tember 1805 3. 446 $. 89). Als Erläuterung biezu wird durch das Gubl. 
Derr. vom 23. Inli 1796 3. 1565 verfügt, „daß als wirkliche (reine) 
Einkünfte der Günter blos dasjenige, was nicht zur Verwaltung und Erhals 
tung derfelben benöthiget wird, zu betrachten fei, wonad den Vormündern von 
den fließenden Einkünften der Waiſengüter, blos nah Abzug jener Koften der 
feste Theil, und auch nicht mehr als diefer, angemiefen werden könne; wes⸗ 
wegen auch ſolche Vormünder, welche eigennüßig zum Schaden und Berderben 
der Waifen einen größeren Betrag verlangen, durchans Feine Belohnung 
verdienen, weil ein folder Lohn, der heiligen Abſicht des Gefeßes gemäß, nur 
ſolchen Vormündern gebührt, welche die ihrer Sorge auvertrauten Waifengüter 
getren verwalten. Es follen daher auch im Geiſte dieſes Geſetzes bei Gelegenheit 
der Rechnungslegung die auf die Verwaltung und Erhaltung der Güter verwen⸗ 

"deten often immer Befonders geprüft werden“ (Urtert ungarifch). *) 
9 Diefe Anordnung der fiebenb. ungarifchen Pupillargefepgebung ift die ein- 
zige, welche im Principe mit der gleichen öfterreichifchen Geſetzgebung nicht Aber: 
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| I. 

Nah ſächſiſchem Rechte müflen die Mütter und geſetzlichen Vormün⸗ 
der ihre Amt unentgeldlih verwalten; die gegebenen Bormünder erhalten eine 
von der Behörde nad Maß des Pupillarvermögens zu beftimmende Belohnung 
(St. U. 38.5: Si vero per senatum alii peregrini lutores ordinali fuerint jis 
merces constilualur pro ratione bonorum pupillarium). 


j $. 268. 


Gin Bormund, weicher ſich durch eine Verordnung des vormundfdaftfichen Berichtes befchwert zu 
fein erachtet, foll die Beſchwerde zuerfi bei dem nämlichen Berichte, und nur, wenn diefe fruchtlos war, 
den Recurs bei dem höhern Berichte anbringen. 


$. 269. 


Kür Berfonen , welche ihre Angelegenheiten nicht ſelbſt beſorgen, und ihre Mechte nicht ſelbſt ver- 
wahren können, hat das Gericht, wenn die väterfihe oder vormundfchaftliche Gewalt nicht Blay findet, 
einen Kurator oder Sachwalter zu beſtellen. 


Ueber den Begriff der Curatel vergl. $$. 187—188 Abf. I und I. 


Die Vorfohriften über das Verfahren in Vormundſchaftsſachen find auch in 
@urateldgefhäften zu beobachten (3. M. 2. v. 15. Juni 1853 8. 221 R. G. Bl. 
Mr. 109). 


$. 270. | 


Diefer Fall tritt ein: bei Minderjährigen, die in einer andern Provinz ein unbewegliches Ber- 
wögen befigen (&. 225); oder, die in einem befondern Falle von tem Baier oder Bormuude nicht ver⸗ 
treten werden können; bei Bolljährigen, die in Wahn⸗ oder Blödfinn verfallen, bei erflärten Verſchwen⸗ 
bern; bei Ungebornen , zuweilen auch bei Tanbſtummen; bei Abmwefeuden und bei Eträflingen. 


&. 271. 


In Sefhäften, welche zwifhen Eltern und einem minderjährigen Kinde, oder zwiſchen einem Bor- 
munte und dem Minderjährigen vorfaflen, muß das Bericht angegangen werden, für den Minderjährigen 
einen befondern Gurator zu ernennen. 


einftimmt, und der lepteren gegenüber auf den erften Blick fih als inhuman darſtellt. 
Indeſſen darf bei der näheren Würdigung diefer Anordnung nicht überfehen werben, 
daß die ungarifche Pupillargefepgebung hauptfählich für die Sicherftellung des Ber: 
mögen® adeliger Waifen berechnet ift (vgl. 8. 284), und daß nach den ungati- 
ſchen Erbgeſetzen die ererbten adeligen Güter (Aviticalvermögen) ald Eigenthum der 
ganzen Familie fih darftellen, während das im Befige derfelben befindliche lebende 
Familienglied mehr ald Nutznießer deffelben erſcheint. Da nun der Mehrzahl nach die 
Eltern oder die nächſten Verwandten (alfo Perfonen, welche nah ungarifhen Rechte 
begriffen Erbtheilnehmer dee zu verwaltenden Pupillarvermögensd find), und viel fel- 
tener obrigkeitlich beftellte, fremde Perfonen zur Bormundfchaft gelangen, fo erfcheint 
der Vorwurf der Inhumanität. welchen man ber ungarifchen Pupillargefepgebung, 
aus der Anweifung des ſechſten Theiled ber reinen Einkünfte der lie 
genden Güter an den Bormund, zu machen verfucht wäre, allerbingd meniger be⸗ 
gründet. 
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8. 272, 


Balfen zwiichen zwei oder mehreren Minderjährigen, weiche einen und deuſel ben Vormund haben, 
Rechtöftreitigleiten vor, jo darf dieſer Formund feinen der Minderjährigen vertreten, fondern er muß dad 
Bericht angehen, daß es für jeden insbefontere einen andern Eurator ernenue. 


Nach ſächſiſchem Rechte befteht zwifchen dem Vormunde oder Curator 
und feinem Mündel infoweit eine gewifje Einheit der Rerfon, ale zwijchen ihnen 
feine Verträge abgefchloffen werden fönnen, ja fogar der Bormund etwa unberich— 
tigte Schuldbeträge an die Eltern des Mündels, der Behörde beim Antritte der 
Vormundſchaft anzuzeigen verpflichtet ift (St. I. 3 88. 12 und 13). 


8. 273. 


Bir wahn⸗ oder Hödfinnig fasın nur derjenige gehalten werden; welcher nad) geuaner Erforfchung 
ſeines Betragend nnd nad GSinvernehmung der von dem Berichte ebenfalls dazu verordncten Aerzte ge⸗ 
richtlich dafuͤr erktärt wird. Ale Verſchwender muß Das Bericht denjenigen erflären, von welchem nach der 
vorgekommenen Anzeige nud Der hierüber gepflogenen Nuterſuchung offenbar wird, daß er fein Vermögen 
auf eine unbefonnene Urt durchbringt, umd fi) oder feine Familie durch muthwillige ober unter verderk> 
lihen Bedingungen geſchloſſene Beorgvertirige künftigem Notbftande Breis gibt. In beiden Häfen muß die 
gerichtliche Erflärung öffentlich befannt gemacht werden. 


Be | . | 

Nah ungarifhem Rechte werden PBerfonen, welche nicht den vollfom- 
menen Gebrauch der Bernunft haben, fo angefehen, als hätten fie die Großjäh— 
tigkeit niemals erlangt, und follen deswegen unter Curatel geſetzt werden (Bubl. 
Inſtr. vom 20. September 1805 8. 8, vergl. 8. 21 Abf. IX). Ihnen gleid- 
gehalten werden Berforen, welde ihr Vermögen notorifch ſchlecht vermalten (art. 
nov.52 a. 1791). Das Gefeß unterfagt zwar nur die ohne gegründete, rechtsgil⸗ 
tige Urfache vorgenommene Veräußerung (Verſchwendung) des Familienvermögens 
(Tr. 1. 58 und.59), doch ift dieſe vage Anordnuug dur die auf Rormalverord- 
nungen geftüßte Nechtögepflogenheit weiter ausgebildet worden. Diefer gemaß 
fönnen Verſchwender, ungeachtet der erreichten Großjährigfeit, unter Curatel ge: 
feßt werden. Zu diefem Ende follen alle Intereffenten, d. h. entweder die Ver⸗ 
wandten oder die einfchreitenden Waifenrichter die der Verwendung verdäch— 
tige Berfon auf den 8. Tag (cerlificalio ad octavam) zur Marcalverfammlung 
vorladen, und dafelbit im Wege des fummarifchen Procefjes die Richtigkeit des 
Klagegrundıs erheben laſſen, worauf die Prodigalitätserklärung beſchloſſen 
wird, weldhe jedoch vorläufig der Genehmigung des k. Guberniums zu unterziehen 
ift. Zur Verhütung weiterer Nachtheile im Zuge diefer Erhebung kann auch die 
betreffende Behörde (Officiolat) bei Gefahr im Verzuge, über Anfuchen der Ju— 
tereffenten, das Vermögen Des Euranden vorläufig mit Beichlag belegen. Die 
Brodigakttätserflärung tft nicht nur in allen Gerichtsbarkeiten, wo der Curande 
Güter befist, fondern im ganzen Rande kundzumachen. Hat fi nachträglich der 
Curande ernftlich gebeffert, und Läßt fein Benehmen eine verftändige Vermögens— 
verwaltung hoffen , fo kann die Euratel aufgehoben, und er in den freien Genuß 

Sachſenheim, Erläuterung 24 
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feines Vermögens wieder eingefegt werden (a. h. Refeript vom 1-1. Juli 1772; 
Gubl. Inſtr. vom 20. September 1805 88. 9 u. 10). 


II. 


Nah ſächſiſchem Rechte follen Berfouen, welde den volllommenen 
Gebrauch der Bernumft nicht haben (vergl. 88. 21 Abſ. X), und Berfchwender 
(St. 11.3 8. 10) gleichfalls unter Curatel geftellt werden. In Bezug auf die 
Lesteren findet das oben angeführte a. h. Nefcript vom Jahre 1772 analoge 
Anwendung. Namentlich Darf aber zufolge des Hofdecretes vom 10. Juli 1818 
Hofz. 3696 Feine Prodigalitätserflärung erfolgen, bevor dem Befduldigten 
nicht Gelegenheit gegeben worden ift, fih im vorgefchriebenen fummarifchen 
Rechtsverfahren zu vertbeidigen, und bevor darauf mittelft eines richterlichen 
Spruces erfannt wurde (Gubl. Deer. vom 6. November 1818 8. 4418. 
Trauſch. Norm. Samml.). 


Zur Behebung von Zweifeln, welche über den Umfang des Armenrechtes im 
ftreitigen Berfahren und über die Berichtigung von bagren Auslagen erhoben wurden, 
weldhe mit der Berhängung der Guratel über wahn⸗ und blödfinnige oder mit der 
Anordnung der Fortdauer der Dormundichaft über volljährig gewordene vermögene- 
loſe Berfonen verbunden find, findet dad Finanzminifterium cinvernehmlih mit dem 
Yuftigminifterium Folgendes zu verorbnen: I. Die aud Anlaß der ‚gerichtlichen Tag⸗ 
fagungen auflaufenden Neife und Zchrungstoften der ämtlich beſtellten Vertreter, der 
Zeugen und Sachverſtändigen, ferner die Reiſekoſten und Diäten der Gerihtsabgeord, 
neten, die Gebühren, welche Zeugen und Sachverſtändige in den gefeplich beſtimmten 
Fällen anfprechen Tonnen, endlid, Die Koften der Kundmahung von Edicten durdy bie 
Zeitungsblätter find, werm eine dad Armenrccht genießende Partei zu deren Zahlung 
verpflichtet ift, vom Staatsſchatze vorſchußweiſe zu berichtigen. Die Gerichte haben 
jedo die Pflicht, die Reiſe- und Zehrungstoften fowohl als die oben angeführten 
Gebühren den Borfchriften der Gerichtd-Ordnung gemäß mit firenger Gewiſſenhaftig⸗ 
feit zu bemeffen. 2. Zur Beftreitung diefir Auslagen wird den Gerichten, welche cd 
nöthig finden, darum einzufchreiten, von der betreffenden Finanzbehörte von Zeit zu 
Zeit ein entfprechender Betrag als Vorſchuß gegen gehörige Verrechnung aus der Ca⸗ 
meralcaffe und zwar nah Umftänden bei der Landeshaupt-Sammlungd- oder Steuer- 
caffe angemwiefen werben. Diefe Borfhüfte find nad) den Beflimmungen zu behandeln, 
welche hinſichtlich der Vormerkung der Stämpelgebübren vorgefehrieben find. Die Ge⸗ 
richte haben daher nach Beendigung ded Rechtsſtreites, wenn die arme Partei denſel⸗ 
ben behauptet hat, die Berzeichniffe der baaren Auslagen jener Finanzbehörde, welche 
den Borfhuß angewiefen hat, mitzutheifen, damit diefe den veraudgabten Betrag von 
der zahlungspflihtigen Partei, infoferne fie durch die Behauptung des Nechtöftreited 
Zahlungsmittel erlangt hat, nachträglich einbringen laffen könne 3. Die gleichen 
Grundfäpe haben auch bei Verhandlungen wegen Verhaͤngung der Curatel über ver« 
mögenelofe wahn« oder blödfinnige, dann wegen Berlängerung der Bormundfhaft 
über volljährig gewordene vermögenslofe Pflegebefohlene in Hinfiht der Reifckoften 
und Diäten der Gerichtsabgeordneten. der Reife und Zehrungskoſten und Gebühren 
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der Sachverſtaͤndigen, eudlich hinfichtlich der Koſten der nothwendig befundenen Ein- 
ſchaltung der Edicte in die Zeitungsblätter zur Anwendung zu kommen, ohne daß je⸗ 
doch eine Vormerkung und nachtraͤgliche Einbringung dieſer Auslagen Platz zu grei⸗ 
fen hat. 4. Den Gerichten wird es zur ſtrengen Pflicht gemacht, dafür zu ſorgen, 
Daß Reifen der Gerichtsabgeordneten, der Sachverſtäändigen und der ämtlich beſtellten 
Bertreter nur in Fällen der dringendfien Nothwendigkeit vorgenommen werben (Erlaß 
des Finanzminifteriumsd vom 8. ehr. 1853. R. ©. BL Ar. 110). 


$. 274. 

In Räckſicht auf Ungeborne wird cin Eadpalter entweder für die Rahtommenihaft Überhaupt, 
oder für eine bereit# vorhandene Leibeſfrucht (8. 22) aufgeftellt. Im erſten Kalle hat der Sachwalter da- 
für au forgen, tab die Rahtommenidaft bei einem ihr beftimmten Nachlaſſe widzt verfürget werde; im 
zweiten Falle aber, das die Rechte des noch ungebornen Kindes erhalten werden. 


In Rückſicht der Ungebornen vergl. 88. 22—23 Abf. I-IN.- 


8. 275. 


Taubſtumme, wenn fie zugleich blödfinnig find, bleiben beſtaändig unter Vormundſchaft; find fie 
aber nad Antritt des fünfundzwangigken Jahres ihre Geſchäſte gu verwalten fähig, fo darf ihnen wider 
ihren Willen fein Gurator gefept werden; nur follen fle wor Bericht nie ohne einen Sachwalter erſcheinen. 


Die fiebenbürgifhen Gefege enthalten nirgend eine Beflimmung, wonad 
Taubſtumme umter Euratel zu feßen wären; And fie zugleich blödſinnig, fo kom⸗ 
men fie des Blödſinns wegen unter Euratel; vergl. $. 273. 


$. 276. 


Die Beflellung eines Kurators für Abweſende, oder für die dem Gerichte zur Belt noch nude 
kannten Thellnchwer an einem Geſchafte findet dann Statt, wenn fie keinen ordentlichen Sachwalter zu- 
rüdgelaffen haben, ohne ſolchen aber ihre Wedyte durch Berzug gefährdet, oder die Rechte eines Audern in 
threm Bange gehemmt würden. IR der Hufenibaltsort eines Abweſenden befannt, fo muß ihm ſein Kurator 
non der Lage felner Ungelegenheiten unterrichten, und diefe Angelegenheiten, wenn feine audere Berfügnug 
getroffen wird, wie jene eines Minderjährigen beforgen. 


5. 277. 

Gudt jemaud bei Gintvetung der durch das Gefeh in dem $. 24 beffimmien Erforderungen die 
gerichtliche Todeserflärung eine Abwelenden an, fo hat das Gericht für dieſen Abweſenden vor Allem 
eiuen Gurator zu erneunen; dann wird er durd ein auf ein ganzes Jahr geſtelltes Edict mit dem Beilage 
vorgeladen, dab dad Bericht, wenn er während der Beit nicht erſcheint, ober das Bericht auf eine andere 
Art in die Kennmiß feines Lebens fegt, zur Zodeserflärung ſchreiten werde, 


8. 278, 


Der Tag, au welchem eine Todaserflärung ihre Mechtöfraft erlangt bat, wird fäc dem rechtlichen 
Eterbetag eines Abweſender gehalten; doch flieht eine Todeserflärung den Beweis nicht aus, daß ber 
Abwefende früher oder fräter geflorben ; oder, daß er no am Leben ſei. Kommt ein ſolcher Beweis zu 


©tanve, fo IR derjenige, welcher auf den Gruud der gerichtlichen Topedexllärung ein Vermögen in Big 
genonimen hat, wie ein anderer redlicher Beſitzer zu behandeln. 


Ueber Abweſende und die Vornahme von Sodeserflärungen abwefender 
Perfonen vergl. $$. 24—25 Ab. I—II. 


Zum $. 276 kommt zu bemerken: daß das Gericht in Rückſicht derjenigen Ab: 
wefenden, deren Rückkehr bald zu erwarten fleht, darauf Bedacht zu nebmen hat, daß 
24° 
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feines Vermögens wieder eingefeßt werden (a. h. Refeript vom 14. Juli 1772; 
Gubl. Inſtr. vom 20. September 1805 SS. 9 u. 10). 


II. 


Nach ſächſiſchem Rechte follen Berfouen, welche den vollkommenen 
Gebrauch der Vernunft nicht haben (vergl. SS. 21 Abf. X), und Verſchwender 
(St.1. 3 8. 10) gleichfalls unter Curatel geftellt werden. In Bezug auf die 
Letzteren findet das oben angeführte a. h. Nefcript vom Jahre 1772 analoge 
Anwendung. Ramentli darf aber zufolge des Hofdecretes vom 10. Juli 1818 
Hofj. 3696 Feine Prodigalitätserllärung erfolgen, bevor dem Befchuldigten 
nicht Gelegenheit gegeben worden iſt, fi im vorgefchriebenen ſummariſchen 
Nechtöverfahren zu vertheidigen, und bevor darauf mittelft eines richterlichen 
Spruces erkannt wurde (Gubl. Deer. vom 6. November 1818 3. 4418. 
Traufh. Norm. Samml.). 


Zur Behebung von Zweifeln, welche über den Umfang des Armenrechtes im 
ftreitigen Berfabren und über die Berichtigung von baaren Auslagen erhoben wurden, 
weldhe mit der Berhängung der Curatel über wahn- und blödfinnige ober mit ber 
Anordnung der Fortdauer der Vormundſchaft über volljährig gewordene vermögend- 
tofe Perfonen verbunden find, findet dad Finanzminifterium einvernehmlich mit dem 
Yuftizminifterium Folgendes zu verorbnen: 1. Die aus Anlaß der gerihtlihen Tag⸗ 
fagungen auflaufenden Reiſe⸗ und Zehrungskoſten der ämtlich beftellten Bertreter, der 
Zeugen und Sahverftändigen, ferner die Neifckoflen und Diäten der Gerichtsabgeord. 
neten, die Gebühren, welche Zeugen und Sachverfländige in den gefeplih beſtimmten 
Fällen anfprechen Tonnen, endlich die Koften der Kundmachung von Edicten durch die 
Zeitungsblätter find, wem eine dad Armenrecht geniehende Partei zu deren Zahlung 
verpflichtet if, vom Staatsſchatze vorfhußmweife zu berichtigen. Die Gerichte haben 
jedoch die Pflicht, die Reiſe- und Zehrungskoſten fowohl ale die oben amgeführten 
Gebühren den Borfäriften der Gericht⸗ Ordnung gemäß mit firenger Gewiffenhaftig« 
feit zu bemeffen. 2. Zur Beftreitung dieſer Auslagen wird den Gerichten, welde es 
nöthig finden, darum einzufchreiten, von der betreffenden Finanzbehörbe von Zeit zu 
Zeit ein entſprechender Betrag als Borfhuß gegen gehörige Verrechnung aus der Ca⸗ 
meralcaffe und zwar nach Umftänden bei der Landeshaupt⸗Sammlungs⸗ oder Steuer⸗ 
caffe angemwiefen werden. Diefe Borfchüfle find nad den Beftimmungen zu behandeln, 
weldye hinſichtlich der Bormerfung der Stämpelgebühren vorgeſchrieben find. Die Ge⸗ 
richte haben daher nach Beendigung des Rechtöftreited, wenn die arme Partei benfel« 
ben behauptet hat, die Verzeichniffe der baaren Auslagen jener Finanzbehörde, welche 
den Vorſchuß angewiefen hat, mitzutheilen, damit diefe den verausgabten Betrag von 
der zahlungspflihtigen Partei, infoferne fie durch die Behauptung des Rechtsſtrei tes 
Zahlungsmittel erlangt hat. nachträglich einbringen laffen könne 3. Die gleichen 
Srundfäge haben auch bei Verhandlungen wegen Berbängung der Guratel über ver« 
mögensloſe wahn⸗ oder blödfinnige, dann wegen Verlängerung der Bormundfchaft 
über volljährig gewordene vermögensloſe Pflegebefohlene in Hinficht der Reifefoften 
und Diäten der Gerichtsabgeordneten, der Reife und Zehrungékoſten und Gebühren 
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der Sachverftändigen, endlich hinfichtlih der Koſten der nothwendig befundenen Ein- 
j&altung der Edicte in die Zeitungsblätter zur Anwendung zu kommen, ohne daß je- 
do eine Bormerlung und nahträglige Einbringung biefer Auslagen Plaß zu greis 
fen hat. 4. Den Gerichten wird es zur firengen Pfliht gemacht, dafür zu forgem, 
daß Reifen der Gerichtäabgeordueten, der Sadwerftändigen und der Amtlich beftellten 
Bertreter nur in Fällen der dringendften Nothwendigkeit vorgenommen werben (Grlaß 
des Finanzminifteriumd vom 8. Schr. 1853. R. G. BL Ar. 110). 


$. 274. 


In Müdficht auf Ungeborne wird ein Eahmalter entweder für die Rachkommenſchaft überhaupt, 
oder für eine bereit vorhandene Leitesfrucht (8. 22) anfgeftent. Im erſten Kalle hat der Sachwaller da» 
für gu forgen, dab die Rahkommenidaft bei einem ihr beftimmsen Nachlaſſe micht verfürgel werde; im 
aweiten Falle aber, dap die Mecte des noch ungebornen Kindes erhalten werden. 


In Rückſicht der Ungebornen vergl. 88. 22—23 Abſ. I—IN. 


$. 275. 
Taubſtumme, wenn fie zugleich blödfiunig find, bleiben beäudig unter Bormundfaft; find fie 
aber nad Antritt des fünfundzwangigften Jahres ihre Geſchäfte zu verwalten fähig, fo darf ihnen wider 
ihren Willen fein Gurator gefegt werben; nur follen fie vor Gericht nie ohne einen Sachwalter erfcheinen. 


Die fiebenbürgifhen Gefege enthalten nirgend eine Beſtimmung, wonach 
Taubſtumme umter Curatel zu feßen wären; find fie zugleich blödfinnig, fo kom⸗ 
men fie Des Blödſinns wegen unter Curatel; vergl. $. 273. 


$. 276. 


Die Beſtellung eines Kurators für Abweſende, oder für die dem Gerichte sur Belt no une 
- fanuten Thellnchmer an einem Geſchafte findet dann Gtatt, wenn fie feinen ordentlichen Sachwalter zu⸗ 
rüdgelafien haben, ohne ſolchen aber ihre Rechte Durch Berzug gefährdet, oder die Rechte eines Andern in 
threm Gange gehemmt würden. IR der Hufenibaltsort eines Abweſenden bekannt, fo muß ihn fein Curator 
non der Lage feiner Angelegenheiten unterrichten, und dieſe Angelegenheiten, wenn feine audere Berfügung 
getroffen wird, wie jene eined Minderjährigen beforgen. 


5. 277. 

Gut jemand bei Cintretung der duch das Gefeh in dem $. 21 bekimmien Erfordesungen die 
gerichtliche Todeserflärung elnes Abweſenden au, fo hat das Gericht für dieſen Abweſenden wor Allem 
einen Curator zu ernennen; dann wird er durd ein auf ein nanzes Jahr geſtelltes Edict mit dem Beilage 
vorgeladen, das dad Bericht, wenn er während der Beit nicht erfcheint, ober Das Bericht auf eine anders 
Art in die Kenntuiß feines Lebens fegt, zur Kodeserflärung ſchrelten werde, 


$. 278. 


Der Tag, am welchem eine Tobeserfiärung ihre Rechtokraft erlangt kat, wird fäc dem rechtlichen 
Eterbeing eines Abweſender gehalten; doch fchließht eine Todeserflärung den Beweis niht and, daß ber 
Abweſende früher oder foäter geflorben ; oder, daß er no am Leben ſei. Kommt ein folder Beweis zu 
Stande, fo iR derjenige, welcher auf den Grund der gerichtlichen Todesertlärung ein Vermögen in Befig 
genommen hat, wie ein anderer vedlicher Defiger zu behandeln. 


Ueber Abwefende und die Dornahme von Sodeserflärungen abweſender 
Perſonen vergl. 88. 24—25 Abſ. I—IL. 


Zum $. 276 koͤmmt zu bemerken: daß das Gericht in Rückſicht derjenigen Ab⸗ 
wefenden, deren Rüdtehr bald zu erwarten ſteht, darauf Bedacht zu nehmen hat, daß 
24° 
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jie: nach derſalben nicht durch eine inzwiſchen vorgenommene Anlegung ihres Vermö⸗ 
gend in. der Leichtigkeit der Berfügung mit demſelben ohne: Roth gehnder werden 
J. M. V. v: 15. Be 1853. 8. ai R. ©; er Nr. Ru: 
8. 219 
Einem zur ſchwerſten oder ſchweren Kerkerſtrafe verurtheilten Verbrecher if ein Gurator zu dr 


iteflen, wenn er ein Vermögen beſthi, welches durch die länger fortdauernde Strale einer Gefahr ausgeicht - 
jein wiirde. 


Den verurtheilten Verbrechern gewährt das Geſeß in privatrechtlicher Be- 
ziehung keinen befonderen Schuß (vergl. $. 21 Abf. 1. Zufolge der Guben. 
Inſtr. v. 20. September 1805, 88. 14 und 12, follen verurtheilte Verbrecher 
und Chrlofe (infames, vergl. &. 17 Abf. I) bezüglich ihres "Vermögens unter 
Curatel ftehen; follten-fich aber deren Eltern, Gatten oder Kinder zur Führung 
der Curatel nicht eignen, fo fteht es denfelben frei, fih mit Genehmigung der 
Behörde den Curator ſelbſt zu wählen. ' 

z. 280. 


Das Gericht, welchem die Ernennung eines Bormundes zuſteht, hat in der Regel unſer Der nam: 
lichen Vorſicht und nach den nainlichen Grundſätzen aud den (urator zu beſtellen. Iſt es aber um die 
Berwaltung einer Sache vder eines Geſchäftes zu thuu, weldge zu einem andern Gerichts ſtande gehdren, 
ſo bat Diefer Gerichtsſtand auch Den Gurator zu ernennen. 


$. 281. 
Ber die gehörigen Eigenihaften zum vormuudſchaftlichen Amte befigt, kann auch eine Guratel 


übernehmen. Auch finden bei der Euratel Die nämlichen Entihuldigungdgründe und Vorzugsrechte wie 
bei bei ber Gornumbigaft Statt, 


h 1 $. 282. — 
Die Rechte md Verblindlichkeiten der Curatoren, welche entweder nur für die Verwaltung de& 


VBermoͤgens, oder zugleich für die Perſon ihres Pflegebefohlenen zu sorgen — ſind aus den, den Bor- 
miündern bierüber ertbeilten Borfchriften zu beurtheilen. 4* J 


$. 283. 

Die Curatel hört anf, menn die dem Curator anvertranten @efchäfte geendiget find, oder, wenn 
die Gründe aufhören, die den Bflegcbefohfehen an ver Derwaltung feiner Angelegenheiten verhindert 
häben. Ob ein Bahn, oder Blödſinniger den Gebrauch der Bermunft erhalten habe; oder, ob der Wille 
eines Verſchwenders gründlich und danerhaft gebefiert ſei; muß nad einer genanen Erforfchung der Um⸗ 
Ride, aus einer anhaltenden Erfahrung, und im erften Falle zugleich aus ven Zeugniffen der zur Unter 
ſuchung von den Berichte beftellten Aerzte entfäleden TOM. 

Es folgt ſchon aus dem Begriffe der Guratel (vergl. 88. —— daß 
alle Beftimmungen der ungariſchen ſowohl, als ſächſiſchen Geſetzgebung fiber 
die Beftellung der Vormundſchaft, die Entſchuldigungsurſachen davon, die Rechte 
und Verbindlichkeiten, und die Erlöfhung ln auch auf die Euratel Anwene 
dung finden. 

Nur nach ungariſchem Rechte tritt bezüglich der wegen ihrer Minderjährig- 
feit unter Euratel ftehenden Perfonen der Unterfchied ein, daß für Die Letzteren 
die Curatoren feine Broceffe führen können, weil die Knaben und Mädchen nad 
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erreichtem 12. Jahre ſelbſt Rechtsanwälte beſtellen und ſich in Proceſſen werthei- 
digen können (Tr. I. 111. $. 5 illius jam sint aetatlis ut se processu juris de- 
fendere queant). vergl. $. 21 Abf. IV. Ueber die Befreiung der Berfehwender 
von der Euratel vergl. $. 273 Abf. I. 


8. 284. 


Die befonderen Vorſichten bei der Bormundfhaft und Guratel des Baneruflandes Mind in den 
politiihen Gefegen enthalten. 


Die Beftimmungen des ungarifchen Rechtes über das Bormundfhafte- und 
Curatelsweſen beziehen fich bei den unter den, Ungam und Szeklern geſetzlich 
beſtehenden Standesverfihiedenheiten (vergl. F. 16 Abf. VI—X) zunächſt nur 
auf die adeligen Waiſen. - Bezüglich der Bormmbdfhaft und Guratel der 
Nicht-Adeligen in den Städten und Taralorten werden die Dberbeamten 
des Magiftrates verpflichtet, das Bupillarvermögen zu verzeichnen, den Waifen 
einen Bormund zu beftellen, denfelben zur Rechnungslegung zu verhalten, die 
Erziehung und Erhaltung der Waiſen zu überwachen, und in det übrigen Dingen 
fih analog den allgemeinen PBupillarvorfhriften für die Adeligen zu benehmen 
(art. nov. 52. a. 1791. 92. 1, 2 und 12). — Die Obforge für die Waifen der 
Unterthanen liegt dem Grundherrn ob, welcher die Bormünder zu beſtellen, Diefen 
‚das Waifenvermögen mittelft Inventar ‚gegen die Verpflichtung der, Rechnungs⸗ 
legung zu übergeben hat (ebd. p. 13). Im Falle die Bormünder oder Grund» 
herren in‘ diefer. Beziehung ihre Verpflichtungen nicht erfüllen, haben die 
Maifenrichter diefes im Wege der Oberbeamten des Eomitates oder Stuhles dein 
k. Gubernium zur Abhilfe anzuzeigen (Gubl. Inſtr. v. 20. September 1805. 


3.94). 





% Siezu vgl. die &. 21 Abf. XU. angeführten neuen Geſehe und Verordnungen. 
BE re ; N ae © 





Zweiter Theil, 


Bon dem Sachenrechte. 





Bon Sachen und ihrer rechtlichen Eintheilung. 


$. 285, 


Alles, was von der Perſon unterfägieden if, und zum Bebrande der Menichen Diem, wirt im 
rehtiichen Emm: eine Sache gruami. 


In den fiebenb. Geſetzen wird die Begriffsbeſtimmung der Sache (res) 
vermißt. Im der Regel verſtehen die Rechtsgelehrten darunter Alles, was im 
Gegenſate der Perfon (ded Subjectes) Gegenftand (Object) einer rechtlichen 
Herrſchaft fein Tann. Diefe Begriffsbeftimmung ift aber nicht durchgängig an⸗ 
wendbar. Infoferne namlich, Infonderheit nad ungarifhem Rechte, in gewiſſen 
Fällen eine Berfon eben nur vermöge ihrer Berbindung mit einer Sache (z. 2. 
als Befißer eines adeligen Gutes) ald Rechtsſubject erfheint, muß dann als 
Sache, mit Hinweglaffung des zwifchen ihr und der Perſon aufgeftellten Unter- 
ſchiedes, Alles dasjenige erflärt werden, was Gegenftand einer rechtlichen Herr⸗ 
ſchaft ift.*) 


$. 286. 


Die Sachen in dem Staatsgebiete find entweder ein Gtanis. oder ein Brivat-Bnt. Das Lehtztere 
gehört einzelnen oder moralligen Berfonen, Bleinern Befellihaften oder gangen Gemeinden. 


$. 287. 


Sachen, welde allen Mitgliedern des Gtaates zur Buelguung überlaffen find, heißen freiſtehende 
Sagen. Jene, die ihnen nur zum Gebraude verflatiet werben, als: Landſtraßen, Ströme, Ylüffe, See⸗ 
häfen und Meeresufer, heißen ein allgemeines oder äffentlihes But. Was zur Bededung der Staats⸗ 
bebürfniffe beſtimmt IR, als: das Muͤnz⸗ oder BoR- und andere Regalien, Kammergüter, Berg und Ealz- 
werke, Steuern und Bölle, wird das Gtaatävermögen genannt.” 


nn 


93 6 Albrich: Sächſiſches Privatrecht 8. 42. Jof. Zimmermann: fieben- 
bürgifch-ungarifches Privatrecht 8. 41. Mfer. 


IR. @. 9. 88. 236—28°.] 327 {@mategüre.] 


I. 

Mit Rückſicht auf die Unterſcheidung der Sachen in ein Staats oder 
Privatgut, erflärt das fiebenbürgifhe Recht auch jene Güter, deren Einkünfte 
ſowohl zur Deckung.der Koften des Iandesfürftligen Hofbaltes, als aushilfäweife, 
außer dem fonftigen Staatsvermögen (Steuern ıc. proventus provinciales), zur 
Beftreitung der allgemeinen Staatsbediürfniffe beftimmt find, ‚für Eigenthum bes 
Zandes (A. C. I. 5. a. 1); und unterfcheidet zwifchen ſolchen Staatögütern, 
welche der Landesfürft auf immerwährende Zeiten veräußern darf, und ſolchen, 
weiche er nit veräußern darf (vergl, $. 20 li. a). Zu den erfleren gehören: 
1. die aus einer Föniglihen Schenkung herrührenden Güter, welche nad dem 
Ausfterben (defectus) des letzten erbberechtigten Eigenthümers derfelben an den 
k. Fiscus heimfallen (A. C. IV. 13. a. 6. C. C. IV. 12. a. 14); 2. die au den 
. 8. Fiscus heimfallenden Güter der Hochverräther (per notam infidelitatis A. C. 
IV. 13. 2.6); 3. jene Güter, welche nad Befimmung der Geſeße (virtute 
arliculorum), außer dem alle des Hochverrathes, dem k. Fiscus anheimfallen. 
Solde find.z. B. die Güter folder Perfonen, welche mit den ihnen anvertrauten 
öffentlihen Siegeln falfge Urkunden verfertigen (Tr. 2. 16); zwei Drittheile 
ter Güter jener Stadtrihter und Gefhwornen, welche einen Edelmann ohne ge- 
gründete Urſache tödten (Tr. II. 20); die Güter folder Perfonen, welche unge- 
achtet deſſen, dag ihnen ein Reiſepaß (salvus conductus) ausdruͤcklich verweigert 
worden ift, fih aus dem Lande entfernen (A. C. III. 4. 2. 4) u.a. m., wo die 
Güter einer ftraffälligen Perſon dem Fiscus anheimfallen follen, die aber fämmt- 
li in neuerer Zeit durch die Praris außer Anwendung gelommen find; 4. die 
Güter, welde vermöge Vertrages (per contractum) an den k. Fiscus fallen. 
War nämlich der Eigenthümer eines Gutes, in deſſen Beflß er oder feine Bor- 
fahren fo gelangt war, daß bei deffen Webertragung derjenige, welder es ver- 
außerte, in der Vertragsurkunde vermöge der üblichen Nechtsclaufel: „nullum 
jus, nullamye juris dominii proprietatem pro se reservando“ austrüdlih auf 
alle feine Rechtsanſpruͤche verzichtet hatte, ohne gefeßlichen oder lebtwilligen Erben 
geſtorben, fo fiel ein folhes But, wie das Gefeb fich ausdrückt, vermöge Ver⸗ 
trages au den k. Fiscus (Tr. 1. 69. C. C. IV. 12). Dieſer Heimfch ift mit der 
Kaducitat gleichbedeutend, (vgl. 8.760). Zu den lehteren unveraußerlihen Staate- 
gütern Aſ. g. veinen Fiscalitäten, pure fisealitates) gehören: die im authentifcgen 
Fiscalregifter namentlich aufgeführten Ziscal-Herrihaften, dann Pie Mauth und 
Hollgefälle, Einfänfte der Berg und Galzwerke und andere Gameralgefälle, 
deren Darftellung dem öffentlien Rechte angehört. Bon den reinen Fiscali⸗ 
taten wird Abrigens weitläufiger bei der Erläuterung des über die Regelung der 
Grundbefißverhältniffe, der Erbfolge und Aviticitat erlaffenen k. Batentes vom 
29. Mai 1853 geſprochen. 
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II. 


Bergwerke aller Art werden in Siebenbuͤrgen auf ärariſche Rechnung be- 
trieben. Doch fteht es auch jedem Privaten, Inländer oder Fremden‘, frei, auf’ 
eigenem, oder auf fremdem Grunde, nach vorheriger Uebereinfunft mit dem Grund: 
bern, und nad; Erlangung der Betriebe-Erlanbnif, Bergwerfe, mit Ausnahme 
jedoch der Salzwerke, zu eröffnen und zu betreiben (A. C. I. 9. a. 1. 2. art. 
nov. I. a. 1747). Es muß aber von allen Privatgewerfen, von welchen auf 
Gold, Silber, Kupfer ımd Queckſilber gearbeitet wird, der Zehnten der Ausbeute 
ala landesgeſetzliche Abgabe an das Cameralärar abgeführt werden. Bergwerke 
zur : Förderung minder werthvoller Metalle und anderer- nrineralifcher Körper find 
von diefer Abgabe befreit (A. C. 11. 9. a.1. art. nov. I. a. 1747). Auch die 
Goldwaͤſcherei aus dem Sande der Berge, Flüſſe und Bäche iſt den mit einer 
Erlanbniß hiezu betheilten Perſonen, beſonders den Zigeuner— Goldwaͤſchern, 
welchen diesfalls beſondere Begünſtigungen zugeſtanden find (vergl. SS. 33—37 
Anmerkung 6), und welche einen beſtimmten jährlihen Zins an die k. Kam⸗ 
mer abliefern, durchgehends frei geſtattet (A. C. II. 16. a. 4. art. nov. 8. 
a. 1747). Die ſämmtliche Ausbeute an edlen Metallen iſt zwar nach Ent— 
richtung ded Bergzehntens ein Eigenthum des Erzeugers (vergl. 88. 382 und 
511); er fann auch davon zum eigenen Gebrauche, nach vorheriger Anzeige an 
die f. k. Einlöfung, das Nöthige für fich behalten; den Ueberreſt jedoch darf er 
bei ſchwerer Strafe an feinen Privaten verfaufen, fondern muß denfelben gegen 
den feftgefeßten Preis an die k. k. Einlöfungs- Aemter abliefern, wobei ihm der 
Preis des Goldes und Silbers in Münze gleichen Metalle bezahlt wird (Art. 
nov. 9. a. 1747). Auch der Salyeter, welchen Privatunternehmer erzeugen, 
muß zuerft dem Aerar zum Ankaufe angeboten werden, und nur wenn diefes ihn 
nicht annehmbar- findet, oder nicht benöthigt, darf ihn der Erzeuger an andere 
Käufer veräußern (A. C. II. 50).) 


MU. . 

‚Die k. Schentinigen (donaliones regiae) übertragen nach wigarifchem 
Rechte das Eigenthum eines Gutes an den Erwerber mit allem Zugehör (vergl. 
8. 294), allen Bortheilen, Nutzungen und Früchten (cum omnibus apperlinen- 
is, earumque ulilitätibus et proventibus). Unter Zugehör- (nomine apper- 
“linenliarum) find aud die Klüffe und Wafferlauf, Fiſchteiche und Fiſchfangrecht, 
die Mühlen und Mübhlenorte (aquae fluvii, aquarum decursus, piscinae, pis- 
eaturae, molendina, ac eorandem loca) zu verftehen, folglich gehören die 
Ströme und Klüffe zum Privat-Eigenthure des-Grnndheren, der Gemeinde, der 


*) Benigni's Statiftif. II. Abth. S. 174 





8. ©... 88. 256-287.] - 329 ‚  [fegatiene.) 


Stadt, deren Gebiet fie durchſchneiden, und nur diefe find zum Bezuge aller aus 


ihnen fi ergebenden Vortheile, als z. B. der Einkünfte aus dem Mühl: und 


Säifftohne, befugt (Tr. 1. 24. $. 8. vergl. $. 407). Im Einflange biemit wird: 
F IV. . | i .. “ 

Bon der ungarifchen Gefeßgebung ein Unterfchred gemacht zwiſchen höheren 
(regalia majora) und minderen Regalien (regalia minora). Zu den erfleren ges 


hören: a) dad Recht, den Adel zu verleihen; b) das Begnadigungsrecht; c) das 


Recht, Herrenlofe Sachen einzuziehen; d) das oberfte Patronntisreht; e) das 
Poſt⸗ Salz⸗, Münz⸗, Dreigigft-Regal.u. ſ. w., welche am, dem —— 
angehören. Die minderen Regalien ſind: 

1. das Recht zur Benützung der Slüffe (jüs Aion: Es begreift in 
fich die Fifchereigerechtigkeit (jus piscationis) und das Mahlrecht (us ‚motendi- 
norum). Hiezu wird Fein befonderes Privileginm erfordert, da ed mit dem 
Eigenthumsrechte auf den Grund, dur welchen der Fluß feinen Weg mimmt, fo 
zwar zufammenbängt, daß, wenn auch der Fluß feinen Kauf verändert, der Eigen- 


‚thümer, von deffen Grunde der Fluß auf den eines Anderen abgewichen iſt, da- 


durch das Necht feiner Benügung- nicht verliert, fondern über das Flußbett, defjen 
eine Hälfte ihm, die andere Hälfte ‚dem anderen Grundbeſitzer gehört. Dämme 
und Wehre. für feine Mühle and auf dem fremden Grunde errichten kann, wem 
nur dadurch dem Eigenthümer des lehteren Fein offenbarer Schaden zugehet (Me 
1.87 88. 2 u.4); 

2. das Rauthrecht (jus telonii ei a nauli) worunter fubjectio das Recht zur 
Errigtung von Mauth- Brüden und ⸗Schiffen; objectiv das Recht, für die De: 
nüßung der zur. Bequemlichkeit der Reifenden errichteten Brüden und Schiffen 
eine beftinnmte Abgabe zu beziehen, verftaniden wird. Diefes Recht kanu erworben 
werden, durch die Verjährung von 100 Jahren (Tr. I. 23. $. 1), und durch ein 
Privilegium (Tr. II. 9. 8.1. md A. C. 111.39. a. 2. mely külümben nemis 
jehet, hanem a’ Fejedelmek collaliojuabol). Diefes Privilegialreht Tann auch 
auf fremdem Boden ausgeiibt werden, wenn vielleicht der Fluß dahin feinen Lauf’ 
nehmen follte (Tr. I. 87. 8:2); doch muß der Erwerber innerhalb eines Jahres, 


bei Gefahr des Berluftes deffelben, davon Gebtauch machen (Tr. II. 12. $. 3); 


umd die Brücken, Dämme und Schiffe in den Gomitaten und Diſtricten unter der 


‚Steafe von 12 fl, in den Städten von 200 fl., in gutem Stande erhalten (A. 


C II. 39. 8.1); auch kann er nit fremde Perfonen zur Herftellung und Erhal⸗ 
tung derfelben. verhasten, und wer ihm dabel fteiwillige Hilfe leiſtet, wird von 


‚der Entrichtung der Math frei erklaäͤrt (A. C. V. Ed. 90). Die f. g. trodenen 


Mänthe und jene, welche ohne l. f. Privilegium eigenmächtig errichtet werden, 
follen aufgehoben (A. C. III. 39. a: 2), und von dem Orte, wo fhon ein Anderer 
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ein ſolches Manthrecht befißt, in der Regel nur auf die Entfernung einer Meile 
ein neues Mantbrecht verliehen werden (Tr. 11.10. 8.2). Frei von der 
Entrigtung der Mauthgebühren find: a) alle Adeligen (Tr. 1.9), aus⸗ 
genommen, wenn fie zum Handel beftinnmte Waaren mit fi führen (A. C. IH- 
39. a. 3); die Szeller, mit Ausnahme der PBiridarien, bezüglich der Mauthbruͤcke 
bei M. Väsärhely (C. C. MI. 3. a. 7); die Geiftlihen, Schullehrer, Cantoren 
und Studirenden (art. diael. 10. a. 1458); b) die Bauern, wenn fie in Ge- 
fepäften ihrer Grundherren reifen und deren Sachen führen, infoferne fie fich 
durch ein Zeugniß darüber ausweifen, in der Hin⸗ und Rückfahrt (A.C. V. Ed. 90). 
wenn fie zur Mühle fahren und von dort zurückkehren (Decr. I des Uladislaus II. 
a. 86), und wenn fie ihre Braut heimführen (Decr. VI des Mathias. a. 36); 
c) diejenigen, welche ſtromauſ⸗ oder ⸗Abwärtsfahren, da fie keine Brüde oder 
Schiff benügen (Decr. Hl des Uladielaus II. a. 74); d) diejenigen, welche die 
Brücke nit benügen (A. C. V. Ed. 3). Bergl. 88. 15 n. 16 Abf. VI— VIII. 
3. Die Marktgerechtigkeit, welche das Recht fowohl zur Abhaltung von 
Wochen⸗ ald Jahrmärkten in fi) faßt (jus fori et nundinarum Tr. I. 10). Sie 
wird durch ein Privilegium erworben (Tr. IT. 9. 8. 1) und ift rechtskraͤftig, wenn 
innerhalb eines Jahres davon Gebraud gemacht wird (Tr. II. 12. 8. 3), und 
dieſelbe nicht Die Rechte eines Anderen verlebt.. Das Letztere kann gefchehen: 
a) in Rüdfiht der Zeit, wenn nämlich früher ſchon Iemandem ein Marktprivile- 
gium für die nämlihe Zeit verliehen wurde; und db) in Rückſtcht des Ortes, 
wenn, beim Zufammenfallen der Zeit, das Privilegium für einen Drt verliehen 
wurde, welcher nicht eine Meile von einem anderen, bereits in der Ausübung des 
Marktrechtes verfehenen Orte entfernt ift, fäͤllt jedod die Beit der Abhaltung des 
Marktes nicht zufammen, fo kann das Privilegrum auch für einen näher gelegenen 
Ort verliehen werden (Tr. U. 10. $. 4). — Um dur die Verjährung das 
Marktreht zu erwerben, ift eine hundertjährige ruhige Ausübung befielben er- 
forderlih (Tr. I. 23). Der Befiger des Brivilegiums erlangt dad Recht, von 
den nichtadeligen Käufern und Verkäufern eine gejeblich beftimmte Zare zu er- 
heben, die Sicherheit der Märkte zu überwachen, und die Markipolizet auszuüben. 
4. die Schankgerechtigkeit (us edueilli), welche das Recht begreift, Weine 
und audere geiflige Getränke im Kleinen, jedoch nach gefehlihen Maßen, unaus: 
gelebt zu verkaufen. Obſchon diefes Recht eine natürliche Folge des Eigenthums⸗ 
rechtes ift und zur Erwerbung deffelben Fein Privilegium erfordert wird, fo iſt es 
doch durch die Gepflogenheit gewiſſen Beſchränkungen unterworfen worden. Dorf 
nämlich, wo.a) an einem Orte mehrere Grundherren find, wird die Ordiumg des 
Audfchankes der Getränte nad der Größe des Befiktbumes,: d. i. nad der 
Anzahl der den Srundherren gehörenden urſprünglichen Eolonicalfeffionen be: 
fimmi (A. C. 111.29, juxtg numerum nempe sessionum jobagionalium anü- 
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quarım), unter der Strafe von 12 fl. umd des Verluſtes des Getraͤnkes für den⸗ 
jenigen, welder diefe Ordnung verlept; die Beamten, wenn fie entweder die 
Fellſezung der Schanferdnung, oder bei Verlegung derfelben die Erhebung der 
Strafe verabfäumen, verfallen der Strafe von 200 fl. (A. C. III. 32); db) wenn 
der Grundherrt in der für ihn feftgefebten Zeit fchlechtes Getränke ausfcheutt, fo 
geht unter Bermittelung des betreffenden Beamten die Befugniß des Ausſchankes 
anf den nach der feftgefehten Ordnung naͤchſtfolgenden Grundherrn über; c) die 
Beiffligen können ohne Erlaubniß ihres Patronen das Schankrecht nicht aus- 
üben (ebd.); d) die herrfhaftlihen Untertanen können zum Nachtheile der 
Grundherren, ob in, ob außerhalb des Dorfes, Feine Betränfe ausfpenten (C. 
C. II. 6... 1), jedoch ift ihnen geftattet, vom Feſttage des h. Michael bis zum 
Feſttage des h. Georg Wein auszuſchenken (Uchar. Art. 27 v. 3. 1769); e) der 
Grundherr kann zum Nachtheile der übrigen Grumdhefiber fein Schankrecht nicht 
auf feinen Unterthanen übertragen (C. C. IIL 6. a. 1); NM) im Szeflerlande 
können die Primipilen und Piyidarien zu jeder Zeit Dier feil haben (ebd.). Da 
übrigens alle diefe Beſchraͤukungen nur den Berlanf des Weines und Biered be- 
treffen, fo fteht nach der Gepflogenheit der Ausſchank der gebrannten Flüſſigkeiten 
Gedermann frei. — 

5. Das Fleiſchausſchrottungsrecht (jus macelli), worunter das Recht ver- 
fanden wird, Fleiſch von geſchlachtetem Biche im Meinen, nach gefehlihem Maße 
und von der Behörde beſtimmtem (Timitirten) Preiſe zu verkaufen. Hierüber findet 
fi in den ſiebenbürgiſchen Geſeßen keine andere Beftimmung, als daß Diefes 
Reit dem Grundherrn gebühre (art. noy. 6. a. 1747). 

Ueber die Jagdgerechtigkeit (jus venalionis) und die Fiſchereigerechtigkeit 
(jus piscationis ſ. oben), worüber übrigens die Geſetze felbft feine Beſtimmun⸗ 
gen enthalten (vgl. an 8. 383). 

Zu den kleineren Regalien reinen einige Nechtsgelehrte noch das Neun- 
telrecht (nona) und das Zeheutrecht (decima), wovon im Zufammenhange mit 
der Darftellung der fiebenb. Urbarialverhältniffe das Nähere gefagt wird; ferner 
das PBatronnisrecht (jus palronatus), die peinliche Gerichtsbarkeit (jus gladii), 
welche beiden lepteren jedoch von den damit befleideten Grundherren und Kör- 
perſchaften (Städten und privifegirten Ortſchaften) als gefepmäßigen Theifhabern 
an der Ausübung der Staatsgewalt, und im Nauen derfelben ausgeübt wurden, 
und daher dieſes Berhältuifies wegen in das Staatarecht gehören. 


: V, 
Ueber die Allodialgerechtfame des Mahlrechtes, des Brau⸗ und Schank⸗ 
rechtes, des Fleifhausfchrottungsrechtes, die Markt« und Thoraccife im Sachſen⸗ 
lande vgl. $$- 15 u. 16 Abſ. XI. „Es gehört zur Obliegenheit der ſtädtiſchen 
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Magiſtrate, jede Art Son Gebaͤcken und Fleiſchgattungen mit gehöriger Rüdfiht: 

nehmung auf den wuf-anderen Marktplägen geltenden Preis der Früdte und 

des Viehes zu limttiren; die Limitation aber gewöhnlichermaßen Fund ju machen 

und an öffentligen Orten zur allgemeinen Wiffenfchaft anzuſchlagen; gleichwie 
die Marfts» Infpectoren unter eigener Veräntwortlichkeit darauf forgen werden, 
daß bie limitirten Preife genau beobachtet, die Webertreter aber dem Magiftrate 
ungefämt angezeigt werden (8.17). Den Weg⸗ und Brückenbau auf den öffent- 
lien Straßen zu befördern, gehört zu. den vorzüglichen Obliegenheiten der erften 
‚Beamten, fo wie au der Magiftrate und Stuhleamter (8. 18. 8 ® vom 
J. 1805, Sl. :8. 10040:1804 1. Abſchn.). 


— — 





Hiezu kömmt zu bemerken: 


1. Laut Gouvernements-Kundmachung vom 28. November 1849 war durch 
Privilegien und Uebungen den Bewohnern des Szeflerlanded biäher der freie 
Handel mit dem, bei den ?. E. Grubenämtern erfauften Aerar⸗Salze zugeftanden. 
Diefe Degünftigung. ift, wie die Erfahrung lehrt und allgemein befannt ift, nicht als 
Hebel des allgemeinen Wohlſtandes und ald ein geeigueted Mittel benützt worden, um 
den Landesinfaffen diefen Gegenftand des allgemeinften Bebürfniffes überall und zu 
den möglihft billigen Preifen zugänglih zu machen — fondern fie ift mißbraudt 
worden, um das mittelft ded Schleichhandels über bie Gränzen gebrachte ausländifche 
Salz im ganzen Lande zu verbreiten, und auf diefe Art den wichtigſten Einnahme- 
zweig des Staates, nämlich den Ertrag bed Salzgefälls zu verfürzen. Gegenwärtig, 
wo durch die allgemeine Einführung einer verbefferten, allen Ständen gleih frommen- 
den Berwalfung dem Staate neue und fehr bedeutende Auslagen erwachfen, ift es die 
Pfliht der Regierung, jede Schmälerung des öffentlichen Einkommens mit allen Kräf- 
ten hintanzuhalten; es muß ferner bei der gleichen Berechtigung aller Stände und Na- 
tionalitäten auch die gleiche Berpflihtung der einzelnen Staatsbürger gehandhabt und 
e3 darf keinem Stamme irgend ein Recht ferner zugeftanden. werben, weiche? dad Ex⸗ 
trägniß der allgemeinen Abgaben zu Gunften Einzelner ſchmälert oder gefährdet, und 
dadurch die Laft der andern Staatöbürger verbältnigmäaßig vermehrt. Bon dieſer An« 
ficht ausgehend, wird die bisher beftandene Begünftigung des freien Salzhandels im 
Szeklerlande mit 1. Januar k. 3. hiermit aufgehoben und angeordnet, daß dort, wie 
in ganzen anbern Lande, der Salzverfchleiß nur durch die ämtlich beftellten und hie— 
zu audfchließend befugten Berfchleiper betrieben werben dürfe. In Uebereinſtimmung 
mit Diefer Unordnung und mit Rüdficht auf die bereits verfügte zeitlihe Auflöfung 
des Szefler-Militär-GrängeInftitutes wird ferner beftimmt, daß von nun an die De- 
wohner des Szefferlandes ohne Ausnahme in der Unterfuhung und Beftrafung von 
Schleihhandelfällen den allgemeinen Beſtimmungen ber Salzcontraband -» Snftruchon 
vom 16. März 1786 unterworfen werden, daß ſonach die ausnahmsweiſe Beftimmung 
des 8. 53 diefer Inftruction aufgehoben und jeder Bewohner ded Szeklerlandes ohne 
irgend einen Unterfhied in Schwärzungsfällen mit den geſetzlichen Geld- und für- 
perlihen Strafen, fo wie mit dem Berfalle der eingebrachten Transportmittel ganz 
gleich, wie die übrigen Landesbewohner zu beftrafen ift (8. ©. BI. Nr. 36) —. Zum 
Behufe der bergordnungsmäßigen, firengen Ueberwachung bed Bergbaubetriebes hat 
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dad Miniſterium für Landescultur und Bergweſen im Einverſtäͤndniſſe mit dem Mi- 

nifterium des Innern verordnet: Den Dergbehörben, weichen die Bergwerksverleihung 
und Oberauffiht über alle Bergbaue obliegt, ward zur Pflicht gemacht, jede im Dienfte 
fich darbietende Gelegenheit zu benũtzen, um über den dechnifchen Bergbaubetrieb ihres- 
Bezirkes verläßlihe Erfahrungen zu ſammeln. Kommen aber gegründete Anzeigen 
eined vernachläffigten oder gefährlichen Bergbaubetriebed zu ihrer Kenntniß, fo ift 
unverzüglich die Amtliche Befahrung eines folhen Bergbaues durch einen Abgeordne⸗ 
ten ber Bergbehörde zu verfügen ($. 1). Zeigt fih bei den gepflogenen Erhebungen 
ein fo hoher Grad der Bernahläfjigung des geregelten Bergbaubetriebed, daß durch 
deffen weitere Fortjekung dad Leben oder die Gefundheit der Arbeiter; oder anderes 
fremdes Eigenthum offenbar und nahe gefährdet erfcheint, fo ift der Bergbau⸗Unter⸗ 
nehmer zur fogleichen Abſtellung der Gebrechen durch die Bergbehörbe zu verhalten, 
oder von diefer hiezu die nöthige Ginleitung auf Koften des faumfeligen Bergbau- 
Unternehmerd zu treffen ($- 2). Iſt die Bernachläffigung zwar nachgewiefen, die hier 
aus zu bejorgende Gefahr aber eutfernter, fo hat die Bergbehörde dem Bergbau- nr 
ternehmer eine angemefjene Friſt zur Ubhilfe des Gchrechend anzuberaumen, nach des 
ren Ablauf er fih bei Vermeidung einer Strafe von 10 bis 20 Gulden über den 
Bollzug diefed Auftrages auöweifen muB. Der Bergbehörde bleibt es überlaffen, hier- 
nad über forgfältige Erwägung der obwaltenden Umftände auf die fogleiche Herftel- 
lung der angeordneten Sicherheitövorrichtungen zu dringen oder eine zweite Frijt hie, 
au einzuräumen. Wird auch dieſer Anordnung nicht Folge geleiftet, fo find die nöthi- 
gen Ginleitungen zur Ausführung derjelben, auf Koften des ungehorfamen -Bergbaur 
Unternehmere, von Seite der Bergbehörde zu treffen, von dem erfteren aber überdies 
die duch die Amtliche Unterfuchung veranlaßten Koften zu tragen ($. 3). Die bei 
vorerwähnter Unterfuchung erhobenen Icbend- oder gefundbeitögefährlichen Vorkomm⸗ 
niffe, und die wegen deren Abftellung getroffenen Verfügungen, hat die Bergbehörbe 
von Fal zu Fall auch der politifchen Behörde, des Bezirkes. in welchem die beanftän- 
dete BergbausUnternehmung gelegen ift, zur Kenntmiß zu bringen ($. 4). Sind durch 
den vernachläjfigten Bergbaubetrieb andere öffentlihe Nüdjichten, oder die ntereffen 
einer anderen öffıntliden Verwaltungsbehörde gefährdet, fo ift die politifche oder die 
biebei betheifigte Derwaltungsbehörde zu der erjten Unterſuchung einzuladen, und im 
Einverjtändniffe mit derfelben von ber Bergbehörde weiter vorzugehen ($. 5). Gegen 
die Berfügungen der Bergbehörden ſteht zwar der Recurd an dad Minifterium dee 
Bergmefend binnen vier Wochen von der Zuftellung der Verordnung, ‚ohne Seflattung 
einer weiteren Friſt. offen, wenn jedoch Gefahr am Verzuge obwaltet, fo hat derfelbe 
feine auffchiebende Wirkung, und ed muß den Anordnungen der Bergbehörde fogleich 
Folge geleiftet werden ($. 6). Die politiichen Behörden werden angewiefen, die Berg- 
bebörden bei der Handhabung diefer Vorſchriften auf jede Weife und nöthigen Falles 
mit Hilfe der Gendd’armerie zu unterflügen ($. 7). Die Unterfuchungstoften und Stra- 
fen find auf demfelben Wege, wie bie im politifchen Berfahren anerlaufenen Gebüh⸗ 
ren oder Strafen einzubringen und zu diefem (inde von der Bergbehörde die erfor- 
derlichen Erſuchſchreiben an die zuftändige politifche Behörde zu tihten (8. 8). (B. v. 

15. April 1852. R. ©. Bl. Nr. 95. 8. ©. Bl. Nr. 126). 


Im Laufe der neuen Organifationgmaßregein erfolgte die Errichtung ber k. k. 
Berg⸗Forſt⸗Salinen⸗Direction für Siebenbürgen mit dem Amtöfipe zu ————— 
(Gouv. K. v. 22. März; 1852. L. G. Bl. Nr. 111). 
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Die zur Nusübung ver Berggerichtsbarkeit“) beſtimmten Gerichtshöfe erſter In⸗ 
ſtanz entſcheiden innerhalb ihres Sprengels in allen Streitſachen: 

a) Ueber dingliche Rechte auf Bergwerke und deren Zugehoͤr, worunter nicht 
nur von der Bergbehörde bemwilligte Echurf» oder Muthungsbaue umd verliehene 
Bergbauc, fondern auch alle Diejemigen Zaggebände, Srundftüde und Anlagen zu rechnen 
find, welche zur Gewinnung und Aufbereitung der Mineralien beftimmt, ober fonft als 
ein Ganzes mit dem Werke verbunden find, und benüpt werben; b) über die Benü⸗ 
gung ſolchet Werke umd deren Zugehör; c) über das Alter im Felde bei Bergwerks⸗ 
verfeihungen; d) über die Aufforderung zur Feldesſtreckung (Lagerung des Gruben⸗ 
maßes mit beftimmter Begränzung); e) über die Begränzung, Vermarktung (Verloch- 
fteinung) der Grubenfelder; I) über Andbeutung und Zubußen von Berg: und Hätten: 
werfen; g) über Retarbatö-Erflärungen; b) über Sreierflärungen (Berfallenbeit) von 
Bergbauberechtigungen ; i) über Erbfiollengebühren oder fonftige Schacht- und Stol⸗ 
lenabgaben; %k) über Entfhädigung für in fremde Grubenhalter geführte Hilfd- und 
Aufſchlußbaue; 1) über Entfhädigung für die Mitbenügung fremder Genbengebäude, 
Waſſerloſungs⸗, Wetterführungd« und Forderungsd-Borrichtungen; m) über die Bruder 
laden, wegen deren Berwaltung. wegen rüdftändiger Beiträge und megen ber Berpflich- 
tungen derfelben gegen die Bruderladgenoffen; n) über Befhädigungen an Berg- und 
Hüttenwerfen, welche aus einer Vernachläſſigung der Vorſchriften der Berggeſetze ent- 
ftehen; 0) über das Cigenthum oder die Benügung von Grubenwäſſern; p) über Ge 
fenfhaftäverträge, rüdfihtlih des Betriebes, der Benügung oder Verwerthung gemein 
fhaftliher Bergbaue und Hüttenwerke; q) über bie Nechriungsführung zwiſchen 
Dergivertöbefigern und ihren Beamten oder Bevollmächtigten über den Betrieb des 
Werkes und defien Zugehör (8. 59). .Die zur Ausübung der Gerichtebarfeit in 
Bergbau » Angelegenheiten beftimmten Gerichtsböfe erfter Inſtanz haben au das 
Bergbuch über die in ihrem Eprengel gelegenen Bergwerke und deren Zugehör zu 
führen, und die übrigen Amtshandlungen ber Realgericdhtöbarkeit über biefelben aus⸗ 
zuüben (8. 60). In Etreitigkeiten über Befipflörungen, welche Bergbau »Dbjecte ber 
treffen, und wobei es fih um die Erörterung des Iepten factifchen Befipftandes han⸗ 
delt, entfcheidet das Bezirksgericht, in deſſen Sprengel die Befigftörung vorgefaller 
ift ($. 61). Streitigkeiten aus dem Dienftvertrage zwiſchen den Werkbefigern und 
den Bergarbeitern entfcheidet, auch wenn die Iepteren bleibend aufgenommen find, das 
Bezirkögeriht (8. 62. C. 3. NR. vom 3. Juli 1853. R. ©. Bl. Mr. 129). — Die 
Abweichungen von dem ordentlihen Prozchverfahren in Bergbauftreitigkeiten find in 
den 88. 636-649 der ©. PB. D. vom 3. Mai 1852 enthalten. In der Negel ift in 
Bergbauftreitigkeiten mündlich zu verfahren (8. 637). Ju den Etreitfachen, welche 
dad Eigenthum "oder ein Vorrecht in Hinfiht auf Grubenmaßen, Klüfte, Gänge, 
Stockflötz- und Eeifenwerke, die Feldverfähienung, die überfhrittenen Marfftätten und 
die Bergwerksdurchſchläge oder fireitige Gerechtſame der Erbftollen betreffen, ſoll auf 
Begehren eines einzigen Theiles das fhriftliche Verfahren flattfinden (8. 638). Yu 
den Aufforderungsfällen find auch diejenigen zu zählen, wo es fi um die Marf« 


— — — —j— — 


°) Die zrundſäßzlich wiederholt ausgeſprochene Uebertragung der noch in Hän⸗ 
den beſonderer Montangerichte (Obergerichts⸗Collegium Gouv. K. v. 30. Jänner 1850. 
L. G. Bl. Nr. 58) befindlichen Verggerichtsbarkeit, an Die l. f. Gerichte iſt eben in 
der Ausführung begriffen. 


8 8.9.8. 16-871 ° 335 Salveter; Retchafrcapın | 


igeidung, um bie Aiefung ber Gänge und Klüfte, dann um Grubenfeldvermeflung und 
freigefahtene Yechen Handelt ($. A39). Hichel und in Rückficht der Grubenfeldver- 
ſchienung, Gängaudrichtung und befonderd der Währzäge find die befondern Bergge- 
fege genau zu beobachten (6. 640) u. f. w. 

Mit dem a. h. Patente v. 31. März 1853 find dad dem Etaate audfchlichend 
vorbehaltene Eigenthum alles in oder auf dem Erdboden vorhandenen oder fich erzeu⸗ 
genden Salpeters, fo wie alle auf die Erzeugung, Bereitung und Verwendung beöfelben, 
dann anf den Verkehr damit Bezug nehmenden, aus dem Monopoldrechte des Etaates 
fließenden Berbote und Befchränkungen mit 1. Juli 1853 außer Wirkfamteit geſeßt 
‘worden (Art. 1.) Die Aufhebung des Ealpetermonopols läßt die Anordnungen über 
die Behandlung des Kochſalzes, welches ſich bei der Bereitung oder Läuterung des 
Salpeterd als Rückſtand oder Nebenerzeugniß des angewendeten Verfahrens ergibt, un- 
berührt (Art. IN. Zur Salpeter⸗Erzeugung, wenn ſolche gewerbs⸗ oder fabriksmäßig 
beirieben wird, ift eine cigene Gommiffton erforderlich, reiche von den zur Verleihung 
von Gewerbd- und Fabriksbefugniſſen autorifirten Behörden unter Beobachtung der, 
hinsichtlich de& Betriebes von Gewerben und Fabriken beftehenden allgemeinen Bot- 
fhriften ertheift wird. Eelbft in jenen Kronfändern, in melden die Gewerbe ohne 
vorläufige behoͤrdliche Verleihnng betrichen werden Dürfen, ift bie Berechtigung zur 
fabrifd» oder gewerbemäßigen Erzeugung bed Salpeters an die Gonceffion der politi« 
Shen Behörde gebunden- (Art. IN. Zur Erlangung einer ſolchen Eonceffion muß die 
dſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, Großjährigkeit, dann die moralifche und politifche 
Unbefcholtenheit nachgewieſen werden. (Art. IV) u. f. f. 


Zufolge der B. der Minifter ded Innern, der Juſtiz und der Finanzen v. 19. 
Jänner 1853 gehört zum Wirkungékreiſe der Kreisbchörde Die vorfhriftmäßige Mit- 


wirtung bei den der montaniftifhen Behörde zuitehenden Gonceffionirungen (R. ©. 
DH. Nr. 10. Beil. B). 


2. Mit Erlaß des Minifteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauter 
vom 18. Juni I. 3. Zahl 2441, find im Kronlande Siebenbürgen die Reihäftra- 
Benzüge beftimmt mworben: 1. Diefe Straßenzäge übergingen ſonach in bie aus— 
ſchließliche Verwaltung der kaiſ. kön. Baubirection, jedoch haben die zur Zuftandebrn- 
gung und Juſtandhaltung diefer Straßen bisher gefeplich in Auſpruch geweſenen 
Berpflihtungen aller Landes « Infaffen ohne Ausnahme der früher Bevorzugten 
und Bevorrechteten, noch fortan, und bis zur Zeit, wo im Wege der Gefepgebung ein, _ 
für die geſammte Monardie geltendes Bauconcurrenz » Siftem feftgeftellt fein wird, 
aufrecht zu bleiben, und follen erfültt werden. II. Diefer Beftimmung ift 
die Anwendung zu geben, damit bid zum angedeuteten Zeitpuncte die gedachten Bere 
pflitungen in dem biöher gefeplich zugewieſenen, zugemefienen ober in Hebung ger 
fandenen Umfange fo mie in der biöherigen Leiftungdart und Leifiungs- 
weife, in fo ferne angefordert und präflirt werben, ald nicht der Grundſaß der 
Gleihverpflihtung aller Staatsangebörigen, eine befchräntende oder aud- 
dehnende Abänderung des Pflichtbeftandes erheiſcht. HI. Indem die in Anfpruchnahme 
obiger Goncurrenzverpflichtungen nur nad dem eigentlichen Bedarfe eintreten wird, 
fo ſoll der, bisher meiſtentheils beftandenen firen Arbeitsaufmeſſung nach dem Grund» 
befipe, nur die Geltung als Maßſtab für Untertheilung der, ortſchaftsweiſe angefordert 
werdenden Reiftungen im Innern der Gemeinde beigemeffen werben. Dem auf ſolche 
Weiſe aufrecht zu haltenden bisherigen Bemeſſungs-Maßſtabe obiger ober‘ 
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anderer Art follen nunmehr auch diejenigen Anforderungen unterzogen werden, tveldh. 
an, Stelle früherer privilegirted. Eremtionen treten. Dennod darf in feinem Falle 
die beftandene oder in Folge früherer geſetzlicher Beitimmungen oder in Folge einer 
folhen Uebung zufommende Art und Weife der Reiftungsverpflichtung (3. B. blos 
in Materiale, in befonderen Handwerksarbeiten u. dgl.) gegen den Willen des Ber: 
pflichteten in andere abgeändert werden. Nur wird an dem Grundfake bed Gleich⸗ 
maßes der Berpflihtungslaft mit Aufrechthaltung deren biäheriger Art und Weife 
firenge zu halten fein. IV. Befreiungen oder Erleichterungen, welche nicht 
ald Standes» oder fonftige Bevorzugungen beftanden, fondern ben Bebürfniifen des 
Ginzelnen oder den Höheren des Landes zu Gute kamen (3: B. gewiſſen Lohnarbeiten. 
zur Sicherung und Hebung gewiſſer Zweige der Landesproduction, Anrechnung auf 
Dienftesgebühren (Berordnung vom 15. Juli 1. Zahred, 8. G. BI. Rr. 51) follen 
au fortan, aber nur über vorläufige gründliche Beurtheilung der Gebührlichkeit und 
Erforderlichkeit um fo mehr aufrecht erhalten werden, als die hieraus fchon früher im 
höheren Intereſſe beftandenen Ausfälle durch Zuthat der Leiſtungen von früher privi- 
fegirten Greintionen hinreichend erfüllt werden. In keinem Falle dürfen jedoch derlei 
Befreiungen und Grleichterungen die Eigenfhaft dingliher — auf das Beſitzthum der 
berüdtfichteten Perfonen bezüglicher Ausnahmen annehmen , fondern haben ale blos 
perfönliche zu gelten. V. Ferner hat auch gegen früher etwa anders beſtandenen Ge⸗ 
brauch, zu gelten und fogleih in Ausführung zu kommen, damit bie Straßenftreden, 
welche Ortſchaften (Städte, Märkte und Dörfer) durchziehen, innerhalb der äußerfien 
Gränzlinie der Wohngebäude von der Ortsgemeinde ausſchließlich beforgt 
werden. VI. Weil im Sinne vorgedachter Weifungen und dem gegenwärtig Berord- 
neten gemäß, bie zum Zeitpuncte einer allgemeinen Concurrenz⸗Norm an dem bie 
berigen gefeglihen Berpflihtungen-Beftande feftgehalten werden fol, fo 
ift nur in Fällen offenbarer und befonderer Unbilligfeit oder Befchwerniß durch das 
bisherige Siftem der Auflage der Strapenconcurreng-Berpflihtungen eine Abänderung 
in Art und Maß der biöherigen Zuweiſung zuläffig. Diesfalls nothwendig werdende 
Audgleihungen haben die Bezirfdämter innerhalb der Bezirke, über deren Gränzen 
hinaus nothwendig werdende die DiſtricksAemter zu bewirken, und dem Berpflichte- 
ten bekannt zu geben. Notbwendige Abänderungen über die Gränzen der Diftricte 
find mittelft einpernehmlicher motivirter Gutachten zu beantragen. Es wird den po» 
hitiſchen fo wie den technifihen Behörden obliegen, genauefte Kenntniß der bis— 
hetigen, und mit den oben angeführten Befchränkungen au fortan aufrecht zu erhal« 
tenden Gtraßenconcurtenz » Verpflichtungen fi zu verſchaffen, und nur auf biefer 
Grundlage in gegebenen Fällen zu urtheilen und Berfügungen zu treffen. VII Zum 
näheren Berftändniffe der Beitragsverpflichtungen zu den, nunmehr ald Reicheftraßen 
erlärten Straßenzügen hat ferner das Minifterium für Handel, Gewerbe und öffent« 
liche Bauten mit Erlaß vom 12. September I. 3. 3. 3798 erflärt: daß die kun ſt⸗ 
gerechte Inftandfepung und Erhaltung diefer Strafenzüge, namentlich die Anſchaf⸗ 
fung und Erhaltung der Werkzeuge und Requiſiten, die künſtliche Zubereitung des 
Schotters u. dgl, die Herſtellung und Erhaltung der Durchläſſe und ſonſtigen Straßen⸗ 
objekte, ausſchließlich auf Koſten des Aerars zu geſchehen habe. Dagegen wurde 
wegen Deckſtoffbeiſtellung insbeſondere feſtgeſetzt, damit zur Erleichterung für 
den Landwirth die Steinmaterial-Lieferung zur gehörigen Beſchotterung der Fahr: 
bahnen im 'Spätherbfte, die Beifchaffung des zur Straßenherftellung nöthigen Reſerve⸗ 
materialed aber im Krühjahre gefhehe. In dieſer Beziehung if vom Miniftertum der 
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k. k. Bau-Direction empfohlen worden, raß bei dem Umflande, wo die meiſten hier⸗ 
ländigen Giraßenzüge längs Flüffen geführt find, zur Schonung bes Staatsſchatzes 
fo wie der Gomcurrengpflichtigen, wo immer nur möglich des Flußſchotters zur Straßen- 
Gonfervation fi bedient werde, VII. Duch Goncurrenzleiftung zu denjenigen Stra- 
Benftxedten, welche nunmehr Reichsſtraßen geworden find, wird keineswegs die zu an⸗ 
deren Wegesſtrecken beitandene Deitragspflichtigkeit aufgehoben oder beſchränkt. Durch 
die Goncurtenzpflict zu Reichsſtraßen nicht betroffenen Gemeinden liegtidie diesfällige 
Verbindlichkeit für die anderen Landes- und fonfligen Verbindungswege ob. 
Wegen Auforderung und Leiftung diefer Berpflichtungen foll auch an den biäherigen 
und gefehligen Modalitäten feftgehalten und nur in Fällen befonderer Nothiweudig: 
‘ keit und zufolge vorerwähnter Maßnahme Abänderung und rückſichtlich Ausgleihung 
getroffen werden. IX. Der Leiflungsbedarf für Reichsſtraßen wird von den Baube- 
hörden und deren Organen, ortſchaftsweiſe im Wege der Drtd- oder Bezirks: 
behörden angefordert. Die näheren und einzelnen Beftimmungen über Anwendung 
nnd rüdfichtlih Berwendung der, durch die letzteren Behörden ortſchaftsweiſe, mit 
Beſtimmung der Arbeitöpläpe angemwiefenen Concurrenzen auf den Arbeiteplägen felbft, 
fommt den öffentlihen Bauorganen zu, gleich wie diefelben über die Arbeiten Leiften- 
den bie erforderliche Ueberwachung und dadurch bedingte Dieciplin zu üben haben. 
Zu Folge der vorftehenden Beftimmung, daß die in Frage ftehenden Goncurrenzpflichten 
ortfchaftd« (gemeinde-) weife anzufordern und zu präftiren jind, liegt die Aufbringung 
bes Angeforderten der Drtögemeinde ob, es fteht ihr deffen Untertheilung und Umle— 
gung auf die einzelnen Gemeindeangehörigen zu. Die über Gleihverpflidtung 
der Siaatsangehörigen überhaupt und der Gemeindeangehörigen insbeſondere geltenden, 
und diefem gemäß in Uebung geftandenen Grundfäpe werden diesfalls zum Maßftabe 
anzunebmen fein. Ueberhaupt hat aber zu gelten, daB eine Neluition der Concur- 
renzverpflihtung zu Reihöftraßen in Gelde an die Straßenverwaltung in feinem 
Falle Statt Habe. Dagegen ein diedfälliges Uebereinfommen der Berpflichteten inner: 
halt der Gemeinden unbenommen bleibe. X. In Fällen verweigerter oder verfäumter 
Erfüllung diesfäliger Beitragäpflihten haben die politifhen Behörden effective 
Militärerecutionen nöthigen und indbefondere wiederholten Falls mit verboppelten 
Gebühren, endlich auch Auflage befonderer Strafarbeiten in Anwendung zu bringen. 

Gegen Ginzelne innerhalb der Gemeinden haben von Seiten dieſer lepteren bie übli- 
hen und nicht geſetzwidrigen Zwangsmittel Platz zu greifen. Nur bei gänzlih außer 
Zweifel geſetztem Unzureichen der eigenen Coercitivmittel darf den Gemeinden Militair: 
ezecution zur Anwendung beigegeben werden. Reclamationen und Befchwerden in dicd- 
fälligen Angelegenheiten haben dem ordentlihen Inſtanzenzuge der politifchen 
Behörden zu folgen, und wird erfteren nur in Fällen gegrünbeter Gefahr uneinbring-, 
baren Schadens einhaltende Geltung zugeftanden. (Gouv. K. v. 22. November 1850. 

2. G. Bl. Nr. 105; die Reichsſtraßenzüge find in der Beilage biezu namentlich 
aufgeführt). — 

Zur Eicherung der Reichäftraßenzüge find bis zur Ginführung einer definitiven, 
allgemeinen Straßenpolizeiordnung folgende Beftimmungen feftgefept: J. Wird unter» 
fagt, Neubauten, fo wie Neuherſtellungen. inbegriffen Gartenzäune und Umplankungen, 
näher ald zwei Klafter von dem auswärtigen Rande der Chauffeegräben zu errichten, 
und es werben in Fällen erforberlicher, vornehmlich durch fonftige örtliche Bauzuftände 
bedingter Ausnahmen und rüdfichtlih Abweichungen von obiger a — über 


Sachſenheim, Erliuterung. 
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diesfällige Anfuchen die politifchen Behörden im Einvernehmen mit dem betreffenden 
Bezirfd-Bqubeamten gegen Freilaſſung höherer Berufung zu entfcheiden Haben. Auch 
bereit8 beftehende Zäune und Umplanfungen von weichem Materiale follen dort, wo 
folhe zu Folge Befund und Ausfprud der berufenen technifhen Beamten ald dem 
Reichsſtraßenzuge durch ihre Nähe fchädlih erkannt werden, abgetragen und in die 
vorbeftimmte oder mindeftend in eine fonft zuträgliche Entfernung zurüdgezogen wer⸗ 
den. Im denjenigen Fällen diefer lekteren Deranlaffung, wo nicht ſchon ein früheres 
eigenmächtiged Anrüden zum Straßenzuge dem Grundeigenthümer zur Laft fällt, und 
derfelbe durch nothwendig gewordenes Abrüden wirklichen Nachtheil erleiden follte, 
wird angemeffene Entfhädigung geleiftet werden. II. Die in die Reichsſtraße einmün- 
denden PVicinalwege dürfen hinfort nicht mehr durch die Chauffeegrüben geleitet, ſon⸗ 
dern es follen deren Einmündungen gehörig überbrüct werden. Diefe Cinmündungen 
follen übrigens auf 15 Klafter Entfernung von der Einmündung in die Neichöftraße 
ordentlich befchottert, und wo dies aus örtlichem Mangel an Material nicht thunlich 
wäre, wenigftend mit entſprechenden Wafferabzugsgräben verfehen werben. II. Das 
Etchbenbleiben von Fuhrwerken auf der Straße zum Abfüttern vor Einkehr: und 
Mirthehäufern ift verboten, damit ſowohl der Behinderung der Communication, wie 
auch der Verunreinigung und Befhädigung der Straße durch Stoßen und Stampfen 
des Zugviehes auf bleibender ‚Stelle vorgebeugt werde. Es haben die Wirthshaus⸗ 

inhaber für Auffagrten in Höfen, Schopfen oder fonftigen Ständen in kürzeſter Zeit. 
und längſtens binnen drei Monaten nad ‚der Kundmachung gegenmärtiger Verordnung 
Sorge zu tragen, und es verantworten diefelben zugleich mit den Fuhrleuten die 
Uebertretung vorftchender Beitimmung. IV. Indem fein Grundeigenthümer verbunden 
ift, die über feinem Lichtraum hängenden Aefte freinder Bäume zu dulden, fo follen 
die Hefte von außerhalb der Straße wachsenden Bäumen, infoferne fie diefer durch 
Ueberſchattung fhädlich find, abgeräumt werden. V. Das Nachfchleppen von Baum- 
flämmen, Brettergebinden u. dgl. auf bloßen Borderrädern, fo mie ſchwerer Eperr« 
fetten, wird ald der Straße ſchädlich gleichfalls unterfagt, daher auch Eggen, Pflüge 
und fonftige Feldbaugeräthe über die Reichsſtraßen nur auf Rädern geführt werben 
folfen. VI. Das Unfüllen der Straßengräben mit Mift und anderm Unrathe in den 
Dörf:n, fo wie mit den von den Feldern gefammelten Steinen wirb firengftend un- 
terfagt, und ed haben biedfalld die Anrainer in der ganzen Ausdehnung ihrer Gränz- 
linie zur Reichsſtraße zu verantworten, und fteht denfelben der Regreß gegen benjc- 
nigen zu, welcher diesfällige Anfüllung oder Verunreinigung begangen hat. VII. Rüd- 
fichtlih der Schranken und Zaunthöre, welche an den Cingängen der Dörfer oder auf 
den Fluren zur Sicherung gegen Feldſchäden durch Vieh über die Reichsſtraßen will- 
fürlih gezogen find, Aufenthalt bereiten, und zum Bettelunfuge Anlaß geben, und 
nicht felten des Nachts durch Echeumwerden der Pferde Unglück herbeiführen, fol in 
jeder Ortfhaft die Vorkehrung getroffen werden, damit für deren Deffnung bei Tag 
und Naht Bereitfehaft gehalten, von diefer aber feine Gebühr abgefordert werde, an— 
fonften das erfterwähnte Bebürfniß nicht bedacht, fondern auf Abräumen der Abſper⸗ 
tung gedrungen werden würde. VII. Den zur Reichsſtraße anrainenden Grundbe⸗ 
fipern ift es ſtrengſtens unterfagt, das Abzugswaſſer der Chauffeegräben durch Ber: ” 
baue oder PVerfhalungen abzudämmen, fondern es werben diefelben für eine zmed- 
mäßige Ableitung allenfalls auch im Zwecke der»Bewäflerung ihrer eigenen Felder 
oder Wieſen Eorge zu tragen haben. — In Fällen, wo befondere Terrainbefchaffen- 
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heit ober Webermächtigfeit des Wafferablaffed aus den Gräben der Reichöſtraße koſt⸗ 
fpielige Vorkehrungen oder Inundirung von größeren Grundſtrecken mit fich brächten, . 
dürfen Entfchädigungs » Anfprüche gegen dad Straßenärar vorgebracht, und werden 
nad Billigkeit berüdfichtigt werden. IX. Indem ungereyelted Ausweichen nicht ſelten 
zu Unglücksfällen Anlaß gibt, und Querüberfahren auch fonft die Etraßen benachthei— 
liget, Seitengeländer und Brüdeneinfaffungen beſchädigt, fo wird hiemit allgemein 
verordnet, damit hinfort und von Jedermann nach dem Sattelroß — das ift linker 
Eeite ausgewichen werde, und damit bei nur für ein Fuhrwerk hinreichend breiten 
Drüden immer dasjenige zuerſt paffire, welches am breiteften und rüdfichtlich ſchwerer 
geladen erfheint. X. Die genaueſte Handhabung der obigen Beſtimmungen wird den 
Drtö> und politifchen Behörden und dem aufgeftellten technifchen Organen übertragen, 
und .denfelben, fo wie die Ueberwachung der Zuhaltung und Befolgung durd das 
Puslicum der k. k. Gensd'armerie zur beſonderen Pflicht gemacht. Borfallenden Ueber- 
. tretungen haben bie Orts⸗ und politifchen Behörden aus eigener Wahrnehmung und 
Unterfuchung oder über Aufforderung ber öffentlichen Bau⸗Organe zu feuern und be 
gangene zu ahnden, und zwar: mit Geldftrafe von 1—10 Gulden oder in Vertretung 
bei unbemittelten Ortsbewohnern mit 1» bid Stägiger Handarbeit zur Straße; nebſt— 
bem wird bie Herftellung ober der Erſatz des angerichteten Schadens zu leiften fein. 
Hieraus entfallende Geldbeträge find dem Drtd- Armenfonde zuzumenden, und follen 
von Fall zu Fall mittelft Gegenfchein der Partei oder zweier Zeugen der Strafver- 
handlung an den Ortsfeelforger gegen Quittung abgegeben werden. Diefe Leptere 
ift ald Beleg des Strafactes aufzubewahren, um in jedem Reclamationd, ober Beru- 
fungsfalle die vorfhriftmäßige Verwendung darthun zu können. (Gouv. K. vom 18. 
Rovember 1850. 2. G. Bl. Nr. 102) vgl. 8. 364. 

Zufolge der 3. der Minifter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen v. 19. 
Jänner 1853 bildet der Zuftand der öffentlihen Straßen, Brüden, Wege im Kreife 
einen Gegenſtand der pflichtmäßigen Obforge der Kreisbehörde. Eie hat die vorfärift- 
mäßige Herftellung und SInftandhaltung derfelben zu überwachen, und die Befeitigung 
der wahrgenommenen Gebrechen durch Anmeifung der dazu zunächſt berufenen Aemter 
und Organe oder dur Anzeige an die höhere Behörde, oder in dringenden Fällen 
durh unmittelbare Berfügung zu veranlaffen. Zur Anfegung von Straßen, welche 
über den Umfang eines Amtsbezirkes hinausreichen, oder eine Bauführung mit ſich 
bringen, ift die Genehmigung der Kreisbehörde erforderlih. Handelt es fih um An- 
legung folher Straßen, bei welchen eine z3wangsweiſe Enteignung flattfinden ſoll, 
oder welche ſich über zwei oder mehrere Kreife ausdehnen, oder an die Staatsgränze 
führen; oder bei welchen überhaupt militairifche Nüdfichten eintreten, fo hat die Kreis⸗ 
behörde, bevor fie zu weiteren Verhandlungen fchreitet, über folhe Strapenanlagen 
Bericht an die vorgefepte politifche Behörde zu erftatten und deren Weifungen einzu: 
holen (8. 26). In Fällen, in welchen Koften für Etraßen ganz oder zum Theile im 
Wege der Concurrenz aufzubringen find, wird von der Kreißbehörde die Umlegung 
auf die einzelnen Gemeinden, von dem Bezirkdamte auf bie einzelnen Beitragspflichti⸗ 
gen veranlagt (3. 29. R. G. BI. Nr. 10. Beil. B.). Das Bezirkdamt forgt in dem 
Umfange feines Bezirkes nah Maßgabe der beftehenden Vorfchriften und der ihm zus 
gegangenen höheren Weifungen für die Herflellung und Inftandhaltung der Straßen 
und Brüden. Handelt es fi um Anlegung neuer Straßen im Inneren des Bezirkes, 
wobei Erpropriationen oder die Gomcurreng mehrerer Gemeinden einzutreten haben, 
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Magiſtrate, jede Art von Gebäden und Fleiſchgattungen mit gehöriger Rückficht⸗ 
nehmung auf den uf -anderen Marktpläben geltenden Preis der Früchte und 
des Biehes zu limitiren; die Limitation aber gewöhnlichermaßen fund zu machen 
and an öffentlichen Orten zur allgemeinen Wiffenfhaft anzufchlagen; gleichwie 
die Marfts- Infpectoren unter eigener Verantwortlichkeit darauf forgen werden, 
daß die limitirten Preife genau beobachtet, die Uebertreter aber dem Magiftrate 
ungefänmt angezeigt werden (8.17). Den Weg- und Brüdenbau auf den öffent- 
lichen Straßen zu befördern, gehört zu den vorzüglihen-Obliegenheiten der erften 
Beamten, fo wie auch der Magiftrate und Stuhlsämter (8. 18. a p. vom 
J. 1805, Gubl. 8. 10040:1804 I. Abſchn.). 


Hiezu kömmt zu bemerken: 

f. Laut Gouvernements⸗ Kundmachung vom 28. November 1849 war durch 
Privilegien und Uebungen den Bewohnern des Szeklerlandes bisher ber freie 
Handel mit dem, bei den k. f. Grubenämtern erfauften Aerar⸗Salze zugeftanden. 
Diefe Begünftigung ift, wie die Erfahrung lehrt und allgemein bekannt ift, nit ale 
Hebel des allgemeinen Wohlſtandes und als rin geeignetes Mittel benützt worden, um 
den Landesinfaffen diefen Gegenftand des allgemeiniten Bedürfniffed überall und zu 
den möglihft billigen Preifen zugänglih zu machen — fondern fie ift mißbraudt 
worden, um dad mittelft des Schleihhandel® über die Gränzen gebrachte ausländiſche 
Salz im ganzen Lande zu verbreiten, und auf diefe Art den wichtigſten Einnahms—⸗ 
zweig bed Staates, nämlich den Ertrag des Galzgefälld zu verkürzen. Gegenwärtig, 
wo durch die allgemeine Einführung einer verbefferten, allen Ständen glei frommen- 
den Berwalfung dem Staate neue und fehr bedeutende Auslagen erwachfen, ift es die 
Pflicht der Regierung, jede Schmälerung des öffentlichen Einfommend mit allen Kräf- 
ten bintanzuhalten; e® muß ferner bei der gleichen Berechtigung aller Stände und Na- 
tionalitäten auch die gleiche VBerpflihtung der einzelnen Staatäbürger gehandhabt und 
ed darf keinem Stamme irgend ein Recht ferner zugeftanden. werden, welches dad Er⸗ 
trägniß der allgemeinen Abgaben zu Gunften Einzelner fehmälert oder gefährdet, und 
dadurch die Laſt der andern Staatsbürger verhältnißmäßig vermehrt. Von dieſer An⸗ 
ficht ausgehend, wird die bisher beſtandene Begünſtigung des freien Salzhandels im 
Szeklerlande mit 1. Januar k. J. hiermit aufgehoben und angeordnet, daß dort, wie 
im ganzen andern Rande, der Salzverſchleiß nur durch die ämtlich beſtellten und hie⸗ 
zu ausſchließend befugten Verſchleißer betrieben werden dürfe. In Uebereinſtimmung 
mit dieſer Anordnung und mit Rückſicht auf die bereits verfügte zeitliche Auflöſung 
des Szekler⸗Militär⸗Gränz⸗Inſtitutes wird ferner beſtimmt, daß von nun an die Be— 
wohner des Szeklerlandes ohne Ausnahme in der Unterſuchung und Beſtrafung von 
Schleichhandelfällen den allgemeinen Beſtimmungen der Salzcontraband » Snftrnction 
vom 16. März 1786 unterworfen merden, daß fonach die ausnahmameife Beftimmung 
des $. 53 diefer Inftruction aufgehoben und jeder Bewohner des Szeklerlandes ohne 
irgend einen Unterfhied in Schwärzungsfällen mit den geſetzlichen Geld- und for- 
perlihen Strafen, fo wie mit dem Berfalle der eingebrachten Trandportmittel ganz 
gleich, wie die übrigen Landesbewohner zu beftrafen ift (8. &. BI. Nr. 36) —. Zum 
Behufe der bergordnungsmäßigen, ftrengen Ueberwachung des Bergbaubetricbed hat 
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dad Miniſterium für Landescultut und Bergweſen im Einverſtaͤndniſſe mit dem Mi⸗ 
niſterium des Innern verordnet: Den Bergbehörden, welchen die Bergwerksverleihrung 
und Dberaufjicht über alle Bergbaue obliegt, wird zur Pflicht gemacht, jede im Dienſte 
ſich darbietende Gelegenheit zu benügen, um über den technifchen Bergbaubetrieb ihres- 
Bezirkes verläßliche Erfahrungen zu fammeln. Kommen aber gegründete Anzeigen 
eined vernachläfiigten oder gefährlichen Bergbaubetriebes zu ihrer Kenntniß, fo ift 
unverzüglich die ämtliche Befahrung eines foldhen Bergbaues durch einen Abgeordne⸗ 
ten der Bergbehörde zu verfügen ($. 1). Zeigt fich bei den gepflagenen Erhebungen 
ein fo hoher Grad der Vernachläſſigung des geregelten Bergbaubetriehed, daß durch. 
deffen weitere Fortſetzung das Leben oder die Gefundheit der Arbeiter; oder anderes 
fremdes Eigenthum vffenbar und nahe gefährdet ericheint, fo ift der Bergbauslinters 
nehmer zur fogleichen Abſtellung der Gebrehen durch die Bergbehörde zu verhalten, 
oder vom dieſer hiezu die nöthige Ginleitung auf Koften des faumfeligen Berabau« 
Unternehmers zu treffen (5. 2). Iſt die Bernahläffigung zwar nachgewiefen, die hier- 
aus zu beforgende Gefahr aber entfernter, fo hat die Bergbehörbde dem Bergbau Uns- 
ternehmer eine angemefjene Friſt zur Abhilfe des Gchrechend anzuberaumen, nach des 
ven Ablauf er fich bei Vermeidung einer Strafe von 10 bis 20 Gulden über den, 
Vollzug dieſes Auftrages ausweiſen muß. Der Bergbebörde bleibt ed überlaffen, bier- 
nach über forgfältige Erwägung der obwaltenden Umftände auf die fogleiche Herftel- 
lung der angeordneten Sicherheitdvorrichtungen zu dringen oder eine zweite Frift hier 
zu einzuräumen. Wird auch dieſer Anordnung nicht Folge geleiftet, fo find die nöthi- 
gen Einleitungen zur Ausführung derfelben, auf Koften des ungehorfamen Bergbau. 
Unternehmerd, von Seite der Bergbehörde zu treffen, won dem erfleren aber überdies 
die durch die Amtliche Unterfuchung veranlaßten Koften zu tragen ($. 3), Die bei 
vorerwähnter Unterfuchung echobenen lebens⸗ oder gejundbeitögefährlihen Vorkomm⸗ 
uiffe, und die wegen deren Abftellung getroffenen Verfügungen, hat. die Bergbehörde 
von Fall zu Fall aud der politischen Behörde, des Bezirkes. in welchem die beanftän« 
dete Bergbau⸗Unternehmung gelegen ift, zur Kenntniß zu bringen ($. 4). Sind durch 
den vernachläjfigten Bergbaubetrieb andere öffentliche Rückſichten, oder Die Intereſſen 
einer. anderen öffentlichen Verwaltungsbehörde gefährdet, fg iſt die politiſche oder die 
hiebei betheiligte Verwaltungsbehörde zu der erſten Unterſuchung einzuladen, und im 
Einverſtändniſſe mit derſelben von der Bergbehörde weiter vorzugehen ($. 5). Gegen 
die Berfügungen der Bergbehörden fteht zwar der Recurs an dad Minifterium des 
Bergmefend binnen vier Wochen von der Zuftellung der Verordnung, ohne Geftattung 
einer weiteren Friſt. offen, wenn jedoch Gefahr am Verzuge obwaltet, fo bat derſelbe 
feine aufſchiebende Wirkung, und ed muß den Anordnungen der Bergbehörbe ſogleich 
Folge geleiftet werden ($. 6). Die politifhen Behörden werben angewiefen, die Berg- 
behörden hei der Handhabung diefer Borfchriften auf jede Weiſe und nöthigen Falles 
mit Hilfe der Gensd'armerie zu unterftügen ($. 7). Die Unterſuchungskoſten und Stra- 
jen find auf dbemfelben Wege, wie bie im politifchen Berfahren anerlaufenen Gebüh- 
ren oder Strafen einzubringen und zu diefem Ende von ber. Bergbehörde die erfor 
derlihen Erſuchſchreiben an die zuftändige politifhe Behörde zu richten (8. 8). (B. v. 
15. April 1852. R. ©. Bl. Nr. 95. 2. ©. Bl. Nr. 126). 


Im Laufe der neuen Organiſationsmaßregeln erfolgte die Errichtung der k. k. 


Berg⸗Forſt⸗Salinen⸗Direction für Siebenbürgen mit dem Amtsſitze zu Klauſenburg. 
(Bow. 8. v. 22. März 1852. 2. &. Bl. Ar. 111). 
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Die zur Ausübung der Berggerichtäbarkeit"} beſtimmten Gerichtähäfe erſter In⸗ 
ſtanz entf&heiden innerhalb ihre® Eprengeld in allen Streitſachen: 

a) Ucher dingliche Rechte auf Dergmwerke und deren Bugehör, worunter nit 
nur von der Bergbehörde bewilligte Echurf» oder Muthungsbaue und verliehene 
Bergbauc, fondern auch alle diejenigen Zaggebäude, Srundftüde und Anlagen zu rechnen 
find, welche zur Gewinnung und Aufbereitung der Mineralien beftimmt, ober fonft als 
ein Sanzed mit dem Werke verbunden find, und benüßt werben; b) über die Benü- 
bung ſolcher Werke und deren Zugehör; c) über das Alter im Felde bei Bergwerks⸗ 
verleihungen; d) Aber die Aufforderung zur Feldedftredung (Lagerung dcd Gruben: 
maßes mit beftimmter Begränzung); e) über die Begränzung, Bermarkung (Berlodh- 
fteinung) der Grubenfelder; f) über Ausbeutung und Zubußen von Berg. und Hütten: 
werten; g) über Retarbate-Erflärungen; h) über Sreierflärungen (Berfallenheit) von 
Bergbaubcrechtigungen ; i) über Erbftollengebühren oder fonftige Schacht- und Stol⸗ 
lenabgaben; %k) über Entfhädigung für in fremde Grubenhalter geführte Hilfd- und 
Aufſchlußbaue; 1) über Entſchädigung für die Mitbenüßung fremder Grubengebäude, 
MWafferlöfungsd-, Wetterfübrungs- und Forberungsd-Borrichtungen; m) fiber die Bruder 
laden, wegen deren Berwaltung. wegen rüdftändiger Beiträge und megen ber Berpflich« 
tungen berfelben gegen die Bruderladgenoffen; n) über Befchädigungen an Berg- und 
Hüttenwerfen, welde aus einer Bernahläffigung der Borfehriften der Berggeſetze ent⸗ 
ſtehen; 0) über das Cigenthum oder die Benügung von Grubenwäflern; p) über Ge 
ſellſchaftͤvertraͤge, rückſichtlich des Betriebes, der Benüpung oder VBerwerthung gemein 
fhaftliher Bergbaue und Hüttenwerke; q) über die Rechnungéführung zwiſchen 
Dergiverksbefigern und ihren Beamten oder Bevollmächtigten über den Betrich des 
Werkes und deſſen Zugehör ($. 59). Die zur Ausübung der Gerichtebarkeit in 
Bergbau » Angelegenheiten beftimmten Gerichtöböfe erfter Inftanz haben auch bad 
Bergbuh über die in ihrem Eprengel gelegenen Bergwerke und deren Zugehör zu 
führen, und die übrigen Amtshandlungen der Realgerichtsbarkeit über dieſelben aus⸗ 
zuüben (8. 60). In Etreitigfeiten über Befipftörungen, welche Bergbau »Objecte ber 
treffen, und wobei es fi um bie Grörterung des letzten factifchen Befisftandes han⸗ 
deit, entfcheidet dad Bezirksgericht, in deffen Sprengel die Befipftörung vorgefaller 
ift ($. 61). Streitigkeiten aus dem Dienftvertrage zwiſchen den Werkbeſitzern und 
den Bergarbeitern entiheidet, auch wenn die legteren bleibend aufgenommen find, dad 
Bezirkögeriht (8. 62. C. J. R. vom 3. Juli 1853. R. ©. Bl. Mr. 129). — Die 
Abmweihungen von dem ordentlichen Progchverfahren in Bergbauftreitigfetten find in 
ben 88. 636-649 der ©. P. D. vom 3. Mai 1852 enthalten. In der Negel ift in 
Bergbauftreitigfeiten mündlich zu verfahren (8. 637). In den Streitfachen, welche 
dad Gigenthum oder ein Vorrecht in Hinfiht auf Grubenmaßen, Kfüfte, Gänge, 
Stockflötz- und Seifenwerke, die Feldverſchienung, die überfchrittenen Markftätten und 
die Bergwerksdurchſchlage oder fircitige Gerechtfame der Erbftollen betreffen, fol auf 
Begehren eine? einzigen Theiles das fchriftliche Verfahren ftattfinden ($. 638). Zu 
den Aufferderungsfällen find auch biejenigen zu zählen, wo es fi um die Marl: 








) Die arundjäglich wiederholt ausgeſprochene Uebertragung der noch in Hän⸗ 
ben befonderer Montangerichte (Obergerihtd-Eollegium Gouv. K. v. 30. Jänner 1850. 
L. G. Bl. Rr. 55) befindlichen Verggerichtsbarkeit, an die 1. f. Gerichte iſt eben in 
der Ausführung begriffen. 
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tgeidung, um bie Kiefung ber Gänge und Klüfte, dann um Grubenfeldvermeſſung und 
freigefahtene Yechen Handelt (8. B39). Hichel und in Rückficht der Grubenſeldver⸗ 
ſchienung. Gaͤngausrichtung und befonderd der Währzäge find die befondern Bergge⸗ 
fege genau zu beobachten (6. 640) u. f. w. 


Mit dem a. h. Patente v. 31. März 1853 find das dem Staate ausfchlichend 
vorbehattene Gigenthum alles in oder auf dem Erdboden vorhandenen oder fich erzeu⸗ 
genden Salpeters, fo wie alle auf die Erzeugung, Bereitung und Verwendung bedfelben, 
dann auf den Berfchr damit Bezug nebmenden, aud dem Monopolsrechte des Staates 
fließenden Berbote und Befchränkungen mit 1. Juli 1853 außer Wirkfamteit gefebt 
"worden (Art. 1). Die Aufbebung des Ealpetermonopold läßt die Anordnungen über 
die Behandlung des Kochſalzes, welches fich bei der Bereitung oder Läuterung des 
Salpeterd als Nüdftand ober Nebenerzeugniß des angewendeten Verfahrens ergibt, un« 
berührt (Art. ID. Zur Salpeter-Erzeugung, wenn foldye gewerbs⸗ oder fabriksmäßig 
beirieben wird, ift eine eigene Commiſfion erforderlich, tweldye von den zur Verleihung 
von Gewerbd- und Fabriksbefugniſſen antorifirten Behörden unter Beobachtung der, 
hinſichtlich des DBetriebed von Bewerben und Fabriken beftchenden allgemeinen Bor« 
fhriften ertheitt wird. Selbſt in jenen Kronländern, in welchen die Gewerbe ohne 
vorläufige behoͤrdliche Berleihung betrichen werden bürfen, ift bie Bercchtigung zur 
fabrifd- oder gemwerbömäßigen Erzeugung bed Salpeters an die Konceffion der politi« 
(hen Behörde gebunden (Art. IN. Zur Erlangung einer ſolchen Gonceffion muß die 
öfterreichifehe Etaatöhürgerfchaft, Großjährigkeit, dann die moralifche und politiſche 
Unbefcholtenbeit nachgewieſen werben. (Art. IV) u. f. f. 


Zufolge der B. der Minifter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen v. 19. 
Jänner 1853 gehört zum Wirkungsfreife der Kreisbehörde die vorfchriftmäßige Mit- 


wirfung bei den der montaniftifhen Behörde zuftebenden Conceffionirungen (R. ©. 
B. Nr. 10. Beil. B). 


2. Mit Erlaß des Minifteriumsd für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten 
vom 18. Zuni I. 3. Zahl 2441, find im Kronlande Siebenbürgen die Reihäftra- 
Benzüge beftimmt worden: I. Diefe Straßenzige übergingen ſonach in die aus— 
ſchließliche Berwaltung der kaiſ. kon. Baubirection, jedoch haben bie zur Zuflandebrın- 
gung und Zuftandhaltung diefer Straßen bisher gefeplich in Anfprud geweſenen 
Berpflihtungen aller Landes » Infaften ohne Ausnahme der früher Bevorzugten : 
und Bevorrechteten, noch fortan, und bis zur Zeit, wo im Wege der Gefepgebung eim, , 
für die geſammte Monardie geltendes Bauconcurrenz » Siftem feftgeftelt fein wird, 
aufrecht zu bleiben, und follen erfültt werden. II. Diefer Beſtimmung ift 
die Anwendung zu geben, damit bid zum angebeuteten Zeitpuncte die gedachten Ver⸗ 
pflibtungen in dem bisher gefehlich zugeiwiefenen, äugemefienen oder in Uebung ge 
flandenen Umfange fo mie in ber bieherigen Leiſtungsart und Leiflungs- 
weife, in fo ferne angeforbert und präflirt werden, ald wicht der Grnndſaß der 
Gleichverpflichtung aller Staatsangebörigen, eine befchräntende oder aus⸗ 
dehnende Abänderung des Pflichtbeftandes erheifht. II. Indem die in Anfpruchnahme 
obiger Goncurrenzverpflihtungen nur nad dem eigentlihen Bedarfe eintreten wird, 
fo ſoll der, bisher meiſtentheils beftandenen firen Arbeitsaufmeſſung nad bem Grund» 
befige, nur die Geltung ald Mafftab für Untertheilung der, ortſchaftsweiſe angeforbert 
werdenden Reiftungen im Innern der Gemeinde beigemeffen werben. Dem auf ſolche 
Weife aufrecht zu haltenden kisherigen Bemeifungs-Mapftabe obiger ober 
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anderer Art follen nunmehr auch diejenigen Anforderungen unterzogen werben, welch, 
an. Stelle früherer privilegirtet. Eremtionen treten. Dennoch darf in feinem Yale 
die beftandene oder in Folge früherer geſetzlicher Beſtimmungen oder in Folge einer 
folchen Uebung zutommende Art und Weife der Leiftungsverpflichtung (3. B. blos 
in Materiale, in befonderen Handwerköarbeiten u. dgl.) gegen den Willen des Ber- 
pflichteten in andere abgeändert werden. Nur wird an dem Grundfage des Gleich 
maßes der Verpflichtungslaft mit Aufrechthaltung deren bisheriger Art und MWeife 
firenge zu halten fein. IV. Befreiungen oder Erleichterungen, welche nicht 
ald Standes» oder fonftige Bevorzugungen beflanden, fondern ven Bedürfniffen des 
Einzelnen oder den Höheren des Landes zu Gute famen (3. B. gewiffen Rohnarbeiten, 
zur Sicherung und Hebung gewifjer Zweige der Landesproduction, Anrechnung auf 
Dienftedgebühren (Verordnung vom. 15. Zuli 1. Jahres, L. ©. Bi. Nr. 51) follen 
au fortan, aber nur über vorläufige gründliche Beurtheilung der Gebührlichkeit und 
Erforderlichkeit um fo mehr aufrecht erhalten werden, als die hieraus ſchon früher im 
höheren Intereſſe beftandenen Ausfälle durch Zuthat der Leiftungen von früher privi- 
fegirten Gremtionen hinreichend erfüllt werben. In keinem Yale dürfen jedoch derlei 
Befreiungen und Erleihterungen die Eigenfhaft dinglicher — auf das Beſitzthum ber 
berüdfichteten Perfonen bezüglicher Ausnahmen annehmen ,: fondern haben ale blos 
perfünlihe zu gelten. V. Ferner hat aud gegen früher etwa anders beſtandenen Ge⸗ 
brauch, zu gelten und fogleih in Ausführung zu fommen, damit die Straßenſtrecken. 
welche Ortfchaften (Städte, Märkte und Dörfer) durchziehen, innerhalb der äußerſten 
Gränzlinie der Wohngebäude von der Ortsgemeinde ausſchließlich beforgt 
werden. VI. Weil im Sinne vorgedachter Weifungen und dem gegenwärtig Berord- 
neten gemäß, bis zum Zeitpuncte einer allgemeinen Goncurrenz » Norm an dem bier 
berigen gefeglihen Berpflihtungen-Beftande feftgehalten werden fol, fo 
ift nur in Fällen offenbarer und befonderer Unbilligfeit oder Beſchwerniß durch das 
bisherige Siften der Auflage der StrapenconcurrengsBerpflihtungen eine Abänderung 
in Art und Maß der biäherigen Zumweifung zuläffig. Diesfalls nothwendig werdende 
Audgleihungen haben die Bezirfdämter innerhalb der Bezirke, über deren Gränzen 
hinaus nothwendig werdende bie Diftrictd «Aernter zu bewirfen, und dem Derpflichte- 
ten befannt zu geben. Notwendige Abänderungen über die Gränzen der Diftricte 
find mittelft einvernehmlicher motivirter Gutachten zu beantragen. Es wird den Pos 
utiſchen ſo wie den techniſchen Behörden obliegen, genaueſte Kenntniß der bis— 
herigen, und mit den oben angeführten Befchränkungen auch fortan aufrecht zu erhal⸗ 
tenden GStraßenconcurrenz » Verpflichtungen fi zu verſchaffen, und nur auf diefer 
Grundlage in gegebenen Fällen zu urtheilen und Berfügungen zu treffen. VIL Zum 
näheren Berftändniffe der Beitragsverpflichtungen zu den, nunmehr als Neicheftraßen 
erflärten Straßenzügen bat ferner dad Minifterium für Handel, Gewerbe und öffent. 
lite Bauten mit GErlaß vom 12. September 1. J. 3. 3798 erklärt: daß die funft- 
gerechte Inſtandſetzung und Erhaltung diefer Strafenzüge, namentlich die Anſchaf⸗ 
fung und Erbaftung der Werkzeuge und Requifiten, die künftlihe Zubereitung des 
Schotters u. dgl., die Herftellung und Erhaltung der Durchläffe uud fonftigen Straßen: 
objefte, auöfchließtih auf Koften des Aerars zu gefheben babe. Tragegen wurde 
wegen Dedftoffbeiftellung indbefondere feftgefept, damit zur Erleichterung für 
den Landwirth die Steinmaterial - Lieferung zur gehörigen Befchotterung der Fahr⸗ 
bahnen im 'Spätherbfte, die Beifhaffung des zur Straßenherftellung nöthigen Reſerve⸗ 
materiales aber im Frũbjabre geſchehe. In diefer Beziehung ift vom Minifterium der 
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k. k. Bau-Direction empfohlen worden, raß bei dem Umſtande, wo bie meiſten hier⸗ 
ländigen Etraßenzüge längs Fluͤſſen geführt find, zur Schonung bes Staatsſchatzes 
fo wie der Concurrenzpflichtigen, wo immer nur möglich des Flußſchotters zur Straßen- 
Conſervation fich bedient werde. VIII. Durch Goncurrenzleiftung zu denjenigen Stra- 
Benftredten, weldde nunmehr Reichsſtraßen geworden find, wird keineswegs die zu an⸗ 
deren Wegesſtrecken beftandene Beitragöpflichtigleit aufgehoben oder beſchränkt. Durch 
bie Goncurrenzpflicht zu Reichsſtraßen nicht betroffenen Gemeinden liegtidie diesfällige 
Berbindlichkeit für bie anderen Landes» und fonfligen Verbindungswege ob. 
Wegen Anforderung und Leiftung biefer Berpflichtungen foll auch an den bisherigen 
und gefepligen Modalitäten feitgehalten und nur in Fällen befonderer Nothimendig- 
‘ feit und zufolge vorerwähnter Maßnahme Abänderung und rüdfihtli Ausgleihung 
getroffen werden. IX. Der Leiftungsbebarf für Reichsſtraßen wird von den Baube- 
hörden und beren Organen, ortfhaftsweife im Wege der Orts⸗ ober Bezirks⸗ 
behörden angefordert. Die näheren und einzelnen Beflimmungen über Anwendung 
und rüdfihtlih Verwendung der, durd die lepteren Behörden ortſchaftsweiſe, mit 
Beftimmung der Arbeitspläge angewwiefenen Concurrenzen auf ben Arbeitöplägen felbft, 
kommt den öffentlihden Bauorganen zu, gleich wie diefelben über die Arbeiten Leiften- 
den die erforderliche Ueberwachung und dadurch bedingte Didciplin zu üben baben. 
Zu Folge der vorftehenden Beilimmung, daß bie in Frage ſtehenden Goncurrenzpflichten 
ortfchafte« (gemeindes) weile anzufordern und zu präftiren find, liegt die Aufbringung 
des Angeforderten ber Ortögemeinde ob, es fteht ihr deffen Untertheilung und Umle—⸗ 
gung auf die einzelnen Gemeindeangehörigen zu. Die über Gleihverpflihtung 
der Siaatdangehörigen überhaupt und ber Gemeindeangehörigen indbefondere geltenden, 
und diefem gemäß in Uebung geflandenen Grundſätze werden diesfalls zum Mapftabe 
anzunehmen fein. Ueberhaupt hat aber zu gelten, daß eine Reluition der Goncur: 
renzverpflichtung zu Reichsſtraßen in Gelde an die Straßenverwaltung in feinem 
Falle Statt habe. Dagegen ein diedfälliged Uebereinkommen der Berpflichteten inner: 
Halb der Gemeinden unbenommen bleibe. X. In Fällen vermweigerter oder verfäumter 
Erfüllung diesfäliger Beitragspflichten haben die politifchen Behörden effective 
Militärerecutionen nöthigen und insbeſondere wiederholten Falls mit verdoppelten 

Gebühren, endlich auch Auflage befonderer Strafarbeiten in Anwendung zu bringen. 

Gegen Einzelne innerhalb der Gemeinden haben von Seiten diefer Lepteren die übli— 

hen und nicht gefegwidrigen Zwangsmittel Plap zu greifen. Nur bei gänzlich außer 
Zweifel geſetztem Ungureihen der eigenen Goercitivmittel darf den Gemeinden Militair: 
erecution zur Anwendung beigegeben werden. Reclamationen und Befchwerden in dies— 
fälligen Angelegenheiten haben dem ordentlihen Inſtanzenzuge der politifchen 
Behörden zu folgen, und wird erfteren nur in Fällen gegründeter Gefahr uneinbring>, 
baren Schadens einhaltende Geltung zugeflanden. (Gouv. 8. v. 22. November 1850. 

8. ©. DI. Nr. 105; die Neichöftraßenzüge find in der zeilage biezu namentlich 
aufgeführt). — 

Zur Sicherung der Reichäftraßenzüge find bis zur Einführung einer definitiven, 
allgemeinen Straßenpplizeiordnung folgende Beftimmungen feftgefeßt: 1. Wird unter 
fagt, Neubauten, fo wie Reuberftellungen, inbegriffen Gartenzäune und Umplankungen, 
näher ald zwei Klafter von dem auswärtigen Rande der Chauffeegräben zu errichten, 
und ed werden in Fällen erforderlicher, vornehmlich durch fonftige örtliche Bauzuftände 
bedingter Ausnahmen und rüdjicgtlih Abweichungen von obiger Beſtimmung — über 
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diesfällige Anſuchen die politiſchen Behörden im Einvernehmen mit dem betreffenden 
Bezirks-Bqubeamten gegen Freilaſſung höherer Berufung zu entſcheiden haben. Auch 
bexeits beftehende Zäune und Umplankungen von weichen Materiale ſollen dort, wo 
joldhe zu Folge Befund und Ausſpruch der berufenen technifhen Beamten ald dem 
Reichöftraßenzuge durch ihre Nähe fchädlih erkannt werden, abgetragen und in die 
vorbeftimmte oder mindeſtens in eine fonft zuträgliche Entfernung zurüdgezogen wer- 
ben. In denjenigen Fällen diefer lepteren Beranlaffung, wo nicht fehon ein früheres 
eigenmächtiged Anrüden zum Straßenzuge dem Grundeigenthümer zur Laft fällt, und 
derfelbe durch nothwendig gewordenes Abrücken wirklichen Nachtheil erleiden follte, 
wird angemefjene Entfhädigung geleiftet werden. I. Die in die Reichsſtraße einmün- 
denden Vicinalwege dürfen hinfort nicht mehr durch die Chauffeegrüben geleitet, fon- 
bern es follen deren Cinmündungen gehörig überbrüdt werden. Diefe Einmündungen 
jolfen übrigend auf 15 Klafter Entfernung von der Einmündung in die Neichäftraße 
ordentlich befchottert, und wo dies aus örtlichem Mangel an Material nicht thunlich 
wäre, menigftend mit entſprechenden Wafjerabzugsgräben verfchen werhen. III. Das 
Etebenbleiben von Fuhrwerken auf der Straße zum Abfüttern vor Einkehr⸗ und 
MWirthähäufern ift verboten, damit fowohl der Behinderung der Communication, wie 
auch der Verunreinigung und Beihädigung der Strafe durch Stoßen und Stampfen 
des Zugviehes auf bleibender Stelle vorgebeugt werde. Es haben die Wirthöhaud- 
inhaber für Auffagrten in Höfen, Schopfen oder fonftigen Ständen in fürzefter Zeit. 
und längſtens binnen drei Monaten nach der Kundmahung gegenmwärtiger Verordnung 
Sorge zu tragen, und ed verantworten biefelben zugleich mit den Fuhrlenten die 
Uebertretung vorfichender Beftimmung. IV. Indem kein Grundeigenthümer verbunden 
ift, die über feinem Lichtraum hängenden Aefte fremder Bäume zu’ dulden, fo follen 
die Aeſte von außerhalb der Straße wachſenden Bäumen, infoferne fie diefer durch 
Ueberfhattung FhAdlih find, abgeräumt werden. V. Das Nahfchleppen von Baum- 
ſtämmen, Brettergebinden u. dgl. auf bloßen Borderrädern, fo wie ſchwerer Sperr⸗ 
fetten, wird als der Straße fihädlich gleichfalls unterfagt, daher auch Eggen, Pflüge 
und fonftige Feldbaugeräthe über die Reichsſtraßen nur auf Rädern geführt werden 
follen. VI. Das Anfüllen der Straßengräben mit Mift und anderm Unrathe in den 
Dörfern, fo wie mit den von den Feldern gefammelten Steinen wird firengftend un- 
terfagt, und ed haben diedfalld die Anrainer in der ganzen Ausdehnung ihrer Gränz« 
linie zur Reihöftraße zu verantworten, und fteht denfelben der Regreß gegen denje- 
nigen zu, welcher diesfällige Anfüllung oder Verunreinigung begangen hat. VII. Rüd- 
fihtli der Schranken und Zaunthöre, welche an den Eingängen der Dörfer oder auf 
den Fluren zur Sicherung gegen Feldſchäden durch Vieh über die Reichsſtraßen will 
fürlih gezogen find, Aufenthalt bereiten, und zum Bettelunfuge Anlaß geben, und 
nicht felten des Nachts durch Scheumerden der Pferde Ungluͤck herbeiführen, ſoll in 
jeder Ortfhaft die Vorkehrung getroffen werden, damit für deren Deffnung bei Tag 
und Naht Bereitfhaft gehalten, von diefer aber feine Gebühr abgeforbert werde, un: 
fonften das erfterwähnte Bebürfniß nicht bedacht, fondern auf Abräumen der Abſper⸗ 
rung gedrungen werden würde. VLIT. Den zur Reihäftraße anrainenden Grundbe- 
fipern ift es firengftend unterfagt, das Abzugswaſſer der Chauffeegräben durch Ver⸗ 
baue oder Berfhalungen abzudämmen, fondern es werden diefelben für eine zweck⸗ 
mäßige Ableitung allenfalls auch im Zwecke der Bewäſſerung ihrer eigenen Felder 
oder Wieſen Sorge zu tragen haben. — In Fällen, wo befondere Terrainbefchaffen- 
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heit oder Uebermächtigkeit des Wafferablaffed aus den Gräben der Reichsſtraße foft« 
fpielige Vorkehrungen oder Snundirung von größeren Grundftreden mit fidy brächten. . 
dürfen Entfhädigungsd » Anfprühe gegen das Straßenärar vorgebracht, und werden 
nah Billigkeit berüdfichtigt werden. IX. Indem ungeregelted Ausweichen nicht felten 
zu Unglüdöfällen Anlaß gibt, und Querüberfahren auch fonft die Straßen benachthei- 
liget, Seitengeländer und Brüdeneinfaffungen befhädigt, fo wirb hiemit allgemein 
verordnet, damit binfort und von Sebermann nach dem Sattelroß — das ift Tinker 
Eeite audgewihen werde, und damit bei nur für ein Fuhrwerk hinreichend breiten 
Brüden immer dasjenige zuerft paffire, welches am breiteften und rückfichtlich ſchwerer 
geladen erfheint. X. Die genaueſte Handhabung der obigen Beſtimmungen wird den 
Orts⸗ und politifgen Behörden und den aufgeftellten technifchen Organen übertragen, 
und .denfelben, fo wie die Ueberwachung der Zuhaltung und Befolgung dur das 
Publicum der 8. k. Gensd'armerie zur befonderen Pflicht gemacht. Borfallenden Ucber- 
. tretungen haben die Drte- und politifhen Bebörden aus eigener Wahrnehmung und 
Unterfuhung oder über Aufforberung der Bffentlichen Bau-Örgane zu fleuern und be— 
gangene zu ahnden, und zwar: mit Gelbfttafe von 1—10 Gulden oder in Vertretung 
bei unbemittelten Ortsbewohnern mit 1» bis Stägiger Handarbeit zur Straße; ncbft- 
dem wird Die Herftelung oder der Erſaß des angerichteten Schadens zu leiften fein. 
Hieraus entfalfende Seldbeträge find dem Orts-Armenfonde zuzumenden, und follen 
von Fall zu Ball mittelft Gegenfhein der Partei oder zweier Zeugen der Etrafver- 
handlung an den Ortsſeelſorger gegen Quittung abgegeben werden. Diefe Leptere 
ift ald Beleg des Strafactes aufbewahren, um in jedem Reclamationd- oder Beru- 
fungsfalle die vorfhriftmäßige Verwendung darthun zu können. (Gouv. K. vom 18. 
Rovember 1850. 2. G. Bi. Nr. 102) vgl. 8. 364... 

Zufolge der B. der Minifter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen v. 19. 
Jänner 1853 bildet der Zuftand der öffentlichen Straßen, Brüden, Wege im Kreife 
einen Gegenfland der pflihtmäßigen Obforge der Kreisbehörde. Sie hat die vorfchrift- 
mäßige Herfielfung und SInftandhaltung derfelben zu überwachen, und die Befeitigung 
der wahrgenommenen Gebrechen durch Anweiſung der dazu zunächſt berufenen Aemter 
und Organe oder durch Anzeige an die höhere Behörde, oder in dringenden Fällen 
durch unmittelbare Verfügung zu veranfaffen. Zur Anfegung von Straßen, melde 
über den Umfang eines Amtsbezirkes hinausreichen, oder eine Bauführung mit fih 
bringen, ift die Genehmigung der Kreisbehörde erforderlih. Handelt ed fih um An- 
legung ſolcher Straßen, bei welchen eine zmangsmweife Enteignung flattfinden fol, 
oder welche fich Über zwei oder mehrere Kreife ausdehnen, oder an die Staatsgränze 
führen; oder bei welchen überhaupt militairifche Nüdfichten eintreten, fo bat die Kreis— 
behörde, bevor fie zu weiteren Berhandlungen fehreitet, über folhe Etraßenanlagen 
Bericht an die vorgefeßte politifche Behörde zu erftatten und deren Weifungen einzu: 
holen (8. 26). In Fällen, in welchen Koften für Straßen ganz oder zum Theile im 
Wege der Boncurrenz aufzubringen find, wird von der Kreisbehörde die Umlegung 
auf die einzelnen Gemeinden, von dem Bezirkdamte auf die einzelnen Beitragspflichti« 
gen veranlaßt (3. 29. R. ©. Bl. Ar. 10. Beil. B.). Das Bezirksamt forgt in dem 
Umfange feines Bezirkes nah Maßgabe der beftehenden Borfchriften und der ihm zu⸗ 
gegangenen höheren Weifungen für die Herftellung und Inftandhaltung der Straßen 
und Brüden. Handelt c3 fih um Anlegung neuer Straßen im Inneren des Bezirkes, 
wobei Erpropriationen oder die Gomcurreng mehrerer Gemeinden einzutreten baben, 
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oder an die Kreis- ober Landesgränzen führen, jv pflegt das Bezirksamt die darauf 
abziefenden Berbandlungen, und legt folche der höheren politifchen Behörde zur wei⸗ 
teren Verfügung vor ($. 28. ebd. Beil. A.). 

3. Mit dem a. 5. Patente vom 10. Februar 1853, wirffam für die Königreiche 
Ungarn, Groatien und Stavonien, das Großfürftentyum Siebenbürgen, die ferbifche 
Woiwodſchaft und das Zemefer Banat, mit Ausflug der Milttairgränze, tourden die 
in den anderen Theilen des Reiches in Geltung ftehenden Anordnungen über dad Aus- 
maß, die Ginhebung und Handhabung der Weg-, Brüden- und Ueberfahrtd- 
mäuthe in den oben genannten Ländern (und zwar zufolge der B. der Minifterien 
der Finanzen und bed Handeld vom 12. Zuli 1853, vom 1. November d. J. ange 
fangen) für alle jene Straßen, Brüden und Ueberfahrten in Wirkſamkeit gefegt, welche 
auf Koften ded Staates oder der, unter der Bermaltung der Staatsbehörden ftehenden 
öffentlichen Yonde erhalten werden, und zwar mir bei jenen Straßen, welche chauſſee⸗ 
artig hergeſtellt find (Art. D. Ruͤckſichtlich diefer bezeichneten Aerarial-, Weg-, Brüden: 
und Ucherfahrtd » Mäuthe haben alle bisherigen Exemtionen und: Jmmunitäten von 
Perfonen, Ständen und Korporationen ausnahmlos aufjuhören, und nur jene Aud« 
nahmen und Befreiungen von Gntrichtung diefer Staatsabgabe flattzufinden, welche 
und fo weit felbe in gegenwärtiger Borfchrift vorgefehen und ausdrüdlich vorbehalten 
find (Art. II. Die Verwaltung, Leitung und Ueberwachung der k. k. Aerariat-, 
Wege, Brüden: und Ueberfahrts⸗Mäuthe fteht den Finanzbehörden nah Maßgabe ihres 
Wirkungskreiſes zu, und wird, fo wie dad Verfahren bei diesfälligen Uchertretungen 
(88. 19 und 20 der dem Patente beiliegenden Borfchrift) durch die rüdfichtlich der 
Staatögefälle erlaffenen allgemeinen und befonderen Borfchriften geregelt (Art. IV). 
Die bezogene Borfchrift über das Ausmaß, die Einhebung und Handhabung der 
Aerariale, Weg-, Brüden« und Ueberfahrts⸗Mäuthe auf den vom Staate hauffeeartig 
bergeftelten und unterhaltenen Straßen, enthält folgende mwefentliche Beftimmungen: 
Die Weg- und Brüdenmauth wird für mit Zugvieh befpannte Fuhrwerke und für 
Zriebvich eingehoben (8. 1), und in der Regel mit einem Kreuzer für die Meile von 
jedem Stüd eingefpannter Zugtbiere; mit einem halben Kreuzer für die Meile 1. von 
jedem Stüd ſchweren Triebviehes, 2. von Zugthieren außer der Befpannung und 
3. von Reitpferden, und endlich mit einem Biertels Kreuzer für die Meile von jedem 
Stück leichten Triebviehes bemeffen. Unter ſchwerem Triebvieh werden Pferde, Ochfen, 
Etiere, Kühe, Junzen, Terzen, Maulthiere und Cfel; unter leichtem Triebvieh Kälber, 
Schafe, Ziegen und Borftenvich verftanden- (8. 2). Diefe Mauth ift bei Betretung 
des Schrankens zu entrichten, ohme Rückſicht auf die vor Betretung dedfelben zuräd« 
gelegte Wegſtrecke ($. 3). Die gefepliche Wegmauth wird von der Gränze Siebenbür- 
gend gegen Hermannftadt zu bei jedem Mauthfchranten vorhinein, in der entgegenge- 
fepten Richtung aber nachträglich eingehoben (8. 4). Die Brückenmauth wird nad 
der Ränge der Brüde bemeffen und bei Brüden von mehr als 40 Klaftern Länge mit 
3 Krenzern für Fuhrwerke von jedem Etüd Zugvieh, mit 1, Kreuzern von jedem 
Stud Tragvieh und ſchwerem Triebvieh, und mit °/, Kreuzern vom feichten kleinen 
Triebvieh entrichtet. Beträgt die Länge der Zrücke mehr als zwanzig und nicht über 
vierzig after, fo vermindert fich die Brüdenmanth auf 2 Kreuzer für Fuhrwerke von 
jedem Stüd Zugvieh, auf 1 Kreuzer von jedem Stück Tragvich und ſchwerem Trieb⸗ 
vieh und auf Y, Kreuzer vom leichten Heinen Triebvieh. In einem noch geringeren 
Ausmaße wird die Brüenmauth eingehoben, wenn die Ränge der Brüde blos 10 bis 
einſchließlich 20 Klafter beträgt. Im diefem Falle wird für jedes eingefpannte Stüd 
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Zugvieh 1 Kreuzer; von jedem Stück Tragvieh und ſchwerem Triebvieh Y, Kreuzer 
und von leichtem, Meinen Zriebvieh / Kreuzer entrichtet. Brüden don weniger ale 
zehn Klaftern Länge bleiben mauthfrei ($. 9). 

Mit a. h. Entſchließung vom 5. Juli 1858 Haben ferner Se. k. k. Majeftät 
zu genehmigen gerupt, daß jene Fuhrwerke, welche landesüblich nach Art der Bauern- 
wägen gebaut find, d. i., weldhe weder ciferne Achfen noch Federn, noch eine bleibende 
mit dem Wagen verbundene Bedachung von Holz oder Leder haben, und weder in die 
Kategorie der Stelfuhren, noch in jene der fogenammten Bauernpoft gehören, für das 
daran gefpannte Zugvich nur die Hälfte aller tarifmäßig entfallenden Mauthgebühren 
entrichten. 

Jedoch nicht blos durch Die eben angeführte Erleichterung, fondern auch durch 
zahlreiche gänzliche Befreiungen von der gefeplichen Mauthentrichtung läßt das neue 
Mautbgeich gewiſſen berechtigten AIntereffen eine befondere Begünftigung angebeihen. 
Hicher gebören zuvörderſt die von dem Gefege für Fuhren, die mittelkar oder unmit- 
telbar im öffentlichen Intereſſe geleiftet werden, 3. B. für Vorfpannsfuhren auf dem 
Hine und Rüdwege, für alle Fuhren zur Erhaltung und zum Baue öffentlicher Stra⸗ 
Ben, für die Fuhren der Geelforger in ihren pflihtmäßigen Amtéverrichtungen, ale: 
zur Abhaltung des Gottesdienſtes, der Chriftenichre, zum Beſuche der Kranken und 
zur Beerdigung der Leichen im feelforgerämtlihen Bezirk; für Fuhren mit Feuerlöſch⸗ 
vequifiten, wenn fie bei einer Feuersbrunſt zu Hilfe kommen oder zurüdfahren u. f. w. 
feftgefepten Mauthbefreiungen, ſondern auch alle jene Befreiungen, durch welche das 
Geſetz den Feldbau, die Viehzucht, die Gewerbeinduflrie und gewiſſe Verkehrsverhält⸗ 
niffe zu begünftigen fucht. 

In lepterer Beziehung werben folgende das Randvolf betreffende Befreiungen 
fammt den Bedingungen derfelben hervorgehoben: In den Drtfchaften, in welchen ein 
Mauthſchranken aufgeftellt ift, find für die Ortsbewohner im $. 18, Abſatz 23 des 
Mauthgefepes folgende Befreinngen son der Entrihtung der Mauthgebühr feſtgeſetzt 
worden. Es find mautdfrei: a) Alte Fuhren mit Baumaterialien, jedoch nur unter 
den folgenden zwei Bedingungen, daB diefe Baumaterialien nur auf dem zum Mauth- 
orte gehörigen Grund und Boden geiwonnen und baß fie für diefen Drt verwendet 
werden. b) Das auf die Weide, in die Schivemme, zur Zränfe, Heilung oder zum 
Beſchlagen gebende Bieh, dann au jenes Vieh, welches zur Weide auf die Alpen 
getrieben wird. Mit der a. h. Entfchliegung vom 5. Juli 1853 wurde die letztere 
Beitimmung dahin erläutert, daß das Vieh, welches zur Weide auf die Alpen getrieben 
wird, auf allen Straßen- und Brüdenmautbftationen, die dasſelbe auf dem Hin: und 
Nüdwege betritt, gegen Gertificate der ‚betreffenden Orts⸗Obrigkeit mauthfrei iſt. Eben- 
falls mauthfrei if jened Vieh, welches aus Siebenbürgen in die Moldau und Wa- 
ladhei zur Weide (Pascualion) oder von derfelben zurüd nach Siebenbürgen getrieben 
wird, wenn dasſelbe bei dem Austriebe dahin mit den durch die Pastuationginftruction 
vorgeſchriebenen Päſſen der Bezirksobrigkeiten, und bei dem Eintriebe daher nebft den 
Paäſſen mit den vorfähriftsmäßigen Pasfuationd-Cintrittöbolleten des betreffenden k. k. 
Einbruchs⸗Graͤnzzollamtes verfehen iſt. c) Mauthfrei ift jedes Fuhrwerk zum Feldbau 
z. B. Pflüge, Eggen, Düngerfuhren u. ſ. w. Weil die Befreiung an dem Fuhrwerke 
ſelbſt und nicht an dem Materiale, das zum Feldbau verführt wird, haftet, ſo find 
dieſe Fuhren ſowohl für die Fahrt nach dem Felde, als von dem Felde zurück 
als mauthfrei zu behandeln. d) Mauthfrei find ferner alle Wirthſchaftsfuhren, 
welche die Bewohner einer Ortſchaft, wo ein Mauthſchranken aufgeſtellt iſt, mit 
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mit ihrem eigenen ober mit in bemfelben Orte gemiethetem Zugvieh verrichten; ferner 
alle Wirthfchafts- und Gewerbefuhren, durch welche ein Bodenproduct nad Haufe und 


ein Materiale zur Umgeflaltung und Berarbeitung in einer Richtung und im umges . 


fialteten und verarbeiteten Zuftande wieder zurüdgeführt wird, wie 3. B. bie Ernte 
vom Felde, Holz vom Walde, Getreide nad der Mühle und Mehl zurüd, ungebleichte 
Leinwand zur Bleiche und gebleichte zurück, rohes Wollenproduct zur Walke und zu« 
rück u. f. w. Die den uhren zum Feldbaue und den eigentlichen Feldwirthſchafts⸗ 
fuhren eines Ortes, wo ein Mauthſchranken aufgeftelt ift, an diefem Schranken zu- 
geftandene Befreiung kommt auch denjenigen Bewohnern der nächſten Ortfchaften und 
überhaupt allen auswärtigen Bewohnern, ohne Rückſicht auf ihre Entfernung beim 
Eintritt der gefeplihen Bedingungen zu, welche jenfeitd des Mauthſchrankens eigen- 
thümliche oder gepachtete Grundftüde befiben und ihrer Bewirtbichaftung wegen De= 
müßigt find, den Mautbfchranten zu betreten. Diefe Befreiung hat aber nur dann 
ftatt, wenn für bieſes Vieh und Fuhrwerk im Zuge zu diefem Mautbfchranten die 
Mauthbefreiung nicht fehon an einem andern Schranken genoffen. wird. Die Fuhren, 
welche blos zur Nahfiht beim Landwirtbfchaftshetriebe unternommen werden, können 
nicht als Wirthfchaftsfuhren im firengen Sinne betrachtet werden, und unterliegen 
deöhalb nach einer ausbrüdlichen Beftimmung des Geſetzes der Mauthentrichtung- 
Eben fo unterliegen alle jene Fuhren der Maufbentrihtung, mit welchen Producte, 
z. DB. Körner, Heu, Stroh u. f. w., oder Fabricate zum Berkaufe aus den Orte wo 
anders hin verführt werben; ferner alle jene Fuhren, welche von den umliegenden 
Ortſchaften Victualien, Holz und derlei Bedürfniffe in einen mit einem Mautbfchranten 
gefhloffenen Ort auf deu Markt, oder fonft zum Abſatz bringen. e) Endlich find alle 
Fuhren, mittelft welchen rohe Materialien zum Behufe der Bearbeitung oder Brenn- 
floffe für montaniftifh conceffionirte Werke denfelben zugeführt werden, in dem Orte, 
wo fih der Schranken befindet, nicht aber außer demfelben, mauthfrei. 

Als Regel kann ferner aufgeftellt werden, daß gegen vorfchriftmäßig gelieferten 
Ausweis alle für öffentliche Zwecke zu leiftende Fuhren, 3. B. zum Straßenbau, Vor« 
fpannefuhren u. f. w.,. ferner alle nah dem Geſetze unentgeltlich zu leiftenden 
Fuhren: zu den Pfarr-, Kirchen und Schulbaulichkeiten und für bie Zwecke diefer An- 
falten mauthfrei find. Zur Erleichterung der Bewohner jener Orte, in welchen alle 
Eingänge mit Mautbfchranfen umſchloſſen find, ift im $. 17 des Mauthgeſetzes die 
Derfügung getroffen worden, daß diefe Bewohner, infoferne fie mit eigenem oder in 
dem Mauthorte gemiethetem Fuhrwerke erfcheinen, die Weg- und Brückenmauthgebühr 
nur Einmal, und zwar beim Eintritt in dem einfachen Betrage zu entrichten haben, 
bei dem Austritt dagegen frei zu behandeln find. (R. G. Bf. v. 3. 1853. Rr. 133 
und Nr. 136. 8. R. Bl. 1. Abth. Nr. 81 und 82.) Mit der Gouv. K. v. 1. October 
1853 find die neuerrichteten Mauthftationen befannt gegeben worden. (8. R DI. 
11. Abthl. Nr. 69.) 

Nachdem durch die mit dem a. h. Patente vom 10. Februar 1853 anbefohlene 
Einführung des a. öfterreihifhen Mauthfiftemes in Ungarn, Kroatien, Slavonien, 
Siebenbürgen, der ſerbiſchen Woiwodſchaft und dem Temeſcher Banate die dortlandes 
beftehenden Privatmauth- Privilegien nicht berührt und nur rüdfichtlich ber 
durch dieſes a. h. Patent bezeichneten Werariale, Weg«-, Brüden- und Ueberfahrts⸗ 
mäutbhe die biöherigen Gremtionen und Immumitäten von Perfonen, Ständen und 
Corporationen ausnahmslos aufgehoben worden find, finden die Minifterien des In⸗ 
nern, bes Handeld und der Finanzen bis zur bevorſtehenden Regulirung folder Mäuthe 
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zu verorbnen, wie folgt: Die Privat⸗Mauthberechtigten dürfen für die Benägung der 
Straßen, Brüden oder Ucherfahrten die Mauthgebühren in feinem höheren, ald jenem 
Ausmaße einheben, welches in dem Mauth - Privilegium, oder wenn feit deffen Berlei- 
bung eine Tarife » Feftftellung ftattgefunden hat, von ber betreffenden Behörde zuge» 
flanden worden ift ($. I). Die Befiper von Privatmautbh- Privilegien dürfen bei einer 
ſolchen Mauth nur jene Perfonen, Zraneportmittel, Ihiere und Güter ald mauth- 
pflichtig behandeln, welde und inwieferne fie nach den beftehenden Randeögefepen oder 
nah den Entfcheidungen der berufenen Behörden, bisher von der Gchühren-Entrichtung 
nicht befreit waren ($. 2). Die politifchen Behörden haben unter Mitwirkung ber 
tehnifhen Organe mit allem Nachdrucke dafur zu forgen, daß die Befiper von Mauth» 
privilegien die ihnen im öffentlichen Intereſſe obliegenden Berpflihtungen, namentlich 
bezüglich der gehörigen Herſtellung und Snftandhaltung der betreffenden Straßen, 
Drüden, Dämme, Ucberfuhren u. dgl. jederzeit und vollftändig erfüllen ($. 3). Die 
genaue Vollziehung diefer Verordnung ift von den Behörden und Organen, die es bes 
trifft, forgfältig zu überwachen, und gegen jede Uebertretung der in den 88. 1 und 2 
enthaltenen Beſtimmungen unnachſichtlich und firenge nach den beftehenden Borfchriften 
einzufchreiten (8. 4). (B. der Minifterien des Innern, der Finanzen und des Handels 
vom 12. Zuli 1853. R. ©. Bl. Nr. 137.) 

Die Entfcheidungen in erſter Inftanz über Befchwerden wegen Uekerhbaltung 
oder ungebührlider Behandlung von Eeite eines Weg» oder Brüdenmauthners gehören 
zum Wirkungskreiſe des Bezirkdamted. (B. der Minifter ded Innern, der Zuftiz und 
Finanzen v. 19. Jänner 1853. R. ©. Bl. Rr. 10. Beil. A.) 

4. Mit der Gouv. B. vom 23. März 1850 wird betreffend der nothiwendigen 
Beauffichtigung ded bisher ſchranken- und aufſichtlos getriebenen Getränkeausſchankes 
verordnet: 1. Jedermann, der Getränke dermalen ausſchänkt oder fpäterhin ausſchänken 
wollte, ift gehalten, den Ausſchank und deffen Standort bei dem Gemeindevorftande 
(Magiftrate in Städten und Märkten, DOrtörichter in Dörfern) anzumelden. 2. Findet 
der Gemeindevorſtand gegen die Unbefholtenheit ber Perfon und gegen die Zu—⸗ 
läffigleit de! Standortes nichtd einzuwenden, fo hat er die Beicheinigung bier 
über als Legitimation zum Schankhetriebe ſchriftlich auszufolgen, fonft zu verweigern, 
leptered darf nur über Anhören und Beurtheilung aller von der Partei vorgebrachten 
Nahmeifungen und Aufflärungen erfolgen, , und kann hiegegen an das Bezirkd- und 
in weiterer Inftanz an das Diftrictdamt die Berufung gefchehen. 3. Ueber die ange« 
meldeten und zuläffig befundenen Schank- und Wirthshäuſer, fo wie über die Schänker 
haben die Magiftrate und Ortsvorflande einen Ausweis aufzulegen, und folden in 
Evidenz zu halten. 4. Diefelben haben ferner zu beauflihtigen, damit die Schank⸗ 
und Wirthshäuſer nicht zu Aufenthaltsorten für Sittenverderbniß und Licderlichkeit, 
nicht zu Zufluchtäftätten für Laſter und Verbrechen werden. Winkelkneipen und Win- 
kelwirthshäuſer follen daher als unzuläffig abgefchafft werden. Für die Sperre zur 
Naht foll in jeder Ortſchaft eine nach der Jahreszeit und fonftigen Umftänden abzu- 
ändernde Sperrftunde feftgefeßt und allgemein befannt gegeben werden. 5. Es ift 
darauf zu fehen, damit nicht verborbene oder fogar gefundheitsfhädliche Getränke aus- 
geſchänkt werden, dann daß die beim Ausſchanke gebrauchten Gefäße maaßhältig feien. 
6. Da die Trunkſucht vornehmlih auf dem Lande dadurd ihre Förderung gefunden 
bat, daß dem Schänker gewiffermaßen ein Pfandreht auf die Sachen, indbefondere 
Kleidungsftücde des Gaſtes zuftand, und ein foldhes vom Schänter geübt, wie auch von 
den Dorföbenmten unterflüßt zu werden pflegte, fo wird zur Steuerung dieſes Miß—⸗ 
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brauches beftimmt ausgefprochen, dag für Getränkeſchulden durchaus feines 
der geübten Borrehte gebühre, fondern ſolche dem gewöhnlichen gerichtlichen 
Verfahren wegen Schulden unterliegen. 7. Webertretungen biefer Vorſchrift follen, 
infoferne fie nicht als ſchwere Uebertretungen oder Verbrechen zu behandeln wären, von 
den genannten Auffichtöbehörden in Städten und Märkten bis zum Betrage von 10 fl, 
G. M., und in Dörfern bie zum Betrage von 5 fl. C. M. beftraft werden. In Wie 
derholungsfällen darf die Strafe verdoppelt, und im dritten Falle auch auf zeitweife 
oder bleibende Unfähigkeitderflärung zum Schankbetriebe gefprochen werden. Berhand- 
fung und Straferfenntniß follen immer fchriftlih verfaßt werben. 8. Der Recurs 
findet an die Bezirfd- und Diftrictdamter binnen der Frift von 8 Tagen ftatt. 9. Die 
gedachten in Folge rechtskräftigen Erkenntniffed eingebrachten Geldftrafen fallen dem 
Drtdarmenfonde zu. 10. In Mebertretungsfällen, welche fich zum Strafverfahren oder 
Verbrechen eignen, ift von den Aufſichtsbehörden nur eine fummarifhe Thaterhebung ˖ 
zu pflegen und den dazu berufenen Behörden vorzulegen (8. &. Bl. Rr. 19). 

5. Zufolge des a. h. Patentes vom 29. September 1850 find zur Durchfüh—⸗ 
rung des Grundfahes der gleihmäßigen Bertheilung ber öffentlichen Laſten auf alle 
Reichsbürger, und in ber Betrahtung, daß nicht nur der durch die gegenwärtigen Um⸗ 
ftände und die in der Ausführung begriffenen wichtigen Berbefferungen der Gerichts⸗ 
pflege und inneren Verwaltung gefteigerte Staatdaufwand, fondern auch die in folge 
ded a. h. Patented vom 7. Suni 1850 (N. ©. Bl. Nr. 220) eingetretene Abänderung 
der längs der Gränzen von Ungarn, Groatien und Siavonien, dann Siebenbürgen 
beftandenen Zwifchen: Zolllinie die Vervollftändigung des Syſtemes der indirecten Be 
fteuerung in den jenfeitd der ZwifchensZolllinie gelegenen Ländern dringend erheifchte, 
die rüdfichtlich der. Verbrauchsabgaben in den übrigen Theilen des Neichögebieted be» 
ftehenden Grundfäge auf die erwähnten Länder ausgedehnt worden. (R. ©. BI. Nr. 
220.) Zunächſt trat die Bier» und Branntweinfteuer am 1. März 1851 in Wirkfamteit 
(Bouv. 8. v. 6. Jänner 1851. 2. ©. Bl. Nr. 12), und es wurde. die Verzehrungd« 
fteuer von dem Verbrauche des Weined und Fleiſches vorläufig in allen Orten mit 
einer Bevölkerung von mehr ald 2000 Seelen eingeführt. (Erlaß des Finanzminiftere 
vom 13. Februar 1851. R. &. DI. Nr. 40. 2. ©. Bl. Rr. 62.) 

6. Früher fhon ift im Grunde des Handeldminifterial-Decreted vom 24. März 
1851 3. 2281, indem das Stechvieh und das Stechviehfleiſch (Kalb-. Lamm, Schöpfen-, 
Biegen: und Schweinefleifch) ihrer Natur nach von den bermaligen Handel- und Ge⸗ 
werbevorfihriften zu den Producten der Land» und rüdfichtlih Viehwirthſchaft gezäpft 
werden, daher eine Zuthat günftiger und gewerblicher Gerechtfame nicht bleiben können, 
der Handel mit Stehvich und Stechvichfleifch für einen Freigegebenen Handel 
zweig erflärt worden. Zur Verhütung gefundheitsnachtheiliger Folgen wird Die 
Ausübung ded Freiverfaufes von Stechviehfleifh der nachſtehenden Beauffichtigung 
unterzogen. a) In Städten, Marktorten und auf Märkten überhaupt darf Stechvich- 
fleifh nur auf befonderen beftimmten Standorten verkauft werden. Das Berkaufen 
don Haus zu Haus wird gänzlih unterfagt. — b) Auf den Standorten follen die 
gebraten Borräthe fanitätspolizeilich beanffichtigt werden. Vornehmlich ift die er- 
forderliche Befichtigung an Tagen größerer Berfaufsconcurrenz, alfo an Marfttagen, 
öfter und anhaltender vorzunehmen. In Bertretung cigener Sanitätsbeamten ift die 
Beauffihtigung durch anderes kundiges und verläßliches Auffichtsperfonale zu bewirken. 
Angehörige des Fleiſchergewerbes dürfen hiezu nicht verwendet werden. c) Uußer dem 
Derkaufsplage im Berhandeln betretenes Fleiſch iſt gu confisciren und zu Guten 
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der Orkdarmencaffe zu veräußern. Wird ſolches noch überdies als geſundheitsſchädlich 
befunden. fo verfaßt der Verkäufer nad Berhättniß der Fleiſchmenge in eine Geld- 
firafe bie 10 fl. C. M. oder in eine Arzeftfrafe bis zu 5 Tagen. Größeres Ber- 
fhulden wird auch nach den allgemeinen Strafgefchen zu ahnden fein. Zum orbent- 
lihen Verkaufsplatze gebrachtes, aber verborbenes und fonft ala ſchädlich befundeneg 
Fleiſch ift vertilgen zu laſſen. d) Gegen bie bezüglichen Amtöhandlungen der bie 
Sanitätd- und Marktauffiht ausübenden Organe kann an den Magiftratövorftand, 
außer den Magifiratualorten am dad zufländige Bezirkdamt, Berufung ergriffen wer- 
den. Diefe Inftanzen haben in jedem Falle, nur auf Grund eines Befundes des Orts⸗ 
oder Bezirksarztes, zu entfcheiden. In höherer und letzter Inſtanz .entfcheidet das 
Diſtrictsamt. Endlich wird den Ortöbehörden eınpfohlen, für den fraglichen Handels⸗ 
Artikel, gleich wie für andere Gegenftände täglicher Zehrung, leicht zugänglicde und - 
nahe Berfaufspläge zu beftimmen und nad Thunlichkeit für Auslage der Waare und 
Bewahrung berfelben vor verberbenden Einflüffen der Witterung einzurichten. (Gouv. 
8. vom 20. Juni 1851. 2. ©. Bl. Nr. 167.) 

7. Zufolge ber B. der Minifter ded Innern, der Juſtiz und der Finanzen vom 
19. Jänner 1853, gehört in ben Wirkungskreis der Kreisbehörde die Ertheilung des 
Bauconſenſes, wenn e3 fih um die Herftellung von Ganälen, Bewäflerungsd- und Ent- 
mwäfferungd » Anlagen, Flußregulirungen und Uferfhubbauten, Anlegung von Mühlen 
oder anderen inbuftriellen Werken am Waſſer, oder von Clauſen⸗, Rechen» oder anderen 
Stau: oder Schwemmvorrichtungen, oder überhaupt um Bauführungen handelt, bei 
denen ed auf Benüpung der Waſſerkraft oder auf Berüdfichtigung von. Inundations⸗ 
oder anderen öffentlichen Intereſſen ankommt; ferner die Entfcheidung in erfter Inſtanz 
über Befchwerben oder Streitigkeiten wegen folder Bauwerke. (R. ©. BI. Nr. 10. 
Beil. B. 8. 25.) Ferner gehört zum Wirkungäkreife der Kreisbehoͤrde die Geftattung 
des Schwemmens und Flößens auf den öffentlichen Wäffern (ebd. 8. 32). Dom Be- - 
zirksamte gebührt in allen diefen Dingen die Auffiht und Ueberwachung, und in drin- 
genden Fällen die Ergreifung geeigneter Vorkehrungen (ebd. Beil. A. 8. 28). 

8. Zum Wirkungdfreife der Statthalterei gehört die Bewilligung von Jahr⸗ 
märften (ebd. Beil. C. 8. 38), in jenen der Kreisbehörde die Befugnißertbeilung zu 
BWochenmärkten (ebd. Beit. B. $. 31); im jenen des Bezirksamtes die Ausübung der 
Marktpolizei (ebd. Beil. A. 8. 45). 


8. 288. 


Auf gleiche Welle machen die Sachen, welde nad der Zandesverfaffung zum Gebrauche eines 
jeden Mitgliedes einer Gemeinde dienen, das Geweindegut; bdiefenigen aber, deren Ginfünfte zur Beſtrei⸗ 
tung der Bemeindeandfagen befklmmt find, das Bemeindevermögen aus. 


NRückfichtlich der Verwaltung des Gemeindevermögens fiehe die Zufäß- 
zum 8. 27 Abſ. Im. II—IV. 

1. Nach Vorſchrift des a. h. Neferiptes vom 29. October 1774 (Gubl. 
3. 254) foll in den ſachſiſchen Jurisdictionen: 1. da die Oberbeamten eigentlich 
als Bormünder der Sommunen und Euratoren aller den Ießteren gehörigen Reali- 
täten anzufehen find, und daher ſchon der Natnr ihres Amtes gemäß fich jeder 
folhen Handlung, durch welche fie in eigenhnüßiger Abficht dem Nutzen der 
Mflegebefohlenen Eintrag thun würden, enthalten müflen, keinem derjelben in 
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der Zeit, während welcher er das Amt eines Bürgermeiſters oder. Koͤnigsrichters 
oder aber Stadtbannen führt, geftattet fein, irgend einer Commune angehörige 
Realitäten mittelbar oder unmittelbar fich anzueignen; eben fo follen 2. in jenen 
Fällen, wo entweder mit Gemeindegeldern Etwas gefauft, oder ein Gemeinde- 
grund in Pacht gegeben, oder geradezu verfauft werden foll, die für und dages 
gen fprehenden Gründe von dem Magiſtrate durch den Gemeindevormund 
(Orator) der verfammelten Commune vorgelegt, und die Erklärung derfelben nie- 
dergefehrieben und von zehn von der Kommune zu diefem Zwede frei gewählten 
Abgeordneten unterfertiget dem Magiftrate überreicht, und mit dem Gutachten 
des Letzteren dem k. Gubernium zur Genehmigung eingefendet werden; 3. nad 

erfolgter Genehmigung des k. Guberniums fol für die zu diefem Behufe vorzu- 
nehmende Berfteigerung ein fehswöchentlicher Termin feftgefebt und kundgemacht 
werden; - A. die Verfteigerung felbft foll in Gegenwart von zwei Wagiftrats- 
Commiffären und der von der Commune hiezu entfendeten Abgeordneten ohne alle 
Mebereilung vorgenommen werdei. 

Der Contract, weldher vom Gemeindevormund der Commune vorzulefen 
und von ſechs Mitgliedern derfelden zu unterfertigen ift, foll in zwei Erempla- 
en abgefaßt werden, wovon das eine dem Käfer, das andere der Commune zu 
überreichen ift (Urtert lat. Trauſch. Norm. Samml.) vgl. R. P. vom J. 1795. 
Gubl. 8. 6117:1797 8. 5.). 

2. Die Reg. B. v. 3. 1797 (a. h. Refer. v. 22. Sept. 1797) U. Abtb. 
enthalten über die Berwaltung des Gemeindevermögens nadfolgende 
wefentliche Beftimmungen: „So wie die feit einer Reihe der Jahre Gefundene 
Verfplitterung des gemeinfhaftlihen Vermögens der ſächfiſchen Publicorum, 
welcher die aus ihrer Wirkfamkeit verdrängte Sorgfalt der Kommunitäten Eine 
“ halt zu ihun unvermögend war, die befondere Vorſicht nothwendig machte, daß 
außer jenen Auslagen, welche feit der vermöge höchften Referiptes den 22. Juni 
1795 begonnenen Einrichtung der öffentlihen Verwaltung der ſächſ. Publicorum 
durh ausdrüdliche Verordnungen feftgefeht find, feine ohne befondere landes⸗ 
herrlihe Genehmigung bei fonft von demjenigen, der foldhe veranlaßt haben 
wird, zu leiftenden Erſatz Statt haben follen; fo wird die Communität, welche 
ohnehin zu derlei Auslagen quch vermöge $. 5 der vorgegangenen Regulativ- 
Buncten den Vorſchlag zu machen bat, und ohne deren Zuftimmung feine gefchee 
ben kann, die genauefte Beobachtung der diesfälligen VBorfchrift ſich mit ſolcher 
Aufmerkſamkeit angelegen halten, daß fie jeden Fall, wo dawider gehandelt 
würde, ohne allen Verzug anzeige, und die dabei nöthige Abhilfe anſuche; der 
Gemeinde--Bormund aber in folhen Fällen feine Amtspflicht, bei eigener flreng- 
fter Verantwortung volltommen leifte ($. 9). Damit aber die Communität in 
Sachen der öffentlihen Auslagen zwedmäßig und verläßlich vorgehen Tönne; ſo 
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find alle und jede Verordnungen, welche ſolche betreffen, fo wie uͤberhaupt famınts 
liche jene, welche in dem Wirkungskreiſe derfelben einfchlagen, der Communität in 
ihrem ganzen Inhalte mitzutheilen ($. 10). Unter jenen Begenftänden, welde 
zum Theil zur Wirkfamkeit der Communität gehören, ift eines der wichtigften die 
allerhöchſt anbefohlene Verpachtung ſaͤmmtlicher Realitäten und Gefälle der Ge- 
meinden, die einzige trockene Gefälle ausgenommen ; welche Verpachtung dann 
bei der befundenen Unrichtigfeit und vielfältigen Nachtheil der bisherigen eigenen 
Berwaltung eingeleitet werden mußte. Gleichwie nun vermöge des $. 5 der vor: 
gegangenen Regulativ-PBuncte die Bacht-Contracte von der Communität zu ent— 
werfen, umd ihre Mitglieder den zu derlei Verpachtungen abzuhaltenden Berftei- 
gerungen, jo wie auch der Unterfertigung der Bacht-Contracte, nebft dem Ge: 
meindevormund beizuziehen find; fo mwird die Communität in aflen und jeden 
Fällen derlei Berpachtungen nachſtehende Vorſchrift unabweichlich zu befolgen 
haben: a) jede Verpachtung foll vorläufig mit drei Monaten, ehe umd bevor die 
Berfteigerung derfelben gefchehen wird, im ganzen Lande, auch befonders mittelft 
öffentlihen Anſchlags dergeftalten fund gemacht werden: daß die zu verpachten« 
den Gegenftände, nicht minder auch die Pachtbedingniſſe, und der Licitationg- 
Ausbot ausdruͤcklich und genatı zu Jedermanns Wiſſenſchaft bedeutet, und bie 
Termine der abzuhaltenden Berfleigerungen richtig beftimmt werden. Wobei der 
Vorbehalt der von der Landesftelle zu ertheilenden Ratification immer beigefügt 
werden muß. b) Unter derlei Bedingniffen find beſonders jene bei allen Pach⸗ 
tungen feftzujeßen: daß eine reelle Sicherheit, mwenigftens vom Betrag eines 
jährlichen Pachtſchillings, bei beträchtlichen Gegenftänden aber nach dem Ber- 
hältniß der zu beforgenden Nachtheile, zur Bedeckung der Eafja’zu leiften, und 
die Bezahlung des Pachtſchillings immer vorhinein in vierteljährigen Raten, bei 
fonft im GErmanglungsfalle unnachſichtlich zu erfolgen habender Auflöfung des 
Pacht⸗Contracts, baar zu entrichten fei. c) Iſt der Betrag des Ausbots zu der 
Verſteigerung derlei Berpachtungen nad dem im zehnjährigen Durchichnitte zu 
erhebenden Mittel-Eriragniß in Anſchlag zu bringen. d) Werden von derlei Ber- 
pachtungen alle Beamten, Magiftratsglieder, und zu dem Magiftrate gehörige 
Subalternen, fo wie auch der Gemeindevormumd ganz, und zwar dergeflalten 
ausgeſchloſſen: daß fie weder öffentlich unter ihrem eigenen, noch jonft unter 
einem fremden Namen, oder auch in Geſellſchaft anderer ſolche Pachtungen unters 
nehmen dürfen; da aufonften widrigenfalls fothane von ihnen ordnungswidrig 
am fih gezogene oder erichlichene Pachtungen ohne weiters aufgehoben , und fie 
zum Erfaß aller durch den Diesfälligen unerlaubten Schritt demi Bublicum verur⸗ 
ſachten Schaden und Koften ohne aller Nachſicht verhalten, ja auch ihrer Aemter 
und Bedienftungen eutfeßt werden follen. e) Muß die zu leiftende Sicherheit 
von den Pachtluſtigen noch vor dem Berfleigerungdact hinläuglich dargethan 
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werden, um nicht in der Folge bei etwaiger Reue oder fonftigen ergriffen werden 
wollenden Ausflüchten, auch allenfalls wirklicher Unvermögenheit, die veranftal- 
tete Berfteigerung zu vereiteln. Fuͤr deffen genauen Vollzug dann diejenigen, 
welden das Berfteigefhäft anvertraut fein wird, mit der Berbindlichleit der 
volltommenen Erfagleiftung ſämmtlicher im Ermanglungsfall entflehenden Scha- 
den und Koften des Publicums zu haften haben, endlih f) ift über jede foldhe 
Verſteigerung ein befonderes Protocoll zu verfaffen, in welchem jeder Anbot mit 
dem Namen desjenigen, von dem derfelbe gefchehen, richtig erfcheine; weldes 
fodann nebft den zu derfelben zu beftimmenden Magifiratual-Commiffarien, von 
den bei derlei Verfteigerungen zu beftellenden Ausfhußmännern und dem bei den- 
felben immer gegenwärtig zu fein babenden Gemeindevormund zu unterfertigen, 
und dabei die Zeit, durch welche der Verfteigerungsact gedauert hat, verläßlich 
anzumerken fein wird. Imgleichen hat auch der Abſchluß der von der Landeötelle 
zu ratificirenden Pacht-⸗Contracte in Gegenwart diefer Ausfhußmänner, und mit 
ihrer Unterfertigung, nad vorläufiger Mittheilung derlei Contracte an die ger 
fammte Sommunität zu geſchehen (8.11). Um bei der Berflreihung der Termine 
der Pacht⸗Contracte die nöthige Kenntniß zu haben, ift über den Beftand fämmt- 
licher Pachtungen ein fpecififcher Ausweis mit dem Schluſſe eines jeden Jahres 
an die Randesftelle einzufenden, welcher folgende Rubriken verläßlich zu enthal« 
ten hat, als: aa) die Benennung des verpachteten Gegenftandes, mit einer furz- 
gefapten Darftellung defien Beichaffenheit. bb) Den Namen des Padhters, deſſen 
Stand, Wohnort oder Aufenthalt. cc) Den Betrag des für jeden Gegenftand 
bedungenen Pachtſchillings. dd) Die vom Pater bei dem Pacht⸗Contracte ge- 
leiftete Sicherheit. ee) Die Zeit, von welder und hie ment der Pacht⸗Contract 
geſchloſſen worden iſt“ ($. 12). 

3. Ueber die Gemeindeauflagen enthalten ferner die Reg. B. v. 9. 1797 
Gubl. Deer.. vom 13. Oct. 1797 3. 6800) folgende Beftimmungen: Um bie 
Bewohner der freien ſächſiſchen Stuhls⸗ und Diftriets-Ortfchaften vor allen un- 
gebührlichen Laften zu verwahren, und in jenen Fallen, wo einige nah Maß: 
gabe der hoͤchſten Anordnungen vorzufcpreibende allgemeine Laſten fie ordentlich 
zu treffen haben würden, einen richtigen Maßſtab, nach welchem jeder nad dem 
eigentlihen Verhältniß feiner Kräfte diefelbe zu tragen hat, feſtzuſetzen, wird 
Folgendes auf das Wenauefte zu beobachten fein. a) If der Mapftab zur Auf: 
tbeilung derlei allgemeiner Laften in der Concurrenz der Stuhls« und Diftricte- 
Beamten zu entwerfen. b) Muß dabei ein richtiges Verhältniß nach der Beſchaf⸗ 
fenheit der verfchiedenen Kräfte und des Vermögenaſtandes einer jeden Ortſchaft 
insbefondere beobachtet werden, wozu die Steuer-Tabellen, welche gehörig rec⸗ 
tificirt fein müflen, einigermaflen die Richtſchnur geben können. c) Wenn fodann 
die Diesfällige Ausmaß feftgefebt fein wird, fo iſt dasjenige, was hievon nad 
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dem auodruͤcklich anzudeutenden Betrag, welcher auf den ganzen Stuhl oder 
Diſttiet faͤllt, ſodann aber hievon auf jede einzelne Stuhls⸗- oder Diſtricts⸗Ort⸗ 
ſchaft angewiefen wird, und jeden einzelnen Contribuenten nad) feiner aufliegen; 
den Steuergebühr zu treffen hat, mittelft öffentlichen Anſchlags Fund zu machen. 
Ueberhaupt d) ift den Inwohnern ſämmtlicher Stuhls⸗ und Diftrichs-Ortfchaften 
fund zu machen: daß fie außer den auf diefe Art und Weife jeder Gemeinde ins- 
beſonders zugetheilten‘ Laften ein mehreres nicht zu tragen, und zu leiften vers 
pflichtet fein ($. 8). Hat über derlei gemeine Laften die Abrechnung feiner Zeit 
in der öffentlihen Berfammlung der Stuhle» und Diſtricts⸗Gemeinden ohne Ber: 
zug zu geſchehen: und jeder Oberbeanite derfelben über deren richtigen Erfolg 
unter ſtrengſter Berantwortung, ja bei fonft ihm aufzulegenden Erſaßleiſtung zu 
haften ($. 10). 

4. „Bei wichtigeren Prozeffen (der Gemeinde), die größere Ausgaben er 
fordern, bat der Magiftrat vorläufig mit Beifhließung der nöthigen Documente 
an Herrn Comes (Rationsgrafen) einen ausführlihen Bericht zu erſtatten, und 
die Bewilligung desfelden einzuholen; damit die Allodial-Caffa auch hiedurch 
von unnöthigen Auslagen verwahrt werde" (Neg. P. vom Jahre 1805. Gubl. 
3. 10040:1804 II. Abſchn. p. 6). Im Einflange hiemit verordnet das Gubl. 
Deer. vom 5, Dec. 1898 (Gubl. 3. 9083) Folgendes: „Nahdem das k. Gu« 
bernium in Erfahrung gebracht hat, daß die meiften Dorfe-Communitäten in der 
ſächſiſchen Nation manchmal durch Adoocaten oder auch andere auf Gewinn fin- 
nende Leute zur Anhängigmachung von Grundftreitigkeiten ohne gegründete 
Urſachen unrechterweiſe aufgefordert und verleitet werden, und auf diefe Art die 
Einkünfte der Gemeindecaffen durch Bezahlung großer Gerichtskoſten erfchöpft, 
ja fegar den Dorfsalteften zu Beruntreiungen der Weg eröffnet wird, findet das 
k. Gubernium, um folgen überfläffigen Auslagen aus den Gemeindecaffen, und 
Beruntreunngen Tünftighin einen Riegel vorzuſchieben, zu verfügen, daß die eitt- 
zelnen Grumdftreitigkeiten, bevor fie gerichtlich anhängig gemacht werden, zur 
Erlangung der Erlaubniß der Procepführung an den diesfalld angewiefenen fäch- 
ſiſchen Rationsgrafen zu leiten, und nur nach deſſen erhaltener Bewilligung auf 
Gemeindetoften anbängig gemacht und verhandelt werden.“ Endlich foll 

5. Zufolge des Hofdecreted vom 10. Dec. 1829 3. 4502 den Armen- 
advocaten, deren Pflicht es ift, die fteuerpflichtigen Gemeinden zu vertreten, nicht 
aber Proceßführungen gegen diefelben zu übernehmen, unter feinem Borwande 
bei fonft zu gewärtigender ſtrenger Strafe geftattet werden, Procefie gegen die 
Gemeinden zu führen (Onhl Decr. v. 26. Jän. 1830, Gubl. 3. 238. Trauſch. 
KRorm. Samml.). 

Hiezu wird bemerkt: 

1. Zufolge der J. M. B. vom 7. Mai 1852 3. 5366 haben die Gerichte von 


% 
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den dur fie bewilligten crecutiven Pfändungen, Schäpungen und Beräußerungen 
unbeweglicher Gemeindegüter gleichzeitig mit der Ausfertigung der diesfälligen 
Bewilligung bie betreffende politifhe Behörde in Kenntniß zu fehen, damit die Befrie- 
digung bed Gläubigerd vor der Vornahme der Veräußerung im adminiftrativen Wege 
eingeleitet werben kann. Jedoch foll Hieburch weder das Erecutiondverfahren in feinem 
gefeplichen. Sange aufgebalten, noch auch aus einer von dem Gerichte unterlaffenen 
zeitgerechten Verſtaͤndigung des Bezirksamtes eine Haftung des Gerichtes abgeleitet 
werden können. 

2. Um für jene Auflagen zu öffentlichen und gemeinnüßgigen Zwecken, welche 
die Gemeinde als ſolche betreffen, deren Eintreibung und Einhebung nach den diesfalle 
beftehenden befonderen Verordnungen mittelft Auftheilungen auf die Gemeinde-Glieder 
von den-Gemeinde-Borftänden beforgt wird, einetfeits eine genaue Evidenz zu erzielen, 
andererfeitd aber auch die Gebarung bei ſolchen vorfommenden Auflagen überwachen 
zu können, wird verordnet: 1. Gin jeder Gemeinde » Borftand hat über alle die Ge⸗ 
meinde betreffenden Auflagen zu gemeinnügigen Anftalten und Zwecken, diefe mögen 
in Naturalarbeiten, centgeltlihen oder unentgeltlichen, oder im Gelde beftehen, ein 
Vormerkbuch zu führen, in welchem auf Grund der dicdfällig abgeführten Amtd- 
handlung die betreffende Echuldigkeit, je nachdem folche eine Naturalleiftung ift. in die 
erfte Abtheilung, oder bare Geldbeträge betrifft, .in die zweite Abtheilung, von dem 
k. k. Bezirksamte vorgefchrieben, und dieſe Borfchreibung mit der Unterfchrift des k. k. 
Bezirks-Commiſſärs beſtätigt werden ſoll. 2. Ohne eine in der vorangegebenen 
Weiſe bewirkte bezirksämtliche Vorſchreibung darf unter keinem Vorwande 
irgend eine Umlage in der Gemeinde ſtattfinden, und es iſt jedem Gemeindegliede auf 
Verlangen zur Ueberzeugung von der Richtigkeit der Umlage nebſt der bezüglichen Ver⸗ 
ordnung aud dad Gemeinde-Vormerkbuch vorzumweifen. 3. Die Abquittirung der 
praftirten Oemeinde-Auflagen hat von demjenigen Amte oder Organe, welches zu de- 
ven Uchernahme oder Ueberwachung zunächſt beftimmt ift, unweigerlich zu gefcheben. 
Daher wird auch wegen Abquittirung der zu den Neichäftraßen » Bauten geleifteten 
Naturalarbeiten die 2. k. Landed-Baudirection gleichzeitig aufgefordert, die unter 
ſtehenden Bau » Organe zu beftimmen und zur vorſchriftsmäßigen Abquittitung anzu« 
meifen. 4 Gegen Euldigkeits - Borfchreifung Tann, fo wie gegen unrichtige oder 
unvollkommene Abquittirungen fowohl von der Gemeinde ald aud von den einzelnen 
Mitgliedern, Beſchwerde geführt werden, und es find die k. k. Bezirksämter verpflichtet, 
eine jede vorkommende Beſchwerde allfogleich einer genauen Amtshandlung zu unter- 
ziehen, und die Befchwerde führenden Parteien mit Freilaffung des Necurfes innerhalb 
30 Tagen nad) dem vorgefihriebenen Inſtanzenzuge fehriftlich zu befcheiden. 5. Diefe 
Vormerkbücher find nach dem (hier beifolgenden) Formulare einzurichten, und es werden 
bievon den k. k. Bezirksämtern eine entfprechende Anzahl gedrudter Eremplarien zur 
Bertheilung an die Gemeinden gegen Erſatz der Anſchaffungskoſten zugeftellt werben. 
6. Gegenwärtige Berordnung hat mit 1. März 1853 in Wirkſamkeit zu treten, 
Es verftcht ſich übrigend von felbft, Daß hiedurch die bisherige Gebarungsweiſe mit 
den Iandeefürftlihen Steuern und den damit verbundenen Sanded-Auflagen gar nicht 
berührt wird, indem die hier vorgefchriebenen Bormerkbücher nur auf Gemeinde» Auf- 
lagen in Anwendung zu fommen haben. 7. Die f. k. Diftrictd: und Bezirks⸗Vorſtände 
haben gelegenheitlich ihrer Dienftreifen von der richtigen Führung der obigen Bor- 
merkbücher fi zu überzeugen, wegen redlicher Gebarungsweife in Anfehung der Ge- 
meinde « Auflagen nachzuforſchen, allenfällige Unzukömmlichkeiten abzuſtellen und bie 
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ESchuldtragenden ſogleich der firengften Amtshandlung zu unterziehen. (Gouv. V. vom 
19. Jänner 1853. 2. R. Bi. IL. Abth. Nr. 11.) 

Mit der Gouv. B. v. 18. November 1853 find die Borfteher fämmtlicher Ge⸗ 
meinden wiederholt angemwiefen worden, dafür Sorge zu tragen, daß ſtets vor 
Beginn eines jeden Verwaltungsjahres die in demſelben vorausfichtfich zu beftreilenden 
Auslagen (Aufwand) veranfhlagt, und um möglichen ‘@eldverlegenheiten vorzubeugen, 
au die Mittel abgewogen werben, wodurch diefer Aufwand gedeckt werden fann. Zu 
diefem Zwecke if der Voranſchlag durch den Gemeinde-Borfteher (Bürgermeifter, Markt⸗ 
oder Dorfrichter) anzufertigen, und ſodann von demfelben mit den allfälligen, die ein 
zelnen Anſätße näher aufflärenden Ausweifen, Documenten der Wahlbürgerſchaft 
(Sommunität) zum Zwecke vorläufiger Einjichtnahme durch die einzelnen Gommuni- 
tätd » Mitglieder zuzuftellen. St dies gefcheben, fo bat der Gemeinde » Borfieher eine 
Communitätsfipung anzuordnen, und bei derfelden den Vortrag über das Prälimis 
nare zu halten. Da keine Berhandlung die Regelung deö Gemeindehaudhaltes fo we⸗ 
fentlich berührt, fo hat der Gemeinde » Borfland zu veranlaffen, daß an diefer Dera- 
thung wo möglich. alle Communitätsmitglieder, der Magiftrat (Amt) Theil nehmen. 
Wenn. die Wahlbürgerfhaft die Einbeziehung einer neuen noch nicht bereilligten oder 
aber die Ausſcheidung einer ſolchen Auslage beantragt, die den Gemeinden gefeblich 
obliegt, fo hat der Gemeindevorjicher der Wahlbürgerfchaft hierwegen die nöthigen 
Borftellungen mit Hinweifung auf die bezüglichen Borfchriften zu machen. Würde die 
Communität aber dennoch die Einbeziehung oder Ausſchließung Hefchließen, ſo hat 
der Gemeindevorfteher diefen Beſchluß der vorgefepten Behörde zur weiteren Amts» 
handlung vorzulegen. Da zu allen Umlagen auf Gemeinden die höhere Bewilligung 
erforderlih ift und überhaupt keine neue, wie immer geartete Einnahmsquelle ohne 
diefelbe eröffnet werden darf, fo hat der Gemeinde - Borfieher, wenn die fammtlichen 
bereitö beftebenden Einnahmsquellen zur Dedung der laufenden gewöhnlichen oder 
außergewöhnlichen Ausgaben nicht hinreihen, die Art der Dedung des Abganges der 
Gommunität zu beantragen, und nach gepflogener Berathung den Befchluß der Com⸗ 
munität über die Wahl der Mittel zur höheren Genehmigung vorzulegen. 

Die Berorbnung beflimmt weiters, im welcher Weife, und nad welchen Yor« 
mularien der Boranfiplag zu verfaffen ifl. (8. R. Bf. v. 3. 1853. II. Abth. Nr. 70.) 

3. „Seine 2. k. apoftolifhe Majeftät haben mit a. h. Entfchließung vom 16. 
Februar 1853 zu verordnen geruhet, daB die Einhebung eined Gemeindezufchlagesd zur 
Einkommenſteuer auf die Amtöbezüge der Staatöbeamten und Diener nit flattzufin- 
den habe.” (B. des Minifterinms des Innern vom 13. März 1853. R. G. Bl. Rr. 
45. 8. R. Bl. 1. Abth. Ar. 47.) 

4. Zufolge der B. der Minifter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen v. 
19. Sänner 1853 gehört die Umlegung der Koften für Etraßen-, MWafferbaulichkeiten 
oder andere öffentliche Anftaften oder Unternehmungen im Wege der Concurrenz auf 
bie einzelnen Gemeinden zum Wirkungskreife der Kreisbehörden. (R. G. Bl. Nr. 10. 
‚Beil. B.) ö 
8. 289. 


‚Much dasjenige Dermögen des Landesfürflen, welches er nicht als Dberhaupt des Siaates beflgt, 
wird als ein Privat-Gut beiranstet. 
6. 290. 


Die in diefem Privat-Rechte enthaltenen Vorfchriften über die Art, wie die Sachen rechtmäßig 
erworben, erhalten und auf Andere übertragen werden können, find in ber Oegel auch von ben Bermaltern 
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der Staats⸗ und Bemeindegüter, oder des Eiaatd- und Bemeindevermögend zu beobachten. Die in Hin⸗ 
fiht auf die Berwaltung und den Gebrauch diefer Büter ſich beziehenden Abweichungen und befoudern 
Vorſchriften find In dem Stantsrechte und iu den politifden Verordnungen enthalten. 


Vgl. die Zufäge zu 8. 20 lit, a und b. 


Hiezu wird bemerft: 


1. Zufolge der %. M. 2. vom 19. November 1851, 3. 9128 und 13593, find 
die Gerichte amgewiefen, dad in Zukunft bei allen Aerarial- Contracten, 
welhe von einer t. k. Juſtiz BVehörde mit einem Privaten, einer Geſell⸗ 
Ihaft, Gemeinde oder Corporation abgefchloffen werden, folgende Glaufel aufgenom⸗ 
men werde: „Webrigend wird einverfländlich feſtgeſetzt, DaB die aud diefem Ber- 
trage etwa entfpringenden Streitigkeiten (dad Aerar oder der öffentliche 
Fond, in deffen Namen ber Vertrag gefchloffen wird, möge als Beklagter oder Kläger 
eintreten) fo wie auch bie hierauf Bezug habenden Siherftellungd- und Erecu- 
tiond-Scähritte bei demjenigen am Sike derim Kronlande beftellten 
t. t. Finanz» Procuratur (oder Finanz » Procuratur » Erpofitur) befindlichen 
t. f. Gerichte, dem der Fiscus ald Beklagter unterfieht, durchzuführen fein werden.” 

2. Laut der J. M. DB. vom 23. November 1851, 3.13995, hat das f. k. Fi- 
nanzminifterium mit Note vom 3./15. October d. J. 3. 31608/1195 aud Veranlaf- 
jung eines fich ergebenen Falled, daß bei Abſchluß eined Dertrages zwifhen 
dem Herar und einem Privaten wegen käuflicher Leberlaffung von 
Nealitäten an das Aerar die Gebühr, zu deren Berichtigung nad dem Ge- 
ſetze die Privatpartei verpflichtet gewefen wäre, in einem Contractspuncte vom 
Aerar zur Zahlung übernommen wurde, und in Folge defjen die Abfchreibung 
diefer Gebühr bewilligt werden müßte, dad Erſuchen geftellt, die Verfügung zu treffen, 
dag in ähnlichen Yällen das Aerar mit der Zahlung einer, nad dem Gc- 
fepe die contrabirende Privatpartei betreffenden Gebühr ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Finanzminiſteriums nicht belaſtet werde. 


3. Zufolge des a. h. Patentes v. 28. Juni 1840 werden dem deutſchen Orden 
in Oeſterreich in Rüdfiht der Verwaltung ſeines beweglichen ung unbeweglichen Ber- 
mögens alle Rechte eingeräumt und alle Pflichten auferfegt, welche jedem Privateigen- 
thümer nach den Gefepen und Landesverfaffungen zuftehen. Er if von der allgemeinen 
Dberauffiht, unter welcher fonft geiftliche Gemeinden und ihre Güter ftehen, befreit; 
doch find Seiner Majeftät ald dem oberjten Lehen, Schutz⸗ und Echirmherrn, fo oft 
ed nöthig befunden wird, Nachweifungen über das Vermögen des Ordens zu geben 
(8. 3). Alles zur Dotation des Dberhauptes des Ordens oder feiner Mitglieder be» 
flimmte Dermögen bildet dad mit dem Lehenbande gegen dad Kaiſerhaus behaftete 
Geſammt⸗Cigenthum. Die unbeweglichen Güter fowohl, ald die zum Stammvermögen 
gehörigen Gapitalien können ohne I. f. Bewilligung weder verpfänbet, noch veräußert 
werden (8. 4). Dem beutfhen Orden bleibt unbenommen, in allen Provinzen 
des öfterreihifhen Staates fein bewegliches und unbewegliched Vermögen zu 
vermehren, auch Tonnen über bedingte Dotationen von dem Orbendoberhaupte mit 
Ginverftändniß des Großcapiteld verbindliche Urkunden ausgeſtellt werden (8. 5). Sm 
Rückſicht der Steuern und anderen Staats⸗ oder Provinziallaften find die Güter des 
deutfchen Ordens den weltlichen gleich zu halten ($. 6). — 


8. ©. ©. 8. 291.] 353 l&intheilung der Sachen. 


5. 291. 

Die Sachen werden nad dem Unterſchiede ihrer Beſchaffenheit eingelbeilt: in körvperliche und 
untörperfiche; in bewegliche und unbewegliche; in verbraudbare und unverbraudbare; in fhäßbare und 
unf&äßbare. 

J. 

Die im b. G. Buche aufgeſtellten Unterſchiede zwiſchen körperlichen und 
unkörperlichen; beweglichen und unbeweglichen; verbrauchbaren und unverbrauch⸗ 
baren; ſchätzbaren und unſchätzbaren; dann einzelnen und Geſammtſachen (8. 302), 
theilbaren und untheilbaren Sachen ließen ſich wohl auch aus dem ſächſiſchen 
Rechte ableiten; eine Begriffsbeſtimmung derſelben wird darin aber gänzlich ver⸗ 
mißt, und es muß in dieſer Beziehung auf das roömiſche Subſidiarrecht verwieſen 
werden *). 


1. 
Nach ungarifhem Rechte werden die Sachen, außer den im — 
den Paragraph angeführten Unterſchieden, noch eingetheilt: 


1. in geiſtliche, welche entweder direct oder indirect als Mittel zur Ber: 
wirklichung religiöfer Zwecke dienen ; und in nicht geiftliche (weltliche), welchen die 
erwähnte Eigenfhaft mangelt. In Beziehung diefer übrigens nur im geringen 
Maße practifchen Unterfcheidung der Sachen vgl. $. 539. 

2. In adelige und unadelige. Es bezieht ſich dieſer Unterfchied nicht auf 
die perfönlihen Eigenfhaften des jeweiligen Eigenthümers, fondern haftet an 
der Sache ſelbſt. Ein adeliged Gut (die adelige Kurie, und die zu derfelben 
gehörigen äußeren Gründe) genießen manche Zegünftigungen, melde dem nicht 
adeligen Gute nicht zufommen, felbft wenn der Befißer des erfleren ein Unade— 
liger, dagegen der Befiger des letzteren ein Adeliger it. Das ungarifche Racht 
bezieht fich im der Regel auf adeliges: (aus k. Schenkungen herrührendes) Be- 

fitzthum. | 
3. In avitifche (bona avita, avilica) und erworbene (acquisila). Hierin 
befteht die wichtigfte, dem ungarifhen Rechte ganz eigenthümliche Unterfcheidung 
der Sachen. Obſchon diefelbe in dem Vermoͤgensrechte einen Haupffactor 
bildet, fo fehlt e8 dennoch an einem Gefeke, weldes eine Klare Begrifföbeftim- 
mung derfelben aufftellt; daher denn auch die Rechtsgelehrten dem in der.neuer 
em ungarifchen Rechiöliteratur fo häufig vorkommendex Ausdrude „Apitici- 
tät” eine bald engere, bald weitere Ausdehnung geben. Im ihrer ganzen Be⸗ 
deutung und Umfange kann die „avitifhe” Natur der Sachen, oder aber der 
Begriff der „Aviticität“ mur nach vorhergegangener Darftellung des Syftemes 
der Töniglichen Schenkungen (donaliones regiae), des eigenthümlihen ungari- 


) Joh. C. Albrich: Sächfiſches Privatrecht: 88. 42— 49 
Sachſenheim, Crlänterung 
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fhen Erbrechtes, der gefeblichen Dermägensrehte der Frauensperfonen (jus vi- 
duale, capillare, quartalitii), des Miteigenthumes auf das während der Ehe. 
erworbene Vermögen (jus coacquisitionis), des Kauf- und Pfandvertrages , her 
hiebei vorgefchriebenen gefeklihen Solennitäten (praemonitio, stalulio), Unter: 
brechung der Verjährung durch allerlei Mittel hinter dem Rücken des Beſitzers. 
endlich des den erbberechtigten (theilungsfähigen) Verwandten hei Vermögens— 
‚Übertragungen amd vertragsmäßigen Verpfändungen von Liegenſchaften und Sc» 
rechtſamen gebührenden Vorkaufs⸗ und Einſtandsrechtes (jus praempnitiopis), — 
wovon an.den betreffenden Orten weitläyfiger die Rede fein wird, — abgelgitet 
und erfaßt werden. 

a) Zunächft fönnen unter „avitifhen Gütern,” wie dies ſchon aus 
dem Wortlaute (avita, avilica) hervorgeht, nur ſolche verftanden werden, welde 
der jeweilige Befiger von feinen Vorfahren, und zwar im Wege des Exbrechtes, 
überfommen bat. ALS ſolche, nämlich vom Bater oder Großvater ererbte Güter 
ftelt fie dad Gefep den ſelbſterworbenen gegenüber (Tr. I. 58 $. 1 bona et jura 
possessionaria palerna et avilica). Diefem nach wäre denn aud unter „Avi: 
ticität“ micht® anderes zu verftehen, als diefe befondere Eigenheit eines Gutes, 
oder aber der „Inbegriff ſämmtlicher rechtlichen Folgen, welche (nach ungarifhen 
Geſetzen) aus diefer befonderen Eigenfhaft hervorgehen ). Diefe befonderen 
Folgen beftehen num zunächft und hauptſächlich darin, dag: 1. die apitifchen 
Güter unter keinem Titel auf immerwahrende Zeiten oder unrücklösbar (Tr. IL. 
56 u. 58 jure perennali) vom jeweiligen Befißer, außer in den vom Gefeße 
geftatteten Fällen (Tr. I. 59 $. 6), veräußert, ja daß diefelben nicht einmal 
durch Teftament den gefeßmäßigen Erben entzogen werden Tonnen (A. C. 
III. 25. a. 1 az avilicam bonumokban à decretalis casukon kivül testa- 
menlum vagy egyeb fassiok ällal valô alienalioknak hely ne adallassek); 
2. daß ın denfelben, auch nach vollzogener Theilung, unter den theilenden Fami⸗ 
liengliedern die Erbfolge ewig, d. 5. bis auf den lebten Sprößling der Thei- 
lungsverwandten (osztälyos atyafıak) Plaß greift, infofern nämlich der Erb⸗ 
anfprecher, im Falle der Erblaffer ohne leibliche Erben geftorben ift, feine und 
feiner Borfahren Genealogie mit jener des Erblaffers auf einen gemeinfchaftlichen 
Stamm zurüdführen und beweifen Tann, daß zwifchen feinen und des Erblaſ⸗ 
fer3 Vorfahren eine Theilung diefer Güter flattgefunden hat (Tr. I. 47 8. 4 
„sola enim sangvinis propago et fraternalis mutua divisio effieit ex se mu- 
tuam et reeciprocam bonorum in alterutrum condescensionem, atque devolu- 
tionem“ in Verbindung mit Tr. I. 67, $. 1). Hieraus ergibt ſich von ſelbſt 


*) Etudien aud dem ungarifchen Rechte. Allg. öfterr. Gerichtägeitung vom J. 
1853. Rr. 77. 
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3. daß die Geltendmachuug einer Verjährung in avitiſchen Gütern nicht Plat 
greifen kann (Tr. I. 46 8. 6), und meswegen 4. die Ausſchließung von denjelben | 
für Blutsverrath (proditjo ‚fraterui sangvipis, Tr. 1. 67. $. 1) ‚erflärt wird; 
5. kann eine Berpfändung . avitifher Güter nicht über die üblihe Werjährungs- 
frift von 32 Jahren hinaus flatffinden (Tr. I. 60): 6. die Söhne find berechtigt, 
wer der Bater die Aviticalgüter ohne Grund veräußert, ſchlecht bewirthſchaftet 
oder vernadhläffigt, ihren Autheil vermöge einer Theilung berauszunehmen (Tr. 
1. 53 88. 1 u. 2) und beziehungsmweife von dem Käufer ohne alle Zahlung zu⸗ 
rückzunehmen (Tr. I. 61 8.4). 7. Gebührt auf diefe Güter den erbberedhtigten 
Berwandten feldft für den Fall eines gefeßmäßigen Verkaufes oder Berpfändung 
ein Vorkaufs⸗ und Einſtandsrecht, vermöge welchem fie von der beabfichtigten 
Veräußerung. vorher geſetzlich verftändiget (praemonitio) werden follen, für den 
Tall als fie dur Erlegung der anderwärtäher angebotenen Kauf⸗ oder Pfand- 
fumme das Gut an ſich töfen. wollten, widrigenfalls bei verfaumter Berftändigung 
ihnen das Recht zufteht, die Nichtigkeitserflärung des Kaufes oder die Uebertra- 
gung des Pfandes an fi im Rechtswege anzufuchen (Tr. I. 60). 

Die verpfändeten Aviticalgüter konnten urfprünglid von den erbberech— 
tigten Berwandten gegen Erlegung der Pfandfumme nach „gemeiner Schätzung“ 
(Tr. 1. 60 8. 8 und I. 83 valor conımunis aesttmationis” vgl. 88. 303— 306) 
rüdgelöft werden; doch wurde diefes Vorrecht zuerft bei den Szeklern (A. C. IV. 
14. a. 2) und fpäter durchgehends (art. prov. 135:1791) aufgehoben, fo daß 
auch Aoiticalgüter nur gegen Erlegung der vollen -Pfandfumme zurüctgelöft wer: 
den Fönnen. 

Zu den avitifhen Gütern ten auch die von mütterlicher Seite im 
Wege des Erbrechtes uͤberkommenen Güter, weil die Bezeihnung avitiſch 
(avita Tr. I. 58) auch auf die vom mütterlihen Großvater ererbten Güter paßt; 
das Geſetz zwifhen den der Tpeilung unterzogenen. Büteen feinen Unterſchied 
macht (Tr. I. 47) und den Kindern in den mütterlichen Gütern ausdrücklich die 
Erbfolge zuerkennt (Tr. I. 113 $- 4). Auch gehören zum Aviticalvermögen nit 
blos die Liegenſchaften, ſonderu auch die von den Vorfahren überkommenen be— 
weglichen und unkörpexlichen Sachen (Tr. J. 53 $. 7 „bonis et juribus posses- 
sionariis atque rebus mobilibus avitis” vgl. mit .A. C.I. 6. a2. ingo 
javaibol kinek kinek szabados dispositioja vagyon, ha az is maga Um 
tuma) ”). 

Dies vorausgeſchickt ift es Mar, daß dem jeweiligen Befiper eines Aviti- 
calgutes nur mehr der Fruchtgenuß desſelben, das Eigenthumsrecht darauf aber 





— — 


*) Lorenz Töth: Die Aviticität und ſonſtigen Beſitzverhaͤltniſſe geordnet durch 
das a. h. Patent vom 29. November 1852. Peſth 1853. S. 27—34. of. Zimmer⸗ 
„ran: Siebenbuͤrgiſch⸗ ungariſches Privatrecht. 55. 45-46. Mfer. F 
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allen theilungsberechtigten Bamiltengliedern angehört. So ließe fih denn and 
in einer fpecielleren Faſſung des Begriffes die „Aviticität“ bezeichnen, als 
den Inbegriff: aller gegenfeitigen Rechte und Pflichten, welche fowohl dem jewei- 
ligen Befißer, als den übrigen, mit dem Leßteren von demfelben Borfahren ab- 
flammenden Familiengliedern (Theilungsverwandten) auf dad von diefem Vor— 
fahren als gefeßmäßiges Erbe hinterbliebene Bermögen, zufolge der ihren bier 
auf indgefammt zuftehenden Erbberechtigung (Comdivifionalität) zutommen. °) 

b) Zu den erworbenen Gütern (bona acquisita) gehören folge, welche 
1. durch königliche Schenkung (Tr. I. 6 $. 3), 2. durch Waffenthat oder Wiſſen⸗ 
fhaft (Tr. I. 5); 3. durch einen Erbvertrag (contracius), Adoption (fraternalis 
adoptio), Präfection (praefectio) ; A. Dur eine teftamentarifhe Verfügung; 
5. durch eigenes Geld (Tr. I. 57); 6. durch Berjährung (Tr. I. 78 88. 2 u. 5) 
erlangt werden; und 7. das Heiratsgut (dos. Tr. I. 105. $. 2.) 

Diefe nehmen die Natur der „avitiſchen“ Güter erft an, wenn fie auf den 
Wege des geſetzmäßigen Erbes an die Nachkommen des Erwerbers übergehen. Die: 
felben unterfheiden fi von dem „avitifchen” Vermögen dadurd, daß der Erwerker 
darüber felbft gegen den Willen feiner Kinder, Afcendenten und Seitenvermwant- 
ten fowohl unter Lebenden als für den Todesfall ganz frei verfügen kann (Tr. 1. 
5 u. 57; dann I. 51 8. 9. A. C. II. 25. a 4). 

Sind die Hüter aber durch k. Schenfung erworben, fo kann der Erwerker, 
wenn er keine gefeßliche Erben bat, nur mit Zuftimmung des Kandesfürften dar: 
über verfügen (Tr. I. 10. $. 2). 


Zufolge bed a. h. Patentes v. 29. Mai 1853 8. 5 hat von dem Tage ber Wirk: 
ſamkeit ded a. b. G. B. der Unterfchied zwiſchen ererbtem und erworbenem Bermöger 
weder auf das Verfügungsreht unter Lebenden, ober auf den Todesfall, noch -auf tie 
gefeslihe Erbfolge einen Einfluß. (R. ©. Bi. Nr. 100.) 


— 





— — 


9 In den „Erläuterungen des a. h. Patentes vom 29. November 1882 uber 
die Aviticitätsverhältniſſe. Bon einem practifchen Yuriften. Bien 1853,* wird ©. * 
die Aviticität erklärt für „eine Nechtöbezichung bed Bermögend zu ben rechtmäßigen 
natürlichen Nachkommen des erfien Erwerbers, kraft welcher die Subſtanz dieſes Ber: 
mögend ein Eigenthum (im Sinne des ungarifchen Rechtes) ſaͤmmtlicher Nachkommen 
des Lebteren bildete, und keiner berfelben, den Letzten ausgenommen, über dieſes Ber 
mögen in ber Reget (mit Ausnahme ber befonderd zugelaffenen Fälle) weder unter 
Lebenden, noch auf den Todesfall frei verfügen konnte.” Diefe Begriffebeftimmungz 
ericheint dem Verfaſſer deswegen nit ftichhältig, weil nicht jedem Bermögen bei 
erftien Erwerbers bie fragliche Nechtöbeziehung zu den Nachkommen des Erwerber‘ 
eigen ift, fondern nur jenem, welches er, ohne eine anderweitige Verfügung getroffen 
zu haben, ald gefehmäßig vererbliches Dermögen binterläßt; denn bat ber erſte 
Erwerber über fein Bermögen mittelft eined Erbvertrages (contractus), einer Adoption 
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6, 292, 
Körperliche Sachen find Diejenigen, welche in die Einne fallen; fonft heißen fie unkoͤrperliche; 
3 B. das Recht zu jagen, zu fifhen und alle anderen Bedhie. 
$. 293. 


Sachen, melde ohne Berlegung ihrer Subſtanz von einer Stelle zur andern verfegt werben 
tönnen, find beweglich ; Im enigegengefehten Falle find fie nubeweglich. Gaden, bie an fih beweglich find, 
werden im rechtlichen Sinne für unbeweglih gehalten, wenn fie vermöge des Geſehes oder der Beftimmung 
des Gigenthümers das Bugehör einer unbewegliden Sache ansmachen. 


R. Tr. V. Nr. 40. 

Seine Majeſtät haben, mit Beziehung auf die Frage: Inwieweit @inverleibungen und Bormer- 
fungen auf E&iffmühlen Statt haben? gn beſchließen geruhet: daß, da Schiffmüblen bewegliche Sachen 
find, dieſelben nit in die Grundbücher gehören, und auch Pfandrechte durch Eintragung der Forderungen 
in die Brundbücher auf diefelben nicht erworben werden Pönnen. Bas die Schiffmühlen⸗Gerechtigkeit be- 
trifft, fo feten diefeiben nach den befiebenden Bewerbegeiegen zu beurtbeilen (Hofdecret vom 29. Mat 1824, 
Rr. 2011, I. @. ©.). j 

In dem ungarifchen Rechte wird eine genaue Begrifföbefimmung der ber 
weglichen und unbeweglichen Sachen zwar vermißt, doch läßt fih aus den hievon 
handelnden Geſetzen das Wefen derfelben ganz fo beftimmen, wie es vom b. Ge⸗ 
ſeßbuche gefchieht (vergl. die in Tr. 1. 45. $. init. I. 95. 8.2. A.C. IV. 4.a.1. 
A. C. V. Ed. 36 angeführten Arten von beweglihen, und in Tr. I. 43. $. init. 
11. 16. $. init. u. f. f. von unbeweglihen Sachen. Fuͤr die erfteren werden die 
Ausdrüde bona, bona mobilia, res mobiles, für die leßteren res el bona im- 
mobilia, haeredilates, jura possessionaria, possessiones, praedium gebraudht. 
Ueber die Begriffäbeflimmungen der lebteren, wie fle das Gefek aufftellt, vergl. 
Tr. 1. 24). 

In der Lehre vom Erbrechte werden die mit Geld erworbenen (Tr. I. 19), 
fowie die in Pfandbefiß befindlichen Güter (Tr. I. 102. $. 4), zu den beweglichen 
gezählt, daher denn in diefer Beziehung nach ungarifchem Rechte auch nur die 
Unterfheidung zwifchen den avitifhen und erworbenen Gütern eine praktiſche 
Bedeutung hat. 


$. 294. 


Unter Zugehör verfieht man dasjenige, was mit einer Sache in fortdauernde Berbindung gefeht 
wird. Dabin gehören niht nur der Zuwachs einer Sache, fo lange er von derfeiben nicht abgefondert 
ir, fondern auch Die Nebenfachen,, ohne welhe die Hauptſache nicht gebraucht werden kann, oder die das 
Beich, oder der Eigenthuͤmer zum fortdauernden Bebrauhe der Hauptſache beftimmt bat. 


Rah ungarifhem Rechte: wird Zugehör (accessorium, pertinen- 
liae, res accessoria. Tr. I. 24. $. 8. III. 16. $. 1) jede Sache geheißen, welche 


D 


(fraternalis adoptio) Präfection (praefeclio) ‘oder Teftament anderweitig verfügt, fo 
erfcheint der dur eine folche Berfügung berufene Erbe gleichfalls ald Erwerber, welcher 
über das hiedurch erlangte Vermögen frei verfügen fann. Ein ſolches erworbened 
Bermögen nimmt die „avitifche" Natur dann erft an, wenn es in gefebmäßiger Erb⸗ 
folge auf den hiezu berufenen Erbnehmer übergegangen ift, fiehe oben lit. b. 
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einen ergänzenden Theil einer anderen” Sat ausmacht, alfo nicht für fih allein 
befteht. Der Unterſchied zwifhen der Hauptſache (principale membrum, haere- 
ditas corporalis. Tr. I. 76. 8.3. III. 16. 8.1) und dem Zugehör, oder Neben- 
fache ift nicht genau beftimmt, fo daf eine Sache an und für fi Hauptfache, und 
in ihrer Beziehung zu einer anderen zugleich Rebenfache fein kann. Im Falle Dee 
Zweifels darüber wird der Beweis duch die Erwerbungdurfunde, wo in der Regel 
das Hauptgut (caput bonorum) mit dem Zugehör genau verzeichnet ift, herge 
ftellt. Kann auf ſolche Art der Beweis nicht geführt werden, muß auf den Ge- 
brauch gejehen, und das für Hauptfache, jenes für Zugehoͤr erflärt werden. was 
von jeher als ſolches gegolten hat (Tr. II. 16. $. 1. „de consveludine“). Das 
Geſetz ftelit den Grundſatz auf, daß das Yugehör'derm Gerichtsftande der Haupt- 
ſache folge (Tr. II. 52. 8. 3. accessorium debet sequi forum sui principalis). 
Zu den accefforifhen Nutzungstechten gehören (Tr. 11 24) die Marktgerechtigkeit, 
das Recht der Fifcherei, das Mühlenreht, das Schankrecht, das Fleiſchansſchro⸗ 
tungerecht (vergl. 88. 286 — 287 Abf. IV und V), das Weiderecht (A. C. II. 
33) und der Genuß der Gemeindegründe (commune terrenum A. C. 11.29. vgl. 
88. 499—502). | 


$. 295. 


Gras, Yänme, Fruͤchte und afle brauchbaren Dinge, welche die Erde auf ihrer Oberfläde berwor- 
bringt, bleiben fo fange ein unbewegliches Vermoͤgen, als fie nicht von Brand und Boten abgeſondert 
worden find. Selbſt die Fiſche in einem Zeihe, und das Wild, in einem Walde werden erſt Dann ein 
beweglihes But, wenn der Teich gefilhet, und das Wild gefangen oder erlegt worden ifl. 


N. Tr. D. Nr. 26. 


Inwiefern mit den Befige eines unbewegfichen Gutes das Recht zu jagen und gu fiichen ver: 
bunden fein fönne, iſt nach den Jagdgeſetzen zu beurtbeilen. 


8. 296. 


Auch das Getreide, das Holz, das Bichfutter und alle Übrigen, obgleich ſchon eingebrachten &r- 
zeugniſſe, fomwie alles Bieh und alle zu einem liegenden Gute gehörigen Werkzeuge und Gerättzſchaften 
werden infofern für unbewegliche Suchen gehalten, als fie zur Fortſetzung des ordentlichen Wirtbicafte- 
betriebes erforderlich find. 


⸗ 


z. 297. 


Ebenſo gehören zu den unbeweglichen Sachen diejenigen, welche auf Grund und Boden ix der 
Abſicht aufgeführt werden, daß fie ſteis darauf bleiben ſollen, als: Häuſer und andere Gebaͤude mit dem 
in ſenkrechter Linie darüber befindlichen Luftraunte; ferner nicht nur Alles, was ermauert, niet mt 
nagelfeſt iſt, als: Braupfannen, Branntweinkeſſel und eingezimmerie Schränke, ſondern auch diejenigen 
Dinge, die zum anhaltenden Gebrauche eines Ganzen beftimmt find, 3. DB. Qrunneneimer, Geile, Ketten 
Löſchgeräthe und dergleichen. 


8. 298. 


Mechte werben den beweglihen Sachen beigezählt, wenn fie nicht mit dem Beflge einer unbewmeg 
liden Sache verbunden, oder durch die Landesverfaffung für eine unbewegliche Sache erklärt find. 


$. 299, 


Echuldforderungen werden durch die Eicherftellung auf” ein unbewegliches Gut nicht in ein under 
wegliche® Vermögen verwandelt. 


[. & 8. 98. 500-306.) 35%: . [intheifung d. Sachen.) 


Maſch un gari ſchem Hegte: werden! Geſtüle zu Ver! unbeweglüchen 
(Fr. 1: 101); ehtjeine Pferde aber; ſowie alles uͤbrige' Dieh', zu’ den beweglichen 
Safer! gezählt (Tr. J. 95. 8. 2). Zu den letzteren gehört! auch Wein, Getreide, 
(A. C. IV. 4. a. 1) Geld, oder was die Stelle des’ baaren Geldes vertritt, alſo 
ach Schuldforderuhgen (pecuniae autem inter bona mobilia ‚eomputanlur), (Tr. 1. 
102. & 4.) 


$. 300. 
Undewegliche alten‘ find den’ Gefetzein dis Bezirks‘ unterwoftfen,, in welchem fie liegen; alle 


utrigen Eachen hingegen fichen mit der Berfon ihres Eigenthünere unter gleichen Befegen. 
Das fähfifhe Recht ſtellt ausdruͤclich den im obigen Paragraphen ent—⸗ 


haltenen Grundſatz auf (St. I. 4. $. 1. actor sequitur forum rei, forum aufem 
Kabel ubi domicilium). 


$. 301, 


Sachen welche ohne ihre Zerſtoͤrung oder Verzehrung den gewöhnlichen Augen nicht gewähren, 
heißen verbrauchbare; die voh enigegengeſetzter Befchaffenheit aber unverbrauchbare Sachen. 


5. 302. 


Ein Inbegriff von mehreren befonderen Sachen, die als eine Sache angefehen, und mit einem 
gemelufhaftiihen Namen bezeichnet gu werden pflege, macht eine @elammifacdhe aus, imd wirt als ein 
@Bunzes beiradptet. ; 

8. 303: 


Sqchatbare Sachen ſiud diefenigen, deren Werth dutch Bergleuhung mit anderen zum Verfchre 
befimmt werden daun; darunter gehören auch Dienftielfiungen, Hand. umd Kopfarbeiten. Sachen bin- 
gegen, deren Werth durch keine Bergleihung mit anderen im Berfehre befindlihen Sachen beſtimmt werden 
kann, Weißen unfhäybare. 

8. 304. 


Der beſtimmie Werth einer Sache heißt Ihr Preis. Wenn eine Sache vom Berichte zu ſchätzen 
it’ fo muß die Ehäynng nad einer beftumten Summe Geldes geſchehen. 
$. 305, 


Wird eine Sache nad) dem Rnyen gefhägt, den fie mit Rüdfiht auf Zeit und Ort gewöhnlich 
ud allgemein teiftel, fo ſaͤut der ordentſiche und gemeine Preis aus; winmt man’aber auf die befonderen 


Berhältniffe ınıd anf die in zufälligen. Gigenichnften der ade gegründete befondere Borttebe desjenigen, 
Dem der Werih erfegt werden muß, Rüdficht, fo entſteht ein außerordentlicher Preis. 


$. 306. 


In aflen Faͤllen, wo nichts Anderes entweder bedungen, oder von bem Geſetze verordnet wird, 
muß bei der Schaͤnug einer Lite der gemeine Preis zur Michtſchuur genommen werben. 


I. 

Der Begriff der Schäkung füllt nad ungarifſchem Rechte (Tr. 1. 133- 
8$. 1 u.2. aestimalio est rei mobilis el immobilis secundum sui aequivalen- 
tiam vel valorem taxala quaedam limitatio) mit jenem des b. Geſetzbuches zu- 
fammen. Das Gefeb unterfeheidet zunächſt die gemeine (communis) und die 
perennale (perennalis) Schäßung; Die erftere befteht in der im Geſetze and- 
drücklich angegebenen Beſtimmung des Werthes der Gegenflände. Die lebtere, 
welche nur auf unblwegliche Sachen anwendbar ist, beſteht in dem zehnfachen 
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Werthe der gemeinen Schähung. In weldem alle die eine oder die audere 
Schätzung Plaß greift, beftimmt das Geſetz, was an den betreffenden Orten an 
gegeben werden wird (Tr. I. 133). Außerdem gibt es eine gerichtliche Schäfumg 
(aestimalio judicialis), wenn der Richter den in Frage geftellten Werth einer 
Sache mit Zuziehung von Sahverftändigen beflimmt (Tr. 1. 41), z. 3. den 
Werth eines Haufes. Die vertragsmäßige Schäßung (aeslimatio conventionalis), 
welche ſich auf eine freiwillige Uebereinkunft gründet, beftebt unter allen Um- 
ftänden, weil der Vertrag gleich dem Geſetze gilt (A. C. IH. 11. a. 2). 


Il, 


„Da es aufgefallen und bemerkt worden ift, daß bei denen im Umfange 
der ſächſiſchen Nation flattgefundenen Abſchätzungen von Seiten der aufgeftellten 
Schägmeifter oft nur nah Gutdünken und Willkühr fürgegangen zu werden 
pflegt, fo bat die in Vollzahl verfammelte Nations - Univerfität zur Erzwedung 
einer angemeffenen Gleichförmigkeit in diefer Hinficht befhloffen, daß in Zukunft: 
1. in jeder Nachbarſchaft zur Zeit der gewöhnlichen Rechnungslegung alljährlich 
aus den Borftehern derfelben zwei Schätzmänner ernannt und diefe der Kreisbe⸗ 
börde zur Beeidigung auf gewillenbafte Abſchätzung aller Gegenſtände, vorzüg- 
li aber von Grund und Boden vorgeftellt werden follen; daß 2. dieſes Räm- 
liche auch mit denen alle zwei Jahre von den Zünften zu ernennenden Schau 
oder Schäßmeiftern durch die Zunft« Infpectoren geſchehen; endlih 3. auf den 
Gemeinden ebenfalls zwei fachverftändige zuperläffige Männer alle 2 Jahre für 
gewiffenhafte Abjhäkungen in Eidespfliht genommen werden follen. Insbe⸗ 
fondere in Bezug auf die Uinterflüßung von Gefuchen wegen Darlehen aus den 
Nationalkaſſen beizubringenden Schäßungs-Inftrumenten, fol jedesmal austrüd: 
lih angemerfl werden, daß die Schäßung derer zum Pfand angetragenen Reali« 
täten durh von Amtswegen angeftellte und beeidete Schäßmänner vollzogen 
worden fei" (Univ. Erlaß vom 14. März 1832. 3. 555. Trauſch. Norm. 
Samml.). 


Die Vorſchriften des 10. Hauptſtückes der C. P. O. von dem Beweiſe durch ge⸗ 
richtlichen Augenſchein gelten anch für die gerichtlichen Schätzungen beweglicher und 
unbeweglicher Güter, fie mögen zu was immer für einem Zwecke angeſucht werben 
(5. 219). Werden Schätzungen aus dem Falle des Proceffed, der Execution oder bet 
Concurſes vorgenommen, fo find die Kunftverfländigen von dem Gerichte von Amtk- 
wegen und ohne Rüdfiht auf den Vorſchlag der Parteien zu wählen. Auch zu 
Schätzungen diefer Art find jedoch alle Betheiligten vorzuladen (8. 220). Schäßungen, 
welche auf Anfuchen des Eigenthiimers eined Buted, außer den im Geſetze namentlich 
angeführten Fällen, und ohne daß ein Proceß anbängig wäre, vorgenommen werben, 
können gegen einen im Porbinein davon nicht verfländigten Dritten von feiner Wur⸗ 
fung fein ($. 221). Die Gerichte haben auf die Wahl tauglicher und gewifienhafter 
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Schägmeifter die größte Sorgfalt zu verwenden, und wenn ihnen die Eigenfchaften, 
Kenntniffe, Bermögendumflände der PBerfonen, die zu Schäpmeiftern benannt werden 
ſollen, nicht ohnehin zuverläffig bekannt find, darüber auf geeigneten Wegen Erkundi⸗ 
gung einzuziehen. Für Schaͤtzungen unbemweglicher Güter find unter die Schäßmeifter 
au Gutsbeſißer von Einficht und Erfahrung aufzunehmen. Minderjährige, unter 
Guratel fleBende oder in Concurs verfallene Perfonen follen, und zwar letztere auch 
nach beendigtem Goncurfe, nie als Kunftverfländige zu einer gerichtlichen Schägung 
gebraucht werden ($. 222). Gin bereits für beftändig verpflichteter Schäßmeifter, der 
in Concurs verfällt, oder auch nur in einem einzigen Falle durch ein auffallenbes 
Mißverhaͤltniß des in feiner Schäkung angegebenen Werthes zu dem in der Folge für 
das But eingegangenen Kaufſchillinge verdächtig wird, ift fogleidy wieder zu entfernen 
($. 223). Die Kunftverfländigen haben alle einzelnen Beſtandtheile des Gutes, ſelbſt 
wenn fie ihnen vorher ſchon befannt geweſen wären, in Gegenwart der Gerichtöper- 
fonen gewau zu befichtigen und zu unterfuchen ($. 224.) Alle Urkunden, Rechnungen, 
Amtsbücher und Riſſe, die zur richtigen Beurtheilung des Werthes des Gutes dienen, 
müfjen herbeigefhaift werden, wofür die Schäpleute fowohl, ald die Parteien zu ſor⸗ 
gen und nach Erforderniß die Unterküpung des Gerichtsabgeordneten dazu in Anfpruc 
zu nehmen haben. Diefe und andere Hilfsmittel find zur Erleichterung einer richtigen 
Schätzung zu benügen, Gränzen⸗, Beſitz- und Ortöverhältniffe, wenn ed nothwendig 
ift, durch Vernehmung der Nachbarn oder Anderer, die darüber zuverläffige Auskunft 
zu geben wiffen, in dad Klare zu feben. Immer muß ber bei den zwei lepten Beſitz⸗ 
veränderungen angenommene Werth des Gutes, fo weit er aus öffentlihen Büchern 
oder anderen zuverläffigen Quellen befannt ift, angezeigt, und wenn dad But früher 
ſchon gefchägt, oder in die Steuerregifter eingetragen ift, der in der legten Schätzung 
oder aus dem neueften Steuerfatafter zu entnehmende Werth angezeigt werden ($. 225). 
Die Schätzungsurkunde muß ohne überflüffige Weitlänfigfeit eine genaue Beſchreibung 
des Gutes nad feinen einzelnen Beitandtheilen enthalten, alle Verhältniffe welche den 
Werth beöfelben erhöhen oder vermindern, Mar anzeigen, über bie Gründe des Aus⸗ 
fpruches der Schäßleute und über den, bei der Berechnung des Werthes angenomme« 
nen Mapftab alle erforderliche Aufklärung geben; fo daß jeder Sachverftändige aus 
der Befchreibung des Gutes den Werth desſelben felbjt beurtgeilen Tann. Insbeſon⸗ 
dere muß bei Grundflüden nad Möglichkeit der Flächeninhalt und der höhere oder 
geringere Grad der Güte, bei Gebäuden Größe, Beſchaffenheit, Bauart und gegen» 
wärtiger Zuſtand derjelben angegeben werben ($." 226). — In jeder Schätzung ift der 
gemeine Werth des Gutes, das ift der ordentliche Preis, um den eö zur 
Zeit der Schäpung verfauft werden kann, anzugeben. Es darf daher nie die mindefte 
Rückficht darauf genommen werden, zu welchem Gebraude die Schätzung beflimmt ift. 
Wenn dad Gericht aus befonderen Gründen notbwendig findet, nicht den gegenwärtigen 
Werth eined Gutes, fondern denjenigen, in dem es in einem beflimmten früheren Zeit 
puncte geflanden if, oder anftatt des ordentlichen den in befonderen- Berhältniffen 
gegründeten außerordentlihen Werth einer Sache von den Schäpleuten angeben zu 
laffen, jo muß diefed in dem Befcheide, wodurch die Schägung bewilligt wird, klar 
audgebrüdt, und bie beöhalb getroffene gerichtliche Verfügung in der Schätzungs⸗Ur⸗ 
funde angeführt werden ($. 227). Fruchtbringende Güter find nad dem Erträgniffe 
zu ſchätzen. Die erzeugten Früchte und Preife derfelben find in der Regel nad dem 
Durchſchnitte der letztverfloſſenen ſechs Sabre anzufepen, und davon fämmtliche Aud« 
lagen abzuziehen. Der Reft ift na dem Mapftabe zu Capital anzuſchlagen, welcher 
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bei Gütern gleicher Art gewöhnlich beim Berkaufe angenommen wird. If das bid- 
berige Erträgniß aud suverläffigen Quellen nicht bekannkt, fo muß von den Kunſtver⸗ 
ftändigen -beftimmt werden, wie viel dae Gut in feinem gegenwärtigen Zuſtande 
bei regelmäßiger Benüpung im Durhfchnitte an reinen Einkünften abwerfen komme. 
Der Preis der Früchte ift dabei auf den Betrag zu beftimmen, um den fie im Durch⸗ 
fehnitte an dem Orte, wo das Gut liegt, verfäuflih waren. Sind zwar Rechnungen 
vorhanden, aber dieſe entweder wegen Verdachtes unridytiger Angaben, ober wegen 
Ichlehter Verwaltung, indbefondere bei Wäldern wegen unregelmäßigen Holzſchlages. 
oder aus anderen Gründen zur Beftimmung des künftigen reinen Erträgniſſes gar nicht 
oder mur mit der nöthigen Berichtigung zu gebrauchen, oder läßt fi die Einnahme. 
befonderer Berhältniffe wegen, nad einen ſechsjährigen Durchfchnitte nicht zunerläffte 
berehnen, fo ift hierüber in der Schäpunge - Urkunde näbere Aufklärung zu geben. 
Eine möglihe Erhöhung des Crtrages durch neue Unternehmungen, durch eine weſent⸗ 
lihe Abänderung in der Benützung des Gutes, oder durch Berbefferungen, die mit be 
deutendem Koftenaufwande verbunden, und von unfiderem Erfolge find, barf nie in 
Anfchlag gebracht werden ($. 228). Sachen und Rechte, die nur ald Mittel zur Gr- 
zeugung der ſchon in der Schäpung begriffenen Früchte benützt werden; find zwat genau 
zu befchreiben, aber nie befonders in Anſchlag zu bringen. Dahin gehören 3. 2. 
Viehfukter und andere Gegenftände, die nur zur (Erzeugung diefer Früchte dienen; 
Wirthſchaftsgebäude, zum ordentlichen Wirthichaftäbetriche erforderliche Geräthſchaften 
und Fruchtvorräthe. Sind die zur regelmäßigen Bewirthichaftung nothwendigen Ge 
bäude, Geräthichaften oder andere Erfordernifje abgängig, oder von mangelhafter Be 
fchaffenheit, jo ift hierauf: entmeber bei der Beftimmung ded Ertrages die angemeffene 
Rücficht zu nehmen, oder ber zu ihrer Herſtellung erforderliche Betrag von dem, nad 
dem Erträgniſſe beflimmten Gutswerthe in Abfchlag zu bringen. Sachen die fein Zu- 
gchör eined unbeweglichen Gute ausmachen, find nie in die Schäpung des Gutes 
feldft aufzunehmen, fondern nöthigenfalld befondere Schätzungs⸗Urkunden darüber zu 
errichten ($. 229). Sind die Kunftverftändigen über die Beflimmung des Werthed 
verfehiedener Meinung, fo fol der Gerichtsabgeordnete die Schägung nach beiden Mei⸗ 
nungen bearbeiten Taffen, darüber Bericht an das Bericht erftatten, und dieſes nach 
Vernehmung der Parteien entfcheiden, ob eine Mittelzahl anzunchmen ober die Schoͤ⸗ 
gung mit Zuziehung eined dritten Kunftverftändigen zu wiederholen fei (&. 230). 
Wenn bei nochmaliger Schäpung der dritte Kunfiverftändige ſich mit feinem ber bei⸗ 
den erften vereinigt, fo iſt aus den drei Schäßungen eine Mittelzaht zu ziehen (5. 231). 
Sind die Gränzen ded Gutes oder einzelne Grundſtücke und Rechte zweifelhaft, fo darf 
die Hauptſumme ded Werthes nur nach den Beſtandtheilen ded Gutes, die unftreitig 
dazu gehören, beflimmt werden. Der Werth der ftreitigen ift zwar anzumerfen, aber 
nit in Rechnung zu bringen ($. 232). Eine Schäbung einer im Executionswege 
gepfändeten und feilzubietenden Schuldforderung findet nicht ftatt (8. 478). Nach er 
langtem Pfandrechte auf unbewegliche Sachen ſteht dem Grecutionsführer frei, entwe⸗ 
ber unmittelbar bei ber Nenlinftanz, oder bei dem Richter, welcher die Erecution ein- 
geleitet hat, um die gerichtliche Schägung anzufuchen (8. 502). Die Einfiht in die 
Schäpung des Gutes ift den Kaufluftigen geftattet (8. 511). Als zweiter Grad ber 
Execution fann die Schägung beweglicher Sachen entweder mit der Pfändung zugleich. 
oder nad erlangten Pfandrechte abgefondert angefucht werden ($. 539). 
Zufolge der 3. M. B. vom 15. Juni 1853 über das gerichtliche Verfahren ik 
Rechtsgeſchäften außer Streitfachen fteht ed Jedermann frei, fein Eigenthum gericht« 
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lich ſchätzen zu laſſen ($ 269). Die Schätzung unbeweglicher Güter kann nur bei der 
nach den Beſtimmungen der J. N. zuſtändigen Real⸗Inſtanz, die Schätzung beweglicher 
Sachen bei jedem Bezirksgerichte angeſucht werden, in deſſen Bezirk fie fich befinden 
(8. 271). Zur EHäpung’ beweglicher Sachen können auch die Gemeindevorfteher ver« 
wendet mwerben ($. 272). ' Güter welde dem Staate gehören, fünnen durch die admi- 
niftrativen Behörden geſchäht werden (8. 273). Bei der freiwilligen Schägung find 
in Rüdfiht ihrer Vornahme, infoweit in diefer Borfhrift feine Ausnahme feftgefept 
wird, die Beflimmungen der P. O. zu beobachten (5. 274). Die durch cine Schätzung 
aufgelaufenen Koften, insbefondere die Gebühren der Sachverftändigen und die allfäl« 
ligen Diäten und Reifekoften des Gerichtsabgeordneten find von bemfelben mit genauer 
Angabe der Zahl der hiezu verwendeten Tage oder Stunden, ſammt allfälligen Be« 
merfungen der Parteien zu verzeichnen, und bie Beſtimmung des Berichtes darüber 
einzuholen (88. 110 u. 282). Das Gericht hat in dem Befcheide au die Beitimmung 
über die Koften zu treffen, und die Einhebung und Berichtigung derfelben zu verfügen. 
Dei Beftimmung der den Sacverftändigen gebührenden Belohnung ift fowohl auf ihre 
Müherwaltung, Kenntniffe und den erlittenen Zeitverluft als auch auf den Bermögend- 
ftand und die Derbältniffe der Parteien gehörige Rüdfiht zu nehmen. (&. 111. R. 
G. 3. Rr. 109.) 


$. 307. 


dechte, welche einer Perſon über eine Sache ohne Rückſicht auf gewiſſe Perfonen zuſtehen, werden 
dingliche Rechte genannt. Nechte, welche zu einer Sache nur gegen gewiſſe Berfonen unmittelbar aus 
einen Geſetze, oder aus einer verbindlichen Handlung entftehen, heiten perſoͤnliche Sacheurechte. 


$. 308, 


Dingliche Sachenrechte find dad Blecht des Befipes, des Eigenthumes, des Pfandes, der Dicnf- 
barfeit und des Erbrechtes 


Die fiebend. Rechtsgelehrten unterfcheiden gleichfalls ein dingliches (jus 
in re) und ein perfönlihes Sachenrecht (jus ad rem).”) Sind aber fon die 
Beftimmungen des ungarischen Rechtes in erfterer Beziehung äußerſt mangelhaft, 
fo kann nicht überfehen werden, daß die von der fächfifhen Rechtsdoctrin verfuchte 
Zufammenftellung eines dinglihen Sachenrechtes, nur ald ein Beftreben zur weis 
teren Rechtsausbildung anzufehen fei, indem das ſächſiſche Municipalgeſetzbuch, 
mit Ausnahme des von demfelben als Bamilienrecht behandelten Erbweſens, und 
der als Obligationreht behandelten Pfandbeftellung, von dinglihen Saden- 
rechten nichts enthält. Wo bier nicht Normalvorfcpriften und die Rechtsgewohn⸗ 
heit aushelfen, fann wohl zur Ergänzung diefes Mangeld zum römiſchen Rechte 
gegriffen werden, doch nur infoweit, als diefes fich mit den Grundfäßen des 
ſächſiſchen Municipalgefepbuches überhaupt in Einklang bringen läßt. **) 





) Soh. C. Albrich: Sächfifches Privatrecht S. 64. A. Dosä de Makfalva Jus 
privatum Transsilvanicum. Mſer. 2 Thle. $. 35. 
») Friedrich Schuler: Das Eigen-Landreht der S. Sachſen. ©. 179-180. 


——— — — 
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Erſte Abtheiſung des Sachenrechtes. 
Yon den dinglichen Rechten. 


— — — 


Erſtes Hauptſtück. 
Bon dem Beſitze. 


$. 309. 


Wer eine Sache in feiner Macht oder Bewahrjame hat, beißt ihr Inhaber. Sat der Inhaber 
einer Sache den Willen, fie als die feinige gu behalten, fo if er ihr Befiger. 


Die Lehre vom Beſitz ift fowohl dem ungarifchen, als fähfifchen Rechte 
fremd. Beide feben den Befib als eine Thatfache, als ein factiſches Rechtsver⸗ 
baltniß voraus, und die Praxis knüpft daran die dem natürlichen Befig- oder 
Gewalts⸗Rechte, Detentionsbefi (possessio naluralis), nad römifchem Rechte 
eigenthünlichen, rechtlichen Folgen: 1. daß Niemand eigenmächtig einen folden 
Beſitzſtand ftören, oder faktifch verlegen darf, und wenn es gefchieht, der Ange: 
griffene das Recht hat, feinen Befibftand durch Selbfthilfe, foweit dies ohne Ber- 
legung der Rechte eines Anderen gefchehen kann, zu vertheidigen (vergl. SS. 339 
u. 344); 2. der im Befibftande Befindliche das Recht hat, von dem Gegner, der 
ihn and dem Beſitze verdrängen will, den Beweis eines befleren Rechtes zu ver- 
langen, ohne feinerfeit den Beweis führen zu müflen ($. 323); 3. bei fonf 
gleichen Anfprühen und Beweifen der um den Befiß ftreitenden Berfonen dem 
Befigenden der Borzug gebührt (8. 324). 

Weniger unbeftritten ift die Brage: ob dem Befißer, wenn er auch aus 
feinem Befigftande zu weichen verurtheilt wäre, ein Retentionsrecht zuſtehe, ver- 
möge deffen er nämlich den Beſitzſtand nicht eher aufzugeben braucht, bis ihm der 
Gegner dasjenige, was er ihm als Gegenleiftung in Beziehung auf denfelben, 
3. B. nüßlihe und notwendige Verwendungen auf eine Sache fhuldig ift, ge: 
Teiftet bat? Daß ihm ein ſolches Retentionsrecht zukomme, dafür fpridht im All: 
gemeinen, daß die Rechtögepflogenbeit, in Ermangelung anderer pofltiver Geſetzes⸗ 
beftimmungen, in Sachen des Befitzes die Grundfähe des römifchen Rechtes zur 
Nichtſchnur nimmt; ſpeciell ſpricht dafür nah fähfifhem Rechte: daß Jeder. 
mann feinen Gläubiger, oder Forderungen mahenden Schuldner mit einer Gegen 
forderung entfernen kann, und die rechtlich erwiefene Gegenforderung ald ge 
leiftete Zahlung anzufehen ift, wovon nur bei einem in Berwahrung befindligen 
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Gegenſtande die Ausnahme gemacht wird, dag dieſer unter allen Umfländen aus⸗ 
gefolgt werden muß, indem demjenigen, welcher fih unrechtmäßig in einen frem- 
den Beſiß febt, keine Gegenforderung zu Statten fömmt (St. II. 3. $. 8: Unus- 
quisque eredilorem suum eundemque debitorem petentem submovet, si 
paratus es! compensare; al si quis compensare potens, solverit, condicere 
poterit, quasi in debito soluto. Compensatio autem in eo necessaria est, 
quia interest uniuscujusque polius non solvere, quam so- 
lutum repetere. Compensationes ex omnibus aclionibus ipso jure 
fieri sancimus, eXcepta aclione depositi, — possessionem enim 
alienam perperam occupanlibus, eompensatio non dätur), 
woraus fi) dann fliegen läßt, daß einem rehtmäßigen Befiger das 
Retentionsredht immerhin zukomme. Rah ungarifhem Rechte: durfte 
fpeciell_ für das Retentionsrecht der Umftand forechen, daB nach demfelben ſelbſt 
ein unrechtmäßiger Befib dur Erfüllung der vorgefchriebenen Verjährungsſriſt 
als rechtmäßiges Eigenthum erworben wird *) ($$.-331— 334). 

Das ungarifche Nechtsverfahren fügt hiezu auch noch die Folge dee 
Interdietenbeſitzes (possessio: Civil» oder juriftifcher Befiß), indem es außer den 
aus der Detention fließenden Rechten dem Beflger die Befugnig einräumt, im 
fürzeften Proceßverfahren (brevissimus processus) Mlagend, und felbft wenn er 
außer Befibftand fi befände, gegen den Befibftözer aufzutreten und von ihm bie 
proviforifche Ungeftörtheit oder Wiederherftellung feines Beſitzes zu fordern, ins 
folange bis im definitiven Nechtäftreite ein beſſeres Recht auf die Sache gegen 
ihn bewiefen wird (restitutio in inlegrum; spolium). (Bergl. 88. 344— 347). 

Nah fähfifhem Rechte fällt die Befibftörungsklage, da es hiefür 
kein befonderes fummarifches Rehtsverfahren gibt, mit Ausnahme der anwend— 
baren Sicherftellungsmittel Des gerichtlichen Verbotes und der Sequeftration, mit 
der Eigenthumsklage zufammen ($$. 366— 368). 


$. 310. 


Berfonen, die den Gebrauch der Bernunft nicht haben, find an fih unfäbig, einen clip au er- 
augen. Sie werben durch einen Bormunt oder Enrator vertreten. Uumündige , weldhe tie Jahre der 
Kindheit zurüdgelegt haben, fönnen für fid) allein eine Sache in Beflg nehmen. 


Bergl. $. 21 Abf. IV— VI. 88. 243—244. 


6. 311. 
"lie förperlicen und unförverfihen Sachen, welche ein Gegeuſtand des rechtlichen Verkehres find, 
fönuen in Veſitz genommen werben. 


Vergl. 8. 356. 


. 9 Joh. v. Jung: Ungarifches Privatrecht 88. 353—356 und 361. Joh. G. 
Albrich: Saͤchſiſches Privatrecht 5. 67. 








B. @. B. s8. 312-321} 3866 Beñn 


$. 312, 


Körperliche, bewegliche Sachen werben dur phyſiſche Grareifung, Wegführung oder Bermabrung; 
unbewegliche aber durch Betretung. Berrainung, Ginzännung, Bezeiänung oder Bearbeitung in Befig ge 
nommen. In den Befig unkörperlicher Sachen oder Rechte kammt man durch den Gebrauch derfeiden im 
eigenen Ramen. 

$. 313. 


Der Gebrauch eined Rechtes wird gemacht, wenn Jemand von cinem Andern eimas als cine 
Schutdigkeit fordert, und dieſer es ihm leitet; ferner, wenn Jemand die elnem Nuderg gehörige Sache 
mit deffen @eftattung zu feinem Nutzen anwendet; endlich, wenn auf fremdes Berbot ein Anderer Das, 
was er fonft zu thun befugt wäre, unterläßt. 


$. 314. 


Den Befih ſowohl von Rechten, als von förperlihen Saden erlaugt man entweder ıunmittehber, 
wenn man freiftebender echte und Sachen; oder mittelbar , wen man cines Kechtes, oder einer Sache. 
die einem Andern gehört, habhaft wird. 

8. 315. 


Durch die unmittelbare und durd die mittelbare eigenmädtige Befi ee erbäft man nur 
fo viel in Beſitz, als "wirtii ergriffen, betreten, gebraucht, bezeichnet, oder in Berwahrnng gebradt wer: 
den iſt; bei der mitielbaren, wenn uns der Inhaber in ſeinem oder eined andern Namen ein Recht cter 
eine Sache überläßt, erhält man Afles, was der vorige Inhaber gehabt oder durch deutliche Zeichen über⸗ 
geben hat, ohne daß es nöthig if, jeden Theil des Ganzen befonders zu übernehmen. 


g. 316. 


Der Beſitz einer Sache heißt rechtmäßig, wenn er auf einem giftigen Titel, d. I. anf einem gm 
Erwerbung tanglihen Rechtsgrunde beruhet. Im entgegengefegien Bade heikt er unrechtmäßig 


8. 317. 


Der Titel liegt bei freiftehenden Sachen in der angehornen Freiheit zu Handlungen. modard tie 
echte Anderer nicht verlegt werben; bei andern in dem Willen des vorigen Befigerd, oder in Dem Ane- 
ſpruche des Nichters, oder endlich In dem Geſetze, wodurch Iemanden das Net zum Beſitze ertheilt wur. 


$. 318. 


Dem Juhaber, der eine Sache nicht in feinem, fondern im Namen einge Anden inne hat. femm! 
uch fein Rechtsgrund zur Beſitznahme dieſer Sadı zu. 


Derfelbe. Grundſatz iſt im ſachſiſchen Rechte darin ausgeſprochen, daß eine 
zur Verwahrung übergebene Sache aus dem Titel einer Gegenforderung nicht 
zurückbehalten werden darf (St. III. $. 8). Vergl. 8. 309. 


$. 319. 


Der Inhaber einer Ente ift nicht beredhtigt, den Grund feiner Gewahrſame eigeumäcktig zu ver. 
wechſeln, und fi dadurch eines Titels anzumaßen; wohl aber faun derjenige, welcher biöber cine Sache 
in eigenem Namen rechtmähig befaß, das Befigredt einem Andern überlaffen nnd fie künftig m deren 
Namen inne haben. 

8. 320. 


Durch einen giltigen Titel erhält man nur das Recht zum Wefike einer Sache, nicht den Bent 
ſelbſt. Wer nur das Recht zum Beſitze hat, darf fih im Vermweigerungsfalle wicht eigenmächtig im den 
Beſitz ſeten; er muß ihn von dem ordentlihen Richter mit Anführung feines Zitels im Wege Mechterd 


fordern. 
8. 321. 


Bo fogenannte Landtafeln, Etadt- oder Grundbücher, oder andere dergleichen Öffentliche Regirter 
eingeführt find, wird der rechtmäßige Belig eines Dinglihen Rechtes auf nubewegliche Sachen nur durh 
die ordentliche Eintragung in dieſe öffentlichen Bücher erlangt. 
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8. 322. 


Iſt eine bewegliche Sache nah und mad; mehreren Perſonen übergeben worden, fo gebührt das 
Beſitzrecht derjenigen, weiche jie in ihrer Macht bat AI aber die Eache unbeweglid, und find öffentliche 
Bücher eingeführt, fo fleht das Beſitzrecht audfchließlich demjenigen zu, welder ald Beſitzer derfelben ein- 
geſchrieben ift. i 


I. 


Das Inftitut der Grundbücher if in den ungariſchen und ſzekleriſchen 
Landestheilen Siebenbürgens beinahe ganz unbekannt geblieben. Nach dem 
bier geltenden Rechte ift die Erwerbung von Liegenfchaften nur an die Uchergabe 
der Bertragsurfunden, an eine vorlaufige Kundmachung des Erwerbagefhäftes, 
und die Einführung in den phyſiſchen Beſitz (statutio) geknüpft; die Berpfändung | 
einer Liegenfchaft ‚dagegen nur dann von Rechtswirkung, wenn dem Gläubiger 
das verpfändete Gut zur Benützung gleichzeitig übergeben und Die erfolgte Ueber- 
gabe befannt gemacht wird. In Folge des a. 5. Patentes des Kaifer Joſeph N. 
v. 25. Juli 1781) wurden zwar in mehreren Gomitaten und Sjeflerftühlen 


) Zur Gefcjichte des Intabulationsweſens in Siebenbürgen fei es erlaubt, 
einige minder befannte Daten anzuführen, die geeignet find, auch in anderer Bezie⸗ 
bung in die bisherigen Rechtszuſtände des Landes einen Blid zu gewähren! So wie 
auf alle Stagid- ‚und privatrechtfichen Verhältniſſe, hatte die eigenthümliche Berfaffung 
Ungarnd und Siehenhürgens auch auf die Cigenthumsverbäftuiffe, und hiedurch auf 
bie Entwicklung ‚der zur befferen Sicherung des. Eigenthumes und Pfandes dienenden 
bücherlichen Inſtitute einen ‚wefentlichen, jedoch nothiwendbig hemmenden Einfluß. Die 
Berfafiung, und mit ihr bie. privatrechtlichen Beſtimmungen hatten fi) in und nad) 
jenen miitelalterlihen Anfchauungen und Verhältniſſen herausgebildet, wo noch das 
Gigentbum mehr der Nation, dem Stamme, der Gemeinde, Familie oder befonderen 
Klaffen als einzelnen Individuen angehörte; und wo mehr ein befondered, den Per» 
fonen anhängendes Volks⸗ oder Nationalrecht, als ein allgemein verbindendes Terri- 
toriale oder Landesrecht beſtand. So lange diefe Verbältniffe. im Intereſſe der Be: 
vorrechteten aufrecht. erhalten wurben, mußten die Berfuche, dad Eigenthum mehr zu 
individualifiten, und. ſomit mehr im Allgemeinen auch bem Einzelnen Sichexheit, Credit 
und Wohlſtand zu verſchaffen, nothwendig ſcheitern, befouders in Siebenbürgen, mo 
nit blos Perfonen, fondern ganze Nationen oder Stämme theild berechtiget, theils 
unberechtiget und in ihren Vorrechten fo verfchiedenartig ausgeftattet waren. Weſent⸗ 
Lih verſchieden maren bei den brei berechtigten Nationen (Ungarn, Szeklern und 
Sachen), fawie hei den einzelnen Gliedern, Klaffen und Korporationen herfelben die 
Berechtigungen, Beſchränkungen und Formen in der Griverbung, Meberiragung und 
Sidyerung des Eigentbums⸗ und Pfandrechted. Bei den Ungarn und Szellern war 
der Grundbeſitz in der Regel nur dem Abel zugänglich, jedoch nur auf. den lebendläng- 
lichen Genuß, und auch fonft in,der Uebertragung beſchränkt, und fo wie dad Pfand- 
recht auf ein unbewegliches Gut, nur durch die phyſiſche Uebergabe in den ‚Henuß er- 
werbbar. Dagegen war in den freien Städten und bei den Eachfen üherkgupt ber 
Berkehr mit Gryund und ‚Boden mehr frei, und zur pollgändigen Eigenthums Ueber⸗ 
‚Izagung geeignet. Während in Ungarn bereitö mit dem Geſetzartikel 107: 1723 zur 
(Srwerkung.von Pfand» und Vorrechten für Schuldforderungen die Intabulationen mit« 
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f. g. Intabulationsprotocofle für den ganzen Umkreis des Gomitates oder Stuhles 
angelegt und geführt. Diefe Intabulationsprotocolle waren jedoch und find 


teift Publicationen und Klaufulirung der Urkunden eingeführt waren, beftanden in - 
Siebenbürgen durchaus keine derlei Einrichtungen. — Erſt mit dem a. h. Handbillete 
der. Kaiferin Maria Therefia vom 27. Februar 1796 (Hfl. Decr. v. 18. Mai 1769 
8. 156) wurde verordnet, daß in Siebenbürgen „alle Schulden ohne Audnahme in 
den Städten, Gomitaten und Szeklerſtühlen improtofollirt und intabulirt; dann den 
Berfhmendern ein Sequefter beitellt werden ſolle;“ und unterm 23. Rovember 1771 
die Negulirung diefer a. h. Anordnung verfügt. Mit den a. h. Refcripten vom 8. 
"April 1772 und 9. Rovember 1775 (Hofz. 637) wurde zur Ausführung jener Anerd- 
nung dem f. Gubernium das für Kärnthen erlaffene Tabularpatent vom 9. September 
1762 und dad Grundbuchspatent für Steiermark vom 3. 1668 mitgetheilt. Auf die 
vom f. Gubernium dargeftellten Anftände gegen die Einführung ber Eigenthumd:- 
(Grund⸗) Bücher über adelige Güter erfolgte mit a. h. Refcripte vom 31. December 
1777 die Weifung, daß mit Rückſicht auf die früheren Unordnungen und die Landes⸗ 
Verhältmiffe, befonderd aber auf die auswärtigen Gläubiger, welche fonft allcı 
Sicherheit entbehrten, die allfällige Manipulationd- Abänderung zur Beftätigung ver- 
zulegen, aber nicht mehr in die Frage: ob Grundbücher zu errichten wären? 
einzugehen fei. A 

Wiewohl bei der hierüber abgebaltenen Berathung bad k. Thefaurariat und der 
Fiskaldirector fih fortan gegen die Einführung der Intabulationen erflärten, wurdt 
dennoch ganz im Einflange mit den Anträgen des f. Guberniumd und der k. Hef— 
Tanzlei mit a. h. Batente vom 25. Juli 1781 die Einführung der Intabula- 
tionsbücher für den adeligen Beſitz, umd zugleich der Grundbücher für 
ben frei-eigenthümlichen Befik in den Städten, Märkten und Dörfern 
angeordnet; und zwar im Wefentlichen in der Art: daß eigene Intabulationtämter 
(tabulae conlinuae) errichtet, binnen einem Jabre und 6 Wochen die älteren Schuld— 
heine wörtlih in das Intabulationsbuch, und zwar mit dem Vorrechte nad dem 
Ausftelungstage, und je nachdem eine Special-, General» oder gar feine Hppothel be⸗ 
dungen erfiheint; nad Berlauf des Termines aber, mit dem Vorrechte der Weberrei- 
hung (Intabulation) eingetragen, und ſowobl bei dem SIntabulationgamte, ale aub 
bei den Marcalcongregationen veröffentlidhet, mo aber zugleich über die verpfänbeten 
Häufer, Gründe ac. 2c. Grundbücher beftehen, auch im diefe vorgemerkt werben; Par 
ferner künftig nur auf dieſe Art das Pfandredht erworben werden konnt. 
daß das erlangte Borreht auf Bas fämmtlihe bewegliche und unbe— 
weglihe, in bemfelben-Jurisdictionsbezirle gelegene Bermögen dei 
Schuldners wirkfam, und zur Erwirkung der Intabulation weder bir 
ausbrüdlihe Berfhreibung einer Hypothek, noch die Einwilligung 
des Schuldners oder der übrigen Gläubiger erforderlih fei. Nur 
auf Häufer und Gründe der Unterthanen und Händler, als fein 
Gigentbum derfelben, konnte feine Intabulation ober Bormerfune 
erfolgen. 

Indeſſen waren ſchon früher (17601780) anf Beranlaffung der Regierung be 
ſonders die ftäbtifchen, äußeren und unterthänigen Gründe zum Behufe der Befteurung 
verzeichnet, claffifigiet und befhrieben worden, und dieſe Urbariaf-Eonfcriptionen fel- 
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nichts anderes als bloße Inſtrumentenbücher, in melde tediglih Schuldurkunden 
zur Erwerbung des gefeglihen Pfandrechtes auf das gefammte bewegliche und 


ten bei Errichtung ber Grundbücher zur Grundlage dienen. Aber diefe Bermeffunge- 
‚ operate fanden in den ungarifihen Gomitaten und Szeklerſtühlen, — fo wie bie fpäter 

von Kaifer Yofeph II. mit dem a. h. Hofrefcripte v. 18. Februar 1786 angenrbnete, 
and mit Neberwindung großer Schwierigkeiten aud bis Ende deö 3. 1789 beinahe 
gänzlich vollendete Grundandmeflung, deren werthvolle Operate nach ber Wiederher- 
ftellung der alten Derfaffung durch das Neftlintiondedict vom 28. Jänner 1790 Yon 
den Marcalcongregationen. faft überall der Vernichtung preidgegeben wurden (fiehe 
Ueberſicht ber Zofephinifchen Grundausmeffung. Archiv des Vereines für fichenb. Lan- 
deötunde. H. 3. 1. Heft. Germannftadt 1845. S. 130—144) — feinen Beifall, und 
es find dort feine Spuren mehr davon zu finden. Dagegen wurden in den Militär- 
gränzgebieten fchon feit dem J. 1766 alle Liegenfchaften der einzelnen Orte, und in 
den Jahren 1773— 1777 in mehreren Drifchaften des Sachfenlanded die äußeren 
Stunde auf jenen Grundlagen, nach Lage, Flächeninhalt und Gigenfchaft in befondere 
Bücher eingetragen, weldhe wohl zur Rachweiſung des Eigenthumes, nit 
aber der Belaftungen dient; auch find in den meiſten fähflfchen Ortfchaften 
noch hente bie Joſephiniſchen Orundausmeffungsprotocolie — wiewohl faft gar nit 
benügt, — zu finden. 

Nur in Kronftadt wurde fogleich im 3. 1781 ein förnliches Grundbuch 
mit Eigenthums⸗ und Belaſtungoͤrubriken und abgeſondertem Urkundenbuche, und zwar 
über die äußeren Gründe auf Grundlage: der nachgefolgten Joſephiniſchen Vermeſſung 
eingeführt, welches fpäter den anderen Orten zum Mufter diente. 

In den ungarifhen Landestbeilen wurde nur in ber Stadt Bilah feit dem J. 
1771 eine Art Srundbuch unter der Benennung „Faffiond-Protocoll” er: 
richtet, und bis zur Gegenwart fortgeführt. Dahin werden alle Erwerbungen won 
Liegenfhaften burh Kauf oder Tauſch eingetragen, nicht aber auch Weberiragun- 
gen von Todeswegen. Der Vorgang bei diefen Eigenthumsübertragungen grändet fi 
angeblich blos auf althergebrachte Gewohnheit, hat aber in der That in äfmlichen 
ungarländifcen Ginrihtungen, aus der Zeit, wo Zilab vor feiner Reincorporation 
nad Siebenbürgen noch zu Ungarn gehörte, feinen Urfprung. 

Dagegen wurden bie „Intabulationdbüder” nit nur in ben Somita- 
ten, Diſtrikten, Szeklerſtühlen für je ganze Bezirke über den abeligen Befiß, fondern 
auch in Städten und Märkten, und bei den Sachſen auch in einzelnen Dörfern einge» 
führt, und beſonders in den erfteren Landeötheilen auch häufig benüpt. Jedoch war 
die Führung biefer Bücher fat Überall verfchieben, mehr oder minder genau; an man- 
Ken Orten, wie für den Kraßnaer Gomitat zu Syilagy Somlio, war bie Sutabulation 
mit der Introduction bed Pfandglaͤubigers in den Beflg verbunden; zu Dees geſchah 

-fie bald mit, bald ohne Introduction. Weber die Cameralherrſchaften wurden von dem 
Gamerafberrfchafts - Proviforiate in Zalathna ordentlihe Grundbücher übe 
Aktiv» und Paſſwſtemd geführt, unter der Oberleitung des k. Thefaurariated. Im 
Hatzeg, ald zur früheren Militairgränze des I. Walachenregimentes gehörig, wurden 
über den ganzen Gompagniebezirt ordentliche Srundbücer nad) Grundausmaß und 
Gulturdgatiung geführt; in Fogaraſch gab es Affentlihe Bücher, worin feit 1795 wie 
‚immer geartete Urkunden, nach vorausgegangener Publication und wohl auch Intro⸗ 
Sachſenheim, Erläuterung. 27 
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unbeweglihe Bernögen des Schuldners in der Reihenfolge der gemachten Anmel- 
dung eingetragen werden. Sie gewähren über die zu einem Gomitate oder Stuble ge- 


duction, eingetragen wurden. In der früheren Militairgränge des II. Walachenregi⸗ 
mentes beftanden für jede Gemeinde befondere Gtundbücher nach öſterreichiſcher Art, 
und zwar feit 1772 über die Grängfeffionen, umd feit 1829 über die fonfligen freien 
Beflgungen, ald: Wohn-, Wirthfchaftsgebäude, Mühlen u. f. w., beide na Reali- 
täten, Gulturdgattung und Flächenmaß, mit Activ- und Paffivftand. Das Regiments- 
gericht hatte die Judicatur, und die Gompagnie-Gommanbanten die Führung der Bü- 
her, die auch zur Berfiherung von Militair-Heirathe-Cautionen versendet wurden. — 
In der Gränzſtrecke der beftandenen Szeflerregimenter waren eigene Conſcriptionsaus- 
weife eingeführt, wo auch alle Gründe nah Cultursgattung und Flächeninhalt genau 
verzeichnet waren, und zivar nach Familien-und Häufern. Sole Gränzjelfionen 
durften an Provinzialiften nicht veräußert werden. Die Conſeriptionsausweiſe ver⸗ 
traten die Etelle von Grundbüchern, in melden jedoch die meiteren Parzellirtungen 
nicht erfihtlih gemacht, und auch für Belaftungen keine Rubriken eröffnet waren! — 
Leider find an den meiften hier bezeichneten Orten, fo wie au fonft in den Gomita- 
ten und Szeklerſtühlen diefe verfchiedenartigen öffentlichen Bücher, welche nüplichee 
Materiale zur Einführung eines geregelten Grundbuchéweſens geliefert hätten, ber 
blinden unverftändigen Zerſtörungswuth der einander befämpfenden Parteien in dem 
Jahre 1848 anheimgefallen! 

Da auf diefe Art bie wiederholt zusehen Errichtung der Grundbücher na- 
mentlich in den ungarifchen und Ezeller »Landestheilen gar nicht erfolgte, Dagegen 
wiederholt vorgekommene Prozeffe diefed Inftitut immer dringender ald unentbehrlich 
herausftellten, wurde in Folge a. h. Entfchließungen vom 29. December 1815 und 
vom 15. März 1816 mit SHoffanzleidecret vom 22. März 1816 9. 3. 773 die Ein- 
führung der Grundbücher abermal® mit dem Beiſatze angeordnet, daß es bei der bik- 
berigen Gepflogenheit, wornah au über bürgerliche Realitäten Pfant- 
verträge errichtet werden, zwar fein Berbleiben habe, daß aber and 
die Pfandverträge cbenfo wie die Perennalfaffionen in die Brund- 
bücher einzutragen feten. Damit diefe Bücher gleihmäßig und fo ſchlernig 
ala möglich eingeführt würden, wurde dem ?. Bubernium die „Anleitung zur Grund» 
buchaführung von Joachim Spieß, Wien 1814” mitgetbeilt. 

In dem Iepteren Umftande, wiewohl bemfelben die befte Abficht zu Grumbe lag, 
mag vorzüglich die Urfache gelegen fein, daß das Inſtitut der Grundbücher auf offe 
nen Widerſtand ſtieß und nicht zu Stande fam. Jene mitgetheilte Anleitung. und 
die beigefügten zahlreichen Yormularien über die Urbartal-, Grund, Gewähr. und 
Satzbücher hatten den untertbänigen Grundbefig mit feinen Befchränfungen und Gruub- 
(aften zum Gegenflande, worin bie königl. freien und abeligen Stäbte und Märkte 
‘eine angeftrebte Verlegung ihrer Rechte und Immunitäten in Beziehung ihres freien 
Stundbefiges erblidten. 

Nachdem dieſe Angelegenheit bis zum Jahre 1830 gerubt, und das f. uber 
nium unterm 4. December 1830 H. 3. 4538 über bie Hinderniffe in der Grunbbude- 
einrichtung berichtet hatte, murbe demfelben unterm 2. Jänner 1833 Hofz. 7001 bie 
Inftruction fammt den Formularien über die Führung der Grundbüder in Ungarn 
mit der Welfung mitgetheilt, nah Ginvernehmung der Martalcongregationen und 
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hörigen Liegenſchaften, über die darauf ſich beziehenden Eigenthums⸗ oder Beſitz⸗ 
rechte einzelner Perſonen gar keine Evidenz, weil bei der Errichtung derſelben 





Stadt⸗Magiſtrate, dieſelbe den Landesverhältniſſen anzupaſſen und der Hofkanzlei zur 
Genehmigung vorzulegen. Aber auch diesmal hatte die Sache keinen Erfolg. Schon 
die in ber ungariſchen Inftruction angeordnete Führung der Bücher durch das Wrba- 
rial-Amt im Zwede der Fürſchreibung. Grmittelung und Einhebung der Aerarial-Gon- 
tributionen, Laudemien, ſtädtiſchen Abgaben und verfchiedenen Taren, machten bie in 
Siebenbürgen von diefen Laften befreiten Stäbte beforgt für ihre Rechte. Noch wer 
niger Tonnten die hier vorgefähriebenen endlofen Formalitäten und Befchränfungen 
bei Erwerbung und Webertragung ded Eigenthumed, wobei die endlihe Eintragung im 
dad Grundbuch eine unweſentliche Nebenſache war, eine ſolche Einrichtung wünfdhene- 
wertd machen. In Folge des von allen Marcalcongregationen und Gommunen dagegen 
erhobenen Widerſpruches blieb es beim Alten! Unter diefen Umftänden bezeichnete 
die Hoflanzlei mit Decret vom 24. Eeptember 1834 Hof. 4479 die Einführung der 
Grundbücer, welche ſchon in den Landtagsverhandlungen vom 3. 1810/11 (Landt. 
Prot. S. 280—281) angeregt war, über Antrag ded k. Guberniumd, als einen Ge⸗ 
genfland der Gefepgebung für den nächſten Landtag. ohne daß feither Etwas darüber 
weiterd angeregt worden wäre! 

Inzwifhen war über die Vorftellung der k. k. Militairbebörden, daß die in 
Siebenbürgen beftehenden Intabulationsbücher weder in Hinficht des Eigenthumes 
noch des Pfandrechtes für Militair » Heiratbecautionen eine hinlängliche Sicherheit ge- 
mähren, die bei 8. 54 angeführte a. 5. Entfhließung vom 4. December 1828 Hofı. 
5292 über die Cautiondlegung in Realitäten erfloffen, in Folge deffen hie und ba 
in der Militairgränge, über Einfchreiten von Parteien zur Bildung einzelner Grund» 
buchſskörper Hand angelegt wurde. 

Pie niederfhlagend und auffallend es erfcheinen mag, daß die ſtets wiederhol⸗ 
ten, beflgemeinten Abfichten der Regierung bei Einführung des Grundbuchsweſens In 
den bezeichneten Landestheilen ſtets erfolglos blieben, fo kann doch nicht überfehen 
werben, daß die Urfache hievon zunächlt in der damald noch beftehenden Gefeßgebung 
zu ſuchen ifl. Wollte man die Sicherheit bes Eigenthumes und ben Realcredit durch 
Einführung der Grundbücher heben, fo mußte ald unerläßlihe Grundlage hiezu mit 
einer Wenderung des beftehenden materiellen Rechtes angefangen werden. Eo lange 
ber Grundbefiger bei den ſchwankenden, wenig geregelten Aviticitätd- und Urbarial⸗ 
verhäftniffen zunächſt in der Befhreibung und Eintragung feiner Liegenfhaften in das 
Grundbuch, in der Ausweifung feines dadurch Jedermann Par werdenden Activ- und 
Paffivvermögend zunächſt nur eine unbequeme Befchränfung feiner wirflihen ober 
vermeintlihen Eigenthumsrechte, die biöher je nad Umfländen einer willfürlihen Aus⸗ 
Dehnung fähig waren, erbliden mußte, fo lange war auch auf Feine Sympathien für 
das Grundbuchs⸗Inſtitut zu rehnen. Deßwegen find aber auch eben dieſe ſtets frucht⸗ 
108 gemachten Anftrengungen zur Einführung des Grundbuchsweſens gerade bie befte 
Apologie der Nothwendigkeit der Einführung eine? neuen bürgerlichen Rechtes! Diet 
wird zunähft aus dem Gegenfabe des Standes ded Grundbuchsweſens im Sachſen⸗ 
fanbe klar! 

Hier wurde, begünftigt durch die rein bürgerlichen Nechteinftitutionen, biefem 
ür das einzelne und Gefammtwohl ald huchwichtig anerkannten Gegenftande bie eif- 

27° 
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eine Erhebung des Befitzſtandes, welche das unbeſtrittene Beſitzrecht desjenigen 
beurkunden ſollte, deſſen Liegenſchaſten belaſtet worden find, ganz und gar nicht 
vorgenommen worden iſt. Der Zweck dieſer Intabulationsprotocolle war Tedig- 
lich die Befeſtigung des Realecredites im Lande, welchen fie aber bei ihrer äußerſt 
mangelhaften Ginrihtung und gänzlichen Außerachtlafſung der auf die Kührung 


rigfte Aufmerkfamteit gewidmet. Nachdem die Einführung ber Grundbücher Gei ber 
fächfifchen Nationd-Univerfität jahrelang in Verhandlung geſtanden, auf Grundlage 
der Grundbuchs-Einrichtungen in Kronſtadt mit Rüdficht auf Bad a. b. Patent v. J. 
1781 und die obenangeführten Grundbuchs-Inſttuctienen, und mit Beachtung der be— 
ftehenden Rechtsverhältniſſe die entfprechenden Entwürfe verfaßt, und darüber ſämmt— 
liche ſächſiſche Stühle wiederholt vernommen worden waren, wurde im 3. 1836 das 
auf folche Art zu Stande gekommene Project ciner umfaffenden Grundbuchs⸗Ordnuug 
vom k. Gubernium der Hoffanzlei vorgelegt, und erhielt mit Hofdecret vom 24. Au— 
guft 1836 die Genehmigung, mit der Weifung, daß einige Puncte der Inftructien, 
durch welche bie Wirkung der bücherlichen Fintragungen zum Theil mit Abänderung, Er: 
weiterung oder Erflärung des biöherigen Geſeßzes (Etatutargefch) beftimmt wird, in 
Korm eined beſorderen Etatuted zufammengefaßt und zur a. h. Yeftätigung vorgelegt 
werden. Auch dieſe fpäter erfolgte Vorlage wurde mit a. b. Entfhliegung vom 12. 
Auguft 1845 (Hofdecret v. 21. Auguft 1845 3. 5474) fowie dad, biefem gemäß aud- 
gefertigte Statutd» Project mit Hofkanzleidecret v. 14. Auguft 1846, 3. 4276, 
genehmiget (fiehe bei $. 446). . 

Dieſes Grundbuchsgeſetß enthält ſchon die wefentlichften Bebingungen eines gr 
regelten Grundbuchsweſens, nämlich die allgemeine (imperative) Einführung der 
Grundbücher über alle Liegenfhaften, die Erwerbung des Eigenthums⸗, Pfand» ober 
fonftigen dinglichen Rechtes auf eine Liegenfhaft unter Nachweifung ded Rechtstitele. 
nur mittelft Eintragung in das Grundbuch; und zwar die unbedingte Eintragung nur 
auf eine Specialhypothek, und mit dem Vorrechte nach der Ordnung der bewirften 
Gintragung. Neben bem Grundbuche (Hauptbuch für Activ- und Paffivftand) be 
ftcht auch ein Urkundenbuch, wohin auch die bedingten Eintragungen (Intabulationen, 
Vormerkungen) erfolgen. Weitere Hilfsbücher find noch ein befondered Gefliond-Pro- 
tocoll und alphabetifches Verzeichniß der Schuldner und Gläubiger. Die Einrichtung 
neuer Grundbücher für Eigentbum umd Belaftung ift unter Anführüng der Wirkung 
und ber Nachtheile mit Beſtimmung eines Termines von 6 Monaten zur Anmeldung 
bed Gigentbumd- und Pfandrechtes, bei Verluft der Priorität allgemein befannt zu 
geben; ebenſo wenn die Grundbuchserrichtung in einzelnen Orten beendet ift, in den eige— 
nen und benachbarten Kreifen; wenn fie in ber ganzen Nation durchgeführt wurde, 
im In» und Auslande. Die Yubicatur und Führung der Grundbücher hatten die be: 
fonderen Grundbuchsämter. — Auf Grundlage dieſer Inftruction wurde die Errichtung 
ber Grundbücder im Sachſenlande zum größeren Theile durchgeführt, gerieth aber auch 
bier durch die Ereigniffe der J. 1848/49 ind Stoden, fo daß ſich auch in biefem Lan- 
beöstheile das Grundbuchsgeſchäft keineswegs in einem durchweg befriedigenden Stande 
befindet. — (Siehe Darftellung der biäherigen Berhältniffe in Grundbuchs- und In- 
tabulationd » Angelegenheiten im Großfürftenthume Siebenbürgen. 3. M. 3. 14914, 
v. J. 1952) 
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derſelben ſich beziehenden Beſtimmungen des bezogenen a. h. Patentes niemals 
erreicht haben. 

In den privilegirten Städten und Zaralorten ſteht es mit der Führung 
der Intabulationsbücher auch nicht beſſer, und es findet fich nirgend eine Spur, 
daß die angeordnete Anlegung der eigentlihen Grundbuͤcher, in welde alle 
Realitäten eines Ortes hätten verzeichnet, und mit weldhen in Verbindung, erft 
die Intabulationsprotocolle ein Ganzes bilden follten, in irgend einer Stadt oder 
einem Zaralorte auf dem Comitatd- und Szeklerboden verwirklicht worden wäre. 


nl. 


Anders ſteht es in dem ſaͤchſiſchen Landestheile mit dem Inſtitute der 
öffentlihen Bücher. Hier ift die angeordnete Anlegung und Einführung der 
Intabulationd= Protocolle mit mehr Eifer und Umſicht vorgenommen worden. 
Neben diefen Protocollen find auch die vorgeſchriebenen Grundbücher (Realitäten: 
bücher) angelegt worden, in welche die Liegenſchaften eines Ortes nach vorber- 
gegangener Befißerhebung unter Anführung des Ramens des Beſitzes aufgenom⸗ 
men, und worin auch alle Belaftungen vorgemerkt und ebenfo regelmäßig gelöfcht 
(ertabulirt) werden. Doch bat das Inſtitut der Grundbücher auch in diefem 
Landestheile nicht jene Vollſtändigkeit erreicht, welche zur volllommenen Sicherung 
des Eigenthumes und Feftftellung des Realcredites nothwendig erſcheint; denn 
nicht überall erfolgte die bücderlihe Eintragung auf Grumdlage einer genauen 
Ausmittelung der Grenzen und des Plächenmaßes eines Grundftüdes; nicht 
überall find die vorgefallenen Befibveränderungen mit der erforderlihen Um: 
fit und Genauigkeit erfichtlich gemacht, und bei Weitem nicht in allen Drtfchaften, 
außer den Intabulationsprotocollen, auch die Grundbücher angelegt (Bericht der 
fiebend. &. O. Eommiffion v. 8. Mai 1853. I. M. 3. 8983). Das Nähere 
hierüber ſiehe bei 88. A431 — 446. 


$. 323. 


Der Befiger einer Sache hat Die rechtliche Vermuthung eines yiltigen Titels für fi, er kann alfo 
zur Angabe deffelben nicht aufgefordert werten. 


5. 324. 


Diele etufforberumg findet auch dan noch nicht Statt, wenn Jemand behauptet, daß der Bey 
ieined @egners mit andern rechtlichen Vermuthungen, z. 8. mit der Freiheit des Cigenthumes, fi nicht 
vereinbaren laſſe. In ſolchen Fällen muß der behauptente Gegner vor dem ordentlichen Richter Magen, 
und fein vermeiniliches ftärfered Recht darthun. Im Zweifel gebührt dem Befiger der Borzug. 


Bergl. die Erläuterung zu $. 309. 

Sowohl die ungarifche, als die ſächſiſche Rechtsgepflogenheit befolgt in 
Sachen des Beſitzes den Grundſatz: „beali possidentes“ und „in pari causa 
melior est condilio possidentis“, wornach der Befſitzer einer Sache die rechtliche 
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Vermuthung des giltigen Titels für ſich hat, und in Zweifel darüber dem Be— 
ſitzer der Vorzug gebührt. 


Handlungen wodurch Jemand den Befitß einer Sache ausübt, find alée keine zur 
Aufforderung geeignete Berühmung anzuſehen. Wer ſich durch ſolche Handlungen ge⸗ 
kraͤnkt Hält, hat fein Recht durch eine ordentliche Klage geltend zu machen. (G. P 
©. 4. 599.) 


8. 325, 


Anwieferne der Beflger einer Sache, deren Berfchr verboten, oder die entwendet zu fein icheint, 
den Kitel ſeines Befiges anzuzeigen verbunden ſei, darüber entiheiden bie Straf. und politiſchen Geſetze 


Vergl. 8. 356, Sachen, die fein Gegenftand des Exrwerbes find. 


— ⸗ — 


Hieher gehoͤrt namentlich: 

1. das K. P. v. 24. October 1852, betreffend die Beſtimmungen über bie Gr- 
zeugung, den Verkehr und den Befig von Waffen und Munitiond-Gegenfländen. dann 
dad Waffentragen. — Die Beflimmungen dieſes Patentes beziehen ſich tbeild auf 
folde Waffen und Munitiond - Gegenftände, rückſichtlich welcher die Erzeugung, der 
Bells und Gebrauch, mie auch der Verkehr damit in der Regel verboten iſt, theilt 
auf foldhe, welche unter den nahfolgenden Beichränkungen erzeugt und in Berfehr 
gefept, befeflen und gebraucht werden dürfen ($. 1). Als verbotene Waffen werben 
erklaͤrt: Dolce, Stilete und hoblgefchliffene ftiletartiae Meſſer, dreifchneidige Degen, 
Zrombone, Xerzerole unter dem Maße von 7 Wiener Zollen, mit Inbegriff ded Schaftes 
und Laufes, Windbüchſen jeder Art, Hand- und Gladgranaten, PBetarden und Brand⸗ 
rafeten, endlich alle verborgenen, zu tñckiſchen Anfällen geeigneten Waffen, was immer 
für einer Art, wie 3. B. Stodflinten, Degenftöde u. dgl. Zu den verbotenen Waf- 
fen find auch alle jene Werkzeuge zu rechnen, deren urfprüngliche und natürliche Form 
abfichtlich verändert erjcheint, um damit ſchwerer vermunden zu fünnen, fowie im All⸗ 
gemeinen jedes verftecte, zu tüdifchen Anfällen gecignete Werkzeug. welches feine: 
Beſchaffenheit nach weder zur Ausübung einer Kunft ober eined Gewerbes, noch zum 
häuslichen Gebrauche beftimmt ift (8. 2). Als verbotene Munition werden die Schieß⸗ 
baummolle und ähnliche erplodirende Stoffe erflärt ($. 3).. Außer den, zur Anferti- 
gung und zum Berfaufe von Waffen oder Munitiond-Gegenftänden befugten Gewerbe⸗ 
und Handelsleuten, ift in der Regel Niemand Gerechtiget, Waffen oder Munition von 
was immer für einer Art, auch nidt zum eigenen Gebrauche zu verfertigen, oder ge: 
werbemäßig zu veräußern. Berbotene Waffen und Munitiond-Gegenftände dürfen aber 
ſelbſt ſolche berechtigte (Hewerbd: und Handelsleute (3. 11) nur dann verfertigen und 
veräußern, wenn fie hiezu eine befondere Bewilligung erhalten haben (5. 4). Dikie 
Bewilligung ift bei der politifchen Landesbehoörde anzuſuchen. welche diefelbe nur aus- 
nahmsweiſe, aus rückſichtswuͤrdigen Gründen, nad Bernehmung der landerfürftlichen 
Sicherheitsbehörde zu eriheilen hat, wobei bie Gattung und der Umfang ber Erzeu- 
gung, dann des Verfehred, genau zu heftimmen tft ($. 5). Die Erzeugung von er- 
laubten und jelbft von verbotenen Munitiond « Gegenftänden kann ausnahmsweiſe in 
den hemifchen Laboratorien der öffentlidyen Lehranftalten, jedoch auch dort nur in den 
zu wiſſenſchaftlichen Zweden erforderliden Quamtitäten flattfinden. Ebenſo ift jedem 
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zum Tragen eines Feuergewehres Berechtigten geftattet, fich Die Bleiladung felbft zu 
bereiten (8.6). Die zur Erzeugung und zum Verkehre mit Waffen oder Munitiond- 
Gegenftänden berechtigten Gewerbs⸗ und Handelsleute dürfen diefe Gefchäfte nur in 
ihren Werkſtätten und Bericdleißlocatitäten betreiben. Sie werben demnach durch jede 
außer diefen Orten oder fonft heimlich betriebene Erzeugung oder Veräußerung von 
Waffen oder Munitiond » Begenfländen, wie auch durch jede Berheimtichung ihrer der⸗ 
artigen Borräthe, welche gegenüber der fie zur Angabe berfelben auffordernden Behörde 
fiattfindet, firaffällig (8. 7).. Der Belig verbotener Waffen vder Munition ift in der 
Regel nur Demjenigen geftattet, welcher eine befondere fhriftliche Bewilligung dazu 
erhalten bat‘ (8. 8). Die Bewilligung zum Befiße einer verbotenen Waffe oder Mus 
nition ift unter Nachweiſung rüdfichtöwürbiger Gründe, aus welchen bie verbotene 
Waffe oder Munition benöthigt wird, bei der politiſchen Landesbehörde anzufuchen. 
Die angefuchte Bewilligung ift, wenn fein Anftand dagegen obmwaltet, nad Berneb- 
mung der Landesfürftlichen Sicherheitöbehorde ſchriftlich zu ertheiten, und berfelben, 
wenn es verlangt wird, noch eine befondere Bewilligung zum Ankaufe für den bes 
treffenden Gewerbömann beizufügen (8. 9). Insbeſondere Tann eine derlei Bewilli⸗ 
gung an befugte Waffenhändter, zum Kaufe und Verkaufe, und an einzelne Perfonen 
zum Defige, auch dann ertheilt werben, wenn ed fi) um alte oder außer Gebrauch 
fichende verbotene Waffen handelt, welche nur einen hiftorifchen oder Kunſtwerth, oder 
einen Werth der befonderen Borliebe haben (8. 10). Die an Gewerbs⸗ und Handels⸗ 
feute erteilte Bewilligung, verbotene Waffen und Munition verfertigen oder veräußern 
zu bürfen, fließt auch die Bewilligung in fich, ſolche Gegenſtände zu befipen, gleich 
wie durch die den chemifchen Laboratorien und öffentlichen Lehranſtalten ertheilte Be⸗ 
fugniß, der rechtmäßige Befis der dort ermähnten Mimitiond-Gegenftinde gewährt if. 
Ebenſo bedürfen Diejönigen, welche zur. Ausübung eines Gewerbes oder Gefchäftes 
berechtiget find, wobei fie folcher Werkzeuge, welche die Befchaffenheit verbotener Waf⸗ 
fen haben, oder verbotene Munition bendtbigen, zum Beflte diefer-Gegenftände keiner 
befonderen Bewilligung. Diefelben find jedoch fletd nur in den hiezu beflimmten Ge⸗ 
werbsräumen zu verwahren. Der Beflg der in Rede ftehenden Waffen und Munition 
barf jedoch nur in einer folhen Anzahl und Menge geftattet werben, oder ftattfinden, 
welche den Berhältutffen des Beſitzers angemeffen ift, und jeden gegründeten Verdacht 
eined Mißbranches audfchließt. Die mit der Bewilligung zum Verkaufe verboten er 
Waffen und Munition verfehenen Gewerbs⸗ und Handelsleute haben über dieſen Ver⸗ 
kauf ein Vormerkbuch zu führen, in welchem die Perfonen, an melde, der Zeitpunct, 
wann folde Waffen und Munition verfauft wurden, dann die Erlaubniß, gegen deren 
Borzeigung der Verkauf nur ftattfinden darf, genau zu verzeichnen find ($. 11). Der 
Beſitz anderer ald der im $. 2 «ld verboten bezeichneten Waffen und Munitiond« 
Gegenftände iſt zwar Perfonen, denen derfelbe nicht vom Geſetze oder von ber Behörde 
ausdrücklich unterfagt ift, geftattet, jedoch darf auch erlaubte Waffen und Munitiond- 
Gegenftände Niemand in einer unverhäftnißmäfigen, gegründeten Verdacht eines Miß⸗ 
brauches erregenden Menge befipen. Wer eine feinen perfönfichen Bedarf überfchrei- 
tende Menge folher Waffen und Munitiond-Gegenftände befipt, bat hierüber der Pos 
litiſchen Landesſtelle die Anzeige zu erftatten, won welcher das Geeignete diesfalld zu 
veranfaffen fein wird. Der Beſitz von Militairmunition ift nur denjenigen geflattet, 
welche entweder ihr Dienft dazu berechtiget, oder welche eine ausnahmsweiſe befondere 
Grmädtigung zum Befipe folcher Munitiond - Gegenftände erhalten haben ($. 12). 
Gewerbs⸗ und Handelsleute machen fich noch imsbefondere einer ftrafbaren Handlung 
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ſchuldig: a) wenn fie verbotene Waffen oder Munition an Jemanden, ohne don ibm 
beigebrachte Ankaufsbewilligung, melde fie aufzubewahren haben (8. 9), wräußern; 
b) wenn fie über derfei verbotene Gegenflände, die ihnen, ohne ausgewieſene Bewilli- 
gung zu ſolchem Befipe, zur Beräußerung. Berfendung oder zu was immer für einem 
jonftigen Zwecke überbradhpt oder zugefendet werden, wicht fogleih am die Otts⸗Sicher⸗ 
heitöbehörde die Anzeige erflatten, und die werbatenen Waffen und Munitioud-Gegen- 
fände, wenn es thunlich ift, bis zur erfolgten weiteren Verfügung zurüdbehalten 
(8. 13). Das Befugniß oder die Bewilligung, Waffen zu befipen, fchließt dad Be: 
fuguiß und die Bewilligung, Waffen zu tragen, nicht in fih. Rückſichtlich des k. 
k. Militairs wird das Befugniß. Waffen zu befigen und zu tragen, dur die Dilitair: 
Borfchriften beftimmt. Für andere Perfonen if zum Waffentragen in der Regel eine 
befondere Bewilligung erforderlih (8. 14). Ausnahmsweiſe find zum Waffenttagen 
ohne Ginholung einer befonderen Bewilligung befugt: a) alle Diejenigen, weldge ver⸗ 
möge ihres Dienſtes ober Characters das Net oder die PRicht Haben, Waffen zu 
tragen, jedoch nur jene Waffen, welche zur voricriftmäßigen Ausrufung ober zur 
Amtökfeidung gehören; b) Diejenigen, deren Gewerbs- oder Gefchäftöbetrieb den Ge⸗ 
brauch der Waffen oder ihnen gleichzehaltenen Werkzeuge auch außer dem Haufe nö- 
thig macht, jedoch nur mährend der Zeit des wirklichen Gewerbs⸗ oder Gefcgäftäbe- 
triebes; c) diejenigen Givilperfonen, bei welchen in einzelnen Kronländern Waſfen. 
nach dem Bisher befichenden Herkommen, ein Zugehör der dafelbft üblichen Landestracht 
bilden, infoferne ihnen dieſes Befugniß nicht in einzelnen Fällen entzogen wird, und 
nur bezüglich der zur Landestracht gehörigen Waffen, d) die Privatdienerſchaft, zu 
deren Uniform oder Livree Waffen Ablich find, infoferne den einzelnen Individuen da 
Befugniß, Waffen zu tragen, nicht entzogen wird, und nur als Zugehör der Uniform 
oder Livrée; e) ausländifche Reiſende, welche zur Uniform oder Land estracht Walken 
tragen, fowie ihre Diener, in Bezug auf die Livrée unter den obigen Beichranfungen 
(a), ce) und d); endlih N die Schüpen eines ordentlich organifirten, mit Bewilligung 
der Behörden beftehenden Schießſtandes, infoferne nicht (Einzelnen das Waffenrecht 
entzogen wird, beim Beſuche des Schießſtandes ($. 15). Wer dad Befugniß beſißt. 
Waffen zu tragen, ift auch berechtiget, feine LBaffen und feine Munitiond-Gegenftänte 
durch feine Dienerſchaft an beflimmte Orte bringen zu laffen ($. 16). Jedermann. 
weicher nicht einen der in den 66. 35 und 16 angeführten Ausnahmsſälle für fi 
geltend machen kann, erhält das Befugniß, Waffen zu tragen, nur mittelft der Erthei- 
lung eines Waffenpaſſes, welcher nur an unbedenkliche Berfonen ausgeferliget werben 
darf (8. 17). Die Waffenpäffe gelten nur für jene Waffenftlide, jene Berfomen, jenen 
Zwed und jene Zeit, auf welche fie lauten, und müffen nach Ablauf der letzteren wie 
der erneuert werden. Die Waffenpäſſe dienen zur Legitimation auch außerhalb jenet 
Verwaltungsbezirkes, für welchen fie audgeftellt wurden. Weberträgt aber der Waffen⸗ 
befißer mit einem noch giltigen Waffenpafle feinen Wohnfip in einen anderen Berwal« 
tungsbezirk, fo bat er binnen ſechs Wochen nah der flattgefundenen Ueberiichiung 
den Waffenpaß von der zur Ausfertigung des Waffenpaſſes competenten Behörde des 
neuen Bezirkes bei fonftiger Ungiltigkeit vidiren zu laſſen ($. 19). Die Waffenpäſſe 
find auf drei Sabre, oder auch zu beſtimmten Ziveden (3. B. anf Reiſen) für Fürgere 
Zeit aus zuſtellen (8. 20). Für den Waffenpap wird außer der Stämpelgebüßr von 
30 (dreißig) Kreuzern keine andere Gebühr entrichtet ( 4. 21). Wenn ein Waffenpa ß 
in Berfuft gerätb, jo fann die Bartei um Andfertigung eines Duplicates einfchreiten 
(8. 22). Ausländiſchen Reifenden, welche mit gejegmäßigen Beleitöurfunden verſeben 
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nub, if geſtattet, die zu ihrem perſönlichen Schuge erforderlichen, oder auch die zu 
ihrer Uniform, Landestracht oder zur Livrée ihrer Dienerfchaft gehörigen Waffen, nebft 
dazy beflimmter Munition, mit fi zu führen, welche aber, infoferne fie nicht ohnehin 
ſchon auf der Seleitöurfunde angemerkt ericheinen, auf eben diefer bei dem Eintritte 
des Reifenden im die öfterreihifche Grenze, von der k. k. Sicherheitsbehörde erſichtlich 
zu machen find ($. 23). Wer zum Waffentragen eined Waffenpaſſes bebarf, hat den- 
jelben, wenn er Waffen trägt, bei fich zu führen, um fich erforderlichen Falles damit 
audweifen zu können ($. 24). Wird Jemand bei gejegwidrigem Waffentragen betreten, 
oder befigt er zwar einen Waffenpaß, vermag er aber denfelben ‚nicht worzumeiien, jo 
it ihm in einem und dem anderen alle’ die Waffe fogleich abzunehmen, umd er zu 
deren unweigerlicher Abgabe verpflichtet (8. 25). Die Ueberlaffung des Waffenpaſſes 
an einen Anderen ift verboten ($. 26). Wer einen fremden Waffenpaß an ſich Hringt, 
oder fich deſſen fälſchlich bedient, macht ſich, infoferne hierin nicht ein Mittel zur 
Berhbung einer ſchwerer behrohten firafbaren Handlung liegt, einer Berlegung diefes 
Geſetßes ſchuldig (& 27). Wer fi bei Uebertretung dieſes Geſetzes einer der in ben 
88. 335, 336 it. f), 372, 431 und 445 bed allgemeinen. Strafgefehes bezeichneten 
firafbaren Handlung ſchuldig macht, ift nach den Beftimmungen des Lepteren zu be 
handeln ($. 28). Jede unbefugte PVerfertigung von, wenn auch nicht verbotenen ober 
durch ihre Befchaffenheit verbächtigen Waffen, fowie von Munitiond-Gegenfländen, ifl 
mit Arreſt von 1 big 14 Tagen, jeder unbefugte Handel mit Waffen und Munitiond- 
Gegenfländen aber, worunter auch die Eommiffiond- und Speditionsgefchäfte mit den» 
felben begriffen find, mit Arreft von 3 Tagen bis zu Einem Monate, nebfi dem Ber- 
falle der vorgefundenen Gegenftände zu beftrafen (8. 29). Wer Waffen oder Munition 
unbefugter Weife in einer unverhäftnißmäßigen, gegründeten Verdacht eines Mißbrau⸗ 
ches erregenden Menge erzeugt, beftellt, bezieht oder veräußert, ift, infoferne er fi 
hierdurch nicht einer ſchwerer verpönten flrafbaren Handlung fchuldig macht, nebit dem 
Berfalle der vorgefundenen Gegenſtände mit Arreft won drei Monaten bie zu Einem 
Jahre zu beftrafen (8. 30). Bei der unbefugten Erzeugung von Pulver oder bei dem 
unbefugten Verkehre damit ift außer den obigen Strafen au noch, fofern eine Ge⸗ 
falls⸗ Uebertretung verhbt: oder verfucht wurde, wegen der Kepteren auf diejenigen 
Strafen von ber competenten Behörde zu erkennen, welche in den hierüber beſtehenden 
Borfchriften indbefondere verhängt find ($. 31). Der unbefugte Beſitz von Waffen 
nad Wunitiond » Gegenftänden ift mit einer Geldftrafe von 10 bie 100 fl., oder mit 
Arreft von drei Lagen bie zu einem Monate, nebft dem Berfalle der vorgefundenen 
Waffen und Munition zu beftrafen. Bei eintretenden erfchmerenden Umſtänden fann 
auf eine Geldfirafe bis 500 fl. oder auf Arreft bie zu drei Monaten erkannt werden 
(3. 32). Benn Jemand zwar erlaubte Waffen und Munitions⸗-Gegenſtände, aber in 
einer unverhältnigmäßigen, gegründeten Verdacht eines Mißbrauches erregenden Menge 
befigt, ohne die Anordnung des $. 12 beobachtet zu haben, fo ift derfelbe, infoferne 
hierbei nicht eine ſchwerer verpönte ftrafbare Handlung eintritt, nebſt dem Verſalle 
der Dorgefundeuen Gegenftände mit Arreft von drei Monaten bie zu Ciuem Jahre zu 
befteafen ($. 33). Wenn Gewerbe» oder Handelsleute die, in deu 88. 7, 11 und 13 
Gezeichneten Uebertretungen begehen, fo find fie nach den, in den SS. 23 big 33 ent« 
baltenen Beftimmungen zu beftrafen. Bei beſonders erheblichen Erſchwerungs⸗Umſtän⸗ 
den kann denjelben auch ihr Gewerbs⸗ und Handelsbefugniß entzogen werden ($. 34). 
Gewerbs· und Handeldleute, die das im $. 11 vorgefchriebene Vormerkbuch zu führen 
waterlaifen, jind das erfle Mal mit einer Geldftrafe von 10 bis 50 fl., dus zweite 
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Mal bis 100 fl. zu belegen. Bei fernerer Wiederholung ift der Berluft des Gewerbes 
zu verhängen (8. 35). Wer unbefugt und ohne eriwiefener Nothwendigkeit zur Ab⸗ 
wendung einer drobenden Gefahr Waffen trägt. wird, nebft dem Berfalle der unbe 
fugt getragenen Waffe, mit einer Strafe von 5 bis 15 fl. oder Arreſt von Einem bis 
ju drei Tagen belegt (8. 36). Treten aber dabei ($. 36) erſchwerende Umftände ein. 
fo ift die Strafe mit zehn bid dreihundert Gulden, oder mit Arreſt von drei Tragen 
bi8 zu drei Monaten auszufprehen. Als ein folcher erfchwerender Umſtand ift ind 
befondere die Weberlaffung des Waffenpaſſes an einen Anderen, oder die Anwenbung 
eined für eine andere Perfon audgeftellten Waffenpaffes zu behandeln (8. 37). n- 
. foweit Die Weberlaffung eines Waffenpaffet an einen Anderen nicht ald ein erfdhme- 
render Umſtand bei der Beftrafung des unbefugten Waffentragené zu behandeln iſi. 
fol diefe Ueberlaffung fowohl an Demjenigen, der feinen Waffenpaß an einen Andern 
überlaffen hat, als auch an Jenem, der ſolchen an fich gebradht hat, mit einer Strafe 
von 10 bis 100 fl. geahndet werden ($. 38). Fällt Jemandem nichts weiter zur Lafl, 
als daß er ſich gegen die Vorfchrift des 8. 24 mit dem erforderlichen Waffenpaffe bei 
feiner Betretung nicht auszuweiſen vermochte, fo ift ihm, wenn er dieſen nachträglich 
beibringt, oder im alle des Verluſtes darzuthun vermag, daß er einen noch in Wirk. 
famfeit ſtehenden Waffenpaß befeffen habe, die abgenommene Waffe (8. 25) gegen 
Griag eines, von der für die Aufrechthaltung der öffentlihen Sicherheit beftellten Be⸗ 
hörde ohne Zulaffung einer Berufung auszuſprechenden Strafbetrages von Ginem bit 
fünf Gulden wieder zurüdzuftellen. Diele Strafe findet jedoch in einem erwiefenen 
Nothfalle (8. 36) keine Anwendung (8. 39). In den Fällen, in denen es fich ledig⸗ 
ih um die Anwendung ber 88. 36 und 39 des gegenwärtigen Gefeped, rückſichtlid 
des Waffentragend handelt, und in denen weder erſchwerende Umftände eintreten, ned 
die Außerachtlaffung der Vorfchriften über dad MWaffentragen mit einer anderen, den 
Gerichten zur Entfcheidung zugemwiefenen frafbaren Handlung im Zufammenbange fleht. 
haben die potitifchen Bezirkäbehörden das Verfahren zn pflegen und die gefepliäe 
Strafe zu verhängen. In allen anderen Fällen fleht das Berfahren und das Straf- 
erfenntniß über die, dem gegenwärtigen Patente zumiderlaufenden Handlungen oder 
Unterlaffungen, den zur Anwendung des alfgemeinen Strafgefehed beftellten Geridtd- 
behörden zu ($. 40). Jedem, der wegen einer lebertretung gegen diefes Patent ſtraf⸗ 
fällig wird, fann das Befugniß zum Beſitze oder zum Tragen von Waffen entzogen 
. werben ($. 41). Wenn die öffentlie Sicherheit e& fordert, fo können über Anord⸗ 
nung des Statthalterd die in Anwendung dieſes Patented zugeftandenen Befugniſſe 
zum Befiße oder zum Tragen von Waffen zeitweilig, örtlich oder auch in Bezug anf 
einzelne Individuen, nah Maßgabe der erkannten Nothwendigkeit, Beſchränkungen 
unterworfen oder ganz eingeteilt werden ($. 42). Die in diefem Patente verbängten 
Geldftrafen find zum Beften ber Armen an bad Armen -» Inftitut de8 Ortes wo bie 
Vebertrehing begangen wurde abzuführen (ß 44) u. f. f. (R. ©. BI. Ar. 223). — 

Laut der von den Minift. des Junern, der Juſtiz und ber oberften Polizeibebörbe 
erlaffenen Vorſchrift v. 29. Jänner 1853 über die Handhabung bed vorftehenden a. b- 
Patentes find: die Waffenpäſſe nach dem vorgeſchriebenen Mufter in den verſchiedenen 
Kronländern in jenen Landesſprachen abzufaffen, in denen die Reiſe⸗Urkunden ausge 
fteift werden (8. 1). Die von den politifchen Behörden crlaffenen Berfügungen, we 
wit beftimmte Perfonen oder Gemeinden wegen Jagdfrevel oder anderem Mifbraude 
entwaffnet wurden, bleiben nuch mit dem Inslebentreten ded a. h Waffenpatentes im 
fo tange in Kraft, als fie von der Behörde nicht anedrüdlich zurückgenommen werben 
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(3. 3). Zur Audflellung der Waffenpaffe find bis zur definitiven Organifirung der 
Kreisbehörden die (Bezirkshauptmannſchaften) ermächtiget (6. 4). Die gefeplichen 
Beflimmungen über dad Maffentragen finden ihre volle Anmendung auf den Trand- 
port von Waffen von einem Orte an den anderen (8. 5). Als ein im 8. 36 des 
Waffengeſetzes vorgefehener Nothfall ift namentlich anzufehen, wenn von Seite ber 
politifchen Behörde zur Erlegung reißender Ihiere Treibjagden oder fonft aus Sicher⸗ 
beitärudfihten Streifungen oder Patrouillen unter Mitwirkung von Privatperfonen 
angeordnet werben ($. 10). (R. &. Bl. Nr. 16.) 

Für Siebenbürgen wurden vom !. E. Minifterium des Innern, im Ein« 
vernehmen mıt dem E. Ef. Zuftizminifterium und der k. k. oberften Polizeibehörde, mit 
Griaß vom 29. Jänner 1853, 3. 382, in Nüdfiht des in diefem Kronlande gegen- 
wärtig noch befiehenden Ausnahmäzuftanded, für die Dauer dieſes Zuſtandes 
die beſtehenden Anordnungen über Waffenbefip und Verkehr (fiehe die Gouv. B. vom 
10. October 1852. 2. ©. Bl. Nr. 243, und vom 10. December 1852. 8. G. Bl. Ar. 
243) vor der Hand aufrecht erhalten, und nur einige mit dem a. h. Waffenpatente 
im Ginflange ſtehende Anordnungen erlaffen (Gouv. B. v. 25. Februar 1853, 4. N. 
2. 11. Abth. Nr. 22). 

Laut Verordnung des Kriegsminiſteriums v. 2. April 1853 find: 1. Militair- 
Individuen zu Folge des k. Waffenpatented vom 24. October 1852 hinfichtlich des 
Befiped und des Tragend von Privatwaffen keiner Befchränfung unterworfen; 2. bie 
penfionirten und mit Character quittirten Offiziere bedürfen, wenn fie nicht in Unie 
form erfcheinen, zum Tragen von Privatwarfen eine Legitimation über ihre Eigen- 
ſchaft als Offiziere, melche ihnen von den Plabcommanden in Form von Waffenpäffen 
auszufertigen find. 8. Bei Waffenfendungen an einzelne Militairperfonen ift zur 
Sicherung bed Transportes in jenen Fällen, wo ſolche die Zahl Sechs jeder Gattung 
Waffen nicht überfchreiten, cine befondere Bewilligung nicht erforderlüh, fondern es 
kann bid zu diefer feftgefepten Begränzung jede Waffe frei bezogen und verfendet wer- 
den. Meberfteigt jedoch der Transport an eine Militairperfon in feinen einzelnen 
Waffengattungen, aus denen er befteht, bie beftimmte Zahl Zeche, fo ift zur Dedung 
deffelben eine militairbebördliche Bewilligung oder Betätigung in Form eines Gerti- 
firates als Gefeitfhein beizubringen, unberüdfichtiget, ob der Verſender eine Militair- 
perjon oder Eivilperfon if. Zur Ertheilung foldher Eertificate find die felbftändigen 
Truppen- und Stationdcommanden, für die penflonirten und mit Character quittirten 
Dfficiere die naäͤchſten Platz- oder Statione-Commandanten ermädhtiget (R. &. DI. 
Nr. 63). : 

2. Laut dee a. h. Patentes vom 31. März 1853, betreffend die Aufhebung dee 
Salpetermonopold, hei Aufrehthaltung des Schießpulvermonopold, bleibt dad Haus 
firen mit Salpeter verboten (Art. XD. In Bezug auf die Ein- und Ausfuhr des 
Salpeterd finden die Beftimmungen de? Zolltarifed und die Borfchrift über dad Zoll» 
verfahren, dann jene Verordnungen die volle Anwendung, welche über die Ein» und 
Ausfuhr von Kriegdmateriale jeweilig erlaffen werben (Art. XI). In Beziehung auf 
die Erzeugung und den Verſchleiß des Schießpulverd wird dem Staate dad Allein- 
echt vorbehalten, und die Verwaltung von den dazu beftellten Militairbebörden be- 
forgt (Art. XV. R. ©. DB. Nr. 90). — Zufolge der B. der Minifterien des Krieges, 
des Inneren und der Finanzen v. 31. März 1R53 wird der Staatsverwaltung die 
Erzengung und der Berfauf ded Schießpulvers und der etwa an die Stelle deffelben 
tretenden Stoffe ausfhließli vorbehalten ($. 1). Die Berwaltung des dem Staate 
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vorbehaltenen Alleinrechtes der Schießpulver-Erzeugung und deſſen Verſchleißes ftebt 
den Militairbehörden zu, und wird unter Leitung des Kriegsminiſteriums durch die 
k. t. General - Artillerie - Direction ausgeübt. In den einzelnen Kronländern find dic 
Artillerie - Zeugs» Verwaltungs » Diftrictd - Commandanten und, diefen unterfiehend, die 
bei den Pulverpoften angeftellten Artillerie. DOfficiere die Berwaltungs- Organe für 
diefen Monopold-Gegenftand ($. 2). Das Schießpulper darf nur fir den Staat, aut 
feinem anderen ald dem hiezu aus Ararifchen Magazinen erfolgten Salpeter erzeugt. 
und muß insgeſammt in die zur Uebernahme deffellen angewiefenen Artillerie⸗Magazin 
abgeliefert werden. Das Erzeugungd- Quantum wird ben Berechtigten durch die im 
vorhergehenden Paragraphe bezeichneten Verwaltungs⸗Organe jeweil befaunt gegeben 
(8. 3). Die Berechtigung zur Erzeugung ded Echießpulverd kann nur von der k. k. 
General» Artilferie- Direction ertheilt werden ($. 4). Das Befugniß zur Pulver Er- 
zeugung begründet ein blos perfönliches Recht, welches nach Umſtänden von der Ber 
leihunge- Behörde zurüdgenommen und auch von dem Berechtigten zurüdgelegt werden, 
aber weder vererbt oder verpfänbet, noch fonft auf eine entgeltliche oder unentgeltliche 
Weiſe an einen Anderen übertragen werden kann ($. 5). Ju rückſichtswürdigen Fallen 
wird auf die Erben eines Pulver: GErzeuger® bei Verleihung diefer Berechtigung Be 
dacht genommen werden ($. 6). Nebft den nöthigen Betrichdmitteln muß zur Er: 
langung der Berechtigung zur Pulwer-Erzeugung die öfterreichifche Staatsbürgerfcaft. 
Großjährigkeit, dann moralifhe und politifhe Unbeſcholtenheit nachgewieſen werden 
(8. 7). Auf dag Schießpulver felbft, auf dad zur Erzeugung deffelben nothwentige 
Materiale, auf die hiezu nötigen Geräthe und fonftigen Erforderniffe, fann eine ge: 
rihtlihe Mapregel der Sicherftellung oder Erecution nicht Plap greifen, auch kann 
gegen den Betriebsleiter eine Pulverwerkes eine Perfonal: Erecution auf Berlangen 
der Gläubiger nicht flattfinden (8. 3). Die Militaicbehörden haben darüber zu wachen 
und die politifchen Behörden hierin mitzuwirken, daß jede Gefahr für ein Pulverwerl 
möglichft hintangehalten und dem geregelten Betriebe desſelben fein Hinderniß cent 
gegengeftellt werde (8. 9). Der Berlauf des Schießpulverd und ded zum Bergbau 
und bei Bau-Unternehmungen benöthigten Sprengpulvers wird, wie biäher, durd dic 
in jedem Kronlande beftehenden ärariſchen Pulver-Berfchleißpoften, und in jenen Orten, 
wo es der Bedarf erfordert, mit fpecieller Bewilligung der k. £. General» Artillerie 
Direction durch ſolche Gefhäftsleute oder Beftellte beirieben, welche hiezu für be 
jähiget erfannt werden, und die zur Aufbewahrung des Pulvers geeignete Localitäten 
zur Verfügung haben (8. 10). Diefe mit eigenen Licenzfcheinen verfehenen Pulver 
Verfchleißer dürfen nur aus den ihmen bezeichneten Ararifhen Magazinen ihr Ber: 
kaufspulver gegen Entrichtung dee feſtgeſetzten Magazinspreifes an fi bringen. um 
haben dajfelbe zu den ihnen vorgeſchriebenen Berfchleippreifen an die Käufer abzugeben 
(8.11). Der Haufirkandel mit Schießpulver ift ſtrengſtens verboten (8. 12). Die 
unfefugte Erzeugung und Veräußerung des Schießpulvere, und der etwa an bie Stell 
defjelben tretenden Stoffe ift nah den beſtehenden Gefällsſtrafgeſetzen zu beſtraſen. 
Inſoferne jedoch damit zugleih eine nah den allgemeinen Strafgejegen ſtrafbate 
Handlung verbunden ift, hat hierüber vorerft die auftändige Strafbehörde ihr Amt zu 
handeln ($ 13). (R. ©. Bl. Nr. 91.) — Mit der a. h. Entſchließung v. 22. Yauscı 
1851 find die im a. h. Pulverpatente v. J. 1807, 88. 4 und: 19, enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen wegen Ausſchließung der Iſraeliten von der. Erzeugung bed Pulnerd und 
Salpeters, ſowie von dem Handel mit diefen Artifeln aufzchoben worden (B. des Kriege- 
minifteriums v. 12. März 1851. 8. G. Bl. Nr. 65). 
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3. Laut der B. des Miniflers Des Inneren v. 25. Sanner 1852 bat bie im 
- Zelttarife für die Ein⸗und Ausfuhr der Waaren in dem öfterreichifchen Kuiferftaate 
vom 1. November 1838 (sub Poft Nr. 66 Abf. 2) enthaltene Beilimmung: „daß die 
im Auslande gedrndten jüdifhen und hebräiſchen Gebet: und Religiondbücher dem 
Ginfuhrverbote unterliegen, und ebenſo wie bie illyriſchen und wallachifchen Bücher 
nur gegen Päffe aus dem Auslande bezogen werden können“, in Folge a. h. Ent: 
f&hliefung vom 6. November 1851 fortan in Wirkfamkeit zu verbleiben, und es ift 
demnach die Einfuhr der worbezeichneten Bücher im ganzen Umfange des öfterreichifchen 
Staatégebietes nur gegen die von den betreffenden Etattbaltereien und Länder-Präfi- 
dien vorläufig einzuholende Einfuhrbewilligung geftattet (R. G. Bi. Nr. 29). 

4. Mit der B. der Minifterien des Inneren, der Suftiz und der oberften Polizei: 
kehörde vom 26. Aprif 1853 wird hinfichtlih der Behandlung von Drudfriften 
firafbaren Inhaltes, und folcher, welde durch befondere Verfügungen verboten wurden, 
endlich anfößiger und wmfittlicher Kunfigegenftände und Sachen bei öffentlichen Ber- 
fteigerungen Folgendes beftimmt: 1. Alle Drudfhriften, auf welche fi die Preßord⸗ 
nung vom 27. Mai 1852 bezieht ($. 1), und deren Verbreitung als eine Preßüber⸗ 
tretung erklärt wurde (8. 24), find von der Audbietung und Veräußerung bei öffent. 
lichen Berfteigerungen ausgeſchloſſen; 2. die Behörden, welche derlei Berfteigerungen 
vornehmen, werben angewiefen, den mit Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit betrauten 1. f. Behörden Verzeichniſſe der zur Berfteigerung beftimmten 
Drudihriften rechtzeitig mitzutheilen; 3. die von der feßtgenannten Behörde ald zur 
öffentlihen Yeilbietung nicht geeignet erfannten Drudfchriften find hiezu nicht zuzu- 
faffen; 4. wegen der weiteren Behandlung der verbotenen oder flrafbaren Drud- 
f&hriften, die von ber öffentlichen Berfteigerung ausgeſchloſſen wurden, find bie Bor: 
fchriften der Preßordnung zu beobachten; 5. die anberweitigen bei Verlaffenfchaften 
porfindigen anſtößigen oder unfittlicken Gemälde, Zeichnungen und Kunſtgegenſtände, 
ober mit derlei Malereien oder Zeihmungen verzierten Sachen dürfen nie öffentlid, 
verfauft oder zum Berfaufe angeboten werden (R. ©. Bl. Nr. 73). — Zufolge ber 
V. der Minifterien des Innern und ber Yuftiz und der oberften Polizeibehörde vom 
Ss. Eeptember 1853 wird zur Durdführung der 88. 27 und 32 der Prefordnung v. 
27. Mai 1852 verfügt: „Bon den in Verfall erklärten Druckchriften find 
vor Allem von der die Berfallderflärung audfprechenden Behörde fo viele Eremplare 
zum ämtlihen Gebrauche zurüdzubehalten, ald nah Umftänden zur Conſtatirung der 
Identität der verfallenen Drudihrift und ihres Inhaltes Für. nothwendig erachtet 
wird. Hiebei ift zu gleichem Zwecke auf die Borlegung folcher Eremplare an die poli- 
tifche Landesbehörde, das Minifterium des Inneren, und die oberſte Polizeibehörde 
Bedacht zu nehmen (8. 1). Der hiernach verbleibende Neft der in Berfall erklärten 
Drukſchriften ift im Sinne des $. 41 der Preßordnung demjenigen Fonde zuzumenden, 
weichem nach den Beftimmungen ded Str. ©. B. die an Waaren, Feilfchaften und 
Geräthen verwirfte Strafe zufällt. Die den Derfali erfenniende Behörde hat diefe Zu- 
weifung audzufpredden und zu veranftalten (8. 2). Bei den Brudfchriften, melde 
wegen anftößigen Inhaltes in Berfall erklärt werben, und bei denen nach dem Urteile 
der gedachten Behörde zur Befeitigung ded Anftoßes die gänzliche oder theilweife for- 
melle Bernihtung duch Einftampfen, Ginfchmelzen und dergl. nothwendig erachtet 
wird, ift dad nad) diefer Vernichtung verbleibende Materiale, die Maculatur u. bergl. 
entfprechend zu vermwertben. Don dem erzielten Breife find vor Allem die Koften der 
Vernichtung zu beftteiten. Ergibt ſich hiernach ein Ueberſchuß, fo ift derfelbe nad 
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Borfchrift des $. 2 zu verwenden, wogegen ein Ausfall mit den Gerichtöfoften einzu 
bringen ifl. Die den Berfall erfennende Behörde hat diefe Verfügungen anzuordncn 
und auszuführen ($. 3). Außerdem hat diefe Behörde vor Ausführung der erkannten 
formellen Bernichtung einer Drudfchrift, bei Einfendung ded $. 1 bemerkten Eremplarc# 
an die politiiche Landesbehörde, die Weifung der Ichteren in ber Abſicht einzuholen. 
um für den Fall, als die zu vernichtende Drudfchrift Lünftlerifchen oder wiſſenſchafi⸗ 
tichen Werth hat, damit jene öffentlichen Anftalten zur betheilen, bei denen von ihrer 
Benügung unter gehöriger Vorſicht Erſprießliches zu erwarten ift (8. 4). (R. ©. Bi. 
Rr. 177.) 


$. 326. 


Ber aus wahrfcheinlichen Gründen die Sache, die er beſitzt, für Die feinige hält, ift ein redlichet 
Beiger. Gin unredlicher Beſitzer if derjenige, weicher weiß oder aus ben Umſtänden vermutben muß. 
das die in feinem Beſitze befindlihe Sache einem Andern zugehöre. Aus Irrtum in Thatſachen oder ans 
Unmiffenbeit der gefeglichen Vorſchrifien kann man ein unrechtmäßiger (8. 316) nud doch ein redlicher &e- 
fißer fein. 

8. 327. 
Beſltzi eine Berfon die Sache ſelbſt, eine andere aber das Recht auf alle oder auf einige Ruyungen 


viefer Sache, fo lann eine und diefelbe Berfon, wenn fie die Gränzen ihres Rechtes überfähreitet, im ver 
ſchiedenen Rüdfigten ein redlicher und unredlicher, ein rechtmäßiger und unredyimäßiger Beflger fein. 


8. 328. 


Die Redlichkeit oder Unredlichleit des Defiges muB im Bade eined Rechtöſtreites durch richterlichen 
Rusſpruch entfägieden werden. Im Bweifel if die Bermuthung für die Redlichkeit des Befiges. 


8. 329. 


@in redlicher Vefiger kann ſchon allein aus tem Grunde des reblihen Befiges die Sache, Pie cr 
befißt, ohne Verantwortung nady Belieben braudden, verbrauchen, auch wohl vertilgen. 


$. 330. 


Dem redlihen Befiger gehören alle ans der Sache enifpringende Fruͤchte, fobald fie von der Sache 
abgefondert worden find; ihm gehören aud alle andere fon eingehöbene Rngungen, infofern fie währent 
des ruhigen Befiged bereits fällig geweſen find. 


$. 331. 


Hat der redliche Befiker an die Sache eutweder zur fortwährenden Grhaltung der Subſtanz einen 
notbwendigen, oder zur Bermehrung noch fortdauernder Nutzungen einen nüglihen Yuftvand gemacht, fe 
“ gebührt ibm der Erſatz nach dem gegenwärtigen Wertbe, infofern er ten wirklich gemachten Aufwand mict 
uberfeigt. 


Vergl. zu diefem Paragraphen die Erläuterung des 8. 309. 


8. 332. 


Bon den Aufwande, weldher nur zum Bergnügen und zur Berfhönerung gemacht werten ıf. 
wurd nur fo viel erieht, ald die Sache dem gemeinen Wertbe nah wirffih dadıurd gewonnen bat, dech 
hat der vorige Befiker die Wahl, Alles für ſich wegznnehmen, was davon obne Schaden ter Enden 
mweggenommen merden Tann. j 


6. 383. 


Selbft der redliche Befiger kann den Breis, weichen er feinem Bormanne jur die ihm überlaffene 
Sache gegeben hat, nicht fordern. Wer aber eine fremde Sache, die der Eigenthümer font ſchwerlich wie 
der erlangt haben würde,’ redlicher Weiſe an fi gelöfet. und Dadurd dem Eigenthümer einen ermeisiihen 
Augen verihafft hat, fann eine angemeſſene Bergütung fordern. 
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. 334. 


Ob einen redlihen Inhaber das Recht auftche, ſeiner Korderung wegen die Sache zurüdzubehniten, 
wird in dem Hanptflüde vom Pfandrechte beftimmt. 


$. 335. 


Der unredliche Berger ift verbunden, wicht nur ale Durch den Beiig einer fremden Sache er- 
kaugte Vortheile zurückzuſtellen, ſoudern auch diejenigen, welche der Berfürgte erlangt haben würde, und 
aflen Durch feinen Veſitz entitandenen Echaden zu eriepen. Ju dem Halle, daB der uniedliche Vefiger durch 
eine in den Strafgejegen verbotene Handlung zum Beige gelangt ift, erfiredt jih der Erfag bis zum 
Wertbe der befondern Borliche. 

8. 336. 


Hat der unredliche Befiger einen Aufwand auf die Sache gemacht, fo If dasjenige anzuwenden, 
was in Rüdjiht des von einen @efhäftsführer ohne Auftrag gemachten Aufwandes in dem Haupiſtücke 
ven der Vevollmächtigung verordnet iſt. 

5. 337. 


Der Beflg einer Gemeinde wird nach der Redlichkeit oder Unredlichkeit der im Ramen ber Mit⸗ 
glieder handelnden Machthaber beurtheilt. Immer müſſen jedoch die unredlichen ſowohl den redlichen Mit⸗ 
gliedern, als dem Cigentbümer den Schaden erſetzen. 


5. 338. 


Auch der redliche Befiger, wenn ex durch richterlichen Ausfpruch zur Zurüdfiellung der Sache rer. 
ur theilt wird, if in Rüdfiht des Grfages der Rugungen und des Echadens, wie au in Rückſicht des 
Anfwandes, von dem Zeitpunkte der ihm zugeflellten Klage gleich einen unredlihen Befiyer zu behandeln; 
doch haftet er für den Zufall, der die Sache bei dem Eigenthümer nicht getroffen hätte, nur In dem Bade, 
daß er die Burüdgabe durch einen muthwilligen Rechtoſtreit verzögert hat. 


$. 339. 


Der Befig mag von was immer für einer Belhaffenheit fein, fo if niemand befugt, benfelben 
eigenmädtig zu flören. Der Beftörte.bat das Recht, die Unterfagung des Eingriffes, und den Erfag des 
erweisliäen Schadens gerichtlich zu fordern. 


Bergl. die 58. 344— 347. 


$. 340. 


Bird der Beflger einer unbeweglichen Sache over eines dinglichen Rechtes dur Bührung eines 
neuen Gebäudes, Waſſerwerkes, oder andern Werkes in feinen Rechten gefährdet , ohne das fi der Bau⸗ 
fuhrer nad Borfägrift der allgemeinen Berihtöorbmung gegen ihn gefhügt bat, fo iM der Gefährdete be 
rechtigt. das Berbot einer folden Neuerung vor Beriht zu nen und das Gericht ift verbunden, die 
Sache auf das fchleunigfte zu entfcheiden. 

5. 341. 


Bis zur Sutfheidung der Sache if die Kortfegung des Baues von dem Berichte in der Megel 
nicht zu geftaiten. Nur bei einer nahen, offenbaren Gefahr, oder, wenn der Bauführer eine angemeffene 
Sicherheit leiſtet, daß er die Sache in den vorigen Etand fegen, und den Schaden vergüten wolle, der 
Berbotöfeger dagegen in dem letztern Kalle feine ähnliche Gicherftellung für die Yolgen feines Berbotes 
zeiftet. IR die einkweilige Fortſezung des Baues zu bewilligen. 


8. 342. 


Bas in den vorhergehenden Paragraphen in Rückſicht einer neuen Baufiihrung verordnet wird, 
iſt auch auf die Niederreißung eines alten Bebäudes, oder andern Berkes anzuwenden. 


5. 343. 


Kann der Beiiger eines dinglihen Mechteß bemweifen, daß ein bereits vorhandener fremder Bau 
oder eine andere fremde Sache dem Ginfturze nahe fei, umd ihm offenbarer Schaden drobe, fo IR er be⸗ 
fugt. gerichtlich auf Eicherftelting zu dringen, wenn anders die politiſche Behörde nicht bereits binlänglich 
für die Öffentliche Sicherheit geforgt Hat 
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Fine allgemein verbintlihe Rauridnung beftebt in Eichbenbürgen nicht. 
Laut einer vom f. Gubernium unterm 29. März; 1787, 3.2852, erlaſſenen Ber- 
ordnung haben „Eeine k. k. Majeftät kraft h. Hofdecrets vom 8. März I. 3. in 
Betreff der jüngfthin unterm 8. Homung 1787 ergangenen a. 5. Anordnung, 
wegen künftighin bei den politifhen Behörden zu gefchehen habender Entſchei— 
dung der unter den Bauführenden und ihren Nachbarn entftehenten Strittigfeiten 
die fernere a. h. Entſchließung dahin zu ertheilen geruhet: daß wer einen neuen 
Baur zu führen gedenket, den genau umd deutlich verfaßten Riß vorläufig der im 
Ort des Baues beftehenden politifchen Obrigkeit vorzulegen gehalten fein ſolle. 
welche denfelben nicht nur allein von Zeiten der eintretenden politifden Rück— 
fihten wohl zu durchgehen, zu beftätigen, oder nah Beſchaffenheit abzuändem, 
fondern auch vor Ertheilung des Banconfenfes die Nahbarn und Anrainer zu 
vernehmen, und wenn zwifchen felben Irrungen entſtehen, diefe im gütlichen 
Wege auseinander zu feßen; fonft aber. und wenn diefe gütliche Auseinander- 
ſetzung nicht erwirft werden könnte, die Streitenden an den ordentlichen Rechte⸗ 
weg zu verweifen hat” (Trauſch. Norm. Samml.). 

Nah Inhalt der R. P. für die fachfifche Nation v. 3. 1805 (3. 10040. 
1804) „ift, um in den größeren Städten, wie Hermannftadt ımb Kronftadt, Me 
Bequemlichkeit des Publici, die Sicherheit der Gebäude und die Symmetrie der 
Straßen zu erzielen, und zugleich dafür zu forgen, daß nicht durch üble Bau: 
füßrungen Feuersgefahr entſtehe, über ein jedes in der Stadt neu zu erbauente 
Hans der Riß oder Blan dem Ingenieur vorläufig in der Apficht mitzutbeilen. 
damit er beurtheile, ob das aufzuführende Gebäude nah den Regeln der Bau- 
kunſt alle erforderliche Eigenfchaften habe. Wenn die Ueberzeugung hievon vor- 
banden, und die Erlaubniß des ftädtiihen Magiftrates (politiſchen Behörde) er- 
folgt ift, fo ſteht der Bauführung nichte entgegen. Die Bewohner der bei ſelben 
befindtichen Borftädte aber find eben auch aus der Abfiht, um, wenn euer 
gefahr entftebt, die weitere Verbreitung des Feuers zu verhüten, dahin aufju- 
muntern, daß fie Bäume vor ihre Häufer pflanzen mögen” (I. Abth. p. 22). 

‚Hiezu ift zu bemerken: 


2). Zufolge der V. der Minifterien bed Eine ber Juſtiz und der Finanzen 
vom 19. Jänner 1853 Hat 1. der Etatibalter feine befondere Aufmerkſamkeit auf Pie 
zweckmäßige Leitung und Beforgung bed Baubienfted, indbefondere auf die fergfältige 
Prüfung der Bau- Entwürfe in Abficht auf die Nothwendigkeit der Bauführung, die 
moͤglichſt volftändige Erreihung des Zwedes derfelben und die Beſchränkung des Auf- 
wandes auf dad unumgänglich Erforderliche zu richten ($. 25). 2. Der Etattbalterei 
jteht ferner zu: a) die Bewilligung zur Wiederherſtellung der durch Clementar » Greig- 
niffe zu Grunde gegangenen Yerarial» und Fondsgebäude, zur Aufführung neuer, bii 
ber nicht beftandener Gebäude, und zu Reparaturen an vorhandenen Gebäuben mit 
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oder ohne gleichzeitige Umflaltung oder Vergrößerung derſelben, wenn der Bauauf- 
wand im Roranfchlage bedeckt ift, und den Petrag von 3000 ff. nicht überfchreitet; 
b) die Eeſtattung einer Kirchen Pfarrei oder Schulbaulichkeit, der Errichtung oder Er: 
meiterung von Leichenhöfen, der Beifhaffung von Kirchen» und Echulerforderniffen 
— im Concurrenzwege — wenn der Betrag aus dem Xerar, oder einem der Statt- 
balterei zugewieſenen Konde 3000 fl. nicht überfchreitet. In diefen beiden Källen, 
wenn der Etaatäfkag mittelbar oder unmittelbar hetheiliget ift, nach dem Ginver- 
nehmen mit der Finanz « Landeäbehörde und mit Zuftimmung derfelben (8. 40). (R. 
G. Bl. Nr. 10. Beil. C.) 3. Ter Kreisbehörde flebt zu: die Ertheilung des Bau—⸗ 
confenfed, wenn es fh um die Hirftellung von Straßen, Brüden, Canälen, Be: 
wäfferungd- und Entwäfferungs-Anlagen, Slußregulirungen, Uferfhugbauten, Anlegung 
ven Mühlen ꝛc. handelt, injoferne eine ſolche Zewilligung einer höheren Behörde 
nicht vorbehalten if. Die Entfheidung im crfter Inſtanz über Beſchwerden ober 
Streitigkeiten wegen ſolcher Baulichkeiten oder crrichteter Bauwerke ($. 25 ebend. 
"Beil B). 4. Dem Bezirksamte fteht zu: die Aufficht und Ucherwachung bes Zuſtandes 
der Waſſerwerke und des Einfluffes derfelben auf Ufer und Eewäſſer, und GEinfchreiten 
bei der dazu berufenen Behörde um die erforderlihe Einwirkung, oder in dringenden 
Fällen Grgreifung geeigneter Mafregeln ($. 28 ebend. Beil. A). ıBergi. die bei 
88. 286—287 angeführten Vorſchriſten und die Feuerlöſchordnungen bei 8. 364.) 

2. Zufolge der- C. P. O. findet bei einem bevorfiehenden Baue die Auffor- 
derung (Mufforderungsklage) zur Tarthuung der Einwendung gegen tenfelben flatt 
($. 596 lit. d). Wer einen Bau führen will, muß vorläufig nah Zeftimmung der 
Bauvorföhriften die Genehmigung der zur Auffit über die Bauführungen beftimm- 
ten Behörde einholen. Tiefe Behörde foll den Pau nicht geftatten, ohne diejenigen, 
welche dadurch in ihren Rechten gefährdet werden könnten, vorläufig zu vernehmen. 
Wird gegen den Bau Widerfprud erhoben, fo hat fie eine gütfiche Ausgleichung zu 
verfuchen, und wenn biefe nicht gelingt, die Parteien Icdiglih auf den Weg Rechtens 
zu -verweifen ($. 610). In dem legten Falle können diejenigen, welde fi) dem Bau 
widerfehen, von dem Unternehmer ded Baues zur Alage aufgefordert merden. Gr bat 
deähalb der Realinflanz des Baugrundes einen doppelten Bauriß vorzulegen, und bei 
ihr das Begehren zu ftellen, daß die Aufgeforberten angewiefen werden, ihre Einwen⸗ 
dungen gegen den Bau dur eine Klage fo gewiß auszuführen, ald ihnen fonft in 
Anfehung derſelben ewiges Stillſchweigen auferlegt und dem Aufforderer nach dem 
vorgelegten Riffe zu bauen geftattet werden würbe. Einer diefer Riffe ift bei Gericht 
aufzubewahren, der andere der in der Aufforberungsflage genannten Partei zuzuftellen 
(8. 611). Infoferne nach Vorſchrift des b. Nechted gegen den Unternehmer eincd 
Baues oder Werkes ein Verbot ftattfindet, den Bau vor Entfheidung der Sache fort: 
zufeben, ſoll darüber auf Anfuchen des. Klägers fogleich bei der Erledigung ber (Be« 
fitzſtörungs ) Klage das Nöthige verfügt werden ($. 624). — 


$. 344. 

Zu ven Kechten des Befigers gehört auch das Mecht, fi in feinem Befige zu ſchützen, und in Tem 

&alle, daB die richterlihe Hilfe zu fpAt fommen würde, Gewalt mit angemefjener Gewalt abzutreiben 

(8. 18). Uebrigens hat die politifhe Behörde für die Erhaltung der öffentlichen Ruhe, ſowie das traf: 
gericht für die Beftrafung öffentlicher Bewaltthätigleiten, zu forgen. 


= §. 345. 
Wenn ſich Jemand in den Beſitz eindringt, oder durch Liſt oder Bitte heimlich einſchleicht, un 
das, wad man ihm aus Gefaͤlligkeit, ohne ſich einer fortdauernden Verbindlichkeit gu unterzieben, geſtattet, 


Sachſenheim, Grläuterung. 28 
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in cin fortdencintes Recht zu verwanteln fact, fo wird der an fi unrehimäßige und uureblide Beſt 
uch überdies uncht; in entgegengefehten Kälen wird der Befig für echt augefchen. 


$. 346. 


Begen jeden unechten Beſitzer fann ſowohl die Zurüdfegung in die vorige Lage, als aub Me 
Schadlodhaltung eingeflagt werten. Beites muß das Bericht nad rechtlicher Berbandiung, ſelbſt ohne 
Rüdfiht auf ein ftärferes Dicht, weiches der Beklagte auf Die Eache haben könnte, verordnen. 

$. 347. 


Zeigt es ſich nicht glei auf Per Etefle, wer fih in einem echten Seſitze befinte, nnd inwiefern 
der eine oder der andere Theil auf gerichtliche Unterſtützung Anſpruch babe, fo wird die im Eireite ver: 
fangene Sache jo lange der Gewabrſame des Berichtes oder eines Dritien anrerlraut, bis der Streit 
über Ten Beſitz verhandelt und entihieten worden if. Der Sachfällige fann au nad dieſer Entkhatung 
Die Alage aus einem vermeintlich ſtärkeren Rechte anf die Sache noch anhängig machen. 


Bergl. die bei $. 309 gegebene Erläuterung. 

Es folgt fhon aus den bei 8. 19 Abf. IX fit. b, e und Abf. x it.a, b 
über die erlaubte Eelbfthilfe aufgeftellten Grundſätzen, daß nach ungarifchem 
ebenfo, wie nach fächfifhem Rechte dem Befißer das Recht gebührt, fi in feinem 
Befibe zu ſchützen, und in Fällen, wo die rihterlice Hilfe.zu fpat kommen würte, 
Gewalt mit angemeffener Gewalt abzutreiben; geht jedod die Gewalt wei- 
ter, als zur Abwehr der Befibftörung unumgäanglid nöthig ift, fo wird fie ale 
Eigenmadt, Gewaltthat (actus potentiarius) beftraft ($. 19 Abf. IV— VII u. X 
lit. b). 

Das ungarifhe Recht ftellt über die Abwehr von Befißftörungen und bie 
Wiedereinfeßung in die vorige Lage (reslitulio in integrum) folgende Regeln 
auf: Wird Jemand aus dem Befige feines, wenigftens ein Jahr hindurch ruhig 
innegebabten, oder kraft eines geſetzlichen Rechtstitels, wenn auch Fürzere Zeit 
hindurch befeffenen Gutes gewaltfam verdrängt, fo feht e8 dem Berdrängten 
frei, fih innerhalb eines Jahres eigenmächtig, jedoch ohne Anwendung einer ge 
räuſchvollen Gewaltthat, und ohne Störung der öffentlichen Sicherheit, wieder 
in den Befiß des ihm entriffenen Gutes zu feben (Tr. I. 68, III. 22. vgl. $. 19 
Abf. IX dit. b). Hat der Befiger einen gefeblichen Rechtstikel für ih, fo Tann 
er wegen der Abwehr der gegen ihn verfuchten Störung in feinem Befiße, oder 
im Kalle er daraus verdrangt worden wäre, wegen der eigenmächtigen Zurück⸗ 
rücknahme des ihm entriffenen Gutes, nicht mit der Klage wegen verübter Ge- 
waltthat (Major-Minor-Botenz) belangt werden, weil Niemand in feinem recht⸗ 
mäßigen Befiße oder Eigenthum eine Gewaltthat verüben kann (neminem in 
proprio violentum diei, aut esse).*) — Hat der aus dem Befibe Verbrängte 
ed verfäumt, ſich innerhalb der angegebenen Friſt eigenmächtig in feinen Befig 
wieder einzufeben, ift ihm diefes nicht gelungen, zieht er ed vor, hiezu die richier- 
liche Hilfe in Anipruch zu nehmen; oder wurde Jemand blos in feinem ruhigen 


) Filep Jösef; Törvenybeli Gyakorläs mutato Tablaja. cap. 75. Syntagma 
juris Hungarici. tit. 105 de violentiis variis. 
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Tefibe geſtört, ohne jedoch daraus verdrängt zu werden, fo Tann in allen diefen 
Fällen der in Ausübung feiner Beſitzrechte Geftörle zu feinem Schuße, oder der 
aus Lem Befike Verdrängte zur Wiedereinfegung in die vorige Lage die Befib- 
ftörungsflage (processus querulosus, spolii) anbringen. Da es fi hiebei 
6108 um die Erhaltung und Wiedererlangung des Befibes handelt, fo kann feluft 
ter unrechtmäßige, gewaltthätige Befisnehmer eined Gutes, wenn er Ichteres nur 
ein Jahr hindurch ruhig befeffen hat, die Spolienklage anhängig machen. *y 
Gegen denjenigen, welder das Gut eines erblos verftorbenen Verwandten (De 
ficienten) in Befiß genommen hat, fann diefe Alage nicht Plaß greifen; ebenſo— 
wenig wenn kei zwei aneinander floßenden Gränzgebieten der Beſitz ungewiß 
ift, weil in einem folden Kalle die Befikergreifung nit ale abſichtliche Eigen⸗ 
macht angefehen werten kann; findet aber über die Gränzen fein Zweifel ftatt, 
fo daß bei der Befißergreifung die Eigenmacht augenfällig ift, fo ann die Abhilfe 
im Wege des Spolienproceſſts gefudt werden. Der Proceß ift der kürzeſte 
(fummariſch; processus summarius), worin feine Rechtsmittel und die Einwen⸗ 
tungen nit abgefondert von der Hauptfache angebracht werden können, und die 
Meiterberufung nur außerhalb des Befibes (extra dominium) geftattet werten 
fol. Der Sachfällige ift zum Erfaße der Nugungen und des Schadens, ſowie 
der Proceßkoſten verpflihtet, und hat, wenn er auf die einmalige Erecuticne- 
Aufforderung (admonitio) das Gut nicht zurückſtellt, auch die Strafe der 
Meineren Gewaltthat (aclus minoris polentiae) zu erlegen. Die Spolienklage 
darf aber nit auch auf die etwa ftattgefundene kleinere Gewaltthat (Minor 
potenz) gerichtet fein, weil fonft das ſummariſche Verfahren die Ratur des für 
die Berhandlung über die Gemwaltthat vorgefchriebeuen Tängeren (vom Geſetze 
uneigentlich al& „processus brevis“ bezeichneten) Brocefjed annimmt (A. C. IL. 
8. — Instr. Tab. $. 22).**) | 
Ein anderes fummarifhes Verfahren in Ballen der Befibftörung bildet der 
f. g. Tridualproceß (processus tridualis). Er findet namentlihd Anwendung 
in allen Fällen der Befibftörung in Beziehumg des Weiderechtes, dann der Be: 
ſchädigungen an Saaten, Heumwiefen, Gärten, Wäldern u. f. w. (vergl. $. 499, 
wenn der Befisftörer am Orte der That oder in unausgefebter Verfolgung (in 
loco delicti vel conlinua perseculione) ergriffen wird; ohne Unterfchied ob der 
Befibftörer ein Unadeliger oder Adeliger if. Der Befigftörer wird in einem 
folgen Falle innerhalb drei Tagen, von fetter Ergrelfung an gerechnet, auf den 


*) Bergl. die Interbiete des römiſchen Rechtes, zur Grhaltung bes Beſißes: 
uti possidetis, und zur MWieberesiaugung. des Defiged: interdietum de vi. Anton 
Haimberger: Römifches Privatrecht. 2. Bd. 39. 194-195. 

*) Filep Jösef: Törvenybeli Gyakorläs ctc. cap. 76. 
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dritten Tag vor das Tridualgericht (forum Iriduale) geladen (cerlificalio); — 
und daſelbſt zum Schadenerfaße und Vergütung der Procepkoften verurtheilt; 
befteht aber die Befikftörung in einer Waldbeſchädigung, fo verliert er außerdem 
das Vieh und den Wagen, welcden er mit fih führte, fowie alle beit Ausführung 
der Beſchädigung benügten Werkzeuge, und hat das Blutgeld (homagium) zu 
entrihten. Der Proceß ift der fürzefte (processus brevissimus), wo das Urteil 
gleih in Vollzug gefeßt, und die Weiterberufung nur außerhalb des Befißzes gc: 
ftattet iſt. Sollte das Tridualgericht zur feftgefeßten Zeit nicht abgehalten wer: 
den können, fo ift der ergriffene Befißflörer, oder deffen Sachen, Vieh, wenn der⸗ 
felbe es verlangt, gegen hinreichende Gautiondleiftung, 5i8 zum Zufammentritte 
des Gerichted freizugeben (Tr. 111. 33. Art. prov. 95. a. 1791). Iſt der 
Befigflörer ein Colone (Unterthan), fo ſoll ihm der Grundberr, oder, wenn diefer 
es zu than verhindert ift, das Tridualgericht, zu deffen Bertheidigung einen Amte- 
vertreter beftellen (Gubl. Deer. v. 31. März 1815. 3. 1104). 


Mit dem a. h. Referipte vom 12. September 1805, Hofj. 2605. „wird 
bei dem Umftande als die Berwüftung der Wälder durdy die Municipalftatute Der 
ſäch ſiſchen Nation nicht Hintangehalten und wirffam verhütet werden fann, über 
das vom f. Gubernium unterm 8. Auguft defl. J., 3. 6013, erftattete Gut⸗ 
achten, und nach Bernehmung der fähfifchen Nations -Univerfität, verfügt: daß 
der zur Verhütung gemaltthätiger Waldverwüſtungen errichtete Provifional- 
Artikel 95 vom 3. 1791 au auf die ſächfiſche Nation ausgedehnt, und im 
Sacfenlande die bei gewaltfamem Eindringen in die Wälder und deren Ber: 
wüftungen Ergriffenen, von einem fähfifhen Tridnalgerihte nach Vorſchrift des 
bezogenen Artikels abgeurtbeilt und beftraft werten follen”) (Gubl. Decr. vom 
17. October 1805. Gubl. 3. 8064). 


Laut des Bubernialdecretes vom 6. September 1810, 3. 7813, „follen 
bei Waldverwäftungen auf der That ergriffene Grängfoldaten durch die Civil—⸗ 
(Provinzial) Gerichtsbarkeit zwar in Nüdfiht ihrer Perfon feiner Strafe 
unterzogen, fondern zur Berurtheilung und entfprechenden Beitrafung den be: 
treffenden Militaircommandanten alfogleih übergeben werden, jedoch die feque- 
firirten Sachen, ihr Vieh, oder ihren Wagen, ift bei alledem die Civilgerichts⸗ 


) Die Rechtögepflogenheit hat fih an dieſe Vorſchrift auch wirklich gehalten, 
obfhon ein Hofdecret vom 26. Juni 1800, Gubl. 3. 2307, felbft bemerlt: daß im 
Etatutargefepbuche III. 9. eine andere Art des Verfahrens wegen Schadloshaltung. 
ob der Schaden in Wäldern, Hedern, Wiefen, den Menfchen, Vieh, Gebäuden, ober 
überhaupt irgend einem Eigenthume zugefligt worden fei, vorgefihrieben werde, daher 
der 95. Provifionalartifel über die Abhaltung der Tridualgerichte im Sachſenlande 
feine Anwendung finden könne, 





—— — 
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barkeit nicht gehalten, auszufolgen, fondern in diefer Beziehung iſt der prävari⸗ 
cirende Grenzer anzuweifen, fi mit dem Eigenthuͤmer des Waldes zu vergleichen ; 
erfolgt ein ſolcher Vergleich nicht, fo hat die Eivilbehörde ihr Urtheil a faͤllen.“ 

Hieher iſt zu bemerken: 

1. Das Berfahren in Befipflörungsfällen wird durch die 88. 618— 635 der 
6. P. D. beftimmt. „Wenn Jemand in dem Befige einer Sache oder eined Rechtes 
beeinträchtiget, oder wenn er dieſes Beſitzes widerrechtlich entfeht worden ift, hat der- 
felbe fogleih und Längftend binnen dreißig Tagen von der erlangten Wiffen- 
[haft der Störung mit Einſchließung der Ferialtage, mittelft einer Befigflörungs- 
lage bie rihterlihe Hilfe anzufuhen. Nach Derlauf- diefer Zeit ift der angeblich 
geftörte Befiger zur orbentlihen Beſitzklage zu verweilen ($. 618). Die Befip- 
flörungsflage kann auch an jedem Kerialtage angebradht und darüber verhandelt wer- 
den ($: 619). AIn-dem Berfahren kömmt ed ausſchließend auf die Erörterung und 
den Beweis der Thatſache des Ichten factifhen Beſitzſtandes und ber er- 
folgten Störung an, und die richterlihe Verfügung und das Erfenntniß, welches fo- 
gleich nach gefchloffener Berhandlung, womöglich noch am demfelben Tage, durch einen 
Beſcheid, welcher au die Entſcheidungsgründe enthalten muß, erfolgen fol, — ift 
auf ben Schug und die Wiederherftellung des geftörten Befißes befchränft. Wer 
einen Befig erſt erwerben, oder ein ſtärkeres Recht zum Beſitze gel- 
tend machen will, muß den ordentligen Rechtsweg ergreifen 668. 620 
und 631). Ein Recurs hat mit Ausſchließung aller anderen Rechtömittel nur gegen 
ben Endbeſcheid des erften Richters ſtatt ($. 632). Grgeben fi aud den Ber- 
handlungen Anzeigen einer Uebertretung des Strafgefepes, fo hat dad Bericht in Be⸗ 
ziehung auf dad Strafverfahren die nöthige Ginleitung zu treffen ($. 635). Bol. die 
58. 339 und 344—346 des b. ©. 2. 

2. Wenn der Beſiß eined Rechtes oder einer Sache flreitig wird unb nicht fo- 
gleich zu entfcheiden möglich if, mer fih in dem rechten Defiß befinde, oder auf ge 
richtlichen Schup Anfpruch habe, foll auf das Begehren des einen oder anderen Theiles 
die Sequeftration bewilligt, d. 1. die fireitige Sache fo lange in gerichtliche Berwah- 
rung übernommen, ober einem Dritten übergeben werden, bis über den Beſitz ent- 
ſchieden wird ($. 425 der C. P. O.). Das Berfahren Hiebet ift dad obige (ebd. $. 426). 
Bol. 8. 347 des b. G. 2. 

3. Laut der Einf. B. der E. P. D. vom '3. Mai 1852 findet die im $. 618 
der C. P. D. auf dreißig Tage befchränkte Frift zur Anbringung der fummarifchen 
Beſitzſtörungsklagen auf diejenigen Befipflörungsfälle feine Anwendung, welche fih in 
den Gebietötheilen der ehemaligen ungarifchen Comitate, Diftricte, Szekler-Stühle und 
der vormaligen Militairgrenze dafelbft feit dem Beginne des Jahres 1848 und mwäh- 
rend der Daner des Stillſtandes der Civilrechtspflege Bid zum Beginne der Wirkfam- 
feit des zur Unterfuhung und Entfheidung derfelben berufenen Bezirfögerichtes (alfo 
bis zum 1.November 1852, fiche R. ©. DI. vom 3. 1852, Nr. 208) ereignet haben. 
Sole ältere Befipftörungsfälle können noch binnen ſechs Monaten von dem Zeit. 
punkte des Beginnes der Wirkſamkeit des Bezirkögerichted im Wege der fummarifchen 
Defipftörungsflage geltend gemacht werden (Art. XIX). 

4. Streitigkeiten über Befipftörungen, ſowohl beweglicher ald unbeweglicher 
Sachen, bei welchen es fi blos um die Erörterung des legten factifchen Beſitzſtandes 





VRR 14-0) 390 [rhaktıma des Befpfanter ı 


handelt, und über welche fummarifä zu verhaudeln if, find bei demjenigen (auch 
ſtaͤdtiſch⸗delegirten) Bezirksgerichte anzubringen, in deſſen Bazirbe bie Störung geicheh. 
und können hinſichtlich beweglicher Sachen, fo lange fie nicht auf einen Dritien über⸗ 
gingen, auch bei jenem (aus ftädtifch-belegirten) Bezirfägerichte, im deſſen Eprengel 
fich die Sache befindet, angebracht werden (E. J. R. v. 3. Juli 1853. $. 53. R. G. 
BI Nr 129, — f. auch $. 13 lit. g und $. 51 der prev. C. 3.9. v. 10. Mai 1852) 

5. Mit der 3. M. B. dv. 9. Ottober 1853 wird mit Nüdfiht auf die Beftim- 
mungen der Art. Iumd IX des Kundmachungs⸗Patentes zum Strafgefepe vom 27. Mai 
1852 verfügt: daß alle nad) Zulaffung des früheren ungarifchen Privatrechted wegen 
Gewalithat (aclus majoris potentiac) eingeleiteten, und noch in erfler oder au in 
höherer Inftanz im Laufe befindlichen Civilproceſſe nicht mehr von den Civilgerichten 
fortzefegt oder von dieſen entfieben werden fünnen, und die bisher darüber verhan- 
delten Acten unter Aufhebung der von den unteren Behörden darüber gefchöpften Er: 
kenntniſſe den Strafgerichten zu übergeben find, welche über bie denſelben zu Grund: 
liegenden Handlungen nad Zulaffung der Strafgefepe das Amt zu handeln haben. 
Dagegen find die fiber derlei Ale bereitd früher gefällten und in Rechtskraft erwad: 
fenen Urtbeile au in Zukunft zu vollziehen (R. &. Bl. Nr. 206. Bal. die Anmerf. ? 
zum 8.17, ©. 41, und dic Anmerf. zum 8. 19, Abſ. VII, ©. 48). 


5. 348. 


Beun der bloße Inhaber von mehreren Beiiywerbern zugleich um die Uebergabe der Sache au: 
gegangen wird, und ſich Giner darunter befindet, in deſſen Ramen die Sache aufbewahret wurde, fo wird 
fie vorzuglich dieſem übergeben, nnd die Mebergabe den Uebrigen bekannt gemacht. Kemmt dieſer Unſtand 
Keinem zu Gtatten, fo wird die Bade der Gewahrſame des Miéuera oder eines Driten auwerirami. Dirt 
Wider hat die Mechtägründe der Befigwerher zu nrüfen, und Darüber gu entſcheiden. 


6. 849, 


Der Beſitz einer körperlichen Sache geht indgemein verloren, wenn diefelbe, ohne Hoffnung wieder 
aefunden gu werden, in Verluſt geräth; wenn fie freiwillig verlaſſen wird; oder in fremder Befty fommt. 


$. 350, 
Der Bey derjenigen Wechte und umpeweglihen Sachen, welche einen Gegenſtaud der Öffemtiihen 
Büuͤcher ausmachen, erliſcht, weun fle aus den landtäflichen, Stadt- oder Grundbüchern gelöſcht; oder, wenn 
fle auf den Namen eines Andern eingetragen werden. 


Bergl. hiezu die $$. 446 und 469. 
$. 351. 


Bel andern Rechten hört der Beflg auf, wenn der Gegentheil das, was er fouft geleiſtet bat, 
nicht mehr leiſten zu wollen erfläret; wenn er die Ausübung des Rechtes eines Andern nicht mebr Drriter, 
vder, wenn er das Werbot, eiwas zu ıneriaffen, nicht mehr adtet, der Beflger aber tn allen diefen Kifr: 
ed dabei bewenbden laͤht nud Die Urbaltung des Beſttzes nit einagi, Duarch deu bloden Midlptgeluine 
eines Reqchtes geht der Befig, außer den im Geſetze beffiunmeien Berjäheuugsfällen, nit verloden 


8: 382. 


So lange noch Hoffnung vorhanden iſt, eine verlorue Sache zu erhalten, fann man Yidh dark 
den bloßen Willen in ihrem Beſitze erhalten. Die Abweſenheit des Beſitzers oder die eintretente Ytufäbir 
telt. einen Veſitz zu erwerben, beben ben bereits erworbenen Veſit nicht auf. 


[B. m, 8. 59 33-356 | 391 [Begriff der Eigemhumde 


Zweites Hauptſtück. 
Don dem Eigenthumérechte. 


$. 353. 
Anes, was jemandem sngeböret , alle feine förperfiken und ımtörperlihen Sachen, beißen fein 
Sigenthum. 
$. 354. 


Als ein Recht betrachtet, ift Gigentbum das Befugnig, mit der Subſtanz und den Rußungen 
einer Sache nah Willkür zu fchalten, und jeden Andern davon auszufchließen. 

Die Begriffsbeflimmung des Eigenthumes wird in den fiebenbürgifchen 
Geſetzen vermißt; jene, welche die Rechtögelehrten davon geben, fällt mit der des 
6. ©. 23. zufammen, und demnach umfaßt das Eigenthumsrecht, das Recht 1. auf 
die Subftanz; 2. auf die Rugungen und 3. den Befiß der Sache (vgl. 88. 362 
und 363). Ä | 


$. 355. 


Alle Sachen find indgemein Begenflände des Eigenthumsrechtes, und jedermann, den die Befche 
nicht aus drũcklich ansfchlieen, if befugt, daffelbe durch fich ſelbſt oder durch einen Andern in feinem 
Namen zu eriverben. 


N. Tr. B. Nr. 42. 


Die Chegattinnen türfifchder Untertbanen find ebenfowentg als ihre Ehemänner zum Beflge von 
Realitäten nach den beſtehenden Geſetzen geeignet, wenn fle auch vor der Berehelihung fkr Ihre Berfon 
zu den öftesreichifhhen Untertbanen gehörten (Hofderrei vom 24. Bebruar 1816, Ar. 1214, I. G. ©.). 


8. 356. 


Ber alfo behanptet, daß der Perſon, die etwas erwerben will, In Rückſicht ihrer Fähigkeit, oder 
in Rũckſicht auf die Sache, die erworben werden foll, ein gefeblihes Hindernis entgegenftche, dem liegt 
ver Beweis ob. 


Ueber die Beſchränkungen, welchen Kinder, Minderjährige und andere 
Pflegebefohlenen in der Erwerbung von Sachen unterworfen find, vergl. $. 21 
Abſ. IV—X, und I. Th. 4. Hanptft. | 

Seine Majeftät haben zufolge des unterm 16. December 1808 erfloffenen 
Hofdecretes zu befehlen geruhet, daß das unterm 13. October 1797, 3. 6483, 
erlaffene Verbot, dag namlich: weder die alten, noch die neuen Militairkleider 
Jemand unter welchem Titel immer, weder zu verlaufen, noch zu faufen wagen 
folle, zur ſtrengen Darnahadtung neuerdings kundgemacht werde (Gubl. Deer. 
vom 30. Jänner 1809. 3. 425). — Ueber die Sachen, welde fonft fein Begen- 
ftand des Befiges, und alfo auch von der Erwerbung ansgefchloffen find, vergl. 
$. 325. — Ueber die Befigfähigkeit der Frohnbauern vergl. die $$. 15 und 16 
Abf. X; — über die Beſchränkungen der fremden in Beziehung des Befitzes und 
der Erwerbung der Kiegenfchaften vergl. die 88. 29 — 37; — über die Ber 
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ſchränkungen der Befibfähigkeit der Juden vergl. die bei $. 37 Anmert. 5 ange: 


führten Vorſchriften. 

Zu dieſen Vorſchriften gehört namentlich noch das Hofdecret vom 2. Auguſt 
1787, laut welchem Se. Majeſtät zu entſchließen geruhet haben, „daß den 
Juden der Häuſerkauf in den Städten nicht zu geſtatten fei“ 
(Gubl. Decr. vom 6. September 1787, 3. 9352). Auch dürfen die Griechen 
und Juden in den Bergwerfsorten nit verweilen (Thefaur. V. 
vom 2, April 1801. 3. 832). Griechen und Juden follen in Zalatbra 
und in allen übrigen Bergwerkdorten unter feinem Borwande zugelaffen und auf 
fieben Meilen weit davon entfernt gehalten werden (Thefaur. B. v. 6. Juni 1817. 
3. 5930; v. 2. April 1818. 3. 3815; v. 28. September 1820. 3. 11067; 
v. 30. Auguft 1827. 3. 9960; v. 27. Janner 1831. 3. 706).”) 


Zufolge der K. B. v. 2. October 1853 haben vom Tage der Kundmachung 
diefer Verordnung durd dad Reichs⸗Geſetz⸗Blatt, bid zur bevorftehenden definitiven 
Negulirung der ſtaatsbürgerlichen Berhältniffe der Ifraeliten, in jedem Kronlande Die, 
in demfelben vor und Bid zum 1. Jänner 1848 beftandenen, bie Befibfähigkeit der 
Sfraeliten beſchränkenden Vorſchriften, provwiforifch wieder in Wirkſamkeit zu treten (N). 
Auf diejenigen Kalle, in weichen Sfraeliten noch vor dieſem Tage den rechtmäßigen 
Beſitz unbeweglicher Güter bereitd erworben, oder dort, wo ber rechtmäßige Be- 
fiß unbeweglicher Güter nur durch die Eintragung in die öffentlichen Bücher er- 
worben wird, doch das Geſuch um diefelbe bereits überreicht haben, finden dieſe Be- 
fhränfungen feine Anwendung Auch ſtehen diefelben denjenigen Rechtögefchäften 
über die Erwerbung des Eigenthumes unbemweglicher Güter nicht entgegen, welche noch 
vor diefem Tage, vor einer öffentlihen Behörde, mittelft eines Notariats⸗-Actes, oder 
fonft unter öffentlicher Beglaubigung gefchloffen worden find, wenn auch die Ueber- 
gabe in den Beſitz noch nicht erfolgt, oder, wo öffentliche Bücher beftehen, dad Geſuch 
um die bücherliche Eintragung noch nicht überreicht worden fein follte (IT). (R. G. Bl. 
Mr. 190. Bol. $. 124 Abſ. 2.) 


$. 357. 


Wenn das Kecht auf Die Subflanz einer Sache mit dem Mechte auf die Rupungen in einer und 
derfelben Perfon vereinigt ift, fo tft das Eigenthumsrecht vollſtändig und ungetbeilt. Kommt aber Einem 
nur ein Hecht anf Die Subflang der Sache; dem Andern dagegen nebft einem Rechte auf die Gubflans. 
das ausihliepende Hecht auf derfelben Nugungen zu, dann ift Bas Elgenthumsrecht getbeilt und für beide 
unvolftändig. Jener wird Obereigenthumer. diefer Rutzungseigenthũümer genaun t. 


&. 358. 
Alle anderen Arten der Beichränkungen durch das Belek oder durch den Willen det Gigenthümerd 
heben die Vollſtaͤndiglelt des Etgenthumes nicht anf. 


$. 359. 


Die Abfonderung dee Rechtes auf die Subſtanz von dem Mecdte anf die Nugungen enifteht theild 
durch Verfügung des Gigenthlimers, theils durch gefegliche Verordnung. Nach Berfchiedenbeit der zwiſchen 


*) Alexii de Sofalvi: Institutiones juris metalliei. Claudiopoli 1834. ©. 254. 
257—258. 
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dem Ober» nnd NRugungdeigenthümer obwalienden Berhäftniffe werden die Güter, worin das Eigenthum 
getbeilt iR, Lehen⸗ Erbpacht⸗ und Erbzindgüter genannt. Bon dem Lehen wird in dem befonders be 
lebenden Lehensſsrechte, von den Erbyadıt- und Erbainsgütern aber in dem Hampifiüde von Beſtandver⸗ 
trägen gehandelt. 

Die hier gegebene Eintheilung des Eigenthunies in ein vollftändiges und 
ungetheiltes, oder. unvollſtaͤndiges und getheiltes findet ſich auch im fiebenbürgi- 
fhen Eiviltehte vor. Iſt das Recht auf die Subftanz; der Sache (proprielas) 
mit dem Rechte auf deren NRußungen (ususfructus) in einer Perfon vereiniget, 
fo ift das Eigenthumsrecht ein vollftändiges (dominium plenum); ein unvoll- 
ſtändiges (minus plenum), find jene Rechte zwifchen zwei Parteien getheilt; in 
diefem Falle ift das Eigenthum ein directes (directum), oder ein Nutzeigenthum 
(utile); jenes enthält: das Recht, über die Subſtanz der Sache zu verfügen, 
dieſes die Befugniß, den Nuben unverändert der Subftanz davon zu ziehen, oder 
den Rießbrauch. 

Nach ungarifhem Rechte entfteht eine dem Lehensverhältniſſe ahnliche Art 
des getheilten Eigenthumes zwiſchen dem Ober- und Nutzungseigenthümer aus 
der k. Schenkung (donatio regia). Siehe das Syſtem der k. Schenkungen in 
der Erläuterung des a. h. Patentes vom 29. Mai 1853 (N. G. Bl. Nr. 100) 
über die Regelung des Grundbefikes, der Aviticität und der Erbfolge in Sieben- 
bürgen. Em ſolches unvollftändiges Eigenthum bilden auch die auncalgatet 
(vergl. 88. 291). 

Ueber das beitandene fiebenbirrgifche Unterthansverhältnig vgl. 88. 1149 
und 1150. 

Nur dem Erwerber gebührt nach ungarifhem Rechte tiber die erworbenen 
Saden das vollftändige Eigenthumsrecht, indem er allein über ſolche Sachen 
Berfügungen treffen kann, welche von feinen Nachkommen nicht angefochten wer⸗ 
den können (Tr. I: 59. 60. 61). 


..- --—. 


Zufolge des Art. VII des 8. 8. PB. vom 29. Mai 1853 find bei der Theilung 
der Bauerngüter fowohl, als unbewegliher Büter überhaupt, die über die Beſchrän⸗ 
tung folder Theilungen beitehenden Borfchriften zu beobachten. 


$. 360. 


Aus der bloßen Abführung eines foridauernden Binfee, oder jährlider Renten von einem Brund- 
finde, fann man noch nicht anf die Theilung des Gigenthuns folgern. In allen Fällen, in welchen bie 
Trennung des Rechtes auf die Subſtanz von dem echte auf die Nutzungen nicht ausdrücklich erhellet, if 
jeder redliche Befiger als vorikändiger Eigenthümer anzufehen. 


z. 361. 


Wenn eıne nod; ungetheilte Sache mehreren Perfonen zugleich zugehört, fo entfteht ein gemein» 
ſchaftliches Gigenthum. In Beziehung auf das Ganze werden die Miteigeutbünner für eine einzige Berfon 
angefeben; infoweit ihnen aber gewilfe, obgleih unabgefonderte Zheile angemielen find, but jeder Mit⸗ 
eigentbümer das vollſtäudige Gigenthum des ibın gehörigen Theile®. 


wa. 8.20] 3094 TRtteigentbrum.] 


Das fiebenbürgifhe Eivilreht unterſcheidet gleichfalls ein alleiniges Eigen- 
fhum (solitarium), wenn nur eine Perſon die Eigenthumsrechte über eine Sache 
auszuüben befugt ift, von dem gemeinſchaftlichen Eigenthum (Miteigenthunm, 
„eondominium, communio), wenn mehreren Perſonen diefe Rechte auf eine noch 
ungetheilte Sache zufteben. Das Miteigenthum if ein theilbares, wenn ſowohl 
die. Subftanz ala ihre Nubungen, fobald einer der Teilhaber das Berlangen 
ftellt, geteilt werden kann, und durch diefe Theilung jeder der Miteigenthümer 
feinen Antheil ausgefchieden erhält. in foldhes Miteigentum find z. B. die 
Gemeindegrimde in Betreff der Grundbefiker (A. C. DI. 29). Rah ungari- 
fhem Rechte ift ein foldes Miteigenthum auch die Verlaſſenſchaft des Baterd 
in Rückſicht feiner Söhne (Tr. I. 45), und zwar in einer ſolchen Ausdehnung, 
daß fowohl die vor der Theilung gemachte Erwerbung als au die Schulden ber 
Iheilhaber zum Miteigentbum gehören (Tr. I. 43. $. 4. fratres enim indivisi 
infra divisionis (empus et lucrum ei damnum aequaliter parlicipare, suffere- 
que ei tolererare debent. ebd. I. 44). 

Nah ſächſiſchem Rechte: bildet ein ſolches Miteigenthum das beider: 
feitige Bermdgen der Eheleute (St. I. 4. $. I), wo jedoch eine Theiluug diefer 
Gütergemeinfhaft, ausgenommen die Fälle der durch Ehepacten anderweitig ge 
troffenen Bermögensbeftimmungen, oder der Auflöfung.der ehelichen Gemein: 
haft, in die den Ehegatten gefeßlih gebührenden (ideellen) Antheile erſt mit 
dem Zode des einen Ehegatten ftattfindet. Untheilbar if das Miteigenthum, 
infoferne fi die Subftanz entweder ohne fie zu verderben nicht theilen läßt, oder 
die Untheilbarkeit derfelden in dem Geſetze ſelbſt, oder dem leßten Willen eine 
Erblaffers begründet ift. 

Ars eine befondere Art des Miteigenthumes erfheinen im ſächſiſchen 
Rechte die f. g. Prädien (praedium commune. Sı. 11. 6. $. 13). Bergl. 
das 16. Hauptftüd des II. Theild und die 88. 1233 —1236 des b. &. 2. 

Außerdem ift das Eigenthum ein widerrufliches (revocabile) und unwider⸗ 
ruflihes (irrevocabile), je nachdem: Derjenige, welcher das Eigentbum einer 
Sache auf einen Anderen Tiberträgt, diefen Act auch widerrufen fann. Wider 
ruflich z. B. it nah ungarifhem Rechte: das Eigenthum eines durch k. 
Schenkung erworbenen Gutes (Tr. 11. 12. $. 11). Unwiderruflich ift das durd 
Kauf oder Geſcheuk erworbene Eigenthum in Rädficht des Verkäufers oder Ge 
fhentgebers (Tr.I. 77). Dagegen ift nah ſäch ſi ſchem Rechte, bei fubfidiarife er 
Anwendung der römifchen Rechtögrundfäge, die Schenkung unter gewifien Ber 
dingungen, undebenjo auch ein Kauf in Rüdficht der geſetzlich beſtehenden Bor: 
faufsrechte widerruflich (Sı. IT. 6. 88. 5—9). Bergl. aa die $$.947 u. ſ. f.. 
dann 1067 u. f. f. des b. G. 2. 
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"6. 362. 

Kraft des Medhted, frei über fein Bigentkum zm verfügen‘, kann der volfländige Elgenthümer In 
der Megel feine Sache nah Willkür benüken oder unbenfgt laffen, er kann fie vertilgen, ganz oder zum 
Theile auf Andere übertragen, oder unbedingt ſich derſelben begeben, das if, fie verlaſſen. 

6 368, 


Eben diefe Bredhte genießen and, unvofltändige, fowohl Dber: als Rützungseigenthümer; nur darf 
ber Eine nichts vornehmen, was mit dem Rechte des Andern im Widerſpruche Rebt. 


8. 364, 
Uebergaupt findet Die Ausübung des Gigenthumsrechtes nur infofern flatt, als dadurch werer in 


- Die Rechte eines Dritten ein Eingriff geſchieht, noch die in den Belegen zur Erhaltung und Beförderung 
des allgemeinen Wohles vorgefchriebenen @inihränfungen übertreten werden. 


Das Eigenthum ift ein unbeſchränktes (illimitatum) und beſchränktes (limi- 
tatum). Beſchrankt ift daffelbe, wenn der Eigenthümer über die Subftanz oder 
ihre Nutzungen nicht frei verfügen darf: 5.3. der Eigenthümer eines Grumdes über 
die in demfelben befindlichen Mineralien (A. C. IL. 9. Vgl. 88. 286—287), oder 
über die in demfelben gefundenen Schäße (A. C. IH. 54. Bol. 8$. 398401). 
So find auch Pflegebefohlene in der freien Berfügung über ihr Eigenthum ber 
ſchränkt (vgl. 8. 21 Abf. IV—X, dann I. Th. A. Hauptſt.). | 

Beſchränkungen in der Ausübung des Eigenthumsrechtes aus Rückſichten 
des öffentlihen Wohles enthalten namentlih die Straßenbau⸗Vorſchriften 
(vgl. 38.236287), die Bauvorſchrif ten überhaupt (vgl. $$. 340— 343), 
Die Waldordnungen und Feldpolizeigeſetze (vgl. 8. 499 n. ſ. u 
Beuerordnungen”) u.a. m. 


Ge 





*) Die mit dem a. 5. Batente vom 26. Juni 1788 für die Städte umd 
Märkte in Siebenbürgen vorgefihriebene Feuerldſchordnung enthält folgenbe hie» 
her gehörige Beflimmnngen: In den Städten und Märkten follen die. neu zu bauenden 
gemeimen Häufer, wenn. es die Umfände nicht zugeben, folge mit Ziegeln zu decken, 
wesigftend.mit Schinseln, niemald aber mit Stroh gedett werden. Die herofchaft« 
lien Wirthſchaftogebaäͤnde, Kirchen, Pfarrböfe, und derlei anfehnlihere Gebäude 
Hingegen mäffen, wo es die Local-Umftände erlauben, mit Ziegeln gedect fein ($. 1). 
Wu den Böben dürfen ohne befondere Erlaubniß künftig Leine Wohnungen oder Zim- 
mer zugerichtet werden; die, fo bereitd vorhanden find, mögen, wenn fie um und um 
gemauert, und mit Ziegen gepflaftert find, noch ferner beſtehen; find fie aber wicht 
um und um gemauert und mit Ziegeln gepflaftert, fo follen in denfelben weder Herd⸗ 
Hätte, noch Defen, noch Kohlenfeuer geftattet werben ($. 2). Es iſt kümftighin bei 
feinem von Mauer aufzuführenden Gebäude -eine hölzerne Bodentreppe zu geftattew 
(3. 3). Rod; viel weniger kann ein hölzerner Rauchfang geftattet werben, da, wo fidy 
vergieigen finden follten, finb felbe nad und nach abzufhaifen, und die Gemeinden 
zu ihrem eigenen Beten dahin einzuleiten. daß den ärmern Jawohnern, die, wegen 
Unvermögenbeit, ſteinerne Rauchfäuge erbauen zu laſſen. außer Stand wären, aus dem 
Alledialfond ein angemeſſener Vorſchuß gegen Wiedererfag vergönnet werbe ($. 4) 
Ueberhaupt folten die Rauchfänge wohl mit Mörtel verwahret werden, genngfam über 
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8. 365: 


Benn es das allgemeine Befte erheiſcht, muß ein Mitglied des Staates gegen eine angemeffene 
Schadloshaltung felb das voliftändige Cigenthum einer Sache abtreten. 


Die fiebenbürgifchen Gefege enthalten feine Beftimmungen über die Bu- 
läffigleit von Erpropriationen und der Art und Weife ihrer Durchführung ;. ins 





die Dächer erhoben, gerade und weit genug fein, damit fie leicht gefchloffen und ge- 
reiniget werden fönnen; auch bürfen duch die Rauchfänge keine hölzernen Ballen 
(Zräme), Schlüßen, Doppelbäume, oder font ein Holzwerk gezogen werden ($. 5). 
Ohne befondere Erlaubniß der Obrigkeit dürfen weder eiferne noch gemauerte Dfen- 
röhren, ed fei von Küchen oder Zimmern, eingelegt werden, und ift deswegen den 
Blechſchmieden bei ſchwerer Strafe unterfagt, dergleichen zu verfertigen. Die Obrig- 
feit foll nur bei den Umftänden die Erlaubniß ertheilen, wenn fonft keine Heizung 
möglih, die Röhre vom Schornfteine nicht zu meit entfernt, und dabei keine Gefahr 
vorhanden iſt; dann aber muß ed der Rauchfangfehrer auf fich nehmen, die Röhre 
gegen billige Bezahlung fleißig zu reinigen ($. 6). In den Küchen und anderen zu 
Feuerftätten beftimmten Orten follen die Fußböden nie von Holz fein ($. 7). Die 
Badöfen find unter Gewölber zu bringen und mit Ziegeln zu decken ($. 8). Auch 
die Stallungen follen, wo ed die Umftände zugeben, gewolbt fein, und hat die Obrig- 
feit darauf zu fehen, daß ohne hinlänglihe Urſache keine neue Stallungen, ohne ge- 
wölbt zu fein, erbaut werden; nebfidem find diefelben oben und an den Seiten gut 
mit Mörtel anzumerfen ($. 9). Die Scheuern und Flachsdörre müffen, wo es fi 
thun läßt, außer den Städten und Märkten gebaut werben. Und da in mehreren 
Dertern wahrgenommen wird, daß man in ‚der Reihe der Häufer, ja nicht felten dicht 
an die Häufer felbft, dad Heu in Schobern zufammen zu legen pflege, fo ift zur 
Steuerung diefed gefahrvollen Mißbrauchs darob zu wachen, daß das Heu da, wo es 
fih thun läßt, hinter die Häufer in-einer angemefjenen (Entfernung von allen Ge- 
bäuden verlegt werde (8. 10). Meberhaupt foll künftig weder ein neues Gebäude auf- 
geführt, noch eine Hauptreparation, befonderd ‚an Rauchfängen und. Herden, oder 
Seuerflätten unternommen werden, ohne daß vorläufig bei dem k. k. Bezirksamte die 
gehörige Meldung geichieht und vorher mit Zuziehung der Werfverftändigen bie 
nöthige Beaugenfheinigung vorgenommen wird ($. 11). Und dann fol man ſich zur 
Erbauung, Berbefferung, Abänderung feined Hauſes, oder aud zur Abänderung ber 
Rauchfänge, der Defen, der Feuerſtätte nur allein befugter und ordentlich beftellter 
Bau und Werkmeifter bedienen, bei empfindlicher Strafe der Bauführer ſowobl, als 
der unbefugten Arbeitsleute, die dabei gebraucht worden (8. 12). Es foll daher bie 
Obrigkeit, oder der Magiftrat au, nachdem ſchon die Erlaubniß zu bauen gegeben 
ift, genau nachfehen, ob der ertheilten Erlaubniß gemäß gebauet werde, und die Ueber⸗ 
treter zur DBeraniwortung ziehen, und das, was unerlaubterweife erbaut worden 
wäre, fogleich wieder abtragen laffen ($. 13). Bei dem Augenfchein, zu dem alle 
zeit ein Rauchfangkehrer zuzuziehen ift, muß überhaupt auf alles, wad am Gebäude 
feuergefährlich fein dürfte, vorzüglich aber auf Feuerhexrbftätte, Orfen, Rauchfänge und 
dergleichen gefehen werden ($. 14). Jedoch darf weder bei dem Hugenfcheine, noch 
bei der Ertheilung der Erlaubniß, noch wegen des Nachſehens bei dem Bau ſelbſt, von 
der Obrigkeit oder dem Magiftrate eine Tare abgenommen werben (d. 15). Damit 
dur Unvorfichtigkeit Leine Feuersgefahr verurfacht werde, ift das Schießen im Dit, 


IB. ©. 2. 3. 365.) 397 I&xrpropriation.| 


deffen find in dieſer Beziehung, namentlich bei Straßenbauten, die Grundfähe 
der an jedem Orte dießfalls beftehenden Nechtögepflogenheit zur Anwendung ge- 
bracht worden. ' 





oder nahe an demfelben, außer den beftimmten öffentlichen Echichflätten, wie auch 
alled Feuerwerk, und befonderd das fogenannte Sonneniwendfeuer auf das fchärffte 
verboten (8. 16). Das Ausbrennen der Rauchfänge, welche zum ſchliffen eingerichtet 
find, wird zwar auf das fchärffie zu unterfagen, derjenigen hingegen, welche nidyt ges 
ichloffen werben können, nur gegen dem zu geflatten fein, daß eine angcmeffene Zeit, 
wo nämlich weber Winde wehen, noch eine übermäßige Dürre herrfchet, dazu für 
gewählt, Waſſer vorläufig herbeigeſchafft, det Polizei- Direction zu allenfalls nöthig 
findenden Ankehrungen vorläufig gemelbet und ber gefammten Nachbarſchaft, damit 
felbe auf ihrer Hut fein Tonne, eingefagt werde (8. 17). Ebenſo wird ben Faß- 
- hindern das Ausbrennen der Fäſſer bei flarfem Winde, oder an feuergefährlichen 
Drten auf das ſchärfſte verboten ($. 18). In Ställen, Echeuern, Schupfen und an- 
deren mit feuerfangenden Sachen angefüllten Dertern foll niemand fih unterfangen, 
Tabak zu rauchen ($. 19). Brennholz, Flachs oder derlei brennbare Dinge bei den 
Defen, ober auf den Herdftätten zu Itodnen, ober zu bürren, wird auf das fchärffte 
verboten ($. 20). Holz, Heu, Stroh u. dergl. follen nicht neben Rauchfängen und 
Feuerſtätten aufbewahret, noch auf die Dachboden der Wohnhäufer gelegt werben 
18. 21). Die Handwerker (Profeffioniften), welche mit feuerfangenden Sachen zu thun 
haben, follen feinen beträchtlichen Vorrath in ihren Werkftätten aufbehalten ($. 22). 
Handelsleute, welche mit Pulver, Pech, Salitter, Echmefel, Zerpentin, Del oder äbn⸗ 
lihen Baaren handeln, haben bei deren Berwahrung gegen Licht alle mögliche Be⸗ 
hutfamkeit anzuwenden, und follen. in ihren HSandlungdgewölbern von Bulver nie einen 
Borratb uber 4 Pfund halten, und diefer kleine Vorrath foll noch in befondern guten 
Dehältniffen, allenfall3 in blechernen oder erbenen Gefäßen verwahrt werben. Alles 
übrige Pulver haben fie außer der Stabi ober bed Marktes in einem fihern Orte 
nieberzulegen, und find jene, bie wider bie in obenangeführten Paragraphen von 
Nr. 16 bis 23 enthaltenen Anordnungen zu handeln, und die angezeigten Mißbräuche 
auszuüben fich erfrechen ſollten, wenn fle anf der That betreten werben, augenblicklich, 
nad Verſchiedenheit ded Standes auf das ſchärfſte zu beftrafen ($. 23). Beim Kochen 
mit Schmalz ift Sorge zu tragen, daß ſich daſſelbe nicht entzünde, und wenn es ge⸗ 
ſchieht, ift in daffelhe Kein Waffer zu gießen, fondern die Flamme durch Zubedung 
des Geſchirrs zu erſticken ($. 24). Diejenigen Handwerker, die in Holz arbeiten, als. 
Tiſchlet, Drechsler, Wagner, Faßbinder u. dgl., follen die Holzſcheite, Splitter und 
Späne nit in ber Werkftätte liegen laffen, fondern von Tag zu Tag am einen feuer⸗ 
figern Ort bringen ($. 25). Das Strohſchneiden, Flachsbrechen, Hecheln, Drefchen 
umb dergleichen Berrichtungen dürfen bei Nachtzeit entweder gar nicht, oder doch nicht 
bei freiem Lichte unternommen merden (8. 26). Vorzüglich ift das offene Licht und 
Kohlfeuer auf das forgfältigfte in Acht zu nehmen, und daher bei ſchwerer Strafe 
verboten, freied Licht oder Kohlfeuer auf die Böden, in die Ställe, Heu⸗ und Holz 
gewölbe oder andere Orte zu bringen, wo ftuerfänglidde Sachen aufbehalten werden. 
Jeder Hausinhaber und Haudvater wird mit gläfernen oder bledyernen Laternen ver⸗ 
fehen fein, damit fowohl er, als fein Gefind zur Nachtzeit an folchen Dertern fi 
eines darin verwahrten Lichtes bedienen möge ($. 27). Die Gaſtwirthe haben, wie 
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Ginige hieher gehörende Beftimmungen enthält die Inſtrurtion für die 
Forſtmeiſter ‚der fächfifhen Nation vem 11. April 1845 (Hofj.. 520. 


andere Hauspäter für ihre Hausltute, zuglei aber auch für die bei ihnen einlehren⸗ 
den Eäfte zu haften. Eie follen demnach den Pferdefnedjten die Aufftedung freier 
brennender Kerzen in den Etällen nicht geftatten, umd ihnen in dieſem Etüde, wie 
auch wegen des Tabakrauchens alle Pehutfamkeit cinbinden ($. 28). Ueberhaupt fell 
jeder Hausinhaber und Hausvater nicht nur feinen Kindern, Hausleuten, den in feinem 
Haus wohnenden Zind-Parteicn und Eäſten die Achtfamleit auf Feuer und Licht nad 
drücklich cinfhärfen, ſondern er felbft fell allezeit Nachtzeitd vor dem Schlafengehen 
befonder® bei Oeſen und Zeuerflätten genau nacfchen, und dafür forgen, daß Licht 
und Feuer wohl abgelöfckt, odet an «inem fikern Ort, wo fein Schaden gefcheben 
fann, aufbewahret werden ı$8..29). Eben dieje Borfiht haben dieſelben auch wegen 
der warmen, vielleicht nicht binlänglih auegekühlten Afche zu empfehlen, welde um 
größerer Eicherheit willen immer nur an feuerfseie Pläpe zu fegütten tft (8. 30). Die 
Eorglofigkeit in Säuberung der Rauchfänge kat zu Entflehung ber Feueräbrünfte 
öftere Eelegenheit gegeben. cher Hausinhaber und Hausvater bat baber darauf zu 
fehen, daß die Raudfänge, Defen und Herdftätte von Zeit zu Zeit gereiniget und 
gegen die Feuersgefahr fichergeftellt werden ($. 31). Died Kehren der Rauchfänge 
fol durch ordentlide, befugte Rauchfaugkehrer, und zwar nad dem Grmefjen ber 
Dkrigfeit und nah Berhältniß des mindern oder größeren Feuers alle vier Wochen, 
oder alle vierzehn Tage, bei Handwerkäleuten, die großes Teuer nöthig haben, aud 
wohl alle acht Zage geſchehen ($. 32). Die Rauchfangkehrer find fchuldig. jene Par- 
teien, welche fi weigern, ihre Defen umd Raudfänge zur gehörigen Zeit fegen zu 
laffen, wie auch jene Oefen uud Rauchfänge, welche ſchadhaft find, oder bei welchen 
fonft eine Gefahr vorhanden fein dürfte, der Obrigkeit anzuzeigen; und haben fir, im 
Fall ber Unterlaffung, für den entfiehenden Echaden zu haften. Eie follen baher ſich 
in biefem Punkt nicht auf ihre Gefellen verlaffen, fondern felbf öfters in Den Haufen 
bei den Defen, Raudfängen, Herdſtätten mit Aufmerkſamkeit nachfehen ($. 3). Hiw 
gegen if die Ehuligkeit der Hausinhaber und Hausväter, jene Rauchfanglehrer ber 
Obrigkeit anzuzeigen, welde ihre Schuldigkeit nicht -thun, zu felten ober zu nach 
läffig fegen, und fich ihre Berpflihiung nicht pflichtgemäß angelegen fein laſſen ($. 3). 
In der Zeit der Jahrmärkte fol in des Gegend der Markthütten bein freied Lit 
oder Kohlenfeuer geitattet, binlänglihee Waffer in Bereitfhaft gehalten werden (8. 37) 
Wenn ein neues Haus gebanet wird, foll man fo fehr als möglich darcuf 
fehen, bad in felbem ein Brunnen gegraben werde, und ift die Erluubniß zum Beurer 
nur unter dieſer Bedingniß zu ertheilen, eö fei denn, daß in der Gaffe oder nahe an 
dem Plage, wo das Haus neu erbaut werben will, ein Waller vorbeifliche, in welchem 
Yale von Sirede zu Strede Schließen anzubringen fein werden, damit das Waſſer. 
wenn ed Umſtände erheifchen, angefchwellt werben könne (8. 42). Jedes Bürgerhaus 
fol auf dem Boden, ober wo es wegen Schwäche der Gebäude auf den Böden nicht 
thunlich wäre, entweder neben den Hausthören, oder ſonſt an einem fchidlichen Ort 
einen mit Waſſer gefüllten Boding Haben, und, um’im alle der Roth eatweder 
felbft zum Löfchen zu geben, oder feine Leute fchiden zu koönnen, wenigſtens mit 
einigen Schöffern oder Waflereimern verfehen fein ($. 45). So muß auch jede Nadı« 
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Gub. 3. 5500) wie folgt: „Vor dem Beginn der Waldmeſſung als dem erſten 
Schritt zu einer geregelten Forſtwirthſchaft iſt in den ſächſiſchen Kreiſen eine Be⸗ 
richtigung und Beſtimmung der Waldgrenzen unerläßlich nothwendig. Bei die⸗ 
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barſchaft eine ang emeſſene Anzahl von Dachleitern, jedes Bürgerhaus aber einen 
Feuerhaken und cine große Laterne mil einem Haft, an dem fie an der Hausmauer 
aufgehängt werden könne, fih anfchaffen, um, wenn zur Nachtzeit Feuer entſtehet, Die 
Gaſſen, wodurd das Löfchgeräth und das Waſſer geführt werden muf, zu beleuchten 
($. 46). In Anſchung ber befferen und größeren Häufer haben bie k. k. Bezirfdämter 
zu beftimmen, wieviel fich jedes an Löfcherfordermiffen, als 3. B. an fedeınen Waſſer⸗ 
eimern, an Haken, Arampen, an eifernen Schaufeln, hölzernen Handfprigen u. dergl. 
beisufchaffen habe ($. 47). Im Falle das Feuer weiter um fich greifen und die Ber: 
breitung des Brandes nicht Leicht mehr auf andere Art gehindert werben könnte, foll 
man ohne Rüdfiht mit dem Ab» und Vorbrechen ber bedrohten Käufer vorgehen 
($. 62). Diejenigen, deren Häufer durch die Löfchauftalt abgededt ober niebergeriffen 
worden find, haben alle Vorrechte und Begünfligungen der wirklichen Abbrandfer zu 
genießen, und wenn durch die Abdeckung oder Ginreifung ihrer Häuſer ber ganze 
Dit gerettet worden ift, ober dergleichen eigene vortheilhafte Umftände eintreten, fo 
bat man auf eine befondere angemeffene Vergfitung für die Cigenthümer den Antrag 
zu machen, zu welcher Entſchädigung jene verhältnigmäßig beizutragen haben werben, 
deren Häufer und Geräibfchaften durch das Abbrechen gerettet worben find (8. 63) u. f. w. 
(Hom. Norm. Samml. 1. Bd. S. 305 — 333. — Repubficirt mit der Gouv. 8. vom 
10. Februar 1853. 2. R. Bl. TI. Abth. Nr. 18.) — Die Yenerlöforbnung vom 
26. uni 1788 für das offene Land enthält folgende hieher gehörige Beſtimmungen: 
Da die unfchidliche Bauart zur Entftehung der Feuersbrüuſte ſowohl, ald zu ihrer 
leichtern Verbreitung beitragen fan, foll bei der Anlegung neuer Häuſer barauf 
Bedacht genoinmen werben, daß nicht ein Haus an bad andere gebaut, fondern wo mög« 
lih ein Raum von wenigftend drei Klaftern zwiſchen jedem Haufe gelaffen werde 
(8.1). Ebenſo follen die Scheunen entfernt von Häufern, hinter den Gärten, ober 
wo es gefchehen kann, außer dem Orte felbft angelegt werden (8. 2). Wo Flachs 
und Hanf gebaut wird, ift zu forgen, daß die Gemeinden eigene Dörröfen, ober Dörr⸗ 
und Brechfluben, und zwar in einiger Entfernung von dem Orte erbauen ($. 3). Bei 
bereits erbauten Häufern, welche nahe aneinander fteben, wie auch bei den Scheunen, 
welche in Dörfern ſich befinden, foll wenigſtens barauf gedacht werben, buch Pflan- 
zung hochſtämmiger blätterreiher Bäume, vorzüglich der Nußbäume, wo dergleichen 
zu haben find, einen Schuß gegen die Feuersbrünſte zu machen, wo nicht ganze Reihen 
von Däumen gefegt werben können, follen wenigſtens Dächer, und die Scheunen, bie 
ihon in dem Dorfe ſelbſt fliehen, mit Bäumen an den vier Ecken gegen Anzündung 
in eiwad verwahret werben. Doch müflen durch die Bäume, oder auch durch un- 
nötige Zänme Wege und Straßen wicht verftellt, und baduech bei entfichender Feuers⸗ 
brunft die Nachbarfchaft gehindert werde, von allen Seiten zur Hilfe kommen zu koͤnnen 
(8- 4). Infoweit e8 die Umftände der Einwohner erlauben, find hölzerne Rauchfaänge, 
wo die Häufer aus Noth nicht ganz von Holz gebaut werben, nicht zu geftatten, 
und fürs Künftige ganz unterfagt. Wo «3 an gebrannien Ziegeln gänzlich mangels, 
fönnen die Rauchfänge von Kothziegeln, oder Flechtwerk, wenn ed mit Lehm in- umb 
auswendig gut überſtrichen iſt, erbauet werben. Meberhaupt follen die Nauchfänge 
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ſem Geſchäfte find folgente allgemeine Regeln zu beobachten: 1. Sind die von 
den Ortsbewohnern zur Vichweite benüßten Waldtheile wenigftend noch mittel: 
mäßig mit Holzbeftaud verfchen, fo kommen diefelben. dem Waldkörper einzube⸗ 





menigftend in der Die eines halben Ziegeld, nicht aber aus fiehenden Ziegeln ge« 
baut werden. Uebrigens follen fie nicht zu niedrig, fondern zureichend uber das Tach 
erhoben, nicht zu eng, noch krumm geführet fein, damit fie leicht gefchloffen und ge⸗ 


. lehret werden können (8. 5). Die Etubenöfen ſollen nit zu nahe an hölzerne Wände 


geſetzt werden, auch find die Feuerherde und andere Feuerftätten von den höfzernen 
Mänden zu entfernen (8. 6). In Küchen und Waſchhäuſern und andern zu euer 
ftätten beftimmten Dertern, müſſen die Fußböden nicht von Holz, fondern wenigſtens 
blos von Erde oder Lehm gefclagen, wenn fie nicht von Eteinziegeln, Eftriche, oder 
dergleichen fein können (8. 7). Zu denjenigen Käufern, zu deren Erbauuftg eigentliche‘ 
MWerkleute, d. i. Maurer, Zimmerleute u. dgl., erfordert werden, find feine andern 
als die ordentlichen beſugten Meifter zu gebrauchen, doch verſteht ſich von ſelbſt, daß 
es den Inſaſſen freigelaſſen werben ſolle, ihre eigenen Käufer ſelbſt zu erbauen, und 
wenn fle in diefer Eache verftändig find, fih au zur Erbauung anderer Häufer von 
minderer Wichtigkeit gebrauchen zu laffen (8. 8). Ueber bie Tollziehung diefer Ber- 


. Schriften iſt Die politifche Chrigkeit Auffiht zu tragen verbunden; daher foll zu jedem 


Bau von berfelben die Erlaubnifi angefucht werden, und vor der Zewilligung der 
Augenfchein über die Lage und Befchaffenheit des zu führenden Baues genommen 
werden ($. 9). Nach der Hand hat die Obrigkeit noch weiters durch den Scmeinbe- 
Borftand, eder fonft einen Peamten forgfältig nachſehen zu laffen, ob vorfähriftämäfig 
gebauet werde. Diejenigen, fo dagegen handeln, find zu beftrafen, und dag, was un⸗ 
erlaubtermeife gebauet worden wäre, fogleich abtragen zu Taffen. Uebrigens muß ber 
Augenſchein von der Obrigkeit und Gemeinde unentgeltlich vorgenommen, auch für die 
Grlaubniß zu bauen, oder für die Bauauffiht feine Taxe gefordert werden (8. 10). 
Mit nicht geringer. Eorofalt muß darauf gefehen werden, daß dur Unvorfichtigfeit 
feine Feuersbrunſt entſtehe. In diefer Abfiht fol das Etrohfchneiden, Dreſchen, 
Flachsbrennen, Hecheln und dergleichen Arbeiten bei Nachtzeit entmeber gar unter 
bleiben, oder nur bei Lichtern, bie in gut gefchloffenen Laternen verwahrt find, ver- 
richtet werden ($. 19). Futterwerk zum Trocknen fol nit an die Rauchfänge ange 
f&hoben, noch Kien», und andered Holz an die Defen und Herbftätte angelegt werden 
($. 12). Der Flachs und Hanf fol in gekeizten Stuben oder Badöfen zur Nachtzeit 
nicht gebörrt werden (8. 13). Das Schießen, und aller Gebrauch des Pulverd inner- 
halb der Dörfer ſowohl, ald nahe bei denſelben, alle® Ausbrennen, alle Feuerwerke, 


. und das befannte Johannesfeuer find ohnehin auf dad ſchärfſte verboten. Die Ge 


meinbe » Borftände,. wenn fie auf folhen Unfug nicht aufmerkffam und ernftlih für 
defien Abftelung beforgt find, follen auf das empfindlichfte geftraft werden ($. 14). 
Niemand darf mit glühenden Kohlen oder freiem Lite durch bie Ortfchaft gehen, 
noch ift den Neifenden zuzugeben, daß fie mit brennenden Fackeln durch einen Ort 
fahren (8. 15). Die Hauswirthe follen ihrem Haudgefinde, den Drefhern und Tag- 
löhnern nicht geftatten, mit freiem Lichte, ober wohl gar mit brennenden Holzfpänen 
im Saufe herum zu gehen, noch die Gaſtwirthe ben bei ihnen einkehrenden Fubrleuten 
im Stalle eine brennende Kerze ohne Laterne aufzufteden, oder wie fonft immer un« 
vorfihtig damit umzugehen. Die dawider Handelnden, wenn fis auf der That be» 
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ziehen, indem deren zeitweife Benügung zur Viehweide durch den Korftmeifter 
ohnehin eingeleitet werden wird, folglich die Ortabewohner in ihrer bisherigen 
Aupnießung folder Waldtheile wenig oder gar nicht verkürzt werden; 2. ift der 


treten werben, find augenblidlih nach Berfchiedenheit des Standes auf dad ſchärfſte 
zu beftrafen, und die Hauswirthe haben für den entſtehenden Schaden zu haften 
($. 16). Ueberhaupt foll fi niemand unterfangen, mit freiem Lichte, mit brennender 
Zabaföpfeife, Holzfpänen, oder mit Kohlfeuer auf Böden, in Ställe, in die Echeunen 
oder an andere Derter zu schen, wo fich feuerfangende Sachen befinden, und muß zu 
dieſen, und zu fo vielfältigem anderm Gebrauch, jedes Haus mit einer, oder mit 
mehreren, entweber von Blech oder Glas, ober wenigftend von Lunten (Dehfenblafen) 
gemachten wohlverwahrten Laternen verfehen fein (8. 17). Niemand foll an feuer 
gefährlihen Orten Zabaf rauchen, menngleih die Tabakpfeife mit einem Dedel ver 
feben wäre ($. 18). Bei dem Küchenansbrennen und allen ähnlichen Berrigtungen, 
welche leicht eine Feuersbrunſt verantaffen fünnen, muß die möglihfie Borfiht an- 
gewendet, und in biefem Anbetracht vor allem eine angemeflene Zeit, wo näm«- 
ih weder Winde wehen, noch eine übermäßige Dürre herrſchet, dazu fürgemwäpßlt, 
Waſſer vorläufig herbeigefhafft, und der Nachbarſchaft, damit felbe auf ihrer Hut 
fein Tonne, eingefagt werben ($. 19). Die Hauswirthe haben ihren Weibern, Töchtern 
und Mägden nachdrücklich einzubinden, daß fie bei dem Schmalze vorfichtig und bes 
hutſam umgehen, und befonderd, wenn das Schmalz Feuer fängt, Fein Waſſer in. 
felbeb gießen, fondern die Flamme durch Zudeckung bed Geſchirres erſticken follen 
(5 20). And die Nachläſſigkeit hat zu vielfältigem Unglücke Urfache gegeben. Es 
haben daher die Hauswirthe ihre Kinder und Housleute anzubalten, daB fie auf Feuer 
und Licht überhaupt ſtets wohl Adt geben. Nachts vor dem Schlafengehen follen 
die Handwirthe felbft nachſehen und alled Fleißes forgen, daB Feuer und Licht gut 
gelöfcht, oder an einem fihern Orte verwahret werben (8. 21). Gleiche Sorgfalt haben 
fe wegen der warnen Aſche zu gebrauchen, weil durch das unverfihtige Ausſchütten 
derfelben leicht etwas ſich entzünden umd eine Feueräbrunft entſtehen kann. Daher 
ſolche zur größern Sicherheit immer. nur am feuerfreie Plaͤtze zu ſchütten iſt ($- 22). 
Da endli die größte Feuersgefahr aus ber Berabfäumung der Raucfänge hervor 
tömmt, laun den Hauswirthen bie Sorgfalt darüber nit genug empfohlen werden. 
Jeder Hausvater fol den Schlund dei Rauchfanges wenigfiens alle 8 Tage fleißig 
kehren und den Ruß mit fiumpfen Befen abfegen. Die Rauchfänge follen im Winter menig- 
ſtens alle 6 Wochen, und im Sonmer alle 3 Monate ganz und mit der größten Sorgfalt 
gelehrt werden. Rauchfange, die nit zum Schliefen find, können zwar von Haus 
wiriben, oder ihren Hausleuten felbft gelehrt werden; bei denen aber, fo. geichloffen 
‚werden Tannen, muß bad Kchren durch wirkliche Rauchfaugkehrer, aber mo feine Rauch⸗ 
ſangkehrer find, durch das Geſinde geichehen. Die politifhe Obrigkeit hat baber zu 
forgen, daß die Gemeinden, wo Rauchfaugkehrer And, orbentlide Contracte mit den 
Meiftern machen, zugleich aber au, daß bie Gemeinden von den Rauchfangkehrern 
nit überhalten werben, und daß leptere ihre Schuldigkeit genam und zu beflimmier 
Beit erfüllen ($. 23). Die Gemeindevorſtände haben auf dad Dfen- und Rauchfang⸗ 
Lehren beſondere Aufjicht zu tragen, in den Häuſern öfters unvermuthet machzufehen, und 
die nadhläffigen Hauswirthe fogleih der Obrigkeit anzuzeigen ($: 24). Herrſchaftliche 
Hänfer und Wirthſchaftsgebaͤude, Bfarchöfe, Fabriken, Braubäufer Mühlen, Feuer— 
Sachſenheim, Erläuterung. 29 
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zur Biehweide benübte Waldtheil ganz vom Holze entblößt, oder nur mit hie un 
da einzelnftehenden Bäumen beftanden, erzeugt der Boden wenigftend mittel» 
mäßig gutes Gras, und if diefer Grund der Gemeinde zur ununterbrochenen Vieh⸗ 
weide unentbehrlih, fo ift derfelbe bei der Vermeſſung auszuſcheiden und zur 
ferneren geeigneten Benügung den Ortsbewohnern zu überlaffen. 3. Iſt aber der 
zur Viehweide benützte Grund nur mit ſchlechtem Strauchwerk beſetzt, oder ganz 
tahl, der Boden zum Graswuchs wenig oder gar nicht geeignet, fo ift er entweder 
dem ganzen Waldförper einzubeziehen, oder wenn er. etwas ifolirt liegen follte, 
für ih allem zu vermefjen und mit Holz zu bepflanzen, indem auf demfelben, 
wenn er auch den ſchlechteſten Boden hat, noch immer ſchöne Waldungen erzogen 


Merkftätte, mithin alle etwas größeren Gebäude, find ausdrücklich verbunden, auf ihren 
Böden mehrere gefüllte Waffergefäße, f. g. Bodinge, zu haben. Jedes kleinere Haus 
aber foll mit einer ſolchen gefüllten Bobing verfehen fein (8. 34). In geringeren Dörfern 
und wo dergleichen Bobingen wegen der ſchwächeren Gebäude auf den Böden nicht 
untergebracht werben können, follen fie bei denjenigen Häufern, die vom Waffer und 
Brunnen am weiteften entlegen find, fo viel möglich neben den Hausthören oder ſonſt 
an einem ſchicklichen Orte bedeckt hereitgehalten werden ($. 35). Auf den Kirchen 
böden follen ſtets gefüllte Bodinge vorhanden fein, und ihre Erhaltung und Füllung 
von den Pfarrern, Meßnern und f. g. Kirchenvätern, oder wer fonft über bie Kirähe 
gefeßt ift, ‚beforgt werben (8. 36). Die Herrfhaftshäufer und Wirthſchaftsgebäude. 
Klöfter, Pfarrhöfe, Fabriken, Bräuhänfer, Mühlen, Zeuer-Werkftätten und alle größeren 
Häufer ſollen mit ordentlichen Löfchgerätbfchaften, nämlih mit Dachleitern, Feuer 
hafen, Handſpritzen, Wafferläden nach Maß ihrer Größe verfehen fein, um ſowohl ſich 
ſelbſt, als auch anderen Hilfe zu verfhaffen. Kleinere Häufer follen wenigſtens eine 
Reiter, einen Feuerhaken, einige MWafferfchäffer, einige von Stroh geflochtene und in⸗ 
und auswendig mit Pech gut verfihmierte Feuereimer und eine bleiherne Laterne baben 
($. 38). Iſt das Feuer noch verfhloffen, fo foll man, fo lange es fi thun läßt, 
demfelben keine Luft zu faffen geftatten, fondern es durch Begießen und fonft andere - 
mögliche Art zu erfliden fuchen. Wenn es aber wirklich ausbricht, oder einen Ort er⸗ 
griffen hat, worin Kömer, Heu, Stroh u. dgl. ſich befinden, wo alfo das Begießen 
nichts mehr nuget, muß das umliegende Holzwerk weggeräumt, die anftoßenden Zäune, 
wenn ed nicht vorher, um den Zugang offen zu hatten, gefchehen ift, bad Dach ein⸗ 
geriffen, und fammt den Wänden und ben übrigen Brandfläden, um. bad Feuer zu 
bedecken und zu .erftiden, hineinwärts geftürzet werben. Wo hingegen man bei jenen 
Häufern, welche mit Strob oder Schindeln bebedt find, wenn ſolche ſchon ergriffen 
wären, fi des Ginreißend um fo forgfältiger zu enthalten haben wird, ald bad Teuer 
andurch nur noch mehr angefacht und die Gefahr vermehrt werden wärbe (9. SI). 
Mebenfichende Häufer find ohne Noth nicht einzureißen; nur dann, wenn bie Aus⸗ 
breitung der Flammen auf feine andere Art gehindert werben Tann, foll zum Ber- 
brechen Hand angelegt werden. In diefem Falle ift fein Hauswirth zu verfchonen, 
hingegen ift auch jener, den es trifft, wie ein f. g. Abbrandler zu behandeln und hat 
mit diefem gleiche Borrechte zu genießen ($. 52) u. f. w. (Republicirt mit der Gouv. 
K. vom 10. April 1853. L. R. Bl. TI. Abth. Ne. 32.) - 
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werden können. Die Anpflanzung folder fchlechten, oft beinahe ganz unnütz 
liegenden Bläge wird auf das Nachdrücklichſte empfohlen; und wenn je gegen 
bie Wegnahme folder Weidepläße von den Gemeinden ge— 
tagt werden follte, fo kann oft ein viel Fleineres Stüdden, 
3. B. der dritte oder vierte Theil irgendwo am Zipfel eines 
guten Waldbodens abgefhnitten und. zur Biehweide oder einer 
anderen landwirthſchaftlichen Benützung überlaffen, den Ber«- 
luf jenes größeren Stüdes reihlih erfeßen. 4. Liegen aber 
die von den DOrtsbewohnern zu Wiefen oder gar zu Adergrund 
benügte Blößen und Räumden tief innerhalb der mit Holz bes 
Randenen Waldtheile, fo daß deren Ausfgeidung vom Waldkörper nicht 
leicht möglich, und ihre dermalige Benützung künftig dem geregelten Forſtbetrieb 
binderli fein dürfte, fo müſſen diefelben bei der Bermeffung der 
Waldungen einbezogen, und mit Hol; angebaut werden; dafür find 
aber den bioherigen Befikern derfelben an den geeigneten 
Stellen am Rande der Baldungen gleich große Streden aus» 
zufheiden, und nad bewirkter Abholzung zur landwirthfchft- 
ligen Benügung zu üderlaffen Sollten fi biebei jedod 
von Seiten der Privateigeuthümer folder vom Waldkörper 
abgeriffenen Aecker und Wiefen Widerfprüde ergeben, oder 
ſelbe fi deren Wiedereinverleibung in den Wald widerfeßen: 
fo find diefe Fälle nah Umfänden der Kreisbehörde anzu— 
jeigen, welde dann in Sachen zu entfheiden bat Die in den 
noraudgelaffenen Punkten angegebenen Regeln Fönnen an jenen Orten unbeforgt 
angewendet werden, wo das Gleichgewicht zwifchen der Forſt⸗ und landwirtſchaft⸗ 
lien Grundfläche im Allgemeinen wenig oder gar nicht geflört wird; an jenen 
Orten aber, wo durch die Beobachtung diefer Regeln entweder der Waldboden 
zu fehr vermindert, oder die landwirthſchaftliche Grundfläche nicht binlanglich er: 
weitert werden koͤnnte, da Tönnen wohl aud Ausnahmen von diefen Regeln ftatt- 
finden, und zwar in dem erftien Fall fönnen Waldwiefen und zu 
Alergrund benützte Blößen und NRäumden dem Baldförper 
einverleibt und mit Holz bepflanzt werden, obne daß dafür 
ein Erfag gegeben werden follte, und im zweiten Falle ift felbft von 
dem mit Holz beftandenen und zur Landwirthſchaft geeigneten Maldboden die 
benöthigte Strede Grundes abzufhreiden und zu landwirthſchaftlichen Zwecken 
zu benügen ($. 14). ine befondere Aufmerkſamkeit und Umfiht ift bei der 
Ermittlung und Berihtigung der Waldgrenzen in jenen Bebirgögegenden, wo 
die Schafzucht betrieben wird, zu beobadten. Auch hier hat man zwar nad den 
vorausgeſchickten Regeln, infoweit ed möglich ift, zu verfahren, hauptſächlich aber 
29° 
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von dem Grundfaße auszugeben, daß die Schafzucht keinesweges gehemmt und 
fomit den Weidberechtigten die benöthigte Weide au künftighin auf den dazu 
geeigneten Pläßen, unter Beobachtung gewifler Vorſchriften geflattet — 
($. 15).“ Vergl. $..499. 

D, 


Eine ähnliche Art der Erpropriation findet bei den zum Bergbaubetriebe 
benöthigten Gründen flatt. Nah den Beftimmungen der Marimilianifchen 
Berg- Ordnung, welche zufolge des Nov. Art: 14 vom J. 1747, infoweit fie den 
allgemeinen Landesgeſetzen nicht widerftreitet, in Bergangelegenheiten zu beob⸗ 
achten if, fol auf Berlangen des Eigenthümers auf deffen Aders oder Wieſen⸗ 
grunde, oder fonfligen eingeſchloſſenen Grunde (fundo circumseplo) Jemand 
Gruben zu eröffnen, oder zum Bergbaubetriebe dienlihe Bauten, als: Hütten, 
Scheidkramen, Schlemmbäufer, Waflergefälle, Wege, Brücken, Wafferleitungen, 
Kanäle u. f. w. zu errichten beabfichtiget; der dem Gigenthümer hiedurch zu⸗ 
gehende Schaden durch die betreffende Montanbehörde abgefchäßt und demfelben 
vergütet, zugleich aber dafür Sorge getragen werden, daß ſolche zum Bergbau- 
betriebe benöthigte Sründe gegen bie entfallende Ablöfung den Gewerkern 
überlafien bleiben; wobei noch zu bemerken ift, daß Gemeingründe, außer den 


Aeckern und Wiefen, ohne Adlöfung zum Bergbaubetriebe zu überlaffen find 
(Art. XUL 8. 1).”) 


Zufolge der B. der Minifter ded Innern, der Juſtiz und der Finanzen vom 
19. Jaͤnner 1853 gehört in den Wirkungskteis der Bezirks Amter die Verhandlung 
und Borlegung an die vorgefepte Behörbe, wenn es fih m die Anlegung mener 
Straßen handelt, wobei Erpropriationen einzutreten haben ($. 28. R. ©. BL 
Nr. 10. Beil. A); ferner gebührt der Kreisbehörde die Entfcheidung in fällen der 
böberen Orts bemilligten Erpropriationen‘ über bie rückſichtlich des Gegen- 
ſtandes, Umfanges berfelben entflandenen Streitigkeiten und Zweifel auf ®rundlage 
ber zur Unternehmung, um die ed fi handelt, erhaltenen Bewilligung und der be 
ſtehenden Gejehe ($. 32 ebd. Beil. B). 


- 8. 366. 


Mit dem Mechte des Eigenthümers, jeden Andern von dem Befige felner Sache auszuſchließen, iA 
auch das Met verbunden, feine ifm vorenthaltene Sache von jedem Inhaber dar die Cigenthumsklage 
gerichtlich zu fordern. Doch ſteht dieſes Recht demjenigen nit zu, welcher eine Sache zur Zeit, da er 
noch nit Gigenthümer war, in feinem eigenen Ramen veräußert, in der Folge aber das Eigenthum der⸗ 
felben erlangt hat. 

. 367. 


Die Cigenthumeklage findet gegen ben redlichen Vefltzer einer beweglichen Sache nit flait, wenn 
er beweifet, daß er dieſe Sache entweder in einer Öffentlichen Berfieigerung, oder von einem zu diefem Ber- 
kehre befugten Bewerbömanne, oder gegen Enigelt von jemanden an ſich gebracht hat, dem fie der Kläger ſelbſt 


*, Alexii de Sofalvi: Institutiones Juris metalliedi etc. &. 77. 
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sum Gebranche, zur Berwehrung, oder in was Immer für einer audern Abſicht anvertrauet hatte. Im 
dieſen Faͤllen wird vom den redlichen Befipses bas Gigenibum erworben, und dem vorigen Gigenthümer 
ſteht uur gegen jene, die ihm dafür verantwortiid, find, das Recht der Schadloshaltung an. 

| $. 368. 


Wird aber bewiefen, daß der Beflger entweder (dom aus der Natur der au fi gebrachten Sache, 
oder aus dem ——— gu geringen Breife derſeſlben, oder ans den befannten perfönlichen Eigenſchafien 
feines Bormannes, aud deſſen Gewerbe oder andern Verhältutffen einen gegrimdeten Verdacht gegen bie 
Nedlichteit feines — hätte ſchoͤpfen können, fo muß er ald ein unredlicher Befiger bie Sache dem 
Gigeuthümer abtreten. r 


Rah ſächſiſchen Rechte iſt ver Berfäufer einer Sache in der Regel 
zur Sewährleiftung (Eviction) verpflichtet (Stat. III. 3. 8. 10); hat dagegen der 
Beßtzer eines Viehſtuͤckes, welches feinem Eigenthuͤmer geftohlen, oder fonft ge- 
waltihätigerweife entfrembet werden ift, daſſelbe anf öffentlihdem Markte 
gefauft, fo iR er von der Stellung des Bewährsmannes frei, und er kann fid 
gegen Die Bindicatiom dadurch ſchuͤgen, daß er erweift, das Viehſtück mit Beob⸗ 
achtung der für Kaufserträge vorgefihriebenen Formalität des „Aldamafh“ 
Almeſchiriuken. Bigwein, symposium) an ſich gebracht zu haben (St. IN. 3. 
8. 11). Bel. 88. 922— 938. — Das ſachſiſche Rechtoverfahren geftattet die 
Bindieation einer geftoblenen Sache durch Abſchwoͤrung mit „Eideshelfern“ 
(&.1.9, 8.7: si quis rem furto sibi subtractam asserat metseptimus juramento 
praestito suam esse comprobare debet).”) Cine Ruͤckabſchwörung darf jedoch 
der. Oegenparthei nicht geftattet werben (ebd.). 

i II. 

Rah ungarifhem Rehchte ift die Pflicht zur Gewährleiſtung mit den 
Taufe, Kaufe und allen läftigen Bertragen verbunden (Tr. I. 74. $$. init. und 
2). ) Bol. 88. 922 — 933. — Namentlih ift Jedermann im Szellerlande, 
ebenfo wie in deu ungariſchen Eomitaten, bei welchem fi ein unrehtmäßiger 
Weiſe in Verluſt gerathenes Viehſtück (gonoszul el-veszelt marhäjekat) vor» 
findet, zur Stellung des Gewährsmannes verpflihtet (C. C. DL. 8. a. 14). — 
Das ungarifhe Rechtsverfahren geftattet gleichfalls die Bindication eines ges 
fiohlenen Viehſtückes durch Abſchwoͤrung mit „Eideshelfern“, indem ed den Ber 
fier eines folgen Viehſtuͤckes, welder feinen Gewährsmann nicht ſtellen oder 
fonft den geſetzlichen Kauf deſſelben nicht erweifen fann, als Diebeu behandelt 
wiſſen will (Tr. IU. 34. 88. 2 u 3). 


Il. 
Auf Grundlage der in den Abfühen I umd II angeführten Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen bat fi in Siebenbürgen das fogenannte „Abjurationdverfahren" aus« 


*) Vgl. Fr. Schullers: Das Eigen⸗Landrecht der Siebenb. Sachſen. S. 78 u. 222. 
Bal. Joh. v. Jung: Ungariſches Privatrecht. III. Bd. $. 1511 lit. .. 
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gebildet. Es beftand nämlich zum Behufe der Revindizisung von geſtohlenen 
oder auf eine andere Art dem rechtmäßigen Befiker abhanden gekommenen und in 
dem Befiße eines Anderen wiedergefundenen Biehftüden ein eigenthümliches, 
änßerft fummarifches Verfahren, welches zuerft durch die Gubernialvorfchrift vom 
14. Mai 1784, 3. 1743, fpäter aber duch das a. h. Rormativ vom 15. Jänner 
1819 (Hofz. 44. Gubl. 3. 835) für das ganze Land als verbindliä erflärt und 
in folgender Weife näher beftimmt wurde: „1. Der durd die Landesgeſetze ger 
ftatteten Abſchwoͤrung des Viehes ſoll war aud in Zukunft Plaß gegeben wer⸗ 
den, jedoch ſoll diefelbe nicht in Geftalt einer einfachen Cidedabnahme (conjura- 
tio) von folden Zeugen, .welde feine genaue Kemtniß bes ſtrittigen Biches 
haben, fondern mit Berückſichtigung der wefentlihen Merkmale und nah Vor⸗ 
ausſchickung einer umftändligen Erhebung der Eigenſchaften des abzuſchwoͤrenden 
Viehes von der betreffenden Gerichtöbarkeit vorgenommen werben; ſo zwar 
2. daß das durch Diebſtahl oder auf andere Weife dem Gigenthümer entfrembete 
und bei irgend Jemandem vorgefundene Viehſtück zum competenten (ordinarium) 
Richter gebracht, ihm übergeben und dafelbft mittlerweile unter Verſchluß aufbe ⸗ 
wahrt werde, bis der Bindifant (praetendene) mit feinen Zeugen zur Abfchwör - 
rung an dem dießfalls beftimmten Termin erſcheint; die Erfcheinenden aber zur 
Ablegung des Eides nicht gugelaffen werden, bevor diefelben nicht abgefondert, 
einzeln mit geböriger Vorſicht über die Eigenfchaften des Viehes, nämlich feine 
Farbe, das Brandmal, oder andere entweder künſtliche, oder natürliche Zeichen 
deflelben, die Zahl der Jahre, die fehler, die Zeit und den Drt der Geburt oder 
des Kaufes, oder andere damit in Verbindung ftebende Dinge durch den bes 
treffenden Richter ausführlich verhört worden find. Sole vorläufige Ausfagen 
der Zeugen über die Eigenfhaften des Viehes follen im Protocolle deutlich ein« 
getragen, und endlich 3. das flrittige Viehſtück den Zeugen vorgeführt und genau 
abgewogen werden, ob deffen wefentliche Eigenfchaften und Merkmale mit den 
von den Zeugen vorläufig abgegebenen Erklärungen übereinfiimmen oder nicht? 
und wenn. ſich nad vorgenommener Gegenſtellung (confrontatio) zeiget: daß 
diejer oder jener Zeuge von den bemerkten Eigenfchaften und Umftänden eine ab- 
weichende Erflärung angegeben habe, fo fol derfelbe zur Eidesablegung keines⸗ 
weges zugelaffer werden, damit nicht auf ſolche Weife zum Meineide Gelegenheit 
gegeben werde; im entgegengefeßten Falle aber, wenn nämlich die vorläufigen 
Erklärungen der Zeugen ald mit den wahrgenommenen Eigenfhaften und Ums 
fländen des Viehes im Einflange flehend befunden werden, fo foll der Vindikant 
mit vier (zu fünf mit fich, quinto secum), jedoch gegen alle Einwendung er» 
habenen Zeugen zu der vor der betreffenden Gerichtsbarkeit 34 veranftaltenden 
Abſchwörung zugelaffen, und das abgeſchworne Viehſtück demfelben gegen die 
zugleich zu ermittelnde Vergütung der Koften und des Schadens zurückgeſtellt und 
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zugewiefen werden, außer berfelbe hätte erwiefen, daß er rechtmüßiger (bonae 
fidei) Beſitzer des Viehſtückes war, denn in diefem alle gehet die Saft der Rück⸗ 
vergütung ber Koſten und des Schadens auf Denjenigen über, welder zulegt 
feinen Gewährsmann nicht zu ftellen vermag. 4. Wenn Derjenige, bei welchem 
das allenfalls geftohlene oder. funk verloren gegangene, und auf die angegebene 
Weiſe abgefhworne Bieh vorgefunden worden ift, fih auf feinen Gewährsmann 
beruft, fo wird ibm das Net der Schadloshaltung durch den Letzteren dem Vor⸗ 
angeſchickten gemäß zuftehen (regressus eidem indulgendus erit); damit jedoch 
au dieſer Beihädigte bei der betreffenden Gerichtsbarkeit feines Gewährs⸗ 
mannes oder ded Bormannes deſſelben (Superevictoris) feine Schadloshal⸗ 
tung defto ſchneller verfolgen Tönne, wird demſelben ein authentifches Zeugniß 
Aber bie Abſchwörung und den an den Eigenthümer zu leiſtenden Betrag der 
Koften und des Schadens zu eriheilen fein, mit deffen Borweifung der letzte Ge⸗ 
waͤhramann zur Rückvergũütung des Schadens und der Koften ohne Aufſchub ver 
halten werden foll; im Falle endlich 5. Derjenige, bei welchem das Vieh vorge- 
funden worden, oder deffen Bewährsmann im Sinne des Geſetzes (Tr. II. 34 
und €. C. IH. 8. a. 14) fi über den Beſth nicht auszumeifen vermag, foll der 
ſelbe ale Dieb angefehen und behandelt werden. 6. Bei diefen hinfert genau 
zu beöbadgtenden Vorſchriften und Regeln läßt fih zwar Hoffen, ein ſolches vor 
gefundenes Bich werde un feinen wahren Eigenthümer zurückgelangen; wem es aber 
wider Erwarten gefchehen folite, daß durch die auf die angegebene Art einzuleitende 
Abſchwoͤrung der wahre Eigenthümer des Viches zu Schaden komme, fo wird es 
in ſolchem Falle dem Eigenthümer freiftehen, zur Berbängung der Strafe des 
Meineides und zur Rücdvergütung feines Schadens den Bindilanten (abjura- 
torem) und deffen Zeugen im kürzeften Proceßwege zu belangen, indem jede 
weitere Abſchwoͤrung oder Vervielfältigung derſelben (Ruͤckabſchwoͤrung) durch aus 
aufgehoben und ernſtlich unterſagt wird. Sollten ſich Fälle einer ſolchen Rück⸗ 
abfhwörung in den fächfifchen Stühlen oder Diftrieten ergeben, fd wird nad, den 
Mumieipalgefegen der fähfifhen.Ration (vgl. Abf. I) zu verfahren fein. 7. In 
den angegebenen Fällen der Abjuration, in der Bernehmung und Gegenftellung 
der Zeugen, in deren Berwerfung und Zulaffung haben die Gerichtsbarkeiten 
eifrig zu forgen, daß dem Betruge, der Lift oder irgend eines Rachſtcht, dem Eifer 
der. Barteien oder irgend einem Jutereſſe nicht Raum gegeben, fondern allein- die 
bloße Gerechtigkeit und einfache Wahrheit geſucht werden; daß ferner die Streit: 
fahe nit in Weitſchweifigkeiten, abſichtlich geſuchte Ausflüchte und Redereien 
ausarte, oder damit verpflogen, fondern vielmehr ſummariſch und auf einmal 
abgethan und erlediget werde, und überdies auch. außer der Rüdvergiitung 
DeE dem Schuldloſen verweiachten Schadens und Koſten auf vorkommende 
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Meineide Rüdfiht genommen und diefelben der entſprechenden Beſtrafung unter- 
zogen werden.“ (lUxtegt Iateinifh.) — Bat. 88. 883-884. 

Mit Hofdecret vom 80. December 1829, Hofz. 3466, wird verordnet: 
„daß die Abjurationsnorm blos anf die wegen geftohlenen oder verloren gegan- 
genen und bei Jemandem vorgefundenen Viehes entftehenden Streitigkeiten an- 
gewendet, andere wegen geftohlener Waaren ertftebenden Streitigkeiten aber 
mit Ruͤckſicht auf die betreff der Perfonen und der Waaren felbft obwaltenden 
Umftände, entweder im politifhen oder Rechtswege verhandelt werden follen.* 
(Gubl. Decr. v. 20. März 1830. Gubl. 3. 1221. Trauf. Norm. Samml.) 


IV. 

Die bezüglich des Viehes ſchon im fähfifchen Municipalgefehe enthaltene 
Beſtimmung, „Daß Käufer auf öffentligen Märkten von der Bes 
währleiftung enthoben find (vgl. Abf. I), Hat wawenslich in Kolge einer 
auf das Buhl. Decr. v. 2. Auguft 1794, 3. 1715, gegründeten Gepflogenheit, 
bezüglich der beweglihen Saden, im ganzen Lande Anwendung erlangt. 

Zur Verhütung jede der hiedurch leichter möglich gemachten Viehdieb⸗ 
ftähle Hat das k. Gubernium mit. Derret vom 23. Mär; 1807, 3. 2064, ver- 
orbnet: „daß in jedem Drte, wo Jahrmärkte oder auch Viehmärkte abgehalten 
werden, gewiſſe Perfonen, oder die fogenannien Marktrihter zu dem Ende und 
in der Weife beftellt werden, daß durd) diefelben den Viehkäufern darüber, von 
wen, was für, und in welder Anzahl fie Vieh gekauft Haben? ein Zeugniß auss 
geftellt werde, und Niemand ohne einen ſolchen Ausweis Vieh kaufen, noch aber 
von einem Orte zu einem anderen Ort treiben fol." (Traufh. Rorm. Samml.) — 
Um ferner die durch ſolche Biehmarktézettel oft bevortheilten und die mit 
den von Dieben auf falſche Namen gelöften Berkauffckeinen, ihre Gewährsmänner 
zu ftellen anßer Stande gefebten Käufer wider derlei Betrügereien und Schaden 
zu bewahren, bat das ?. Gnbernium mit Decret vom 49. Juni 1841, Gubl. 
8. 3095, Folgendes verordnet: 1. Jeder Landesbewohner, welder Dich zum 
Verkaufe treiben will, foll in einem Beugniffe vom betreffenden Orteſchreiber, 
Pfarrer oder Grundherrn mit Beichreibung der Merkmale des Viehes eine Der 
ftätigung darüber ausweifen, daß das zum Markt gebrachte Vieh fein rechtmäßig 
erworbenes Figenthum ſei. Anf dem Markte aber ſoll nur foldhen ein Verkaufs 
ſchein gegeben werben, weldhe diefe Beftätigung beibringen. Im Falle aber auch 
ein foldyer, oder das Vieh, deſſen Kennzeichen im Zeuguifle angegeben ſein follen, 
nur im gerinaften verdächtig erfeinen. fo foll ſowohl deſſen Perfon, ala auch 
das Vieh fo lange in Gewahrfan gehalten werden, bis ex fih mit dem vorge⸗ 
fehriebenen Beugniffe, befannten glaubwärdigen Beugen, oder fonft auf eine Art 
volltommen rechtfertigen wird, widrigenfalls derfelbe in feine Heimath feiner Ge⸗ 
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richtab arkeit zu überliefern fein wird. 2. Derlei Zeugniſſe ſollen nebſt dem 
Marktzettel dem Käufer zu feiner Rechtfertigung übergeben werden; wenn aber 
in einem folhen Zeugnifle mehrere Stück Vieh verzeichnet find, und ein Käufer 
nicht alle übernehmen follte, fo muß der die Jahrmarktszettel heransgebende . 
Schreiber eine glaubwürdige Abſchrift davon dem Käufer ausfolgen, das urfchrifte 
lie Zeugniß aber fol derjenige erhalten, welcher das letzte des darin werzeiche 
neten Viehes kaufen wird. 3. Der Berfauf außer der Marktzeit fol vor den 
Ortsvorſtehern gefhehen, welche dann dem Käufer ein Zeugniß über den in ihrer 
Segenwart vollzogenen Kauf auszuftellen, und darin den Namen des der Be⸗ 
hörde etwa bekannten Berläufers anzugeben, wenn diefer aber dafelbft nicht be 
fannt wäre, wenigftend die Namen glaubwürdiger den gedachten Ortsvorftchern 
bekannter Zeugen anzufegen, und aud die Befchreibung des Viehes anzuführen 
verpflichtet find. 4A. In Bezug auf Reifende, weldye mit ihrem Vieh eines Feh⸗ 
lers wegen nicht weiter können, oder aus andern Urfachen, 3. B. aus Mangel an 
Behrkoften, ein Stück Vieh entfernt von ihrem Wohnorte zu veräußern oder zu 
vertaufhen gezwungen fein follten, muß ſolches vor den Ortsvorſtehern geſchehen 
und von denfelben ſchriftlich befheinigt, dabei auch angeführt werden, ob der 
"Berkäufer mit einem und was für einem Reifepaffe verfehen gewefen fei. Bergl. 
88. 383— 384. 


Hiezu wird bemerkt: 


1. Das Abjurationdverfahren verblieb, als im J. 1850 in den ungarifchen 
Gomitaten und Szeklerſtühlen das Ynftitut der I. f. Strafgerichte errichtet und biefen 
das öfterreih. Strafgefepbud vom Jahre 1803 ald verbindliche Norm vorgefchrieben 
wurde, in biefen Landestheilen vorkäuflg in privatrechtlicher Beziehung allgemein in 
Anwendung, nur wurde, um bei den damaligen Landesverhältniffen etwaigen. Miß- 
bräuden von Seite der Ortsgerichtsbarkeiten vorzubeugen, diefer Theil der Juſtizpflege 
durch die Gouv. Berordn. v. 24. Yänner 1852, 3.1373, auf dem flachen Rande ben 
1. f. Bezirld- Strafgerichten übertragen, in den Stäbten und Taralorten aber ben 
piöher Damit betraut geweienen Magiftraten belaffen. Später aber wurbe über eine 
vom ficbenb. Oberfandeßgerichte über dem ferneren -Beftand des Abjurationsverfahrens 
geftellte Anfrage, mit Erlaß des Yuftizminifteriumd vom 10. Juni 1853, 3. 18815852, 
entfchieden: „daß durch die faif. B. v. 27. Mai 1852 (NR. ©. Bl., Nr. 121) über das 
Strafverfahren, und die prov. E. P. D. vom 3. Mat 1852 das in Siebenbürgen auf 
Grundlage des fächfifhen Municipalgeſetzbuches, Bd. 1. Tit. 9. 8. 7,°) und ded a. h. 
Rormatived vom 15. Jänner 1819, Hofz. 44,**) beftandene Abjurationdverfahren zur 
Wiedererlangung gefiohlener ober fonft in Berluft gerathener Viehſtücke, aufgehoben 
werden fei, und nicht mehr in Anwendung zu bringen komme.“ — 


*) Siehe die im Abfage I angeführte Gefepeäftelle. 
») Siehe Abſ. TU. 
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2. Zufolge der Gouv. K. vom 12. März 1851 hat das k. k. Finanzminiſterium 
mit Erlaß vom 20. Februar 1851, 9. 2006/2179, geſtattet, daß nahbem die Bich- 
anfaufscertificate mit der Folge eingeführt find, daß Viehbefiger, 
welche fih niht mit diefem Gertificate auszuweiſen vermögen, als 
bed Viehdiebſtahles verdächtig behandelt werden, fonac immerhin eine 
polizeiliche Rückſicht vorhanden tft, folche Gertificate ausftellen zu laſſen, denſelben für 
die Dauer der Wirkſamkeit der Vorſchrift, auf welcher fie beruhen, bie in der Zarifd- 
poft 102. c. ausgeſprochene (Stempel-) Befreiung zulomme (2. ©. DL vom 3. 1851. 
Nr. 85). 


j | 8. 369. 
Ber die Eigenthumeklage übernimmt, muB den Beweis führen, daß der Geklagte die eingeffagte 
Sache in feiner Macht Habe, und daß diefe Sache fein Cigenthum fet. 


$. 370. 


Ber eine bewealihe Sache gerichtlich zurücfordert, muß fie dur Merkmale beſchreiben, — 
fe von allen aͤhnlichen Sachen gleicher Gattung ausgezeichnei wird. 


Hiezu vergl. oben 8. 368 Abſ. II. 


8. 37 1. 
Sachen, die fich auf dieſe Art nicht unterſchelden laſſen, wie baares Geld mit anderm baaren 
Gelde vermenget, oder auf den Ueberbringer lautende Schuldbriefe, find alſo in der Megel kein Gegenſtand 
der Bigenthumäflage ; wenn nicht ſolche Umflände eintreten, aus denen ber Kläger fein Eigenthumor echt 
beweifen kanu, und aus denen der Bellagte wiffen mußte, daß er die Sache fi zuzuwenden nicht berech⸗ 
tiget fei. 


Laut des 8. 608 der prov. &. PB. O. kann in Anfehung der auf Ucherbringer 
auögeftellten Privat-Schufdfcheine eine Amortifation nur Demjenigen, der fein Gigen- 
thumsrecht auszumweifen vermag, bewilliget werben. 


$. 372. 


Wenn der Kläger mit dem Beweife des erworbenen Gigenthumes einer ihm vorentbaltenen Sache 
gwar nicht ausreicht, aber den giltigen Titel, nnd die echte Art, wodurd er zu ihrem Beflge gelangt if, 
Dargethan bat, fo wird er doch in Rückſicht eines jeden Beflpers, der keinen, oder nur einen fhwädern 
Titel feines Befiges augugeben vermag, für den wahren Bigenihümer gehalten. 


5. 373. 


Wenn alfo der Bellagte die Sache auf eine unredliche oder unrehtmäßige Weiſe befipt; wenn er 
feinen oder nur einen verbädtigen Bormann anzugeben vermag; oder, wenn er die Sache ohne Entgeld, 
der Kläger aber gegen Entgeld erhalten hat, fo muß er dem Kläger welchen. 


6. 374. 
Haben der Gellagte und der Kläger einen gleichen Titel ihres echten Deflges , fo gebühret dem 


Geklagten kraft des Beflges der Borzug. 


$. 375. 


Ber eine Sache im fremden Namen befigt, kann fi gegen bie Eigenthumsklage dadurch fügen, 
daß er feinen Vormann namhaft macht und fi darüber ausweiſet. 
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$. 376. 


Ber den Beiih einer Sache vor Bericht läuguet und deſſen überwiefen wird, muß dem Kläger 
deßwegen allein ſchon den Beſitz abtreten; doch behält er das Kecht, In der Folge feine Cigenthumsklage 


anzuſtellen. 
8. 377. 


Ber eine Sache, Die er nicht befikt, zu befiken vorgibt, und den Kläger badurd irre fast, haftet 
für aflın varans eutfichenden Schaden. 


$. 378, 


Wer eine Sache im Befige hatte, und nach zugeftellter Klage fahren lieb, muß fie dem Kläger, 
wenn diefer Ay aicht an den wirtlihen Subaber halten will, anf feine Koflen zurück verfchaffen, oder den 
anußerordentlihen Werth derſelben erſehen. 


4. 379. 


Was ſowohl der redliche als unredliche Befiger dem ECigenthümer in Anfehnug des entgangenen 
Aupens, oder des erlittenen Schadens zu erſetzen babe, iſt in dem vorigen Hauptſtücke beſtimmt worden. 


Drittes Hanptſtück. 
Bon Erwerbung ded Eigenthumes durch Zueignung. 


9. 390, 
Ohne Titel und ohne reihtlie Erwerbungsart faun Fein Gigenthum erlangt werben. 


8. 381. 


Bei freiſtehenden Sachen befteht der Zitel in der angeboruen Sreihelt, fie in Befig zu nehmen. 
Die Erwerbangsart. it die Zueignung, wodurch man fi einer freiftehenden Sache bemächtiget, In der Ab» 
fit, fie als die feinige an behandeln. 


Die Erwerbungsart ift entweder eine unmittelbare (urfprüngliche, modus 
acquirendi originarius), wodurch man eine Sache zunächft aus der Hand der 
Ratur empfängt; oder eine mittelbare (ableitende, derivalivus), wodurch eine 
[don in dem Eigenthume eines Anderen befindlihe Sache von demjelben auf 
eine andere Perfon übertragen wird.*) Zur erfteren rechnen die ungarifchen 
Rechtsgelehrten außer der Zueignung (Befibnehmung, occupalio) wohl in un- 
eigentlicher Weiſe auch die k. Schenkung (donatio regia). ine praktiſche Be» 
deutung kann diefe Unterfheidung in Grundbefißftreitigkeiten infoweit erlangen, 
als aller Grundbefiß in den (ehemaligen) ungariſchen Comitaten und Diftrieten, 
wenn auf deſſen Urfprung gefeben wird, nad dem Wortlaute des Geſetzes von 
der heiligen königlichen Krone (sacra regia corona) herrũhrt, und nicht anderd, 


*) 3.3. Rippel: Erläuterung des a. 5. ©. B. 3. Bd. ©. 255-256. 


u un — 
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als vom Landesfürften durch eine k. Schenkung erworben werden kann (Tr. I. 


10 und 13); während im-Szeklerlande, wo das k. Recht (jus regium), d. h. die 
Erwerbungsart durch eine Fönigliche Schenkung erft durch den Landtagsartikel 25 
v. 3. 1571 (A. C. UI. 76) eingeführt wurde, und feither, jedoch nur unter ge: 
wiffen Bedingungen, Plaß greifen Tonnte, in der Regel die Zueignung als ur- 
fprüngliche Erwerbungdart des Grundbefißes, die k. Schenfung aber nur aus⸗ 
nahmaweife ala folge angefehen wird, und demgemäß nach dem Rechtsgrundfaße : 
„exceptio firmat regulam in casibus non .exceptis“‘ im Zweifel, ob ein Szekler⸗ 


‚ Srundbefib mit dem k. Rechte behaftet fei, oder nicht? die Rechtsvermuthung 


ftets für deffen freie, vom k. Rechte unabhängige Eigenfchaft ſtreitet.) Bergl. 
hierüber die Erläuterung des ?. Patentes vom 29. Mai 1853 über die Regelung 
des Grundbefißes, der Erbfolge und Aviticität. 


8. 382. 


Freißehende Sachen können von allen Mitgliedern des Staates durch die Zueignung erworben 


werden, infoferne dieſes Befugniß nicht durch politiſche Geſetze eingeſchraͤnkt iſt, oder einigen Mitgliedern 
das Vorrecht der Zueignung zuſteht. 


Zu den freiſtehenden Sagem gehören auch die Producte des Berg- 
baues. Die Art und Weife wie derfelbe zu betreiben ift, wird durch die Landes- 
gefeße, durch die einzelnen Bergwerksorten verliehenen Privilegien, Localftatute, **) 
dann auch durch die Marimilianifche Berg - Drdnung, deren Beftimmungen, inſo⸗ 
ferne fie den Landesgeſetzen nicht widerftreiten, verbindende Kraft haben, ***) ge- 
regelt. Es ift jedem Landesfohne, fowie au jedem der Hriflliden 
Religion anaehörigen Fremden der Bergbau auf alle metalliihen und 
mineralifhen Erzeugniffe nicht blos auf dem eigenthümlihen, fondern auch auf 
fremden Grimdftücen (A. C. II. 9. a. 1) nad vorher erlangter bergämtlicher 
Berleihung (Belehnung, litterae facultatoriae) freigegeben (Art: nov. I. a. 1747. 


-") Jos. Benkö: Imago inclytae in Transsilvania Nationis Sieulicae etc. $. 21: 
„quum nalio Siculorum ea dignoscatur, quae ferram suam jure belli, multoque 
cruore, et vetustissimo adeo tempore occupaverit; occupatam vero, for- 
matis, quibus cum decore ac. emolumento respublica administraretur, ordinibus, 
innumeris curarum myriadibus, ac gestis muniis gravissimis propugnaverit et 
conservaverit; sequedemum, ac terram simul suam liberam ultro re- 
gibus ac principibus tradiderit, merilo sane laborum et sudorum suorum 
fructibus utitur.“ und 8. 30: „quod Jus regium, si cujus in bonis sine semine 
deficientium Imperans succedit locum in baereditatibus Sicuficis non habeat, 
nisi quis Jus illud spontanea voluntate (praeposiere) in sua bona invexerit.* — 
Siehe au: Alexii Dosä de Maklalva: Jus Transilv. privatum. p. 2. 8. 45. Mfer. 

”) 3. 3. die Bergftatute ded Marktes Abrudbänya. Alexii Sofalvi: Institu- 
tiones juris metallici. ©. 173—206. 

7) Siehe bie Schlußworte der Nopellarartikel vom 3.1747. 
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Mar. B. O. At. 1.8. 12). Ausländer, ober überhaupt Jedermann, der auf- 
fremden runde Bergbau betreiben will, bat ſich außer der Erlangung der Ber 
lehnung mit dem Grundeigenthümer abzufinden (A. C. II. 9. a. 1) und dem⸗ 
felben für die durch den Bergbau beſchädigten Grundſtücke eine billige Vergütung 
zu leiten (Mar. B. D. Art. XIII. 8. 1); jedoch gebührt dem Grundbeſitzer fein 
Vorzug vor dem erften Finder zum Nachtheile des Regalrechtes (Mar. B. O. 
Art. 11.8.5. Theſaur. V. v. 5. October 1826, 3. 11041, und v. 26. Juli 
1827, 8. 8367).) Im Rüdfiht der von den Bergwerks⸗Producten dem ?. 
Fiscus (Herar) zuſtehenden Proventen unierfcheiden bie Landesgeſetze die edlen 
Bergwerka⸗Producte (Metalle) von den unedlen (Art. nov. I. a. 1747). Zu 
den erfteren werden gerechnet: Gold (Goldſtaub, Wafhgold), Silber, Kupfer, 
Schwefel, Blei, Zinn, Quedfilber, welche nebſt Abführung des Zehnten an das 
k. Ginlöfungsamt gegen beftimmte Breife abgeliefert werden müffen (A. C. UL. 
16.2.4. — II. 9 a. 2. Art. nov. 3 u. 9. a. 1747). Der Grundbeſitzer darf 
von dem auf eigenem Grunde gewonnenen Gold und Silber nach gewiſſenhafter 
Abführung des Zehntens und mit Wiſſen des Einlöfungsamtes eine angemefiene 
Menge zum eigenen Bedarf zurücdbehalten (A. C. II. 16. a. 4. Art. nov. 9. 
a. 1747). Ber auf fremdem Grunde den Bergbau zufolge einer mit dem Grund⸗ 
befiger abgejchloflenen Uebereinkunft betreibt, ift von der Zehententrichtung frei⸗ 
zubalten, weil an deſſen Stelle der Grundbeſitzer den Zehnten abzuführen hat 
(A. C. N. 9. a. 1. — 11.16. a. 4). — Zu den uneblen Bergwerlsproducten 
gehörten: das Eifen und die demfelben an Werth nachftehenden Metalle, von 
welden kein Zehnten zu entrichten it (A. C. II. 9. a.1. — Art. nov. 1.8.1747), 
Indeſſen muß zum Bergbaue auf Eifen- Gänge und Erze gleichfalls die berg- 
ämtliche Verleihung augeſucht werden (Theſaur. B. v. 14. Juli 1803, 3. 2331, 
und v. 4. Juli 1803, 3.2616) ; wird der Betrieb davon auf fiscalifhem Grunde 
geftattet, fo ift in der Verleihung ausdrüdlih zu bemerken: daß zum Betriebe 
davon aus den Fiscal- Waldungen Tem Holz angemwiefen werden kann, fondern 
daſſelbe ſonſther herbeizufchaffen ift (Zhefaur. B. v. H. November 1809, 3.3846, 
und v. 4. April 1831, 3. 3781); aud dürfen auf Fiscalgründe keine Röftdfen 
umd Schmelzhütten verliehen werden, da von den Eifenerzen dem k. Fiscus keine 
Frohne (urbura, Zehnten) entrichtet wird (Thefaur. Berordn. v. 7. April 1831, 
3. 3781).) — Zegelerde aus dem Kronftädter Diftricte außer Landes zu 
verführen, ift unter Fiscalaction verboten, ſelbſt die Einheimifhen duͤrfen Re blos 
mit fpecieller Erlaubniß des Kronflädter Oberrichters gebrauchen (Gubl. Decret 
v. 3.1805, 3. 2650). Zufolge Hofdecretes vom 13. Februar 1800 follen 





*) Aiexil Sofalvi: Institutiones juris metalllei. ©. 245 u. 262. 
) Ebend. ©. 250. 
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‚Die Brobeerz fuchenden Bergleute, damit fie ihr Geſchäft ohne Hinderniß und 
ohne Unannehmlichkeit betreiben können, und nicht unter dieſem Titel allerlei 
fremde, unbekannte Leute im Lande herumſtreichen, und Nachgrabungen anftellen, 
die hiezu erhaltene Licenz nicht nur dem betreffenden Grundeigenthuͤmer, fondern 
auch dem am Orte, oder dem in der nächften Umgebung befindlichen politifchen 
Deamten vorweiſen, und mit defien Gegenzeichnung (Vidi) verfehen laſſen; zu⸗ 
glei aber fol mit allem Fleiße darauf gefehen werden, daß ſolche Erze fuchente 
Bergleute, welche bemüht find, die im Schooße der Erde verborgenen Geſchenke 
der Natur aufzufinden und zum allgemeinen Wohle fruchtbar zu machen, und den 
Bergbaubetrieb im ganzen Lande zu befördern, in ihrer Befchäftigung auf feinerlei 
Weiſe ohne Grumd beirrt, oder aus irgend einem gefuchten Borwande weder durch 
die Grundbefißer, noch durch irgend wen Anderen daran verhindert, fondern es 
foll ihnen vielmehr auf alle Weife Hilfe geleiftet und diejelben gegen Jedermann 
in Schuß genommen werden, bei fonft zu gewärtigender flrenger Beftrafung 
aller Derjenigen, welche folhen Bergleuten irgend eine Unannehmlichkeit zu bes 
reiten wagen follten (Bubl. Derr. vom 14. Mär; 1800. Gubl. 3. 2072). — 
Dergl. hiezu au 8. 287 Abf. II. 


. 883. 

Diefed gilt Indbefondere von dem — Dem das Recht zu jagen oder gu ſiſchen gebühre; 
wie der übermäßige Anwachs des Wildes gehemmet, und der vom Wilde verurfadhte Schade erfeget werde; 
wie der Sontgraub, der durch fremde Bienen geſchieht, zu verhindern ſei; if In den polttifchen Geſelen 
ſeſtgeſegt. Wie Wilddiebe zu beſtrafen ſelen, wird in dem Stralgeſeden beſtimmi. 

Die Landesgeſetze verbieten den Bauern (Unterthanen) die Jagd und den 
Bogelfang unter der Strafe von 3 fl. Die nämliche Strafe ſollen jene Grund⸗ 
herren erleiden, welche in diefer Beziehung gegen ihre Unterthanen Nachſicht üben 
(Ulad. U. Deer. V. a. 18). Der Articwlarftrafe von 200 fl. verfallen ſolche Be⸗ 
amten, welde an freien Drten das Jagen eigenmächtig verhindern; dagegen if 
die Ausübung der Jagd an folden Orten, wo dadurch einem Anderen Schaden 
zugefügt wird, und mit namentlid dem Dich ſchädlichen Werkzeugen (Fangeiſen, 
Schlingen zc.) unter fonft zu leiftendem Erſatze und der Strafe von 12 fl. ver- 
boten (A. C. V. Ed. 52). Auf die Beraubung der Fiſchteiche ift, wenn der 
Thäter in unausgefebter Verfolgung ergriffen wird, deſſen Blutgeld (homagium); 
wenn der Dieb aber erft nachher in Erfahrung gebracht wird, außer dem zu leiften» 
den Erſatze, eine Strafe von 12 fl. gefeßt (4. C. III. 36). — Diefe Beitimmungen 
beziehen fih zunächft nur auf den (ehemaligen) ungarifchen Comitatoboden, und 
jene Drte des Szellerlandes, wo die Grundherren im Befiße Der zu den Fleineren 
Regalien gerechneten Jagd» und Fifchereigerechtigfeit find (vergl. $.287 Abſ. IV}; 
in dem bei weitem größeren Theile des Szeflerlandes, de Sachfenlandes und des (bes 
fiehenden) Militairgränggebietes ftand die Jagd und Fiſcherei von jeher den Bewoh⸗ 
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nern derſelben frei, inſoferne nicht an einzelnen Orten dieſe Gerechtſame als ſtaͤdtiſche 
Regalien gehandhabt wurden.) — Schäaͤdliche Raubthiere zu ſchießen oder ſonſt auf 


*) Dad von Kaiſer Joſeph II. unterm 28. Februar 1786 für die deutſchen 
Provinzen erlaffene Zagdpatent (fiehe Nippel’ Erläuterung ded a. b. &. B. 3. 2». 
S. 260 — 265) wurde zwar mit einigen Abänderungen unterm 21. Auguft beffelben 
Jahres auch für Eiebenbürgen kundgemacht, und im 3.1817, Gubl. 3. 9320, res 
publicirt, aber wenig, zumal nicht im Ezefler- und Eachfenlande, wo deſſen auf das 
grundherrſchaftliche Verhaͤltniß berechneten Beſtimmungen mit den Berfaffungäverhält- 
niſſen dieſer Landestheile unvereinbar waren, gehandhabt. Es erſcheint daher über⸗ 
flüſſig, hier den Inhalt deſſelben anzuführen, und es wird nur ſo viel daraus bemerkt: 
daß nach demſelben die Inhaber eines Wildbannes berechtiget find, in ihren Jagd⸗ 
bezirken alle Gattungen von Wild mit Eulzen oder Heuſchupfen zu hegen, und es 
ihnen freiſteht, das Wild als ihr Eigenthum, gleich jedem zahmen In einem Maierhofe 
genährten Bich, zu allen Jahreszeiten zu fangen, zu ſchießen, zum eigenen Genuß zu 
verwenden ober zu verlaufen (8. 1); ferner in Wäldern, Auen oder Gebüſchen Faſanen 
einzufepen; Hafen oder andered Wild in feinem Bezirke (Territorium) mit 
Humden zu jagen oder an heben, infoferne dieſes ohne Beſchädigung mas 
immer für eines Grundeigenthümers gefhieht, al3 welche der Jagd— 
inhaber zu vergüten hat ($. 2); Schwarzwild, welches außerhalb eined Thier- 
gartend angetroffen wird, iſt e8 Jedermann zu allen Jahreszeiten erlaubt, wie Wölfe, 
Füchſe oder ein anderes ſchädliches Raubthier zu fehießen, oder fonft anf eine Art zu 
erlegen (6. 3). Die Jagdinhaber dürfen dad Wild zum Nachtheile der allgemeinen 
Cultur nicht übermäßig hegen ($. 11). Jedermann ift befugt, von feinen Feldern 
Wieſen und Weingarten dad Wild auf was immer für eine Art abzutreiben. . Eollte 
bei einer ſolchen Gelegenheit ein Wildſtück ſich durch dad Sprengen verlegen ober zu 
Grunde geben, fo tft der Jagdinhaber nicht beredhtiget, dafür einen Erfag zu fordern 
(8. 13). Auf Saaten, augebauten Grundftüden. von was immer für einer Art, und 
vor geendigter Weinlefe in Weingärten ift weder den Jagdinhabern, noch den Yägern 
erlaubt, unter was immer für einem Vorwande zu jagen, zu treiben, ober nur mit 
einem Vorſtehhunde darauf zu fuchen, ſelbſt nicht unter dem Borwande, den Giern 
und Neftern von Faſanen und Rebhühnern nachzufehen ($. 14). Alle Wildſchäden an 
Feldfrüchten, Weingärten der Obfibäumen, müffen den Unterthanen nach Maß des 
erlittenen Schadens fogleich in Natura oder in Geld vergütet werben ($. 15). Ueber- 
Haupt fol die Jagdgerechtigkeit nit verhindern, daß zur Beförderung der Landes⸗ 
cultur Jedermann, der in einem I. f. oder Privatwildbanne Gründe befipt, diefelben 
anbefhräntt genießen; folglich darauf Wohnungen und Wirtbichaftägebäude erbauen, 
die Wiedhöden von Unkraut und Dornen reinigen, ohne allem Hinderniß abmähen, 
und fein Bich darauf zur beſtimmten Beit weiden könne ($. 16). Hingegen follen 
auch die Gigenthümer der Jagdbarkeit gegen alle Beeinträchtigung ihrer Rechte ge 
fügt, und da die Wilbdieherei und Raubfchießen in fo mancher Beziehung felbft der 
öffentlichen Sicherheit gefährlich iſt, derjelben auf alle Art vorgebaut werben (8. 17). 
Niemand darf in einem fremden Wildbanne, außer auf der Etraße oder dem Fußfteige 
bei der Durchreife, fich mit einem Gewehre ober Fang⸗ und Holzhunde betreten laſſen 
($. 15). Ueberhaupt ift fremdes Wild fangen oder fchießen, wie bie Entfremdung jedes 
anderen Eigenthumes, ein Diebftahl. Die Wildſchützen, welde damit ein Gewerhe 
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eine Art zu erlegen, ift Jedermann erlaubt. So 3. B. werden mit Gubl. Deer. 
vom 23. Februar 1807, 3. 1615, zur Herbftzeit abzuhaltende Jagden auf Raub 
thiere angeordnet, wozu die in den betreffenden Kreijen flationirten Militair- 
Dfficiere einzuladen find. Auch werden auf die Bertilgung von Raubihieren 
Breife (Taglien) gefeßt, welche aus der Landeskaſſe zu bezahlen find: und zwar 
für einen getödteten Bären 1 fl.; einen größeren Wolf 48 kr.; einen jungen Bolf 
24 fr. (Hofdeer. vom 19. October 1836, Hofz. 4781, erneuert mit Hofdeer. vom 
17. Auguft 1839, Hofj. 3589), u. dgl. Verordnungen mehr (vgl. $. 477 p. 5). 


1. Mit der Gouv. K. vom 4. December 1849 wird, um ben fo bäuflg ver 
kommenden Schäden, welche durh Wölfe und Bären an Viehſtücken verurfacht werben 
zur Förderung der Vertilgung ſolcher Raubthiere fo wie in anderen Provinzen ber 
Monarchie, au in Eiebenbürgen für jeden Wolf ober Bär, gleidgviel ob jung ober 
ausgewachſen, eine Prämie von 4 fl. 30 fr. aus dem Staatsſchahe beſtimmt. BDer- 
jenige, welcher ein derlei Raubthier einbringt, und bie befagte Prämie erhalten wii, 
bat fi hierüber mit einem Zeugniffe der Ortsobrigkeit bei der betreffenden politiſchen 
Bezirksbehörde audzumeifen, und die Haut oder wenigſtens die Schnauße des erlegten 
Raubtbiered mitzubringen, worauf die Bezahlung der Prämie erfolgt. Die mitgebradte 
Haut wird nah Abfchneidung der Schnauge zuräüdgeftellt (8. &. BL. vom 3. 1848. 
Mr. 89). 

2. Mit der Gouv. B. vom 2. Juli 1853 werben betreff der Ginhaltung einer 
entfprechenden Jagd⸗ und Hegezeit bis zur Kinführung eine allgemeinen Jagdgefchet 
folgende Berfügungen getroffen: 1. Jedermann, wer immer zur Jagd befugt if, wird 
zur Ginbaltung einer entſprechenden Sagb- und Hegezeit verpfliäte. 2. Als Hege⸗ 
oder Schonungszeit wird der Zeitraum vom 1. März bis legten Auguft jeben Jahres 
feftgefept. Schaͤdliches Wild, insbefondere aber Raubthiere (Bären ımd Wölfe a. dal) 
bürfen jedoch das ganze Jahr hindurch erlegt werden. Auch ift es geflattet, während 
der Hegezeit nachbenanntes Wild zu erlegen: a) Edel: und Dammwild, Wildſchweine. 
Reh⸗ und Gemdböde, dann Kaninchen und junge Hafen während ber ganzen Hege⸗ 
zeit. b) Schnepfen während des Frübjahröftriches, Auer- und Dirkgeflägel zur Dalp 
zeit, alle hühnerartigen Bögel während des Monated Auguft, Wildtauben während 
der ganzen Hegezeit, Waffer- und Sumpfgeflügel im März, Juli und Augufl. 3. Die 


treiben, und ihre Helferäbelfer (Hehler) follen wie andere Diebe nad ben Griminal‘ 
geſegen behandelt werden (88. 20 u. 21). — Endlich follte ber Bauern» und Bürger: 
ftand, dem dadurch nur Gelegenheit gegeben würde, Wirthſchaft und Gewerbe zu ver 
nadläffigen, von dem Kauf oder der Pachtung ber Jagdbarkeit audgefhloffen fein. 
Daher au Jagdbarkeiten, welche Städte oder Märkte ald obrigkeit- 
liches Recht befigen, durch Berfleigerung an die Meiſtbietenden zu 
verfaufen oder von Zeit zu Zeit zu verpachten find: bei welcher Ber: 
fleigerung gegen diejenigen, die die Jagdgerechtigkeit ald Meif- 
bietende erfianden haben, das Einſtandsrecht nicht Plaß greifen 
kann ($. 8) u. f. w. 
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Jagd mit Jagdhunden iſt bis Ende Juli ganz zu unterlaſſen. 4. Das muthwillige 
Kerflören von Reſtern iſt allgemein, das Ausnehmen von Eiern nützlichen Federwildes 
“m Malta had Saadbefunten behufs der Wildzucht geſchieht, 
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Schaden, im alle die Gemeinde die Spur über ihr Gränzgebiet hinaus verfolgt, 
und dieſe auf fremdem Drtögebiete verloren geht, zu tragen; im en aber das 
Sachſenheim, (Srlauterung. 
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Vieh gefchlachtet auf dem Gebiete einer anderen Gemeinde vorgefunden wird, kann 
leßtere fih der Haftungspflicht nur fo entledigen, wenn ihr Drterichter mit jeche 
Eideshelfern (heted magäval) darauf einen Eid fhwört, daß an dem Berlufte 
des Viehes kein ihr angehörender Ortsbewohner Theil habe. Die Städte können 
von ihren Außeren Gründen aus, zur Aufnahme und Verfolgung der Spur nicht 
verhalten werden, wird die Spur aber in diefelben hineingeführt, fo ſollen auch 
fie entweder die Diebe ftellen, oder Erfaß leiften. Die Klage wird in folchen 
PBrocefien gerichtet auf Erfaß des Schadens, der Koften, Mühewaltung und Be: 
zahlung einer Strafe von 12 fl., — weldye legtere, wenn die Spur in die Orie- 
gemeinde hineingeführt, oderdas Vieh aufihrem Gebiete geichlachtet vorgefunden wird, 
auf 40 fl. hHinauffteigt. Der Befchädigte ift jedoch, ausgenommen den letzteren Fall, 
zur Beweisführung verpflichtet; und wird gleichzeitig mit dent verloren gegangenen 
Vieh eines feiner Dienftleute flüchtig, fo ſpricht die Rechtsvermuthung dafür, daß 
der Entflohene der Dieb jei. Dem Beichädigten fann die Beweisführung durch 
den freiwillig angetragenen Eid nur dann geftattet werden, wenn er ein voll 
fommen unbefcholtener, bekannt redlicher Dann iſt. Auf Jahrmärkten verloren 
gegangenes Dieb kann auf foldhe Art nicht verfolgt werden; auch werden unter 
Vieh in Rückſicht der diesartigen Spurverfolgung nur Pferde, Ochfen, Kühe, 
Büffel, Efel, Maulefel, und feine anderen Hausthiere verftanden. Die Bewohner 
folher Ortögemeinden endlich, bei welchen die Spurverfolgung nicht üblich if, 
können im Falle eines Vichverluftes zu deifen Verfolgung andere Gemeinden nicht 
verhalten (A. C. IN. 34, und V. Ed. 37. C. C. V. Ed. 24, 25 u. 26).*) An 
Stelle diefer Spurverfolgung hat übrigens in päterer Zeit die Rechtsgepflogen⸗ 
heit das noch einfachere und ſchnellere „Abjurationsverfahren" zur Bindication 
verloren gegangenen Viehes gefekt (vergl. $$. 366 — 368 Abf. ID. Die Auf: 
bewahrung, Verpflegung und fonftige Behandlung des herumirrenden, herrenlcs 
betretenen Viehes wird. überdies durch politifche Verordnungen näher beftimmt*‘) 
(vergl. auch SS. 499—502). 


) Filep Josef: Törvenybeli Gyakorläs etc. &. 87. Als intereffantes biftori- 
ſches Datum verdient erwähnt zu werden, daß den an der Landesgrenze wohnenden 
Szellern die „Spurverfolgung” fogar in die benachbarten Drtfchaften der Walachei 
(Landt. Art. v. J. 1641 in A. C. II. 76. a. 5 und 9) geftattet war. 

"*) Da in Siebenbürgen die Viehzucht einen Hauprerwerbözweig bildet, um 
Diehdiebftähle leider zu Den am häufigften vortommenden Verbrechen gehören, fo fin 
auch über die Behandlung des herumirrenden, herrenlos betretenen Viches zahlreiche 
in ihren Anordnungen oft wechfelnde Borfchriften erlaffen worden, deren Beftimmun- 
gen, infoweit fie miteinander in Einklang fteben und ſich gegenfeitig ergänzen, fih 
in Folgenden zufammenfaffen laffen: „Wird cin herumirrendes Vieh aufgefangen, fo 
jol ed allſogleich zu den betreffenden herrfchaftlishen, oder auf ftädtifchem Gebiete zu 
ben Magiſtratsbeamten geführt werden; diefe haben ſodann, und zwar die hertſchaft⸗ 
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Keine Brivat-Berfon ift berechtigt, die dem Staate durch die politifhen Berordnungen vorbehal⸗ 
tenen Erzeugniſſe fi zuzneignen. : 


Sole Erzengniffe find: die Bergwerksproducte ($. 382), namentlich das 
Queckſilber, womit der Handel ausfhlieplich dem k. Fiscus vorbehalten ift (A, C. 


— — — m 


lichen Beamten im Wege der betreffenden politiſchen (Gomitatd-) Behörde die Auf: 
findung des Viehes unter Belanntgebung feiner Merkmale nicht nur in jener Gegend 
und in ihrem Bezirke, fondern auch auf den nächſtfolgenden Jabr⸗ und Wochenmärk⸗ 
ten dreimal fundmacen zu laſſen; allgemein aber wird es unterfagt, daß ein foldyee 
verirrtes Vieh vor der auf dem Jahrmarkte fiattgefundenen Kundmachung, aus der 
Gegend, wo ed aufgefangen worden iſt, an einen andern Ort geführt werde. Sollte 
aber Jemand von den Beamten, den Grundherren oder deren Sachwaltern ed wagen, 
ein ſolches verirrted Vieh über drei Tage hinaus ohne Kundmachung bei fich zu behalten, 
oder dasſelbe fogar in eine andere Ortfchaft zu führen, oder zu veräußern, fo foll gegen 
denfelben wie gegen einen unrechimäßigen Befißnehmer fremden Viehes verfahren, und nad) 
dem Geſetze Recht gegeben, und derfelbe außer dem zu leiftenden Schadenerfage der ver: 
dienten Strafe unterzogen werben.“ (Gubl. Decr. vom 24. October 1799. 3. 9305). 
— In Folge Hofdecreted vom 26. März 1814 wird verordnet: „daB die bei Auffin- 
dung eines herumirrenden Viehes übliche dreimalige Kundmachung auf öffentlichem 
Markte au künftighin vorgenommen ; wenn aber der Eigenthümer darauf fi, nicht 
melden follte, zum Behufe der allgemeinen Kundmahung im ganzen Lande die Be: 
ſchteibung des herrenlos betretenen Viehes der k. Landesftelle eingefendet werden folle: 
ift Die vom diefer Kundmadhung an zu rechnende Frift von drei Monaten verftricdhen, 
jo follen die Beamten zur Einhebung ber ihnen befannt zu gebenden Druckkoſten der Gir: 
tular⸗Kundmachung fehreiten, wobei in der Art zu verfahren ift, daß im Falle der 
Eigenthümer fi) meldet, derfelbe zur Bezablung der erwähnten Trudfoften verhalten 
werde; verweigert diefer die Nüdzablung, fo ſoll das aufgefangene Vieh auf öffent» 
lihem Markte verſteigerungsweiſe verfauft, aus dem Erlös dic Drudkoften abgeführt, 
und die Koften der Verpflegung des Viehes abgezogen, und der Meberreft dem Eigen: 
thümer verabfolgt werden. In gleicher Weife ift dann vorzugehen, wenn ſich der 
Eigentpümer nah Verlauf der dreimonatlichen Friſt nicht meldet, in welchem Falle 
der nach Abzug der Koften erübrigende Geldreft in ämtliche Verwahrung zu nehmen 
ift, um denfelben dem Gigenthümer, wenn er ſich melden follte, ausfolgen zu können.“ 
(Gubl. Decr. vom 28. April 1814. Gubl. 3. 4108.). — Im Nachhange der lepteren 
Vorſchrift wird in Folge Hofderreted vom 16. December 1814 verordnet: „daß wenn 
das aufgefangene Vieh zur Wirthſchaft nicht benügt werden fann und badurd dic 
Koften feined Unterhaltee nicht hereingebracht werden, der aufzufindende Cigenthümer 
im Sommer an Fütterungskoſten täglich zwei Kreuzer, im Winter täglich hiefür feche 
Kreuzer zu vergüten gehalten fein foll.“ (Gubl. Decr. vom 13. Feb. 1815. 3.1173.) 
— Zufolge Hofderreted vom 18. Auguft 1815. Hofz. 2158 wird verfügt: „daß wenn 
der Erlös des aufgefangenen verfteigerungsmweife veräußerten Viehes die Kundmachungs 
und Fütterungskoſten nicht deckt, in einem ſolchen Falle blos die Fütterungskoſten, in 
foweit der Erlös zureicht, zurüdvergütet, die Kundmachungskoſten aber nachgefeben 
werden follen.“ (Gubl. Deer. vom 25. September 1815. 3. 9219). — Laut Hofdecret 
pom 15. December 1815 Hofz. 3383 „ſoll in Zukunft das aufgefundene herrenloſe 
30* 








m a a N eh na 


[8. G. ©. 8. 385.) 490 (Bınven freiſtebender Sachen. 


I. 9. a. 2); Gold und Silber, die in rohem, unverarbeitetem Zuſtande weder 
von Snländern, noch von Fremden bei Strafe von 200 fl. im Handel verkehrt 
und außer Land gebracht werden dürfen (A. C. II. 16. a. 1); das Salz (A. C. 
II. 15. a. 1, und III. 76. a. 6); jedoch ift Iandeögejehlich jedem Grundbefiger 
geftattet, das auf feinem eigenen Grunde befindlihe Salz zum eigenen Haus: 


Vieh nicht erft nach Ablauf eines Jahres, fondern nach drei Monaten vom Tage 
der Kundmachung gerechnet verkauft werden.” (Gubl. Dect. vom 8. Yebruar 1816. 
3. 904). — Nach Anordnung des Hofdecretes vom 17. Mai 1816. Hofz. 1299 „joH 
der Erlös eines folhen aufgefangenen Viehes von den Local-Surisdictionen [nah 
vorläufig gemachter Anzeige an die Lanbeöftelle) an die Landesfaffe abgeführt werben; 
wenn aber die Eigenthümer des verkauften Viehes ihr Eigenthumsrecht genügend nad- 
weifen, fo fall diefes der Randesftelle gleichfalls angezeigt werden, um fodann dem 
Cigenthümer des verkauften Viehes den Ueberreft aus der Randestaffe zurüdvergüten 
zu können.” (Gubl. Deer. vom 18. Juni 1816. 3. 5809). — Das ?. Gubernium fin- 
det aus NRüdficht der aus häufig vorgefommenen Fällen gemachten Erfahrung, daß 
der Erlös eines aufgefangenen, nah fruchtlod vorgenommener Kundmachung verflei- 
gerungsweiſe veräußerten Viehes, oft zur Dedung ber auf 8—10 fl. C. M. hinauf 
jteigenden Kundmachungstoften, wozu noch die Fütkerungskoſten hinzukommen, wicht 
zureichet, zu verordnen: daß, fo oft ein ſolches Vieh aufgefangen wird, 
von welchem auf den erften Blick erfannt werden fann, daß deffen 
Erlös zur Bergütung der Kundmachungs- und Verpflegungskoſten 
nicht hHinreihen werde, dasfelbe in der Ortfchaft. wo ed aufgefangen warde. 
wenn daſelbſt Märkte abgehalten werben, fonft aber in der nächfigelegenen mit ber 
Marktgerechtigkeit verfcehenen Ortſchaft bed Bezirke, fo wie auch an folchen Drten 
der benachbarten Bezirke, an den drei nacheinander folgenden Wochenmärkten, oder 
den fich mittlerweile ergebenden Jahrmärkten dreimal kundgemacht; and wenn der Gi- 
genthümer in der Zeit diefer dreimaligen Kundmahung ſich nicht meldet, bad aufge⸗ 
fangene Bich in vffentlicher Berfteigerung lodgefchlagen, deſſen Beſchteibung aber zu 
dem Ende in dad Archiv hinterlegt werden folle, duß wenn der Gigenthümer nad 
jtattgefundener Berfteigerung fih melden und fein Eigenthumsrecht nachweiſen follte 
demfelben nach Abzug der Koften der Ricitation und ber Fütterung ber Ueberreſt dei 
Griöfed übergeben merden könne; im Falle aber der Eigenthümer in der Friſt 
einer Woche nah der dreimaligen Kundmachung fih nit melden 
würde, gleichfalls der Erlös bes verfauften Biehed nah Abzug der nach ben be 
fichenden PVorfchriften zu beftimmenden Koften an den ?. Eteuereinnehmer abgeführt, 
und von diefem in Rechnung gebracht werden folle, um dem nachträglich fein Recht 
ermeifenden Eigenthümer den Weberreft verabfolgen zu können.” (Gubl. Decr. vem 
31. Jänner 1825. 3. 12837/824). 

Es fann nicht überfeben werden, daß dieſe übrigend jo wichtigen Vorſchriften 
eine mit den Grundfägen dee a. b.®. 3. und den übrigen Theilen der gegenwärtigen 
Befepgebung im Cinflange fiehende Modification bedürfen, ober daß die Grlaffung 
neuer politifcher Vorfchriften über die Auaftellung von Gertificaten bei Biebverfäufen 
(Biehmarktzetteln), und über die Aufbewahrung. Erhaltung und Rüdftellung herreniot 
betretenen Viehes nothwendig iſt. Der nächite Anlaß hiezu mag in dem bei den 
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bedarfe unter der Bedingung zu verwenden, Daß er weder fir Geld, noch gefchent- 
weife oder unter irgend welchem anderen Borwande Etwas davon wen Anderen 
zutommen laffe (A. C. III. 15. a. 1), wie denn auch der Handel damit nicht aus⸗ 
ſchließlich dem !. Fiscus vorbehalten ift, fondern unter gewilfen Bedingungen 
Jedermann geftattet werden kann (C. C. II. 16, und A.C.V. Ed. 1—5; vgl. aud 
8.287). Die Benutzung der Salzwaffer, Salzbrunnen, zum eigenen Hausbedarfe ift 
durch das Geſetz nicht unterfagt, jedoch ift die Bereitung des Kochſalzes aus Sal;- 
waſſern, um damit Handel zu treiben, unter den für den Salz Eontrabant”) be: 
ftimmten Strafen firenge verboten (Gubl. Decr. v. 17. October 1803, 3. 8795). 
— Hieher gehört auch das Schiehpulver (vergl. $. 356) u. a. m. 


Hiezu find in neuerer Zeit hinzugelommen: 

. 1. Der Tabak in rohem oder verarbeitetem Zuflanbe, welcher den Gegenſtaud 
eined Staatömonopols bildet. Niemand darf ohne Bewilligung der Gefällsbehörde 
Zabaf erzeugen, in den durch das Gefep bezeichneten Fällen bereiten, auf eine buch 
bas Geſetz unterfagte Weife verwenden, oder aus dem Audlande, oder von ber Sce 
meder zum Berbraude, noch zur Ablegung, noch zur Durchfuhr bringen. (Tab. M. 
D. 88. 1—2. 9. 5. P. vom 29. November 1850. R. G. BI. Nr. 462.) 


2. Zufolge der Verordnung des Minifters des Innern vom 20. Februar 1852 
find die Erzeugung, der Verkauf und Gebrauch erplodirender Stoffe (Schießbaumwolle) 
ſtrenge unterſagt. (R. G. BI. Rr. 47 L. G. Bl. Nr. 79). 


$. 386. 


Bewegliche Sachen, welche der Bigenthümer nicht mehr als die ſeinigen behalten will und Paber 
verläßt, famı ſich jedes Mitgited des Staates eigen machen. 


— — 


85. 366— 368 angeführten Yuftizminifterial-Erlaffe vom 10. Juni 1853. 3. 18815, 
wodburh das „Abjurationgverfahren” u aufgehoben erklärt wird, gelegen 
fein N) — 

Ein ähnliches Berfabren für die, Behandlung des berumirrenden Viehes ift in 
der Militairgränge vorgefhrieben. Meldet fih in der Friſt von 21 Tagen nad der 
Kundmahung der Eigenthümer des aufgefangenen Viehes nicht, fo wird es öffentlid 
veräußert. Der Grficher muß aber dem fich nach der Berfteigerung innerhalb ſechs 
Wochen meldenden Eigenthümer, gegen Erſatz ber Koften, das Vieh herausgeben. 
Nah Berlauf diefer Friſt hat der Eigenthümer ded Viehes nur Anfprud auf den in 
die Proventenkaffe abgeführten Kaufſchilling, nach Verlauf von drei Jahren vom Ber- 
faufstage an, ift fein Recht durch Verjährung erlofhen (Reicript vom 15. Juni 1808, 
B. 1779, und 21. Yuni 1816, C. 585. --- B. vom 17. Juli 1828, B. 2918. M. ©. 
©. 157. — ®. vom 29. März 1832, PR. 1203 — f. Dr. Joſ. Eflinger: Handbuch 
des öflerr. a. Civilrechtes. 4. Aufl. S. 189). — 

*) Die Strafen und bad Berfahren gegen Salzentfremdungen, Unterfehlagungen 


und Echtwärzungen beflimmt die Salg-Gontreband-Inftruction vom I. 1804. Gubl. 
8. 4451. 
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8. 387. 


Inwiefern Grundfiüde wegen gänzlicher Unterlafiung ihres Anbaues, oder Gebäude wegen der 
unterlaffenen Herftellung für verlaffen anzufehen, oder einzugichen fein, beRimmen die politiſchen Befehe. 


So 3. B. kann ein neuentdedter Erzgang, wenn der Finder deſſelben es 
unterläßt, deffen bergämtliche Verleihung innerhalb drei Tagen anzufuchen, nad: 
ber wenn immer verliehen werden (Mar. B. DO. Art. II. $.5). Eine reguläre 
Grube, welche 14 Tage hindurch, eine walachiſche Grube, weldhe 4 Wochen hin- 
durch, die üblichen Moratorien-nicht eingerechnet, nicht betrieben wird, unterltegt 
der bergäntlichen Verleihung (Thefaur. B. vom 5. Juni 1801, 3. 1470, unt 
vom 3. Februar 1809, 3. 428). Gruben, deren Auflaffung oder Zerflörung 
über das menschliche Gedächtnig hinausreicht, werden als unbekannte angejehen 
und behandelt, und können daher verliehen werden (Thefaur. B. v. 2. December 
1802, 3. 3761).*) Aehnliche Verfügungen über Grundftüde, deren Anbau 
unterlaffen wird, enthalten die Stenergefebe. 


8. 388. 


Es if im Zweifel nicht zu vermuihen, dab jemand fein TCigenthum wolle fahren laffen; Daher 
darf kein Finder eine gefundene Sache für verlaffen anfehen umd fi diefelbe zueignen. Rod, weniger 
darf fi jemand des Strandrechtes anmaßen. 


5. 389. 


Der Binder iſt alfo verbunden, dem vorigen Beflger, wenn er aus den Merkmalen ter Ede, 
vder aus andern Mmftänden deutlich erfannt wird, die Sache zurüdzugeben. IA ihm der vorige Beliger 
nit bekaunt, fo muß er, wenn das Befundene einen Bulden am Werthe überfleigt, den Fund innerbalb 
acht Tage auf die an jedem Orte gewöhnlie Art befannt maden laffen, und wenn Die gefundene Ende 
mehr als zwölf Gulden wertb if, den Vorfall der Ortsobrigkeit anzeigen. 


NR. Tr. V. Nr. 83. 


Ueber die Frage: ob und inwiefern die Beflimmungen des a. b. G. B., in Hinficht der Rechte 
der Binder verloruer Sahen, auch auf die Kinder üffentliher auf einen beſtimmten Ramen lantenter 
Dihligationen anwendbar feien, wird folgente Weiſung ertbeilt: 

Da öffentliche Obligationen, die anf einen beftimmten Rauıen lauten, den Cigenthümer berfelben 
mit hinreihenden Merkmalen bezeichnen, To faun im Balle des Fundes nur der 6. 339 des a. b. 8. B. 
und zwar der erfle Abjag defjelben, wornad der finder den Eigenthümer die Sade zurückzuſtellen ſchuldig 
tft, entſcheiden; daher ſolche öffentliche Obligationen, wenn fie auch auf einen erdichteten Namen lauten. 
immer von dem Finder dem Gigenthümer aurüdgeflellt, oder wenn derſelbe nidyt befannt wäre, für dieſen 
Hei Bericht depofitirt werden müffen, und daß in einem foldhen Falle die übrigen, das Finden verlorene 
Sachen betreffenden Baragrapbe des a. b. G. B. fowohl in Beziehung auf den Genuß der Intereffen aut 
Die Forderung eines Finderlohues, als and auf die Berjührung feine Anwendung haben, ſondern dem 
Kinder als Beihäftsführer ohne Auftrag (negotiorum gestor) nur freiftche, den Erſatz der allenfalls auf- 
gewendeten Roten von dem Bigenthiimer an fordern (GHofdeeret vom 21. Iänner 1818, Ar. 14106, @. ©). 


$. 390. 


- Die DObrigfeit hat Die gemachte Anzeige, ohne die beiondern Merkmale der gefundenen Gaden zu 
berühren, ungefäumt auf Die an jedem Drie gewöhnlidye Art, wenn aber der Gigenihümer in einer den 
Umftänden angenieffenen Zeitfrift ji nicht entdedet, und der Werth der gefundenen Sache fünfundzwanzig 
Gulden überfleigt, drei Dal durch die öffentlichen Zeityngsblätter befaumt gu machen. Kaun die gefundene 


— — — — — 


) Alex. Sofalvi: Institutiones juris metallici. ete. ©. 10. 251—252. 


18. 8. 8. 8. 39H1—39.] 493 . Inden verlorner, verborgener Sachen.] 


Sache nit ohne Gefahr in den Händen des Finders gelafien werden, fo muß tie Sache, oder, wenn 
Diefe nicht ohne merklichen Schaden aufbewahrt werben könnte, der durch die öffentliche Feilbietung daraus 
nelöfte Werth gerichtlich hinterlegt. oder einem Dritten zur Berwahrung übergeben werben. 


: 8. 391. 


Wenn fi der vorige Inhaber oder Eigenthümer der gefundenen Sade in einer Jahresfrift, von 
der Zeit der vollendeten Aımdmadhung, meldet, und fein echt gehörig darthut, wird ihm die Sache oder 
das daraus gelöfte Geld verabfoiget. Gr iR jedoch verbunden, Die Auslagen zu vergüten, und dem Binder 
auf Berlangen Behn von Hundert des gemeinen Werthes als Finderlohn zu entrichten. Wenn aber nad 
diefer Berechnnug die Belohnung eine Summe von tanfend Gulden erreiht hat, fo ſoll fie in Südfiht 
des Uebermaßes uur zu fünf von Hundert andgemeflen werden. 


$. 892. 


Wird die gefundene Sache innerhalb der Sahresfrifi von Riemandem mit Net angeſprochen, ſo 
erhält der Binder das Recht, die Eahe oder den daraus gelöften Werih zu benügen. Meldet fi der 
vorige Inhaber in der Folge, jo muß ihm nah Abzug der Koften und des Yinberichues die Sache, oder 
ver gelöße Werth ſammt den etwa daraus gezogenen Binfen zurädgehellt werden. Erfi nach der Ber- 
jährungßzelt erlangt der Finder, gleich einem redlichen Befiger, das Eigenthumsrent. 


8. 393. 
3 Ber immer die in den 88. 388 — 892 angeführten ‘Borfchriften außer Acht läßt, haftet für alle 


ichaͤdlichen Folgen. Läßt fie der Finder außer Acht, fo verwirft er auch den Finderlobn, und macht fidh 
aufolge des Strafgeſetzbuches noch überdies nach Umfländen des Betruges ſchuldig 


| $. 394. | 

Mehreren Berfonen, welche eine Sache zugleich gefunden haben, fommen in Mückſicht berfelben 

aleiche Berbindlichkeiten und Rechte zu. Unter die Mitfinder wird auch derjenige gezählt, welcher zuerft die 
Sache entdedt, und nach derfelben geftrebt hat, obgleich ein Anderer fie früher am ſich gezogen hätte. 


g. 395. 


erden vergrabene, eingemauerte oder fonft verborgene Sachen eines nnbefannten Regenthünere 
enidedt, muß die Anzeige fo, rvie bei dem Kunde überbanyt, gemacht werden. 


g. 396. 


Wird dei Cigenthümer aus den Außerfihen Mertmahlen oder andern Umfländen enidedt, fo ifl 
ihm die Sache guanfelien; er muß aber, wenn er nicht beweifen kann. ſchon che Renntnik Davon gebabt 
su haben, dem Finder den 8. 391 ausgemeſſenen Finderlohn entrichten. 


8. 397. 


In dem Falle, daß fh) der Kigentbumer nicht ſogleich erfennen läßt, mnf die Obrigkeit nad) den 
Vorſchriften der 88. 390392 verfahren 
8. 398. 


Beſtehen die entdedten Sachen in Geld, Schmud oder andern Koftbarkeiten, die fo lange im Ber: 
borgenen gelegen haben, daß man ihren vorigen Sigenthümer nicht mehr erfahren kann, dann beißen fie 
ein Schatz. Die Entderung eines Schaper ift von der Chrigfeit der Landesftelle anzuzeigen. 


$. 399. 


Bon einem Schatze wird der dritte Zheil zum Gtaatövermögen gezogen. Bon den zwei übrigen 
Dritiheilen erhäft Eines der Finder, das Andere der Gigentbiimer des Grundes. ft das Eigenthum des 
Grundes gethellt, fo fänt das Drittheil dem Ober- ınd Nuhungdeigenthümer an gleichen heilen zu. 


N. it. B. Nr. 44. 


Um den Echwierigfeiten zu begegnen, welche ſich der Erfahrung zufolge bei Anwendung ber be 
ſtehenden Borfhriften über die Behandlung archaͤologiſcher Bunde ergeben, ſowie In der Abficht, die Be⸗ 
tauutwerdung und Erhaltung numismatiſcher und anderer antiquariſcher Funde Im Intereſſe der Kunſt 
und Wiſſeunſchafi au befördern. haben Seine Majeftät nach Anhalt einer an die Hoftommiffion in Juſtiz⸗ 


I®. ©. 8. 8$. 308 300) 424 ldinden einen Ebapes 


acießfachen erlaſſenen und von der Sofkanzlei mitgetbeilten Anerböchäüeun Enifhliehung nom 3. März 434 
Die nachftehenten Beſtimmungen auzuorduen geruht. 


1. Hinſichtlich Ted Schatzes aberhanpt, iomit auch hinſichttich ardhäulogiidder Bunde, wird Bas 
Dritibeif, welches nad 8. 399 des a. 6. G. B. für das Gtaatövermögen vorbehalten ift, von nun au au 
gegeben; der Schatz if daher ohne Abzug dieſes Drittheiles zwiſchen dem Binder umd dem Cigenthümer 
des Grundes zu gleichen Theilen, und bei getheiltem Tigenthume des Brundes iR der auf den Gigenthürmer 
des Grundes falende Theil zwiihen dem Ober⸗ und Rugnngkrikigenthümer gu ihellen. 


2. Die Beftimmungen der 65. 305. 398. 307 und 400 Dub a. 6. ©. D. bleiben war amd bin 
fichtlich des Schatzes und archäͤologiſcher Funde in Arak, es hat aber won der dawch bie biaesigen Ber 
ichriften angeorbmeten Einfendung foldyer für die Wiffenfaft widtigen Gageuftände au Afeutiide Baaım- 
ungen und von einen Verkaufsrechte derielben absulewmen. 


3. Den politiihen Bebörden liegt ed ob, von Funden numismatiſcher und archäologiſcher Gegen- 
Rände, welche für die Wiffenihaft und Kunft von Widgtigfeit fein können, Die Anzeige an die politiſche 


LZandesftelle gu erkatten, Damit Diefe Die Berfländigung der für ſolche Gugenftände beſtehenden Öffentlichen 
Anftalten oder Vereine einleite. 


4. Durch daB gegenwärtige Gefey wird an den Vorſchriften Winfichtfid der Ausfuhr von Ark 
gegenffänden und insbeſondere hinſichtlich der Allerhochſten Entfihliegung vom 19. September ımb 28. De: 
cember 1818. welche mit Seoffangiei» Decret vom 28. Detember 1818, Bah! 30182, und mit Gubernich 
Gireular » Berordunung vom 2. Febrnar 1819. Zahl 5181, bekannt gegeben worden find, nidhie geändert 
(Hoff. Deer. vom 16. Juni 1846). 


Der Finder eines Schabes ift gehalten, den dritten Theil davon dem kaiſ. 
Fiscus zu überlaffen; bat er ihn auf fremdem Grunde gefunden, fo fol er ſich auch 
mit dem Grundeigenthümer abfinden; und wenn er den Fund verheimlidhet, je 
toll ihm der ganze Schak abgenommen werden (A. C. MI. 54). Dur fpätere 
Normalvererdnungen wird jedoch, übereinftimmend mit den vorftehenden Para 
graphen, von dem Schatze ein Drittheil dem f. Fiscus vorbehalten, von den zwei 
übrigen Drittbeilen das Fine dem Finder, das Andere dem Eigenthümer dee 
Grundes zugewieſen. Jedoch behielt der Fiscus fein Dristheil nur, wenn der 
Werth des Schages den Betrag von 150 fl. erreichte oder überſtieg; — war dies 
nicht der Fall, jo wurde der ganze Schag dem Finder und Grundeigenthümer 
überlaffen. Hatte der Kinder den Schag auf eigenem Grunde gehoben, fo follte 
im Sadjenlande das fonft dem Grundeigenthimer zufallende Drittheil der Ge: 
meinde zukommen, auf deren Gebiet der Schak gefunden worden war (Hofderr. 
vom 7. April 1809, Gubl. 3. 3410, „una terlialitas fisco regio, aitera inven- 
tori, terlia saxonicali communitali cedat.“ — Gubl. Deer. vom 3. September 
1801, 3. 822. — Hofdeer. vom 15. Juni 1813, Hof. 3097, Gubl. 3. 59). 'ı 


— — — — 


) Die beiden letzten u. m. a. politiſche Verordnungen beſtimmte außerdem 
wie arhäologifche Kunde bewahrt, und für die Wiffenfchaft nüklich gemasht werben 
jollten. Namentlid) war dad hierüber erlaffene, in Nippel’3 Grlänterung des a. b. 
G. 3. 3. Bd. ©. 302304 angeführte Hoffammerdecret vom 12. Zuni 1846. (8.8. 
S. 44. Bd. S. 224) au in Siebenbürgen mit dem Gubl.-Decr. vom 30 Geptemb. 
1816. 3. 7323 kundgemacht und im J. 1817 Qubl. 3. 4121 republicirt worden. — 
Die Erlaubniß zum Schätzegraben muß beim k. Thefaurariate (gegenwärtig Finanz 
Landeödirection) angefucht werben. (Thefaur. Decr. ». 29. Ravember 1804. 3. 4056. 
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$. 400. 


Wer ſich dabel einer unerlaubien Handlung Shuldig gemacht; wer ohne Wien und Willen des 
Anpungeeigenthümers den Schaßz aufgeſucht; ober den Bund verheimlichet hat. deſſen Antheil fell dem 
Ungeber, oder, wenn kein Angeber vorhanden if, dem.Staate anfallen. 


8. 201. 

Binden Arbeitöteute zufäfliger Weile einen Schatz, fo gebührt ihnen als Findern ein Drittheil 

davon. Sind fie aber von dem Eigenthümer ausdrücklich zur Auffuchung eines Schatzes gedungen worden, 
fo müffen fie ſich mit ihren ordentlichen Lohne begnügen. 


5. 402. 


Ueber das Recht der Beute und der von dem Beinde zurüdesbenteten Sachen find die Borfhriften 
in den Kriegögefehen enthalten. 


Ueber das Recht der Beute und der von dem Feinde zurücerbeuteten Sachen 
enthalten die ſiebenb. Geſetze feine Beftimmungen. Die allgemeinen Kriegsgeſetze 
und Borfchriften find, da die k. Armee in dem ganzen Kaiferreiche eine ungetheilte 
ift, und es von jeher war, dießfalls maßgebend, nämlich der $. 23 der Kriegs- 
artitel vom %. 1808, welcher verordnet: Alle Kriegögefangenen, die eroberte 
Artillerie, Gewehre, Munition, Fahnen, Standarten, Pferde, Magazine, Kriegs- 
kaſſen, Kanzleien 2c. 26. find bei ſchwerer Strafe dahin abzugeben, wohin der com- 
mandirende General es bajehlen wird; — der $. 2 des 4. Abſchn. 2. Hauptſt. 
2. Theile des Dienftxeglements für die E. k. Jufanterie, welcher verordnet: „AR 
der Feind gänzlich zum Rückzuge gebracht und von dem. commandirenden General 
die Bewilligung ertheilt worden, auf dem Schlachtfelde oder im feinhlichen Lager 
Beute zu machen, Jo müſſen hiezu die Leute in volllommener Rüſtung dund Ober 
und linterofficiere angeführt, die Staudarten aud Fahnen und andere Ehren- 
jeihen, Kanonen, Munition, Proviant, Kriegskaſſen, Kanzleien 2c. ꝛc. in das 
Hauptquartier eingeliefert, die übrige Meute aber mit Rückſicht auf Die verdiente 
größere Bravoyr Derjenigen, die fi) bejonderd ausgezeichnet haben, vertheilt, bei 
ſchwerer Strafe aber nichts verheimlichet oder verborgen werden; — der 42. Mas 
tine= Kriegsartitel vom 3. 1803, welcher verfügt: daß die von Individuen der 
t. k. Marine aufgebrachten Schiffe und zur Seebente gehörigen Effecten jeder Art 
dem zur gefeßmäßigen Bertheilung beſtimmten Priſentribunal zu übergeben find. 
— In Beziehung auf die von dem Feinde zurückerbeuteten Sachen ift für die 
Armee nie ein befonderes Gefeß erlaffen worden, fondern es wurde fih von jeher 
au das jus pestliminii des römijchen Rechtes und Die Obſervanz gehalten. Hatte 
der Feind die Beute bereits durch 24 Stunden im Befike, und fie wird zurück⸗ 
erbeutet, jo kann Der vorige Eigenthümer jein Recht Daranf nicht geltend machen; 
hatte der Feind die Sache noch nicht 24 Stunden im Befige und fie wird zurüͤck⸗ 
erbeutet, fo muß fie dem vorigen Eigenthümer überlaffen werden, außer fie war 
auf eine Diefem zu Schanden gereihende Art in die Hände des Keindes gefommen.”) 
u *). Dr. Joſ. Ellinger: das a. öfterr. Civilrecht. 4. Aufl. S. 196197. F. Rip: 
pel: Grläuterungen des a. 6. G. B. 3. Bd. ©. 402-403. 
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eine Art zu erlegen, iſt Jedermann erlaubt. So z. B. werden mit Gubl. Deer. 
vom 23. Februar 1807, 3. 1615, zur Herbftzeit abzuhaltende Jagden auf Raub⸗ 
thiere angeordnet, wozu die in den betreffenden Kreifen flationirten Miltteir- 
Dfficiere einzuladen find. Auch werden auf die Bertilgung von Raubthieren 
Breife (Taglien) gefebt, melde aus der Landeskaſſe zu bezahlen find: und zwar 
für einen getödteten Bären 1 fl.; einen größeren Wolf 48 kr.; einen jungen Wolf 
24 Tr. (Hofdecr. vom 19. October 1836, Hofz. 4781, erneuert mit Hofdeer. vom 
17. Auguft 1839, Hofz. 3589), u. dgl. Verordnungen mehr (vgl. $. 477 p. 5). 


1. Mit der Gouv. K. vom 4. December 1849 wird, um den fo häufig vor⸗ 
kommenden Schäden, welche durd Wölfe und Bären an Viehſtücken verurfacht werben 
zur Förderung der Bertilgung folder Raubthiere fo wie in anderen Provinzen der 
Monarchie, auch in Eiebenbürgen für jeden Wolf oder Bär, gleichviel ob jung oder 
ausgewachſen, eine Brämie von 4 fl. 30 Er. and dem Staatsſchatze beſtimmt. Der 
jenige, welder ein berlei Raubthier einbringt, und die befagte Prämie erhalten will. 
bat ſich hierüber mit einem Zeugniffe der Ortsobrigkeit bei der betreffenden politifchen 
Bezirksbehörde auszuweiſen. und die Haut oder wenigftend die Schnaupe des erlegten 
Raubthieres mitzubringen, worauf die Bezahlung der Prämie erfolgt. Die mitgebrachte 
Haut wird nah Abfchneidung der Schnauge zurüdgeftellt (8. ©. BL vom 3. — 
Nr. 30). 

2. Mit der Gouv. B. vom 2. Juli 1853 werben beireff der Ginhaltung einer 
entfprechenden Jagd» und Hegezeit bis zur Kinführung eine® allgemeinen Jagbgefeges 
folgende Verfügungen getroffen: 1. Jedermann, wer immer zur Jagd befugt ifl, wird 
zur Ginhaltung einer entſprechenden Jagd⸗ und Hegezeit verpflichtet. 2. Als Hege⸗ 
oder Schonungszeit wird der Zeitraum vom 1. März bis lepten Auguft jeden Jahres 
feſtgeſetzt. Schäbliches Wild, insbeſondere aber Raubthiere (Bären und Bölfe u. bel) 
bürfen jedoch bad ganze Jahr hindurch erlegt werben. Auch ift ed geftattet, während 
der Hegezeit nachbenanntes Wild zu erlegen: a) Ebel: und Dammwild, Wildfchweine, 
Reh⸗ und Gemeböde, dann Kaninchen und junge Hafen während der ganzen Hege 
zeit. b) Schnepfen während des Frühjahrsſtriches, Auer und Birkgeflägel zur Baly 
zeit, alle hühnerartigen Bögel während des Monated Auguft, Wildtauben während 
der ganzen Hegezeit, Waffer- und Sumpfgeflügel im März, Juli und Auguſt. 3. Die 


treiben, und ihre Helferähelfer (Hehler) follen wie andere Diche nad ben Grimiwal” 
geſetzen behandelt werden (88. 20 u. 21). — Endlich follte der Bauern» und Bürger- 
ftand, dem dadurch nur Gelegenheit gegeben würde, Wirthſchaft nnb Gewerbe zu ver⸗ 
nachläffigen, von dem Kauf oder der Pachtung der Jagdbarkeit ausgeſchloſſen fein. 
Daher au Jagdbarkeiten, welche Städte oder Märkte ald obrigkeit- 
Lied Recht befigen, durch Berfleigerung an die Meiftbietenden zu 
verfaufen oder von Zeit zu Zeit zu verpachten find: bei welder Ber- 
fleigerung gegen diejenigen, bie die Jagdgerechtigkeit ald Meift- 
bietende erfianden haben, das Einſtandsrecht nicht Play greifen 
tkann ($. 8) u. f. w. 
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Jagd mit Jagbhunden ift bis Ende Juli ganz zu unterlaffen. 4. Dad muthwillige 
Zerflören von Reftern ift allgemein, dad Ausnehmen von Giern nützlichen Federwildes 
aber, infofern ed nicht von Seite des Jagdbefugten behufs der Wildzucht gefchicht, 
fitenge verboten. Das Fangen des Haarwildes in Schlingen ift allgemein, fomit 
au dem Jagdbefugten ganz unterfagt. 5. Die in Wäldern und jagdbaren Feldern 
herumirrenden Hunde und Kapen können, wenn fie wenigftene 300 Schritte von der 
Behaufung oder von ber Bichherbe, zu der fie gehören, entfernt getroffen werben, von 
dem Jagdbefugten erfhoffen werden. 6. Die Ueberwachung der gegenwärtigen Ber: 
fügungen wird den politifhen Behörden, Gemeinde-Borfländen und öffentfihen Sicher: 
heits⸗Organen zur Pflicht gemacht, insbeſondere hat aud das Marktauffichte-Perfonale 
darüber zu wachen, daß fein Wild, welches in der Hegezeit nicht erlegt werden darf, 
während derjelben in den Verkehr gebracht, mwidrigenfall® aber fogleih in Beſchlag 
genommen und zum Beften des von ber politifden Behörde beſtimmten Wohlthätig: 
keits Fondes veräußert werde. 7. Alle Uebertretungen gegen diefe Vorſchrift find über 
vorfommende Anzeige ſtets fogleih von der politifchen Bezirfd-Behörde zu unterfuchen 
und inföfern fie nicht den Thatbeftand einer durch das allgemeine Strafgefeg verpönten 
Handlung bilden, mit Geldſttafen von 2 bis 25 Gulden, bei Zahlungdunfähigen hin- 
gegen mit angemeffenen Arrefiftrafen gegen Freilaffung des Necurfed an das Gouverne⸗ 
ment zu ahnden. 8. Die Geldftrafen verfallen zu Dem von dem Gouvernement nad 
träglich zu beftimmenden Wohlthätigkeitäzwede. (2. ©. Bl. Il. Abth. Nr 59.) 


. 384. 

Häuslide Btenenfhwärme und —— oder zahm gemachte Thiere find fein Gegenſtand 
des freien Thierfanges, vielmehr hat der Einenihtimer das Recht, fie auf fremdem Grunde zu verfolgen, 
po fol er den Srundbefiger den ihm etwa verurfahten Echaden erfegen. Im alle, daß der Eigen: 
tbümer des Diutterfioded den Ediwarm durch zwei Tage nicht verfolgt bat; oder. daß ein zahmgemachteé 
hier durch zweiundvierzig Zage von ſelbſt ausgehlieben iR, kann fie anf gemein: Brunde jedermann; 
anf dem feinigen der Brundeigentbümer für fih nehmen und behalten. 

Die fiebenbürgifchen Landesgeſetze geflatten die (Epur-) „Verfolgung“ 
(nyomköveles) des in Berluft gerathenen Viehes. Wenn nämlich Jemandem 
fein Vieh verloren geht... fo ſteht ihm nicht nur frei, Daffelbe auf Fremdem Grunde 
ſelbſt zu verfolgen, fondern auch die Gemeinde (Stadt, Marktfleden, Dorf), inner: 
halb welcher, oder auf deren äußerem Gebiete (Hattert) er den Verluft erlitten hat, 
mit Anhängigmahung eines fummarifchen (fürzeften) Proceſſes entweder zur Cr: 
fagleiftung, oder zur Stellung des Diebes zu verhalten. Die betreffende Orts— 
gemeinde ift in einem foldhen Kalle nach erhaltener Aufforderung (15tägige Ad⸗ 
monition; ad quindenam) verpflichtet, mit dem Befchädigten die Spur des ver: 
loren gegangenen Biehes aufzunehmen und zu verfolgen. Kann fie die Spur in 
eine andere Ortsgemeinde hineinführen, fo geht auf lektere Gemeinde 
die Haftungspflicht über, außer auch diefe könnte Die Spur auf ein anderes Dris- 
gebiet ableiten. Hat fi der Beſchädigte außerhalb der Ortsgemeinde 
aufgehalten und iſt daſelbſt von feinem Berlufte betroffen worden, jo hat er den 
Schaden, im Kalle die Gemeinde die Spur über ihr Gränzgebiet hinaus verfolgt, 
und diefe auf fremdem Ortögebiete verloren geht, zu tragen; im Falle aber das 
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Vieh gefchlachtet auf dem Gebiete einer anderen Gemeinde vorgefunden-wird, kann 
letztere fih der Haftungspflicht nur fo entledigen, wenn ihr Ortsrichter mit ſeche 
Gideshelfern (heted magäval) darauf einen Eid fhwört, daß an dem Berlufte 
des Viehes kein ihr angehörender Drtebewohner. Zheil habe. Die Städte können 
von ihren außeren Gründen aus, zur Aufnahme und Verfolgung der Spur nicht 
verhalten werden, wird die Epur aber in diefelben hineingeführt, fo follen aud 
fie entweder die Diebe ftelfen, oder Erfaß leiften. Die Klage wird in ſolchen 
Proceſſen gerichtet auf Erfah des Schadens, der Koften, Mühewaltung und Be: 
zahlung einer Strafe von 12 fl., — welche legtere, wenn die Spur in die Orte: 
gemeinde hineingeführt, oderdas Vieh aufihrem Gebiete gefchlachtet vorgefumden wirt, 
auf AO fl. hinaufſteigt. Der Beichädigte ift jedoch, ausgenommen den legteren Fall, 
zur Beweisführung verpflichtet; und wird gleichzeitig mit dem verloren gegangenen 
Vieh eines feiner Dienftleute flüchtig, fo fpricht die Rechtsvermuthung dafür, daß 
der Entflohene der Dieb fei. Dem Pefchädigten fann die Beweisführung durch 
den freiwillig angetragenen Eid nur dann geflattet werden, wenn er ein voll 
fommen unbejcholtener, bekannt redliher Mann iſt. Auf Jahrmärkten verloren 
gegangenes Vieh kann anf ſolche Art nicht verfolgt werden; auch werden unter 
Vieh in Rücfiht der diedartigen Spumerfolgung nur Pferde, Ochfen, Kühe, 
Büffel, Efel, Maulefel, und keine anderen Hausthiere verftanden. Die Bewohner 
ſolcher Ortögemeinden endlich, bei welchen die Spurverfolgung nicht üblich ift, 
fönnen im Falle eines Viehverluftes zu deifen Verfolgung andere Gemeinden nicht 
verhalten (A. C. III. 34, und V. Ed. 37. C. C. V. Ed. 24, 25 u. 26).*) An 
Stelle diefer Spurverfolgung hat übrigens in fpäterer Zeit die Rechtögepflogen- 
heit das noch einfachere und fchnellere „Abjnrationsverfahren“ zur Bindicatien 
verloren gegangenen Viehes gefeßt (wergl. 88. 366 — 368 Abf. IN. Die Auf: 
bewahrung, Verpflegung und fonftige Behandlung des herumirrenden, berrenlos 
betretenen Viehes wird überdies durch politifche Verordnungen näher beſtimmt'') 
(vergl. auch 88. 499— 502). 


*) Filep Jösef: Törvenybeli Gyakorläs ete. &. 87. Als intereffantes hifteri- 
ihes Datum verdient erwähnt zu werden, daß den an- der Landeögrenze wohnenden 
Szellern die „Spurverfolgung” fogar in die benachbarten Ortſchaften der Walachei 
(Randt. Art. v. 3. 1641 in A. C. III. 76. a. 5 und 9) geflattet war. 

) Da in Siebenbürgen die Viehzucht einen Haupterwerbszweig bildet, umd 
Biehdiebftähle leider zu den am häufigften vorkommenden Verbrechen gehören, fo find 
aud über die Behandlung des herumirrenden, herrenlos betretenen Viehes zablreide 
in ihren Anordnungen oft mwechfelnde Borfihriften erlaffen worden, deren Beſtimmun⸗ 
gen, infoweit fie miteinander in Einklang ſteben und fi gegenfeitig ergänzen, ſich 
in Folgendem zufammenfaffen laffen: „Wird cin herumirrendes Vieh aufgefangen, fo 
ſoll es allſogleich zu den betreffenden herrfchaftlihen, oder auf ftädtifhem Gebiete zu 
ben Magiftratöhrimten geführt werden; biefe haben fobann, und zwar die herrfchaft- 
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8. 385. 


Keine Privat⸗Perſon iſt berechtigt, die dem Staate durch die politiſchen Verordnungen vorbehal⸗ 
tenen Erzengniſſe ſich zuzueignen. 


Solche Erzeugniſſe find: die Bergwerksproducte ($. 382), namentlich das 
Quedfilber, womit der Handel ausfhließlich dem k. Fiscus vorbehalten ift (A, C. 


lihen Beamten im Wege ber betreffenden politifchen (Gomitatd-) Behörde die Auf: 
findung des Viehes unter Befannigebung feiner Merkmale nicht nur in jener Gegend 
und in ihrem Bezirke, fondern auch auf den nädftfolgenden Jabr⸗ und Wochenmärk— 
ten dreimal fundmachen zu laffen; allgemein aber wird es unterfagt, daß ein foldyee 
verirzted Bieh vor der auf dem Jahrmarkte ftattgefundenen Kundmachung, aus der 
Gegend, wo es aufgefangen worden tft, an einen andern Ort geführt werde. Sollte 
aber Jemand von den Beamten, den Grumdherren oder deren Sachwaltern ed wagen, 
ein ſolches verirrted Vieh über drei Tage hinaus ohne Kundmachung bei ſich zu behalten, 
oder dasſelbe fogar in eine andere Ortfchaft zu führen, oder zu veräußern, fo foll gegen 
denfelben wie gegen einen untehtmäßigen Befißnehmer fremden Viehes verfahren, und nad) 
dem Geſetze Recht gegeben, und derfelbe außer dem zu leiftenden Schadenerfaße der ver: 
dienten Strafe unterzogen werden.” (Gubl. Dect. vom 24. October 1799. 3. 9305). 
— In Kolge Hofdecreted vom 26. März 1814 wird verordnet: „daß die bei Auffin- 
dung eines herumirrenden Viehes übliche dreimalige Kundmachung auf öffentlichem 
Markte auch künftighin vorgenommen ; wenn aber der Eigenthümer darauf fid) nicht 
melden follte, zum Behufe der allgemeinen Kundmadhung im ganzen Lande die Be— 
fhreibung des herrenlos betretenen Viehes der k. Landesſtelle eingefendet werden folle: 
ift Die von diefer Kundmachung an zu rehnende Frift von Drei Monaten verftrichen, 
jo follen die Beamten zur Ginhebung der ihnen bekannt zu gebenden Drudfoften der Cir— 
tular⸗Kundmachung fehreiten, wobei in ber Art zu verfahren ift, daß im Falle der 
Eigenthümer fih meldet, derfelbe zur Bezahlung der erwähnten Drudkoften verhalten 
werde; nermweigert diefer die Rüdzahlung, fo joll das aufgefangene Vieh auf öffent: 
lihem Markte verſteigerungsweiſe verkauft, aus dem Erlös die Drudkoften abgeführt, 
und die Koften der Berpflegung des Biches abgezogen, und der Weberreft dem Eigen- 
thümer verabfolgt werden. In gleicher Weife iſt dann vorzugehen, wenn fich ber 
Eigentyümer nach Verlauf der dreimonatlihen Friſt nicht meldet, in welchem Falle 
der nach Abzug der Koften erübrigende Geldreft in ämtlihe Verwahrung zu nehmen 
ift, um benfelben dem Gigenthümer, wenn er ſich melden follte, ausfolgen zu können.“ 
(Gubl. Decr. vom 28. April 1814. Gubl. 3. 4108). — Im Nahhange der lepteren 
Vorſchrift wird in Folge Hofderreted vom 16. December 1814 verordnet: „daß wenn 
das aufgefangene Vieh zur Wirthſchaft nicht benützt werben fann und badurd bie 
Koften feined Unterhaltee nicht hereingebracht werben, der aufzufindende Eizenthümer 
im Sommer an Fütterungskoſten täglich zivei Kreuzer, im Winter täglich hiefür ſechs 
Kreuzer zu vergüten gehalten fein ſoll.“ (Gubl. Decr. vom 13. Feb. 1815. 3. 1173.) 
— Zufolge Hofdecretes vom 18. Auguſt 1815. Hofz. 2158 wird verfügt: „daR wenn 
der Erlös des aufgefangenen verfteigerungsmweife veräußerten Viehes die Kundmadhungs: 
und Fütterungskoſten nicht dedt, in einem ſolchen Falle blos dic Fütterungsfoften, in 
foweit der Erlös zureicht, zurüdvergütet, die Kundmachungskoſten aber nachgeſehen 
werden ſollen.“ (Gubl. Decr. vom 25. September 1815. 3. 9219). — Laut Hofteiret 
vom 15. December 1815 Hof. 3383 „fol in Zufunft das aufgefundene herrenlofe 
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II. 9. a. 2); Gold und Silber, die in rohem, unverarbeitetem Zuflande weder 
von Inländern, noch von Fremden bei Strafe von 200 fl. im Handel verkehrt 
und außer Land gebracht werden dürfen (A. C. II. 16. a. 1); das Salz (A. C. 
IN. 15. a. 1, und II. 76. a. 6); jedoch ift Iandesgefeglih jedem Grundbefiger 
geftattet, das auf feinem eigenen Grunde befindlide Salz zum eigenen Hau: 


— 0. — 


Vieh nicht erſt nach Ablauf eines Jahree, ſondern nach drei Monaten vom Tage 
der Kundmachung gerechnet verkauft werden.” (Gubl. Decr. vom 8. Februar 1816. 
3. 904). — Nach Anordnung des Hofdecreted vom 17. Mai 1816. Hofz. 12989 „fell 
der Erlös eined folhen aufgefangenen Viehes von den Local-Yurisdictionen [na& 
vorläufig gemachter Anzeige an die Landeöftelle] an die Kandestaffe abgeführt werben; 
wenn aber die Gigenthümer des verfauften Viehes ihr Eigenthumerecht genügend nach⸗ 
weifen, fo fqlt dieſes der Landesftelle gleihfall® angezeigt werden, um fobann dem 
Eigenthümer ded verkauften Biehed den Weberreft ans der Landeskaſſe zurüdvergüten 
zu können.” (Gubl. Deer. vom 18 Suni 1816. 3. 5809). — Das k. Bubernium fin- 
det aus Rüdfiht der aus häufig vorgefommenen Fällen gemachten Grfahrung, daß 
der Erlös eines aufgefangenen, nad frudtlo® vorgenommener Kundmachung verftei- 
gerungsweiſe veräußerten Viehes, oft zur Dedung der auf S—10 fl. C. M. hinauf⸗ 
feigenden Kundmachungskoſten, wozu noch die Fütterungskoſten hinzukommen, nicht 
zureichet, zu verordnen: daß, fo oft ein ſolches Vieh aufgefangen wird, 
von welchem auf den erften Blick erfannt werden fann, daß deffen 
Erhös zur Vergütung der Rundmahungd- und Berpflegungstoften 
niht hinreihen werde, dasſelbe in der DOrtfchaft. mo es aufgefangen warte, 
wenn dafelbft Märkte abgehalten werden, fonft aber in der nächftgelegenen mit ber 
Markigerechtigkeit verſehenen Ortichaft des Bezirkes, fo mie aub an ſolchen Orten 
der benachbarten Bezirke, an den drei nacheinander folgenden Wochenmärften, oder 
den fich mittlerweile ergebenden Jahrmärkten dreimal kundgemacht; und wenn der Gi- 
genthümer in der Zeit diefer dreimaligen Kundmachung fi nicht meldet, das aufge: 
fangene Vieh in öffentlicher Verfteigerung losgeſchlagen, deffen Beſchreibung aber zu 
dem Ende in dad Archiv hinterlegt werden folle, daß wenn ber Gigenthümer nad 
ftattgefundener Perfteigerung fi) melden und fein Eigenthumsrecht nachweiſen ſollte. 
demfelben nad Abzug der Koften der Ricitation und der Fütterung ber Weberreft bei 
Grlöfes übergeben werden könne; im Falle aber der Eigenthümer in der Friſt 
einer Woche nah der dreimaligen Kundmachung fih nit melden 
würde, gleihfalld der Erlös des verkauften Biehed nah Abzug der nad ben be 
fichenden Borfchriften zu beflimmenden Koften an den k. Eteuereinnehmer abgeführt, 
und von diefem in Rechnung gebracht werben folle, um dem nachträglich fein Recht 
ermeifenden Eigenthümer den Weberreft verabfolgen zu können.“ (Gubl. Derr. vom 
31. Jänner 1825. 3. 12837/824). 

Es kann nicht überfeben werden, daß dieje übrigend fo wichtigen Borfchriften 
eine mit den Grundfägen des a. b. 2. und den übrigen Theilen der gegenwärtigen 
Geſetzgebung im Einklange ftehende Modification bedürfen, ober daß bie Crlaffung 
neuer politifcher Vorſchriften über die Ausftellung von Sertificaten bei Viehverkäufen 
(Biehmarftzettein), und über die Aufbewahrung, Erhaltung und Rüdftellung berrenlot 
betretenen Viehes« nuthmwendig ifl. Der näcfte Anlaß hiezu mag in dem bei den 








IB. m 23. 85. 385-356.] . " 421 [Kinden freiftebenter Sachen. 


bedarfe unter der Bedingung zu verwenden, daB er weder für Geld, noch gefchenf- 
weife oder unter irgend welchem anderen Borwande Etwas daven wen Anderen 
zutommen lafle (A. C. III. 15. a. 1), wie denn auch der Handel damit nicht aus— 
fehließlich dem !. Fiscus vorbehalten ift, fondern unter gewiffen Bedingungen 
Jedermann geftattet werden kann (C. C. III. 16, und A.C.V. Ed. 1—5; vgl. auch 
8.287). Die Benüpung der Salzwaffer, Salzbrunnen, zum eigenen Hausbedarfe ift 
durch das Geſetz nicht unterfagt, jedoch ift Die Bereitung des Kochſalzes aus Salz- 
waflern, um damit Handel zu treiben, unter den für den Salz: Eontrabant*) be- 
ftimmten Strafen firenge verboten (Gubl. Decr. v. 17. October 1803, 3. 8795). 
— Hieher gehört auch das Schießpulver (vergl. 8. 356) u. a. m. 


Hiezu find in neuerer Zeit hinzugefommen: 

. 1. Der Tabak in robem oder verarbeitetem Zuftande, welcher den Gegenſtaud 
eine? Staatemonopold bildet. Niemand darf ohne Bewilligung der Gefälldbehörde 
Tabak erzeugen, in den dur das Gefep bezeichneten Fällen bereiten, anf eine durch 
das Geſetz unterfagte Weife verwenden, oder aus dem Audlande, oder von der See 
weber zum Berbraude, noch zur Ablegung, noch zur Durhfuhr bringen. Cab. M. 
D. 88. 1—2. 4. 5. P. vom 29. November 1850. R. G. Bl. Nr. 462.) 


2. Zufolge der Verordnung ded Minifters des Innern vom 20. Februar 1852 
find die Erzeugung, der Verkauf und Gebrauch erplodirender Stoffe (Schießbaumwolle) 
firenge unterfagt. (R. G. Bl. Rr. 47 8. G. Bl. Nr. 79). 


$. 386. 


Sewegliche Sachen, melde der Gigemhumer nicht mehr als die ſeinigen behalten wii und daber 
verläßt, fann fich jedes Mitglied des Staates eigen machen 
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88. 366 — 368 angeführten Juſtizminiſterial-Erlaſſe vom 10. Juni 1853. 3. 18815, 
wodurh das „Abjurationsverfahren“ für aufgehoben erflärt wird, gelegen 
fein (!!). — 

Ein ähnliches Verfahren für die Behandlung des berumirrenden Biehes ift in 
der Militairgränge vorgefchrieben. Meldet fih in der Friſt von 21 Tagen nad der 
Kundmachung der Eigenthümer des aufgefangenen Viehes nicht, jo wird es öffentlich 
veräußert. Der Erſteher muß aber dem fich nach der Berfteigerung innerhalb ſechs 
Wochen meldenden Eigenthümer, gegen Erſatz der Koften, dad Vieh herausgeben. 
Nach Berlauf diefer Frift hat der Eigenthümer des Viched nur Anfprud auf den in 
die Proventenkaſſe abgeführten Kauffhilling, nad Verlauf von drei Jahren vom Ber» 
faufstage an, ift fein Recht durch Verjährung erlofhen (Reſcript vom 15. Juni 1808, 
B. 1779, und 21. Juni 1816, C. 585. —- B. vom 17. Juti 1828, B. 2918. M. G. 
©. 157. — ®. vom 29. März 1832, RB. 1203 — f. Pr. Joſ. Ellinger: Handbuch 
des öfterr. a. Civilrechtes. 4. Aufl. S. 189). — 

*) Die Strafen und das Verfahren gegen Salzentfremdungen, Unterfhlagungen 


und Schwärzungen beftimmt die Satz-Gontreband-Znftruction vom J. 1804. Gubl. 
8.4451. 














(B. 6 3 88 387 -390.] 422 (Finden freiſtehender Sachen! 


g. 387. 


Inwiefern Grundftücke wegen gänzlicher Untetlaſſung ihres Aubaues, oder Gebfiude wegen der 
uuterlaſſenen Herftellung für verlaſſen anzuſehen, oder einzuziehen ſein, beſtimmen die politiſchen Geſetze 


So z. B. kann ein neuentdeckter Erzgang, wenn der Finder deſſelben es 
unterläßt, deſſen bergämtliche Verleihung innerhalb drei Tagen anzuſuchen, nad: 
ber wen immer verliehen werden (Mar. B. D. Art. II. $. 5). Eine reguläre 
Grube, welche 14 Tage hindurch, eine walachifhe Grube, welche 4 Wochen hin- 
durch, die üblichen Moratorien-nicht eingerechnet, nicht betrieben wird, unterliegt 
der bergämtlichen Verleihung (Ihefaur. B. vom 5. Zuni 1801, 3. 1470, unt 
vom 3. Februar 1809, 3. 428). Gruben, deren Auflaffung oder Zerftörung 
über das menfchliche Gedächtniß hinausreicht, werden als unbefannte angejehen 
und behandelt, und können daher verliehen werden (Theſaur. B. v. 2. December 
1802, 3. 3761).*) Aehnliche Verfügungen über Grundflüde, deren Anbau 
unterlaffen wird, enthalten die Steuergefebe. 


&. 388. 

E4 ift im Zweifel nicht zu vermuiben, daß jemand fein Cigenthum wolle fahren laffen; Daber 
darf fein Finder eine gefundene Eahe für verlaffen anfehen und fi dieſelbe zueignen. Noch weniger 
darf fi jemand des Strandrechtes anmaßen. 

$. 389. 

Der Finder tft alfo verbunden, dem vorigen Beflger, wenn er aus den Merkmalen der Sacht. 
oder aus andern Umſtänden deutlih erfannt wird, die Sache zurüdzugeben. If ihm der vorige Befiger 
nicht befannt, To nn er, wenn das Befundene einen Gulden am Werthe überfleigt, den Bund innerhalb 


acht Tage auf die an jedem Orte gewöhnliche Art bekannt machen fafien, und wenn Die gefundene Sacht 
mebr als zwölf Bniden wertb if, den Vorfall der Ortsobrigfett anzeigen. 


N. Tr. B. Nr. 43. 


Ueber die Frage: od und inwiefern die Beflimmungen des a. b. G. B., in Hinfiht der Kedte 
der Finder verlorner Sachen, auch auf die Binder Öffentliher auf einen beſtimmten Namen lantenter 
Sbligationen anwendbar feien, wird folgente Weifung ertbellt: 

Da öffentliche Obligationen, die auf einen beflimmten Ramen fanten, den Cigenthümer derſelben 
mit binreichenden Merkmalen bezeichnen, fo faun im alle des Fundes nur der 5. 3809 ea b. G. B. 
und zwar der erflce Abing Deffelben, wornad der Finder dem Eigenthümer die Sache zurückzuſtellen ſchuldig 
iſt, entfcheiden, daher ſolche öffentliche Obligationen, wenn fie auch auf einen erbichteten Namen lauten, 
immer von dem Zinder dem Gigenthlimer zurüdgefteilt , oder wenn derfelbe nidyt bekannt wäre, für Dielen 
Bei Gericht depofitirt werden müflen, und dab in einem ſolchen Yale vie übrigen, das Finden verlorener 
Sachen betreffenden Paragraphe des a. b. G. B. ſowohl in Beziehung auf den Genuß der Intereffen und 
die Forderung eines Finderlohnes, als and auf die Berjührung feine Anwendung haben, ſondern dem 
Finder ats Beihäftsführer chne Auftrag (negotiorum gestor) wur freiftehe, den Erſatz der allenfalls auf 
gewendeien Konten von dem Gigenthümer au fordern (Hofderret vom 24. Jänner 1818, Nr. 1410, J. @. &). 


$. 390. 


Die Obrigkeit hat die gemachte Anzeige, obne die beiondern Merkmale der gefundenen Sachen zu 
berühren, ungefäumt auf die an jedem Orle gewöhnlidye Art; wenn aber der Gigentbümer in einer ben 
Umftänden angemeſſenen Beitfrift ſich nicht entdedet, und der Werth der gefundenen Sade fünfundsmansig 
Gulden überſteigt, drei Dal durch die öffentlichen Beitungsblätter befannt gu muaden. Kann die gefumbene 
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Sache nit obne Gefahr in den Händen des Finders gelaffen werden, fo muß die Sache, oder, wenn 
diefe nicht ohne merklichen Schaden aufbewahrt werden könnte, der durch die öffentliche Feilbietnuna daraus 
neiöfe Werth gerichtlich binterlent. oder einem Dritten zur Berwahrung übergeben werden. 


8. 391. 


Wem ſich der vorige Inhaber oder Eigenthümer der gefundenen Sache in einer Jahresfrifl, von 
der Zeit der vollendeten Cundmachung, meldet, und fein Recht gehörig darthut, wird ihm die Sache oder 
das daraus gelöfle Geld verabfolge. Er iſt jedoch verbunden, die Auslagen zu vergüten, und dem Binder 
anf Berlangen Behn von Hundert des gemeinen Werthes als Finderlohn zu entrichten. Wenn aber nad) 
diefer Berechnung die Belohnung eine Summe von taufend Gulden erreicht hat, fo ſoll fie in Rädfit 
des Uebermaßes uur zu fünf von Hundert ansgemeflen werden. 


&. 892. R 
Bird die gefundene Sache innerhalb der Iahresfrili von Niemandem mit Recht angefprocen, fe 
erhält der Finder das Recht, die Sache oder den daraus gelöften Wertb zu benũtzen. Meldet ſich der 
vorige Inhaber in der Folge, fo muB ihm nad Abzug der Koſten und des Finderlohnes die Bade, oder 
der gelöhe Werth fanımt den etwa daraus gezogenen Binfen zurüdgefiellt werben. Grit nad der Ber- 
jührumgegeit erlangt der Finder, glei einem redlihen Beſitzer, das Eigenthumsrecht. 


$. 393. _ 


x Ber immer die in den 88. 388— 892 angeführten Vorſchriften außer Acht läßt, haftet für alle 
ſchaͤdlichen Folgen. Xäßt fie der Binder außer Acht, fo vermirft er auch den Winderlohn, und macht fid 
aufolge des Strafgelepbuches noch überdies nach Umftänden des Betruges ſchuldig 


$. 394. 


Mehreren Perſonen, welche eine Sache zugleich gefunden haben, fommen in Rüdfidt derfelden 
aleiche Berbindlichfeiten und Mechte zu. Unter bie Mitfinder wird auch derjenige gezählt, welcher zuerſt die 
Sache entdedt, und nach derfelben geftrebt hat, obaleich ein Anderer fie früher am ſich gezogen hätte. 


$. 395. 


Werden vergrabene, eingemauerte oder fonft verborgene Sachen eines unbefannten egenthümere 
entdedt, muß die Anzeige fo, wie bei dem Kunde überbanpt, gemacht werben. 


8. 396. 
Bird der Eigenthümer aus den Anpertihen Merfmahlen oder andern Umfländen entdedt, fo {fl 
ihm die Sache zuzuftellen; ex muß aber, wenn er nicht beweifen fann , ichon che Kenntnik Davon gehabt 
zu haben, dem Finder den 8. 391 ausgemeſſenen Finderlohn entrichten. 


| $. 397. 
In dem Kalle, daß fich der Eigenthuͤmer nicht ſogleich erfennen läßt, muß Die Obrigteit nach den 
Borichriften der 88. 390-392 verfahren 
8. 398. 


Beftchen die entdeckten Sachen in Geld, Schmuck oder andern Koftbarleiten, die fo lange im Ber- 
borgenen gelegen haben, daß man ihren vorigen Cigenthuͤmer nicht mebr erfahren faun, dann heißen fie 
ein Schatz. Die Entdedung eines Schages ift von der Obrigkeit der Randesftelle anzuzeigen. 


$. 399. 


Bon einem Schatze wird der dritte Theil zum Staatsvermögen gezogen. Bon den zwei übrigen 
Dritihellen erhäft @ines der Binder, das Andere der Eigenthümer des Grundes. ft das Eigenthum de 
rundes getheilt, fo fänt das Orittheil dem Ober⸗ und Aubnugseigenthiimer au leihen Theilen au. 


N. Tr. B. Nr. 4. 


Um den Schwierigkeiten zu begegnen, welche fich ber Erfahrung zufolge bet Anwendung ber bes 
ſtehenden Borfäriften über die Behantiung archaͤologiſcher Funde ergeben, fowie In der Abfiht, die Be 
fanntwerdbung md Erhaltung numismaliſcher und anderer antiquarifher Funde im Intereſſe der Kunſt 
und Wiſſenſchaft au befördern, haben Seine Majeftät nad Inhalt einer an die Hefeommiffion in Juſtiz⸗ 
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geiehfacdhen erlafenen und von der Hoffanzlei mitgetbeilten Aſſer böchtken Guifhliekung Dow 21. März 15% 
die nachftebenten Beſtimmungen auzuordnen geruht. 


1. Hinſichtlich des Schatzes überhaupt, jomit auch binfichttidk archävlogiſchet Faude, wird bad 
Drittbeit, welder nad &. 399 des a. b. ©. ®. für das Gtaatövermögen vorbehalten ift, von num au auf 
gegeben; der Schatz iſt daher ohne Abzug diefes Dritihciles zwiſchen dem Binder und dem Gigenthümer 
des Grundes zu gleichen Thellen, und bei getheiltem Tigenthume des Brundes iR der auf Deu Gigenthiimer 
des Grundes fanende Theil zwiihen dem Ober» und Rugungsrfkigenthümer gu theilen 

2. Die Beſtimmungen der 86. 305, 396, 307 und 400 ed a. b. G. DB. bleiben yuwar amdı Pin 
ſichtlich des Schahes und archäologiſcher Funde in Kraft, es hat aber von der bach bie bioherigen Ber: 
ichriften angeordneten Einſendung folder für die Wiſſenſchaft wichtigen Begenftänte au dffewiikie Bamım- 
ungen und von einen Berfaufärcchte derſelben abzulemmen. 


3. Den politiihen Bebörden liegt ed ob, von Funden numismatifcher und archäologiſcher Gegen: 
fände, welche für die Wiffenihaft und Kunft von Wichtigkeit fein fönnen, die Anzeige an die politifde 


Zandesftelle gu erflatten, Damit Diele die Berflänbigung der für ſolche Gegenflände beſehenden Öffentlichen 
Anſtalten oder Vereine einleite. 


4. Durch das gegenwärtige Geſetz wird an den Borfhriften hinfichtlich der Ausfuhr von Auuf- 
gegenkänden und in obeſondere hinfihisi der Alerhdchſten Entfchließung vom 19. September und 28. De 
cember 1818. welche mit Heffanzlei- Decret vom 28. Deeember 1818, Zahl 80182, und mit Guberntal- 
Gireular « Berordnung vom 2. Februar 181%, Zahl 5181, bekannt gegeben worden find, nichte geändert 
(Soft. Deer. vom 16. Juni 1846). 


Der Finder eines Schatzes ift gehalten, den dritten Theil davon dem karl. 
Fiscus zu überlaffen; hat er ihn auf fremdem Grunde gefunden, fo fol er fih aud 
mit dem Grundeigenthümer abfinden; und wenn er den Fund verheimlichet, je 
jo ihm der ganze Schak abgenommen werden (A. C. HI. 54). Dur jpätere 
Normalvererduungen wird jede, übereinſtimmend mit den vorftehenden Bara- 
graphen, von dem Schabe ein Drittheil dem k. Fiscus vorbehalten, von den zwei 
übrigen Drittheilen das (ine dem Finder, das Andere dem Eigenthümer des 
rundes zugewieſen. Jedoch behielt der Kiscus fein Dristbeil nur, wenn der 
Werth des Schages den Betrag von 150 fl. erreichte oder überftieg; — mar dies 
nit der Fall, jo wurde der ganze Schatz dem Kinder und Grundeigenthümer 
uberlafien. Hatte der kinder den Schag auf etgenem Grunde gehoben, To folite 
im Sadjenlande das fonft dem Grundeigenthümer zufallende Drittheil der Ge: 
meinde zufommen, auf deren Gebiet der Echak gefunden worden war (Hofberr. 
vom 7. April 1809, Subl. 3. 3410, „una lertialilas fisco regio, ailera inven- 
tori, terlia saxonicali communitali cedal.“ — Gubl. Deer. vom 3. September 
1801, 3. 822. — Hofdecr. vom 15. Juni 1813, Hofz. 3097, Gubl. 3. 59). °ı 


— — — — — 


) Die beiden legten u. m. a. politiſche Verordnungen beſtimmte außerdem 
wie archänlogifhe Funde bewahrt, und für die Wiffenfhaft nütlich gemacht werden 
jollten. Namentlih war das hierüber erlaffene, in Nippel's Grlänterung bes a. b. 
G. 3. 3. Bd. ©. 302—304 angeführte Hoffammerbecret vom 12. Juni 1866. (P. 
©. 44. Bd. S. 224) au in Siebenbürgen mit dem Gubl.-Decr. vom 30 Geptemb. 
1816. 3. «323 fundgemadt und im 9. 1817 Gubl. 3. 4121 republicirt worden. — 
Die Crlaubniß zum EC häpegraben muß beim k. Ihefaurariate (gegenwärtig Finanz 
Sandeödirection) angefucht werden. (Thefaur. Dect. v. 28 November 1804. 3. 4056). 
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$. 400. 


Wer fih dabei einer unerlaubten Handlung ſchuldig zemacht; wer obne Wiſſen und Willen des 
Nupumgseigenthümerd den Schaß aufgeſucht; oder ben Kund verbeimlichet hat. deren Autheil fo dem 
Angeber, oder, wenn fein Angeber vorhanden ifl, dem, Etaate zufallen. 


§. 401. 


Zinden Arbeitsleute zufäliiger Weile einen Schatz, fo gebührt ihnen als Kindern ein Drittheil 
Davon. Gind fie aber von dem Eigenthümer ausdrücklich zur Auffucdhung eines Schatzes gedungen worden, 
fo mäflen fie ſich mit ihrem ordentlichen Lohne begnügen. 


$. 402. 


Ueber das Recht der Beute und der von dem Feinde zurüderbeuteten Sachen find die Borfchriften 
in den Kriegögefegen enthalten. 


Ueber das Recht der Beute und der von dem Feinde zurücderbeuteten Sachen 
enthalten die fiebenb. Geſetze keine Beftimmungen. Die allgemeinen Kriegsgeſetze 
und Vorſchriften find, da die k. Armee in dem ganzen Kaiferreiche eine ungetheilte 
tft, und es von jeher war, dießfalls maßgebend, nämlich der 8. 23 der Kriegs⸗ 
artikel vom 3. 1808, welcher verordnet: Alle Kriegögefangenen, die eroberte 
Artillerie, Gewehre, Munition, Fahnen, Standarten, Pferde, Magazine, Kriegs⸗ 
kaſſen, Kangleien 2c. ze. find bei Schwerer Strafe dahin abzugeben, wohin der com- 
mandirende General es bafehlen wird; — der $. 2 des 4. Abſchn. 2. Hauptſt. 
2. Theils des Dienftxeglements für die k. k. Jufanterie, welcher verordnet: „IR 
der Feind gänzlich zum Rückzuge gebracht und von dem commandirenden Beneral 
die Bewilligung ertheilt worden, auf dem Schlachtfelde oder im feindlichen Lager 
Beute zu machen, ſo müſſen hiezu die Leute in volllommener Rüftung durch Ober: 
und Unterofficiere angeführt, die Staudarten gub Fahnen und andere Ehren- 
gehen, Kanonen, Munition, Proviant, Kriegataflen, Kanzleien 2c. ꝛc. in das 
Hauptquartier eingeliefert, die übrige Bere aber mit Rückſicht auf die verdiente 
größere Brapour Derjenigen, die fi beſonders ausgezeichnet haben, vertheilt, bei 
ſchwerer Strafe aber nichts verheimlicyet oder verborgen werden; — der 42. Ma- 
rine = Kriegeartifel vom J. 1803, weldyer verfügt: daß die von Individuen der 
k. f. Marine aufgebrachten Schiffe und zur Seebente gehörigen Effecten jeder Art 
dem zur gejeßmäßigen Bertheilung beſtimmten Prijentribunal zu übergeben find. 
— In Beziehung auf die von dem Feinde zuritclerbeuteten Sachen ift für die 
Armee nie ein befonderes Geſetz erlaffen worden, fondern es wurde fi von jeher 
as das jus posiliminii des rämijdien Rechtes und die Obferwanz gehalten. Hatte 
der Feind die Beute bereits durch 24 Stunden im Befiße, und fie wird zurück⸗ 
erbeutet, jo kann der vorige EGigenthümer jein Recht Darauf nicht geltend machen; 
hatte der Feind die Sache noch nicht 24 Stunden im Befike und fie wird zurück⸗ 
erbeutet, jo muß fie dem vorigen Eigenthümer überlaſſen werden, außer fie war 
auf eine dieſem zu Schanden gereihende Art in die Hände des Feindes gekommen.“) 


*) Dr. of. Ellinger: das a, öſterr. Givilrecht. 4. Aufl. S. 196—197. F. Nip⸗ 
pel: Erlaͤuterungen des a. b. G. B. 3. Bd. S. 402- 403. 


8. G. 2. 8 109-105. 426 (Zuwadb.] 


$. 403. 


Ber eine fremde bewegliche Sade von dem unvermeidlichen Berinfte oder Untergange rettet. iR 
beredhtiget,, von dem rüdforderuden @igenthümer den Erfag feines Anfwandes und eine verbältnigmäßige 
Belohnung von höchſtens Zehn von Hundert zu forden. 


Biertes Hauptſtück. 
Bon der Erwerbung des Eigenthumes durch Zuwachs. 


. 404. 

Zuwachs beißt Alles, was aus einer nA entfiebt, oder neu zu derfelben fommt, obne dab es 
dem @igenthümer von jemand Pndern übergeben worden ifl. Der Zumahs wird durd Natur, durch 
Kunſt, oder durch beide zugleich bewirkt. 

In Rückſicht der Erwerbung durch Zuwachs enthält die fiebenbürg. Geſetz⸗ 
gebung im Allgemeinen nur die Regel: daß der Eigenthümer der Hauptſache auch 
die accefjorifche Sache erwirbt (accessorium sequilur suum principale $. 294). 
— Die Beflimmungen des römifhen Nechtes über den Zuwachs find mit den 
municipalen Einrichtungen des Sachſenlandes recht wohl vereinbar, daher fie un- 
bedenklich als geeignete fubfidiarifche Rechtsquellen des diefe Erwerbsart ganz un- 
beachtet laſſenden ſächſiſchen Rechtes erfcheinen. *) 


8. 405. 


Die natürligen Früchte eines Grundes, nämlich ſolche Nutzungen, die er, ohne bearbeitet gu 
werden, bervorbringt, als: Kräuter, Echwaͤmme und dergleichen, wachſen dem Gigenthümer des Erundeb. 
ſow ie alle Nußungen, welche aus einem Thiere entfichen, dem Eigenthümer des Thiere® zu. 


g. 406, 


Der Eigenthümer eines Thieres, welches durch das Thier eines Andern befruchtet wird, if diefen 
feinen Lohn ſchuldig, wenn er nicht bedungen worden if. 


8. 407. 


Wenn in der Diltte eines Bewäffere eine Infel entftcht, jo find die Gigenthümer der nad Ber 
Ränge derfelben an beiden Ufern liegenden Grundſtücke aueſchlleßend befugt, die entflandene Inſel im zwei 
gleichen Theilen fich zuzuelznen, nnd nah Maß der Länge ihrer Grundſtücke unter fi zu theilen. Gut 
ſteht die Infel auf der einen Hälfte des Gewäſſers, fo hat der Gigentbhiimer des nähern Uferlandes allein 
daranf Anſpruch. Inſeln auf fchiffparen Flüſſen bleiben dem Staate vorbehalten. 


$. 408. 
Werden blos durd die Austroduung des Gewäſſers, oder durch deſſelben Theilung in mehrere 
Arme Infeln gebildet, oder Srundflüde überſchwemmt, fo bleiben die Rechte des vorigen Gigentbumes 
unverfeßt. 


) Joh. C. Albrich: Sächfifches Privatrecht: 88. 82-90. 
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$. 809. 


Benn cin Gewäſſer fein Beet verläßt, fo haben vor Allem die Brundbeflger , welche durch den 
neuen Lauf des Bewäflere Schaden leiden, das Recht, aus dem verlafienen Berte oder deſſen Werihe ent- 
ſchaͤdigt werden. 

$. 410. 


Außer dem SFalle einer ſolchen Entihädigung gehört das verfaffene Beet, ſowie von einer ent⸗ 
ftaudenen Infel verordnet wird, den angränzenden Uferbefigern. 


1. 


Nah ungarifhem Rechte gehört das Eigenthum aller, befondere aber 
der ſchiffbaren Flüſſe und aller damit verbundenen Rugungen (Aecefforien), alfo 
auch der in Mitte des Gewäſſers entftehenden Infeln, den Privat Eigenthümern 
der an den Ufern liegenden Grundftüde ($. 407); ja felbft wenn der Fluß fein 
gewöhnliches Bett verlaffen und feine Richtung auf den Grund eines Anderen ges 
nommen bat ($$. 409— 410), fo verbleiben deſſen Nutzungen, als das Mühl:, 
Schifffahrts⸗, Fiſchfangs⸗, Mauthrecht u. f. w., den vorigen Befibern, fowie da- 
Durch auch das Eigenthumsrecht der vorigen Befiker jener Grundſtuͤcke (Wälder, 
Wieſen, Erdiheile), durch welche der Fluß den veränderten Lauf genommen bat, 
($- 412), feine Aenderung erleidet (Tr. 1. 87. 3. 2). Ebenſo bleibt: 


Il. 

Nach Szeklerrecht, im Falleder Fluß, welcher die Gränzeeines Grundeigen- 
thumes bildet, fein Beet verändert, die vorige Gränze unverändert (Const. a. 1555. 
p. 57. „Izekely földen a viz halärt nem tehet, hanem csak a’ regi folyasa“). 
Bergl. aud) 88. 288 und 365. 


§. all. 
Das Grpreih, meidhes ein Sewäffer unmerklich an ein fer anſpühlt, gehört dem Eigenthiimer 
des Ufers. 
n $. 412. 


Wird aber ein merflicher Erdiheif durch die Gewalt des Bluffes an ein fremdes Ufer gelegt, io 
verliert der vorige Vefiger fein Sigenthumsrecht darauf nur in dem Falle, wenn er es in einer Iahresfrift 


nicht ansüßt. 
$. 413. 


Leder Brundbefiger ift befugt. ſein Ufer gegen das Ansreißen des Fluſſes zu befefligen. Allein 
niemand darf foldhe Werke oder Pflanzungen anlegen, die den ordentlichen Lauf des Yinffe® verändern, 
oder die der Schifffahrt, den Rühlen, der Fiſcherei oder andern fremden Rechten nachtheilig werden könnten. 
Weberhaupt können ähntiye Anlagen nur mit Griaubniß der volltifhen Behörde gemacht werden. 


Die Anlegung von Mühlen, Dämmen, oder anderen Wafferwerken, welche 
gemeinſchädlich, den Landſtraßen, Ueberfahrten, den ſteuerbaren Gründen der 
Grundbefißer oder ganzer Gemeinden, fowie überhaupt anderen fremden Rechten 
nadhtheilig werden könnten, darf nicht flattfinden. Werden folde Wafjerwerte 
dennoch angelegt, To kann der Eigenthümer derfelben, nach vorgenommenem Augen⸗ 
ſcheine durch Sachverſtändige, im Falle der Fiscaldirector, welcher die Beobachtung 
diefes Gejebes aus Gründen des allgemeinen Wohles zu überwachen hat, oder 
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eine Gemeinde klagbar auftritt, im fummarifchen (kürzeften) Proceßwege, außer 
dem zu leiftenden Schadenerfaße, zur Bezahlung einer Strafe von 200 fl. und 
zur Befeitigung oder Umänderung feiner Wafferwerke verhalten werden. Dagegen 
können Privatperfonen unter fi gegen die Anlegung folder Werke nur nach den 
allgemeinen Grundfägen des vom Beſchädiger anzuſprechenden Schadenerſatßzes 
(vergl. 8. 1295 2c.) Klage erheben (A. C. III. 40).*) 


Zufolge der V. der Minifter ded Innern, der Juſtiz und ber Finanzen vom 
19. Jaͤnner 1853 ſteht die Aufficht und Ueberwachung des Zuftandes der Wafferwerte 
und des SEinfluſſes derfelben auf Ufer und Gewäfler, und das Einſchreiten bei der 
dazu berufenen (Kreid-) Behörde um die erforderliche Tinwirkung, ober in dringenden 
Fällen die Ergreifung geeigmeter Vorkehrungen dem Bezirksamte zu (5. 28 ER. 
9. Bl. Nr. 10. Beil. A). 


$. ala. 


Ber fremde Sachen verarbeitet, wer fie mit den feinigen vereinigt, vermengt oder vermifdt. er- 
Hält dadurch noch keinen Antoruc auf Das fremde Bigentkammn. 


$. 415. 


Können dergleihen verarbeitete Sachen in ihren vorigen Stand zurückgebracht; vereinigte, ver⸗ 
meugte oder vermiſchte Sachen wieder abgefondert werden, ie wird einem jeden Eigenthümer das Geinige 
zurũckgeſtelt, und demjenigen Schadlothaltung geleiſtet, dem fie gebührt. IR die Zurückſezang iu den 
vorigen Stand, oder die Abfonderung nicht möglich, io wird die Sache den Theilnehmern gemein; bad 
Reht demfenigen , mit deffen Sache der Andere durch Verſchulden die Bereinigung vorgenommen hat, tie 
Wahl frei, ob er den ganzen Getgenſtand gegen Erſatz der Verbeſjerung behalten, ober ihn dem Under 
ebenfall® gegen Bergütung überlafien wolle Der fcdyuldiragende Zheilnehmer wird nah Beſchaffenheü 
ieiner redlichen oder unredlihen Abficht behandelt. Kann aber feinem Theile ein Berfchuiden Geigemriim 
werten, to bleibt dem, deſſen Antheil mebr werth if, die Auswahl worbebalten. 


6. 416. 
Werden fremde Materialien nur zur Ausbefierung einer Sache verwendet, fo fällt de fremie 
Materie dem Gigenthümer der Sauptfache au, und Diefer if verbunden, nad Beſchaffenheit feines rebfichen 
oder unredligen Berfahren®, dem vorigen Migenthümer der verbraudten Materialien den Werth berieben 


zu bezahlen. 
$. 417. 


Wenn jemand auf eigenem Boden ein Bebände auffuhret. und fremde Materialien dazu werzenke! 
hat, jo bleibt das Gebäude zwar fein Eigenthum, doch muß ſelbſt ein vebliher Bauführer dem Befchätigtra 
die Materialien, wenn er file außer deu im &. 367 angeführten Verhältniſſen an fich gebracht bat. nak 
dem gemeinen; ein unredlicher aber muß fie nah dem böchſten Breiie, mund überdies noch allen ander 
weltigen Echaden criegen. 5 

$. 418. 


Sat Im entgegengeſetzten Falle jemand mit eigenen Materialien, ohne Wiffen und Millen dei 
Gigenihinmers, auf fremden @runde gebaut, iv falt das Behänbe dem Ganndeigeühümer zu. Dex ventak: 
Banführer kann den Grfag der nothwendigen und nũtzlichen Koften fordern; der unredlige mird gie 
einem Beihäftsfüihrer ohne Auftrag behandelt. Hat der Eigenthümer des Brandes die Banfilbrung ar 
mußt, umd fie nichn fogleich dem redlichen Mauführer mmieriagt, fo kann er nur den gemeinen Wer für 
den Grund forkern. 


*) Filep Josef: Törvenybeli gyakorläs. 8. 93. 
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8. 419. 


IR dad Bebände auf fremden Grunde und aus freinden Mtaterinfien eniftanden, fo wäh auch 
in diefem Kalle das Eigenthum deffelben dem Briumdeigenthümer gu. wilden dem Grunbeigenthünier 
und dem Bauführer treten die nämlihen Rechte und Berbindlichleiten, wie in dem vorfichenden Para⸗ 
graphe ein, und der Bauführer muß dem vorigen @igentäfimer der Materialien, nad Beſchaffenheit feiner 
redlihen oder unredlichen Abficht, den gemeinen vder den hödften Werth erſetzen. 


And Anlaß einer im Sachfenlande zwiihen zwei Nachbarn entflandenen 
BDaudifferenz über den zwifchen ihren Baugründen gelegenen Zwifchenraum wurde 
mit Hofdecret vom 9. Jänner 1818 die Entſcheidung gefällt: „daß ein folder 
zwei benachbarte Häufer abfondernder Zwifhenraum nad den Landes = Gefeben 
einem jeden der beiden Hauseigenthümer zu gleichen Theilen gehöre” (Gubl. Decr. 
v. 19. Mai 1818, 3. 1290. Traufh. Normal. Samml.). 


8. 420. 

Was bisher wegen der mit fremden Diaterlalien aufgeführten Gebäude beſtimmt worden ifl, gilt 
au für die Bälle, wenn- ein Feld mit fremden Samen befäet, oder mit fremden Bflangen beſetzt worden 
ik. Cm folder Zuwachs gehört dem Eigenthümer ded Ornndes, wenn anders nie Pflanzen ſchon Wurzel 
geſchlagen haben. 

8. 221. 


Das Eigenihbum eined Baumes wird nicht nad den Wurzeln, die fih in einem angränzenden 
Grunde verbreiten, fondern nad den Stamme beftinmt , der aus dem Grunde hervorragt. Steht der 
Stamm auf den Graͤnzen mehrerer Eigenthũmer, fo ift ihnen der Raum gemein. 


8. 422. 


Leder Orundeigenthümer kann die Wurzeln eines fremden Baumes ans feinem Boden reiben, und 
tie über feinem Luftramme hängenden Aefte abſchneiden oder fonft benüßen. 


Fünftes Hauptſtück. | 
Bon Grwerbung ded Eigenthumes durch Hebergabe. 


$. 423. 


Sachen, die ſchon einen Eigenthuͤmer haben, werden mittelbar erworben, indem fie auf eine recht⸗ 
liche Art von dem Eigenihümer auf einen Andern übergehen. 


5. 424. 


Der Titel der mittelbaren Erwerbung liegt in einem Bertrage; in einer Berfügung auf den Todes⸗ 
faQ ; in dem richterlichen Ausſpruche; oder In der Anordnung des Geſetzes 


Nach fächfifhen Rechte z. B. muß der Gläubiger das in Erecution ge- 
zogene Hypothefargut, wenn der bei der gerichtlichen Feilbietung gemachte Meift- 
bot nicht jo viel beträgt, als feine Korderung, oder wenn fi gar kein Kaufer 
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findet, als Zahlung Übernehmen (vergl. $. 465). — Ueber die fälle, wo der Titel 
der mittelbaren Erwerbung in dem Geſetze liegt, vergl. aud die 88. 367, 392, 
407 — 422. 

8. 425. 


Der bloße Titel gibt noch fein Eigentbum. Das Gigentbum und ale dingliche Rechte überhaupt 
fönnen außer den in dem Geſetze beſtimmten Bällen, wur durch die rechtliche Uebergabe nnd Uebernahme 
erworben werden. 


Das Beſitzrecht wird, übereinftimmend mit der Anordnung des b. ©. B., 
auch nad) fiebend. Rechte, ohne Uebergabe, fhon dur einen einfeitigen Act er⸗ 
worben; ebenfo das Erbrecht mit dem Eintritte des Todes des Erblaffers (vergl. 
8. 536). . 


$. 426. 


Bewegliche Sachen können in der Regel nur durch körperlihe Uebergabe von Sand gu Hand an 
einen Andern übertragen werden. 
8. 427. 


Bei folben beweglichen Sachen aber, welche ihrer Beſchaffenheit mad feine körperliche Tebergabe 
zulaſſen, wie bei Schuldforderungen, Frachtgütern, Hei einem Waareulager oder einer andern Geſammt⸗ 
fache, geflattei das Geſetz die Uebergabe durch Beichen; indem der Eigenthümer dem lleberuehmer die Ur⸗ 
funden, wodurd das Eigenthum dargeiban wird, oder die Werkzeuge übergibt, durch die der Uebernebmer 
in den Stand gefegt wird. ausfcliegend den Befig der Sache zu ergreifen, oder, indem man mit der 
Sache ein Merkmahl verbindet, morans jedermann dentlich erfennen fann, daB die Sache einem Anvdern 
überlaffen worden tft. 


Als Zeichen der Uebergabe (fimbolifhe Uebergabe) ift nach ſächſiſchem Rechte 
ſowohl bei beweglichen, ald unbeweglichen Sachen das f. g. „Almeſchtrinken“ 
(Genuß des „MWißweines“, symposium; äldomäs; St. III. 6. $. 8) in Anwen: 
dung. Bei Kaufen auf öffentlihem Markte ift jedoch diefe Solennität nicht ers 
forderlid ($. 367). 

&. 428. 


Durch Erfiärung wird die Sache tibergeben, wenn der Berängerer auf eine erweisliche Art "feinen 
Willen an den Tag legt, Daß er die Sache künftig im Namen ded Uebernehmers inue babe; ober, daß der 
Uebernebmer Die Sache, weiche er bisher ohne ein dingliches Recht inne hatte, künftig aus einem ding 
lichen Rechte beſitzeu fofle. 
$. 429. 


In der Hegel werden überſchickte Sachen erft dann für übergeben gehalten, wenn fle der Neber⸗ 
nehmer erhält; es wäre denn, daß dieſer die Ueberſchickungsart ſelbſt beſtimmt oder genehmiget hätte. 


$. 430 


Hat ein Gigenthümer eben diefelbe bewegliche Sache an zwei verfchiedene Berfonen, au Bine mit, 
an die Audere ohne Uebergabe veräußert, jo gebührt fie Derjenigen, weicher fie zuerſt übergeben worden 
it; Doch hat der Gigenthümer dem verlegten Theile zu baften. 


Der im vorftchenden Paragraphen enthaltene Grundfag findet ſich im fäch- 
fifhen Rechte darin ausgefprochen, daß DAS Vorrecht auf eine zu verfchiedenen 
Zeiten an zwei Perfonen verpfändete Sache Demjenigen gebühret, welcher fie zuerft 
für fein gegebenes Geld als Pfand erhalten hat (St. III. 2.8.9. „diversis tem: 
poribus eadem re duobus jure pignoris obligata eum qui prior data pecunia 
pignus accepil prioren haberi cerli ac manifesti juris est“). Bergl. $. 440. 


B 0.9.3.1] 431 [Statution; Introbuctton.| 


8. 431. - 


Zur Uebertragung des Eigenihumes unbewegliher Saden muß das Erwerbungsgeihäft in bie 
dazu beflimmten Öffentlichen Bücher eingetragen werden. Diefe Eintragung nennt man @inverleibung (Ins 
tabulation). 

—J. 


Nach ungariſchem Rechte iſt die Einſetzung in den phyſiſchen Beſitz (Statu⸗ 

tion, Statutio) der durch koͤnigliche Schenkung vom Landesfürſten erhaltenen Güter 
nothwendig, weil bei Unterlaffung hievon die Schenfung kraftlos wird (Tr. L 4. 
32. 63. 66. II. 11 u. 12. A. C. IV. 13. a. 2 u. 6). In früherer Zeit mußten 
überhaupt alle Berennalfaiftonen (d. h. Eigenthumöübertragungen im Sinne dee 
ungarifchen Rechtes) unter nicht erbberechtigten Verwandten und anderen fremden 
Berfonen, ja fogar Berpfändungen von Liegeuſchaften, durch die Einfeßung in den 
phyſiſchen Beſitz befräftiget werden (Tr 1. 63. 8.2), weldhe Gefeßesanordnnng 
indeffen in Siebenbürgen durch eine entgegengefeßte Rechtsgepflogenheit anper 
Anwendung gelommen ift, obfchon folche feierliche Einfeßungsacte in einzelnen 
Källen auch in fpäterer Zeit, befonders bei Gutöverfäufen, vortommen.*) Das 
Verfahren bei einer ſolchen Einfegung, und die Erforderniffe derfelben werden in 
der Erläuterung des a. h. Patentes über die Regelung des Grundbeftßes, der 
Erbfolge und Aviticität naher entwidelt. 

Sn den k. freien Städten und Märkten der (ehemaligen) ungarifhen Co- 
mitate und des Szeklerlandes ift bei Verkäufen bürgerlicher Liegenſchaften die 
Einjebung in den phyſiſchen Beſitz (introductio) erforderlih. Diefe hat durch 
entfendete Magiftratscommiffaire in Gegenwart der Nachbarn zu gefchehen. 
Wenn jemand diefer Einfegung entweder an Ort und Stelle, oder fpäter vor dem 
Magiftrate widerfpriht, fo muß er aufgefordert, binnen 15 Tagen die Urfache 
feines Widerfpruches angeben. Sind feine Gründe gefeßmäßig, fo wird ihm nadı 
Erlegung ded Kaufſchillings die Liegenſchaft zuerkannt; im entgegengefeßten Falle 
bleibt der vorige Käufer im Beſitze. Wurde der Widerſpruch (contradictio) inner: 
halb 15 Tagen verfäumt, fo kann derfelbe von dem Anſpruchsberechtigten inner: 
halb des erften Jahres und cine® Tages nachgeholt werden (Tr. III. 14 u. 15). 
Dal. die 88. 321 u. 322. 

II. 

Nah ſächſiſchem Rechte „Lann ein liegender Grund nur dann für 
das umbezweifelte, gegen jeden Anſpruch geficherte Eigenthum des Erwerbers au: 
gefehen werden, wenn nehft Beobachtung der im Geſetze vorgefähriebenen eier: 
lichkeiten der dreimaligen öffentlichen Belanntmadung (proclamatio, publicatio) 
des Almeſchtrinkens (symposium) und der Einfeßung in den phyſiſchen Befitz 
(immissio, introduelio) der Erwerbötitel und der darüber von den Parteien ab- 





) Alexii Dosä de Makfalva: Jus Transsilvanicun privatum. $. 83. 





19. @. 9. 83. 131 -133.} 432 \Intabufation.] - 


gefchlofiene Vertrag in das Grundbuch eingetragen und die Umfchreibung des⸗ 
jelben auf den Namen des Erwerbers volljogen worden ift (St. IIL 6. 88. 5—8, 
in Berbindung mit $. 1 des Univerfitats-Statuts vom 14. Auguft 1846). Bel. 
das Intabulations⸗Statut und die Grundbuchs⸗-Inſtruction bei $. 446. 


III. 


Zur Uebertragung des Eigenthumes von Kuren, oder überhaupt von Berg⸗ 
gegenftänden (entilates montanae) welcher Art immer, muß dad Erwerbungs⸗ 
geihäft (Rauf-, Tauſch⸗ und alle anderen Berträge, freundſchaftliche Vergleiche, 
gerichtliche Entſcheidungen) in die Dazu beffimmten Bergbücher eingetragen werben. 
Wird gegen dieſe Cinverleibung innerhalb 14 Tagen kein Einſpruch (contradiclio) 
erhoben, fo ift dad Erwerbungsgefchäft unwiderruflih (Mar. B. D. Art. XXV u. 
XXVI). Solche Verträge follen den Rechtstitel enthalten, weil ſonſt deren Ein⸗ 
verleibung nicht ftattfinden kann (Thefaur. B. vom 24. December 1800, 3. 8211, 
vom 19. April 1801, 3. 732, und vom 18. Mai 1811, 3.1917). Die Ein- 
verleibung der Abtretung (cessio) eines Berggegenftandes kann durd; den ein. 
fahen von Mitgewerken dagegen erhobenen Einſpruch nicht gehindert werden, 
weil den Mitgewerfen nur in Retardatsfällen ein Vorzugsrecht zuldmmt (Thefaur. 
V. vom 16. März 1811, 3. 1005). Bachtverträge über Gruben, welche ohne⸗ 
dieß unterfagt find, können auch in die Bergbücher nicht eingetragen werben 
(Thefaur. B. vom 25. October 1810, 3. 3756). ”) 


1. Zufolge des $. 450 der ©. P. D. fol der Richter, wenn ber Beklagte ſchul⸗ 
dig ift, ein unbemwegliched Gut in dad Eigentum zu übergeben, hbewilligen, daß der 
Kläger an das Eigenthum gebracht, zu dieſem Ende das Urtheil ober ber BVergleich 
nebft der Srecutiond-Berorbnung den öffentlichen Büchern eimverleibt, und bem Kläger 
der Befip des Guted fammt Zugehör wirklich eingeräumt werde. Bel. auch $. 436 
des b. ©. 2. 

2. Was in der C. P. DO. von der Ginverleibung der Urtheile, der gerichtlichen 
Verordnungen und Bergleihe in die öffentlihen Bücher angeordnet iſt, kommt in 
Bergwerksſachen auf die Bergbücher anzumenden (ebd. 8. 646). 


8. 432. 


Bor Aflem if zur @inverleibung in das öffentliche Buch nothwendig, das derjenige, von dem Das 
Eigenthum auf einen Andern übergeben fol, ſelbſt ſchon als Eigenthümer einverleibt fei. 


$. 438. 


Bur weitern Uebertragung vermittelt Vertrages ik ed bei Bauerngütern genug, wenn der Meber- 
geber und Uebernehmer,, oder aud nur der Uebergeber allein, vor der Grundobrigkeit erſcheint, und die 
@inverleibintg des Brwerbungsgeihäftes in das öffentliche Buch bewirket. 





°) Alexii Sofalvi: Institutioues Juris metallici ele. ©. 21%, 227, 234 u. 255. 
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8. 434. 


Benn aber der Nebergeber nicht perſonlich erſcheint, nud in allen, fädtifche ober Iaudiäfliche 
Güter beireffenden Yöllen, muß über das Erwerbungdgefhäft eine ſchriftliche Urkunde aufgelegt, und ſowohl 
von deu Bertrag fließenden Theilen, als vou zwei glaubwürdigen Männern als Beugen gefertigei werben. 


$. 485. 
In einer foldyen Urkunde mäffen die Berfouen, welche das Sigentbum übergeben uud übernehmen, 
Die Sache, welche Äbergeben werben fol, mit ihren Sränzen; der Titel der Erwerbung; fermer ber Det 
nnd Die Zeit des geſchloſſenen Geſchaäftes beftimmt angemerft, und ed muß won dem llebergeber in dieſer, 
oder in einer befonderen Urkunde die Bewilligung ertheilt werden, daß der Uebernehmer als Eigenthümer 
einverleibt werben könne. 


8. 436. 


Benn das Sigenthum unbewegliher Sachen zufolge eines rehtöfräftigen Urtheiles, gerichtlichen 
Theilungs » Inftrumentes, oder einer gerichtlichen Ueberantwortung einer @rbfhaft übertragen werdet sell, 
fo if ebenfalls die Einverleibung diefer Urkunden erforderlich. 


8. 487. 


Ebenfo iſt eB, um das Tigenthum eines vermachten anbewegliäzn Gutes zu erwerben, * genug, 
daß die Anordnung des Erblaſſers überhaupt den öffentlichen Büchern einverleibt worden ſei. Ber eine 
Forderung dieſer Art hat, muß bei der Behörde noch die beſondere Einverleibung des Vermächtniſſes 
aud wirken. 

5. 438. 


Wenn derjenige, welcher das Cigenthum einer unbeweglichen Sache anſpricht, darüber jwar eine 
glaubwürbdige, aber nicht mit allen in den 88. 434 und 495 zur @inverlelbung vorgeſchriebenen Erforder⸗ 
niffen verfebene Urkunde befigt, fo fan er doc, damit Ihm niemand ein Vorrecht abgewinne, die bedingte 
Eintragung in das Öffentlihe Bud bewirken, welche Bormerkung (Bränotation) genannt wird. Dadurch 
erhält er ein bedingtes Cigenthumsrecht, und er wird, fobald er aufoige richterlichen Ausſpruches die Ber- 
merhng gerechtfertiget hat, von der Beit des nach gefeglidher Ordnung eingereichten Vormerkungsgeſuches, 
für den wahren @igenshämer gehalten. 


8. 439. 


Die geſchehene Bormerkung muß fowohl demjenigen, der fie bewirkt hat, als and feinem Gegner 
durch Zufleflung zn eigenen Händen befannt gemacht werten. Der Bormerkungäwerber muß binnen vler- 
. sehn Tagen, vom Tage der erhaltenen Auflellung, die ordentliche Klage zum Erweiſe des Cigenthumsrechtes 
einteichen; widrigen Falls fol die bewirkte Vormerkung auf Anſuchen des Gegners gelöſcht werden. 


$. 440. 


Hat der Bigenthünmer eben dieſelbe umbewegliche Sache zwei verfchiedenen Berfonen überlaffen, fo 
fät fie derjenigen gu, welche früher bie Ginverleibimg angeſucht hat. 


$. 441. 


Sobald bie Urkunde über das Cigenthumorecht in das äffentlidhe Bu, eingetragen ti, Iriit der 
nene Eigenthümer in den rechtmäßigen Befly. 


8. 442, 
Ber das Eigenthum einer Sache erwirbt, erlangt andy die damit verbundenen Weöhte. mechte, die 
auf die Berfon des Uebergebers eingeſchränkt find, kann er nicht übergeben. Ueberhaupt kann niemand 
einem Andern mehr Necht abireten, als er felbR hat. 


5. 443. 


MU dem Cigenthume unbeweglier Sachen werden auch die darauf haftenden in den Affentlidien 
Büchern angemerften Laften übernommen. Wer diefe Bücher nicht einficht, leidet in allen Bälen für feine 
Ractäffigkeit. Undere Borderungen und Anſprüche, die jemand an den vorigen @igenthümer Bat, geben 
nicht auf den neuen Crwerber über. 

Sach ſenheim, Erläuterung. 31 
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3. 444 
Das Eigenthum überhaupt kaun durch den Willen des Eigenthümers, durch das Gefey, und durch 
richterlichen Ausſpruch verloren gehen. Das Eigenthum der unbeweglichen Sachen aber wird nur durch 
die Loſchung amd den öoffennlichen Büchern aufgehoben. 


$. 445. 


Rad, don in dieſem Hauptftüde über die Brwerbungt- und Gridfungsart des Eigenthumndrechtes 
unbeweglicher Sachen gegebenen Borfähriften bat man ſich au bei den übrigen, anf unbeweglihe Sachen 
ſich beztehenden dinglichen Rechten zu verhalten. 


8. 446. 


Auf was für eine Art und mit welchen Borfichten überhaupt bei Cinverleibung dinglicher Rechte 
vorgugehen ſei, iſt in den über die Cinrichtung der Landtafeln und Grundbücher beſtehenden beſonderen 
Anordnungen enthalten. 


Ueber die Einverleibung dinglicher Rechte beſtehen im Sachſenlande: 


1. Das mit a. h. Reſcripte vom 14. Auguſt 1846 (Hofz. 4275, 
Gubl. 3. 6071) beſtaͤtigte und zur allgemeinen Darnachrichtung im 
Umkreiſe der fähfifhen Nation unterm 11. November 1846, Univ. 
8.678, vorgefchriebene Univerfitäts:Statnt. Daflelbe lantet: 


„Ein liegender Grund fann nur dann für dad unbezweifelte, gegen jeden An- 
ſpruch geficherte Eigenthum des Erwerbers angefehen werden, wenn nebft Beobadh- 
tung der im Statutargefeß vorgefchriebenen Feierlichkeiten, der Erwerbötitel umd ber 
darüber von den Parteien abgeſchloſſene Vertrag in das „Grundbuch“ eingetragen, 
und die Umfchreibung beöfelben auf den Namen des Erwerbers vollzogen worden ifl. 
(8.1). — Bon der Intabulation: Die Sntabulation der Schulden in Berbindung 
‚mit der Bormerfung im Grundbuch ifl eine ſolche Einrichtung, vermöge welcher ber 
Gläubiger, der feine Forderung auf ein beflimmtes liegendes Eigenthum feines Schuld- 
ners vormerken läßt, ein. Recht auf diefes erlangt, welches nur mit Grlaffung ober 
Bezahlung der Schuld, oder wenn der erequirte Grund zur vollfiändigen Bezahlung 
derfelben nicht hinreichen follte, mit der an den Gläubiger erfolgten Uebergabe des 
verpfändeten Grundes in natura erlifcht. (45. 2). Wenn die forderungen mehrerer 
Släubiger an ein und das nämliche Eigenthum des Schuldner® vorgemerlt worden, 
fo entſcheidet bezüglich ded Vorzugsrechted der Sag, morauf die Schuld im Grund⸗ 
buch ftehet, fo zwar, daß derjenige, welcher bei der Bormerfung der Schuld in das 
Grundbuch den erſten Sag erhalten, dem nächftfolgenden, diefer dem dritten, und fo 
weiter die früheren Säße den fpäteren irhmer - vorgezogen werben. (8. 3). Durch bie 
Intabulation einer Schufdforderung wird nicht nur bad Kapital, ſondern es werden 
auch die davon fälligen geſetzlichen Zinfen gefichert, jedoch Tann die Saumfeligfeit 
des auf den erften Satz intabulirten Gläubigers in Erhebung der Zinfen dem zweit: 
fAplih intabulirten Blaubiger nicht Nachtheil bringen, weßwegen im eintretenden Gol- 
liſionsfall dem erfifäglich vorgemerkten Gläubiger zuerſt fein Gapital, dann die auf 
bie nächften drei Jahre vor der gerichtlihen Einmahnung rüdftändigen, wie nicht 
minder die von der Zeit jener Einmahnung bis zur volllommenen gerichtlichen Befrie- 
digung fälligen Zinfen zu entrichten fommen, und endlich auf dieſelbe Weife bezüg- 
fi der vorgemerften Gläubiger, mit fteter Berülfichtigung des Porzugsrechted, zu 
verfahren ift; follte aber der Ertrag der verkauften Realität zureichen, fo follen den 
Släubigern in ihrer Reihenfolge auch die Zinfenrüdftände früherer Jahre entrichtet 
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werden ($. 4). Da das Grumbbuch feiner Ratur mach blos Die ſpecifiſche Verzeich⸗ 
nung des unbeweglichen liegenden Befipihumes nachweiſet, fo verficht es fih von 
felbft, daß die Bormerfung folder Schulden, zu deren Sicherheit nicht ein ſpecielles 
Grundeigenthum, fondern nur im Allgemeinen das Bermögen des Schuldrers ver- 
hypothezirt worden, im Grundbuche nicht flattfinden kann. Doch aber können auch 
berlei Echuldfigeine mit generellem Pfand dann pränstitt werden, wenn Gläubiger 
und Schuldner nachträglih über die Belaftung eines fpeciellen Pfandes fih unter 
einander vertragen, oder wenn hierüber mitteld eines gerichtlichen Spruches verfügt 
worden ift (8. 5). Gbenfo wenig können (ohne einen ſolchen Vertrag oder Gerichts⸗ 
ſpruch) auch Schuldſcheine ohne alle Hypothek im Grundbuch vorgemerkt werben, wo⸗ 
gegen ed aber den Eigenthümern folder Echuldfcheine freiftebt, fih dad Vorzugsrecht 
vor andern Beſißern gleihfalld pfandlofer Schuldſcheine dadurch zu verfchaffen, daß 
fie ihre Ehuldfcheine in das Urkundenbuch eintragen laffen ($. 6). Die Gefcheöftel- 
fen (Stat. III. 2. 8. 4, 9 und 10; dann 111. 3. &. 5 und I. 12 $. 3 und 4), weiche 
blos von nicht intabulirten Echuldforderungen handeln, behalten in diefem Bezug 
ihre volle Kraft und Giltigleit (8. 7).” : 

2. Die rectificirte und mit h. Hofbecrete vom 
21. Auguſt 1845 beftätigte Iuftrnction für die Grundbuchs⸗ 
ämter in der fähfifchen Nation (Univ. 3. 795. 1845). | 

Erfte Abtheilung. Bon Berfertigung des Grundbuches. Alle Grund⸗ 
flüde einer Ortögemeinde (Wohnpläpe mit oder ohne Gärten, mit oder ohne Käufer, 
in einer Stadt oder Borftabt, in einem Markte oder Dorfe, Aecer oder Wiefen eines 
Feldes, Weingärten eined Weinberged, Krautländer eines Krautgartend), fowie Maf- 
fen von beweglichen Gegenftänden, welche jedoch ein Ganzes ausmachen und womit 
bie Ausübung eines Rechtes verbunden iſt, 3. B. Apothefen und Handlungen oder 
Fabriken find der Reihe nad von Nr. 1 angefangen, mit den biefelben treffenden 
Nummern zu bezeichnen und fofort durd zwei, nicht nur der Municipalrechte aus 
Erfahrung, fondern, dur ordentlihed Studium auf einer biesfälligen Landes⸗Lehr⸗ 
anftalt, der gefammten vaterländifchen Rechte undige Männer, in ein ſolches Bud 
einzutragen, deſſen 1. Rubrik die fortlaufende Nummer, die 2. Rubrik den Namen des 
erwiefenen fichern Eigenthümers, der auf bie 4., 5. und 6. 8. angedeutete Art und 
Weiſe audzumitteln if, die 3. die Art und Größe des Grundſtückes, ob ed nämlich 
Hänfer, Gärten zc. und wie groß ſolche find, die 4. die Gaffe und Gegend, die 5. bie 
auf dem Grundftüde etwa haftende Laften, die 6. die Citation in das Urkundenbuch, 
von dem weiter unten die Rede fein wird, uud endlich die 7. Rubrik die Veränderung 
im Befige zu enthalten hat. In Betreff der Größe der Grundftüde ift zu bemerken, 
daß foldye bei den Stadtgründen auch wegbleiben, bei ben Feldgründen und andern 
aber einftweilen — bid zur Grzielung der, mit außerordentlihem Koftenaufwande ver: 
bundenen, ordentlichen Vermeſſung derfelben, Mittel zur Beftreitung dieſer Koften wer- 
ben: ausfindig gemacht werben fünnen, — in bem Maße angefegt werben foll, ald ber 
Gigenthümer des Grundftüdes diefelbe in Gegenwart der angrenzenden Rachbarn an- 
gibt (Fq. 1). Im Grundbuch ift für jedes einzelne Grundſtück oder Rr. zu dem Ende 
ein hinlänglicher Raum zu laffen, damit die damit vorfallenden Veränderungen wenig 
fiens 50 Jahre hindurch im diefem Buche vorgezeichnet werden können, z. B. bei den 
Sönfern und Gärten in der Stabt und Vorftädten eine Foliofeite und bei ben Xedern, 
Wieſen und Weinbergen eine Biertel-Foliofeite. Weil aber hiezu Be Raum erfor. 
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destih if, fo find hei ſolchen Territorien, wo ein Band nit alle Srundftüce faffen 
tanı, oder berfelbe gar zu veluminde werden würde, über die Etadt- und Borflädte 
Srundftüde 1 oder 2 oder 3 Bände, über die Feldgründe wieder nach Beſchaffeuheit 
der Felder entweder über dad ganze Feld nur ein, oder über jede einzelne Abtheilung 
beöfelben ein abfonderliher Band auszufertigen und jeder Band mit Nr. 1 anzufan- 
gen, damit nicht allzugroße Zahlen in Gebrauch genommen werben müffen (8. 2). — 
Diefed Buch und Berzeihniß aller, zu einer beftimmten Ortsgemeinde gehörigen, 
Srundftüde Heißt im Allgemeinen dad Grundbuch der fraglichen Gemeinde; deffen ein- 
zeine Bände aber ihrem Inhalte nach dad Etabt-, das Borftädte- und wenn auf 
diefe nicht alle in einen Band gefaßt werden können, dad A Borftadt-, dad B Vor⸗ 
ftadt« 2c., dad A Feldacker⸗ dad B Feldader-, das C Feldader, das Wiefen, Mein- 
aarten«, Arautländer 2. Grundbuch. Damit aber bei foldhen Cigenthümern, welde 
mehrere und verfhhiedenartige Grundftüde beſitzen, welche in verfchiedenen Bänden des 
Grundbuch vortommen, theild deren Ecfammtbefip leicht erforfcht, theils jedes ein- 
zelne Grundſtück im betreffenden Grundbuchebande leicht aufgefunden werden könne; 
find ſummariſche Auszüge aus dem Grundbuche für die gedachten Eigenthümer nöthig, 
worauf alle Grundftücke eines Eigenthümers, jedoch blos mit Anführung des Grund⸗ 
buchbandes und der Nummer, wo die einzelnen Grundſtücke zu finden find, verzeichnet 
find, und find dieſe Ertractäzettel jeberzeit unter der Nr. ded Wohnhaufes des Eigen⸗ 
thümers (ald Caput bonorum) aufzubewahren (8. 3). Da das Grundbud, ein blei- 
bendes Denkmal des Eigenthums und Pfandes bei den Grundftüden abgeben foll, in 
das voraufgeführte Grundbuchsverzeichuiß der Grundftüde aber nur ganz furz der 
Name des Eigenthümeas und deffen Erwerb» oder Befipeötitel, dagegen die Urkunden 
über das Eigenthums⸗ oder Pfandrecht, welche doch zum nöthigen Beweife desfelben 
dienen, nicht eingetragen werben können, fo gehört zum Grundbuche, ald ein wefent« 
licher Beftandtbeil deöfelben, dad Urkundenbuch, und ift daher bei Verfertigung des 
Grundbuches zuglcih das Urfundenbuh zu dem Ende zur Hand zu nehmen, damit 
alfogleih bei Aufnahme eines Grundſtückes derjenige, welcher fi für defien Cigen> 
thümer angibt, zur Borweifung feiner Eigenthumsurkunde, Kauf» oder Tauſch⸗, Echen- 
kungs⸗ oder Erbſchaftsinſtruments aufgefordert, dasfelbe, wenn ſolches authentifch ift, 
in das Urkundenbucd feinem ganzen Inhalte nad wörtlich eingetragen und treulid 
copirt, d. b. intabulirt, der Titel des Beſitzes nebft dem Dato der Urkunde, die Eeite 
des Urkundenbuchs, d. i. die Nr. der Urkunde, (da es ſich von felbft verſteht, daß das 
Buch paginirt und die darin einzutragenden Urkunden numerirt werden follen) in bie 
mit Beränderung des Beſitzes betitelte Rubrik ded Grundbuchs angemerkt und fofort 
auf die betreffende Urkunde felbft indofirt werden fol: daß biefelbe in das Urfunden- 
buch der Etadt- oder Markts⸗ oder Dorfs⸗ N. N. pag. — Nr. — intabulirt, und 
das Srundftüd, worüber dieſelbe lautet, ım Stadt» ac. Grundbud pag. — Rr. — 
deffen Eigenthlimer erbeigenthümlich anheimgefhrieben, oder auf deffen Namen ange- 
fhrieben worden; und ift diefe Indofation und Vormerkung (Intabulations - Clausul 
genannt) mit dem Dato der Intabulation, mit der Unterfehrift ber Grundbucht⸗ 
beamten, fowie mit dem Siegel ded Grundbuchsamtes zu verfehen; fofort aber bie 
Urkunde deren Eigenthümer zurüdzuftellen (8. 4). Sind diefe Eigenthumdurkunden 
folder Art, daß getreue Abfchriften von benfelben auch in anderwärtigen amtlichen 
Protofollen zu finden find, 3. B. Theilungdinftrument zc., fo find dieſelben nicht per 
extensum, fondern nur extraclive, oder au gar nicht im Urkundenbuch einzutragen, 
fondern es ift fi nur im Grundbuche in der betreffenden Rubrik darauf zu berufen, 
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4 2. durch Erbſchaft laut Theilungsinfirument vom — ın dem und dem Schäbungs- 
preife an R. R. gelommen, und auf die Urkunde zu indofiren, daß diefe Urkunde 
audzugsweife im R. Urkundenbuche pag. — Nr. — intabnlirt und das Grunbftüd, 
worüber der Auszug lautet, im R. Grundbuch deffen Eigentbümer anheimgeſchrieben; 
oder wenn die Urkunde gar nicht eingetragen worden, daß das betreffende Grundſtück 
im R. Grundbuche pag. — Ar. — dem R. R. erbeigentbümlich anheimgefchrieben 
worden ($. 5). Hat ein Gigenthümer keine Urkunde über den (Erwerb und Beſiß 
feines Grunditüdes, oder w'rd diefelbe nicht für autbentifh befunden, fo hat berfelbe 
darüber, entweder mittelft der eidlihen Faffionen der Grundſtücksnachbarn und Rad 
barhannen, oder Nachbarväter, der Feldinfpectoren und Hüter, und überhaupt von fel- 
hen Perfonen, denen Kenntniß der Sache und Unparteilichkeit zugetrauet werden faum. 
rechtlichen Beweis zu führen, und ift fofort darüber ein Inſtrument auszufertigen 
und mit demfelben alfo zu verfahren, wie bei den autbentifhen Urkunden angedeutet 
worden (8.6). Damit ferwer ‚untereinft auch diejenigen, welche ein dingliches Pfand 
oder Pacht 2c. Recht auf die grundbüdlich aufgenommenen Grundflüde haben, aus⸗ 
gemittelt und deren Rechte ſicher geftellt werden mögen, ift der Gigenthümer dießfalls 
zu befragen und nad) deſſen Ausſage, vom betreffenden Gläubiger feine Schuldurkunde, 
vom betreffenden Pächter fein Pachtcontract zc. abzufordern, diefelbe dem Schuldner 
oder Bürgen zc. vorzufegen und, wenn er dagegen feine Ginwendung macht, diefelben 
gleich den Kigenthumdurkunden in das Urkundenbu einzutragen und zu bebandeln; 
. der Rame ded Gläubigers oder jonft Berechtigten fammt feiner Forderung ober fon- 
fligen Rechte aber beim betreffenden Grundflüde, im betreffenden Grundbuche, in bie 
dazu beflimmte 5. Rubrit und die Pagina des Urkundenbuchs, wo fich die diesfällige 
Urkunde eingetragen befindet, in die dazu beitimmte 6. Rubrik anzumerken ($. 7). 
Da es ſich jedoch ergeben könnte, daß bei Aufnahme der Grundftüde doch nicht alle 
darauf haftenden dinglichen Rechte Underer, refp. Laften, der Gigenthümer au Tag 
fämen. fo muß, ehe und bevor das neu audgefertigte Grundbuch in Gebrauch genommen 
wird, allgemein befannt gemacht werden: daß im Orte R. Grundbücher verfertigt 
worden, daß daher dafelbft ein unbewegliches Cigenthum wur duch Gintragung des⸗ 
felben auf des Erwerberd Ramen im Grundbuch gefehmäßig erworben werden foune, 
und der folche unterlaffen werde, ſich die daraus für ihn entfpringenden Nachtheile 
feloft zuzuſchreiben haben werde, alle diejenigen aber, welche auf irgend ein Grunde 
ſtück dieſes Ortes irgend einen rechtlichen Anſpruch, 3. 3. Geldforberungen unterm 
Zitel des Pfaudrechtes, ober die Rugnießung unterm Titel des Pachtes umd dergleichen 
zu machen hätten, und fi diesfalls ficher ftellen wollten, ſich damit binnen ſechs 
Monaten beim betreffenden Grundbuchdamte melden und ihre Anjprüche entweder 
mitteld der Borlegung der Urkunden oder fonft auf eine rechtliche Weiſe legitimiren 
foüten: damit fofort, nach Ablauf der beftimmien Heitfrift, deren Rechte auf die be- 
treffenden Grundſtücke gehörig im Grumbbuche mögen vorgemerkt, deren Urkunden aber 
im Urkundenbuch intabulirt werden können ; wibrigenfalld fie nach Verfließung dieſes 
Termines, wenn auch ihre Anfprüche älter wären, ald andere, welche ſolche intabuliren 
faffen würden, den Borzug vor diefem verlieren, und demnach, bei etwaiger Grfolgung 
eined Goncurfes, leicht zu Schaden kommen würden. Und ift biefe Publication, wenn 
die Grundbücher in der ganzen Nation eingeführt worden, im Wege bed königl. Gu⸗ 
berniums nicht nur in biefem ganzen Großfürftenthum, fondern auch durch die Dfner- 
und Peſther Beitungen im Königreich Ungarn und durch die Wiener Zeitungen im ben 
kämmtlicgen k. k. öflerreichifgen Crblaͤndern und aud in bem Audlande zu veran⸗ 
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laſſen; bei einzelnen Ortſchaften aber auch nur in dem Kreiſe, wozu ſolche gehören, 
und ben Nachbarkreiſen, mit welchen fie Verkehr gu haben pflegen (8, 8). Rach Ab- 
lauf der feflgefepten Friſt von ſechs Monaten find nun fammtliche, in Folge der ge 
ſchehenen Wufforderung flatt gefundenen Anzeigen von Anfprühen auf ein Grundftüd, 
fo wie die diedfalld von den Prätendenten eingereiägten Urkunden bem betreffenden 
Srundftühd-Gigenthümer mitzutheilen, und, wenn biefer feine Einwendungen dawider 
macht und biefelben für richtig anerkennt, damit nad der, im 7. &. angebeuteten Art 
und Weiſe zu verfahren, d. i. ſelbe find in das Urkundenbuch zu intabuliren und im 
Grundbuch gu pränotiren, die betreffenden Original⸗Urkunden aber zu claufulicen und 
fofort deren Gigenthümer zurädzuftellen (8. 9). Grfennt der Cigentgümer eines 
Grundſtückes einen angezeigten Anſpruch auf fein Grundſtück nicht an, und will dem 
-feßteren die prätendirte Laft nicht aufbürden laſſen: fo ift der Prätendent zwar an 
den ordentlichen Weg Rechtens anzumeifen, deſſen Prätenfion aber, wenn foldhe eben 
nicht auf den erften Anblick für völlig unftattbaft erfannt wird, in welchem Fall die 
felde gar nicht zu beachten ift, nur einftweilen zu intabuliren und zu pränotiren, und 
dieſes ſowohl im Urkundenbuch ald au in der Intabulationd-Clauful auf der betref- 
-fenden Urkunde zu bemerken, wornach in Gemäßheit ber diebfälligen richterlichen Ent- 
ſcheidung diefe Intabulation und Pränotation entweder in die fürmliche übergehet, 
:oder zu caffiren ift (8. 10). Wenn mehrere Gläubiger zu gleicher Zeit die Pronsti- 
tung ihrer Forderungen im Grundbuche oder deren Sntabulation verlangen: fo find 
deren Anſprüche folgendermaßen zu behandeln: 1. Schuldſcheine mit fpecieller Hypo⸗ 
the? find den Schuldſcheinen genereller Hypothek unbedingt vorzuziehen, und kommen, 
wenn fie auf ein und das nemliche Pfand lauten, nad der Zeitfelge zu berüdfichtigen 
fo, daß der frühere auf ben erften, die folgenden aber auf die folgenden Eäpe im 
Grundbuche pränotirt werden. 2. Die Schuldfheine mit genereller Hypothek aber, 
und diejenigen ohne Hypothek find gleicher Natur, und bei der nah $. 31 zu gefche- 
benden Eintragung derfelben — nicht in dad Grundbuch — fondern in das Urfunden- 
Huch, iſt ebenfalls den älteren wor den jüngeren ber Vorzug zu geben ($. 11). Wenn 
alles dies gefchehen, fo ift das Grundbuch fertig, und liegt zum fernen Gebrauch 
vor. Uebrigens verſteht es fih von ſelbſt, daß die Grundbuͤcher als öffertliche Bücher 
durchaus rein gefchrieben und ohne Eorrectur fein müffen, damit ſich dießfalls keine 
Bedenklichkeit außern könne ($. 12). Zweite Abtheilung. Bom Bwede und 
Nupen des Grundbuchs⸗Inſtitutes. Der Zwed der Grundbücher iſt eineötheid die 
Unterftäßung des bürgerlihen Glaubens, indem durch diefelben nicht nur die Erlan⸗ 
gung des rechtmäßigen Befiged, ded Eigenthums eines Grundſtückes, fondern aud 
dad Pfandreht darauf unter öffentlichem Anfehen gefihert wird, und Jedermann 
daraus zu erfehen’im Stande ift: ob und wie fern er fih mit Jemanden in Rechts⸗ 
gefhäften über unbewegliche Güter (Grundftüde) ohne Gefahr und mit Sicherheit ein- 
faffen fann. Ferner gewähren die Grundbüder den Beflgem ber Grundſtücke den 
großen Vortheil, daß fie fih nicht nur an fremden Orten, wo fie ſelbſt und ihr Be- 
figftand und Bermögen unbefannt find, hierüber glaubwürdig ausweiſen, fondern 
nöthigenfalld ihre Grundftiüide und zwar eined und dad nämliche an mehrere Gläubiger 
zu gleicher Zeit derpfänden und auf diefe Art ihr Eigenthumoͤrecht in einer weitern 
Außdehnung Genüpen können. 3. B. Es folk eine Realität in Hermannftadt in Pacht 
gegeben werden, und ein Gronftäbter will ſolche in Pacht nehmen, fo kann berfelbe, 
um zum Bothe gugelaffen zu werden, durch einen Grundbuchs⸗Auszug beieifen, daß 
und wie er tn Cronſtadt poffeffionirt und auch bie nöthige Pacht⸗Caution zu leiſten 
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im Stande if; wo ein Anberer, in deſſen Wohnort feine Grundbicher And, Wiege 
baares Geld oder fremde Bürgfhaft verwenden muß. Serner, befigt Jemand ein 
Gruudfiüd, welches 4000 fl. werth:ifl, und braucht zum Betrieb eimer Handlung ober 
Gewerbes ein Capital vom 2000 fl, findet jedoch bei einem Gapitaliften nur 1500 fl 
unn iſt baher genöthigt, ‚die hier fehlenden 500 fl. von einem andern aufsuhargen ; 
oder es braucht derfelbe anfänglich nur 1000 fl. und erhebt ſolche, in der Folgezeit aber 
ned 1000 fl., und es Tann ihm fein Gläubiger ſolche nicht geben, fo kann er ſolche 
von. einem Anders auöborgen, und dieſen durch dad Gruudbuch ehem fo ficher ſtellen. 
als jenen, indem ex den Erſten auf fein Geundflüd auf dem erſten, und den Leten 
auf den zweiten Say grundbüchlich pranotiren läßt, und jedem ein intabulirtes Schuld⸗ 
Document ausſtellen kann. Endlich hat auch der Gläubiger und Beſiter von derlei 
intabulisten Schuldſcheinen den Vortheil, daß er in Ermangelung von Grundflüden 
im Falle der Noth ſolche glei Effecten und Prätiofen weiter verpfänden kaun. 3, 2. 
der Befiper einer intabulirten Obligation von 1000 fl. braucht 500 fl., befümmi 
ſolche aber ohne Hypothek nicht, fo kann er feine Obligation zu Stellung diefer Hy 
pothet werwenden. Dagegen bient das Grundbuchs⸗Inſtitut ‚auch zur Beſchraͤnkung 
bed Eigenthumstechtes, wenn nämlich. ein Grundſtück zwar deſſen Eigentbümer in der 
Nutznießung belaffen, jedoch unter Sequeſter geſeht werben will: fo kann ſolches durch 
ein gerichtliches Interdict und fofortige Pränotation de non alienando et onerando 
geſchehen (5. 13). Dritte Abtheilung. Bon der Handhabung des Grund: 
bus. (Grunpbuds-Manipulation). Wenn gleich aus dem bisher Gefagten. er 
fehen werben fan, wie ferner mit den Grundbüchern manipulirt werben foll, fo wird 
doch nicht überflüffig fein, Dabei indkefondere nachſtehende Regeln vorzufchreiben ($. 14). 
Da das Grundbuch, wie bereits $. 4 gefagt worden, ein bleibendes Deukmal bed 
Eigenthums abgeben foll, fo iſt vor jeder Umſchreibung eines Grundſtückes auf den 
Kamen eined neuen Gigenthümers dieſem immer befannt zu machen, was für Laften 
darauf haften, damit er fi darnach richten Tonne ($. 15). Bei Veränderungen ber 
Gigenthümer eined Grundftüded aber, welche ſich durch deu Zod des Gigenthümers 
ergibt, ift indbefondere zu bemerken, daß fein Grundſtück auf eined Andern Namen 
umgefchrieben werben Tann, wenn es auch noch fo gut befannt wäre, daß der im 
Grundbuche eingeiragene Eigenthümer mit Tod abgegangen, bis ſich nicht der betref⸗ 
fende Erbe dieferwegen meldet; und ift Daffelbe aud ‚nur Dann dem Impetranten an- 
heimzuſchreiben, wenn er ſich mit bem über die Berlaffenfhaft auögefertigten Thei⸗ 
Iungs-Infirument darüber legitimiren Tann, daß er dieſes Grundflüd geerbt hat, folg- 
lich nun deſſen unbezweifelter Eigenthümer if. Wo fodann Hei der Umjchreibung 
vorzugehen ifl, wie 8. 5 angedeutet worden ($. 16). Sind die Erben Miuderjährige, 
aber ſich ſelbſt zu vertreten Unfähige und ihres Rechtes nicht mächtige Perfonen, fo 
haben deren Bormünder und Beforger, welche ſolche auch bei der Zheilung vertreten 
und dießfalls auch vom Theilamte die nöthige Weifung zu erhalten haben, die vor» 
gedachte Umſchreibungen zu verauftalten, und ift in diefem Falle zugleich bei der Um⸗ 
ſchreibung der Grundſtücke im die zweite Rubrik bei deren Namen beizufepen, daß fic 
Bupillen oder Guranden feien, fo auch in Die fünfte Rubrit zu bemerfen, daß vor 
Gmancipation der. Eigenthämer ohne obrigkeitlihe Bewilligung dieſe Grundftüde nicht 
verpfändet, wertaufcht oder verfauft, und überhaupt feine Veränderung vorgenommen 
werden folle ($- 17). Wenn von einem Haufe tie Zweibrittheile dem Sohne und day 
Gindrittheil der Wittwe des verſtorbenen Gigenthümers zugetheilt werben, fo ift das⸗ 
felhe auch im Grundbuche alfo zu umfchreiben, Damit nicht der Zmeitheildbefiger zum 
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Nachtheil der Witwe das ganze Haus verkaufen, vertauſchen oder belaſten könne; und 
auch die Witwe, welche nur als Nußnießerin des Drittels Hauſes, jedoch Figenthü⸗ 
merin deſſen Schaͤzungswerthes zu betrachten iſt, das Drittelhaus zum Nachtheil deſſen 
eigentlichen Eigenthümers, jenes Zweidrittheil⸗Beſihers, welcher nur den gedachten 
Schägungswerth dafür zu geben bat, nicht verkaufen, vertaufben ober für mehr ats 
jenen Schägungswerth verpfänden könne ($. 18). Bei Beränderung der Eigenthümer 

eines Srundftüded durch Kauf und Verkauf ift überhaupt zu bemerken, daß biefelbe 
aur dann vorgenommen werben kann, wenn.mitteld einer autbentifhen Urkunde er- 
wiefen wirb: daß bei demfelben alle in den Geſeßen vorgefchriebene Formalitäten und 
zwar die Feilbietung, Aldamaſch oder Genuß des Wißweins, Berufung der Grund- 
ſtücks⸗Nachbarn und VBerfändigung der Einfpruchsfähigen Anverwandten des Berkäu- 
ferd umd die Statution thatfächlich oder ſymboliſch wirklich gefcheben if. Im diefem 
Falle ift a. das fraglihe verkaufte Grundſtück im betreffenden Grundbuche aufzufuchen 
und dem Käufer, wenn er fich nicht bereitd vor Abfchließung des Kaufes darum be 
fümmert hat, der grumbbücherlihe Stand des Grundflüdes und hauptſächlich die darauf 
haftenden Laften befannt zu geben, wie im 15. $. bereitö angedeutet worden; b. if 
darauf zu forgen und zu dringen, daß der Käufer die etwa auf dem Grundftück haf⸗ 
tenden Laften entweder förmlich übernehmen, oder diefelben aus dem Kaufſchilling auf- 
heben, d.i. die auf dem Grundſtück haftenden Schulden bezahlen und fofort, wenn es nicht 
bereit geſchehen, audy dem Berfäufer den bedungenen Kaufpreid bezahlen oder wenig⸗ 
ſtens ficher flellen, dagegen der Berkäufer den Käufer über den erhaltenen Kaufpreis 
im Kauf⸗Contrakte quitticen möge; c. ift dem Berfäufer diejenige Urkunde, vermöge 
weicher er oder feine. Borfahren diefes nun verkaufte Grundflüd übernommen und be⸗ 
feffen, abzufordern, nnd wenn er diefelbe probuciren kann, mit dem Inhalte der neuen 
Kauf und Verkaufs⸗Urkunde zu vergleichen, fofort, wenn letztere Nichts mehr enthält 
und dem Käufer nicht mehr Recht gibt, ala der Berfäufer mit dem verfauften Grund: 
ftüd gehabt, diefelbe, nämlich, die alte Urkunde, wenn ſolche der Art ift, daß der Ber- 
fäufer fie nicht mehr gebrauchen kann, ſowohl im Original zu caffiren, ald auch im 
Urkundendud, mit Hinweifung auf den dermaligen Kauf und Berkauf, auszulöſchen; 
wenn fie aber vom Berkäufer nicht entbehret werben kann, 3. B. ein Theilungs⸗In⸗ 
firument, wenn möglih, darauf wenigfiend der dermalige Verkauf des betreffenden 
Grundftüdes zu bemerken, im Urkunden-Protofoll aber eben fo, wie wenn der Ber- 
Fäufer feine Urkunde gar nicht produciren kann, jedenfalls auszuſtreichen; d. iſt die 
neue Urkunde, wie im 4. 8. weitläufiger auseinander gefegt worden, zu intabuliten 
and zu claufuliren, das erfaufte Grundſtück aber im Grundbnche nach Auslöfchung 
bes Namens des Berkäuferd, als biherigen Beflgerd, auf der betreffenden Pagina 
und unter der gehörigen Rummer auf den Namen bed Käufers, als jebigen Eigen⸗ 
thümers, alfo anzufchreiben: daB die Nummer des Grundſtückes in der erfien Rubrik, 
weldhe dur den Kauf und Berfauf keine Aenderung erleidet, ſtehen belaffen, in bie 
2. Rubrik nah Durdhftreihung ded Ramens ded Verkäufers der Name bed Käufers 
angefegt, die 3. und 4. Rubrik nämlich Art und Größe des Grundſtückes, wenn ſolche 
nicht etwa durch den Kauf⸗Contrakt ebenfall® eine Aenderung erleiden müßte, 3. 2. 
wenn nur ein Theil des Grundflüdes verkauft worden, ebenfalld ftehen belaffen, die 
5. und 6. Rubrik, wenn dad Grundſtück nicht etwa alfogleich entweder den Berkäufer 
für den Verkaufspreis, oder fonft IJemanden zur Auszahlung desfelden vom Käufer 
verpfändet wird, für welchen Fall die Berfahrungsart weiter unten, beiden Berpfän- 
dungen ber Grundftüde, befchrieben werden wird, leer belaffen, dagegen in die T. Ru⸗ 
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brik angemerkt wird, daß dad Grundſtück durch Kauf, vermöge Urkunde von dem und 
dem Zaye, in dem und dem PBreife an den Käufer gelommen, wie Pagina und Num⸗ 
mer des Urkundenprotocoli® näher zu erfeben; e. ift die Nummer bes verkauften 
Srundftüded auf dem Eyrtract-Settel des Berkäufers auszulöfchen und in den Extract⸗ 
Zettel des Käufers anzufepen. Wenn endlich dieß alles geſchehen, fo iſt F. die neue 
intabulirte Urkunde dem Käufer im Original mit ber $. 4. vorgefchriebenen Intabu⸗ 
lations⸗Clauſul verfehen hinauszugeben ($. 19). Bringen Parteien kein authentiſches 
oder gar fein Kauf-Tocument mit, fondern melden dem abagefihloffenen Kauf und Ber- 
fauf nur mündlich an, fo hat das Grundbuchsamt zuerft zu unterſuchen, ob bei die 
fem Kauf und Berfauf au wirklich alle gefeblichen Yormalitäten beobachtet worden, 
und wenn ſolches nicht gefchehen, diefelben zu veranfaflen, und nur dann erſt, wenn 
es vollkommene Sicherheit darüber hat, daß alle nöthigen Formalitäten beobachtet 
und dawider in der feftgefeßten gefeglichen Zeitfrift von Niemanden ein Einſpruch 


gemacht morden, (weil dergleichen in jedem alle am ben ordentlihen Richter zu ver⸗ 


weifen find, uund fofort nur nach deffen Entfcheidung fürgegangen werben Tann) die 
Barteien anzumeifen, fih ein authentifches Kauf-Document audfertigen zu laffen umb 
ſodann deffen Intabulirung, fo wie die Immutirung des Grundſtückes, fo wie im 
vorfiehenden $. 19 näher angedeutet worden, alfo vorzunehmen ($. 20). Gin Kauf 
oder Tauſch⸗ oder Schuld-Document iſt nur dann für authentiſch zu halten, wenn 
basfelbe entweder von den Gontrahenten eigenhändig, oder im falle diefelben der 
Schrift nit fundig wären, von einer Gerichtäperfon und Zeugen, oder wenigſtens 
don zwei Zeugen, berem Unterfchrift dem Grundbuchsamt gut bekannt ift, unterfertigt 
if. Es kann daher ein folches Kauf» oder Taufch- Document weder intabulirt, noch 
auf deffen Grund ein Grundflül im Grundbuche immutirt werden, wenn dad Grund« 
buchsamt rückfichtlich der Unterfhriften auch uur den geringften Zweifel bat. Wohl 
aber kann ein folder Schuldſchein aus dem Grunde, damit im Falle feiner gerichtlich 
oder auf andere Art zu bewährenden Authentie, der Gläubiger feinen Vorzug vor 
andern, in der Zwifchenzeit etwa zu intabulirenden Schulden nicht" verliere, mit der 
von Grundbuchs⸗Amte gemachten Bemerkung über die Zweifelbaftigkeit des Schuld⸗ 
fheines intabulirt werden; nur muß in folden Yällen auch die auf den Schuld ſchein 
zu indofirende Intabulationd-Glawful bemerkte Zweifelhaftigkeit enthalten ($. 21). Iſt 
der Berkauf durch das Gericht wegen Schulden, d. i. autore praetore gefhehen, fo 
hat der Berläufer von Seiten des Berichts das nöthige Kauf⸗Document Ah ansſtellen 
zu baſſen, und dasſelbe im Grundbuchs⸗Amte zu produciren. wo natürlih rückßcht lich 
der Authentie ded Documented und der Formalitäten Nichts weiter zu critifiren, im 
Uebrigen aber eben fo, wie mit andern Documenten und verkauften Orundflüden, zu 
verfahren ift. Und iſt in diefem Falle mar noch zu bemerken, daß bad Gericht zur Ber 
meidung von Kolliffionen alle diejenigen Grunbftüde, melde in Grecution genommen 
werben, dem Grundbuchsamte alſogleich nach Decretirung der Grecution anzeigen, und 
das Letztere fofort ohne Bewilligung des Gerichted mit dieſen Grundftüden keinerlei 
Beränderungen vornehmen foll($. 22). Wenn gleich aus dem $. 17 Geſagten hervorgeht, 


daß Grundftüde, welche ihrer Rechte nicht mächtigen Perjonen gehören, ohne obrig⸗ 


feittiche Bewilligung im Grundbuche nicht immutirt werden "Tonnen, fo wird biefes 
doch bier rückſichtlich des Kaufs und Verkaufs nochmals wiederholt ($. 23). Bel Ber⸗ 
äuderung des Eigenthümers eines Grundftüdes durch Taufıh und Wechſel ift mit Gm⸗ 
porhaltung des Nechtsweges für die fi dadurch etwa gefräntt Zühlenden, auf Vor⸗ 
zeigung einer in gefeplicher Zorın erpedirten Tauſchurkunde, die Intabulitung und Um⸗ 
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ſchreibung beider vertauſchten Grundftüde vorzunehmen, fo zwar, daß jeder, der in 
doppelten Parien abgefaßten Taufch-Urkunden,, die befondere Intabulationd-Glauful 
über das eingetaufehte Grundftüd beigefügt werben foll ($. 24). Bei Beränderung 
_ dei Eigenthümers duch Schenkung unter Lebenden ift die Intabulation und Immu⸗ 
tation nur dann vorzunehmen, wenn dad Schentungd-Document die gefepliche Form 
bucch Unterfchrift der Zeugen und bed Schenkers, ober wenn biefer des Schreihens 
unfundig fein follte, eines beſchwornen Beamten bat; bei Schenkungen auf den Todes⸗ 
fall aber find die im 16. 8. gegebenen Borjchriften zu befolgen ($. 25). Biöher if 
gelehret worden, wie dad Grundbuch rüdfichtlich des Befiges der Grundſtücke gehand⸗ 
habt werden fol. Da dieſes Juſtitut jedoch auch ein Denkmal ded Pfandes unter 
öffentlichem Anfehen zum Nutzen ded Schuldners und Glänbigers fein fell, und ver- 
möge Allerhöchſtem Hof-Refcripte vom 25. Juli 1781, welches den, Jurisdictionen 
mitteld hohem Gubernial-Decrete vom 28. Auguſt 1781 3. 6144 mitgetheilt worden, 
Hauptfächlich zum Behufe der Intabulirungen und Bormerlungen der Paſſiv⸗Schulden 
einzuführen befohlen, jedoch befanntli damalen nur in Kronftadt eingeführt, und bis 
jebt immer fortgeführt worden: fo werden mit Berückſichtigung der. in dieſem Reſcripte 
aufgeſtellten Grundfaͤße, daß nämlich diefes Inſtitut in Betreff des ganzen, fowehl 
beiveglichen als unbeweglichen Bermögend des Schulbners angewendet ‚werben Lönne, 
in wie weit nämlich Leptered unter Die Gerichtäbarkeit gehört, wo die Yntabulation 
geſchieht, und daß, um dieſer Intabulirung ihre Kraft zu geben, weder die Zufammeis- 
Zunft der Gläubiger, noch viel weniger die Ginwilligung der Schuldner venmöiben, 
indem es jedem Gläubiger freifiche, fich dieſer Rechtswohlthat zu bedienen, wie micht 
minder mit Berüdfichtigung auf die bei dem Grundbuchs⸗Inſtitut gemachte Erfahrung 
in Betreff der Verpfäändungen nachſtehende Borfchriften gegeben (8. 26). GE if das 
Schuld-Document, welches derjenige, welcher ein Grundſtück verpfänden will, perfün- 
lid zur Sutabulirung mit fich bringt, zu durchleſen und daraus bie. Nummer des 
Grundftüdes zu erfehen. Iſt nun dad Document gut abgefaht, antbentifch, und wal⸗ 
tet darüber fein Zweifel ob, daß der Weberbringer der Eigenthümer des zu verpfän⸗ 
denden Grundſtückes if, und das Schuld-Document auögefellt hat, welcher Fall dauu 
eintritt, wenn die Perfon und Schrift des Eigenthumers des zu verpfänbenden Grund» 
ſtückes dem Grundbuchs⸗Amte befaumt ift, fo ift ber zu werdende Schuldner zu befra⸗ 
gen, ob ſein Grundſtück nicht bereitd und wie belaftet feit und fnfort, menu bad 
Grundbuch mit feiner Erklärung und dem Inhalt des Schuldicheined übmeinftimmt, 
der Schuldſchein in das Urkundenbuch zu intabuliren und die Schuld im Brunbbude, 
wie . 7 angedeutet worden,. zu pränstiren. Im alle einer Abweichung ift dieſelbe 
‚dem Gigenthümer und Schuldner mitzuibeilen; damit er ſolche weiter feinem zu wer⸗ 
denden Gläubiger mittheilen oder fanft beheben fünne. Iſt nun nit bereitö etwas 
auf.dem betreffenden Grundſtücke präustirt, fo koͤmmt die fragliche Schuld natürlich 
ayf den I. Gab (imo loco) und iſt Diefed auf dem heireffenden Schuldſcheine in der 
Sntabulationd-Elauful ebenfalls zu bemerken. Iſt bereitd eine Poft auf dem Grund» 
ſtücke präuatirt: To kommt die fragliche neue Schuld auf den 2. Sap (2do loco) 
u. f. w. auf den 3. oder 4. ober 5. u. f. w. und iſt nicht nur der Sag, auf melden 
die betreffende Schuld im Grundbuche pränotirt worden, ſondern aud ber Capitals⸗ 
Betrag ber vorhergehenden Eäpe auf die Driginul-Obligation in der Intabulationd« 
Clauſul anzufegen, wie folgt: Im Urkundenbuch in Gegenwart uud auf Verlangen 
des Schuldners ober Dürgen Pagina — Nummer — intabulirt und R. Grundbuche 
Bag. — Ar. — imo loco oder 2do loco, me bereitd imo loco fi. 1090 — Goun. 
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Münze haften, oder 240 loco, wo bereits imo loco fl. 1000 — Conv. Mimze und 
2do loco fl. 508 — haften, pränstirt worden (&. 27). Waltet in Betreff deffen, 06 
nämlich; der Ueberbringer oder Verſaſſer eines Schuld⸗Documentes auch der Eigen- 
Ihümer ded zu verpfändenden Grundftückes iſt, auch nur der geringfte Zweifel ob, was 
Immer gefchieht, wenn bie PBerfon des Gigenthämerd des Orundftäded dem Grund⸗ 
buchsamte unbekannt ifl, fo iſt derſelbe zur dießfalls nötbigen Beweisführung aufzu⸗ 
fordern, und die Berpfaͤndung nur dann vorzunehmen, wenn dad Grundbuchs⸗Amt 
die vollkommene Meberzeugnng bat, daß bier feine Irrung, Täuſchung oder Betrug 
obmaltet (8. 28). Iſt der Schuldner der Schrift unfundig, kann folgli den Schuld⸗ 
fhein weder ſelbſt verfaffen no eigenhändig unterfertigen; fo {ft derfelbe zu verhal⸗ 
ten, den Schuldfhein durch eine Gerichtäperfon verfaffen und von Zeugen unterfertigen 
zu laffen, indem nur anthentifche Documente im Grundbuch angenommen und weiter 
gehandhabt werden follen ($. 28). Die Bränstirmg einer Schuld auf ein beſtimmles 
Pfand des Schuldners ift entweder durch den Schuldner ſelbſt, oder durch einen 
ſchriftlich Bevollmächtigten desſelben, oder in deſſen Gegenwart durch den GHänbiger 
zu veranlaffen, und kann nur in dem Falle in Abwefenheit des Schwibnerd oder 
feines Bevollmächtigten vollzogen werben, wenn der Gläubiger fih answeifet, daß 
deſſen Gegemmurt auch durch Gerichtszwang nicht hat bewirkt werden fönnen, und ihm 
von Gericht aus zur Pränotirung bie Bollmacht eribeilt worden tft (8. 30). Hat 
dar befreffende Schuldner kein Grundfküd, und will der Gläubiger ih nur fein Pfand⸗ 
reiht auf des Schnſdners Mobiltar-Dermögen fihern, fo wird der Schufbfchein nur 
ind Urkundenbuch eingetragen, intabulirt, und diefem nad auch nur folgendermaßen 
tlaufulirt. Im Stadt⸗Urkundenbuch Bag. — Nr. — intabulirt worden (8. 31). Bei 
Derpfändung eines Grundftüdes an einen 2. 3. oder 4. Bläubiger ift eben fo zu 
verfahren. wie in dem vorſtehenden 8. gelehrt worben, und ift hier nur das noch zu 
beobachten, daß die Intabulationen und Pränvtationen der Zeitfolge nad geſchehen 
md dem 2. Gläubiger b. i. demjenigen, welchem bad Grundſtück auf den 2. Sap 
(2do loeo) verpfänbet wird, ſtets befanut gegeben, und ſowohl im Gontraft bes Obli- 
gatorii, ald auch oder wenigſtens in der Intabulations⸗Clauful angefept werde, wie 
viel vor feiner Forderung auf dem Ormmdftül imo loco haften, damit er beur- 
theifen Konne, ob folche auch ficher geftellt Tel, werm aus dem Werihe des Grundſtücks 
zuerft fein Vorderſatz bezahlet wird. Eben fo iſt dem 3, 4 nnd 5. Gläubiger in 
fein Obligatorium flctd anzufepen, ‚wie viele umd mas für Poften bereit vor ber 
feinigen auf dem Brundflüde prametirt ſind, wobei natürlich immer nur die Capitäls 
oder Ucherträge,, da deren rüdfländige Accefforien nämlich die Intereffen dem Grund» 
duchs⸗Amte nicht bekannt find und cd dem Gläubiger fh darum zu befümmern frei 
flieht, angefept werben können ($. 32). Dei Berpfändungen intabulirter Obligationen 
gleich Effecten und Prätiofen, wobwrd Afterverpfändungen entjlehen, ift es zwar nicht 
nöthig, daß die dießfälligen Urkunden, vermöge weichen die intabulirten Urkunden 
verpfändet werden, ebenfalls intabulirt werden, da ja dad Pfandrecht des Berpfün- 
ders auf. das ihm verpfändete Grundſtück burh die AIntabulation ober Pränotation 
bereits ſicher gefteilt iR, und nur zum Theil oder auch ganz an einen Andern anf 
eine gewiſſe Zeit übertragen wird. Geollte jedoch der betreffende Gläubiger feln After 
pfandrecht amtlich beftätigen laſſen wollen, fo flehet demfelben frei, feine Schuldver⸗ 
fhreibung ebenfalls intabuliren und pränotiren zu laffen, welche Intabulation ſodann 
Euperintabulation heißt, und auf die Art zu vollziehen if, daß das Schuld⸗Docu⸗ 
ment gleich jeder audern Urkunde ind Urtunden⸗Protocoll per exlensum eingetragen, 
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eben daſelbſt bei dem verpfändeten Obligatorio deſſen Berpfänbung bemerkt und auch 
ind Geffiond-Protocoll eingefhrieben, dann, daß alles dieß gefhehen, auf das Origi⸗ 
nal-Schuld-Document mittelft Clauſul indofirt und dasfelbe fofort dem Gläubiger zu- 
getheilt wird ($ 33). Damit eine Schuldenpoft aus dem Grundbuche ausgelöſcht 
(extabulirt) werden könne, ift ed unerläßliih, daß das Original« Schuld - Document, 
worauf die Intabulations⸗Clauſul fich befindet, nebft einer Quittung des Gläͤubigers 
über die wirklich erfolgte Abtragung der Schuldenpoft ind Grundbuchs⸗Amt gebracht, 
und daſelbſt caffirt werde; worauf diefe Urkunde auch im Urkundenbuch ausgelöfcht ; 
babei ber Zag der Auslöfchung bemerkt, und endlich auch die betreffende Pränotation 
im Grundbuche durchftrigden werden muß. Dieferwegen ift dem Schuldner gleich bei 
der Intabulation zu bedeuten, daß er nach Bezahlung der Schuld nnd Auslöfchung 
feines Schuldſcheines von feinem Gläubiger den rüderhaltenen Schuldfchein zur Lö⸗ 
fung in dad Grundbuchs⸗Amt bringen folle ($. 34). Sollten Schuldner und Gläu- 
biger behaupten, daß eine Schuld bezahlt werben, der betreffende Driginal» Schuld- 
fein aber in Berluft gerathen fei, fo find ſolche an das ordentliche Gericht zu ver- 
weifen, damit fie die Amortifirung des betreffenden Schuldſcheines veranlaffen mögen; 
und nur nachdem folche erfolgt, ift die Schuld aus dem Grundbuche mit bem Bemerten 
ber Amortifirung auszulöſchen ($. 35). Zahlt ein Schuldner die auf feinem Grund⸗ 
flüde imo loco haftende Schuld aus eigenem Bermögen, jo wird diefelbe ausgelöſcht, 
(wie &. 34 bemerkt worden) und rüden bie fpätern Säße dergeftalt vor, daß der 
2. Sag ber 1. wird, der 3. ber 2. u. f. w. Bezahlt der Schuldner jedoch mit frem- 
dem neu aufgeborgtem Gelbe, fo ift, damit nicht gleihfam ein neuered Obligaterium 
vor ein Altered intabulirt werde, und eine fpätere Pränotation nicht vor einer frühe- 
ven zu fliehen fommen möge, was au im Grund⸗Protocolle nicht beinerfielliget wer⸗ 
den Tann, dad betreffende Obligatorium vom Urgläubiger an den neuen Gläubiger 
förmlich zu cediren, und diefe nicht nur die Gapitald-Summe und das Datum des 
cedirten Obligatoriums enthaltende, fondern auh vom Schuldner zu unterfertigembe 
Ceſſion nicht nur im Urkundenbuch beim betreffenden Schuld-Document zu bemerken, 
iondern auch in dem, über derlei Geffionen zu führenden, abfonderlihen Protocol zu 
improtocofliren und beren Intabulirung auch auf dad Driginal-Obligatoriunı zu im 
doſſiren; oder aber, wenn der neu einzutretende Gläubiger fich nicht mit der Geffion 
beguügt, fondern ein neues Obligatorium verlangt, oder endli, bad bezahlte Obliga- 
torium verloren gegangen, folglich die Ceſſion nicht zum Zwed führe, ein neueres, 
den Nennwerth der früheren bezahlten Schuldfumme durchaus nicht überfleigendes, 
Dbligatorium auszuftellen. Hierbei ift au bemerken, daß diefe Geffion fich fleid nur auf 
ben Gapitaldbetrag erſtrecken kann, und der Schuldner die Intereſſen aus dem Eigenen 
bezahlen muß, meil anfonften vor die Släubiger auf den 2. und bie übrigen nachfol⸗ 
genden Sähen ein größerer Gapitald-Betrag zu ftchen käme, als biöher, was nicht 
geſchehen darf (5. 36). Gründer fih die zu cedirende Pränotation auf ein foldhes 
Document, welches nicht weiter cebirt werben fann, 3. B. auf ein Theilungd-Faflru- 
ment, wodurch zur Sicherfiellung eined Pupillen-Bermögend die Pränstation verfügt 
worden, fo bleibt fein anderes Mittel übrig, ald daß dem neweintretenden Gläubiger 
zwar ein neues Obligatorium ausgefertigt, hierin jedoch ausdrücklich bemerkt werde; 
bag mit diefem Gelde jene früher fchon auf diefem Gap pränotirt gewefene Bolt ger 
tilgt, und bieferwegen dieſes neuere Schuld-Document in deffen Stelle (eodem loco) 
gefept worden; wobei aber auch fletö zu beobachten, daß vor die nachſtehenden Bläu- 
biger auf feinen Fall eine größere Schuld zu fliehen kommen möge, als auf ihren 
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Obligatorien bereit® ſich indoſſirt befindet, und bei Audfertigung und Intabul irung 
eines neuen Schuld⸗Documents in Stelle eines andern überhaupt jederzeit der aud« 
teetende Olänbiger richtig befriebigt werde ; was emtweber durch eigene Intervention 
beöfelben ober dur, dad Grundbuchs ⸗Amt ſelbſt gefchehen kann ($. 37). Zur leichtern 
Anffindung der Schulden eined Grundbeflgers ift au eim alphabetifches Schulden⸗Re⸗ 
gifter, und zur Auffindung der intabultt ten Forderungen eines Gapitaliften ein alpha⸗ 
betiſches Glaͤubiger⸗Regiſter zu führen, wo im bie 1. Rubrik die Namen der Schulb⸗ 
ner oder Gläubiger in alphabetifcher Ordnung, in die 2. Rubrik die Namen der Släus 
biger oder Schuldner, in die 3. die Schuld⸗Poſt, in die 4. die betreffende Urkunden⸗ 
buhe-Rummer, in die 5. die Urfunbensuchd-Pagina , und in bie 6. der Tag der Til» 
gung der Schuld anzufepen ift ($- 38). Sowie aber Gelbforberungen oder Schulden 
auf ein Grundſtuck intabulirt und pränotirt werden können, fo konnen natürlich auch 
noch andere Laften, als Dienfibarkeiten und Beftand-Berträge darauf yränstirt und 
intabalirt werben. Nur ift hiebei zu bemerken, daß immer derjenige das Vorrecht hat, 
welcher fräber intabulirt und pränotirt worden, folglich der Epätere kein Recht zum 
Rachtheile des Früberen erwerben kann (8. 39). Aus dem Borflehenden geht hervor, 
daß Intabulation die Eintragung, Ginverleibung einer Urkunde ind Urkundenbuch 
md Pränotation die Dormerkung deren ſummariſchen Inhalte im Grundbuche 
beißt, und beide miteinander in der Grundbudhs-Manipulation immigft verfnäpft find; 
da jedoch auch folche Kleinigkeiten, geringfünige Käufe und Verkäufe oder Berpfän- 
dungen vorfommen, worüber die Parteien feine förmlichen Urkunden verlangen, fo 
fonnen dieferlei Berträge auch nur dur Pränstatisnen im Grundbuche vollzogen 
werden, wenn nämlich uͤbrigens die unerläßlichen gefeplichen Formalitäten vorangegan- 
gen find. Ferner find in der Regel nur ſolche Prätenfionen zu imtabuliren und zu 
pränotiren, wogegen fein Widerſpruch ftatt findet; da jedoch öfterd auch nur provi⸗ 
ſoriſche Intabulattonen und Pränstationen von großem Nupen fein können, wo nän« 
lich die Richtigkeit der Prätenfion wahrſcheinlich ift, der Eigenthümer des in Anſpruch 
genommenen Grundftüdes aber aus Bodheit oder einem nicht klaren Grunde biefelße 
nicht anerkennen will, fo find dieſelben nicht auszufäließen, fondern fo zu behandeln, 
wie 8. 10 bereit angedeutet morden ($. 40). Vierte Abtheilung. Bon Yen 
Wirkungen de8 Grundbuchs-Inſtitutes. Da aus dem Borftehenden bie Wirkungen 
des Grundbuchs⸗Inſtitutes entnommen werden können, fo werben ſolche hier nur der 
leichtern Ueberſicht wegen wiederholt, und find diefelben rückſichtlich des Eigenthums 
folgende: a) Nur derjenige wird für deu Gigenthümer bed Grundftüdes gehalten, uf 
defien Namen dasſelbe im Grundbuch angefhrieben fteht. b) Derjenige, auf deſſen 
Namen ein Grundſtück im Grundbuche angefchrieben fteht, hat alle biefem Grundflüde 
anklebenden Rechte zu genießen. und fann überhaupt damit fo wie mit feinem Gigen- 
thume falten. c) Ebenderſelbe ift verpflichtet, alle auf dieſem Grundſtücke haftende 
Laften zu tragen, fo lange basfelbe im Grundbuche auf feinen Namen fleht, er möge 
mm ſolches wirklich befigen oder nicht (8. 41). Das erfte Pfandreiht auf ein Grund⸗ 
fit bat der Inhaber des im Urkunden⸗Protocoll intabulirten Schuld-Documentd und 
der in Folge deffen im Grundbuche anf das beireffende Grundſtück pränotieten Forde⸗ 
rung, ed mögen bie Forderungen anderer Gläubiger an dafjelbe Grundftüd älter fein 
oder nicht, und ed möge der Schuldner demfelben was immer für Berfiherungen ge⸗ 
geben haben. Den Borzug eines’ intabulirten Schuld-Documents vor einem gleichfalls 
intabulirten und auf dem naͤmlichen Ornndſtück pränotirten bei einem Goncurfe be⸗ 
dingt der Eng, werauf die Schuld im Orundbuche ſtehet. fo zwar, baß ber 1. Gap 


18. ©. 2.9 4} 446 [Grundbus:-Imfrnetion.} 


dem 2. und der 2. dem 3. vorzuziehen, alle intabulicten Forderungen aber allen nicht in⸗ 
tahulirten Forderungen vorzuziehen find (5. 42). Der intebulirte Gläubiger bat rüd« 
ſichtlich der geſetzlichen Accefferien (Zinfen zc.) feiner Forberungen auf das betreffende 
Srundftüd eben ſolche Anfpräce, ald auf die Forderungen ſelbſt: fowie er befugt ifl, 
fein Pfandrecht nötbigenfalls auch auf den Ertrag des ihm verpfändeicn Gutes, wenn 
folder nicht bereitd mitteld eined abfonderlichen umd ebenfalls intabufirten Bertrags 
vergeben ift, audzubehnen und auszuüben: (8. 43). Fünfte Abtheilung. Bon ber 
Beſtellung der Grundbuchs⸗Beamten und deren Pflichten, fo wie ber übri⸗ 
gen äußern Einrichtung diefes Inftitutes. Da, wie aus dem Vorſtehenden zu 
erſehen, zur Berfertigung und richtigen Handhabung bed Grundbuches nicht nur Kennt⸗ 
niß rechtsbeſtändiger Auffige und der Municipal ⸗Geſetze, fordern auch Rechtſchaffen⸗ 
heit, große Aufmerkſamkeit und Genaugkeit erfordert wird, weil anfonflen, ed möge 
aus Unwiſſenheit, in ſchlechter Abficht vorfäßlich, oder durch Mebereilung und Hubelei 
unvorfätlich gefehlt werben, das Vertrauen auf öffentliche Inftitute getäufcht werben, 
und unfchuldige Menfchen zu Schaden fommen können; fo ift ed ndthig, daß nur ein 
ſolches Individuum zum Grundbuchs⸗Verwaltert gemacht werde, welches die an« 
gezeigten Eigenſchaften befigt, und das durch feine bisherigen Dienfte und Aufführung 
nicht mur das Vertrauen feiner Obrigkeit und Mitbürger, fondern au zu deren etwa 
nöthigen Entfhäbigung einiges Bermögen befibt ($. 44). Iſt demſelben zur nöthigen 
Aushilfe cin Actuar beizugeben, welche beide fofort dad Grundbuchs⸗Amt auszumachen 
und nur unter dem betreffenden Orts-Magiftrate oder Officiolate und den Oberbeam 
ten zu ftehen haben ($. 45). Da die Bupillen-Bermögen vornehmlich und am beften 
und leichteften dur das Grundbuch ficher zu flellen find, und die Pupillar⸗Sachen 
daher mit dem Grundbuche in engem Zuſammenhang flehen, fo ift die Verwaltung 
ber Grundbüder, zu Berminderung der Auslagen den Pupillen-Infpectoren anzuber⸗ 
trauen. Weil aber diefe ats ſolche nur ein geringes Gehalt aus den öffentlichen Caſ⸗ 
fen beziehen, fo ift denfelben zu erlauben, für bie Beforgung und Handhabung der 
Grundbücher von den biefelben gebrauchenden Privaten nachſtehende mäßige Tapen 
abzunchmen, als: 1. Kür Intabulirung eines fertig ind Amt gebrachten Kaufe ober 
Tanſch⸗ oder Schuld- Document? unter 200 fl. W. W. 10 tr. C. M.; 2. von 200 
bie 500 fl. W. MW. 20 fr. C. M.; 3. von 500 bis 1000 fl. W. W. 30 fr. C. M. 
4. von 1800 bis 2000 fi. W. W. 40 fr. C. M.; 5. über 2000 .W. W. 1 fl. C. M. 
(8. 46). Woferne die Pupilien-Infpection nicht bereitö mit einem befoldeten Actuar 
verfehen ift, fo ift ein folder für die Grundbuchs⸗Verwaltung anzuftellen, und für 
benjelben, glei einem Magiftratö-Kanzelliften oder Officiolatö-Secretäre lehter Claſſe 
ein oͤffentlicher firer Gehalt zu erwirten. Webrigend aber ift dem Actuar auf jedem 
Fall auch von den Grundbuchd-Taren vom Grundbuchs⸗Verwalter ein Dritibeil zu 
überlaffen ($. 47). Der Grundbude-Bermalter ift für die Handhabung der voraus« 
geſchickten Grundfähe und Vorſichtsmaßregeln verantwortlich, und es bat derfelbe bie 
ihm vorgelegten Urkunden gewiffenhaft zu intabufiren und zu pränotiren, dann Die 
Intabulationd-Glauful oder das Zeugniß dem Urkunden-Protocolle und Brundbude 
gemäß auf die, den Parteien hinauszugebenden Original-Urkunden zu indoffiren, fammt 
dem Actuar zu unterfertigen und mit dem hiezu eigens zu verfertigenden Siegel zu 
beflegeln ($. 48). Wenn fi zwifchen Parteien Widerſprüche erheben, haben fie die 
felben zu belehren und zu vergleihen; wenn jedoch ihre Bemühungen fruchtlos fein 
fein ſollten, ſolche an den orbentlihen Weg Rechtens anznweifen (8.49). Wenn das 
Grundbuchs ⸗· Amt wahrnehmen follte, daß eine verlangte Intabnlation entweder die 
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Beeinträchtigung ber Rechte der Waiſen, oder des Gemeingutes, ober auch nur eines 
Dritten zur Folge haben könnte: fo hat dasfelbe foldhe nicht zu vollziehen, fondern 
davon am gehörigen Drte die Anzeige zu machen (8. 50). Auf dem Lande, das ift 
in den Dörfern und Märkten, welche feine eigenen Magiſtrate haben, bat der Hann 
ober Richter mit jenen Geſchwornen, welchem die Beforgung der Waifengefchäfte ob» 
liegt, und dem Rotär dad Grundbuch unter der Aufficht de3 betreffenden Kreié⸗Inſpee⸗ 
tors fortzuführen und ‚zu beforgen ($. 51). Die Grundbücher find in eigend hiezu 
eingerichteten Käften an einem möglichft fihern, feuerfeſten Orte, und zwar in ben 
Städten im Brätorial-Bebände, auf den Dörfern und Märkten im Gemeinde⸗Rath⸗ 
baufe aufzubewahren, und auf alle Art und Weiſe beftend zu beforgen, weit deren 
Berluft fehr große Verwirrungen nach fih ziehen müßte ($. 52).“ 


Hiezu kommt zu bemerken: 

I. Mit der Zuflizminifterialverordnung vom 3. Mai 1852 über die Ginführung 
der prov. C. P. D. wurde im Art. XVU. verfügt: „Da Grundbuchs⸗ oder Intabu⸗ 
fationdbücder oder denfelben ähnliche Bücher nicht in allen Gegenden von Siebenbür« 
gen beſtehen, fo find auch die an mehreren Stellen der P. D. inäbefondere in dem 
22. Hauptftüde von der Erecution enthaltenen Beſtimmungen, welche ſich auf Vorkeh⸗ 
rungen in den öffentlichen Büchern beziehen. nur bort, wu bergleihen Bücher befteben, 
und infoweit in Anwendung zu bringen, ald es die Beſchaffenheit der Bücher geftattet. 
Daber haben die Gerichtäbehdrven auch diejenigen Borfchriften des 23. Hauptftüdes 
(der 6. P. DO.) über die Bertheilung des Kauffhillinges im Erecutionswege verfaufter 
Büter, welche den Beſtand der öffentlichen Bücher vorausfeper, nur dort zu beobachten, 
wo biefelben vorhanden find, und fi insbeſondere die zum Zwecke der Kauffchillings- 
vertheilung erforderliche Kenntniß der Pfandgläubiger, im Falle öffentliche Bücher 
gar nicht oder nicht in gehöriger Befchaffenheit vorhanden find, durd die im 5: 509 
(der ©. P. DO.) vorgefehene Edictalvorladung zu verſchaffen. 

2. Die 88. 47—52 der prov. G. %. N. vom 10. Mai 1852 enthalten die nä⸗ 
heren Beflimmungen über den Realgerichtsſtand. Namentlid wird laut &. 47 die 
Führung der öffentlihen Dühber nah den Anordnungen des Einzel 
gerichtes den bisher dazu Keftellten Organen überlafien. — Mit einigen Abände 
rungen diefer Beſtimmungen verfügt die (mit der definitiven Gerichtdorganifation in 
Wirffamkeit tretende) C. J. NR. vom 3. Juli 1853 Folgendes: „Ueber welche un- 
bewegliche Güter die öffentlichen Bücher durch die Gerichtähöfe erſter Inflanz, umb 
über welche diefelbe durch die Bezirksämter ald Bezirkögerichte zu führen feien, wirb 
durch die Vorſchriften über die Einrichtung der dffentlihen Bücher beftimmt. Für 
alle adeligen Güter, wit deren Befig die Ausübung. ber Gerichtsbarkeit bis zum Jahre 
1848 verbunden war, und für die Realitäten in dem Gebiete der Orte, wo die Ge⸗ 
richtshöfe erfter Inftanz ifren Sig haben, ift der Gerichtshof erfler Inftanz, für alle 
anderen unbeweglichen Güter aber das Bezirksamt ald Bezirkägeriht, in deſſen 
Sprengel diefelben gelegen find, die Real⸗Inſtanz (4. 48). Die Vornahme aller Real 
Acte, ald: der Inventur, Schäkung. Emführung des Sequeftere zc. kommt der Real⸗ 
Inſtanz zu ($. 49). Ale Gefuge um gramdbäcerlihe Gintragung ober. Löſchung 
dinglicher Rechte auf unbewegliche Güter, und andere auf. die Grundbuchsführung fi 
beziehende Amtshandlungen find bei jenem Gerichte anzubringen, weichem bie Jührwng 
der öffentlichen Bücher zuftcht; und Gefuche um die oben bezeichneten Realacte auch in 
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nicht ſtreitigen Angelegenheiten find bei der Realinſtanz anzubringen (9. 84. R. ©. 
BI. Nr. 129). 

3. Mit der J. M. B. v. 22. December 1852 wird: „Um bid zur Ginführung 
der Grundbücher in allen Theilen von Siebenbürgen und bis zur Grlaffung einer voll 
fländigen Grundbuchs⸗Ordnung die Führung der bafelbft beſtehenden öffentlichen Bü⸗ 
her nad Thunlichkeit zu regeln, und mit den Beflimmungen der proviforifhen Ju⸗ 
risdictions-Rorm in bürgerlichen Rechtsſachen vom 10. Mai 1852, Nr. 108 Reichs⸗ 
Gefegblatt, in Ginflang zu. briugen, Nachſtehendes verordnet: Alle Intabulationd« 
Protocolle und Grundbücher, welche gegenwärtig im Lande geführt werben, oder doc 
bie zum Jahre 1848 im Gebsauche waren, find bis zur Anlegung neuer Grundbücher 
nach ben bisherigen gefehlichen Borfähriften und Gewohnheiten, infoweit biefe durch 
die nachfolgenden Beſtimmungen keine Aenderung erleiden, fortzuführen ($. 1). 
Eämmtlihe Intabulationd-Protocolle in Betreff der vormals adeligen Liegenfchaften 
find denjenigen Landeögerichten. in deren Sprengeln die Eomitate, Stühle sder Di- 
firicte fi bıfinden, für welche fie geführt wurden, zu übergeben, und denfelben flieht 
fowohl die Entſcheidung in allen jene Liegenfchaften betreffenden Intab ulationdſachen 
ald au die Führung der dießfälligen IntabulationdsProtocolle zu ($. 2). Rüſicht⸗ 
lich aller übrigen Intabulations⸗Protocolle und Grundbücher bleibt nad Weifung der 
88. 47, 48 und 80 der prov. Jurisdictions⸗Norm die Realgerichtsbarkeit den Ginzeln- 
gerihten, die Buchführung nad Anordnung des Gerichtes aber den biöher dazu be- 
flellten Organen, welche für dieſe Amtshandlung vom Gerichte zu beeiden find, über- 
faffen. Beſteht in einer Gemeinde kein zur Buchführung tauglier Beamter, oder 
will eine Gemeinde die Beftellung beöfelben auf eigene Koften nit übernehmen, fo 
find bie Intabulations:Protocolle und Grundbücher fammt allen dazu gehörigen Acten 
dem Gerichte zu übergeben, welches fohin auch die Buchführung zu beforgen haben 
wird ($. 3). Die Gefuche um Intabulation jeder Art können nur bei dem Gerichte 
und zwar enfweber f&hriftli oder mündlich unter Angabe des Namens, Etandes und 
Wohnorted der Parteien, von melden und gegen welche eine Intabulation angefucht 
wird,. und mit Bezeichnung der Liegenfhaft, auf welche diefelbe flattfinden fol, an⸗ 
gebracht werden. Allgemeine ohne Bezeichnung ded unbeweglichen Gutes, auf welches 
fie fi beziehen, künftig erfolgende Berpfändungen find wirkungslos. Intabulationen 
zur Erwerbung beö Pfandrechtes auf bewegliche Sachen finden nicht mehr flatt. Den 
Intabulationd- oder Grundbuchs⸗Aemtern, diefe mögen mit dem Gerichte veremiget 
ober Gemeinde-Hemter fein, fteht nur der Bollzug der gerichtlichen Aufträge zu (8-4). 
Jedes Intabulationd» oder Grundbuchs⸗Amt hat außer den biöherigen Protocollen, 
Büchern und Berzeihniffen auch noch ein Tagebuch über die denfelben von dem Ge⸗ 
richte zugefertigten Geſuche zu führen, welches aus fünf Rubriken zu befiehen hat. 
In der erften Rubrik ift die Ginreihungszahl und das Präfentatum des bei Gericht 
angebrachten Gefuches anzufepen. In der zweiten Rubrik find die Ramen ber Par- 
teien und der Gegenftand bes GCinfchreitend einzutragen. In der dritten Rubrik if 
der Inhalt des gerichtlichen Auftrages kurz anzuführen. In ber vierten Rubrik find 
ber Zag und bie Art des Vollzuges des gerichtlichen Auftrages, und bei Intabulatio⸗ 
nen zugleich die Bücher, in welchen diefelden vorgenommen wurden, unter Angabe ber 
Blattfeiten zu bezeichnen. Die fünfte Rubrik ift zu Anmerkungen und Berufungen 
auf fpätere dasfelbe Grundbuchſs⸗ oder Intabulationdftü betreffende Actenftüde be⸗ 
flimmt ($. 5). Das Intabulations⸗ oder Grundbuchsamt hat genau nad) deu gericht« 
lihen Aufträgen vorzugehen, und wenn ſich dagegen ein Anſtand ergeben follte, den. 
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ſelben ſogleich dem Gerichte anzuzeigen. Dasſelbe hat ferner die gerichtlich bewillig: 
ten Intabulationen nad der Reihenfolge der Einreihungsgahlen der Gefuche und zwar: . 
in ber Art vorzunehmen, daß in den Intabulationsbüchern unter Anfebung des Prä- 
fentatum und der Einreichungszahl bed Gefuches und bed Tages des gerichtlichen Auf: 
trages der Inhalt des letzteren fowohl, als der zu intabulitenden Urkunde wortgetreu 
und vollftändig abgefäprieben werde. Hierauf find die intabulirten Urkunden zu cer: 
tificiren, d. 5. mit ber ämtlichen Beflätigung ber vollzogenen Intabulation zu ver: 
fehen und nah Weifung des Gerichtes den Parteien gegen Gmpfangs-Beftätigung zu 
eigenen Händen zuzuftellen oder auszuhändigen, was unter Angabe bed Taged, an 
welchem dieſes gefchehen ift, in der fünften Rubrit bed Tagebuches anzumerken kommt. 
Die Intabulationögefuche find unter Zulegung der Empfangsſcheine nach der Reibe 
ber Einreihungszahlen in Fascikeln unter fteifen Dedeln aufzubewahren ($. 6). Wer- 
den die Bücher bei einem Gemeinde⸗Amte geführt, fo find demfelben die eingelangten 
Intabulationsgeſuche vor der meritorifhen Erledigung, wenn es erforderlich fein follte, 
mit dem Auftrage zu übermitteln, hierüber binnen brei Tagen die nöthigen Aufklä- 
rungen und Bemerkungen zu machen. - Diefer Auftrag if in dad Tagebuch einzutra: 
gen und es ift hierüber umter Rückſchluß des Geſuches der Bericht zu erflatten. Durch 
dieſe vorläufige Abforderung und Grftattung des Berichtes wird jedoch den Parteien 
im alle der Bewilligung des Geſuches das Vorrecht von dem Zeitpunfte der Ueber: 
reichung desfelben bei Gericht nicht benommen. Die in Erledigung des Berichtes ein: 
gelangten Entſcheidungen find gleichfalls in dad Tagebuch einzutragen, und nach Wei: 
fung des 8. 6 zu vollziehen ($. 7). (R. &. Bi. v. J. 1853. Nr. 4). 

4. Zuf olge ber Berordnung der Minifter des Innern, der Juſtiz und ber 
Finanzen vom 19. Jänner 1853 gehört zum Wirkungdfreife der Kreisbehörden aud) 
„bie Bedachtnahme bei der Unterfuhung und Ueberwachung der bezirfdämtlichen Ge- 
fhäftsgebarung auf den Zuſtand der Grundbuhsführung.” (R. G. Bi. Rr. 10. 
Beil. B. $. 33). 


Schftes Hauptſtück 
Bon dem Pfandredte. 


8. 447. 

Das Pfandrecht if das dingliche Mecht, weiches dem Gläubiger eingeräumt wird, aus einer Sache, 
wenn die Berbindlihfeit zur beſtimmten Zeit nicht erfüllt wird, die Befriedigung zu.erlaugen. Die Sache, 
worauf dem Gläubiger diefes Necht zuſteht, Heißt überhaupt ein ia 

8. 448. 


Als Pfand kann jede Sache dienen, die im Berkehre ſteht. IR fie beweglich, fo wird fle Haupt⸗ 
pfand, oder ein Pfand In enger Bedeutung genannt; ift fie unbeweglich, fo heißt fle eine Hypothek oder 
ein Grundpfand. 


Die wenigen Beftimmungen, welche die ungarifhe Geſetzgebung über 
das Pfandrecht enthält, "haben lediglich die Berpfändungen der Familien= (Aviticals) 
Sachſenheim, Erlaͤuterung. 32 
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Güter zum Gegenftande. Indeſſen kann nah der dem tömifchen Rechte nachge⸗ 
bildeten Gepflogenheit jede, ſowohl bewegliche, als unbewegliche Sache, welche 
vom Verkehre nicht ausgeſchloſſen iſt, als Pfand dienen. 

Bei Verpfändungen beweglicher Sachen muß der Pfandgeber nach 
Verlauf der zur Wiedereinlöfung beſtimmten Zeit durch den Pfandgläubiger zur 
Auslöfung des (Hand) Pfandes gemahnt werden (admoneri curare), und zwar 
das erftemal auf 45, das zweitemal auf 8, und das drittemal auf 3 Tage; wird 
das Pfand nad) diefen Mahnungen nicht rückgelöſet, jo bleibt es Eigenthum des 
Pfandinhabers, welches er für ſich behalten oder veräußern Tann. 

Duch DVerpfändungen unbemwegliher (Avitical-) Güter, welde 
nad den Beſtimmungen des darüber abgefchloffenen Vertrages (impignoralio, 
inscriptio. Tr.1.81. $. init. u. 1. 110. 8.3. vgl. 88. 1308 - 1374), infoferne diefe 
mit dem Geſetze nicht im Widerſpruche ftehen, zu beurtheilen find, kann Fein Recht 
des Eigenthumes (jus proprietatis), fondern nur der Nubnießung erworben wer- 
den (loc. eit.); und es findet in verpfandeten Gütern Feine Verjährung ftatt (Tr. 
1. 82. $. 3), daher diefelben mit Entrichtung der vollen Pfandſumme (vgl. $. 291 
Abſ. IL) wenn immer rüdlösbar find, fo zwar, daß der PBfandinhaber, wenn er 
fi weigert, die Pfandfumme anzunehmen, oder die Auslöfung der Güter durch 
ungefeßlihe Einwendungen zu hindern fucht, nicht blos die Pfandfumme verliert, 
fondern auch einen derfelben.gleihen Betrag, ſowie die Proceßkoſten dem Pfand» 
geber zu bezahlen gehalten ift (Tr. II. 24. art. prov. 135. a. 1791). Bgl. 8.1371. 


II. 


Das ſächſiſche Recht handelt vom Pfande (de pignoribus. St. II. 3) 
in wenig ausreichenden Anordnungen, als einem Theile des Vertragsrechtes (Con⸗ 
ventional⸗Pfandrecht), und infoweit in dieſer Beziehung nicht die Beftimmungen der 
Gridalnorm ($$. 450 und 470) des SIntabulationg » Statute® und der Grund» 
buchs⸗Inſtruction ($. 446) und einige andere hieher gehörige Borfchriften ale er- 
ganzende Normen zur Anwendung kommen, muß das römische Recht ala Hilfe- 
quelle dienen. 

Die Werkzeuge, welche der Gewerbsmann zur Betreibung des Handwerkes 
und zu feiner Ernährung, und ebenfo bei dem Landmanne Pferde, Ochfen, und 
die zur Betreibung des Landbaues benöthigten Aderbaugeräthfchaften ꝛc. find, 
fo lange nody anderes fahrendes (bewegliches) Hab und Gut vorhanden ift, vom 
erecutiven Pfande frei (Stat. I. 12. 88. 2 u..6. Vergl. $. 450 Abf. ID. 


II. 


Ueber die Sachen, welche nicht im Verkehr ftehen, vgl. die 88.325 u. 355 bie 
356. — Außerdem find dur Normalvorfehriften nod andere Sachen von der Ber- 
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pfandung ausgeſchloſſen. Namentlich dürfen Militairabſchiedöurkunden 
nicht verpfändet werden (Gubl. Deere. vom J. 1808). — Der Verkauf oder die 
Berpfändung der Adelshriefe wird mit dem Beiſatze unterfagt, daß die Käufer 
oder Pfandgläubiger es fich ſelbſt zuzufchreiben haben, wenn fie auf die Klage der 
Befhädigten das für ſolche Adelsbriefe gegebene Geld verlieren (Gubl. Decr. vom 
3. December 1807, 3. 9082). — Um der muthwilfigen Schnldenmaderei der 
öffentlichen Beamten Einhalt zu thun, und denjenigen, welche durch wahrhaft ger 
drängte Umflände ſich zu verſchulden genöthiget werden, fo weit «6 nad) der Rage 
der Umftände gefchehen kann, zu Hilfe zu kommen: I. fol künftig weder eine 
freiwillige Abtretung, noch eine Berpfändung von Befoldungen der 
öffentlihden Beamten ftatt oder Giltigkeit haben: daher dann 2. weder ein 
gerichtlihes Verbot auf Salarien angenommen, noch gegen verſchuldete Beamte 
eine andere gerichtliche Ginfchteitung, oder eine Perfonalerecution, wodurch fie 
ihrer Dienftleiftung entzogen würden, von den Gerichtöbehörden verwilliget oder 
verhängt werden, vielmehr der etiva verpfändete Beſoldungsbogen ohne Einwen- 
dung zuruͤckgefordert und zurüdgeftellt werden foll (Hofdeer. von 2. November 
1798: Hof. 3204. ©. 3.-8860).”) — „Seine Majeftät haben zu entfchließen 
befunden: daß, Da das Geſetz nicht zurückwirken kann und fol, jenen Gläubigern, 
welche vor der Kundmachung der zur Beſchränkung des Schuldenmachen® ber 
Beamten ergangenen (obigen) Vorfchrift fih unter und bie zur Halfte die Be— 
foldung der Letzteren verpfänden ließen, ihr dießfälliges Necht, obgleich fie vor 
Kundmahung der erwähnten Vorfchrift ein gerichtliches Verbot weder bewirkt, 
noch anbängig gemacht hätten, nicht beriommen werden könne.“ (Hofderr. vom 
25. September 1800. Hof. 3750. Gubz. 9327.)*) — Bom Ef. ?. Hofkriegs⸗ 
rathe ift zufolge Hofdeeretes vom 17. April 1806 den in den k. k. Erbländern 
befindlihen Generalcommanden die Anordnung hinausgegeben worden: daß, 
wenn künftighin die Dffictere, von der unausweichlichen Rothwendigkeit gezwungen, 
Schulden machen, zur Tilgung folder Schulden von nun an flatt des bisherigen 
halben Gageabzuges, blos das Drittel der Friedensgage ſequeſtrirt wer 
den folle; welche Verfügung jedoch nur für die Fünftig zu verhängenden Abzüge 
zu verfiehen ift GGubl. Decr. vom 22. Mai 1806. 3. 3038). *) — „Bermöge 
a. h. Referipte vom 20. Februar 1839 und 13. Auguft1.I., Hofz. 3571. 1840, 
haben a. h. Se. Majeſtät allergnädigft zu beftimmen geruht, daß. die den könig⸗ 
lichen und öffentlichen königl. Freiſtadt und Mart-Beamten und Dienerk 


— -.- — —— — 


°) Eiche das a. h. Patent vom 26. October 1798, J. G. ©. Nr. 436. Dr. 
Hof. Beffely: Handbuch der weſtgal. Gerichtdordnung. Bd. I. ©. 387. 
») Hoſdeer. vom 30. September 1800. Et. ©. 392: 


+) Hofderr. vom 18. April 1606. Ebd. ©. 403. 
32° 
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verlichene, doch jährlich 100. C. M. nicht erreihende Ruh— 
und Bnadengehalte, wie ſolches bei größern unter diefem Titel verliehenen 
Gehalten, wovon die Hälfte unter richterlichen Beſchlag gelegt werden könnte, zu 
gefhehen pflege, mit Beſchlag nicht belegt, nicht verpfändet und nicht beflgmäßig 


abgetreten werden follten. » Diefe allergnädigfte Berfügung wird in Folge hohen 


Gubernial-Deerets vom 10. September I. 3., unter Gubz. 10222. 1840, in Ver⸗ 
bindung mit der Circular » Berordnung vom 22. October 1795, Hofz. 3446 und 
Gubz. 6415. 1795, mit dem Beifage allgemein bekannt gemacht, daß diefe a. h. 
Beftunmung blos vom Tage der gefchehenen Berlautbarung verbindende Kraft 
haben, folglich auf die bereit? veranlaßten gerichtlihen Beſchlaglegungsfälle nicht 
rückwirken, und daß die mittelö Diefer Beſtimmung geftattete Wohlthat auch auf 
die Witwen und Altern Waifen der benannten Beamten ausgedehnt werden ſolle.“ 
(Hermannft. Magiftrats - Kundmahung vom 19. October 1840, 3. 2694.) — 
„Seine Majeftät haben zu befehlen geruht, daß künftighin auf die Cautions- 
intereffen der Dffciersmwittwen, weldhe jährlich mehr als 400 fl. aus- 
machen, das Verbot oder die Ceſſion nur mit einem Drittheil; auf die von 400 fl. 
bis 100 fl. nur mit einem Viertel; auf jene aber unter 100 fl. gelegt werden 
könne, und über obiges Berhältniß auch Feine Ceffion geftattet werde (Bubl. Decr. 
vom 6. Mai 1803, 3. 1248). *) | 

Berggegenftände, welche nicht als Specialhypothek ver 
pfändet find, können, fo lange noch andere bürgerliche Realitäten vorhanden find 
nicht in Erecution gezogen werden (Thefaur. B. vom 18. October 1803, 3.3661) 
und wenn fie auch in einem ſolchen Falle der Execution unterliegen, fo kaun diefe 
doch nicht auf Die Grubengefälle ausgedehnt werden (Thefaur. Verordn. vom 
27. Dctober 1803, 3. 3755). | 

Die Nationalbank nimmt auf Actieneinlagen, Pfänder, De 
pofiten, Darleiben und Gapitalien, welche bei ihr hinterlegt werden, 
feine Verbote, BPränvtationen oder Superpränotationen unmittel— 
bar an; ed haben dießfalls alle Parteien und Behörden ſich ausfchließend an 
das n. öflerr. Landrecht zu wenden, wenn fie eine vorläufige Sicherheitsmaßregel 
erwirken wollen. Dieſe Iegtere Tann aber nur darin beftehen, daß das n. öfter. 
Landrecht der Bank eröffne, mit einer Zahlung, Erfolglaffung. oder Umfchreibung 
dis zum Ausgange des Streites innezuhalten: Während der Dauer deſſelben ift 
die Bank beredhtigt, die fälligen Zinfen, Dividenden, Pfänder, Depofiten und 
Capitalien bei dem n. öfterr. Landrechte zu hinterlegen (Patent vom 15. Juli 
1817. 8. 50). Die in der Girobank inliegenden Gelder können feinem vors 


*) Hofbeer. vom 15. April 1803, 3. G. S. Nr. 601. Dr. Joſ. Weffely: Hand⸗ 
buch der weſtgaliz. Gerichtsordn ung. ©. 405, 
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lanfigen Beſchlage unterworfen, fondern erft nach bewirkter gerichtlicher Pfändung 
ausgefolgt werden (ebd. $. 53). Kein Anfprud eines Dritten kann die Bank 
in ihrer ftatutenmäßigen Gebahrung hindern, oder ihr unbedingtes Borzugs- 
recht zur Erholung ihrer eigenen Anſprüche an den in ihrem Beſitze befindlichen 
Beldern und Effecten fehmälern. Die Bank hat das Recht, ſich felbft ohne ge- 
richtliche Dazwifchenkunft aus den obigen Mitteln zahlhaft zu machen, und hat 
fomit den Ausgang eines anhängigen Nechtsftreites zwifchen dritten Perfonen nicht 
abzuwarten (ebd. 8. 54).”) 
Die unbeweglichen Güter fowohl, als die zum Stammvermögen gehörigen 
Kapitalien des deutfchen Ordens, Tonnen ohne I. f. Erlaubniß nicht verpfändet 
werden ($. 4 des a. h. Patentes vom 28. Juni 1840. Bol. $. 290 Abf. 3). 


IV. 

Hieher gehört auch: 

1. Das der ſächſiſchen Rations-Univerfitätzur Errichtung 
einer Derfaß-Anftalt verliehene Privilegium vom 20. December 
1844. Es lautet: „Wir Ferdinand J. u. f. w., ſtets geneigt, das Wohl der 
Dewohner Unferes Großfürſtenthumes Siebenbürgen zu befördern, und erwägend: 
welche Erleichterung , wie die Erfahrung lehrt, befonders der ärmeren Claſſe von 
Menſchen dadurch zugehet, daß fie in Ballen eintretender Noth zu einem beftimmten, 
Jedermann offenftehenden Drte ihre Zuflucht nehmen können, wo fie gegen einen 
mäßigen Zins auf längere oder kürzere Zeit, ohne Angabe ihres Namens, ohne 
alle Schwierigkeit und Zeitverluft mit Erlegung eines Pfandes von entſprechendem 
Werthe ein Gelddarleihen erheben können, haben die über Unfere dießfalls ger 
machte Aufforderung von der ſächſiſchen Ration abgegebene Erflärung: daß fie 
jener Wohlthat, welcher fi) bereits alle Unferer Regierung untergebene Provinzen 
erfrenen, ihre Mitbürger gleichfalls theilhaftig zu machen, und zu diefem Ende ein 
Leihhaus (Berfabamt) nad Art defien, welches Unfer glorreiher Borfahr Joſeph II. 
zu Ofen gegründet hat, zu Hermannftadt zu errichten wünſche, um fo gnädiger 
entgegengenommen, ald Wir darin einen neuen Beweis erfennen fonnten, mit 
welchem Eifer diefe Nation Unfere ſtets auf das äffentlihe Wohl garichteten 
Anfichten zu unterftügen beftrebt if. Indem Wir daher keinen Anftand 
nehmen, den Bitten derfelben wegen Ertheilung eines Privilegiums zu willfahren, 
geben Wir Unfere gnädige öniglihe Erlaubniß zur Errichtung diefer Anftalt unter 
folgenden ſtets unverfehrt aufrecht zu haltenden Bedingungen: 1. daß zur Bil- 
dung des urfprünglichen Inftituts - Bondes eine aus der Fogaraſcher und Sieben- 


*) Hofdect. vom 15. April 1803, J. G. 6. Ar. 601. Dr. Joſ. Weffely: Hand: 
Buch der weſtgaliz. Gerichtsordnung. ©. 161. 
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Richter » Rational: Eaffeu zufammenzubringende Summe von 30.000 fl. C. M., 
wozu vorzüglich die rücftändigen ohne Zinfen ausftehenden Activforderungen zu 
verwenden fein werden; infoferne dieſe aber nicht hinreichen, oder nicht fo voll⸗ 
ftändig eingebracht werden follten, auch andere Gapitalien beftimmt werden koͤnnen, 
als Darleihen erhoben werde; fo zwar, daß drei Jahre hindurch vom Anfange der 
Anftalt an gar keine, ſpäter aber jährlih 6 yCt. Intereflen dafür entrichtet werden ; 
ja Wir bewilligen, daß, wenn das Bedürfniß der Anftalt über jenes Capital von 
30.000 fl. noch irgend eine größere Summe erfordern ſollte, der benöthigte Bes 
trag gegen Entrichtung der gefeplichen jährlichen Zinfen aus den bezeiihneten 
Nationalcaſſen entichnt werde; 2. daß nad Ablauf der drei Jahre das reine Er» 
trägniß diefer Anftalt zuerft zur Anfchaffung eines eigenen Gebäudes für die An- 
ftalt, fodann aber zur weiteren Dotirung der in den einzelnen eilf fächfifchen 
Stühlen und bezüglich Diftricten fin die eigenen Stuhls- und Diftrietsbeamten 
zwar errichteten, aber Dermalen noch wenig dotirten Penfionsanftalten verwendet, 
unter die Stühle und Diſtricte im Berhältniffe der Anzahl der in denfelben bes 
ftehenden Beamten ner aufgetheilt werde, welchen allein mit Ausfchluß der Tocalen 
Stadt oder Gemeinde- Beamten der Anſpruch auf eine Betheilung hieraus ges 
bübren fol; 3. die Oberleitung und Aufficht über dieſes Leihhaus wird die fächfifche 
Nationg-Univerfität ausüben, welcher in Beziehung diefer Anftalt alle jene Macht 
zufommen foll, welder fih in Rückſicht des Dfener Leihhaufes Unjere Fönigliche 
ungarifche Statthalterei erfreut, mit Vorbehalt jedoch Unferes duch das k. Gu⸗ 
bernium auszuübenden Oberauffichtsrechtes. In der Verhandlung der Gefchäfte 
dieſes Leihhauſes wird jene Einrichtung, welche in Nückfiht der anderen Geſchäfte 
beſteht, zu beobachten fein, indem wichtigere Gejchäfte der gemeinfamen Verſamm⸗ 
lung vorbehalten find, Gefhäfte aber von minderem Belange, und welche keinen 
Aufſchub dulden, nah Maßgabe der Directiven der Ofner Commiſſion, durch den 
Nationsgrafen, oder in deffen Abweſenheit durch den Hermannftädter Bürgermeifter 
mit Zuziehung eines Mitgliedes des Hermannftadter Magiftrates, des Comitials 
Nevifors und Univerfitätsactuars abgethan werden können. : Jährlich aber wird 
Unferem k. Gubernium, ale der oberften Landesſtelle in Unferem Großfürſtenthum 
Siebenbürgen, ein über ſämmtliche Einkünfte und Ausgaben der Anftalt, über die 
einzelnen übernommenen Pfänder und die dargelichenen Geldbeträge abzufaflender 
und vorläufig von dem Comitial-Reviforat zu überprüfender Haupt-Ausweis vor« 
zulegen jein; 4. das Verſatzamt fol fir Das gelichene baare Gelb unter dem 
Zitel der Zinfen, ohne allen aus der Eigenfhaft des Pfandes 
abzuleitenden Unterfchied, von jedem Gulden für jede Wode 
niht mehr als A Kreuzer, oder für acht Wochen einen Kreuzer, 
daher für ein Jahr 10% Procent abnehmen; in dem Falle aber, als 
der Pfandgeber nad dem ihm zufolge Der Regel der Leihhänfer immer zuftebenden 
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Rechte, fein Pfand einen oder den zweiten Tag nach der Derpfandung, oder ſelbſt 
am Tage derfelben zurücklöfen follte, ift derfelbe gehalten, den Zins einer ganzen 
Woche zu entwichten; geſchähe aber die Rücklöſung des Pfandes nad Ablauf einer 
Woche, dann fol, wenn nah Zufammenzählung der Wochen über diefe hinaus 
au nur ein Tag mehr fich ergibt, diefer Tag in der Berechnung der Zinfen für 
eine Woche gelten; 5. damit die Zinfen, welche von den auf Pfänder geliehenen,, 
Sapitalien dem Leihhauſe zufließen follen, wenn fie mehrere Jahre hindurch nicht 
bezahlt würden, mit den Sapitalien zufammengerechnet, den Werth des Pfandes 
nicht überfleigen können, und fo die Sicherheit, welche das übernommene Pfand 
dem Verſatzamte bieten fol, nicht durch einen faumfeligen Pfandſchuldner zu nichte 
gemacht werde, jo wird bie Berfallszeit, unter welder die Pfänder 
rückgelöſet werden müffen, auf den Berlauf von einem Jahre 
und ſechs Wochen in der Art feftgefekt, daß das Pfand, welches in dieſer Zeit- 
frift oder nad) Ablauf derfelben bis zur Abhaltung-der vom Amte zunächft zu ver 
anfaltenden Licitation der Pfänder nicht zurücgelöft wird, vom Berfagamte nad 
der Regel der Anftalt in öffentlicher Berfteigerung veräußert werde; bei 
alledem jedoch mit der vom Amte zu Gunften der Pfandſchuldner einzuhaltenden 
Beſchränkung, Daß der Ueberfhuß, welder fih aus dem Erlöfe der nad 
den diepfalld beſtehenden Vorſchriften einzurichtenden Lidtation über das vom 
Leihhauſe gegebene Darleihen, die Zinjen und den verhältnigmäßigen Antheil an 
den Koften der Berfteigerung ergibt, dem Eigenthümer, wenn er fi 
innerhalb drei Jahren dieferwegen melden follte, ganz zurüd- 
zuftatten fömmt, wogegen in dem Falle, als die Anmeldung 
innerhalb der drei Jahre verabfäumt wird, aud diefer Ueber- 
ſchuß dem Leihhauſe zufallen fol, außer der Eigenthümer könnte für 
fein Stillfhweigen eine begründete Entjchuldigung beibringen, und die Rations- 
Univerfität fande es gerecht und billig, ihm die Verfallszeit nachzufehen; 6. wenn 
der Pfandihuldner fein Pfand vor der Verfallszeit entweder nicht rücklöſen wollte 
oder auch nicht Fönnte, dabei aber auch das Pfand nicht der öffentlichen Verſtei⸗ 
gerung preiszugeben, und deffen Veräußerung nicht wünfcdhen follte, fo wird er 
der Derfteigerung defielben in der Art vorbeugen können, wenn er in der legten 
Woche vor Eintritt der Berfallszeit mit Bezahlung der bis zum legten Tage des 
Jahres und der ſechs Wochen fälligen Zinfen das Pfand, welches er rüczulöfen 
hätte, für ein vom Verſatzamte neu aufzunehmendes Pfand erklärt; ift dieſes ges 
ſchehen, fo foll das Pfand fo, als wäre es erſt jet übergeben worden, wieder im 
den Antsprotocolien vorgemerkt und demgemäß neuerdings ein Jahr und feche 
Wochen hindurd im Amte, wenn es mittlerweile nicht rückgezahlt wird, aufbewahrt 
und während diefer Zeit der Licitation nicht unterzogen werden; 7. wenn Jeman⸗ 
dem der ihm. über fein vom Berfagamte übernommenes Pfand ausgeftellte Schein 
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(Berfahzettel) verloren geht, fo muß er einen Bürgen flellen, welchen das Verſaßz⸗ 
amt für genügend anerkennt, weil font ſolche Pfänder, deren Schein in Verluſt 
geräthen ift, mach Ablauf der Berfallszeit gleich den nicht rücfgelöften, noch zur 
gehörigen Zeit neuerdings umgefehriebenen Pfändern behandelt werden. Iſt aber 
ein hinreichende Sicherheit gewährender Bürge geftellt worden, fo find fowohl der 
Fall des in Verluſt gerathenen Pfandes, als die Eigenfchaft des Bürgen, und die 
Nebenumftände des Pfandes im Amtsprotocol genau anzumerken, damit ein 
foiches Pfand nicht etwa gleich den nicht rücgelöften Pfändern behandelt werde. 
8. Jedoch hat fi Jedermann zu hüten, daß er einen ſolchen Pfandſchein nicht 
verliere, weil das Pfand demjenigen, welder den darüber andgeftellten Schein 
vorlegt, nach Bezahlung des zu Bezahlenden ohne Unterfuhung: ob er wirklich 
der Eigenthümer fei, ausgefolgt werden muß. Diefe Pfandfcheine find daher mit 
aller Sorgfalt aufzubewahren, oder wenigftend die Zahlen derfelben im Gedächt⸗ 
niß zu behalten, um im alle des Berluftes dem Verſatzamte die Meldung davon 
machen zu fönnen. Zur größeren Sicherheit fowohl für das Leihhaus, als der 
Eigenthümer, damit nämlich nicht Jemand fremde, entweder geftohlene, oder jonft 
auf unerlaubte Weife an ſich gebrachte Sachen dem Leihhaufe verpfande, werden 
fowohl von Seite der öffentlihen Behörde, als felbft des Verfaßamtes, folgende 
Borfihten zu beachten fommen: dem Verſatzamte wird es nämlich obliegen, wenn 
ihm eine Befchreibung abhanden gefommener Sachen von den befchädigten Eigen. 
thünmern überreicht wird, auf eine ſolche Anzeige bei Gelegenheit der Uebernahme 
von Pfändern Rückficht zu nehmen, und den einzubringenden Pfändern eine be⸗ 
fondere Aufmerkfamkeit zuzumenden, fo daß, wenn ein foldes Pfand angeboten 
wird, von demjenigen, welcher es anbietet, zwar anzunehmen, aber die Zuzählung 
des verlangten Darleihens zu verzögern ift, bis derjenige, welcher die Anzeige ger 
macht hat, hievon unter der Hand in Kenntniß geſetzt, und nad) Vorweiſung des 
Pfandes, was an der Sache fei, genauer erfannt werden könne. Wird ed vom 
Eigenthümer ale die geftohlene Sache erkaunt, und hat e derjenige, welder das 
Prand angeboten hatte, eingeftanden, fo iſt das angebotene Pfand allfogleich dem 
Eigenthümer, ohne alle andere Zahlung, außer demjenigen, was derfelbe von 
freien Stücken für die Nrmenbüchfe entrichten wollte, zurüctjuftellen, der Dieb aber 
der betreffenden Gerichtsbarkeit zu übergeben. Wenn aber derjenige, welcher eine 
geftohlene Sache verpfänden wollte, Einwendungen machen follte, fo ift das in 
Trage ftehende Pfand fammt der Perfon, welche es zu verpfänden beabfichtigte 
(infoferne es nicht ein ungarifcher Edelmann wäre) der betreffenden Gerichtsbarkeit 
zu überliefern, und der Eigenthümer anzuweifen, dafelbft fein Recht zur Sache zu 
verfolgen. Sollte aber der Ergriffene fi für einen Edelmann ausgeben, und 
etwa behaupten, das fragliche Pfand in gutem Glauben von einem Dritten et» 
worben zu haben, fo ift das flrittige Pfand jener Gerichtsbarkeit, welder der Er⸗ 
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geiffene unterftehet, unter den nöthigen Vorfichten zu dem Ende zu überweifen, 
‚ damit dafelbft der Streit entfhieden, und nah Befund der Sache über Jenen, 
welcher als der Schuldige erkannt wird, die Strafjufliz gehandhabt werde. Wäre 
aber die Anzeige des Diebflahles bei nicht mehr aufrechtſtehender Sache, d. h. 
nachdem biefelbe bereits als Pfand angenommen wurde, dem Berfaßamte zuge: 
fommen, fo ift fobanı ein ſolches Pfand dem Eigenthümer blos gegen den von 
ibm geführten binreichenden Beweis darüber, daß die Sache fein Eigenthum und 
ihm geftohlen worden fei, und blos gegen Berichtigung des darauf gegebenen Dar» 
leihens und der entfallenden Zinſen zurückzuſtellen; wobei das Berfakamt ſorgſam 
daranf zu fehen hat, daß, wenn Jemand fi wegen Rüdlöfung des Pfandes mel- 
den ſollte, entweder der Dieb felbft der betreffenden Gerichtsbarkeit überwieſen, 
oder diefer wenigſtens die Anzeigen mitgetheilt werden, und auf diefe Weife der 
Eigenthümer ſchadlos geftellt umd die Handhabung der Strafjuſtiz leichter möglich 
gemacht werden könne. Es verſteht fi hiebei von felbft, Daß es dem Manipula- 
tiongperfonale in einem foldhen Falle obliegt, zur eigenen Sicherheit den ganzen 
Sachverhalt genan vorzumerken. 10. Die Licitationen der vor der Berfallszeit 
nicht rüdigelöften Bfänder find nad) den in Betreff der öffentlichen Berfteigerungen 
beftehenden Normalvorfchriften nicht blos zur Zeit der drei Jahrmärkte zu Her⸗ 
maunfladt, fendern wenn eine Anhäufung folder Pfänder und die beffere Ver⸗ 
“ waltung es erheiſchen follte, auch öfters, fo oft es der ſächſiſchen Nations-Univer- 
Ktät nöthig erfheint, na vorauszufchichender Kundmachung abzuhalten, mit dem 
Borbehalte zu Gunſten derjenigen, welche die Pfänder Tanfen, daß 11. ein aus 
dem Leibhaufe in der öffentlichen Verfteigerung erftandenes Pfand bei der nächften 
von dem Amte vorzunehmenden Lieitation neuerdings verfteigert werben. könne, 
das Amt daffelbe unentgeltlich feilzubieten und für Rechnung des Eigenthümere 
dem Meiftbietenden zu verlaufen gehalten fein fol. 12. Zu einigem Ruben bes 
Leihhanfes geflatten Wir, daß zu den vom Berfabamte vorzunehmenden Berftei- 
gerungen der Pfänder au andere Waaren und Mobilien angenommen werden 
fönnen, in der Weiſe jedoch, daß diefelben nad Beendigung der Ricitation der 
dem Leihhaufe angehörenden Pfänder feilgeboten werden, und deren Eigenthümer 
von jedem Gulden des Erlöfes ihrer verfteigerten Effecten einen Kreuzer an das 
Leibhaus zu entrihten haben. Der aus diefer Tare eingehende Betrag iſt zu 
gleichen Theilen unter den Beamten des Verſatzamtes auszutheilen. 13. Schuld⸗ 
ſcheine können zwar unter firengem dem Pfandgeber zu bewahrendem Geheim- 
niffe bis. zu einem Drittel der Schuldfumme als Pfand ange» 
nommen werden, jedoh mit Ausſchluß von Privat: Schuldfheinet, blos 
folge, welde von der Staatd- oder den Caſſen öffentlider 
Sonde ausgeftellt worden find, worauf dem Verſatzamte das 
Recht eingeräumt wird, wenn der Schuldfhein bis zur Per: 
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fallsgeit niht ausgelöf wird, aus dem Werthe deffelben fid 
in jeder Weife, fowohl in Betreff des gegebenen Darleihens, 
ala der entfallenden Zinfen, bezahlt zu machen. Hievon werden 
jedoch ſolche Schuldfcheine ausgenommen, welche öffentlichen Beamten fir ihre zur 
Sicherftellung des Aerars erlegten Dienftescautionen ausgeftellt. zu werden pflegen, 
und welche demnad nicht als Pfand angenommen werden können. 14. Privaten, 
welche ihr. Geld im Leihhaufe zu hinterlegen wuͤnſchen, wird geftattet, größere 
oder Lleinere Summen dorthin als Depofit gegen einen Zins 
von 3 PBrocenten einzulegen, unter der Bedingung, daß ihnen 
anf ihr Berlangen Beträge unter 100 fl. fogleih, über 100 fi. 
aber blos nah Vorausſchjkkung einer 158tägigen Auffündigung 
zurüdbezahlt werden follen, und es dem Berfagamte freiftehen fol, Die 
hinterlegten Gapitalien, wenn es derfelben nicht weitere bedarf, in denfelben 
Friften und Beträgen, mit Zurechnung der bis dahin fälligen Binfen von drei 
-Procent den Eigenthümern zurückzuzahlen. 15. Kür Alles, was das Verſatzamt 
als Pfand in Empfang nimmt; hat daſſelbe zu haften, und im Falle des Verluftes 
oder der verjehuldeten Verfchlimmerung defielben, dem Pfandgeber Schabenerfak 
zu leiften, wobei es feinen Regreß au jenen Verfakamtsbeamten zu nehmen hat. 
duch deſſen Schuld oder Verſäumniß das Pfand zu Grunde gegangen oder. ver- 
ſchlimmert worden ift. 16. Im Uebrigen aber wird den einzelnen Mitgliedern diefes 
Amtes, außer der Sorgfalt und der Amtötreue, auch die Plliht der Geheimhaltung 
obliegen, fo zwar, daß, wer die Pfänder oder deren Eigenthümer befannt gibt, 
und dieſerwegen von feinem Borgejegten ermahnt, fih in diefer Beziehung nicht 
befiext, auch mit dem Verlufte des Amtes beftraft werden fol. 17. Zur größeren 
Sicherheit der Anftalt jollen in der der Treue und Obforge des Caſſiers anver- 
trauten Handeafle niemals mehr ale 5000 fl. zur täglichen Geſchäftsführung 
überlaflen, der übrige Geldfond aber unter befonderem Berfchluffe in einer eigenen 
Caſſe und an möglichft fiherem Orte gehalten werden, deren Schlüffel bei dem 
Borftande der Univerfität und zwei Gliedern der Directiv »« Kommifflon aufzube- 
wahren find. — Im Uebrigen find von der fächflichen Nations «Univerfität im 
Einflange mit diefen Grundfägen nad Maß der Zeitumftände die befonderen In⸗ 
fiructionen für die Manipulation und die Beamten zu entwerfen und behufs 
Unferer gnädigen Beftätigung vorzulegen, bis die etwa als nothwendig erfannten 
Abanderungen in demfelben Wege beantragt und von Und genehmigt fein werden.“ 
(Ürtert lateiniſch.) 

Das Hofderret vom 20. December 1844, Hofz. 3816, 
mit welchem dieſes Privilegium mitgetbeilt wird, enthält außer den übrigen die 
Manipulation des Berfakamtes und die Beitallung feines Perfonals betreffenden 
Beſtimmungen, no folgende Vorſchriften: Alle Pfänder, welche einen innern 
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Werth haben, und nach dem gemeinen Ruben, den fie leiften koͤnnen, ſich ſchätzen 
laffen, find anzunehmen, mit Ausnahme derjenigen, welche dem Verderben unter: 
liegen umd fih daher nicht aufbewahren lafien, ferner derjenigen, deren Aufbe- 
wahrung wegen ihres Umfanges dem Leihhanfe allzuläftig wäre, fowie endlich der⸗ 
jenigen, welde blos für die Landwirthichaft einen Werth haben. Namentlich 
ſollen nicht angenommen werben Eßgeſchirr, irdene und gebrechliche Gefäße, Bücher, 
Bilder, alle Hausgeräthſchaften und fo beichaffene Mobilien,. welche aus einer oder 
der anderem Urſache nicht. hinreichende Sicherheit gewähren können; gleicherweife 
nicht Militairkleider und militairifche Zurüftungen und Geräthfchaften, die Ordens« 
zeichen (Keiten) des goldenen Bließes und des heiligen Stephans. Pelzwaaren 
fönnen zwar angenommen werden, aber nur auf die Zeit eines Bierteljahres, und 
find an einem abgefonderten Orte aufzubewahren (p. 4), Die Pfänder follen 
ſogleich, als jie überbradht werden, durd den beftellten Schäßmeifter gefchäßt und 
ſodann in den Amtsbüchern ordentlich vorgemerkt werden; nad deren Uebernahme 
in Vie Bewahrung und Obforge des Amtes muß dem Pfandgeber jowohl das Dar- 
leihen in baarem Gelde alfogleidh zugezählt, al auch über jedes Pfand der üb- 
lihe Schein ausgeftellt werden (p. 5). Während der Dauer der drei erften Jahre 
der Anftalt foll auf ein Pfand Feine größere Summe ale 200 fl. C. M., aber 
der leichteren Gebarung wegen auch nicht weniger ale 1 fl. geliehen werden (p. 6). 
Die Beamten, befonders die Schäßmeifter, haben unter eigener Derantwortlichkeit 
in allen und jedem Falle der Schätzung die Sicherheit des Leihhauſes derart im 
Auge zu behalten, daß auf Pfänder, welche in die erfte Claſſe zu rechnen find, als 
z. B. Gold, Silber, Diamanten, Edelfteine u. f. w., auch über drei Biertel ihres 
wahren Werthes; auf Pfänder aber, welche ihren Werth mit der Zeit nicht ver 
tieren, deren Aufbewahrung aber der Anftalt aus irgend einer Urſache entweder 
beſchwerlich ift, als ;’ B. Kupfer, Zinn, Meffing, Eifen, Stahl, Blei u. f. w., 
oder deren Werth wicht bleibend ift, jondern nad den Zeitumftänden fid) ändert, 
nur unter drei Biertel ihres wahren Werthes ein Geldbetrag dargelichen werde 
(p. 7). Im Leiphaufe foll eine Armenbüchfe, verſchloſſen und gut verwahrt, 
an einem ſolchen Drte, wo Jene, welche ein Geſchaft in dieſes Haus führt, vorbeis 
zugeben haben, aufgeftellt werden, in welche Etwas einzulegen in dem Belieben 
derſelben ftehen wird; Jene aber, welche ihre geftchlenen Sachen dur die Wach⸗ 
famteit des Berfagamtes entweder zuruͤckbekommen oder zur Rückerlangung der« 
felben die nöthigen Anzeigen erhalten, find gehalten, dorthin Etwas einzulegen, 
wohei es jedoch ihrem Belieben überlaflen bleibt, wieviel fie Diefem frommen Zwecke 
widmen wollen. Die Vertheilung der auf ſolche Weife gefammelten Almofen fteht 
der Rationd-Univerfität zu (p. 11).“ 

2, Das der k. freien Stadt Kronftadt zur Errihtung eines 
geihhaufes verliehene Privilegium vom 17. Jänn. 1846 (Hofj. 354), 
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Diefe Anftalt hat die Firma: „PBrivilegirtes Kronfädter Verfaßamt” 
zu führen (p. 9), und fich derfelben Regeln und Freiheiten zu bedienen und zu er⸗ 
freuen, welche alle übrigen Leihhäufer in den Baiferlichen Provinzen gebrauchen und 
genießen (p. 18); die Anftalt und alle daraus hervorgehenden Vottheile, nach Ber 
rihtigung aller daran haftenden Laften, werden für ausfhlieplihes Eigen⸗ 
thum der Stadt Kronftadt erflärt, weldhe für allen daraus erwachſenden Schaden 
die Haftung übernimmt (p. 1) und fir eine geficherte Unterkunft derfelben Sorge 
zu tragen bat (p. 2); der nrfprüngliche Fond derfelben foll aus 150 von der 
Kronftädter Commune anszuftellenden Actien zu 100 fl. gebildet werden; wird 
ein größerer Fond erfordert, fo hat der Kronftädter Magiftrat das Recht, Capita- 
lien hiezu gegen möglichft billige Zinfen aufzunchmen (p. 3); feigt der reine Ge⸗ 
winn der Anftalt fo Ho, daß die für jede Actie entfallenden Zinfen mehr als 
40 Procent betragen, dann foll der Ueberſchuß zu philantropifhen 
Zweden, deren Mangel am meiften fühlbar ift, und für bereits 
beftebende derartige Anftalten, die einer Beihilfe bedürfen, 
ohne Bevorzugung einer Nation oder Religion, zum gemeinen 
Wohle der ganzen Stadt verwendet werden (p. 5); auch nah Rück⸗ 
zahlung aller Actien fol der reine Gewinn ſolchen Inſtituten zugewendet wers 
den, worüber die Gommunität zu wachen hat (p. 6); die Verwaltung der Amftalt 
fteht unter unmittelbarer Auffiht der Magiftratualcommiffion der Kommunität 
zu; die Actionaire haben feinen Einfluß darauf, fondern nur das Recht, den Res 
greß an die Commune im Falle einer Beſchädigung zu ſuchen (p. 7); die Gefhäfte 
der Anftalt werden vorläufig durch die Beamten der Kronftädter Sparcaſſe beforgt, 
bis die Ausdehnung derfelben die Beftellung eigener Beamten möglich und auch 
nöthig macht (p. 8); eine Directivcommiffion für das Leihhaus beftellt der Stadt- 
magiftrat im Einvernehmen mit der Communität aus 5 redlihen und rechnungs⸗ 
fundigen Männern, worunter ein Mitglied des Magiftrates fi) befinden muß; 
diefelbe führt in jeder Hinſicht die unmittelbare Aufficht über die richtige Geſchäfts⸗ 
gebarung der Anftalt; Generalansweiſe der Einnahmen und Auslagen, fowie der 
eingelegten Pfänder, find jährlich dem F. Bubernium vorzulegen (p. 9). — Die 
Punkte 12—17 enthalten alle die wefentlichen Beſtimmungen, welche fih auch in 
den Bunften 4— 9 und 12 des oben angeführten Privilegiums der ſächſiſchen 
NationssUniverfität vorfinden, nur mit dem Unterfchiede, daß laut Punkt 12 des 
Kronftädter Privilegiums: derjenige, welder fein Pfand vor Ablauf 
von vier Wochen zurüdlöfet, die Zinfen für volle vier Wochen 
zn entrichten hat, und daß laut Punkt 13 der Ueberſchuß vom Erlöfe 
eines bereits Ticitirten Pfandes dem Leibhaufe, wenn fi der 
Eigenthümer innerhalb drei Jahren dieferwegen nicht meldet, 
unwiderruflih dem Leihhauſe anheimfällt; endlich, daß im dieſem 
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Brivilegium die Punkte 10 und 11, ſowie 13 — 17 des Privilegiums der faͤchf. 
” Ration ————— —2* 


— — — — 


Hiezu tommt zu EEE 


1. Bon dem erecutiven PBfande find: insbeſondere gaͤnzlich oder aus nur 
theilweife auögenommen: Befoldungen, Zulagen, Zaggelder, Reifegelder, Benfionen 
der Beamten, Penfionen ber Beamtenswitwen und Kinder; Deflcientengehalte, Provi- 
fionen, Pfründen » und Almofengelder, Penfionen von Snffituten und Geſellſchaften, 
Präbenben der Stifödamen; Einkünfte aus einer geifllihen Pfründe, Reliquien und 
Rreugpartifeln, Brandſchadenvergütungen; während der Dauer eined von bem I. f: 
Acsarium mit Privatperfonen abgefchloffenen Gontrafted, auf die zufolge deſſelben zu 
liefernden Segenftände, auf die von dem Aerarium zu leiftenden Vorſchüſſe oder Raten 
zahlungen, und die zur Erfüllung des Vertrages nothwendigen Geräthfchaften; Ge: 
genftände der Staatsmonopole; die auf den Poftdienft fich beziehenden Befugniffe, 
Einkünfte, Gerätbfchaften, dann die der Poftanftalt übergebenen Sendungen; (fiehe 
die 88. 460-468 der C. P. D.); ferner die unentbehrlihen Kleidungsftüde, der zur 
Rattonaltracht gehörige Säbel, infoferme er. nicht mit Ebdelfteinen verziert, ober fonft 
von befonderem Werthe ift, und die möthigen Werkzeuge, womit der Schuldner ben 
täglichen Unterhalt für fi und feine Familie erwerben Tann. Auch kann das Zur 
gehöreines liegenden Gutes nicht ohne das But felbft in die Erecution 
gezogen werden (ebd. 8. 526). 

2. Bergwerke oder Werfögaden können nur dann in recution gezogen 
werben, wenn biefelben für die Forderung, bie buch Grecution eingetrieben werben 
foll, durch ordentlihe Eintragung in die Bergbücher ausdrücklich verpfändel 
worben find, oder wenn der Bellagte keine andere Zahlungämittel hat. Auf alles 
dasjenige aber, was zum Betriebe des Bergbaues unentbehrlih ift, ald auf Werk: 
zeuge, Borräthe u. dal. Tann die Erecution abgefondert nie bewilliget wer- 
Den (ebd. 8. 647). 

3. Auf die mit der Aviticität oder mit Pfandverträgen belafteten Güter kann 
zwar Grecution geführt werden, jedoch nur mit ber Befhräntung des dem 
Schuldner, oder den übrigen Anfpruhöberehtigten nah den bis» 
herigen Landesgefepen darauf zuftehenden Wiedereinlöfungsredhtes, infomweit 
biefe® dur dad zur Regelung diefer Berhältmiffe erlaffene Geleh (fiehe das Patent 
dom 29. Mai 1853 über die Regelung des Grundbefiges, der Erbfolge und Aviticität) 
aufrecht erhalten worben ifl. (3. M. V. v. 3. Mai 1852. Art. XVII. zur C. P. O.) 

4. Die Inhaber von Schanflocalen können für Getränkeſchulden auf die Sachen, 
beſonders die Kleidungsſtücke der Säfte kein beſonderes Pf andrecht anſprechen. 
(Gouv. V. v. 23. März 1850. p. 6 u. ſ. w. ſiehe bei 8. 287). 


8. 449. 


Das Sfandrecht bezieht ſich zwar immer auf eine giltige Korderung, aber nit jede Forderung 
gibt einen Titel gur Erwerbung des Pfandrechtes. Diefer gründet: fih auf das Geſetz; auf einem richter⸗ 
then Ausiprud; auf einen u. oder den letzten Willen des Eigenthümers. 


$. 450. 


Die Fälle, in welchen das Geſez Jemanbem das Pfandrecht einränmt, And am gehoͤrigen Orte 
dieſes Geſeybuches und bei dem Verſahren Im Concurse⸗-Fatlen angegeben. Inwiefern das Gericht ein 
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Maudreiht einräumen fönue, befktiumi die Berihisorbnung. Soll darch die Einwiliguitg bes Gchuibnete 
oder eined Dritten, der feine Sache für ihn verhaftet, das Pfandrecht erwerben werden, ſo dieuen Die 
Borfäriften von Berträgen und Bermäctniffen zur Richiſchnur. 


I. 

Nah ungariſchem Rechte ift das Pfandrecht 

1. ein vertragsmäßiges (pignug conventionale seu contraetuale), 
welches in einem Bertrage (Pfandvertrage, vergl. 8. 1368) durch gegenfeitiges 
Uebereintommen der Parteien beftimmt wird. Diefes ift entweder ein klares 
(elarum), wenn in dem Pfandvertrage die Realität, der Ort, wo ſich dieſelbe be 
findet, fowie die Größe des darauf gegebenen Geldbetrages Klar ausgedrückt iſt; 
oder ein dunkles (obscurum), wenn auch nur Eines diefer Erforderniffe fehlt, 
und daffelbe aus triftigen Grimden in Zweifel gezogen werden kann. Nach der 
Rechtögepflogenheit werden alle unbeftimmten Beräußerungen voz 
liegenden Gütern (Moitical-Brundbefig), d. h. folche, welche ohne An⸗ 
gabe des Titels gemacht werden, für Berpfändungen angefehen, und werben 
als ſolche, ohngeachtet aller Verjährung, den Unfprucheberechtigten gegen Bezah⸗ 
lung des zu Bezahlenden zugeurtheilet. Der Unterfehied zwifchen dem klaren und 
dunklen Pfandrechte iſt deswegen won Wichtigkeit, weil, jenes im Türzeften (ſum⸗ 
marifchen),. dieſes aber nur im ordentlichen Procepverfahren geltend u wer» 
den kann (Art. prov. 135. a. 1791); 


2. ein gefegmäßiges (legale), welches durch das Geſetz felbft beſtimmt 
wird; ſo z. B. behält die Witwe, wenn fie wieder heirathet, oder wenn fie ftirbt, ſowie 
die Erben derfelben, die fraft des Wittwenrechtes (jure viduali) befeflenen Güter 
bie zu ihrer vollftandigen Befriedigung ale Pfand in Händen (Tr. IL. 24); in 
gleicher Weife behalten die Töchter den vierten Theil der Erbgüter des verſtorbenen 
Vaters unter dem Titel des ihnen gebührenden Viertheiles (jure quartalilio) ale 
Pfand, His zu deſſen durch Die zur Erbfolge berufenen Nachfolger nach der ge- 
meinen Schäßung zu gefchehenden Auslöjung (Tr. IE. 24; I. 29 und 88. 8. inil,); 
auch die Guter des Gewaltthäters (polentiarii) werden von dem Beichädigten ale 
Pfand in Befik gehalten bi zu deren nad) der gemeinen Shaͤtzung Rattzufindeh- 
den Rücklöſung (Tr. U. 56. 8. 1) u. f. w.; 

3. ein gerihtliches (judiciale), dasjenige namlich, welches der Richter 
zur Bezahlung der Schulden oder Geldftragen (birsagia) oder zum Erfake des 
Schadens aus den unbeweglichen Gittern des Sachfälligen als Pfandbefiß auf fo 
fange, bis der Zahlungspflicht in Gelb Genüge geſchehen it, anweiſet. Dies hat 
insbefondere im falle zu gefehehen, wenn zur Dedung liquidirter Forderungen an 
eine zur Rechnungslegung verpflichtete PBerfon, in Ermangelung anderen Ber- 
mögend, auch auf deren Aviticalgüfer gegriffen wird, und zwar in einem folchen 
‚Halle fogar mit rüchwirkender Kraft des betreffenden Geſetzes (Art. nov. 51. 
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a. 1791). Beweglihes Vermögen des Sadfäfligen wirt vom Richter 
dem Forderungsbereihtigten fteis mit dem Rechte des Eigenthumes angemiefen, 
fo daß daffelbe vom Lebteren rechtogiltig veräußert werden Tann. 


Ueber alle diefe Arten von Pfändern kann der Pfandbeftger nur bis zum 
Betrage der darauf haftenden Summe (vergl. $. 454) verfügen, und Diefelben 
nicht rechtsgiltig, unwiderruflich veräußern, weil, wie bereitd oben erwähnt ift 
(8.448 Abſ. I), die Berpfändung das dem Pfandgeber zuftehende Recht des Eigen⸗ 
thumes und der Rüdlöfung nicht ausfhließt (quoniaın impignoralio non exelu- 
dit proprietatem et perpetuilatem jurtum ipsorum possessionariorum. Tr. I, 
103. 8. init.), 

Das ungarifche Recht legt Übrigens der Berpfändung einer Liegenfhaft nur 
dann eine Rechtswirkung bei, wenn der Gläubiger das verpfündete Gut gleich— 
zeitig zur Benützung überfömmt (fiehbe 8.322 Abf. I); indeflen hat die Gepflogen- 
heit, mit willlürlider Berbildung der analogen roͤmiſchen Rechtsgrundſätze, und 
außerdem gewiffe Hypothekarrechte aufzuftellen geftrebt, indem fic 
drei Arten der Hypothek unterjcheidet, und zwar: a) die allgemeine (jus hy- 
pothecae generale), worunter zwar alle, welchen Namen immer habende Güter 
des Schuldners begriffen werden, jedoch nur mit der für den Gläubiger wenig 
vortheilhaften Rechtswirkung, daß der Chuldner das But, woraus die Befriedis 
gung feines Gläubigers flattzufinden hat, felbft bezeichnen Tann; b) die wähl- 
bare (j. h. optionale), wodurd der Gläubiger das Recht erlangt, das Gut des 
Schuldners, welches der erecutiven Pfändung unterzogen werden fol, felbft zu be- 
fimmen. Sie wird in der Schuldurfunde mit der üblichen Claufel feftgeftellt: 
„Daß der Gläubiger nah freier Wahl fih Recht nehmen und 
geben lafjen könne“ (szabad valasztäs szerent eleget vehessen, velel- 
hessen), und gewährt die größte Sicherheit; ce) die befondere (j. h. speciale), 
welche ſich auf ein fpeciell bezeichnetes Gut bezieht, mit der Rechtswirkung, daß 
der Gläubiger aus dieſem Gute feine Befriedigung anfprehen Tann; wäre das- 
felbe. aber von Schuldner veräußert worden, oder durd Zufall zu Grunde ges 
gangen, zur Befriedigung des Gläubigers auch auf andere Güter des Schuldners 
gegriffen werben kann.) | 

. | 

Nah ſächſiſchem Rechte ift das Pfand, abgefehen von feinem Unter: 
fchiede als Handpfand oder Hypothek ($5. 446 und 448), ein befonderes ober 
ein allgemeines, dann ein gefehliches, gerichtliches oder vertragsmäßiges (St. 1. 
12. $$. 2— 7 vergl. mit II. 2). Ramentlih gebührt dem Fiscus (respublica 


mn — — 


*) Alexii Dosd de Makfalva: Jus Transsilvanieum privatum. 88. 155- 166. 
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‚ereditrix) in Ruͤckſicht öffentlicher Abgaben, den Dienftboten in Rüdficht ihres 
Lohnes auf das Bermögen ihrer Dienftherren, dem Bermiether einer Wohnung 
auf die im gemietheten Haufe befindlichen Gegenſtände des Miethsmannes, in Hin- 
ſicht des rüskftändigen Miethzinfes (vergl. $. 1101), ein (ſtillſchweigendes) geſetz⸗ 
liches Pfand= und bezüglich Vorzugsrecht vor allen Chirographar- Gläubigern 
(St. 1.12. 88. 3 u. 4; IN. 2. $. 10). Die Kinder haben ein gefeglich (ſtillſchwei⸗ 
gendes) Pfandrecht auf das Vermögen des Vaters ruͤckſichtlich des mütterlihen 
Erbtheiles, vom Zage des Anfalles, d. i. Todestag der Mutter (St. IL 4. $. 2. 
vergl. $. 150 des 6. ©. B.). Auch hat der Hypothekar⸗Gläubiger ein Vorzugs⸗ 
recht vor dem Chirographarglänbiger, wenngleid die Forderung des Letztern eine 
ältere wäre, und ebenſo der Gläubiger, welcher den Schuldner vor Gericht ftellt, 
ein Borzugsreht vor jenem, welcher mit Erlaubniß des Gerichtes das Vermögen 
feines Schuldners fequeftrirt hat (St. III. 2. $. 4). 


II. 


In dem Militairgränggebiete konnten unbeweglihe, wahre, im 
firengften Sinne Primipilar⸗ und Piridar-Szefler-Gründe, welche bei Errichtung 
der Gränze zu diefer rechtmäßig übertragen worden waren, oder hatten übertragen 
werden follen, von Gränzern nicht an Provinzialiften durch Erbfchaften, und ums 
gekehrt wahrhaft adelige Gründe, welche zur Gränze nicht, oder irrig conferibirt 
worden waren, von Provinzialiften nicht an Gränzer in Naturalbefiß (in natura) 
übergehen. Auch konnten jene Gründe, welche in den Szeklerftühlen und in dem 
(ehemaligen) Oberabenfer Gomitate die Gränzer kraft Töniglider 
Schenkung (jure donationis) mit der Berpflihtung zum Militair- 
Gränz-⸗Dienſte befaßen, an Provinzialiften gleichfalls nit in Naturalbefik, 
fondern nur im Schaßungswerthe übergehen. Handelte e& fi um die Ueber: 
tragung eines ſolchen Grundes, fo hatten die berufenen Schäßleute die betreffen- 
den Realitäten nach dem äquivalenten, vollen Werthe (ad aequivalentem ple- 
numque valorem) zu ſchätzen. Konnte in einem foldhen Yale der den Befiß des 
Gutes anfprehende Gränzer oder Adelige in dem feftgefebten Termine feinem 
Gegentheil (parti praetensae) den Schäßungswerth nicht bezahlen, fo hatte Diefes 
But als gerihtlihes Pfand bei dem Mdeligen, oder bei dem Granger, in 
deffen Beſitz es fich befand, fo lange zu verbleiben, bis daſſelbe durch die baare 
Auszahlung des Schäßungsbetrages ausgelöſt wurde; und konnte anderfeits die 
im Befibe des Gutes befindliche Partei dem den Schätzungewerth anfpreddenden 
Gränzer oder Adeligen die Schätzungsſumme zur feftgefebten Friſt nicht erlegen, 
fo mußte das betreffende Gut den Kebteren ald gerichtlihes Pfand in den 
Naturalbeſitz, bis zur Auslöfung durch Bezahlung des Schäbungsbetrages, 
überlaffen werben. Ein derart ausbezahlter Schäbumgsbetrag durfte jedoch als 
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unperäußerliche&, ‚zum Aviticalvermoͤgen gehörigeg Geld weder durch Teſtament, 
noch auf irgend eine andere Weiſe zum Rachtheile der Erben veräußert werden, 
und mußte an diefe im Falle Des Ausſtexrbens derjenigen, an welche er an Stelle 
des Grbgrundes ausbezahlt worden war, wieder zuridfallen. 

Gränger fonnten überhaupt weder untereinander, nod aber mit Provinzias: 
tiften, ohne Einwilligung ihrer militairifhen Borgefepten, über: 
unbeweglide Güter irgendwelde Berträge (alfo auch nit Pfand- 
verträge) bei fonftiger Richtigkeit derfelben, abſchließen (Borfärift zur Ver⸗ 
handlung, der zwiſchen Provinzialiften, und Grängfolbaten entftehenden Streitig- 
feiten vom 18. November 1826, ©. 2. 5555. Hohm. Norm. Sanıml, 4. Bd. 
©. 166, 168—176).. 

| N | 

u Nadı allgemeinverbindligen Rormalvorfhriften fleht ferner 
dem k. Fiecus (Nerar) in Hinficht öffentlicher Abgaben, den Gerichten und anderen 
Behörden i in Hinfiht der Gerichts- und anderer Zaren (nicht aber auch den k. k. 
Sabriten, welche nur einen privaten Erwerbszweig bilden, in Rüdfigt ihrer Kor: 
derungen) ein geſetzliches Pfandrecht zu (Hofderr. vom 21. Mai 1787). Un- 
beweglide Büter, welde bereits zur Sicherftelung von Stiftungsfond: 
Gapitalien verpfändet worden find, dürfen mit andern Schulden nit bela- 
ftet, weder theilweife, noch aber im Ganzen veräußert, im Todeöfalle des Eigen- 
thümers oder Schuldners, in die Berlaffenfhaftsmafle, zum Schaden des darauf 
haftenden Stiftungsfondlapitales, nicht einbezogen, und damit nicht vermengt, ſon⸗ 
bern müſſen in jenem Zuftande erhalten werben, in welchem fie fih zur Zeit ihrer 
Berpfändung befunden haben Gubl. Decr. vom 1. September 1804 3. 6960). 
Kommen folde Güter zur Erecution, fo Tönnen fie auch unter dem Schaͤtzungs⸗ 
werthe veräußert werden, und beträgt der Erlös davon nicht ſoviel als das Stif- 
tungsfondcapital, fo Tann bis zur vollftändigen Hereinbringung des Lepteren die 
Erecution auch auf andere Güter des Schuldners ausgedehnt werden 
Hofdecr. v. J. 1830. Hofz. 31). — Zufolge a. h. Entſchließung vom 25. Rovemb, 
1835 vofz. 5212 wird dem discaldirector, ſowie den Beamten, welche in Schuld⸗ 
forderungsſachen die Grecxtignen anordnen oder von Amtswegen ſelbſt vollziehen, 
als auch den Vertretern der öffentlichen Angelegenheiten zur Pflicht gemacht, Daß 

bie den öffentlichen Caſſen und Anſtalten verſchriebenen Pfänder (Hypotheken), 
hei anderweitigen Erecutionen nicht angegriffen, und dadurch die Gerechtſame 
folder Caſſen und Anftalten nicht gefränft und denfelben Schaden zugefügt werde 
(GubL Deer. vom 21. December 1835. 3. 5668). Liegenfchaften, welde ber 
Schuldner für ein aufgenommene Darlehen dem Gläubiger verpfändet, umd mo 
derſelbe durch die nachfolgende gefehlihe Einführung (Intabulirung) des Gläu— 


bigers in diefelben den Vertrag derart ficherſtellt, daß das unmittelbare und di⸗ 
Sachſenheim, Erläuterung. "33 
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recte Eigenthum derſelben auf den Gläubiger uͤbergeht, daher dieſer nicht mehr 
als Hypothelargläubiger, ſondern als wirklicher Beſitzer der auf die erwaͤhnte 
Weiſe auf ihn übertragenen Liegenſchaften, der Schuldner aber im Gegentheile 
blos ala „Pächter" anzufehen ift, find ganz wie ein Handpfand des Gläubigers 
anzuſehen und zu behandeln, woraus von ſelbſt folgt, daß diefelben von anderen 
Släubigern nicht fequeftrirt, und daß der Gläubiger diefelben auch während des 
Concurſes gerichtlich ſchätzen laſſen, d. h. fle der gefegmäßigen Erecution unterzie- 
ben, und fi aus denfelben fowohl in Rüdficht des Capitales als der Intereffen 
und der Unkoften bezahlt nehmen kann, den Weberfchuß des Erlöfes derſelben 
aber an den Maffa-Eurator zu überlaffen gehalten ift (Hofdecr. vom 14. Juni 
1832 3. 2215. ©. 3. 3751). — Die Hereinbringung und Sigerftel- 
lung der Aerarialforderungen wider rehnungspflidtige könig— 
liche (Dicafterial-) Beamten iſt ohne Dazwiſchenkunft der Gerichte im Disci⸗ 
plinarwege durch Abzüge an Behalten und Penflonen zu bewerkftelligen (Hofdecr. 
vom 3. 1839 3. 10222) *); und Streitigkeiten wegen folder aus dem Dienſt⸗ 
verhältniffe entfpringenden Aerarialforderungen find im adminiftrativen Wege 
auszutragen (Hofdeer. vom 20. Auguft 1841. Hofz. 3262)°%). — Die Allos 
dial-⸗(Gemeinde⸗) Caſſathat wegen der Feuerlöſchkoſten fi an den 
Hausinhaber, durch deffen oder feiner Einwohner Schuld und Nadläffigkeit das 
Feuer entftanden ift, zu erholen; Doch bleibt diefem das Recht der Wiederforderung 
gegen denjenigen, welchem eigentlich die Entftehung der Feuersbrunſt zur Laſt ge 
legt werden kann, nach vorhergegangener billiger Beftimmung und Mäßigung 
vorbehalten ($. 71 der Feuerlöfh Ordnung für die Städte und Märkte vom 26. 
Suni 1788. Hochm. Rorm. Samml. I. Bd. ©. 331, f. auch 2. R. Bl. II. Abth. 
Nr. 18. vom 3. 1853). 

Im Falledes Concurſes werden außerhalb aller Claſſen geſetzt mit 
dem Rechte der Ausſcheidung oder des Eigenthumes diejenigen, weldhe ihr Eigen- 
thumsrecht auf eine in der Maffe vorhandene Sache erweifen können, und welchen 
es daher zufteht, fi in den Befig diefer Sache wieder zu feben. In die erfte 
Claſſe gehören alle diejenigen, weldyen nad) den Gefeben und Statuten der Orte, 
nah dem Gebraude und der Praxis, oder in deren Ermangelung nad 
dem allgemeinen römifhen Rechte ein befonderes Sachvor— 
reht oder Vorzugsrecht zukömmt, folde find: 1. das a. h. Aerar, 
ſowohl Hinficgtlih der Eontribution und anderer öffentlicher Auflagen, z. B. Drei» 


*) Bol. die übrigend in Siebenbürgen nicht fundgemachte a. h. Etufchliehung 
vom 8. Auguſt 1834 3. ©. ©. Nr. 2675, welche ih nicht blos auf Aerarialfordetun⸗ 
gen an „rehnungspflidhtige” Beamten, fondern überhaupt auf aus dem Dienfl- 
verhältniffe entfpringende Aerarialforderungen bezieht. | 

") Dgl. die a. h. Entſchließung v. 10. Auguſt 1841 (J. G. ©. Rr. 555). 
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Bigftgebgeen u. |. w., als auch in dem Falle, wenn dem Cridatar öffentliche Gel⸗ 
der anvertraut worden wären, und diefer fle zu feinem Gebrauche verwendet hätte; 
2. die Dienerfhaft und gedungenen Arbeiter, hinfichklich des ihnen für ihre ge- 
leiftete Arbeit und Dienfle vom Cridatar verfprodhenen Lohnes; 3. das Zaramt 
und Gerichte mit den rudfländigen Erpeditiond- und Gerichtötaren; 4. die Maffe- 
vertreter und Bermögensverwalter, welde a) nicht nur Hinfichtlich des für 
Zaren, und was immer für Art zum Bortheile der Maffe bis zum Erfolg 
des Elaffificationsurtheiles ausgegebenen, jondern auch hinfihtlid des bis zum 
Ausgange der Erida noch auszugebenden Geldes vorläufig claffificirt werden, 
ebenfo b) hinfichtlih der ihnen nad; Beendigung des Geſchaͤftes zuzuerkennenden 
Belohnung ; 5. die auf die Beerdigung des Cridatars verwendeten Auslagen; 
6. die Aerzte, Chirurgen und Apotheker, binfichtlich der dem Cridatar in ber 
letzten Krankheit verabreichten Arzeneien, und während derfelben ihm geleifteten 
Dienfte; 7. im Sinne des Geſetzes Tr. 1. 103 auch die Gattinnen der Cridatare 
bezüglich des Heirathögutes und des von ihnen außer der Mitgift zugebrachten 
Bermögens, wenn fie fich nicht zugleich mit dem Manne verpflichtet hätten die 
Schulden zu bezahlen, oder die Schuldfcheine mit dem Manne zugleich unterſchrie⸗ 
ben, oder aber dem Heirathögute freiwillig entfagt hätten. In die zweite Clafie 
gehören alle diejenigen, welche auf das Vermögen des Cridatars 
ein ausdrüdlidhes ftillfhweigendes oder geſetzliches Pfandrecht 
haben. Diefe find 1. die Gattinnen rudfihtlich des Heirathägutes, der Wieder 
lage oder Mitgift; 2. die Pupillen und Minderjährigen auf das Vermögen der 
Tutoren und Euratoren”); 3. Kirchen, in Bezug auf das den Curatoren derfelben 
anvertraute, aus deren Berwaltung zurückzufordernde Geld; A. die Gläubiger, 
welche vom Gridatar ein Pfand haben, jedoch nur infoweit, als der Werth des 
Pfandes zur Bezahlung der Schuld zureicht; 5. Vermächtniſſe und milde Stiftun« 
gen, welche Borfahren Hinterlafien, und vom Cridatar auszuzahlen geweien wären. 
In Bezug auf alle dieſe Pfandgläubiger gilt die Rechtöregel: wer früher in 
der Zeitift, bat mehr Recht, und zwar fo, daß derjenige, dem ein 
ausdrüdlihes oder fillfhweigendes Bfand früher beflimmt. 
wurde, dem vorgezogen werde, welder e8 fpäter erhalten hat. — 
Dieſe Rechtsregeln gelten auch rückſichtlich der den Kirchen hinterlaffenen Vermächt⸗ 
niffe, fo daß fie allen denjenigen nachgefebt werden, welche vor dem Tode des 
Teſtators, von welchem nämlich der Tag der Bermächtniffe verfällt und beginnt, 
ein ausdrückliches oder fillfhweigendes Pfand erhalten haben. 
Blos ein perfönliches Privilegium haben diejenigen, die eine Sache in Ders 
wahrung gegeben haben, wenn diefe Sache nicht mehr vorhanden ift, und die 
°) Bergl. die 88. 150 und 237 des 6. ©. B., wo ber leptere 8. nur einen Titel 


zum Pfandrechte gibt. 
33° 
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Wehſelglaubiger werden daher — in die dritte Glafie geſetzt (Cridal⸗ und Bafli« 
tenordnung vom 4. Juli 1772). 

Im Allgemeinen gilt die Regel, daß bei collidigenden Pfandrechten: dem 
gefegliden und gerichtlichen vor Dem vertragsmäßigen, dem 
Handpfandevorder Hypothekt, und dem befonderenvpardbemaulls- 
gemeinen Pfande der Vorzug zukömmt (ebd. u Hofder. vom 21. 
Mat 1787). Begl biezu 8.470. > 





Hier kömmt gu bemerken: 


1. Was zur Sicherfteflung eines Glaͤubigers zu Gericht erlegt wirt, it vom. 
diefer Zeit am als ein ihm gerichtlich beftellted Umterpfand anzufehen, worauf zu 
feinem Nachtheile von feinem Dritten ein dingliches Recht erworben werden kann 
(8. 395 der C. P. D.). Bei Ertheilung des richterlichen Pfandes Hat ſich der 
Richter an die Vorſchriften der 88. 390-391, 478, 480, 500-501; und 526-538 
der ©. P. O. zu halten. 


2. Dem Wechfelgläubiger gebührt auf die zur rSicherſtellmug erlegte Sache das 
Pfandrecht, wenn es ibm auch nicht ausdrücktich eingeräumt worden ift (Art. 25 der 
W. D. v. 25. Jänner 1850. 2. G. Bi. Nr. 36). 


3. Der Bertheilung ded Kauffchillingd im Erecutionswege verkaufter unbeweg⸗ 
licher Güter geht voran die Liquidations- und Prioritätsverhandlung; bezüglich dee 
Verfahrens darüber ſiehe die 88. 557—563 der C. P. O. — Die mit der Schätzung 
und Feilbietung des Gutes, und mit der gerichtlichen Verhandlung über die Verthei— 
lung des Rauffchillingd verbundenen Koſten find allen Hnpothefargläubigern vorzufeßen, 
andere Gerichts⸗ und Curatelskoſten bei den Schuldpoſten, worauf fie fi se 
in Rechnung zu bringen (8. 564 ebd.). 


4. Zur DBefeitigung vorgelommener Zweifel findet das Miniſterium der Juſti 
einverſtaͤndlich mit den Miniſterien des Innern und der Finanzen zu erflären, daß 
nach der — unddausnahmölofen Anordnung des 8. 22 des K. P. v. 4. März 
1849 den Ent! Fungstapithlien das gefeglihe Pfand und Votrecht 
dor allen in dem ſöffentlichen Buche eingetragenen ˖Hypothekarlaſten auch dann zu⸗ 
fomme, wenn die aufgehobene oder abgelöfte Leiftung, an deren Stelle das Entlaſtungs⸗ 
Gapital getreten if, früher in dem öffentlihen Bude unter den Hypothekarlaſten in 
einer fpäteren Rangorbnung, oder noch gar nicht eingetragen war (3. M. 3. vom 
29. Sept. 1852. R. ©. 3. Nr. 198. 8. &. BI. Nr. 219). 


8. 451. 


Um das Ffandrecht wirklich gu erwerben, muß der mit einem Titel verfehene Gläubiger die ver⸗ 
pfäntete Sache, wenn fie beweglich iR, in Berwahrung uehmel; und wenn fie unbewegtid iſt, feine Jor⸗ 
derung auf die zur Erwerbung des Eigenthumes Ilegender Güter vorgefhriebene Art einverleiben laſſen. 
Der Titel allein gibt nur ein perfönlihes Recht zu der Sache, aber fein dingliches Mecht auf die Sache. 


: Bol. hiezu den $. 2 des Intabulations- Statuted und den $. 26 der 
Grundbuchs⸗Inſtruction bei $. 446 des b. ©. B. 


Hausbriefe gewähren nur durch Eintragung in dad Grundhuch uiabula⸗ 





2.028. 452-665.) 46h ITrwerbungdari des Bfandrütel:) 


tion) Sicherheit (a. h. Reſcript vom -25. Juli 1781 ©. 3. 6144, republicirt un- 
term 12. Märı 1824. G. 3. 4238). " 


⸗ 
Eugen ‚or 





Zufolge des $. 436 der C. P. O. „kann auf bewegliche Sachen, von der Zeit, 
wo fie zufolge gerichtlicher Sequeſtrationsverordnung von dem Gerichte oder von einem 
Sequefter in Berwahrung genommen worden find, von feinem Dritten zum Nachtheil 
des Sequeftration@werber® ein binglihes Recht erworben werden. Auf Hppeothefar- 
forderungen und unbewegfihe Güter muß tie Scequeftrationd-Berordnung um dieſe 
schtliche Wirkung bervorzubringen bücherlich eingetragen werden“; und laut $. 475 
der ©. P. DO. „muß der Kläger, wenn feine Forderung auf ein liegended But ver- 
fichert ift, um ein dingliched Recht zu erlangen, bei dem Richter, welcher die Execu⸗ 
tion bewilliget hat, die Einverleibung der Einantwortungs⸗Verordnung in die öffent- 
lien Bücher, oder die Ausfertigung eined Erfuchfchreibene, wodurch die Realinftanz 
um diefe Eintragung angegangen wird, erwirken.“ 


5. 452. 


Bel Beryfändinıg derjenigen beweglichen Sachen welche feine Söryeriiäge -Ueberaabe von Haud zu 
Hand zulaſſen, mb man fi, wie bei der Meberiraguug ded Gigentbumeß (8. 427), feier Zeichen be⸗ 
Diesen, woraus jedermann die Berpfändung lelcht erfahren kann. Wer dieſe Vorſicht unterläßt, haftet für 
die nachtheiligen Folgen. 


—W 8§. 453. 

indet die inverleibung einer Korderung im die öffentfihen Bücher Iprgen Mangels gefegmäßiger 
Formlichteit in der Urfunde ıricht Matt, fo fann ſich der Gläubiger vormerfen (pränotiren) laffen. Durch 
dieſe Bornertmg erhält er ein Heingtes Pfandrecht, weiches, went Die Gorderung auf die oben 95. 438 
und 439 angeführte Uri gerehifertiget worden if, non dem Beltpunfte des nach geſehlicher Drbnung .eih- 
gereichten Dormerkangögefudhes in ein unbebingtes übergeht. 

Bol. hiezu den 8. 5 des Intabulations⸗Statutes bei $. 446 des b. G. B. 


fiehe auch $. 436. 


8. 464. 


Der Pfandinhaber kann fein Band, Infowelt er ein Recht daranf hat, einem Briten wieder ver- 
Händen, und infofern wird es zum Afteepfande, wenn zugleich Repterer fich daſſelbe übergeben, oder Vie 
AMierverpfändung anf das Pfandrecht in die Öffentlichen Bücher einivogen läßt. 


$. 455. 

Wird der Eigenthümer von der weiteren Berpfändung benachrichtiget, fo kann et feine Schuld 
nur mit Willen deffen, der das Afterpfaud hat, dem Glaͤubiger abführen, oder er muß fic gerichtlich Yinter- 
legen, fonft bleibt das Pfand dem Iuhaber des Aſterpfandes verhaftet. 

Nach fähfifhem Rechte kann die als Pfand gegebene Sache vom 
- @läubiger gleichfalls werpfändet werden (St. IH. 2, $. 2. quod pignori obliga- 
tum est, a oredilori pignori obligari potest). Der Schuldner kann aber feine 
verpfändefe Sache, wo immer er fte vorfindet, mit Bezahlung des barauf geliehe⸗ 
nen Geldes, an ſich löſen (St. III. 2 $. 3). 


Vergl. hiezu die 88. 36 und 37 der — bei 44-6 
0... B. 
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$. 456. 


Wird eine fremde bewegliche Sache ohne Einwilligung des Sigentbümers verpfändet, fo Hat diefer 
in der Negel zwar das Recht, fie zurückzufordern; aber In folden Bällen, im meiden die Eigenthumäflage _ 
gegen einen redlichen Befiger nicht ſtatthat (ß. 367), if er verbunden, entweder den redlichen Pfandinhaber 
ſchadlos zu halten, oder das Pfand fahren zu laſſen, umd fi mit dem Grfagrechte gegen den Verpfaänder 
‚au begnügen. 

5. 451. 

Das Ffandrecht erfiret fi auf alle zu dem freien Eigenthume des Berpfänders gehörige Thelle, 
auf Zuwache und Bugehör des Pfandes, folglich auch auf die Früchte, infolange fe no nicht abgefondert 
oder bezogen find. Wenn alfo ein Schuldner einem Glaͤubiger fein Out, und einem andern fpäter Die 
Früchte deſſelben verpfändet, fo if die frätere Berpfändung nur in Müdficht auf die ihon abgefonderten 
und bezogenen Früchte wirffam. 


Bol. hiezu den $. 4 des Intabulations - Statuted, und * 8. 43 der 
Grundbuchs⸗Inſtruction bei $. 446 des b. G. B. 


Zufolge des 8. 484 der C. P. O. werden die Vorrechte der Sequeſtrationswerber 
und anderer Glaͤubiger, und ihre rechtlichen Verhaͤltniſſe gegen einander durch die Se⸗ 
queftration nicht verändert. Die auf dem ſequeſtrirten Gute haftenden Steuern, Gie⸗ 
bigleiten, die Zinfen von ben, der Forderung des Sequeftrationdwerberd in ben 
Öffentlichen Büchern vorgehenden Gapitalien, und andere mit befierem Pfandrechte 
verfehene fortlaufende Zahlungen, müffen auch während ber Sequeflration entrichtet 
werden. Die Rechte ded Sequeftrationdwerberd befchränten ſich auf dasjenige, was 
an den Einkünften nad Abzug diefer Auslagen erübriget. Auch können laut 8. 498 
durch eine vorfichtöweife, oder im Wege der Execution verhängte Sequeftration eines 
Gutes, Gläubiger, welchen ein früheres Pfandrecht zukommt. nicht gehindert werben, 
die Verpachtung diefes Gutes im Wege der Grecution zu verlangen. 

Wird die Pfändung auf deponirte Staatspapiere, die nicht auf den Ueberbrin⸗ 
ger lauten, oder -auf unnerficherte Privatforderungen, oder auf die Zinfen derfelben 
geführt, fo ift der Beſcheid zugleih der Staatökaffe, melde die Zahlung zu leiften 
bat‘, oder dem Schuldner zuzuftellen. Dur diefe Verfügung erwirbt der Kläger das 
Pfandrecht von der Zeit an, wo das Pfändungsgefuch bei dem Gerichte, in deifen Ber- 
wahrung fich die Depofiten befinden, überreicht oder;angebradht worden ift. Bei Staate- 
papieren, die auf den Ueberbringer lauten, ift dazu die Bormerkung der Pfändung 
im Depofitenamte allein hinreichend ($. 537 ebd.). Bei der Bertheilung bed Kauf- 
ſchillinges eines im Executionswege verkauften unbeweglichen Gutes werben Forde⸗ 
rungen, welche der Schuldner anerkennt ſammt denjenigen, von dem Schuldner ſelbſt 
angegebenen Intereſſen⸗Rückſtänden, inſoweit fie mit dem Capitale nach dem Geſetze 
gleiches Borrecht genießen, für richtig angenommen, und in Rechnung gebradt, wenn 
auch der Gläubiger bei der angeordneten Zagfapung nicht erfchienen ifl. In Anfehung 
der übrigen Intereffen-Rüdftände Und der Gerichtäfoften find die Aufprüche folcher 
Gläubiger von der Hypothek und dem dafür eingegangenen Kauffchilling ausgefchlof- 
fen. Die nicht gleihed Borreht mit dem Gapitale genießenden Zindrüdflände find, 
foweit der Kaufpreis reicht, nach allen Gläubigern, in der den Gapitalien angewiefe- 
nen Rangordnung zu fegen. Diefe in Anſehung der Intereffen-Rüdflände gegebenen 
Borfhriften gelten auch für Nüdftände an jährlichen Renten, und andere nad beftimm- 
tem Friften wiederkehrende Zahlungen ($. 560 ebd.). Den Gläubigern, weldhe ver- 
aindliche Forderungen befigen, gebühren die Zinfen, wenn fie zu ihrer Befriebigung 


⸗ 
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auf den gerichtlich erlegten Theil des Kaufſchillinges angewieſen werden. bid zum 
viergehuten Tage, nachdem die Entſcheidung des Gerichtes über die Bertbeilung ihrer 
Poſt rehtöträftig geworben ift. Grfolgt Die Kablung der Forderung vor biefem Tage, 
fo find die Zinfen nur bis zu diefem Tage zu bezahlen. Den Gläubigern, welche an 
den Käufer des Guted angewiefen werden, find bie Zinsräfftände bid zu einem vom 
Richter feſtzuſegenden Tage zu berechnen, und mit dem Gapitale an dem vom Käufer 
noch ſchuldigen Kaufpreid mit dem Bebeuten zu mweifen: daß ber Käufer von dieſem 
Tage die Zinfen von den auf den Kaufpreis angewieſenen Gapitalien und Zindrüd- 
fländen weiter zu entrichten habe. Werden zur Sicherftellung flreitiger Poften Gelder 
gerichtlich erlegt, fo hängt ed von dem Webereinfommen der Betheiligten ab, für die 
fruchtbringende Anlegumg berfeiben zu forgen (5. 565 ebd.). 

Wenn des Kläger die Eyecution auf Früchte aber andere Einkümfte auſucht, 
fol ihm der Richter dad Pfaudrecht darauf ertheilen, und nötbigenfalld einen Seque- 
fier zur Einhebung derfelben beſtellen. Werden die Erträgniffe eines liegenden Gutes 
welches in die öffentlichen Bücher eingetragen ift, oder die Zinfen einer vorgemerkten 
Forderung in Erecution gezogen, fo bat der Richter die Berorbnung nebft dem Ur⸗ 
theile ober gerichtlichen Bergleige, worauf fi die Erecntion gründet, in ben. äffent- 
lichen Bädern ſogleich eintragen zu lafien. oder wenn die Realgerichtsbarkeit einem 
andern Gerichte zuftcht, das erforderliche Erſuchſchreiben dahin andzufertigen ($. 480 . 
ebendaf.). 


R $. 458. 

Denn der Werth eines Bandes durch Verſchulden des Pfandgebers, oder wegen eines erſt offen» 
bar gewordenen Mangelö der Sache zur Bedeckung der Schhuld nicht mehr zureichend gefunden wird, ſo 
IR ver Gläubiger berechtigt, von dem PBfandgeber ein anderes amgemeffened Pfand zu forbern. 

$. 459. 

Dhae Bewilligung des Pfandgebere darf der Gläubiger das Pfandfiht uidt benägen; er muß 
as vielmehr genan bewahren, uud, wenn eB burd fein Berichuiden in Beriuf geräth, dafür haften. Geht 
es ohne fein Verſchuſden verloren, fo verliert er deswegen feine Borderuug nicht. 

| $. 460. 

Sat ver Blänbiger das Sfand weiter verpfändet, fo haftet er ſelbſt für einen ſolchen Zufall, wo⸗ 

vurc das Band del ihm nicht zu Grande gegangen oder verſchllumert werben wäre. 
8. 461. 


ich der Pfaudgländiger na Verlauf der Sefkimmien Zeu nicht Gefriebiget, lo IR er befugt, bie 
Gelisietung des Pfandes gerichtlich zu verlangen. Das Geriät hat dabei nad Borſchrift der Gerichte 
ordnung zu verfahren. s 162 


Bor der Fellbieinag deö Gutes if jedem darauf eingettagenen Blandbgläubiger die Einlöfung der 
Borderung, wegen welcher die Feilbietung angeſucht worden, zu gefatten. 


5. 463. 
Sqhuſdner haben fein Reit, dei Berfteigerung einer von ihnen verpfändeten Sache mitzubieten. 


$. 464. 


Wird der Schuldbetrag and dem Bfaude nicht gelöfet, fo erfegt der Schuldner das Behlende; 
Ihm fällt aber and daS gu, was über den Schuldbetrag gelbfet wirt. 


5. 465. 


Snwiefern ein PBfaubgläubiger ſich an fein Pfand zu halten ſchuldig, oder anf eim andere Ber« 
mägen feines Schuldners zu greifen berechtigt fei, befkiumt bie Geriätäorbizung. 
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8. 466. ze 

Sat der Schuldner während der Berpfändımgägeit das Eigenthum ver verpfänddien Sache auf 

‘einen Andern übertragen , fo Acht: dem @täubiger frei, erſt fehı verſonliches Recht gegen den Same, 
„und dann ſeine volle Befriedigung au der verpfändeten Haie an fuchen. 


Nach ſächſiſchem Rechte bat der. Gläubiger, durch deſſen Liſt oder 
Schnld das Pfand verſchlimmett worden iſt, auf die hieruͤber unhaͤngig gemachte 
Klage die Sache in ſolchem Inſtande zurückzuſtellen, im welchem fle ſich bei ihrer 
Berpfändung befand. Der Bortheil, fowie der Nachtheil, welcher dur. „Zufall“ 
‚den Pfande zugegangen ift, trifft den Gläubiger. IR dasfelbe aber in den Hän- 
den des Pfandgläubigera ohne feine Schuld, Lift oder Verſaͤummiß .werichlintnert 
worden, vder aber "Durch Feuetsgefahr und andere Unglücksfälle zu- Grunde 
gegangen, fo befreit der Verluft des Pfandes den Schuldner nicht von feier Ber- 
pflichtung umd der Pfandgläubiger verliert nicht das Recht auf feine Forderung 


(St, II. 2. 88. 2 und 12. Dal. 88. 458460). Iſt der Gläubiger mit dem . 


Pfandgeber für den Fall: der Nichträlläfung des Pfandes zur beſtimmten Fall⸗ 
friſt, über deſſen Verlauf, gleichdiel ob im Vorbinein, oder nadyträglich uberkin⸗ 
gekoinmen, fo iſt der Verkauf giltig, und der Käufer erwirbt das Pfand zum 
vollen Eigenthume. War hingegen feſtgeſeßt, daß das Pfand nicht verkauft werde, 
oder hatte der Gläubiger dasſelbe ohne alle Bedingung in Verwahrung erhalten, 
"To darf der Verlauf nicht flattfinden, bevor der Schuldher nicht dreimal zur Aus— 
(öfung des Pfandes aufgefordert, oder dieferwegen gerichtlich belaugt wird. Berzb- 
gert der Pfandgeber demohngeachten die Befriedigung des Gläubigers, fo fteht 
shtefen: dus Recht zum Berkaufe des Biandes zu. Wird. der Schuldbetrag aus 
"dem Pfande sicht gelöfet, To bleibt dem Gläubiger das Recht, den Erfah des Feh⸗ 
lenden vom Schuldner zu verlangen; ift aber der Erlös größer als der Schuld» 
‚betrag, fo fällt der Ueberſchuß am Gelde dem Schuldner zu. Bei der Feilbietung 
des Pfandes ift in folgender Weife vorzugehen: Findet nämlich. der Rechter, daß 
der Schuldner keinen genügenden Grund für die Richtbefriedigung des Gläubi- 
gers vorzubtingen vermag, fo foll dad Pfand an drei Wochenmarktiagen nachein⸗ 
"ander öffentlich feilgeboten, und dem Meifthietenden überlaffen werden. Iſt das 
Pfand ein liegendes But, fo muß es an drei nacheinander folgenden Sonntagen 
entweder auf öffentlichem Markte, oder vor der Pfartkirche des Ortes ferlgeboten 
und ausgerufen werden. Wird darauf ein höherer Anbot gemacht, als die Schuld 
beträgt, fo ift der Schuldner davon zu benachrichtigen. Nach der dritten Feilbie⸗ 
tung, ob ein höherer Anbot gemacht wurde oder nicht, ift der Schuldner zur 
Auslöfung des Gutes nochmals aufzuforberi. Löfet er es aud dann nicht ein, fo 
wird das Gut demjenigen, der den Meiftbot gethan hat, überlaffen, aus dem Er⸗ 
168 der Schuldbetrag bezahlt, der Meherfchuß am Gelde aber dem Schuldner 
„überwiejen (St. I. 12. 8. 7. IE. 2. $8. 5—7. BgL 88. 461—464). Nach der 
auf Normalvorſchriften gegründeten Gepflogenheit kann die Pfandſache zur Des 
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friedigung ded Gläubigers auch unter ihrem Schatzungawerthe verkauft werben 
(Gubl. Decr. v. 3. 1820. 3. 5319; Hofdeer. v. 3. 1830. Hof. 31). Wem 
nach dreimaliger Feilbietung des in Erecution gezogenen Hypothekargutes der 
Darauf gemachte Meiftbot nit jo viel beträgt, als der Schuldhetrag, oder fi 
gen Beim Künfer gefunden hat, fo. wird dad Gut dem Hyyothefargläubiger in den 
Raturalbeftg übergeben, und es erliſcht dadurch feine Schuldforderung (mis. Er- 
laß vom J. 1797. 3. 122 und 8. 2 des Intabnlations⸗Statutes bei 8. 446). 
Hat der Schuldner eine Sache zu verfchiedenen Zeiten an zwei Perſonen verpfãn⸗ 
Det, fo-gebührt demjenigen, welchem fie früher für fein dargeliehenes Geld ver- 
Pfandet wurde, der Borzug, ımd der andere Gläubiger kann, bevor nicht der Er⸗ 
ſtere mit feiner Forderung befriediget wurde, die Keilbietung des Pfandes nicht 
verlangen (Stat. II. 2. $. 9). Dal. 88. 4655—466 und 469. 

‚ Bgl. zu 88. 459, 461 und 464 au die Punkte 6 und 15 des bei $. 448 
gegebenen Verſatzamts⸗Privilegiums der jähfifchen Nation. 


"Hier wirb bemerkt: no: 
’ 1 zu 8. 461. „Seine k. k. a. Majeftät Haben mit a. h. Gntfätiegung dom 
2, Januar 185% den auf Grundlage der Directiven vom Jahre 1844 eingerichteten 
Sparkaſſen a. g. das Recht zuzugeftchen geruhet, die bei ihnen verpfändeten Staat?- 
ſchuldverſchreibungen und Bankactien, falls zur Verfallszeit das dafür gewährte Dar- 
iehen fammt Zinfen nicht einbezablt werben iſt, ohne gerichtliche Dazwiſchenkunft zu 
voränfern. (B. des Handelöminiferiumd vom 2. Februar 1852. R. &. Di. Rr. 42. 
8. ©. BI. Nr. 76). 

Zur gerichtlihen Pfändung ale dem erften Grabe der @recution wird ein rechtoͤ⸗ 
kräftiges richterliched Erkenntniß, oder ein gerichtliche Vergleich erfordert (88. 500— 
. 501 = 56—532 der C. P. DO) 

2. zu $. 462. Die Bewilliguug der gerichtlichen Berfieigerang einer Hypothet 
muß in den öffentlihen Büchern angemerkt werben. Auch müffen alle diejenigen, 
welche bis zur Zeit diefer Anmerkung durch die Eintragung in die öffentlihen Bücher 
ein Hypothelarrecht auf das Gut erworben haben, und zwar foweit diefelben nach der 
Beſchaffenbeit der Bücher ohne Schwierigkeit aus benfelben fogleich erhoben werben 
"Tonnen, abgefondert durch die Zuftellung des, die Feilbietung bewilligenden Befcheides 
font aber mittelft Aufforderung im Feilbietungd-Edicte von der Feilbietung verftän- 
daget — (86. 508-510 der & P. D.). 

8. zu 9. 469: Bon dem Schuldner felbft, oder von Perfonen, die in dem 
‚Afersricifigen Kaiſerthume unbewegliche Güter zu befigen unfähig find, darf bei der 
gerichtlichen Berfteigerung eines unbeweglichen Gutes kein Anbot angenommen werden. 
Die Gerichtsperſonen, welche die Verſteigerung vornehmen, und der Ausrufer ſind 
wedet ſelbſt, noch durch andere mitzubieten befugt (F. 515 der C. P. D.), vgl. die 
N. Ir. V. Nr. 42 zu 8. 355 des b. ©. B. 

Wenn ein nad den Geſetzen untheilbares Gut wegen der Schuld eines Mit« 
digenthäiner®' in’ die Exrecution gezogen wird, fo find bie übrigen Mitetgenthümer vers 
‘bunden, das gange Gut verfeigern zu laſſen. Sie haben nur bad Recht die Forde⸗ 
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rung ded Grecutiondführerd eingulöfen, oder bei ber Berfleigerung mitzubieten. Zu 
biefer find fie befonderd borzuladen, und Fönnen außerdem bie vorgenommene Verſtei⸗ 
gerung als ungiltig anfehten (C. P. D. 8. 525). 

4. zu 6. 465. Der Kläger, welcher auf das bewegliche Vermögen des Schuld⸗ 
ners die Grecution zu führen gebenft, kann um die gerichtliche Pfändung anſuchen, 
und diejenigen Fahrniſſe — (infoweit fie von der gerichtlichen Pfändung nicht aus- 
drücklich audgefchloffen find, fiche die Erläuterung des 8. 448 des b. 9. B) — ber 
flimmt angeben, aus welchen er fich bezahlt machen will; doch darf er nicht mehr, 
als zu feiner Bedeckung nöthig iſt, in die Pfändung ziehen (88. 526527 ber G. 
P. DI. Wenn bei der gerichtlichen Keilbietung eined unbeweglichen Gutes in dem 
erften Licitationstermine Riemand erfchienen ft, oder do Niemand den ESchäpungs- 
werth für das Gut geboten hat, fo wird bie zweite Feilbietung mit dem ausdrücki⸗ 
chen Beiſahe audgefchrieben, daB das Gut, wenn cd um den Schäpungswerth nicht 
verkauft werden könnte, dem Meiftbietenden aud unter der Schähung augefchlagen 
werden würde. Sollte bei der zweiten Keilbietung gar fein Anbot gefhehen, fo kann 
der Grecutiondführer dad Gut der GSequeftration oder Verpachtung unterziehen, oder 
um eine weitere Feilbietung, (welche wie die zweite Licitation vorzunehmen ift) an- 
ſuchen (ebd. 88. 521—523). 

6. zum 8. 466. Wird ein in Grecution verfallened Gut während der Dauer 
der Execution von dem Schuldner veräußert, fo kann der Gläubiger ohngeachtet diefer 
Beräußerung feine Grecutiondfchritte auf das verpfändete Gut gegen den neuen Eigen⸗ 
thümer in der Art verfolgen, als ob die Beräußerung nicht vorgegangen wäre (ebb. 
8. 214). 


5. 467. 


Wenn die verpfändete Sache gerflört wirds; wenn fig der Bläubiger feines Rechtes Darauf geſch⸗ 
mäßig begibt; oder wenn er fie dem Schuldner ohne Vorbehalt zurückſtellt, fo erlifcht zwar das Pfand⸗ 
seht, aber die Schuldforderuug befteht noch. 


$. 468. 

Das Pfandrecht erliſcht ferner mit ber Beit, auf welche eo eingefdränft war, folglich auch mit 
dem zeitlichen Rechte des Bfandgebers auf die verpfändete Sache, wenn anders diefer Umſtand dem Glän- 
biger belannt war, oder aus den äffentlihen Büchern bekannt fein komnte. 

6. 469. 


Durch Tilgung der Schuld hört bas Pfandrecht auf. Der Bfandgeber If aber die Schuld nur 
gegen dem zu tilgen verbunden, daß Ihm das Pfaud zugleich zurüdgefict werde. Zur Uufbebung einer 
Hupothek if} die Zügung der Ehuld allein nicht hinreldend. Ein Hyvotbelar : But bleibt fo lange ver 
haftet, bis die Schuldurkunde aus den öffentlichen Büͤchern gelöfcht If. 


Nah ſächſiſchem Rechte erlifcht das Pfandrecht nur mit Erlaſſung 
oder Bezahlung der Schuld, oder wenn der erequirte Grumd zur vollftändigen 
Bezahlung derfelden nicht hinreichen follte, mit der an den Gläubiger erfolgten 
Uebergabe des verpfandeten Grundes ($. 2 des Intab.⸗Statutes bei $. 446). 
Ueber die Löfchung einer Schuldurkunde aus den öffentlihen Büchern fiehe 88. 34 
und 36 der Grundbuchs-Inftruction bei $. 446. 


Wenn eine in den öffentlihen Büchern noch ald giltig erfcheinende Laſtenpoß. 
anf welche eine Zahlung aus dem Kaufſchillinge (des im Executionswege verfauften 
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Outes) fallen würde, für unrichtig oder erlofchen erklärt wird, fo Tann fie, wenn 
Niemand ald Gläubiger bei der Zagfapung erſchienen ift, bei der Bertheilung ohne 
weiteres rechtliches Berfahren nicht übergangen werden. Die Forderung iſt als zwei⸗ 
felpaft in Rechnung zu bringen, und bis zum Audgange des Proceſſes ſicher zu flellen 
(€. 8. ©. $. 561). 


8. 470. 
Die Borzugerechte der Glaͤubiger bei dem Ausbrude eines Concurſes beffimmt das Berfahren In 


Goncruröäten. 

Das Berfahren in Concursfällen wird in Siebenbürgen durch die mit dem 
k. Referipte vom 4. Juli 1772 erlaffene Concurdordnung, und durch die mit dem 
k. Referipte vom 7. Dectober 1772 erlaffene Kallitenordnung, weldhe von den 
fiebenbürgıfchen Landftänden zufolge des 119. Artikeld-Entwurfes und des hier⸗ 
über erflofienen Punktes 40 des a. h. Referiptes vom 26. Mai 1792 ala provifo- 
riſch verbindliches Gefeg angenommen worden find, beftimmt”). Zur Erläuterung 
fowohl der Concurs⸗ als Fallitenordnung find zahlreiche Vorſchriften in der Folge 
erlaffen worden, von Denen die wichtigften folgende Regeln aufitellen: „Vor Aus- 
bruch einer Crida gerichtlich zugefprochene Korderungen find außerhalb der Claſ⸗ 
fen (extra classes) zu berichtigen” (Gubl. Decr. vom 21. Mai 1787 3. 1697). 
„Den Släubigern gebühren die ihnen gerichtlich zuerfannten, ob beweglichen ober 
unbeweglichen Sachen ihrer Schuldner, wenngleich diejelben bei Ausbruch der 
Crida nit erequirt find (Gubl. Dec. v. 30. December 1796 3. 2714). — 
Dem Berderben unterliegende Güter follen im Cridalproceffe vorzugsmweife (prae- 
ferenter) veräußert werden (Bubl. Decr. vom 7. Juni 1800 3. 1524). — Mit 
Abänderung des Gubernialdecretes vom 7. Juni 1800 3. 1560, wonach Con⸗ 
curſe blos unter Handelsleuten ftattfinden follten, wird mit Hofdecret v. 3. Sep⸗ 
tember 1801 verfügt: daß Concurfe auch unter Bürgern und Adeligen Plaz grei⸗ 
fen (Gubl. Decr. v. 18. Jänner 1802 3. 3182). Bevor ein Schuldner als 
Gridatar angezeigt wird, follen defien Berhältniffe im Sinne der Eridalnorm ge⸗ 
nau erforſcht werden, und die Behörden follen unter eigener Verantwortung nicht 
nur wegen Kundmahung des ConvocationdsTermines, fondern au darüber, daß 
fie die Umftände des Schuldners gehörig erhoben, daß derfelbe in den nicht zah⸗ 
Iungsfähigen Zuftand nicht durch Verſchwendung oder fhlechte Wirthfchaft, ſon⸗ 
dern durch unvorhergefehene Unglücksfaͤlle, (mas genau zu erforſchen ift) verfeht 


*) Die Eoncurderbuung ift im Band 1. 6. 190—233 und die allitenorbnung 
&. 270-305 der Hochm. Rormal. Samml. enthalten. — Friedrich Schuller hat beide 
in fein Werl: Das Eigen-Landredt der S. Sachſen. I. Heft. Anhang; und zwar 
mit erläuternden Noten, und Dr. Alois Send in feine Erläuterung der prov. Civil⸗ 
proteßerdnung für Siebenbürgen, Hermannſtadt 1852 anfgenummen, worauf hier ver« 
wiefen wird. 
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worden fer, dem k. Guberninm ihren Bericht erſtatten, — weil ſonſt ein ſolcher 
Schuldner, welcher den Grund ſeiner Zahlungsunfaͤhigkeit nicht in einem unvor⸗ 
hergeſehenen Unglücksfall nachweiſen kann, ſtrafgerichtlich zu behandeln iſt (Gubl. 
Decr. v. 3. 1794 3. 1116). Wenn Schuldner durch „Aufwand“ in Verfall 
gerathen find, fo follen fie nach Borfchrift des 4. Abfchnittes 1. Punctes der 
Fallitenordnung beftraft werden (Gubl. Deer. vom 21. April 1836 3. 2320. 
Hofdeer. v. 10. März 1836 Hof. 937). Mit Gubernialdeeret v. 25. Mai 1836 
wird dem Cronftädter Magiftrate verordnet: 1. derfelbe folle hinfort bei jedem 
ſich ereignenden Falle, bevor die Crida kundgemacht wurde, unter eigener Verant⸗ 
wortung genau prüfen, ob ber Fall einer Crida vorhanden fei oder nicht? und 
wenn die Anzeige der Zufammenrufung der Gläubiger zur Kundmachung dem 
f. Gubernium eingefchieft werde, in dem Berichte auch Elar angeben, weldyer von 
den in der Cridalnorm zur Verhängung einer Crida beſtimmten Fällen die Eri- 
balverhandlung nöthig gemacht, ob nämlich das Concursverfahren der Schuldner 
oder die Öläubiger oder aber der Richter veranlaßt Habe? und auf welchem Grunde 
die veranlaßte Kundmachung beruhe? 2. Da die öffentlichen Behörden über das 
Privateigenthum der Bürger nicht verfügen, ohne Beiftimmung folder Eigenthü- 
mer auch rechtlich nicht? veräußern und in die Verhandlung der Eridalmaffen ur 
in Abfiht auf die Aufrehthaltung der guten Ordnung und Handhabung der Ber 
techtigkeit gegen die fordernden Cigenthümer Einfluß nehmen Fönnen, fo. folle der 
Magiftrat auch hierauf bedacht fein: daß die einer Verhandlung unter 
zogenen Güterohne Beiftimmung der Gläubiger und deren Ein 
berufung, und vor der Wahl des Maffa-Curators weder im Ber- 
ſteigerungs- no auf anderem Wege veräußert werden mögen; 
im Kalle aber das dem Verderben unterliegendeBermögen ſchnelle 
Veräußerung erheiſche, feien nad der Weifung der Gridalnorm 
wenigftens die hierländigen Gläubiger einzuberufen, und diefe 
haben ſich aud einen einftweiligen Güterverwalter zu wählen 
(Buhl. 3. 4254/1836). — Zur genauen Durchführung und Beobachtung der 
Punkte 7—10 des 1. Abfchnittes der Kalliten-Ordnung wird mit Gubernialdecret 
vom 7. December 1804 verordnet: Die Stadtmagiftrate follen aus ihrer Mitte 
ohne Verzug Commiffäre ernennen, welche die Gattinnen der gegenwärtig in der 
Stadt befindlichen Kaufleute vorzuladen, und die vor ihrer Berehelihung abges 
ſchloſſenen Heirathscontracte genau zu unterfuchen haben, und die Gattinnen der 
Kaufleute dazu verhalten follen, daß fle für die Sicherhett ihres Helratbegutes und 
ihrer Paraphernalien duch Gründe (Realitäten), welche nicht in der Handlung 
miteinbegriffen find, Sorge tragen, oder aber den ihnen gehörenden Antheil ale 
Sefellfhafterin in den Handlungsfond einlegen, und darüber dem Magiftrate 
einen mit ihrer Namensunterfchrift verfehenen Revers einhändigen, daß ihre Au⸗ 
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ſprüche an- das Vermoͤgen ihrer Gatten, wenngleich dieſelben auch. zu den privile⸗ 
girten gehören, fo lange nicht geltend machen wollen, bis aus der Handlungs- 
Maſſa fämmtlihe Gläubiger vollftändig befriediget fein werden (p. 2); wenn fich 
darunter auch Kaufmannsweiber vorfinden follten, welche ohne Rüdficht auf die 
Körderung des Handels, ihren Anfprüchen nicht entfagen wollen, fe find dieſelben 
alfogleich anzuweiſen, daß fie ihren Heirathscontract intabuliren laſſen, die Kauf 
leute find aber zu verhalten, daß fie den Handlungefond in anderer Weiſe ergänzen 
und fiherftellen,; oder wenn fie das nicht thun können, von der Kortführung der 
Handlung jedenfall® auszuſchließen (p. 3). In gleicher Weife find die Gattinnen 
der Kaufleute, wenn fie außer Dem Heirathsgute die Verwaltung der Parapher⸗ 
nalien oder des während der Ehe zu erwerbenden Vermögens fih im Heiraths- 
Eontracte nicht ausdrüclic vorbehalten haben, anzuweiſen, daß fte für die Sicher- 
ſtellung diefer Anfpriche außerhalb der Handlung des Gatten, entweder mittelft 
eines zureichenden Pfandes oder durch Intabulirung auf unbeweglihe Güter Sorge 
tragen, weil fie fonft bei dem Concurſe der Gläubiger vor andern Gläubigen 
kein Borzugsrecht behaupten können (p. 4). Endlich follen bei Eingehung der 
Ehen der Kaufleute die Anordnungen des 8. Punktes der Fallitenordnung genau 
beobachtet werden, unter fonftiger Verantwortlichkeit des Magiftrates (p.5) (Gußl. 
3. 3539/804). — Kaufleuten, welde die Wechſel auf den gerichtlichen Termin 
nicht zahlen, ift die Handlung alfogleich zu fperren, und nad Befund entweder 
ein Moratorium zu geftatten, oder die Erida zu eröffnen (Hofderr. v. 27. Jänner 
1883; Hoſz. 208: Gubz. 650). — Kaufleute, weldye ihre Schulden nicht in den 
Handlungsbüchern verzeichnen, find gleich „Betrügern" zu behandeln (Gubl. 
Decr. v. 20. Zuli 1836. 3. 4237). — Beamten dürfen nicht als Maſſa⸗Cura⸗ 
toren beſtellt werden (Hofdecr. v. 25. April 1829. Hofz. 1493. Gubl. 3..2913). 
Zu Cridalproceſſen kann Feine Beiterberufung (Appellation) geflattet, und fie 
fönnen nicht erneuert werden (Gubl. Derr. vom 11. September vom J. 1807 
3. 2976) °). 

Ueber die Borzugsrechte der Gläubiger im Falle des Concurſes fiche au 
5. 450. Abf. IV. 


Sierber ift zu bemerken: 

1. Laut Artikel XII der Yuftizminifterialverorbnung vom 3. Mai 1852 über 
die Einführung der prov. C. P. D. Haben die Goncurdorbuung vom 4. Juli 1772 
und die Jallitenordnung vom 7. October 1772 nebft den übrigen auf die Gegenflände 
derfelben fich beziehenden, befonderen Borfchriften einftweilen in Kraft zu bleiben. 
Doch find auch die im Concurſen vorfommenden Streitverhandlungen nadı den Ber 
flimmungen der P. D. zu pflegen. 


— — —— — —— — 


°) Siehe: Trauſch. Norm. Samml. und Schullers Eigen'-Landrecht der ©. 
Sachſen. Anhang. 
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2. Mit der Juftizminifterialverorbnung v. 18. Juli 1853 (L.R. Bl. 1. Abth. Nr. 136) 
ift für die Königreihde Ungarn, Groatien, Slavonien, die ferbifche Wojwodſchaft mit dem 
Temefer-Banate und das Großfürſtenthum Siebenbürgen eine proniforifche Goncurd-Orb« 
nung eingeführt und vom 1. September 1853 in Wirkfamkeit gefeßt worden (Art. I). Die 
vor dem Tage ber Wirkfamleit diefer C. O. bereits eröffneten Eoncurfe find nad den 
bisherigen Borfähriften zu verhandeln und zu beendigen. In Beziehung auf diejenigen 
Goncurfe, welche feit biefem Tage eröffnet werden, find die früheren, die Gegenftände 
diefer C. D. betreffenden Borfchriften aufgehoben (Art. I). Durch biefe C. DO. wird 
an den Beitimmungen der Art. XV und XVI der %. M. V. v. 3. Mai 1852 Nr. 104 
des R. ©. DI. (über die Einführung der C. P. D.) rüdfichtlich der Regelung der 
Berhältniffe und gegenfeitigen Anfprüche der Grundberrſchaften und deren vormaligen 
Untertbanen nichts geändert (Art. VII). Das nah dem Sachſenrechte zwiſchen den⸗ 
jenigen Gatten, welche vor ber Wirkſamkeit ded a. b. ©. bie Che gefchloffen baben, 
begründete Recht der Sütergeweinfhaft (communio bonorum) wird im Sinne bed 
K. P. vom 29. Mai 1853 Nr. 100 des R. ©. Blatied 8. 12 au für den Fall des 
Concurſes aufrecht erhalten, daher ift die Abfonderung des dem Gatten des Gemein- 
ſchuldners aus der Gütergemeinſchaft zuftehenden Antheiled bei der Grida-Inventur 
vorzunehmen, auch fleht dem Gatten, wenn er durch diefe Abfonderung in feinem 
Rechte verlegt zu fein glaubt, bevor die Ausfheidung feines Eigenthumsantheiles 
gegen die Concursmaſſe geltend zu machen (Art. IX). Infofern nach Berfchiedenheit 
der Landeötheile unter dos ein dem Gatten zugebrachted Heiratögut und unter conira- 
dos eine von ihm ber Gattin verfchriebene Wiederlage begriffen ift, find derartige 
fon vor der Wirkfamkeit ded a. b. &. Buches begründete Anfprühe der Gattin im 
Grunde des im vorflebenden Artikel bezogenen Patented und in Webereinftimmung 
mit der Cridalnorm vom 3. 1772 im Goncurfe ded Mannes in die zweite Claſſe zu 
ſetzen. Rüdfihtlih der Sattinnen der Handeldleute hat es in dem Falle, wenn über 
das dem Gatten zugebrachte Heiratsgut und über die von ihm der Gattin verfäprie 
bene Wiederlage das in der Fallitennorm vom 3. 1772 vorgefchriebene Verfahren vor 
der Wirkſamkeit des a. b. ©. Buches ftattgefunden hat, bei den Beftimmungen der 
Anfäpe 7 und 8 jener Norm fein Berbleiben, nach welchen daher die erwähnten An- 
ſprüche in die dritte Klaffe, und zwar nah Verſchiedenheit der in jenen Abfügen 
bezeichneten Fälle entweder vor oder nach den Handelögläubigern zn fepen find (Art. X). 

Der Art. IV. diefer Verordnung beftimmt das Verfahren, wenm über den Be 
figer folder Liegenſchaften (und Gerechtſame), in Betreff welcher nach dem kaiſerlichen 
Patente vom 29. Mai 1853 Nr. 100 des R. G. Bl. neue Proceffe eingeleitet, bereits 
anhängige Proceffe wieder aufgenommen oder durch Schöpfung des Urtheiled in erfter 
Inſtanz erlediget, oder Executionen angefucht werben können, der Concurs eröffnet iſt. 
In dieſer Beziehung fiehe die Erläuterung ded bezogenen Patented. — 


8. 471. 


Beder der Bfandnehmer noch irgend ein anderer Inhaber einer fremden Sache iR nad Erloͤſchung 
des ihm eingeräumten Mechted befugt, diefelbe aus dem Grunde einer Forderung zurückzubehalten. Gr 
kann aber, wenn bie in der Gerichtsordnung beſtimmten Erforberniffe eintreten und bie Bade beweglich 
iR, fie im gerichtlihe Verwahrung geben und mit Berbot belegen. oder, wenn fie unbeweglich iſt, die 
Sequeſtration derfelben anfuchen. 


Bezüglich des Retentionsrechtes vgl. $. 309. 
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Siebentes Hauptftüd, 
Bon Dienftbarkeiten (Servituten). 


‚ 472. 

Durch das Net ver Dienfkbarteit — Cigenthumer verbunden, zum Vortheile eines Audern 
in Aückſicht feiner Sache etwas zu duſden oder zu unterlaſſen. Es if ein dingliches, gegen jeden Befitzer 
ver dienſtbaren Sache wirtfames Met. 

Die fiebenbürgifche Gefeggebung enthält mit Ausnahme jener wenigen 
Anordnungen, die mehr nur die Feld» und Waldpolizei betreffend, ſich an die 
85. 498502 anreihen laflen, über Dienftbarkeiten keine Beflimmungen, Strei⸗ 
tigkeiten dieſer Art wurden je nach der hier und dort beſtehenden Localgepflogen⸗ 
heit und Statuten, und in Ermangelung derfelben mit fubfidiarifher Anwendung 
der bezüglihen Grundfäge des römifhen Rechtes entſchieden. Pür die Berhand- 
lung folder Streitigkeiten wurde mit Gubernialdecret vom 26. Juni 1811. 8. 
1643 angeordnet, daß im Sachſenlande und in allen fädtifchen Gerichtsbarkei⸗ 
ten des Landes die über Servituten entflehenden Streitigkeiten im politifchen 
Wege, und vor allen anderen Geſchäftsſachen ausgetragen werden follten. 
Unter Aufrehthaltung Diefer Verordnung wurde in Kolge Hof» Deceretes 
vom 24. Janner 1833. Hofj. 437 verfügt: daß in den Städten fünftig- 
bin die Streitigleiten über Serituten im politifhen Wege zu verhandeln 
feim; um dabei jedoch eine Bleichheit des Borganges und Negelmäßigkeit 
desfelben zu erzielen, wurde beftimmt: daß in einem ſolchen Kalle der 
Kläger feine Befchwerde bei der Behörde überreichen, und diefe der Gegen: 
partei zur Abgabe ihrer Aeußerung mitgetheilt werden folle. and es fodann 
der Magiftrat für nothwendig, zur Bornahme eines Augenfheines Commiffäre zu 
entfenden, oder aber ſelbſt an Ort und Stelle zu erfcheinen, fo follte der dießfäl- 
lige Beſchluß mit Angabe des Tages und der Stunde des vorzunehmenden Augen: 
fheind den flreitenden Parteien befannt gegeben werden. Der Act felbft aber, 
ob nun dabei Sommifjäre oder der Magiftrat felbft handelnd auftraten, hatte der 
Art zu gefchehen, daß die Nachbarslente (vicini, cometanei) in hinreichender Ans 
zahl vorgeladen, und unter Abnahme eines Eides über den Stand der Streitfrage 
verhört werden follten; worauf dann der Magiftrat entweder nach dem ihm von 
den Commiſſären erftatteten ausführlichen Berichte, oder nach feiner aus der eige⸗ 
nen Abbörung der Barteien gefchöpften Ueberzeugung, feine Entfcheidung zu 
fällen hatte. Hatte gegen diefe Entſcheidung die eine oder andere Partei den 
Recurs an das k. Gubernium angemeldet, fo follte mit diefem zugleich eine vom 
KreiösIngenieur entworfene Skizze des Streitgegenftandes vorgelegt und zur 
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höheren Entſcheidung mit allen weiteren Schritten innegehalten werden. War Die 
Sache im politifchen Wege endgiltig entfchieden worden, fo fand es der hiedurch 
fi gekränkt fühlenden Partei frei, ihr Recht im gewöhnlichen Rechtswege zu ver- 
folgen (Gubl. Deer. vom 7. März 1834 3. 1326. Ttauſch. Normal. Samml.). 


8. 473. 

Bird das Redt der Dienſtbarkeit mit dem Beſitzt eines Grundſtückes zu deſſen vortheilhaſteren 
oder bequemeren Benügung vernüpft, fo entſteht eine DERMDPIERMDAERFIN: anßerdem if die Dienfkbartelt 
—— 

§. 474. - 


Grunddienſtbarkeiten fegen zwei Grundbefiger voraus, deren Einem als Berpflidiieten das dienf 
bare; dem Andern ale Bererhtigten das herrſchende But gehört. Das herrſchende Brundküd iſt entweder 
zur Landwirthſchaft oder zu einem anderen Gebrauche beſtimmt; daher unterſcheidet man auch die Feld⸗ 
mr Hauſ-Servituten. — 

$. 475. 


Die Haus⸗Servituten ſind gewöhnlich: 

1. Das Recht, eine Laſt feined Gebaͤudes auf ein fremdes Gebäͤmde zu Sehen; 

2, Einen Balken oder Gparren in eine fremde Wand einzufügen ; 

3. Ein Senfter In der fremden Rand zu öffuen ; es ſei des Lichtes oder der Ausſicht wegen; 

4. Ein Dach oder einen Erker über des Nachbars Luftraum zu banen; 

5. Den Rauch durch Des Rachbars Schoruſtein zu führen; 

6. Die Dachtraufe auf fremden Brund zu leiten; 

7. Btüffigfetten auf des Nachbars Brund zu giehen oder durchzuführen. 

Durch diefe und ähnliche Haus - Eervituten wird ein Hausbeſiter befugt, etwas au dem Grunde 
feines Nachbars vorzunehmen, was diefer dulden muß. 


8. 476, 


Durd andere Haus⸗Servituten wird der Befiger des dienfibaren Grundes verpflidtet, etwaB zu 
nnterlaffen, was ibm fonft zu thun frei fand. Vergleichen find: 

8. Sein Haus niht zu erhöhen; 

9. Es nicht niedriger zu machen; 

10. Dem herrſchenden Gebdude Licht und Auft, 

11. oder Ausſicht nicht zu benehmen; 

12. Die Dachtraufe feines Haufes von dem Grunde des Nachbars, dem fie zur Bewäflerung feine® 
Gartes oder zur Füllnug feiner Cifterne, oder auf eine andere Art nüplich fein kann, nicht alyuiekten. 


8. 477. 
Die vorzüglichen Feld⸗Servituten And: 
1. das Met, einen Fußſteig, Viehtrieb oder Fahrweg auf frembem Grund und Boden zu halten; 
2. das Waſſer zu fhöpfen, das Bich zu tränfen, das Waſſer ab« und herzuleiten; 
3. das Bich au hüten umd zu welden; 
4. Holz zu fällen, verdorrte Aeſte und Reifer zu fammeln, Cichein zu leſen. Lanb gu rechen; 
5. zu jagen, zu ſiſchen, Bögel zu fangen; 
6. Steine zu brechen, Sand zu graben, Kalt gu brennen. 


N. Tr. B. Rr. 43. 


Inwiefern rad Necht zu jagen, zu ſiſchen, und Bügel gu fangen auf fremdem Bruube unögehbt 
werben dürfe, befiimmen die Jagdgeſetze. 


Dergl. hiezu 3. 383. 


8. 478. 
Die perfönlihen Servituten ind: der nöthige Bebraud einer Eache; die Fruchtnießung und die 
Bohnung. 
8. 479. 


Es fünnen aber au Dienfibarkeiten, welche an ſich Brunddienfibarfeiten find, der Perſon allein; 
oder, 0 können Begünftigangen, die ordentlicher Weiſe Geroituten And, nur Bios auf Wibekrufen Inge 
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Hauden werden. Die Abweichungen von der Ratur einer Seroitut werben jebod; nidht vermutet; wer fie 
Behauptet, dem liegt der Beweis ob. 
8. 480. 


Der Titel zu einer Servitut if auf einem Bertrage; auf einer legten Willenderfiärung; auf einem 
bei der Ehellung gemeinihafiliden Grundſtücke erfolgten Mechtöfprudye; oder endlich, auf Werjährung 


gegründet. 
$. 481. 


Das — Bedht der Dienſtharkeit Tann auf unbewegliche Sachen und überhaupt auf ſolche 
Begenfände, die in Öffentlichen Büchern eingetragen fiad, nur durd die Sintragung in diefelben erworben 
werden; anf andere Sachen aber erlangt man es durch die oben (88. 426-428) angegebenen Arten der 


Rebergabe. 
s. 482. 


Alle Gerrituten fommen darin überein, daß der Beſiher der Dienfbaren Sache in der Regel wicht 
verbunden ifi, etwas zu thun, fondern nur einem Undern die Ausübıng eines Mechies zu geftatten, ober 
das zu unterlaffen, was er als Cigenthümer fouf zu ihun berechtiget wäre. 


"8. 488, 

Daher muß auch der Aufwand zur Erhaltung und Herflellung der Sache, — zur Dienkbarkeit 
befimmt iR, in der Begei von dem Berechtigten getragen werben. Wenn aber dieſe Sache auch von dem 
Berpfiidieten benäßt wird, fo muß er verbältuigmäßig zu dem Aufıwande beitragen, und nur durch die 
Abtretung derfeiben au den Berechtigten fan au ſich, auch ohne defien Beiftimmung, won bew Beltrage 
befreien. 


as. 


Der Befiger des herrſchenden Gutes Tanız zwar fein Mecht auf die Ihm gefällige Art ansüben, 
doch dürfen Serwisuien nicht erweitert, fie müffen vielmehr, infoweit es ihre Ratur und der Bwed der Be 
Rellung gefattet, eingefchräuft werben. 


8. 485. 


Keine Gervitut läßt ih eigenmädhtig von ber dienſtbaren Sache abfondern, noch auf eine andere 
Sache oder Berfon Übertragen. Und wird jede Servitut infofern für unthellbar gehalten, als das auf 
dem Grundfäde haftende Recht durch Bergrößerung, Verfleineenng ober Berfiädung deffeiben weder ver- 
ändert, noch geibellt werben Tann. 


$. 486, 


Ein Grundkäüd kann mehreren Perfonen zugleich dienſtbar fein, wenn anders vie älteren Kechte 
eines Dritten nicht darunter Jeiden. 


$. 487. 


Nach deu bier anfgekellien Grundfägen find die Mechtönerbäftuiffe bei den befonderen Arten der 
Errpituten zu beſtimmen. Wer alfo die Laſt des benachbarten Gebäudes zu tragen, die Einfügung de 
fremden BValkens an feiner Wand, - oder den Durchzug des fremden Rauches in feinem Schöruſteine zu 
bulden Yat, der muß verhältniämäßlg zur Erhaltung der dazu beftimmien Wtaner, Säule, Wand ober des 
Schornſteines beitragen. Es hann ihm aber wit zugemmihel werden, daß er das herrfigende But unters 
fügen oder den Schornſtein des Rachbars ausbeſſern laffe. 


$. 488. 
Das Fenſterrecht gibt nur auf Licht und Luft Anſpruch; "die Ausficht muß befonderd bewilliget 
werden. Wer fein Hecht zur Ausſicht Hat, kann angehalten werden, das Fenſter zu vergittern. Mit dem 
Benſterrechte if die Schuldigkeit verbunden, Die Defftung zu verwahren; wer dieſe Berwahrung vernach⸗ 
läffigt, haftet für den daraus entfichenten Schaden. 


8. 489. 
Ber das Recht der Dachtraufe befigt, Iaun das Hegenwafler auf das fremde Dad frei oder durch 
Ninnen abflieben laſſen; er kann andy fein Dad, erhöhen, doc muß er ſolche Borkehrungen treffen, daß 
dadurch die Disnbarkeit nit läfiger werde. Ebenſo muß er häufig gefallenen Schnet zeitig Kinweg 
ränmen, wie aud die zum Abfiuffe beſtimmten Rinnen unterhalten. 
Sachſenheim, Erläuterung. 34 





B. O. B. 58.490500. 483 j tWrumd ſervinen] 


8. 490. 


Mer das Recht hat, das Regenwaſſer von dem benachbarten Dache auf. feinen Grund zu feiten, 
hat die Obiiegenheit, für an ——— und andere dazu gehörige Anftalten die ri allein zu 


— 
5. 49 1 ee [73 


Erfordern die abzuführenden Blüffigfelten Gräben uud Kanäle, fo muß fie der igenthumei des 
herrſchenden Grundes errichten; er muß fie auch ordentuͤch decken und reinigen, und dadurd — La des 
dimfbaren Grunde erltichtern 

8. 492. | > 


Das Recht des Fußſteiges begreift das Recht in fih, auf diefem Steige au gehen, ſich von Benfen 
tragen, oder audere Menſchen zu fidh fommen zu Jaffen. Mit dem Biehtriebe iſt das Recht, einen Schieb⸗ 
farren zu gebranchen, und wii dem Fahrwege das Recht, mit einem oder mehreren Zügen zu fabren, 


verbunden. 
= $: 493. 


Hingegen kann, ohne befondere Bewilligung, das Recht zu gehen, nicht auf das echt, zu reiten, 
"oder fi durch Thiere tragen zu laffen, weder das Met, des Bichtriebes auf das Met, ſchwere Laſten 
über den dienfibaren Grund zu fchleifen, nod das Mecht zu fahren, auf das Weit, freigelaffened Bich 
darliber zu treißen, andgedehnt werden. 


8. 49. 


Zur Erhaltung des Weges, ver Brücken und Stege tragen: verhältnißusähig alle Derfouen oder 
Grundbefiger , denen der Gebrauch derfelben aufteht, reist auch der Befiger des dienſtbaren Grunde, 
fo weit bei, als er davon Augen zieht. e 


8. 495. 


Der Raum für diefe drei Servituten mn dem noͤthigen Bebrande und den umfändee des Oried 
angemeflen fein. Werden Wege und Gteige durch Ueberſchwemmung oder durch einen andern Zufall nn» 
brauchbar, fo muß bis zu ter Herfielung in den vorfgen Stand, wenn nicht ſchon Die politiſche Behörde 
eine Borkehrung getroffen hat, ein neuer Raum angewiefen werden. 


$. 496. 
Bit dem Rechte, fremdes Wafler zu fhöpfen, wird aud der Zugang zu deimfelben geſtattet. 


5. 497. 


Wer das Met Hat, Bafıer von fremdem Gruude auf den fetrligen, oder von feinem Grunde auf 
fremden zu Ieiten, ift auch berechtigt, Die dazu nötbigen Röhren, Rinnen und Schleuſen auf eigene Köſten 
anzulegen. Das nit zu überfchreitende Maß diefes Anlagen wird dur das Bedürfnisßs des herrſchenden 
rundes feſtgeſetzt. 

$. 498. 


IN bei Erwerbung des Weiderechtes die Gattung und die Auzahl des Triebviebes, ferner die Zeit 
und das Maß des Senuſſes nicht beſtimmt worden, fo if der ruhlge dreißigiährige Befip zu icigen. Im 
zweifelbaften Fäden dienen folgende Borichrifien zur Richtſchnur. 


$. 499. 


Das Weidereht erſtredt ſich, Infoweit die politifihen und im Forſtweſen gegebenen Verordnungen 
nicht entgegenftehen,, auf jede Battung von Zug. Rind» und Gchafvieh, aber, nicht auf Echwelne und 
Federvieh; ebenfowenig in waldigen Gegenden auf Ziegen. Unreines, ungefundes und fremdes Bich if 
Rets von der Weide ausgefchloffen. 


g. 500. 


Hat die Anzahl des Triebviches während ber legten dreißig Jahre abgewechielt, fo muß aus dem 
Triebe der drei erften Jahre die Mitielgahl angenommen werden. Erhellt and diefe nicht, fo iſt theils auf 
deu Umfang, theild auf die Beſchaffenhen ber Weide billige Mädfiht zu nehmen, nud dem Berechtigten 
wenigſtens nit geftattet, daß er mehr Bich auf der fremden Weide halte, als er mit dem anf dem hert⸗ 
— Grunde erzeugten Sutter durchwintern faun, un wird nit zur beſtimmten Anzabi ge 
rechnet 
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3. ;) se Ba 


Die Zriftgelt wird zwar Aberganpt durch den in jeher Feldmarke eingeführten — 
Gebrauch beſtimmt, allein In feinem Falle daͤrf der, vermögr rolitiſcher Veſtimmungen geordnete Wirth⸗ 
ſchaftabetrieb durch die Behütung verhindert oder erſchwert werden: 


. 502. 

Der Genuß des weiderechtes erſtreckt ſich anf kelne andere Benutung. Der Bereihtigte darf — 
Gras mahen, noch In der Regel den. Cigenthümer des Grundſtückes von der Mitweide ansſchließen, am 
wenigſten aber die Subſtanz der Beide m Denn ein Schade yı befürchten if, muß er ſein Weh 
von einem Hirten hüten laſſen. 

Die Vorſchriften, Durch welche die Handhabung der Feld⸗ ao Weldpolizei 
in Siebenbücgen geregelt wird, bilden fein eigenes dieſen Zweig. der Verwaltung 
insbeſendere und ausſchließlich behandelndes Geſetz, fordern die dießfalloa gelten- 
den Vorſchriften find in verſchiedenen Geſetzſammlungen, und theilweiſe in Nor⸗ 
molderordmungen enthalten, welche aus verſchiedenen Zeiten herruͤhren). Die Ar» 
Rimmungen derſelben laſſen fi — zufammenfaffen, in Rückſicht: 


L 


Der (ehemaligen) ungarifhen Comitate und des Sitte. 
landes: 

1. Im Allgemeinen gilt die Verbindlichkeil daß für Beſchädigungen an 
Saaten, Wäldern, Gärten, Heutsiefen u. |. w. der Erſatz nach der gewiffenhaften 
Beſtimmung und Abſchätzung des Richters und der Geſchworenen jenes Orts, auf 
deſſen Gebiete die Beſchaͤdigung vorgefallen ift, gefeiflet werden muß (Tr. II. 33 
8. 3). :Nähere Beſtimmungen aber über die Beurtheilung des Verſchuldens des 
Beſchädigers, und die hiebei zu berückfihtigenden erſchwerenden oder mildernden 
Umftände, fowie Darüber, aus werfen Bermögen der durch Kinder, Diener, Taglöh- 
ner u. f. w. angerichtete Schaden zu erfeßen fei, werden in den dießfälligen Lan⸗ 
deögefehen vetrmißt, weßhalb in dieſen Beziehungen, die allgemeinen Livil⸗ und 
N) dur kommen. 


‚Die weſentlichſten davon find: Tr. III. 33. A. C. III. 233 u. V. Ed. 6, 7 w 
8. C. C. III. 7 a. 2. Die Joſephiniſche Waldordnung vom 30. Mai 1781; der Art. 
prov. 95 v. 3. 1791; der Art. novel. 30 v. 3. 1791; der im 3. 1812 unter Gubl. 
8. 322 kundgemachte a. h. Orted am 4. April 1829, 3. 1267: (Gubl. 3. 4067/8529) 
beftätigte 34. Artitel vom 3. 1811; welcher unter Gubl. 3. 2635 v. %. 1813 auch 
für die flebenbürgifche Militärgränze ald maßgebend vorgezeichnet wurde, und vom 
k. Gubernium wiederholt auch, für die ſächſiſche Nation zur Befolgyng vorgeiährieben 
worden if. — Dann für die ſächſiſche Nation die Inſtructionen der ſächſ. Nations— 
Univerfität für die Forſtmeiſter und Dorfsbeamten in der ſächſiſchen Nation vom 
11. April 1845 Hofz. 520 (Gubl. V. v. 16. Mai 1845 3. 5500). — Der mit or 
decxet vom 6. Juni 1832 3. 2083 Gubl. 3. 9038 beſtätigte Straftarif. 
94° 
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2. Die Aufſicht über die Gegenkände-der Feld-⸗ und Waldpolizei fteht zu⸗ 
nächſt den Waldhütern und Korftmeiftern (Art. 34 v. 3. 1811. 8. 16) außerdem 
aber auch den Bezirks- und Kreisbeamten zu (ebd. 8. 3). 

3. Das Berfahren wider die Uebertreter der Feld- und Waldpolizeigefeke 
ftand in Fallen minderer Beihadigungen bisher den politifhen Behörden zu. 
Wiederholt wird dieſes zur Schonung des fteuerpflichtigen Volles (miserae con- 
tribuentis plebis) mit dem Gubernialdecret v. 10. Sept. 1829. 3.5066 3. an- 

‚geordnet (Trauſch. Normal. Samml.). 

In Fällen gewaltihätiger Holzfällungen oder Baumabſchälungen, dann 
gemwaltthätiger Feldeinackerungen oder Saatenabweidungen, oder überhaupt im 
Fällen von Gemwaltthätigkeiten, wenn der Befchädiger mit feinem Vieh am Orte 
des Schadens oder in fortgefehter Verfolgung ergriffen wird, und dem Be⸗ 
ſchädigten ein einjähriger ruhiger Befißzu Statten kömmt, fleht 
das Verfahren fowohl gegen Edelleute als Nichtedelleute dem aus wenigftens fieben 
Richtern gebildeten f. g. Zridualgerichte zu’ (Art. prov. 95 a. 1791. Dal. oben 
8. 347). 

4. Die Strafbeſtimmungen aus Anlaß. der Uebertretung der Feld und 
Maldpolizeigefepe find folgende: anf den felbft freien Weiden einer Ortfchaft 
bürfen die Viehftücde einer andern Ortſchaft ohne Einwilligung der betreffenden 
Befitzer nicht zur Weide geſchickt werden, mwidrigens dieſe Viehſtücke mit Beſchlag 
belegt und jedes einzelne der größeren Stüde auf 2 Denare, der kleineren aber auf 

1 Denar gefhäßt werden faun. Wer einen höheren Betrag als diefe beftimmte 
Zare einfordert, ift mit 12 ungarifchen Gulden zu firafen (A. C. II. 33.). 
Ebenfo ift 

5. Das Weiden der Viehflüdle und insbefondere der Ziegen in jungen Wals 
dern ſtreng unterfagt. Für die Mebertretung diefer Vorfchrift hat der Eigenthümer 
des Viehes das erfte Mal für jedes ergriffene Biehftä 10 kr. zu zahlen, und 
außerdem den verurfaßgten Schaden zu erfeßen. Werden aber die Viehftüde zum 
zweiten oder zu wiederholten Malen ergriffen, fo bat nebft dem Schadenerfage 
und der obigen Taxe ein Edelmann, Bürger und freier Mann einen Betrag von 
24 ungarifchen Gulden zu zahlen, ein Bauer aber ift mit 24 Stockſtreichen zu bes 
ftrafen. Das Weiden der Ziegen in den Wäldern ift ſowohl für den Winter als 
Sommer bei fonftiger Confiscation der Ziegen zu Gunften des Waldeigenthümers 
und Erfah des Schadens ganzlich verboten (Art. 34. a. 1811. $. 7). 

6. Den Bauern (Golonen) ift es nicht geftattet, ohne Bewilligung der 
Grundherren und ohne deren fhriftliche Erlaubniß in den Wäldern Holz zu fäl⸗ 
len oder Rottungen zu bewirken, widrigens fie mit 24 Stodftreihen und einem 
Monat Arreft zu flrafen, außerdem aber den Schadenerfaß zu leiſten ſchuldig find 
(Art. 34 a. 1811 $. 4 und Art. navel, 30. a, 1791), | 
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7. Deßgleihen dürfen Bauern - belaubte Baumäfte zum Winterviehfutter 
außer in Ihlagbaren Wäldern, bei Strafe von 24 Stocflreichen nicht abreißen 
(Ari. 34 a. 1811. $. 11). 

8. Wenn im gemeinfchaftlihen Befige mehrerer Berfonen, oder im Beſitze 
von Gemeinden befindlihe Baldungen unter dem Borwande der Streitigkeit der- 
felben oder der Waldgränzen, oder der noch nicht bewirkten Theilung zwifchen den 
Mitbeſißern verwuͤſtet werden, fo ift es Pflicht der Behörden, den Wald bis zur 
Austragung des anhängig zu machenden, oder anhängig gemachten Rechtöftreites 
vor weiterer Berwüflung zu bewahren, und nöthigenfalls ſolche Waldungen auf 
Begehren eines Theiles der Sequeftration zu unterziehen, und den Holzfchlag in 
denfelben nur nach Bedarf der Rothwendigkeit zu geftatten. Die Uebertreter die- 
fer Vorſchrift find mit 200 fl. zu ſtrafen (Art. nov. 30 a. 1791). Audh‘in dem 
Falle, wenn der Eigenthümer des Waldes denfelben felbft verwüſtet, kann die 
Sequeftration dieſes Waldes eingeleitet werden (Art; 34. a. 1811. 8. 3). 

Uebrigens wird die Theilung der Wälder von größerer Ausdehnung binnen 
drei Jahren mit dem Beiſatze angeordnet, daß alle jene Beſitzer, welche ſich der 
Theilung ohne gefeglihen Grund widerjeßen, mit 200 fl. zu ſtrafen feien und 
Schadenerfag zu leiften haben (Art. 34. a. 1811). Die Wälder geringerer Aus- 
dehnung find in Schläge zu teilen und den Befikern nad) Berhältniß ihres Ber 
fies zuzuweifen (ebd. $. 2). 

9. Wo kein Ueberfluß an Wäldern ift, wird es unterfagt, außerhalb Der 
Ortſchaften die Umzäunungen der Saatfelder, Heuwiefen und Hutweiden aus 
Holz oder Ruthen herzuftellen, und es find flatt der Holzzäune vielmehr in holz: 
armen Gegenden Schanzen zu graben, und diefe mit Bäumen zu befeßen, und 
lebendige Heden zu pflanzen, und immer in gutem Zuftande zu erhalten, bei ſonſt 
den Ortsrichter und die Geſchworenen treffendet Strafe. Die Uebertreter dieſer 
Vorſchrift ſind, und zwar wenn die Richter und Geſchwornen ſelbſt derlei Zäune 
zum Gebrauche der Gemeinden herſtellen ließen, oder dieß Vergehen einem Bauern 
zur Laſt fallt, mit 23 Stockſtreichen zu ſtrafen, Edelleute und freie Männer aber 
haben eine Strafe von 12 fl. zu zahlen (Art. 34 a. 1811. $. 6). 

10. Wer fein Vieh abfihtlih und mit Bewalt in neugefällte zum Nach⸗ 
wuchje beftimmte Wälder eintreibt, und hiedurch einen größeren Schaden anrichtet, 
als ein oder zwei Wagen Holz ausmacht, iſt ala Waldfrevler anzufehen und zu 
ftrafen (Art. 34. a. 1811. $. 7). 

11. Zur Beförderung der Baum» und Waldzucht follen an hiezn geeigneten 
Orten von jedem Grundbefiger alljährlich 10 Weidenbäume oder andere ſchnell 
aufmwachfende Bäume fo gewiß gepflanzt werden, als fonft die Mebertreter diefer 
Vorſchrift, wenn fle freie Leute find, mit 9 fl., die Bauern aber mit 12 Stock⸗ 
reichen zu trafen find (Art. 34. a. 1811. 8. 12). 
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12. Die Bernihtumg der Gränzzeichen, oder. die Fällung won bezrichneten 
Graͤnzbäumen wird bei Edelteuten, Bürgern und freien Menschen mit 24 fl. bei 
Bauern mit 24 Stockſtreichen geftraft, und zicht auch die Berpflihtumg zum 
Erſatze des Werthes dee — Sränzbaumes zu ſich ar 34. a. 
1811. 8. 9). 

13. Es iſt Niemandem erlaubt, einen Wald, ſelbſt wenn er fein Eigenthum 
wäre, anzuzünden. Der Uebertreter dieſes Geſetzes wird mit 200 fl. geftraft, und 
hat den einem Andern hiedurch verurſachten Schaden zu erſetzen. Wer in Bäl- 
dern, oder in der Nahe derſeiben Geſtraͤuche oder herabgefallene Blätter anzimdet, 
iſt, wenn er aud mit einen Waldbrand beabfichtigte, ein foldher aber entftehkt 
und Schaden verurfadt, außer dem Schadenerſatze, wenn er ein Edelmann und 
freier Mann ift, mit 24 N ein Bauer pe mit 24 Stod = oder TERN 
zu befttafen. 

‚Mer abfichtlich einen fremden Wald anzündet, in der Criminalftrafe, und 
wenn bei der Ansdehnung des Feuers die Ortsbewohner in Folge des Glockengelaͤu⸗ 
tes, erhobenen Geſchreies oder ſonſt gegebenen Zeichens zur Loͤſchung des Brandes 
nicht herbeieilen, ſo ſind die betreffenden Ortſchaften mit 200 fl., Privatperſonen 
aber mit Rückficht auf ihren Stand nad der oben gegebenen Weiſung zu deſrafen 
{Art. 34. a. 1811. 8. 5). | 


14. Ein Bauer, welcher außer den von feinem Grundherren beftimmten 
Tagen zur Holzfällung für feinen Hausbedarf den Wald betritt und Holz fällt, 
ift für einen Waldfrevler anzufehen und als folcher zu ftrafen, feinem Grundberren 
ftehet jedoch frei, Die zu verhängende Strafe zu mildern (Art. 34. a. 1811. 
8. 13). Wo den armen Einwohnern das Holzflauben geftattet iſt, dürfen die- 
felden hiebei weder eine Art, noch ſonſt ein eiferned Inftrument bei fich führen, 
widrigens ihnen Dasfelbe, fowie das Klaubholz abzunehmen, ihnen der Schaden- 
erfaß aufzuerlägen iſt, und fie mit einer Strafe von 24 Stodftreihen zu belegen 
find (ebd. 8. 14). 


15. Wegen gewaltfamer Holzfällung oder Abrindung der Bäume hat die 
Strafe des Verluſtes der Habe, welche der Beichädiger bei fich hatte und des Blut- 
geldes (homagium) ftatt. Andere Gemaltipätigkeiten hat das Tridualgericht 
außer der auszufprechenden Verbindlichkeit zum Erfage des Schadens, der fonftigen 
Koften und Mühewaltung mit der Strafe der kleineren Gewaltthat (actıs ‚mino- 
‚ris potentiae) zu ahnden (Art. prov. 95. a. 1791. und Tr. III. 33. vgl. oben 
8. 345 Abſ. 5 und $. 347). 

Menu aber eine oder mehrere Drtfihaften mit fortwäßrender Hartnädigteit 
in genen Wald mit folder Gewaltthätigkeit einfallen; das fie von den Beſitzern 
nit Hintangehalten werden koͤnnen, fo ift:bei der Behörde, welcher diefe Wald⸗ 
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freier uterfieleudtiage zu ſühren, und dieſelben find nach Kthekung der Sache 
mit 100 fl« zu ſtrafen; nenn aber bloß einige derfelben. ergriffen. werden, fo iſt 
nach dem angeführten Geſetze (Tr. IH. 33) gegen dieſelben vorzugehen (C. C. IH. 
7 art. 2). | 

16. Wer der Vertreibung der bei Anrihtung eines Schadens betretenen 
Biehftüde fich widerſetzt, und fie verhindert, verfällt der Strafe der Heineren Ge⸗ 
waltthat (A. C. 1. 33. vgl. $. 345. Abſ. 5). 


17. Die Beichlaglegung eines bei Anrichtnug eines Schadens betretenen 
Viehſtückes ift fowohl dem Edelmann als Baner geſetzlich geftattet (Tr. II. 33). 

18. Es if verboten, mit Verlafjung der zu den Holzſchlägen führenden ge- 
wöhnlichen Waldwege, Die außer Gebrauch gefeßten alten Wege, weldhe mit Grä⸗ 
ben und Zäunen abgefperrt find,.wieder zu eröffnen. Der Uebertreter dieſes Ber- 
botes, wenn er ein Edelmann, Bürger oder freier Mann ift, fol mit 24 fi., der 
Bayer aber mit 24 Stodftreichen beftraft werden, und REED den — 
deiſten (Art. 34. a. 1811. $. 8). 

19. Zr dem Falle, wenn fi bezüglich der mit Beftjiag belegten Viehttace 
Mematd melden, oder der Eigenthümer dieſelben nicht ausloͤſen wollte, iſt dem 
Beſchädigten nicht erlaubt, dieſe Viehſtücke länger als drei Tage bei fi zu behal⸗ 
ten. Rad Verlauf dieſer Zeit find fie der Behörde, in deren Bezitk das beſchaͤ⸗ 
digte Grundſtück Liegt, fo gewiß zu übergeben, als fonft für jeden, den erwähnten 
drei Tagen nachfolgenden Tag, an dem die Viehſtücke weiter zurücbehalten wer: 
den, drei Marten ſchweren Gewichtes (& 4 ungarifihe Gulden, deren jeder 50 fr. 
beträgt, Tr. I. 95. 8. 4) zu zahlen find, wovon zwei dem Richter und eine dem 
Gegner zufällt, und der Schuldige 2 außerdem zu on J — Bergt, 
85. 333 — 384. 


20. Benn ein Waldhüter aus. den feiner Auffiht anvertrauten Wäldern 
Jemandem verftohlener Weife und ohne Anweifung des Eigenthümers Holz gibt, 
oder verkauft, wenn er einen auf einem Waldfrevel ertappten Dieb nicht einfängt, 
oder den Gefangenen entfliehen läßt, nachfichtig ift, oder auch, wenn ihm ber Frev⸗ 
ler, zu deſſen Ergreifung er nicht hinlängliche Kräfte beſitzt, entkömmt, der Wald- 
hüter jedoch nach der Hand den Namen desſelben erfährt, und er ihn dennoch den 
Beſitzer nicht rechtzeitig bekannt gibt, ſo iſt ein ſolcher Waldhuͤter als Dieb und 
Hehler zu behandeln, der Waldaufficht ſogleich zu entheben und bei dem Herr⸗ 
ſchaftsgerichte (¶ſorum dominale) oder durch den Magiſtratsanwalt (Fiscal) der 
Criminalbehandlung zu unterziehen, und zum Schadenerſatze und zu einer ange⸗ 
meſſenen Strafe zu verurtheilen (Art. 34. a. 1811. 8. 15). If aber der Schade 
blos durch Fahrläffigkeit des Waldhüters entftanden, dann hat diefer das erfie 
Mal blos den Schaden zu erfeßen, das zweite Mal ift er außerdem mit 24 Stod: 
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ſtreichen zu beſtrafen, das dritte Mal aber nebſt einer angemeſſenen Veſtrafuug 
außer Dienſt zu ſetzen und nicht wieder aufzunehmen {Art. 34. a. 1811. a 18; 
A. C. V. Ed. 6, 7 und 8).) | 


I. 

Im Sacſenlande hat uͤber die Beobachtung der Feld⸗ und Waldpoli⸗ 
zeigeſetze zunächit der Gemeinde-Vormund (Orator) die Aufſicht zu führen (Regul. 
P. v. 3. 1797. 8.2). Damit die beftehende Waldordnung eheſtens zum Voll: 
zuge gelange, fo fol 1. im den Städten durch den betreffenden Ingenieur eine 
genaue Ausmeflung dee Waldungen und Einteilung derjelben in Schläge vor- 
genommen, und Diejenigen Schläge beſtimmt werden, die zum Holzichlagen zu 
verwenden find. ‚Der übrige Theil der Waldung, welcher nicht ſchlagbar iſt, muß 
verboten und vor Berwüftungen gefihert werden. Bon dem jungen Nachwuchs 
des Holzes muß das Vieh abgehalten werden. 2. In jenen Abtheilungen des 
Waldes, welche in jedem Jahr als fchlagbar beftimmt werden, foll es auch Priva- 
ten erlaubt fein, gegen eine mäßige, für jede Klafter zu erlegende Tare, jedoch 
unter der Bedingung Holz zu fällen, daß dieſe Tare vorher an den. Allodial-Ber- 
‚ceptor erlegt, und die von diefem erhaltene Anweifungsguittung , welche auch der 
erfte Beamte zu unterfertigen hat, dem Forſtmeiſter eingehändiget werde, welcher 
ihnen den Ort, wo das Holz ‚gefällt werben Tann, beſonders anmeifen wird. 
3. Die Sammlung der vertrodineten Neifer oder des fogenanuten Klaubholzeeé 
wird der.ärmeren Claſſe zwar "zu erlauben, jedod darauf zu forgen fein, daß nicht. 
unter dem Schein des Klaubholzes auch Aefte und Stämme umgehauen oder 
abgefhält werden. 4. Ebenfo follen die den freien Märkten und Dorfsortſchaften 
gehörigen Wälder durch die betreffenden Ingenieure ausgemeffen und in Schläge 
eingetheilt, und wegen Sicherung der nicht ſchlagbaren Waldantheile die nöthigen 
Mafregeln getroffen werben. 5. Wird es geflattet zum Vortheile der Allodialkaffe 
eine ordentlihe Holzöfonomie und Magazin, aus welchem das Publicum gegen 
einen beftimmten Preis mit Holz virfehen werden kann, zu errichten, wozu mit 
Borlegung eines detaillirten Planes und Koftenüberfhlages die a. h. Genehmis 
gung einzuholen ift (Reg. P. v. 3. 1804, 3. 10040. 3. Abſchn. p. 6). 

In Folge hoher Gubernial-Verordnung vom 6. Juli 1831, Zahl 6383 
wird allgemein befannt gemacht: daß allerhöhft Se. Majeftät mittelft Föniglicher 


) 68 ift auf den erfien Blick Mar, daß dieſe politiſchen Gefehe, ſelbſt Abge- 
fehen von jenen Beftimmungen berfelben, welche fchon durch die Einführung des a. b. 
©. Buches als von felbft aufgehoben anzufehen find, einer Revifton dringend bedürfen, 
um fie mit den Grundfäpen der neuen Eivil- und Strafgefeßgebung in Einklang zu 
Bringen. 
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Entſchließung vom 30. April 1831, 3. 1840 allergnaädigſt zu entſcheiden geruhet 
bat, daß in Betreff der Vieh⸗Cintreib⸗Taren, der Feld» und Waldbefhädigungen 
und der Befrafung derſelben in der Mitte der ſächſiſchen Nation (mit Ausnahme 
jedod der der Dominal-Furisdictien unterliegenden Ortfchaften) mit Aufhebung 
der bieherigen Ortsſaßzumgen und Grwohnheiten zur Wegräumung der bie und ba 
beftandenen Mifbräudde und Einführung bdiesfälliger Gleichheit nachſtehende all⸗ 
gemeine Directiv⸗Regeln eingeführt werden follten: „1. Kür berumirrendes Dich, 
weiches in den Saaten oder auf verbotenen Wieſengründen angetroffen, und von 
da entweder durch Die Feld⸗ oder Flur⸗Schuͤtzen oder durch die Grundeigenthinner 
eingetrieben wird, ſoll zum erften Dale nicht mehr ala die gefeßmäßige Eintreibs- 
Brebühr von 1 Kreuzer abgenummen, : und diefe nad Umftänden entweder den 
Flurſchützen oder Grundeigenthümer, welche das herumirrende Vieh eingetrieben, 
überlaffen werden. 2. In Betracht defien, daß mittel 8. Decretö vom 10. April 
1805, 3.946 ımd k. Referipts vom 6. Zuli 1810 3. 1448, welches an die 
auf dem Landtage verfammelten Reichsſtaͤnde erlaffen worden, allergriädigft etlaubt 
worden, daß in Fällen kleinerer politifcher Bergehen 12 Rfl. nicht überfteigende 
Geldesſtrafen, jedod immer mit Vorwiſſen der Ortsobrigkeiten auferlegt und ab» 
genommen, dieſelben jedoch von Kal zu Fall in ein Protocol gefhrieben, und 
über die unter diefem Titel erhobenen Gelder ordentlihe Rechnungen verfertigt 

werden follten, die Keld- und Waldbefhädigungen aber allerdings den politifchen 
Vergehen beizuzäͤhlen feien; follen in Fällen, wo das nämliche Vieh wiederholt 
im verbotenen Felde angetroffen, und daher deflen Eigenthümern eine größere 
Nachläſſigkeit oder Schuld beigemeffen werden ann, oder aber gar offenbarer 
Vorſaß und Potenz obwaltet, und das Vieh von deſſen Eigenthuͤmern oder deren 
Knechten mit Borbedaht und Vorſaß in die Saaten und verbotenen Wiefen ge- 
trieben, und Dajelbft geweidet worden, angemefjene, jedoch 12 Rfl. nicht überſtei⸗ 
gende Geluftrafen auferlegt werden. Damit jedoch auch diesfalls das gerechte 
Map und die Gränzen eines gleihen Verhältniſſes nicht überfchritten werden 
mögen, follen für jeden einzelnen dieferlei Straffälle von der Nationd-liniverfität 
befkimmte Strafen, weldhe zu überfhreiten nicgt erlaubt fein foll, ſeſtgeſetzt, hier⸗ 
üßer ein Tarif ausgearbeitet, und diefer zur Beitätigung dem k. Gubernium und 
von diefem allechöchften Orts unterlegt werben. 3. Verſteht es fih von ſelbſt, 
daß die Eigenthümer des eingetriebenen Viehes außer der im 1. Punkt fefgefebten 
und in denjenigen Yällen, wenn fie felbft das umherirrende Dich aus ihren Saa- 
ten und Feldern eintreiben, ihnen feldft zufallenden Eintreib⸗Gebühr, fo wie außer 
der nach Borfchrift des 2. Punktes abzunehmenden Prävaricationd-Strafen, auch 
den von ihrem Vieh angerichteten und durch die hiezu auszuſchickenden Schäß- 
männer (weichen fie für ihre Mühe und Zeitverfäumnißnacd den diesfalls beftehen- 
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den Verordnungen eine angemeffene · Belohnung zu geben Haben) richtig abzu⸗ 
ſchaäßenden Schaden, dem Hexen des Grundes, wo der Schaden geſchehen, nad 
Recht und Billigkeit zu vergüten gehalten find. 4. In dem Kal, wenn’ die Eigen⸗ 
thümer der Weingärten oder ‚anderer verbotener Ländereien: Zäune.‘ zu erdichten 
und jm Stand zu erhalten oder die Schanzen zu erneuern ımterlaffen, fo daß eine 
folche AUmfriedigung in fo ſchlechtem Stande gefunden wird, daß das Vieh ein 
dringen und Schaden thun kann, iſt ebenfalls eine angemefiene Gelditrafe feſtzu⸗ 
ſetzen; überdies aber die Umfriedigung alſogleich auf Koſten des moroſen Grund⸗ 
eigenthümers herzuſtellen und derſelbe auch zur Vergütung des feinen Nachbaru 
durch feine Nachläfligkeit etwa zugegangenen und auf oben beſchriebene Weiſe 
abzuſchaͤtzenden Schadens zu nerhalten. 5. Damit jedoch einerſeits auch in Ber 
treff des Vorangeſchickten der Willfür vorgebeugt, andererſeits aber das Anfehen 
der Dorfsvorſteher erhalten werden möge, follen alle dieferlei Praͤvaricationsſtra⸗ 
fen und Schadenvergütungen durch die Dorfsrichter .und Geſchworenen, welche 
fh in der Form eines HatterisGerichts zu werfammeln haben, auferlegt, und in 
ein bejonderes.umd von Zeit zu Zeit der Prüfung des Logal⸗Juſpectors zu unter 
legendes Protocoll eingetragen werden. 6. Sollen die Eigenthümer folchen 
Viehes, welches in junge Wälder fih verirrt und allein daſelbſt gefunden ‚ward, 
nach Borfchrift des 34. Landtags⸗Artikels vom Jahr 1811, welcher von der 
Waldordnung handelt und vom E. Subernium ſchon im Jahre 1812 unterm 5. 
Rovember Zahl 8768 fürſehungsweiſe bekannt gemacht, und endlich mittelft des 
vom E. Gubernium unterm. 16. Juli 1829 3. 4067 allgemein befannt gemachten 
allerh. 8. Reſcripts vom 4. April 1829 3. 1267 auch non höchſten Drten beftils 
tigt worden, umd namentlich deffen 7. Punktes, zum erften Male blos mit der 
auf 10 Kreuzer für jedes Stu. Vieh beftimmten und den Waldhütern zu über: 
laſſenden Eintreibgebühr and der Vergütung des allenfalls fih ergebenen Schar 
dens beftraft werden. 7. Soll der vorgedadhte Landtags⸗Artikel auch bei groö⸗ 
Bern umd wichtigern Waldbeihädigungen genaueſtens beobachtet; . in Betreff 
ſolcher Kalle aber, auf welche im vorbeſchriebenen Artikel keine. Fürſorge getroffen 
worden, können ebenfalld 12 Rfl. nicht überfleigende Geldesſtrafer feſtgeſeßt, 
und in den im obigen 2. Punkt gedachten Tarif eingebracht werden. 8. Die 
gewaltfamen duch Abhauen und Abſchälen oder Entrinden der Bäume, Wälder 
Berwüftenden find nad Borfhrift des 95. Provifional-Artikeld vom Jahr 1791 
und des unter der Subern. 3 8064/1805 der Univerfität in Abſchrift mitgetheil⸗ 
ten allergnädigften k. Refcripte vom 12. Sept. 1805 3. 2605 zu behandeln und 
vor, dem Tridual⸗Foro gerichtlich zu belangen. 9. Kerner find zur Bewachung 
der Wälder in Gemaßheit der Allechöchften Verordnungen und namentlich vom 
1. März 1828, H. 3. 843 und vom 25. October 1828 3. 4409, ſowie nom 
23. November 1829, 3. 4177, deren erfte unterm 9. Juli 1828 3. 3386 Urb. 
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59 dem Mronftädter Magifrat, die 2. unterm 21: Yan. 1829 3. 12093. Urb. 
234/1828 dem Comes der ſächſiſchen Nation, die letzte endlich unterm 14. Jan. 
1830 Zahl 12544/1529 den Biſtrißzer Magiſtrat vom k. Gubernio überſchtichen 
worden, eigene Hüter, welche entweder aus den betreffenden Allodial⸗Caſſen mit 
angemeffenen Gehalten zu berfehen, oder nath: Anleitung der mittelft Circulag-Ber- 
ordnung vom 11. März I. 3. 3. 2431 an alle Oberbeamten der Jurisdickonen 
erlaffenen k. Entſchließung mit freiwilliger Beiftimmung der ganzen Gemeinde 
von ben öffentlichen Laften mit Ausnahme der k. Steuer freizufprechen find, zu 
beftellch, und ſolche, wenn fie FEB emfig zeigen und befondere Proben von Wach⸗ 
ſamkeit geben, durch aus den ——— zu bewilligende Belohnungen zu: noch 
groͤßeret Aufmerkſamkeit angeſpomt, wenn fie fi aber nachkaͤſfig beweiſenj oder 
gar ſelbſt auf einer Prävarication ergriffen werden, Inhalts des obgedachtgn 34. 
Novellar⸗Autikels vom Jahr 1819 namentlich deſſen 15. Punktes zu beflkafen. 
10. Bon den Geldesftrafen, außer den im vorhergehenden 1. und 6. Pußtt ges 
dachten, und den Eintreibern des Viehes felbft 'zu überlaffenden, hasen weher die 
Beld- und Wald⸗Hüter, noch die Ortsworſteher irgend einen Theil zu nehmen, 
fondern es find dergleichen Strafen und Schadenvergütungen bei Gemeinwälhern 
Inhalts wiederholter a. h. Verordnungen in die Ortö-Allodial-Caffen abzuliefern.” 
Sn der Folge wurde mittelft Hofdecrei vom 6. Juni .1832 Hofz. 2083. 
Oubl. 3. 9038 ſuͤr die im Sachſenlande borfemmenben Feld - 2und Waldfrevel 
nach ihren verfchiedenen Abftufungen ber folgende Straftarif genehmiget und 
kundgemacht: 


Titel der Feld⸗ und Wald⸗ 


Tlaſſe. 


Irvei. Anmerkungen. 





Convent.-Münze. 
R. da. ie]. |e. 





1. Wenn dad nämliche Bich 
in einen und demfelben Jahr 
zum vierten Male im Berbot 


betreten wird, fo ſoll ei 


Wenn eig Stück Vieh aus 

der Heerde, wegläuft oder! 
. der Obhut feiner Beſorger 
entgeht und fih in ein 
verbotene? Feld verirrt 


— — 
v 






da dadurch feine Berwöhnung 
.4—| 14—1105—120[ erwiefen worden, auf dem 


— Hattert nicht mehr gebuldet, 
a. Wenn ſich ſolches Bich und deſſen Cigenthũmer außer 

in einen verbotenen jungen | der für ben dritten Fall ge⸗ 

Wald Deritkk een. fepten Strafe auch bie Pflicht 

1.76. Wenn jemand in einem )—|10f—|20)—|40 er rk ct 
verbotenen Walde außer« 2. m allen vorhergehenden 

halb der Straße mit einer Faͤllen hat der Pravaricant 


_ 


Sande heixeten wid ... . Mich Schadmerſan zu leiften, 
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Titel der Feid⸗ und Wald 






* 
5 Frevel. 6 — 
Convent.Munze. 
re. la. Im. im ie. 
V. 1 Wenn jemand im verbotenen hütern miderfeßt, foll erimi- 
Walde eine Buche flüm« Ä nell on werben. 


mil. 3I—I 6/—112 


VII Wenn jemand im verbotenen 
Walde eine Bude fällt | 
oder eine Ciche flümmelt .| 6. — 12] —I—|— 

VH. | Bern jemand im verbotenen & 
Walde eine Eiche fat. . 112: 





Zur Berhütung möglicher falfher Auslegung dieſes Straftarifes und hier- 
aus etwa entftehen Fönnender Streitigkeiten hat a. h. Seine Majeftät unterm 
- 6. Februar 1833, Hofz. 1819. Gubl. Z. 2898 nachträglich zu verordnen geruket, 
daß die Bewohner der an die fächfifhen Gerichtsbarkeiten angränzenden ungatis 
ſchen und Szeflerkreife, in Fällen, wenn diefelben auf Feld⸗ oder Waldbeſchaͤdi⸗ 
gungen im einer fächfifägen Gerichtsbarkeit ergriffen werden, nicht mit Geld, ſon⸗ 


dern mit Törperlihen Strafen nad Anleitung des vorerwähnten Tarifs belegt, - 


und nur zum Erfaß des Schadens und der Unkoſten in Gemäßheit des 28. Land⸗ 
tags-Artileld vom 3. 1791. mit Geld verhalten, wider die Edelleute hingegen, 
in Fällen, wo diefelben die ihnen wegen begangenen Feld- und Waldbefhädigun- 
gen nach Anleitung des Tarif? anferlegten Geldftrafen freiwillig nicht bezahlen 
wollten, nicht mit der Erecution, fondern bei der betreffenden Behörde in dem 
vorgefhriebenen Rechtswege vorgegangen werden jolle (Trauſch. Norm. Samml.). 
" Legtlich find mit Hofdecret vom 11. April 1845 Hofj. 520 Gubl. 3. 
5500 für die Korflmeifter und Dorfsbeamten in der ſächſiſchen Nation befondere 
Inftructionen erlaflen worden, welche mit größerer Bollftändigkeit als die oben 
angeführten Gefebe und Berordnungen abgefaßt, die meiſten die Feld- und Wald» 
polizei betreffenden Vorfchriften des Sachjenlandes enthalten. 

Die erftere diefer Inftruetionen enthält in vier Abfchnitten eine gründliche 


Belehrung der Forſtmeiſter über ihre Pflichten in Beziehung ‚der Erhaltung und 


Fortpflanzung der Waldungen: hiebei handelt der Abſchnitt: j 

I. von der genauen Kenntniß und Abſchätzung der zu bewicthfeaftenten 
Waldungen. Hieher gehören auch die. bereits hei $. 365 angeführten Beſtim⸗ 
mungen. . 
II. von der forfimäßigen Benũßung der Baldungen. 


A _ 
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IH. von der Sorge für Nachwuchs oder Walderzichung, und 

IV. von ber Verhütung des Waldſchadens. Im Tepterer Beziehung ift im 
Allgemeinen den nad vorläufiger Beeidigung aufgeftellten Waldſchützen oder Pat 
bereitern die Enthaltung von jeder Antreue, von Eigennug, Parteilichkeit und Ver⸗ 
nachläffigung des Dienftes dur Pflicht zu machen, ingbefondere aber zu bedenten 
daß fie: W 

1. Jeden auf Ueberſchreitung der Jorſtworſchriften oder einem bohhdiehſtaht 
Ertappten ergreifen, und in den Städten dem Stadthannenamt oder Dratot, in 
Märkten und Dörfern hingegen dem Ortgamt übergeben, oder, damit die Wal: 
dung nicht ohne Hut bleibe, wenigſtens durch Abnahme eines möglichſt betvächt- 
lihen Pfandes und deflen Uebergabe an die betreffende Behörde, ihre Pflicht ge- 
wiffenhaft erfüllen, und fi unter jonft zu befahrender firenger Ahndung hüten 
mögen, mit einem Waldfrevler, ohne denfelben anzugeben, gütlidy übereinzu- 
fommen. 

2. Sollten diefelben Holzdiebe aus einer benachbarten Gemeinde in größerer 
enge entdecken, fo find fie verbunden, dies alfogleich der obenbezeichneten Bes 
hörde anzuzeigen, damit zur Ergreifung der Waldfrevier Anstalt getroffen, und 
diefe dem Tridualgericht unterzogen werden können. 

3. Die Waldhüter find für allen durch ihre Untreue. oder Nachlaffigkeit- in 
den ihnen anvertrauten Waldungen fich ergebenden Schaden verantwortlich zu 
machen, und diefelben fhon bei ihrer Anftelung von dem Inhalt des $. 15 des 
34. Landtagsartiteld vom J. 1811 genau zu belehren; fiehe oben Abf. I. 20. 
($. 36 der bezogenen Inftruction.) 

Ale Waldfreuier aber iſt zu betrachten derjenige, weldher: . 

. obme vorläuflge Anweiſung ſich Holz zueignet; 

. beim Klaubholzfammeln mit einer Art im Walde betreten wird; 

. aus deffen Radhlaffigkeit oder weſſen Vieh im verbotenen Walde angetroffen 
wird; 

. weldher auf Schleichwegen in den Wald fahrt; 

. welcher die Waldhecken zerftört und befchädigt; 

. die Waldgränzen verrüdt; 

. im Walde unter weldem Borwand immer Feuer macht; 

. fib Rottungen erlaubt ; 

. ohne Befugnig Bäume [hält; 

. in jumgen Pflanzſchulen einhergeht, reitet und fährt; 

. neue Wege in den Waldungen bahnt; und endlich 

. auch bei Källung felbft angemwiefenen Holzes die ihm ertheilte Befugniß oder 
Forſtordnung überſchreitet. (ebd. $. 39.) 


ww N en 
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Die weitere Ausführung enthalten dieſe Beftimmungen durch die Inftruction 
fire die Dorfsbenmten, in deren dritten Abfchnitte fowohl die Art und Weiſe der 
Abnahme, als das Ausmaß der Brävaricationd-Strafen näher angegeben ift. *) 


Hierzu iſt zu bemerken: 


1. Mit Gouv. K. vom 20. September 1849 wird > verfügt: Es laufen fortwaͤh⸗ 
rend Klagen über Walbfrevel und Berwüftung der Wälder, fo wie über unerlaubtes 


) Der Inhalt diefer Vorſchrift wird ihrer, mit mencht ae bie bieherige 
— derſelben noch lange nicht gehoͤrig gewuͤrdigten Wichtigkeit wegen, bier 
volftändig angeführt: 

Inſtruttion für die. Dorfsbeamten in der ſächſtſchen Nation, betreffs 
der Beforgung und Grhaltung der Wälder. Cinleitung. Daß Wälder 
jebem Lande ebenſo wie urbare Gründe nothwendig find, beweifi die tägliche dem 
menfhlihen Bedarf unentbehrliche Anwendung des Holzes; weswegen es dena auch 
ein vorzügliches Augeumerf der Behörde fein muß, dafür zu forgen, womit die Helz⸗ 
benüpung. als wichtiger Iandwirthfchaftlicder Gegenſtand nicht der Willkürlichkeit aus⸗ 
gefeht, Sondern genauen Borfchriften unterworfen werde, und Wälder als großer 
Schatz, welcher immerwährend fruchttragend erhalten werben kann, auch der Nady: 
kommenſchaft fiher zugeführt werben mögen. Die Wichtigkeit einer nach richtigen, 
auf Erfahrung beruhenden SForftvorfchriften eingerichteten Walbwirthichaft wird aber 
befonders daun erfann;, wenn nad varaudgegangener unrichtiger Verwaltung ber 
Wälder, mit drüdendem, oft fchwer zu bebebenden Holzmangel gefämpft wird. Um 
nun biefem leptern Uebel zu begegnen, oder da, wo es fchen eingetreten fein follte, 
nad Möglichkeit abzuhelfen, beftehen in unferem Baterlande mehrere heilfame Gefepe 
und Verordnungen, namentlich die im Jahr 1781 entworfene und mittelſt hoher Gu⸗ 
bernialwerorduung unter Zahl 4440/7187 wiederholt befannt gemachte allgemeine Wald⸗ 
orbuung; ber 30. Landtags⸗Artikel vom Jahr 1791, fowie ber unter Gubernialzahl 
332/812 belannt gemachte 34. Landtagsartifel vom 3. 1811. Gubli haben Allerh. 
Se. Majeflät zur Erzielung eimer ordentlichen Forſwirthſchaft mitteld des für bie 
fäpfifhe Nation im 3. 1804 erlaffenen allerhöchften Regulirungs⸗Reſcriptes die Aw 
ſtellung wiffenfchaftlich gebildeter Zorfimeifter in den ſächſiſchen Kreifen allergnädigft 
u bewilligen gerubt. Da aber die Pflicht der Forſtmeiſter blos darin beſteht, Die 
Waldungen in wiſſenſchaftlicher Hinficht zu pflegen, zu erhalten und zu vermehren, 
die verwaltenden Behörden aber, welche auf den Dörfern zunächſt die Ortsämter umd 
Ortſchaften find, durch Belchrungen und NRatbfhläge zur Betreibung einer geregelten 
Forſtwirthſchaft anzuleiten, übrigens auch der Forfimeifter, welcher einen ganzen Kreis 
werfieht, nicht immer an jedem einzelnen Ort anweſend fein kann; fo iſt es einleuch⸗ 
tend, daß die bezwedte heilſame Abſicht nur dann erreicht werden könne, wenn die 
Ortsbehörden wenigfiend mit den aligemeinften Forſtvorſchriften vertraut, auch m 
Abwefenheit des Forſtmeiſters, diefen gemäß bie Wälder bewirtbfchaften. Es hat 
aber leider die Erfahrung bisher bewiefen, daß dies theild aus Unkenniniß, oft aber 
auch aus Gewinnſucht und fonfliger unlauterer Abficht nicht überall und nicht immer 
geſchehe; weswegen es für nothwendig erachtet werden ift, auf den Grund der oban⸗ 
geführten vaterländifchen Geſetze folgende allgemeine und auch für die Begriffe dee 
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Abweiden fremder Wieſen und Weibepläge dur die Lanbbepälferung ein. Golde 
eigenmächtigen Borgänge können nimmermehr gebuldet merben. Es ift daher Pflicht 
der SID, denfelben mit allen zu Gebote ftehenden Mitteln Schranken zu feßen. 


Landvolks faßlihe Vorſchriften hinfihtlih der Bewirtbfchaftung der Waldungen zur 
fünftigen Darnachrichtung aufzuſtellen. Bei einer ordentlichen Forſtwirthſchaft muß 
darauf gefehen werden: daß 1. die Wälder erhalten, 2. zweckmäßig benüßt ynb 
3. durch angemeſſene Beftrafung der wider die Korftordnung Handelnden Waldfrevel 
feltener gemaht werden mögen; welchem gemäß auch dieſe Belehrung in drei Ab» 
ſchnitte zerfällt, nämlih: Erſter Abſchnitt. Sorge für die Erhaltung der Wäl: 
der. Zur Erhaltung der beftehenden Waldungen ift vorerft nöthig, womit biefelben 
gehörig bewacht und vor Berwüflungen und Freveln gefichert werden mögen, zu wel⸗ 
em Ende in Gemäßheit der allerhöchſten Berorbnungen vom 1. März 1825 Rr. 4409 
bann vom 28. November 1829, Zahl 4177, entweder mit Gehalt verfehene Wald» 
fhüpen, oder in Gemäßheit der allerhöchften Entſchließung vom 11. März 1831, Zahl 
2431/8381 von oͤffenlichen Laften frei zu haltende Waldbereiter in hinlänglicher An⸗ 
zahl aufzuftellen find, wobei die Dorfsämter mit Hintanfepung jeder Parteilichkeit,. 
vorzüglich kräftige und rebliche mit Dazwiſchenkunft des Ortdinfpectors in Eid mub 
Pflicht zu nehmende Inſaſſen zu verwenden haben. Im Allgemeinen ift den anfges 
ftellten Waldfhüpen oder Walbbereitern die Enthaltimg von jeder Untreue, Gigennup, 
Parteilichkeit und Bernadpläffigung des Dienfted zur Pflicht zu machen, insbeſondere 
aber zu bedeuten, womit file: 1. Jeden auf einer Weberfchreitung der Forſtvorſchrif⸗ 
ten ober einem Holzdiebſtahl Ertappten ergreifen nnd dem Dorfsamte übergeben, ober 
bamit die Waldung nicht ohne Hut bleibe, durch Abnahme eines Pfandes und beffen 
Uebergabe an den Dorferichter ihre Pflicht gewiffenhaft erfüllen und fich bei anfonft 
zu befahrender firenger Ahndung hüten mögen, mit einem Waldfrevier, ohne denfelben 
anzugeben, gütlich übereinzulommen. 2. Sollten dieſelben Holzdiebe aus einer benach⸗ 
barten DOrtfchaft in größerer Menge entdeden, fo find fie verbunden, dies alſogleich 
bem Dorföamte anzuzeigen, damit zur Ergreifung der Waldfrevier Anftalt getroffen 
und diefe dem Zridualgericht unterzogen werden können. 3. Sind die Waldpäter für 
allen durch deren Untreue oder Radläffigkeit in den ihnen anvertrauten Waldungen 
fih ergebenden Schaden verantwortlich zu machen, und diefelben ſchon bei ihrer An- 
ftellung von dem Inhalte deö 15. 8- des 34. Landtagsartikels vom J. 1811, welcher 
dahin lautet: „wenn ein Waldhüter aus den feiner Beforgung anvertrauten Waldungen 
Jemanden verftohlenermeife und ohne Auweiſung Holz gibt oder verkauft, einen auf 
Waldfrevel ertappten Dieben nicht einfängt, oder den Gefangenen entläßt, nachſichtig 
iſt, oder auch wenn ibm der Frevler, zu beffen Groreifung er nicht Hinläng 
lihe Kräfte befipt, entwifcht, der Waldhüter jedoch nah der Fand den Namen 
deöfelben in Erfahrung bringt und ihn demohngeachtet nicht zur gehörigen Zeit 
anzeigt; der Waldhüter wie der Dieb oder Dieböhehler betrachtet, alfogleich ſeines 
Dienfted entlaffen und der verdienten Strafe unterzogen werben würde“ — genau zu 
belehren. 4. Kerner find die Waldhüter verbunden, bei Anpflanzung neuer und Lich 
tung junger Waldungen thätig mitzumirken, fowie überhaupt den Anordnungen des 
DOrtdamtes und des Forſtmeiſters pünktlich Folge zu Leiften; und endlich 5. Jede Woche 
einmal dem Dorförichter über die Ergebniffe in den Walbungen, bei dringenden Fällen 
aber: alſogleich Bericht zu erftatten ($. 1). Den Regulafivvorfhriften zufolge find 
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Abgeſehen von dem Schaden, der den Eigenthümer hieraus trifft, werden auch dem 
ganzen Lande hiedurch die empfindlichſten NRachtheile zugefügt, indem durch dic Ber- 
wüſtung ber Wälder ein fpäterer, Holzmangel,. durch das Abweiden fremder Wiefen 


bie. Orisaͤmter verpflichtet, darauf zu forgen, dag es ig allen Zweigen ber öffentlichen 
Dermaltung ordentlich zugehe; beixeff der wirthfchaftlichen Gegenflänbe aber liegt die 
Mitbeforgung derſelben der Altichaft ob und der Wortmann ald deren Vorſteher, hat 
gleichſam die Gegenaufficht (Controlle) des Amtes in diefem Bezug zu führen. Wes⸗ 
wegen denn derſelbe, ſowie auch das Amt vorzugsweiſe darauf zu achten hat, daß die 
Baldhüter ihre Pflichten erfüllen, und die in. den nachfolgenden 658. zu gehenden Vor⸗ 
ſchriſten beobacptet werden mögen. Sollte er etwas der Ordnung zuwider Laufendes 
bemerken, fo ift ex verpflichtet, eniweher. dem Richter oder ig einer Verſammlung des 
Amtes dieferwegen feine. Borftelung zu machen und wenn fie nicht beachtet würde, 
bei dem Ortöinfpector die Klage ‚vorzubriugen; weswegen denn au der Wortmann 
nerpflichtet wich, öfters oder jeden Monat dach wenigftens einmal vom Zuſtande der 
Maldungen fih perfönlich zu überzeugen. , Sowie ed nun bem Amte und der. Alt 
Haft indgefammt obliegt, auf Beobachtung der Ordnung zu wachen, fo wird. es 
abe auch jedem einzelnen Mitgliebe. diefer Körperfchaften. und auch jedem Gemeinde 
Mwohner, ala Mitbefiger nicht nur zugeftanden, fondern zur Pflicht gemacht, Unregel⸗ 
mäßigkeiten, die fie in Bewirthſchaftung der Wälder entdecken, im gehörigen. Wege 
bem Ortsamt oder Inſpector zur Behebung anzuzeigen ($. 2). Da ed von wichtigem 
Ginfluffe auf pie Erhaltung, befondberd bed jungen Holzuahwachfed iſt, wean bie 
Viehweide in den Wäldern nicht unbeſchräukt geduldet mird, fo haben die Ortsbeamten 
genau darauf zu achten, daß bem 7. &. bed 34 Landtagsart. vom Jahr 1811 zufolge, 
2a, wo ſolcher Ueberfluß an Weide ifl, daß man die Weide in den Waldungen ent⸗ 
behren Sann, Fein Bich dahin getrieben werde; wo aber ber Hattert fo befchräntt if, 
daß dad Vieh im Walde geweibet werden muß, if jeded Jahr in gemeinfamer Bera⸗ 
thung des Amtes und ber Altihaft, mit Dazwiſchenkunft des Ortsinſpectors und 
Forſtmeiſters diejenige Waldſtreckke zur Viehweide zu heſtimmen, wo die Bäume hie 
Durch Leinen Schaden leiden. Bei dieſer Beftimmung find mach Anleitung des oban- 
gezogenen 8. 7 bed 34. Landiagdartiteld vom 3%. 1811 vorzüglich hochſtämmige Wal« 
kungen fürzuwählen, und +3 muß dafür geforgt werben, daß in den kürzlich ab- 
gehonenen Wäldern kein Vieh geweibet, daß ferner in den nachwachſenden Wäldern 
durch einen Zeitraum von wenigfiend zehn Jahren Fein Bich zur Weide zugelaſſen, 
daß endlich auch nach Berfluß diefer zehn Jahre bie Weide nur in bem Zalle geitattet 
werde, wenn des nachwachſende Wald von dem aus der Wurzel fchlagenden Geſträuche 
gezeinigat worden und ber junge Wald zu einer ſolchen Höhe gediehen fein wird, daß 
das Hornvieh wit der Zunge die Zweige weder erreichen, noch abpfliuten fan, +- 
Biegen jedoch dürfen weder im Winter noch Sommer in den Wäldern geweibet mer 
den, es ſei denn in fehr entfernten und unzugänglichen zu Feiner andern. Abſicht zu 
verwendenden Gehirgen und Geitrüppen. Auch ift keia Vieh ohne Hirten in den Wal- 
dungen zu, Aulden. Die von der Viehweide auggefhloffemen Wälder find unter firen- 
ges Verbot zu fehen, und ift. dies den Dorfsiuwohnern mit dem. Beiſatze bekannt 
:qu machen, baß. jeder dawider Handelnde ald Waldfrevler betrachtet werden würde. 
‚Sollte es fi; hie: und da ereignen, daß an folgen Drten, welche zur Viehweide be- 
‚giwent ſind, junge Schößlinge, Geſtraͤuche uud junge Baͤnme von —— Ktügen her- 
Sachſenheim, Erläuterung. 
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und Weiden für den Biehftand ſchon if der rächften Zukunft Futtermangel verurſacht 
wird. Bei dieſen Umſtaͤnden finde ih mich jur dringenbſten üffentlichen Berotbnung 
veranfaßt, daß Jedermann des Andern Eigenthum achte und ſich nicht etlaͤube, Vieh 





vortommen, fo muß bier nach 8. 38 der" Waldordnung die Viehweide nicht mehr 
geftattet, fondern an einem andern Drf Angewieſen und der 'erfidenannte Ort zur 
Pflanzung eines jungen Waldes benützt werden. Bei der &ichel- und Burhelmaftung 
welches auch eines der vorzüglichften Wälderträgniſſe ift und in böhflänmigen Wal⸗ 
dungen ohne Nachtheil ausgeübt werden kann, iſt blos darauf zu ſehen,! daß‘ das 
Borftenvich nicht über den Monat Februar im Walde gelaffen werde, damit es bei 
naffer Witterung den etwanigen jungen Anflug (Aufſchkag)nicht unterwühle (8. 37. 
Der 35. 8. der Waldorbnung, ſowie der 5. 8. des 34: Landtagsart. vom J. 1811 
verbieten, das dürre Grad und’ die abgefallenen Blätter in’ den Woldungen anzuzimben, 
indem das feuer, welchem feine beſtimmten Gränzen gefept werden können, der fürch” 
terlichfte Feind der Wälder ift und durch basfelbe die größten Berheerungen angerichtet 
werden können. Weẽwegen benn' die Dorfädmter Died Berbot Im Dorfe genau und 
mit dem Beifage bekannt machen mögen, daß aud bie dad Vieh in den Wäldern 
weibenden Hirtenjungen und Knechte, welche oft blos aus Muthwillen Heuer anzunden. 
unter anſonſt zu befahrender angemeſſener Strafe "dire unterlaffen : mößen Golik 
jebod in einem Walde euer ausgebrochen fein, fo find: ſamnitliche Dorfſinbohner 
unter der in den obangedeuteten Gefepesftellen feftgefehten Strafe verbunden, anf: vab 
vom Amte gegebene Zeichen zur Loͤſchung des Vräandes arſogleich herbeizuellen’ 48. 4). 
Nicht ſelten iſt der Fall, daß’ einige‘ der Gemeindeglieder in den Waldungen eigen» 
thümlich Wiefengründe beftgen. Hiebei haben’ die Ortsvorſtehet vorzuglich darauf mu 
achten, daß dieſe Wiefengründe, befonderd wenn gerade die benachbarte Waldſtrecke 
zur Bebolzung den DOrtöbewohnern angewiefen wäre, Auf Koften bes Waldes durch 
Audrottung nicht vergrößert werden mögen; follten ferner durch Aushauen irgendwo 
bedeutendere Rüden entftehen, fo find diefe, um deren Verwandlung in Wieſen vor⸗ 
zubeugen, nad) Anweifung deö Forftmeifterd gleich zu befamen ($. 5). Sowie einer 
feitd ohne Holzausfuhrswege Teine Waldbenützung erzielt-werben farm, ebetifo! fönnen 
aber auch dieſe Wege fchädlic werden, wenn beren entweder zu vield oder zu wenige, 
oder aber auch nicht am rechten Orte vorhanden, oder unfahrbar find. Es find dahür 
befondes jene; welche Holzdiebereien begünftigen, um fo mehr eingehen zu machen und 
nur bie nothwendigſten zu belaffen, dieſe aber fahrbar zu erhalten, als De Wege 
feinen unbebeutenden Raum, welcher beffer zur Baumpflanzung benübt werben fand, 
einnehmen, die unfahrbaren Wege aber blos Beranlaffung geben, neue zu fuchen und 
zu bahnen. Nach 8.37 der Walbordnung ift e8 genug, wenn die Wege dımch die Wälder 
4 after breit find. Im übrigen wird mit Derüdfichtigung der Ortöverkättniffe der 
Forftmeifter die befle Anleitung: geben, melde Wege in den Wäldern‘ zu belaffen, ein- 
gehen zu machen, oder neu zu erdffhen find. Es werden demnach die Vorfönorfichee 
auch bier nach den Rathſchlägen des Forftmeifterd flirzugehen und zugleich bie Derfs- 
imwohner zu beiehren haben. daß nah dem 8. 8. des 1811. 34. Landtagsartifeld, 
derjenige, welcher mit Umgehung der gewöhnlichen zum Holzſchlag führenden Wald⸗ 
wege, entweder alte nicht mehr nöthige und biefermegen mit Graͤben oder Zäunen 
verfihungte, oder aber neue, Über unlängſt abgehauene nachwachſende Wälder führende 
Wege zu eröffnen fich unterfangen follte, beſtraft werden würbe.- Um der nandthigen 
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im fremde. Felder, Wieſen oder Holzfläge zu treiben, oder in fremden Waldungen 
Holz zu ſchlagen, da in einem ſolchen alle dad Vieh gepfändet unb im: fürzeflen Wepe 
zur Zilgung des Schadens, den der Eigenthümer nachweiien Tann, veräußert und der 


Bermöhrung Der Wege vorzubeugen, fchreibt der 28. 8. bee Waldordnung ferner vor, 
daß wit Abhauung der Birken und anderer Reiffiomgen fparfam zu Werke gegangen 
wesbe, und wenn es ja gefchehe, diefe auf den Schultern aus dem dihten Wald ıge- 
tragen unb überhaupt hafür geforgt werden möge, daß. hiebei.hie umfichenden jungen 
Buchen oder Gichen nicht befchäbigt werden (5.6). Richt nur die zu den hie und ba 
in den Wäldern gelegenen Hütten führenden vielfältigen Wege, fondern auch durch 
die Bermehrung der Leute und des dafethit weidenden vielen Viehes, fowie auch des⸗ 
wegen, weil fie zu Holzdiebereien und felbft.Räuberverhehlungen .leiht Gelegenheit 
geben fünnen, werden biefe Hätten den Waldungen und der allgemeinen Sicherheit 
fhädlich, weswegen. die Dorfsämter die Errichtumg dergleihen Hütten dem 39.8. der 
Waldordnnng zufolge nur im äußerften Erforberungsfalle und mit ausdrüdlicher Ber 
twilligung der’. Kreisbehörde zulaffen folien (5. 7). Der an verfebiedenen Orten bes 
ßehende Gebrauch, das Vieh den Winter hindurch mit blätterigen Zweigen zu füttern, 
veranlaßt die Abaͤſſung der Bäume; da dies aber ſchädlich und ber Waldordnung zu- 
wider: ift,, follen. die Dorfsbeamten ſtrengſtens darauf fürgen, daß dies nicht gefchebe, 
und «3 ann dieſer Gebrauch nach dem 11. 8. des 34. Zandtagdart. von 1811 höch⸗ 
fiend dä, wo die Waldungen in ordentliche. Schläge abgetbeilt find, in der zum Holz⸗ 
ſchlag beſtimmten Ahtheilung geftattet-- werden (5. 8). Noch fchädlicher als die 
Abaͤſtung iſt dad Abſchälen der Bäume; da indeſſen Ber Gebrauch der abgeichälten 
Rinde.einigen Handwerkern unentbehrlich ift, und der 34.,8. der Waldordnung, fowie 
ser 10. $. des 34. Landtagsart. von 1811 das. Abfchälen der Bäume in den zum 
„Helzichlag beitimmien Waldſtrecken, ſobbie in benjemigen Gebirgögegenden, wo .eö 
wegen zu großem Dickicht der gu feinem andern Zwecke bemupbaren Wälder. fogar 
bienlich ift, dies zu thun, geftatten; fo. haben hier die Dorfäbeamten genau zu -achtem, 
daß died nur an denjenigen Orten, wo es ber orfimeifter für zuläffig erklärt, gefchebe 
und fein Mißbrauch Damit getrieben . werde ($. 9). Nicht wenig Schaden wird den 
MWäldern auch dadurch zugefügt, wenn zu Umzäunungen der Wiefen und Aecker Bäume 
serhauen .und verborben werden. .Der 6. $. des IBtier 34. Landtagsart. jebt. in 
dieſem Bezuge feft, daß nur an denjenigen Orten, mo bei Meberfluß der Waldungen 
der Vortheil des Holzabſatzes mangelt, ed geflattet werden könne, Zäune zu errichten 
und an Orten, welche feinen Ueberfluß befigen, anftatt der Zäune Schanzen gegraben 
dieſe mit Bänmen bepflanzt, lebendige Heden angelegt, und dieſe in gutem Stande 
‚erhalten werden follen. Sowie nun einerfeits die Bezirksobrigleit und der Dorfs— 
Inſpettor hierüber zu wachen hat, ebenfo werden andererfeitd aud die Dorfsbeamten 
auf den Bollzug. diefer Befehe bei den Dorföinwohnern dringen; fowie nicht minder 
in dem Kalle, wenn fie überflüffige Wälder befüßen, auf Anrathen ded Forſtmeiffers 
nah 9. 41 der Waldorbuung, zu Zämen teine Bäume, von denen Wachsthum zu 
hoffen, fondern blos Gefträuche, welche fih mehr in die Breite außdehnen,, anweiſen 
($.: 10). Dem 32. 8. der Waldordnung zufolge würde es ferner febr viel zum Auf- 
ommen der Wälder beitragen, wenn die laͤndlichen Käufer, Stölle und Scheunen, 
welche gewoͤhnlich aus Holz gebaut werden, in Zulunft aus getretener Erde oder 
. Schlamm, rohen und ungebrannten Ziegeln, : oder ans Bruch und — ge⸗ 
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Schadenerſatz dem Eigenthumer erfolgt, ber. Thäter aber. nad Umfländen Triegörechk 
lich bebandelt. jedenfalld aber einer ſtrengen Beftrafung unterzogen ° Sn wir  (Rı 
G. Bl. Nr. 14). 
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baut würden; und es werden die Dorfbramten aufgefordert, ber übrigen Dorfé— 
inwohnern hierin mit einem guten und wirkſamen Beiſpiele voranzugehen, wobei bie 
von der hohen Landesſtelle zum Behufe des Landvolkes im %. 1804 kundgemachte 
Anleitung zur feuerfeften und wohlfeilen Bauart aus Erdwänden, zum Beitfaben dienen 
fönnte (8. 11). Auf die Reinigung vorzüglich derjenigen Walbftueden, wo chen biz 
Beholzung ausgeübt wird, muß befonderd Sorgfalt verwendet wab nad dem 7. &: 
der Waldordnung dahin getrachtet werden, daß das für ben fünftigen Frichting und 
Eommer beftimmte Holz noch zur. Winterszeit und höchſtens bis Ende März oder 
Mitte April aus den Walde geführt werde, damit der junge Anflug Luft befonme 
und in feinem Wachsthume nicht geKört werde, weswegen die Dorfsbeamten bie Orts⸗ 
infaffen zu belehren und anzumweifen haben, womit fie bei Fällung des Breun⸗ ober 
Bauholzes die Späne und Aeſte nicht zerftreut im Walde liegen laſſen, fondern die 
feiben zufummenflguben und ſammt dem übrigen Holze im ber gehörigen Zeit nad 
Haufe führen mögen. Bei Fällung der Bäume ift auch darauf zu fehen, womit ber 
zu fällende Baum dahin gerichtet werde, wo fein Gall dem jungen Aufluge am wenig⸗ 
ften ſchaden kann. Ferner follen die Bäume wit, wie mitunter geſchieht, 1 bie 2 
Schuh über, fondern Inapp an der Erde abgehauen werben. Au benjehigen Orttſchaf⸗ 
ten, wo wenig Holz if, ift beim Füllen befonder® der Gebrauch der Säge zu empfeh- 
ten, indem hiedurch weniger Holz verloren gebt. Auch follten die Stämme mo möglich 
aus den Wäldern nicht gefchleift, fombern zur Abwendung dee dem Anfluge zugehen⸗ 
den Schadens auf Schlitten oder Rädern ausgeführt, und werm der Ortsverhältniſſe 
wegen bie wicht geſchehen Tünnte, unter Anleitung des Forftmeifters ein Schleifweg 
dort ausgewählt werden, wo der juhge Anflug am wenigfien dabei beidet (5. 12). 
Dem 8. 8. der Waldorbnung zufolge muß. der ausgehauene Theil‘ des Waldes nad 
6 Jahren von dem aus der Wurzel fchlagenden Gefträuche gereinigt merben, damit 
die Bäume ſelbſt defto beffer machen können, da indeſſen died Geſchäft mit 
Borfiht vorgenommen werden muß, damit bei Aushauung ber urzeifiziniche 
die Bäume felbft dutch die Art nicht befchädigt werden mögen, ift dasſelbe immer nad 
Anleitung dee Forftmeifterd vorzunehmen, und find die Dorfsvorſteher verbunden, auch 
hierin den Rarbichlägen des Korftmeifters nachzufommen (8. 13). "Die Wealborbnung 
f‘greibt vor, daß da, wo Holzmangel ifl, am ſolchen Orten, die weber zur Viehweide 
noch Adererde geeignet find, Wälder angelegt ‚werden follen. Zritt nun biefer. Fall 
irgendwo ein, fo ft dem Forſtmeiſter durch die Dorſsvorſteher hiebei bie thätigfte 
Hiffe zu leiften. Der 49. 8. der Waldordnung, jowie. der 12. &..beö 34. Landtags⸗ 
Artileld vom J. 1811 ſchreibt ferner vor, daß an Orten, wo Holzmangel ift, jeder 
Inwohner gehalten fein fol, ringe um fein Haus herum, oder vor demſelben in ſei⸗ 
nem Hof, Garten, neben der Scheune, oder auf ben Wiefen aljährtg wenigſtens zehn 
ſchnell wachſende Bäume anzupflanzen und zur. Erleichterung dieſes Geſchäftes ein 
angemefjener Ort zur Pflanzfchule benirgt werden folk. Die Dorfäbeamten werden dem⸗ 
nach auf Beobachtung diefer Vorſchrift zu achten, "bei Aniegung der Pflanzſchulen nath 
dem Rathe des Forſtmeiſters fürzugeben, bie Areidvhrigkeisen aber durch die Dorfs⸗ 
inſpectoren auch ihretſeits für die Vollziehung dieſer Vorſchrift beſonders zu ſorgen 
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2. Mit der Gouv. 8. vom 17. Auguſt 1850 wurde angeordnet: Nach ben 
vielfältigen Berluften, welche die Grundbefiger in den Tebtverfloffenen "Jahren trafen, 
Haben viefelben ihren Boden heuer mit außergewöhnlihem Koſtenaufwande beſtellt, 


haben (8. 14). Sowie es jedem einzelnen Inwohner verwehrt iſt, eigenmädhtig und 
willkürlich die Wälder zu Benüßen und zu verwüſten, ebenſo iſt ed auch jeder Gemeinde 
insgeſammt nicht geftattet, willkürlich Rottungen zu veranftalten, und felbft da, wo 
dieſes des etwaigen Holzüberfiuffes und Mangels an Abfaped wegen fogar dienlich 
wäre, ift died nur unter gemeinfchaftliher Berathung des Amtes und Altfchaft unter 
Leitung des Infpectord und nicht anders als nach ſachkundiger Anleitung des Forft- 

meiſters fürzunehmen. Nicht minder fol fi jede Gemeinde hüten, unter bem Bor- 
wanbe, daß fie betreff einiger Waldungen im Rechtsſtreite verwidelt fei, die Wälder 
. auf Koften dev Nachkommenſchaft zu verwüſten ($. 15). Yın Rechtöftreite zu verhüten 
iſt es norhwendig, nach den Gränzzeichen der Wälder fleißig nachzuſehen und nad 
8. 9 des 34. Landtagsart. vom J. 1811 dieſe von fünf zu fünf Jahren nad vorher 
bei den betreffenden Behörden gemachter Anzeige zu ernenen, worüber ſowohl die 
Ortsvorſteher, ald auch die obere Behörde des Kreiſes zu wachen haben (8. 16). In 
den vorſtehenden 88. find nun zwar die allgemeinen Vorſchriften betreff der Erhaltung 
der Wälder angegeben; auf alle verfihiedenen DOrtöverhältniffe und Fälle Iafien ſich 
aber keine einzelne Belehrungen erteilen, ohne eine vollſtändige Forſtwiſſenſchaft zu 
entwerfen, welches dem bier vorgeſteckten Biele, nämlich der Faßlichkeit auch für das 
Landvolk, nicht entfprechen würde Die Dorfdämter werden: bemnah in allen bier 
mit enthaltenen Fallen an den Korftmeifter gewiefen, welcher, mit Berlidfihtigung 
der DOrtöverhäftniffe, am beften beurtbeilen wird, was zur Beförderung einer orbents 
lichen Waldwirthſchaft notbwendig if, und wie mit Sorgfakt fr die Erhaltung der 
Wälder zugleich der Nutzen der Gemeinde befördert werden kann. In denjenigen 
Faͤllen, wo. der Forſtmeiſter Unregelmäßigkeiten in Behandlung der Wälder wahrneh- 
men follte, hat derſelbe zuerfl den Dorfsvorſtehern deren ‚Behebung anzuempfehlen, 
und wenn feine Grmahnungen und Rathfchläge wichts fruchten follten, nah Maßgabe 
der Umſtaͤnde entweder alfogleih dem Ortsinſpeckior, oder aber ber Kreisbehörde, im 
den derfelben halbjährig erftartet werbenden Forſtberichten hierüber die Anzeige zu 
machen ($. 17). Bweiter Abſchnitt. Geregelte Benützung der Wälder mit: 
tel einer durch gewiſſe Vorſchriften beſchränkten Anweiſung des von den 
Gemeindegliedern bendthigten Holzes. Kine geregelte Beholzung iſt um fo viel 
nothwendiger, als aus dem Gegentheil die größten Waldverwüſtungen hervorgehen. 
@8 wird aber die Bebolzung ausgeübt, entweder wenn jede Waldſtrecke unaufbörlich 
mit Holz von jedem After in Befland erhalten wird, und man fi alle Jahre das 
Nötbige duch Wegnahme der fiärkfien Stämme aus jeder Strede verſchafft, oder aber 
duch Abtheilung der Waldungen in Schläge, mobei auf jeder Waldſtrecke ein voll: 
kommener Hotzbeftand erzogen, und von dem verfihiedenen Abtheilungen jährlich eine 
zur Haubarkeit geeignete, entweder ganz abgetrieben wird, oder nur wenige Stämme 
davon übrig gelaffen werben (5. 18). Die letztere Beholzungsart iſt ſchon längft ale 
die vortheifhaftere anerkannt, in der Waldorduung empfohlen und durch ſpätere Ver⸗ 
ordnungen eingefhärft worden. Da indeffen diefe, bevor fie allgemein eingeführt 
werden kaum, ſowie auch der 1..8. der Waldorbnung befagt, voraudfept, daß die Wäl⸗ 
ger geometrifch vermeſſen, die Eigenfhaft und Beſchaffenheit ber darin gewachfenen 








IB. G. 8. 88. 198-502.) 502 Meld⸗ und VWaldpolijet) 


und erwarten von einem ergiebigen Ernteausſchlage die Mittel, ihre Wirthſchaft auch 
weiter betreiben, um ihren vielfachen Verbindlichkeiten nachkommen zu Tonnem. Diefe 
Grmartung kann aber nieht erfüllt werden, wenn ihnen dad mühlam Gewonnene von . 


Bäume erforfht, und die Berechnung, wie wiel Klaftern Holz im. Ganzen herauifem- 
men, gemacht, fodann beftimmt werde, wicviel ein Theil des Waldes ſowobl an Bau- 
ald Brennholz ein Jahr hindurch geben Tonne, dies allerdings mühfame Gefchaft 
aber, wenngleich in den mehriten ſächfiſchen Zreifen begonnen, jedoch an ben wenig⸗ 
ften Ortfchaften ganz durchgeführt ift. fo muß audy hier auf beide Arten. der Behol- 
zung Rüdficht genommen werben ($. 19). An demjenigen.Orte, we nach Aufeitung 
der Waldordnung die Eintheilung der Wälder in Schläge bereit dermaßen ind Wert 
gefept worden, duß dur den Forſtmeiſter nach dem Einne ded 13. $. der Walbord- 
nung borhinein berecynet und angegeben worben, wieviel Klaftern Brennholz bie zum 
Verhauen beftimmte Waldfirede liefere und wieviel Bäume zu Bau- und Handwerls⸗ 
Grfordernijfen darin vorhanden feien, haben die Torfäbeamien bie in den nachfolgen- 
den 88. enthaltenen Borfchriften in Bezug auf die Anweifung des Holzes zu beob- 
achten (5. 20). Das Holz wird eingetheilt in Drenn- und Nutzholz, und unter dem 
legteren alles Bau, Werke und Gewerkholz verftanden.. Was nun die Anweifung 
bes Bauholzes anbetrifft, fo ift hier folgendermaßen fürzugeben: Jeder Bauunterneh⸗ 
mer hat bis zum Monate September fein Holgerforderniß dem Dorfdrichter anzugeigen; 
ift dies geſchehen, fo find in einer Berfammlung des Amtes und ber, Altſchaft die 
jenigen, weldhe fih um Bauholz gemeldet, anzugeben, worauf duch eine aus Amt und 
Altfchaft zu ernennende Commiſſion die Holzerforberniffe an Drt und Stelle näher 
zu erheben und zu unterfuchen, nach beendigter Prüfung aber dem Amt Bericht zu 
zu erfiatten und vom Dorfänotarius in ein eigenes Protocoll einzutragen tft, wer 
fi$ um Holz gemeldet und wiewiel er erwiejenermaßen bedürfe. , Sind auf diefe Art 
mehrere Holgbedürftige im Protocoll vorgemerft, fo. ift unter ber Oberaufſicht des 
beireffendeu Orts⸗ oder Kieisinfpectord und unter Leitung des Forſtmeiſters vom Amte 
dad Holz anzumeifen, und an einem oder mehreren Tagen unter öffentlicher Aufficht 
fallen und abführen zu laffen. Das Bauholz darf übrigens nah & 25 nur in ben 
hiezu geeigneten Wintermonaten gefällt werden. Welche Borfichten beim. Fällen ſelbſt 
zu beobachten und worüber bie Dorfsinwohner zu belehren find, ift fchon im 1. Ab⸗ 
fchnitt, angedeutet worden ($. 21). Da cs fich indeffen treffen faan, daß ber Forfl- 
meifter zur Anweifung des Bauholzes in der gehörigen Zeit an den betreffenden Orten 
einzutreffen verhindert wird, fo fünnen zwar auch die Dorfövorfteher in diefem Kalle 
allein Holz anweiſen, jedoch nur diejenigen Stämme, welde ihnen, der Forſtmeiſter 
ald hiezu tauglich und verwendbar früher wird bezeichnet haben ; und da die Anwei- 
fung des Holzes, wenn fie nit waldvermwüjtend fein fol, einige Keuntniß der Forft- 
wiffenfchaft erfordert, fo wird es für nöthig erachtet, dasjenige, vond bie Waldorduung 
‚in biefem Bezug vorfchreibt, zur Belehrung der Dorfövorftcher hier näher zu berühren. 
($. 22). Sowie einerfeits in der zum Holzſchlag beflimmten Strecke die zum Bau- 
holz geeigneten Stämme zu diefem Zwede verwendet und nad 8. 15 der Walhorbnung 
nicht unter dad Brennholz gemifcht werden follen; fo müffen andererſeits mach An- 
leitung ded 5. 8. der Waldordnung auch in der zum Holzſchlag befkimmien- Wald⸗ 
ſtrecke theild zur Defamung, theild um für künftige Zeiten jlarfe Stämmg;für Bau⸗ 
„und Werkholz au erhalten, die geraden und nicht flart äftigen Bäume unter der, im 
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gemiffenfpfen Wawfchen snorzeitig entzogen, wird... Reiber iſt dies in einigen Gegenden 
bed Landes ber Fall, wo Diebſtähle und boshafte Beſchaäͤdigungen an den fichenhen 
und eingeſammelten Feldfrüchten verübt werben, ja ſelbſt die noch unreifen Früchte 


- 


6. 9. der Waldordnung enthaltenen Vorſicht übrig gelaffen werben. Es werben bem- 
nach bie Dorfsvorſteber fi ‚hiebei genau an bie Vorſchrift des Forſtmeiſters zu Halten 
haben, welches beftimmen wird, melde ‚zu Bauholz geeigneten Stämme umgehauen 
werben fönnen, und welte,übrig gelaffen werden ſollen ($. 23) Außer der zum Ab- 
treiben beftimmten Waldftrede ift wirgendd Holz anzumweifen, und kann nur dann nad 
Anleitung des. Forftmeifterd auch in den unter Berbat gefepten Waldftreden Holz 
gefällt werben, wenn einige Bäume entweder durch äußerliche Verlegung, oder durch 
Störung der natürlichen Verrichtungen im Junern, oder durch beides zugleich ange- 
griffen ‚morben und abſterben ($. 24). Belangend bie Zeit des Holzfällens, fo if 
nach8.. 44, der Waldorbnung bie befle ber Monat December und Janyar für das 
Bauholz. .da® außer Waffer zu ftehen kommt; bad Holz jeboch, welches im Waffer 
gebzaucht werden fol, muß im völligen Saft gehauen werben. Es ift demnach hie- 
bei fich nach den verſchiedenen Bebürfniffen zu ‚richten. Da es fi ferner ereignen 
‚kann, daß - bei. unvorgefehenen Fällen, ald 3. B. ein Brand: sc. mehrere Dorfein- 
wohner auch außer der Zeit, mo das Holz eigemtlih zu fühlen if, ſolches bedürfen, 
fo kann zwar ſolches angemiefen werden, jedoch immer nah Anleitung des Forſtmei⸗ 
ſters, welcher beftimmen wird, wie dies ohne. Nachtheil für die Waldungen am: füg- 
lichſten geichehen könne, wo⸗ beſonders darauf Nüdficht zu- nehmen iſt, daB das Holz 
da grün gehauen werde, wo. man in den: Wintermonaten nicht leicht anlommen kann 
(9. 35). Werk⸗ und Gewerbholz. befindet fih auf dem von deu Sachſen bewohnten 
Boden nur in einigen Gebirgsortiaften, wo zugleich die Einwohner aus Mangel an 
‚hiezu geeigneter Erbe nicht fo fehr den Aderbau . beireiben, ald vielmehr durch den 
Berlauf ded Holzes den Hauptnahrungdzweig finden. Sowie nun in diefen Ortſchaf⸗ 
‚ten. diefer althergebrachte Gebrauch zwar auch ferner geftattet wird, fo find anderer- 
feitö die Dorfsvorficher verpflichtet: zu forgen, daß. die Inwohner nicht aud jeder 
Waldſtrecke, fondern jährlich nur aus einer vom Korftmeifter zu beitimmenden ſich be- 
bolzen ($. 26). Was die Anmweifung des von ben Gemeinhegliedern benöthigten 
Brennholzes anbelangt, fo ift, nachdem der Forſtmeiſter beiläufig berechnet und ange 
geben hat, wieniel Klaftern Prennholz die zum Abtrieb beftimmte Waldſtrecke liefern wird, 
im Spätjahre buch das Amt und die Altihaft, im Beifein des Ortsinſpectors nad 
‚Maßgabe der Contribution unter die Dorföinwohner die Auftheilung zu machen, und 
vom Dorfönotär in ein Verzeichniß einzutragen, mie viel Klaftern jeder fällen dürfe, 
‚und dg nad 8. 44 der Waldorbnung dad Brennholz vom Monat November. bis Ende 
Fehruar gefällt werden muß,;, iv. find während diefer Zeit jede Woche zwei Tage zur 
Holzfälung zu beflimmen. Wer den auf ihn entfallenden Brennholzantheil entweder 
ganz oder theilweiie fällen will, muß. dies vorläufig dem Amte, oder dem von dem⸗ 
felben hiezu beflimmten Amtd- oder Altſchaftmitgliede anzeigen, damit in dem Ver⸗ 


“ zeichniß der Holgauftheilung die möthige Bormerfung - gemacht werben könne. Haben 


ih nun fo mehrere Dorföinwohngr. für einen beflimmten, Zag gemeldet, fo fol der 
Wortmann, und ein Altſchaftsmitglied, oder in Verhinderung .deö Wortmannes ein 
yom Amte zu ergenuender, Aufſeher an, dem beflimmien Zag .fih in den Wald ver- 
fügen. und jedem Holzbedürftigen die zu fäͤllenden Bäume anmeifen (5. 27). Bei An— 
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und namentli die Weintrauben abgeſchnitten und entwendet werben. Detlei HER 
ſtrafbare Handlungen wiederholen fi in Legter Zeit in einigen Ortfchaften fehr Häufig, 
und ich fehe mich deshalb zum Schupe des Gigenthumes der Grundbeftker genäthigt, 


weiſung des Brennholzes iſt nach 8.16 der Walderhimiig Borzägtii darauf zu fehen, 
daß die Bäume nicht Hin und her ohne allen Unterſchied und Ordnung, Tonbern 
orbentlih von Stüd zu Stud gehauen, und Fein zu andern Ameden untauglicher 
alter Baum, aus Urſache, daß ar ſchwer gefällt und gefpalten werben Tönne, audge- 
laffen werde; ferner fol fein zum -Bau« ober Werkholze geeigneter Baum unter das 
‚Brennholz gemiſcht werden (8. 28). Außer den gertannten Holzgattungen bedürfen 
die Dorfeinwohner noch verſchiedene, ald: Reifſtangen. Weinpflöde sc. Ob zu dieſem 
-Behuf geeignetes Holz im Holzſchlag befindlich und verwendbar fei, darüber hat der 
Korftmeifter zu erkennen. - Ift welches vorhanden, - fo kamn dasfelbe vom Borfönmte 
den Bedürftigen angewieſen werden, und fol died Holz nad dem 29. und 30. 8. ber 
Maldordnung, noch bevor das Brennholz gehauen wird, abgeholt werben. Kemer 
ſchreibt ſowohl die Wald» als Feuerlöſchotvnung vor, daß auch auf den Dörfern zur 
Schonung der Wälder und Verminderang der Weuerögefahr bie -Häufer wo mögli 
aus folidem Material erbaut werden follen; menn ſonach ein Dorfsinwohner fein 
Hand zur Erzielung einer größern Dauerhaftigkeit, nicht nur aus rohen, fondern aus 
gebrannten Ziegein Herftellen wollte, fo tft ihm zur Aufmunterung bad bendthigte 
Holz zum Ziegelbrennen, wenn er fich im gehörigen Wege darum gemeldet haben 
wird, allerdings: zu verabfolgen, nur muß nad $. 42 der Walderbuung darauf ge 
fehen werben, daß zu biefem Behuf wo möglich nur: bürred und Tiegendes, zu Teinem 
andern Zwede verwendbares Holz benüpt werde. "Zur Verkohlung ferner foll nur mit 
Beiſtimmung ded Forftmeifterd ſolches Holz angewiefen werden, welches tief im Walde 
liegt, und nicht ohne Schwierigkeit heraudgebradgt werden Tanı. Die Berfohlung 
felbft aber hat nur an Orten zu geſchehen, wo bem jungen Nachwachſe dadurch fein 
Schaden zugefügt wird, au find alle Borfchriften gegen Feuersgefahr zu gebrauchen. 
Ob und in weldem alle, dann welcherlei Holy zu Verzäunungen angemwiefen werden 
könne, darüber ift ſchon im erften Abſchnitte die Belehrung geneben worden ($. 29). 
An denjenigen Drten, wo die Einthetlung der Wälder in Schläge noch nicht eingefährt 
worden, ift bei Anmweifung des Holzes Tür die Gemeindemitglieder folgendes zu beob- 
achten: Mit Dazwiſchenkunft des Ortsinfpectord und Forſtmeiſters Hat das Amt umd 
die Altfchaft zu berathen, welche Watdftrede zum Bauholz und welche zum Brennholz 
oder welche zu beiden Zwecken zugleich benügt werben könne, dann welche einfhweilen 
unter Verbot gefebt werben jolle. Der Austrag diefer Beitimmung {ft der ganzen 
Gemeinde bekannt zu geben. Bei Anivelfung des Bauholzes ift fi ganz nach der 
in den 21. bis 25. 85. enthaltenen Beldbrung zu benehmen, uud um fo mehr nad 
genau erforfchtem Bedürfniß aus der beftimmten Waldſtrecke nah Anleitung des Forft- 
meiſters in einem Jahre nur foviel Bauholz anzuweifen, wieviel ohne bedeutenden 
Nachtheil abgetrieben werden farm, als man da, wo fein ordentlicher Holzſchlag ein⸗ 
geleitet ift,' bei der Beholzung viel forgfältiger zu Werke gehen muß (8. 80). Betreff 
ber Anweifung ded Brennholzes ift alfo fürzugehen: Der Forfimeifter "hat vorhinein 
beiläufig zu beftimmen, wieviel Klaftern aus der beflimmten Strede ohne deren Der- 
wüftung herbeizuführen und ‘mit Yürforge anf die Zukunft gefällt werden konnen; 
wornach gleichfalld in gemeinfamer Yerathung ded Amtes und der Altſchaft mit Da- 
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die ernliche Varnung · etgehen zu laſſen: es möge fih Jedermann derlei widerrecht 
licher Eigentgumsangriffe, au um ſeiner ſelbſt Willen enthalten, da unter Einem 
alle Sicherheitͤbehoͤrden, unter welchen auch bie Gemeindenorflände begriffen find, Tomwie 


zwiſchenkunft des Inſpectors zu erwägen und durch den Dorfönotär in ein Protokoll 
vorzumerten if, wieviel Klaftern jedem einzelnen Dorfsinwohner zugeflanden werben 
fonnen. In ber für die Holsfällung beftimmten Zeit vom Monat November bis 
Ende Februar find ſonach jede Woche nad Umfländen zwei Tage oder mehrere zur - 
Beholzug auguberaumen; jeder Holzbedürftige hat fi Früher Seim Amte, oder dem 
von demfelben hiezu befteiten Auffeher zu melden, welcher die Bormerfung im Pro- 
tocoll zu machen, ſowie auch darauf zu fehen hat, daß auf einen Tag nicht zu viele 
in den Wald gelaffen werben, und endlih mil einem Altfchaftömanne jedem das 
Holz auweifen und dasfelbe unter feiner Aufficht fällen und megführen laffen fol 
($. 31). : Den ärmern Dorfsinwohnern kann bei beiden Beholzungsarten nad 8. 45 
der Walbordaung, fowie nah $. 14 des 54. Landtagsart. v. J. 1811 geftattet wer- 
den, jede Woche an zweien vom Amt zu beflimmenden Tagen, ohne beſondere Anwei⸗ 
fung Klaubholz, d. i. ſolches, welches durch Alter oder Winde umgefallen ift, und 
nicht in Klaftern gelegt werden kann, aufzufefen und nad Haufe zu tragen; nur muß 
zur Verhütung jedes Unterfchleifs und Mißbrauches dieſen Leuten ernſtlich bedeutet 
werben, Beine Art oder Säge in ben Wald mitzunehmen, bamit fie nicht auch grüneß 
Holz umhaum mögen. Betreff bes Werl» und Gewerb⸗, ſowie besjenigen Holzes, 
welches zu Reifftangen, Weinpflöden zc., Bergännungen u. f. w. verwendet wird, ift 
auch bei diefer Beholzungdart dasjenige zn beobachten, was in den Bothergehenden 
88. darüber gefagt werden (5. 32). Somie nun einerfeitd die Dorfévorſteher den 
Gemeindegliedern dad Holz anweiien, fo iſt andererfeits hinſichtlich der Beholzung der 
Dorfsvorſteher felbſt nöthig, damit dieſe nicht nach Willkür handeln, eine Oberaufſicht 
aufzuftellen, und wird demnach feftgefeht, daß diefe immer dem Forſtmeiſter ihr Be- 
darfniß, ſowohl an Bau⸗ als Brennholz anzeigen nud ſich dasſelbe von diefem an« 
weifen laffen mögen; auf die freue rein gewiſſenhafte Handlungsart des Forſtmeiſters 
aber der Drtöinfpector unbefungen wache ($. 33). Dritter Abfchnitt. Abnahme 
der Waldfrevel: (Prävaricationd:) Strafen. Aus den in den vorhergehenden 
beiden Abſchnitten enthaltenen Borfchriften betreff einer ordentlichen Bewirthſchaftung 
der Wälder ergibt fich, welche Handlungen als Waldfrevel zu betrachten feien, und 
nachdem über die Art deren Beitrafung kürzlich in dem im Wege der fähhfifchen Na- 
Hondımiderfität fämmtlichen fächftfhen Kreisbehörden befannt gegebenen beiden 
allerhochſten Sofverordnungen, unter den Qubernialzahlen 6382/831 und 9038/832 die 
Beſtimmung erfolgt ift, erübrigt hier nichts weiter, als diefe Beſtimmungen zur bef- 
fern Einprägumg zu wiederholen; es find aber folgende (8.98): Wird ein auf Waldfrevel 
ertappter Dorfsinwohner oder Fremder von den Waldſchuͤtzen dem Dorfsrichter entweder 
überbracdht, ober durch Abgabe eines Pfandes angezeigt, fo haben ſich die Dorfs⸗ 
gefhwornen in Form eines eldgerichted zu verfammeln, über dad Vergehen zu 
ertennen, die Strafe zu verfügen und über den Borgang ein ordentlihes Protokoll 
zu führen, welches vun Zeit zu Zeit dem Ortsinfpector zut Einſicht zu unterbreiten 
iR (8.35). Die auf jeden einzelnen Waldfrevel fetgefepten Geldſtrafen find folgende 
in Conv.⸗Münze: 1. Wenn das Vieh aus der Heerde wegläuft, oder der Obhut feiner 
Beforger entgeht und fich im einen werbotenen Wald veriret, zum 1. Male Er, zum 
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die fämmtlichen- Sarigtöftellen ded Landes -angewiefen werben, ſich die. Wrforfgung 
aller folcher ftrafbaren Handlungen und ber Xhäter- derfelben beſonders angelegen feik 
zu laffen und die Schuldigen der ſtrengſten geſetzlichen Strafe zu unterziehen, wurd 
allgemein kundgemacht wird (8. G. Bl. v. 3. 1850 Nr. 68). 


2. Male 10 &r., zum 3. Male 20 kr. 2., Wenn Jemand in einem verbotenen. Walde 
außerhalb der Straße mit einer Hade betreten wird, zum 1. Male 10 fr., zum 2.- 
Male 20 fr., zum 3. Male 40 fr. 3. Wenn Jemand in,einer zwar zur Solzung.beftimmten 
Waldung, aber an einem nicht: beflimmien Tage ohne befondere Erlaubniß des Orts 
vorſtehers Holz fällt, oder dürres Holz in einer verbotenen Waldung fält, zum 1. 
Mal I fl, zum 2. Mal 2 fl, zum 3. Male 4 fl. 4. Wenn Jemand fein Vieh über 
die zur Berfperrung unnöthiger Waldwege, fowie, zur Hegung: des jungen Anfluges 
angebrachten Schanzen oder Heckan hinüberſpringen läßt, oder ſelbſt hinüberſteigt und 
dadurch die Wege wieder eröffnet, oder aber eigenmächtig neue Waldwege bahnt, zum 
1. Male 2 fl., zum 2. Male 4 fl. "zum. 9. Mate 8 fl. 5. Wenn Jemand im: verbo⸗ 
tenen Walde eine Buche flümmelt, zum 1. Mate 3 fl, zum 2 Male 6 fl., zum 3. 
Male 12 fl. 6. Wenn Jemand, im verbotenen Walde eine Buche fällt, oder eine Ciche 
ftümmelt, zum 1. Male 6 fl., zum 2. Male 12 fL- 7. Wenn Jemand im verbotenen 
Walde eine Eiche fänt 12 fL; nad der unter Hofz. 2089832 allerh. beftätigten Vor⸗ 
(hrift; wobei übrigens zu bemerken if, daß die .nach. diefem Tarif den Walbfrevlern 
aufzuerlegende Geldſtrafe von dem durch felbe zu keiftenden Schadenerſatz fehr. genau 
unterfchieden werden muß ($. 36). Die Geldſtrafe für das in bie verbotene Waldung 
fih verlaufene Vieh iſt den dasſelbe eintreibenden Waldſchützen oder Dorfdinfaffen 
zu überlaffen, und, wenn bad nämliche Vieh in einem und demfelben Jahr zum vierten 
Mat im Verbot betreten wird, fo fol dasſelbe, da dadurd feine Berwöhnung erwieſen 
worden, auf dem Hattert nicht mehr gedulbet, und deſſen Gigenthämer außer ber für 
den 3. Fall gefepten Strafe auch die Pflicht auferlegt werden, ſolches abzuſchaffen. 
Der von dem Vieh in dem jungen Anflug gemachte Schaden iſt ahzuſchätzen und der 
— in die Allodialcaſſa abzuführen, wobei der Eigenthümer des Piehes auch bie 
Schätzungskoſten zu tragen hat ($. 37). Bei den. übrigen, Strafen fällt dem. Wald⸗ 
hüter oder dem den Frevler angebenden Dorfsinwohner ein Drittel, die beiden andern 
Theile aber der Allodialcaffa zu, fowie auch der bei Stümmelungen fi ergebene 
Schaden abzufchägen und der Allodialcafja ‚zuzuführen it; das durch den Waldfrevel 
gefällte Holz aber ift zu confisciren und gleichfald zum Beften, der Allodialcafja zu 
verkaufen ($. 38). Damit aber die Dorfsinwohner dur Gelditrafen nicht zu ſeht 
entnervt werden mögen, iſt feſtgeſetzt, daß augeſeſſene ätmere Leute mit angemeſſener 
Arreſtſtrafe belegt, geringere Leute aber mit Stocſtreichen beſtraft werben ſollen. wo⸗ 
bei jeder Gulden zu zwei Tagen Arreſt oder zwei Stockſtreichen zu rechnen umb ben 
Waldfreviern ſelbſt anheim zu ſtellen if, welche Art Beftzafung fie vorziehen. Doch 
tann died nur auf die der Allodialcaffa zufallenden zwei Theile der für das Vergehen 
ſelbſt beftimmten Strafe bezogen werden, indem der für den zugefügten Schaden in 
Geld zu leiftende Erſatz ſich mit feiner Körperftrafe ablöfen läßt, ‚und auch das von 
der Geldſtrafe dem Angeber des Waldfrevlerd zufallende Drittel dem erſtern, ſowie 
auch die für Eintreibung des im verbotenen Walde angetroffenen Viehes beſtimmte 
Taxe dem dasſelbe eintreibenden Waldhüter oder Dorfsinwohner in Geld zu. entrich⸗ 
ten iſt ($- 39). Sollte ein Waldfrevler durch die ihm von hen Dorfövorftehern auf 
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3. Yufolge der V. der Minifter des Innern, der Juſtiz und Finanzen vom 
49. Jaͤnner 1859, gehört die Handhabuug der Feld» und Forftpolizei in den Wirkungs⸗ 
freid des Bezirksamtes (8. 46 R. ©. BI. Nr. 10: Beil. A); in den Wirkungskreis 
der Kreisbehörde die Entfheldung in zweiter Inſtanz in Polizet- und Landeskultur⸗ 
Angelegenheiten, fofern das Erkenntniß nicht auddrüdlich einer höheren Behörde vor- 
behalten ift (ebd. Beil. B. $. 21). 


8. 503. 


Was bisher in MRuͤckſicht auf das Weiderecht vorgeſchrieben worden, iſt verhällnißmäßig and auf 
bie Rechte des Thierfanges, des Holzſchlages, des Steinbrechens nnd die übrigen Servituten anzuwenden. 
Glaubt jemand dieſe Rechte auf das Mileigenthum gründen zu koͤnnen. fo find Die darüber eutſtehenden 
Gtreitigfeiten nach den In dem Hauptflüde von der Bemeinfhaft des Cigenthumes enthaltenen Brundfägen 
ju entfcheiden. 

8. 504. 


Die Ausübung verfönlicher Servituten wird, wenn nichts anderes verabredet worden iſt, nad 
folgenden Brundfägen befimmt: Die Gervitut des Gebrauches beſteht darin, dab jemand befugt if, eine 
fremde Sache, ohne Beriegung der Subſtanz, blos zu feinem Bedürfniſſe zu benupen. 


$. 505. 


Ber alfo das Gebrauchsrecht einer Sache hat, der darf, ohne Rückſicht auf fein übriges Ver⸗ 
mögen, den feinen Stande, feinem Bewerbe und Hausweſen angemeffenen Augen davon zsichen. 


%. 506: 


Das Kedürfnig iſt nach dem Zeiwunkte der Bewilligung des Gebrauches zu beflimmen. Nach⸗ 
folgende Beränderungen in dem Stande oder Gewerbe des Berechtigten geben feinen Anſpruch auf einen 
ausgedehnteren Bebraud. 

$. 507. 


Der Berechtigte darf die Subſtanz der ihm zum Gebrauche bewiligten Sache nicht verändern; er 
darf auch das Mecht an keinen Andern übertragen. 


erlegte Strafe fih über Gebühr bebürbet fühlen, fo fleht es ihm frei an die betreffende 
Kreidbehörde den Recurd anzumelden, und ift bie nah Berfluß der zur Verfolgung 
des Recurſes feftgefehten Zeit mit Bolljiehung der Strafe einzuhalten und nur, wenn 
biefer Termin fruchtlos verfirichen, bie Strafe in Vollzug zu feßen, gegentheilig aber 
die Sache zur höhern Beurtbeilung zu unterlegen (8. 40). Jeder, der auf einem 
Waldfrevel ertappt, fi den Waldſchützen widerfept, ift criminell zu behandeln ($. 41). 
Sm 35. $. wird zwar-gefagt, daß auch fremde Waldfrevler gleich einheimifchen von 
den Dorfsverftehern beftraft werden follen; indeffen ift Died nur für minder bedeutende 
Fälle zu verftehen, indem bei bedeutenden‘. und vorzüglih in verbotenen Waldungen 
verübten Freveln die renden in Giemäßheit ded 95. Prov.-Art. v. I. 1791 und des 
afferh. Neferiptd vom 12. September 1805, Hofz. 2606 und Guberniatzahl- 8064/8056 
vor dem Tridualgericht belangt werden follen; weswegen bei dergleichen Fällen alfo« 
gleih dem Ortsinſpector Die Anzeige zu machen ift, welcher die Dorfövorficher hin- 
fihtli der heim Tridualgerichte zu thuenden Schritte zu belehren hat ($. 42). Sollten 
fih endlih die Dorfövorfteher,, flatt ihrer aufpabenden Pflicht gemäß hen übrigen 
Dorfsinwohnern mit gutem Beifpiele voranzugehen, felbft Waldfrevel zu Schulden 
fommen laflen, fo ift von den Waldhütern dem Ortöinfpector hierüber die Anzeige zu 
machen und von diefem die Strafe zu verfügen; wie aber die Waldhüter, wenn fie 
ihrer Pflicht entgegenhandeln, zu beſtrafen kien, iſt ſchon im 1. 8. dieſer Belehrung 
gejagt worden ($. 43). — 
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g. 508. 


Alle Benuͤtzungen, die ſich obne Störung des Gebrauchkberechtigken ans der Sache ſchoͤpſen laſſen, 
kommen dem Eigenthumer zu Statten. Dieſer iſt aber verbunden, alle ordentüiche und außerorbentliche 
auf der Sache haftende Laſten zu tragen und fie auf feine Koſten in gutem Stande zu erhalten, Rur 
wenn die Koften denjenigen Nugen überfleigen, der dem Cigenthümer übrig bleist, muß der Berechtigte 
den Ueberſchuß tragen, oder vom Gebrauche abfichen. 


5. 509. 


Die Fruchtnießung iſt Das Recht, eine fremde Sad, mit Echonung der Subtanz, ohne alle Ein- 
ſchraͤrlung zu genießen. 
8. 510. 


Berbrauhbare Sachen find an n ſich felbht fein Gegenſtand des Gebrauches oder der Fruchtnießuug 
ſondern nur ihr Werth. Mit dem baaren Gelde kann der Berechtigte nach Belieben verfügen. Wird aber 
ein bereits anliegendes Capital zum Fruchtgenuſſe oder Gebrauche bewilligt, fo kann der Eerechtigte nur 
die Zinſen fordern. 

8. 511. 


Der Fruchtnießer hat ein Medt auf den vollen, ſawohl gewöhnlichen als umgewöhnlichen Grirag; 
ihm gehört daber auch die mit Beobachtung der beftehenden Bergwerfeortuung erhaltene reine Ausbeute 
von Bergwerfs -Antheifen, und das forftmäßig gefhlagene Holz. Nuf einen Schuß, welher in dem zur 
Fruchtnießung beflimmten Grunde gefunden wird, hat er feinen Anſpruch. 


“ 8. 512. 


Als ein reiner Ertrag kann aber nur das angefshen werden, was nad Abzug aller nötbigen Aus⸗ 
Tagen übrig bleibt. Der Fruchtnießer übernimmt alſo alle Laſten, welde zur Zeit der bewilligten Frucht⸗ 
nießung mit der dienfibaren Sache verkunden waren, mithin auch die Zinjen der Darauf eingelragenen 
Gapitalien. Auf ihn fallen ufle ordentlihe und außerordentlihe, von der Sache zu leiſtende Ehufdig- 
keiten, infofern fie aus deu während der Dauer der Frochtnießung gesogenen Nutzungen beftritten werden 
können; er trägt auch die Koften, ohne welche die Früchte nicht erzielt werden. 


$. 513. 


Der Fruchtnießer ift verbunden, die dienſtbare Sadıe als ein guter Hausbälter in dem Stande, 
in weichem er fle übernommen bat, zu erbalten, und aus dem Ertrage die Ausbefferungen, Ergänzungen 
und Herfellungen zu beiorgen. Wird deffen ungeachtet der Wert; ver Dienftbaren Sache blos dur ben 
rechtmaßigen Genus ohne Derſchulden bes Sruchtiiteßers verringert, fo iR er dafüt nicht veranwortlich. 


$. 514. 


Wenn der Cigenihümer Bauführungen, die durch das Alter des Gebäudes, oder durch einen Zit« 
fall notbwendig gemacht werden, anf Anzeige des Fruchtnießers auf feine Koften beforgt, if ihm der 
Iruchtnießer, nach Maß der dadurch verbefferien Fruchtnießung, die Zinfen des MELIBenDEIeH —— zu 
vergüten ſchuldig. 

59. 515. 


Kaͤnn oder will der Sigenthümer dazun fich nicht verſtehen, fo t der Fruchtweßer berechtigt, ent⸗ 
weder den Ban zu führen, und nach geendigter Fruchtnießung, aleich einem redlichen Befiger, den Erſatz 
zu fordern; oder, für die durch Unterbleibung ded Baues vermißte Fruchtnießung, eine angemejfene Ver⸗ 
gütung zu verlangen. 

8. 516. 


Banführungen, weiche nicht nothwendig, obgleich ſonſt zur Bermebrung des Ertrages gedeihrich 
ſtud, IR der Gruchtnießer nicht verbunden, vhne — Entſchaͤdigung zu geſtaiten. 


% 517. 


Was der Feucbtnicher ohne Ginmwiliigung des Gigentbümerd zur Bermebruns fortdauernder 
Nutzungen verwendet hat, faun er zurücknehmen; eine Vergütung der aus der Berbeileruug noch beſtehen⸗ 
Den Nupungen aber kann er nur fordern, inſofern fie ein Beihäftsführer ohne Auitrag zu fordern de 
rechtigt if. 








8 ©. 9. 36 513-338] „ws llagerecht; ErEdfäpeng der Geroituten:} 


8.518. 

Hur Erleichterung des Beweiſes der negenieitigen Borbermugen- folten der Tigenihümer umd ber 
Fruchtnießer eine beglaubte Beſchreibung aller dienſtbaren Sachen aufnehmen laffen. IA fe unterlaffen 
werden, fo wird vermutbet, dab ber Fruchtnießer die Eache ſammt allen zun ordentlichen Denhgung ders 
felben erforderlichen Stüden in brauchbarem Zuftande von mitilerer Beſchaffenheit wrbakten habe. 


$. 319, 


Nach geendigter Fruchmieſamg gehören die noch ſtehenden Früchte dem Tigenthümer; doch muß 
er die auf deren Erzielung verwendeten Koften dem Aruchtmießer oder deſſer Erben, gleich einem redlichen 
Vefiger erfegen. Auf andere Nugungen haben der Fruchtnießer oder defien Erben den Anſpruch nah Maß 
der Dauer der Fruchtnießung. 

$. 520. 


An der Regel kann der Gigenibümer von dem Gebrauchsberechtiaten oder Fruchtnieber nur bei 
einer ſich äußernden Befahr Die Siherfielung der Subſtanz verlangen. Wird fie nicht geleiftet, fo foll 
die Sache entweder dem Gigenthiimer gegen eine billige Abfindung überlaffen, oder nad Umftänden in 
gerichtliche Verwaltung gegeben werdem " De 

8. 521. 


Die Errritut der Wohnung if das Medi, die bewohnbaren helle eines Hauſes zu feinem Be⸗ 
dürfniffe gu benügen. Sie if alfo eine Servitut des Gebrauches von dem Wohngebäude Werben aber 
jemandem alle bewohnbaren Theile des Haufes, mit Schonung der Subftanz, ohne Einfhränfung zu ge 
nießen überlafien,, fo ifl es eine Fruchtnießung -ded Wohngebäuded. Hiernah find die oben gegebenen 
Vorſchriften auf das rechtliche Berhältniß zwiſchen dem Berechtigten und dem Bigenthümer anzuwenden, 


8. 322. 


In jedem Falle behält der Bigenthümer das Nacht, tiber alle Theile des Haufes, die nicht zur 
eigentlichen Wohnung gehören, zu verfügen; aud darf ihm die nöthige Aufficht über fein Hans nicht er- 
ſch wert werden. j 

$. 523. 


In Aufehung der Eerpituten findet ein Doppelted Klagerecht Statt. Man faun gegen den Eigen⸗ 
tbünzer das Recht der Servitute behaupten: oder, der Gigentbiimer Bann fih über die Anmaßung einer 
Servitut beſchweren. Im trften Salle muß der Kläger Die Ermwerbung der Eervitut, oder wenigftend ben 
Beſißz derfeiben als eines dinglichen Drechted, im zweiten Balle muß er die Anmaßung der Servitut in 
feiner Sache bemeifen. 

8.524. 


Die Servituten erlöfhen im Allgemeinen auf Niejenigen Arten, wodurch, nad dem dritten und 
vierten Hauptſtũcke des dritten Theiles, Rechte und Berbindlichkeiten überhaupt aufgehoben werden. 


8. 525. 


Der Untergang des dienfibaren oder des herrichenden (rundes ſtellt zwar die Dienfibarfeit ein; 
fubald- aber Der Grund oder das Gebadude ‚wieder in den vorigen Stand gefeht if, erhält die Eervitnt 
wieder ihre vorige Kraft. 

&. 526. 


Wenn das Gigenibum des. dienfivaren und des herrſchenden Wrundes In Ciner Berfon vereintgt 
wird, hört die Dieuftbarteit von feibß auf. Wird aber im der Folge Einer diefer vereinigten Gründe 
wieder veräußert, ohne Daß inzwiihen in den äffenriihen Büchern die Dienitbarfeit gelöſcht worden, fo iſt 
‘der neue Beſitzer des herrſchenden Brundes befugt, die Eervitut auszuüben. 


$. 527. 


Sat das blos zeitliche Recht desjenigen, der die Servitut befteflt hat, oder die Beit, auf welche fe 
„befchränft worden if, dem Gervüuts-Iubaber aus öffentlichen Büchern, oder auf eine andere Art befannt 
fein fönnen, fo hört nad Berlauf diefer Zeit die Servitut von ſelbſt auf. 


8. 528. 


Eme Setvnut, welche jemandem bis zur Zeit, Da ein Dritter ein beſtimmtes Alter erreicht, ver⸗ 
Tiehen wird, erfiict‘ erft zu der beftunten Zeit, obſchon der Dritte yor dieſem ter verßorben ifl. 
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8.:529 
Berföntiche Servituten hören mit dem Tode auf. Werden fie anusdrücklich auf Die Exben andge- 
dehnt, fo find im Zweifel nur die erhten gefeßlichen Erben darunter ‚verfiamden. Das einer Familie ver⸗ 
Hehene Recht aber gebt anf alle Mitglieder. derfelgen über. Die von einer. Bemeinde ober .:einer andera 
moralifhen Berfon erworbene perfönlihe Servitut Danert fo lange. ats Die moraliſche Perſon befteht. 


5. 339. 


Beſtaͤndige jährlide Menten find — per ſoͤnliche St, amd können alfo ihrer Ratur nad 
anf alle Rachfolger — werden. 


Achtes Hauptftüd. 
Von dem Erbrechte. 


$. 531. 


Der Inbegriff der Medhte und Berbindfichfeiten eined Verſtorbenen infofern fle nicht In blos yers _ 
fönfichen Berhältniffen gegründet find, heißt deſſelben Berlaffenigaft oder Nachlaß. 


8§. 582. 

Das ausfchliegende Recht, die ganze Berlaffenihaft, oder einen in Beziehung auf dad Ganze bes 
fiimmten Theil derfelben (3. 8. die Hälfte, ein Drittbeil) in Beſitz zu nehmen, heißt Erbrecht. Es if ein 
Dingliches Recht, welches gegen einen jeden, der ſich der Berlafienichaft anuaßen will, wirkſam if. Der- 
jenige, dem das Erbrecht gebührt, wird Erbe, und die Berlaffenfhaft, in n Beziehung auf den Erben, un 
ſchaft ‚genannt. 

$. 533. f 


"Das Erbrecht gründet ſich auf den nad geſetzlicher Vorſchrift erklärten Willen des Erblaſſers; auf 
einen nach dem Geſetze zuläffigen Erbvertrag (8. 602), oder auf das Weich. 


$. 534. 


Die erwähnten drei Arten des Erbrechtes können aud neben einander beftehen, fo daß einem Erben 
ein in Beziehung auf das Ganze beſtimmter Theil aus dem legten Willen, dem andern aus dem Bertrage, 
und einem dritten aus dem Geſetze gebührt. 


Aus der fiebenbürgifchen Gefeßgebung laſſen fich die gleichen Begriffe- 
beftimmungen der „Berlaffenfhaft" oder des „Nachlaſſes“ eines Ber- 
fiorbenen, des „ Erbrehtes" und dee „Erben“ ableiten, wie fie in den 


‚vorftehenden Paragraphen .aufgeftellt werden; doch laͤßt ſich der Begriff der Erb— 
[haft nach ungarifchem Rechte nicht jo präcife beilimmen, wie e hier gefchieht'*) 


(vgl. 8. 537). 


) Der 8. 8 der von ber fichenbürgifchen Gerihtd-Einführungd-Commiffion 
unterm 30. December 1851 erlaffenen Pupilfar-Inftruction Tautel: „Die Geſammt—⸗ 
heit des nad) einem Berflorbenen zurückbleibenden Bermögend heißt die Berlaffenfhaft 
(hereditas). Derjenige, welchem felbe. zufällt, wird Erbe (heres), und die Art und 
Deife, wie biefer zu dem Nachlaffe gelangt, Erbfolge (successio) genannt. - 
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Die Berafumg des Erben zum Naclaſſe gründet ſich entweder auf den 
geſezlich erklärten Willen des Erblaſſers (teftamentarifche Erbfolge) oder auf das 
Geſetz (InteftatsExrbfolge). Der Wille des Erblaſſers kann num entweder in einer 
blos einfeitigen Verfügung für den Todeöfall, oder in einem zweifeitigen Ber 
trage (Erbvertrag) ausgedrückt ſein (vgl. 602). 

Die teſtamentari be Erbfolge (wozu die fiebenbürgifchen Rechtsgelehrten 
in der Regel auch den Erbvertrag zählen) kann auch neben der geſetzlichen beſtehen, 
wie dies aus der folgenden Darſtellung ſich ergibt, und es findet daher der Grund⸗ 
ſatz des römifchen Rechtes: nemo potest pro parte lestalus et pro parte intes- 
tatus decedere auch in den ee ns an any adunE: 


8. 535. 
. 

Bird jemandem fein folder @rbtbeil, der fh auf den ganzen Racılap bezieht, fondern nyr eine 
einzelne Sache; Eine oder mehrere Sachen von gewiffer Battımg, eine Summe, oder ein Recht zugebacht, 
fo heißt dad Qugedachte, obſchon Defien Werth den größten Theil der Verlaſſenſchaft ausmacht, ein. Ber 
maͤchtniß (Legat). nud derjenige, dem es hinterlaſſen worden, iſt nicht als ein Erbe, ſondern nur als ein 
Berinachmißnehmer — zu betrachten. 


u 3 ie -] Sr Es 

Na ee Rechte wird alles dasjenige, was durch eine leht- 

willige Willenserflärung des Erwerbers (testamentum acquisitoris) Jemanden 

zugedacht wird, als Vermächtniß (Legat) bezeichnet, und der damit Bedachte Tefta- 

‚mentar-Rachfolger, oder einfach Legatar genannt ; es entfällt .alfo hier der oben 

aufgeftellte Unterſchied zwiſchen der Erbſchaft im eigentlihen Sinne des Wortes, 
und dem EINE 

1. 

Nah fahfifhem Rehie wird ganz übereinſtimmend mit dem vorftehen- 
den Paragraphen zwifhen der Erbſchaft und dem Vermächtniſſe unterfchieden 
(St. 11. 6. 8. 1. legatum est donatio testamento reliota, qua lesiator ex eo 
quod universum haeredis foret, alicui quid cellatam velit); wonach denn der- 
Regatar ein blos perfünliches gegen den Erben gerichtetes, diefer Dagegen ein ding⸗ 
liches Recht auf den Nachlaß hat. 


$. 536. 
Das — tritt erſt nach dem Tode des Grpfaffers ein. Stirbt ein vermeintlicher Erbe vor 
dem Erblaſſer, ſo bat.er dad noch nit erlangte Erbrecht auch nit auf feine Erben übertragen können. 
I 
. 8881. 
Hat der Erbe den Erblaſſer überlekt, fo gebt das Erbrecht auch vor Uebernahme der aAroſchaft, 


wie andere frei vererbliche Rechte, auf feine Erben über; wenn 26 anders durch Entſagung, oder anf eine 
andere Art noc nicht erlofhen war. 


| i. | 
Nach ungarifhem Rechte fällt die Erbſchaft nad; dem Tode des Erb— 
Tafferd dem Berechtigten zu (Deer. S. Steph. Lib, 2, cap. 5. $. 1). In den 
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Fällen jedoch, wo der Dates den Sohn, und diefer den Vater zur Erbtheilüng ver- 


hält, Bann das gegenfeitige Erbrecht derfelben auch während ihrer Lebzeiten ige 
in — treten ® 8. 154. Abf. H. 


II. | 

Nah ſächſiſchem Nechte tritt das Erbrecht mit dem Tode des Erblaſ⸗ 
ſers ein, und die Erbſchaft wird ſogleich für angefallen, und alſo auch für weiter 
übertragbar (transmissibel) angeſehen, ſobald der unmittelbare Erbe den Erb» 
laſſet um einen Augenblick überlebt Hat (St. I. 2. $. 3). | J 

Te ; II. 

Das Vermögen der unbefugt —— war nach dem bisher für 
Siebenbürgen geltenden Auswanderungsgeſetze, zwar im Augenblicke der vollen⸗ 
deten Auswanderung ald den Berechtigten (k. Fiscus, Kinder, Anverwandte) 
angefallen anzufehen, jedoch konnte die wirkliche Uebertragung eines folchen Ver⸗ 
mögen? erft wenn das die Auswanderung feftftellende Erkeuntniß durch die Hofe 
ftelle beftätigt worden war, in Vollzug gefeßt werden (Auswand. Patent vom 


2. April 1787. 88. 27 und 23. Hodm. Norm. Samml. Bd. J. S. 4—44). 
pgl. auch 8. 32. 


Hiezu wird bemerkt: 

1. Zufolge der 3. M. V. v. 15. Juni 1853 8. 20 haben die Gerichtsbehörben 
bei Todesfällen und in Fällen rechtskräftig erfolgter Kodederflärungen zum Zwecke der 
Verlaſſenſchaftsabhandlung einzuſchreiten (R. G. BI. Nr. 109). 

2. Laut ded als N. Tr. V. Nr. 13 bei $. 32 angeführten Auswanderungd« 
Patented vom 24. März 1832 wird dad Bermögen der unbefugt Audgewanderten, 
während ihrer Lebenszeit unbefchadet der Rechte und Schulden, melde darauf haften. 
fowie der Anfprüde auf die von dem Auswanderer ſchuldigen Anfprüde fequeftrirt 
(3. 11). Erft nah dem natürlichen Zobe der Auswanderer wird das fequeftririe 
Bermögen ihren nefeblihen Erben hinaudgegeben ($. 14 ebb.). 

Ganz diefelden Beitimmungen gelten rüsfichtlich ber Deſerteurs (SS. 8 und 11 
des Pat. vom 29. Mär; 1842). 

3. Mit der Berurtbeilung in contumaciam zum Tode wird noch nicht die Ver⸗ 
laſſenſchaftsabhandlung anhängig, da zufolge der 88. 393—394 der Str. P. D. vom 
29. Juli 1853 wider den Plüchtigen ein neues Berfahren eingeleitet, und ein neues 
Urtheit über ibn gefchöpft werben fann. Eô wird alfo fein phyſiſcher Tod oder feine 
Todeserklärung abzuwarten ſein. 

4. Wie Erbanſprüche, welche vor der Wirkſamkeit des a. b. G. B. entſtanden 
find, zu behandeln find, wird bei 8. 823 geſagt. 


$. 538. 


Ber ein Bermögen zu erwerben beredhtigt iſt, fann in der Regel aud erben. Hat jemand dem 
Brite, etwas zu erwerben überhaupt entfagt, oder auf eine beſtimmte Brhihaft giltig Verzicht getban, 
fo ift er dadurd des Erbrechtes überhaupt, oder des Rechtes auf eine beſtimmie Erbſchaft verluftig ge 
worden. 
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N. Tr. V. Nr. 46. 47. 88. 


Die türfifhen Untertbanen find von allen Erbfhaften nnd Vermächtniſſen der kaiſerlich⸗öfterreichi⸗ 
ſchen Untertbanen jure reciproci gänzlich ansgefchloffen (Hofderret vom 28. December 1775 und 3. Jän- 
ner 1716). 

Die Roldau’fhen Unterifanen find in den öfterreihifhen Staaten fo Tange als erbfähtg anzu⸗ 
erfennen , als die Regierung in der Moldau gegen die Unterthanen diefer Stanten ein gleiches Berfahren 
beobachtet (Auerhoͤchſte Entihließung vom 29. Detober 1820, Ar. 246, I. G. ©.). 

Seine k. k. Majeſtät haben die Bitte der Brüderfchaft der ottomanifchen Unterthanen in Wien 
um die Beftattung des eigenthümlihen Beſthzes des Haufes Nr. 713, worin fih dermal ihre Kirche ber 
findet, ferner um Bewilligung zur Annahme von Geſchenken nnd Legaten für die Kirche. von Ihren Glau⸗ 
bensgenoſſen, auch wenn biefeiben k. ?. öfterreichiſche Unterthanen find, mittelft Aerhöcdfkter Entſchließung 
vom 14. December 1883 zu gewähren gerubt (Hofl.»Deeret vont 11. Jänner 1834). 


In der Regel kann ſowohl nad ungariſchem als fähflihem Rechte Jeder 
mann, der ein Vermögen zu erwerben beredhtiget if, auch erben. Die Erbfähigteit 
haben demnach aud Ungeborne, Rafende, Wahnfinnige und Blödfinnige, Ver⸗ 
fhwender u. |. w., namentlich auch weltliche (politifche) Gemeinden und überhaupt 
erlaubte Sefellfchaften, Imftitute u. f. w. (vgl. hierüber auch SS. 18. 21. Abſ. 
N—IV und VI, IX und X. 88. 22 und 23. Abf. I—II. 8. 27. Abſ. II u. IV. 

Fremde fönnen nur beweglihes Vermögen, oder den Schäßungsmerth 
des Immobiliarvermoͤgens erben, außer wenn fie das Indigenat im Lande erhalten 
(A. C. II. 41. 4. —— 8.37. Abſ. 1.). 


Zufolge ded 8. Pat. 29. Mai 1853 zur Regelung ded Grundbefiped, der Erb⸗ 
folge und Aviticität fann von der Erwerbung von Liegenfchaften jeder Art in Sieben⸗ 
bürgen der Mangel bed Indigenates oder Incolated künftig nicht ausfchließen ($. 14 
R. ©. Bi. 100). — In wieweit diefe Anordnung bei ben Israeliten eine Ausnahme 
erleidet, jiehe bei $. 37 Abf. 5 in Verbindung mit der Crläuterung zu den $$. 
3959—356. 

&. 539. - 


Inwiefern geiſtliche Gemeinden oder deren Blieder erbfähig And, beſtimmen die yolitifhen Bor: 
ſchriften. 


Ueber die Exbfähigkeit der geiftlichen Gemeinden, oder deren Glieder ver» 
ordnet das Landes⸗ (Amortiſations⸗) Gefeß Folgendes: 

„Obgleich es zur Seligfeit für fi allein gar nichts beiträgt, fondern fogar 
„bei Vielen jener Aberglaube verdammenswerthe Sünden erzeugt, für ihren 
„Todesfall, oder nad ihrem Tode zu verabreichende Almofenaustheilungen anzu- 
„ordnen; gereicht ed dem Weltgebrauche gemäß auch häufig den Blutssverwandten 
„und wahren Erben, und auch dem Fiscus zum Schaden, daß Einige ihre Güter, 
„oder anderes Bermögen den Kirchen oder den geiftlihen Orden fo zwar verma- 
„hen, daß dasfelbe von einem zum Andern übergehen, und Demgemäß für immer» 
„währende Zeiten den geiftlichen Orden verbleiben fol. Demzufolge ift, obſchon 
„auch früher dagegen ein Landesbeſchluß beftanden hat, Dennoch auch gegenwärtig 
„neuerdings als immerwährendes Geſetz beſchloſſen worden: daß niemals 

Sadfenheim, Erläuterung. 36 
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„irgend eine Privatperfon ihre unbeweglichen Güter, welder 
„Art immer, den Kirhen weder während ihren Lebzeiten, auf 
„ewige Zeiten übertragen, noch aber mittelft eines Teftamentes 
„vermadhen könne; und daß eine folde Babe oder Vermächtniß 
„welche einem Erben oder dem Fiscus nachtheilig ift, durchaus 
„ungiltig ſein ſoll (mostan-is ujjabban pro perpetuo Decreto conclu- 
„Galtatott: hogy soha senki egy privatus ember-is ingallan semminémũ j6- 
„Kat, Ecclesiakhoz sem eltEben örüköskepen ne adhasson, sem pedig Tes- 
„tamentumban ne legallhasson; és az ollyan adäs, legälas, lellyesseggel 
„erötlen legyen, valamely Sucoessoroknak, vagy pedig a’ Fiscusnak prae- 
„judicial); übrigens aber aus feinen beweglichen Gütern Jedermann die freie 
„Verfügung zuſtehet, wenn diefe auch von ihm erworben find. 


„Wenn geiftliche Perſonen ererbtes, oder jelbft erworbenes Vermögen — 
„und ohne Erben ſterben, ſo daß kein Verwandter, den dasſelbe rechtmäßig (de 
„jure) betreffen könnte, noch ein Legatar bezüglich der erworbenen Güter vor⸗ 
„handen wäre, eines Solchen unbewegliche Güter ſollen auf Szeklerboden den 
„nächſten Nachbarn zufallen, gegen Erlag des Perennal⸗Schätzungswerthes zu 
„Gunſten der Kirche. In den Comitaten aber ſollen dieſelben (unbeweglichen 
„Güter) den Patronen des Ortes verbleiben, fo daß der den größten Grundbeſitz 
„babende Patron den wirklichen Schäßungswerth zu Gunſten der dafeldft befind- 
„lien Kirche erlegen fol, jedoch ohne alle Benachtheiligung der übrigen Grund» 
„befißer. In den Städten aber haben die — die nämliche Gepflogenheit 

„einzuhalten. 


„Das bewegliche Vermögen des erblos ablebenden Geiftlichen aber hat, 
„wenn kein Legatar vorhanden ift, der Ortskirche zu verbleiben. Wenn aber 
„Der Beiftlihe mit adeligen Vorrechten auf ihn und feine Rad: 
„kommen, und niht auf die Kirche vererblide (Apitical-) Gü— 
„ter befigt, fo ift bezüglich derfelben fih an die allgemeinen 
„Xandesgefene zu halten“ (A.C.1.6.a. 2).”) 


*) Unter M. Therefia wurden die in den öfterreichifchen Erbländern ſchon früber 
eingeführten Amortifationdgefepe mit dem K. Batente vom 26. Auguſt 1771 quo ad 
immobilia neuerlich eingefhärft, und beftimmt, daß die in ein in- oder ausländiſches 
Klofter mitzubringende dos ohne Unterfchied der geiftlihen Drben auf die Summe 
von 1500 fl. Rheinifch befchrantt, und unter diefem Quanto auch die fogenannte Aus⸗ 
ftaffirung und alle übrigen Koften begriffen fein ſollen. Ferner wurde anbefohlen, 
daß der Betrag des Vitalitiums höchftend des Jahres 200 fl. ausmachen dürfe, mit 
dem Beiſatze, daß das Enpital von diefem Bitalitium niemals dem Klofter abgegeben 
werde. Alle übrigen adquisitiones per actus inter vivos et morlis causa wurden ein: 
geftellt, mit Ausnahme desjenigen, was ale ein wahres Almofen, ald ein Vermachtniß 
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Im Einklange hiemit ſtehet das auch in Siebenbürgen kundgemachte K. P. 
vom 28. Auguſt 1779, wodurch alle Leibrentenkontrakte, womit ein Stift oder 
Kloſter eine weltliche Perſon für die Zeit ihres Lebens mit Koſt, Trank, Kleidung 
und allen anderen Rothwendigkeiten zu verfehen, nad) dem Zode aber fie zu bes 
erdigen und einige heilige Mefien für fie leſen zu laſſen gehalten fein folle, für 


auf heilige Meſſen und andere dergleichen fromme Fundationen dem Orden zugedacht 
würde. Werben zu dergleichen Yundationen liegende Güter beftimmt, fo tft bie 1. f. 
Bewilligung einzuholen. Wenn übrigens ein Sandidat ein Bermögen befipt, und sui 
juris ift, fo bleibt ihm allerdings bevor, damit gehörig zu disponiren, welche Dispo⸗ 
fition denn gewöhnliermaßen allemal vor Ablegung der Profeffion zu gefchehen bat. 
Alle actus inter vivog et mortis causa, die wider dieſes Geſetz unternommen werben, 
find für null und nichtig anzufehen (Theref. G. ©. 6. Bd. S. 369). Dr. Yof. Wint- 
warter's Handbuch der Juſtiz und politifchen Gefebe. 2. Aufl. 2. Bd. S. 193—195). 

Im Rahbange zu diefem Patente wurde verordnet: daß von nun an allen 
Ordensgeiſtlichen für eine heilige Meſſe ohne Unterfhied höchſtens 1 fl. geftiftet wer⸗ 
ben dürfe. Mendicanten ward geftattet, titulo elemosinae ein Bermädhtniß zuzumen- 
den; wenn jeboch ein dergleichen Almofen ben Betrag von 100 fl. oder darüber aus⸗ 
machen follte, war diefe® Gelb in einem fundo publico anzulegen, und hiervon ber 
im Lande aufgeftellten Fundationd-Gommifflen anzuzeigen (Pat. v. 28. Jänner 1775 
Therel. 8. S. 7. Bd. ©. 167. Dr. %of. Winiwarter ebd. S. 195—197.) 

Auf diefe Patente wird fih in bem vom Kaifer Joſeph unter 9. Dec. 1780 
3. 141 erlaffenen Patente berufen, worin angeorbuet wird: „Da die Grfabrung faft 
bei jeder Gelegenheit bisher hinreichend und zum MWeberfluffe gelehrt hat, daß viele 
Drvend:Novizen und Gandidaten vor Ablegung bed Gelübdes bed Ordens über ihr 
Bermögen leßtwillig verfügend, gegen die ausbrüdlichen, in dem Amortifationdgefeße 
vom 26. Auguft 1771, und den darüber nachgefolgten Erläuterungen enthaltenen Ber- 
bote unter verfchiedenen frommen Titeln, mit offenbarer Umgehung der erwähnten 
Amortifationdgefepe, viel größere Beträge in Gelb ober anderen Bermögendtheilen ad 
manus mortuas zu beflimmen bemäbt waren, als diefen zu erwerben erlaubt ift, fo 
dat Er. k. k. a. Majeftät zu entfchließen und zu beftimmen geruhet: daß künftighin 
feinem Drbendgeiftlihen oder Novizen, fbelcher vor abgelegter Profeffion ein Teſta⸗ 
ment errichten, ober irgend einen anderen leptwilligen Act abſchließen will, unter der 
Clauſel der Nullität geftattet werden folle, über dad in feinem Befig befindliche, ober 
fünftig ihm anfallende Vermögen, worin biefe immer befichen möge, außer dem durch 
die Geſetze ſchon zugeftandenen Vitalitium, in anderer Weife zu verfügen, ald daß er 
die in den erwähnten Amortiſationsgeſetzen Be dos von 1500 fl. dem Orden 
oder Sonvente vermache und übertrage. 

Bon diefem Dotationdbetrage wird es ihm zwar erlaubt fein, einen Theil für 
fromme Imwede in den Kirchen oder dergleichen Zwede zu vermachen; jedoch fo, daß 
ein ſolches Vermächtniß, bie dos von felbft vermindernd, von den erwähnten 1500 fl. 
abgezogen werbe, was immer über die erwähnte dos, auf welche Art immer, ad manus 
mortuas 3. B. an Stifter, Kirchen, Anflaften, Orden und geiftlihe Fundationen, und 
was anderes biefer Art dur das Teſtament beftimmt fein follte, dieß Alled wird 
kraft dieſes Patentes im Borhinein für null, unträftig und nichtig fo zwar erklaͤrt, 

36° 
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null und nichtig erflärt wurden (There. G. S. Bd. 8. ©. 383. — Lateiniſch in 
der Trauſch. Norm. Sanıml.). 

Mit dem a. h. Patente vom 30. Auguft 1782 wurbe verfügt: Cs find 
in Anſehen der nach Aufhebung der Klöfter in den Weltpriefterftand übergette- 
tenen Geiftliden, und der Ronnen der aufgehbobenen Klöfter, die nit 
wieder in ein beftehendes Klofter eintreten, verſchiedene Zweifel erhoben 
worden: In wie weit diefelben zu erwerben, und ob fie mit ihrem Eigenthbum 
dur einen lebten Willen (Zeftament) zu [halten fähig jind? 
Wir erklären demnach hiemit, daß dieſelben ſämmtlich von 
dem Tage der ihnen bekannt gemachten Aufhebung an, durd 
Erbfhaft, und auf jede andere geſetzmäßige Weife zu erwer- 
ben, und Eigenthbum an fih zu bringen beredtiget find. Zwar 
wird ihnen von diefen Erwerbungen nur der Fruchtgenuß, 
feineswegs aber die Deraußerung bei Lebenszeit auf irgend 
eine Art zugeftanden; und ift daher die Borfehung zu treffen, daß die ihnen 
zugefallenen Capitalien in öffentlichen Fonds angelegt, unbewegliche Güter aber 
durch die üblichen gefeglichen Wege gegen Veräußerung ſowohl, ald Berfhuldung 
ſicher geftellt werden. Jedoch ftehet fowohl den übergetretenen Weltprieſtern, als 
gewefenen Nonnen frei, ohne Unterfchied, ob dieſe vor dem Ausgange der fünf 
Monate, die fie in den Klöſtern noch beifam zu verbleiben hatten, oder in einem 


daß die mweltlihen Erben, oder anderen Intereffirten das ihnen auf ſolche Vermächt⸗ 
niffe zuſtehende Recht zu jeder Zeit bei den betreffenden Gerichtsbehörden verfolgen 
können“ (Lateinifh in der Traufh. Norm. Samml.). 

Diefed Patent wurde bier wörtlich überfeht gegeben, weil abgefehen davon. 
daß es mit den Orundfägen des oben angeführten flebenbürgifchen Landesgeſetzes nicht 
im Widerfpruche fiehet, auch Kaifer Joſeph bekanntlich die zur Regelung der kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten erlaffenen Geſetze von feinem Reftttuttond-Gdicte ausgenommen 
wiffen wollte (f. bei $. 47 Anmerk.), und daher feine Gültigkeit wohl nicht bezweifelt 
werden kann. In die Statuta a. .Dioeccsis Transsilvanicae etc. tft diefed Patent 
war nicht aufgenommen worden, doch wird darin in der Seclio XVII 8. 5 auödrück- 
ih gefagt: „Daß die DOrdendgeiftllihen fein Eigentum haben, und 
was fie erwerben, für den Drden-erwerben und fein Teſtament ma- 
Ken fönnen” (religiosi nihil proprii habent, quidquid acquirunt, ordini acqui- 
runt, et testamentam condere non possunt). Yndeffen wird ſaͤmmtlicher 
Nachlaß verftorbener Orden dgeiftlihen, als ftabile Fundation für 
dad zur Erziehung junger Religiofen beffimmte, der Stephaniten- 
und Dulgaren-PBrovinz der Francidcaner angebörende Seminar 
zum heil. Johann Gapiftran zu Garldburg eingezogen (ebb.). 

Die in den übrigen Kronländern vorfommenden zahlreichen Ausnahmen gaft- 
licher Orden von den Amortifationdgefepen find auf Siebenbürgen nicht ausgedehnt 
worden. 








(8. ©2828. 50-sil 517 (&rbunfäßigfeit.] 


von ihnen nachher gewählten Verſammlungsort fterben, oder einzeln in der Welt 
leben mögen, mit den zwe Lebenszeit unveräußerlichen Gütern und Bermögen, 
durch legten Willen, nad Wohlgefallen zu fihalten, nur darf das Vermächtniß, 
oder die hinterlaffene Erbſchaft unter: der Strafe der Ungilligkeit "niemals zu 
Händen eines Fremden, oder aud außer unferen faiferlichen königlichen Erblän- 
bern lebenden Unterthand gebracht werden. Vgl. hiezu auch die 88. 573 u. 761. 


Zufolge ded Kundm. Pat. v. 29. Mai 1853 ift die Erbfähigfeit der geiftlichen 
Gemeinden und deren Glieder nach den im Kronlande darüber befichenden befonderen 
Berorbnungen zu beartheilen (Art. VIE, p. HI. Mit. a). Dad im 8. 760 ded-a. b. 
8. Buches erwähnte Net zur Ginziehung erbloſer Güter. Lommt Un aur dem 
Staats zu (ebd. p. 4. 


8. 540. 

Ver ven Erblaſſer, defien Kinder, Gitern oder Batten, aus bifeni Borfage an Ehre, Leib oder 
Bermögen auf folde Art verlegt oder zu verlegen gefucht hat, daß gegen ihn von Umtömegen, oder auf 
Berlangen des Berlepten nad ben Girafgefepen verfahren werden kann, der ift fo fange des Erbrechtes 
uuwürdig, als fi aud den Umftänden nicht eninchmen läßt, dab ihm der vergeden babe. 

$. 521. wo 

Die Rachtommen desjenigen, welcher ſich des Erbrechtes unwürdig gemacht bat, find, * 
Letzterer vor dem Erblaſſer verſtorben iſt, von dem Erbrechte nicht autzgeſchloſſen. 


5. 542; 


Wer den etlife sur Erklaͤrung des letzzen Willend gezwungen, oder beraelicher Betfe verleitet, 
an der Erffärung oder Abänderung des Iehten Willens gehindert, ober einen von ihm bereits errichtelen 
legten Willen unterdrüädt bat, IR von dem Erbrechte ansaeıa/ohen. any bleibt für allen einem Dritten 
Dadurch zugefügten Schaden weraniwortiih. 

8.503. . 

Berfonen, welche des Ehebruches oder der Blutſchande gerichtlich as oder überwiefen lud, 

werden unter fi von dem Erbrechte aus einer Erklaͤrung des letzten Willens ausgefdhloffen. 


8. 544. 


Iuwiefern Landesetugeborne, die ihr Baterland, oder Die Kriegsdienſte * alias Grianbuiß 
verlaffen haben, des Grbtechtes verluftig werden, beſtimmen die polikifchen Berordnmgen. 


1. 

Nach ungarifhbem Rechte kann: 

1. Der Vater den Sohn zwar von dem beweglichen und unbeweglichen 
Familien- (Avitical-) Vermögen unter keiner Bedingung ausſchließen, doch gibt 
ed Urfachen, aus welchen er ihn (und diefer umgekehrt den, Vater) zur Theilung 
jenes Vermoͤgens verhalten kann (vgl. $. 154. Abſ. 1.), welche mit den Ent- 
erbungsgründen des a. b. &. B. (88. 768-778) im ee ae 
(8. 540). 

2. Ausgeſchloſſen ift der Teftamentserbe in jenem Falle, wenn der * 
fer in der letztwilligen Erklärung die Verfügung trifft, daß jener an der Erbfolge 


8O 
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nicht Ipeil zu. nehmen habe, welcher des Erblafſſers Teſtament zu unterdrüden 
beabfichtiget (Deer. S. Steph. Lib. 2. cap. 5 $. 1) ml. $. 542. 

3. Unfähig zu jeder teflamentarifchen Erbfolge find Diejenigen, welche 
eines Verrathes am Lande und dem Yürften überwiefen find (Aucarü Tr. I. 30) 
vgl. 8. 544. 

4. Dur den Hochverrath wisd das Band der Verwandtſchaft zwiſchest 
dem Verbrecher und feinen bereits gebornen Kindern in Abfiht auf die Erbfolge 
dergeftalt zerriffen, daß im Kalle der eintretenden Begnadigung bloß den nad 
der Berurtheilung gebornen Kindern ein Erbrecht zufteht; daß ferner mit dem Be⸗ 
gnadigten eine neue Kamilie beginnt, und feine früher gebornen Kinder und 
Seitenverwandten nur in dem Falle in den früheren: Stand der Erbfähigfeit 
fommen, wenn zwifhen denfelben ein neuer Erbvertrag abgeſchloſſen, nnd 
hiezu die Zuflimmung des Landesfürken (consensus regius) erlangt wird. 
Blos auf diefe und feine andere Art kann die vernichtete und verlorene Erb⸗ 
folge wiebderbergeftellt werden (hoc enim modo et non aliter mortua et 
amissa sucoessio virificabitur. Tr. I. 16. $$. 1 und 2). Cs verfieht 
fih aber von felbft, daß durch den. Hochverrath nur die Erbfolge zwiſchen 
der Berfon des Hochverräthers und feinen Nachfolgern, nicht aber au zwiſchen 
diefen und den übrigen Anverwandten, z. B. Adcendenten 2c. des Hochverraͤthers 
eine Aenderung erleidet, weil auch die in einem ſolchen Falle gefekliche Confisca⸗ 
tion des Vermoͤgens nur das dem Hochverräther allein gehörende 
Bermögen trifft (A. C. IV. 13. 6) und davon Alles, worauf Andere einen 
rechtmäßigen Anſpruch haben, früher ausgefchieden werden muß (Tr. II 60. 66. 
1. 104. A. C. IV. 7. a. 1). Bgl. $. 541. 


II. 

Rah ſächſiſchem Rechte werden: 

1. Verwandte, welche ſich ohne gegründete Urſache weigern, die Vormund⸗ 
ſchaft eines Pupillen zu übernehmen, unwürdig den Letzteren zu beerben (St. II. 
3.8. 9); vgl. $. 540. 

2. Undank der Kinder gegen ihre Eltern macht diefelben des Erbrechtes 
noch nicht unwürdig, doch berechtiget Derfelbe die Eltern die Kinder im Teftament 
za übergehen, oder zu enterben (St. II. 5. 6. 9); vgl. 88. 768-773. 

3. Benn ein Erbe den Teftator zur legtwilligen Erklärung zwingt, oder 
an der freien Ausübung diefed Befugnifies hindert, wenu er während ber Zeit der 
Theilung Eiwas vom Rahlaſſe verbirgt, entfernt oder verunirent, was nachher 

"zum Vorſchein koͤmmt, fo wird ein folder Erbe feines Antheiles aus diefem Nach⸗ 
laſſe verluſtig, und Lepterer fällt dem im nächften Grade Verwandten zu (St. II 
4. 8. 12; 5.8. 7); vgl. $. 542. 


IB... 8. 0. 519 (Beitpuntt der Gckfänigfeht] 


4. Wenn der Batte fi) von der Gattin ohne deren Berfchulden, und um⸗ 
‚gelehrt Die Gattin fi ‚von ihrem Gatten ohne deſſen Verſchulden ivenmen läßt, 
fo verfällt der vierte Theil des ihm gebührenden Vermoͤgensantheiles dem unſchul⸗ 
digen Ehegenoffen (St. II. 1. 8. 7); vgL $. 543. 


Mm. 


Die bei $. 32 angeführten Auswanderungsgefeke enthalten die näheren 
Beſtimmungen darüber, inwieferne Landeseingeborene, die ihr Vaterland ohne 
Erlanbniß verlafien haben, des Erbrechtes verluftig werden (vgl. $. 544). 





Zum $. 544 iſt noch zu bemerfen: Daß ein Deferteur nach den beflchenben 
Gefegen vom Tage feiner Entweihung bis zu feiner Stellung oder (Einlieferung zu 
alien Grbanfällen unfähig und aller bürgerkihen Rechte verluſtig, fomit and fiber fein 
zurüdgelaffened Vermögen weder unter Lebenden noch auf den Todesfall zu verfügen 
berehtiget ift; daher foll ein foldhes Vermögen nah Abzug der an die Kriegskaſſe 
abzuführenden GEntfhädigungsfummen (an Erſatz für Montur, Rüftung, Cin- 
bringungskoſten 2.) bis zur Rückkehr des Deferteurd, oder im alle diefe nicht 
erfolgt, bis zu feinem Ableben, unbeſchadet jedoch der Rechte uud Schulben, welche dar: 
auf haften, fo wie der Anfprühe auf die vom Deferleur ſchuldigen Alimente ſeque⸗ 
firirt werden (Bat. v. 29. März 1842. $. 8. Pol. G. ©. 10 Bd.), — Die Strafe 
der Bermögend-Gonfldcation, foweit fie wegen des erwähnten Berbrechend biöher An- 
wendung fand, tft für die ganze Armee abgeſchafft (ebd. $. 1). 


8. 548. 

Die Erbfäßigfeit kann nur nad dem Beliyunke des twirflihen Erbaufalles beſtinmt werden, 

Biden! Zeiwunkt IA in der Hegel der Zod des @rblaffers ($. 703). 
6. 546. 

Gine fpäter erlangte Erbfähigfeit gibt fein Medi, Andern das zu entziehen, was ihnen bereits 
teihtmäßtg angefallen If. 

Nach ungarifhen ſowohl, ald nad na Rechte tritt die Erbfähigkeit 
in der Regel erſt mit dem Tode des Erblaſſera in Wirkſamkeit, daher fie auch mit 
Ausnahme jener Kalle, wo fie früher m Wirkſamkeit treten kann, wie z. B. bei 
der nach ungariſchem Rechte zwiſchen Dater und Sohn ſchon während ihren Leb⸗ 
zeiten ‘vorgenommenen XTheilung, bei Auswanderern 2c. 2c. nach diefem Zeitpunfte 
beftimmt werden muß (vgl. $. 537. Abf. J. und IT. $. 544). 


6. 547. 


Der Erbe Reilt, ſoban er Die Erbſchaft angenommen bat, im Muüdfiht auf dieſelbe den Erblager 
vor. Beide werden in Beziehung auf einen Dritten für Cine Berfon gehalten. Bor der Annahme dee 
Erben wird vie Berlaffenihaft fo betrachtet, als wenn fie noch von dem Berfiorbenen befeffen würde. 


5. 548. 


Verpindlichkeiten, die ber Erblaſſer aus feinem Vermögen zu leiten gehabt hätte, übernimmu felm 
Grbe. Die von dem Geſetze verhängten Beltfirafen, wozu der Berfiorbeue noch nicht verurtbeilt wer, 
gehen nit auf den Erben über. 





4.0.8. 16. 505-560, 590 Möithung der Erbannahme 


— 8. 549. 
‚ga den auf einer Etbſchaft haftenden Laſten gehören auch die Koften für das dem Bebraude des 
Drtes, dem Stande und dem Bermögen des Verfiochenen angemeffene Begräbniß. 


L 


Nach ungarifhem Rechte geht der Nachlaß auf den Erben mit allen 
Laften über, d. i. mit jenen Verbindlichkeiten, welche entweder durch den Willen 
des Erblaſſers, oder auch durch die Beftimmungen des Geſetzes damit verbunden 
find. Die Schulden des Verftorbenen hat jene Berfon zu zahlen, an welche das 
Bermögen übergegangen ift (C. C. IV. 15). Die Laften übernimmt der Erbe 
nah Maß feines Erbtheiles. 

Zu — D. 

Nach ſäch ſiſchem Rechte erfcheint der Grundfak, daß der Erbe die Ver⸗ 
bindlichkeiten, die der Erblaſſer aus ſeinem Vermögen zu leiſten gehabt hätte, 
zu übernehmen babe, darin ausgedrüdt, daß die Bermächtniffe nur dann und in- 
foweit ausbezahlt werden müffen, wern nad Berichtigung der Schulden, die Erb» 
haft, und in: wie weit fie hiezu ausreicht (St. U. 6. $. 1. legata non debentur 
nisi deducio aere alteno, haeredilatis vires ad id sufficiant und $. 3). 


II. 


Die auf die Beerdigung eines Cridatard verwendeten Auslagen, dann bie 
Aerzte, Chirurgen und Apotheker hinſichtlich der dem Gridatar in der lebten 
Krankheit verabreicgten Arzeneien und während derfelben geleifteten Dienfte, wer- 
den in die erfte Claſſe gefebt (Erid. N. vom 4. Juli 1772). Vgl. $. 450 Abf. IV. 


Zum 8. 548 wird bemerkt, der Tob des Verbrechers, dieſer mag vor ober nad 
begonnener Unterfuhung vor oder nad geſchöpftem Urtheile erfolgen, hebt die Ber 
folgung des Verbrechens, und die Anwendung der Strafe auf (St. G. $. 224). Ebenfo 
erlöfhen ‚die Vergehen und Mebertretungen und ihre Strafen durch den Tod des 
Schuldigen (ebd. 8. 526). Jedoch wird dad Strafurtheil in Betreff der darin zuer- 
fannien Erfah» oder Entſchädigungspflicht durch ben. Tod des Berurtheilten nicht 
unwirffam; das Recht dazu bleibt gegen die Erben aufrecht (ebd. $$. 42 und 527). 
Die Berpflihtung zum Erfage der Koften ded Strafverfahrens trifft den rechtskräftig 
Berurtheilten nur für feine Perfon und infoferne er nach eingetretener Rechtskraft 
bed Urtheiles verfloben ift, feinen Nachlaß; keineswegs aber dritte Perfonen, welche 
nah dem Geſetze oder aus übernommener Pflicht für deffen Unterhalt zu forgen haben 
(St. P. D. vom 29. Juli 1853. $. 341). 


$. 550. 


Mehrere Erben werden In Anſehung ihres gemeinfhaftliden Erbrechtes für Eine Berfon ange 
feben. Sie ſtehen in biefer @igeufchaft vor der gerichtlichen Uebergabe (Ginantwortung) der Erbſchaft ale 
für Sinen nnd Einer für Alle. Inwiefern fle nad der erfolgten Uebergabe zu haften haben, wird in dem 
Sauptfiüde von der Beiguchmung der Erbſchaft beffimmt. 


8. ©. ©. d8. &st—553.] 521 : ſtenaneat; Cobici. 


= 1 

Nachungariſchem Rechte müffen die ungetheilten Erben während der 
Zeit der Theilung allen Rugen und Schaden gemeinfam tragen (Tr. I. 43. $. ‚4 
vgl. 8. 361). 

II. 

Rah ſaͤchſiſchem Recte folgt die ſolidariſche Haftungspflicht der 
Erben daraus, daß von dem ganzen Nachlaſſe zuvor die Schulden der 
Verlaſſenſchaftsgläubiger in Abzug zu bringen, und dann erſt die Bermächt: 
niffe auszufolgen find; doch geht dieſe Haftungspfliht (in solidum) nur fo weit, 
als die Verlaffenfchaft zureicht (ad vires haereditatis St. I. 6. $$. 1. 3). 


“ 


8. 551. 


Ber über fein Erbrecht ſelbſt giftig verfügen Tann, if au Gefugt, im Boraus baranf Verzicht 
gu thun. ine ſolche Verzichtleiſtung wirft auch anf die Rachlommen. 


Rah ungarifdem Nechte kann Niemand zum Schaden feiner Nach⸗ 
kommen auf fein Erbrecht bezüglich des Familien⸗ (Avitical-) Vermögens Verzicht 
leiften, indem ein ſolches Erbrecht von den Nachkommen, entgegen aller Verzicht. 
leiftung der Vorfahren darauf, und ungeachtet irgend einer Berjährung, geltend 
gemacht werden kann (vgl. 8. 21. Abf. V. und $. 154 Abf. 1). 


Neuntes Hauptſtück. 
Bon der Erklärung des letzten Willens überhaupt und den 
Zeftamenten indbefondere. 


8. 552. 

Die Anordnung, wodurd ein Erblaſſer fein Bermögen oder einen Theil defielben Einer oder 

mehreren Berfonen widerruflich anf den Todesfall überläßt, Heißt eine Erklaͤrung des Ichten Willens. 
6.558 

Bird in einer letzten Auorbuung ein Erbe eingefebt, fo Heißt fie Teſtament; an fie aber nur 
andere Berfügungen, fo heißt fie Codicill. 

I. 

Die ungarifhen Rechtögelehrten nennen jede feierliche Erklärung des letzten 
Willens, wodurch ein Erblaſſer für den Todesfall über fein Bermögen eine 
Berfügung trifft, ein Teftament. Codicill heißen fie jene Erflärung, durch welche 
ein Erblafier ein früheres Teftament widerruft oder abändert. Im Weſen fimmen 











Teftament und Eodicill miteinander überein, denn wie ſchon oben ($. 535. Abf. 1. 
angedeutet wurde, fann ein Erbe in dem Sinng wie ihn dad römiſche Recht (und 
auch das b. G. B.) nimmt, nicht eingefekt werden, und zwar, — wie die and 
der nachfolgenden Darftellung fih ergibt, — nicht durd den erften Erwerber 
(primus acquisitor); weil deffen Erbseinſetzung nur fo lange dauert, als erbberech⸗ 
tigte Nachkommen des eingefeßten Erben vorhanden find, mit deren Ausfterben 
ihre Güter an den k. Fiscus überzugehen haben ($. 760), während nad rönd- 
ſchem Rechte der eingefeßte Erbe immer Erbe bleibt (semel heres, semper heres) ; 
nicht durch die Nachkommen des erften Erwerbers, weil diefe über die ‚ererbten 
(Hoitical:) Güter nicht frei verfügen fönnen,, während nad) roͤmiſchem Rechte der 
Grundſatz gilt: „nemo pro parle testatus, pro parte intestatus decedere potest“. 
Deßwegen erflärt auch das ungarifche Recht Teftament und Codicill für fynonim. 
‚(A. C.L.6. a. 2. „sem pedig testamentumban ne sogelhassan, es az ollyan 
legäläs, adas“ etc. etc.). 

Uebrigens enthält die Landesgefehgebung über Teftamente und deren Erfor- 
berniffe nur fehr wenige Anordnungen. Der anausgefebte Gerichtögebraud bat 
einige Grundſaͤtze des römiſchen Rechtes angenommen, die theilweiſe in den Be⸗ 
Himmungen einzelner ec einen Stuͤtzpunkt finden. ar 


I. 


Rah ſächſiſchem Rechte wird, wie ſchon oben bemerft worden ift 
($. 535 Abf. II.) unter Teftament (testamentum) ein einfeitiger letzter Wille ver- 
fanden, der gefeßmäßig erflärt ift, und die Einfeßung eines unmittelbaren (direc- 
ten) Erben enthalt; Codicill (codicillus) heißt dagegen jede letztwillige Verfügung 
welche keine directe Erbseinfepung, Fendern nur andere Berfügungen enthält (St. 
11. 6. 8. 1). 


$. 554. 


Sat der Erblaffer einen einzigen Erben, ohne ihn auf einen Theil der Bertaffenfhaft zu be 
(&ränfen, unbeflimmt eingefeht,, fo erhält er den ganzen Nachlaß. If aber Dem einzigen &rben nur ein 
in Beziehung anf das Ganze beftimmter Erbtheil ausgemeflen worden, fo fallen Die übrigen Theile den 
geſetzlichen Erben zu. 

&. 555. 


Sind ohne Vorſchrift einer Thellung mehrere Erben eingefegt worden, fo thellen fe zu gleichen 


Theilen. 
4. 556. 


Sind mehrere Erben und zwar alle in beſtimmten Erbtbeilen, Die aber dad Ganze nicht erfhöpfen, 
eingefeht worden, fo fallen die übrigen Theile Den geſetzlichen Erben zu. Hat aber der Erblaffer die Erben 
sum gangen Nachlaſſe berufen, fo haben die geſetzlichen Erben keinen Auſpruch, obſchon er in der Verech⸗ 
nung der Beträge oder in ver Aufzählung der Erbftüde etwas übergangen hätte. 


$. 557. 


Wird unter mehreren eingefeßten Erben einigen ein beftimmier Theil (4, B. ein Dritikeil, ein 
Gehstheil), andern aber nichte Bekinmtes ausgemeffen, fo erbaften diefe den — Rachlaß zu gleichen 
Thellen. 











(9. ©. 2. 96. 666- 640. 5233 ſteſtamant: Codici. 


3. 358. 
Bleiht nlchte übrig, fo muß von fümmellihen beftinuumten hellen für den — eingeſetzten 
Erben verhältutgmägtg ſo viel abgezogen werden, dag er einen gleichen Antheif mit vemjenigen erhalie, 
der am geringſten bedacht worden if. Sind die Theile der Erben gleich grob, ſo haben fie an den unbe⸗ 
ſtimmt eingefeßten Erben fo viel abzugeben, dab er einen gleichen Antheil mit ihnen empfange. In allen 
andern Fällen, wo ein Erblaffer ſich perrechnet bad, IR De Thellung auf aine Art. urzunchmen, wodurch 
der Wille des Erblaſſers nad) dem über das Gange ertlärien Werhältsien auf Res Mäglichfie erfünt wird. 


8.539. 

Kreffeu unter den elmgelghten (ixhem ſolche Verfonen sufamumen, wouen einige bei der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge gegen die übrigen als Eine Berfon angefehen werden müflen (3. ©. die Brudertinder gegen 
den Bruder des Erblaffere), fo werden fie auch bei Der Kheilung aus dem Teflamente nur ald Eine Perſon 
betrachtet. @in Körper, eine Gemeinde, eine Berfammiung (3. B. die Armen) werden immer nur für Eine 
Berfon gerechnei. 

| 4. 560. 


Benn, alle Erben ohne Beflimmung der Theile, oder in dem allgemeinen Ausdrude einer gleichen 
Theilung zur Erbſchaft bernfen werden, und es kann oder will einer der Erben von feinem Erbrechte 
Heise Mebran machen, ſo wäh der erledigte Theil den übrigen etegeſtzter Grben zu. 


* 8. 561. 


Eind Bin oder mehrere Erben mit, oin anderer oder mehrere ohne Beſtkumumg des Erbtheiles 
eingefeht, fo währt der erledigte Shell nur dem einzelnen, ober den mehreren and übrigen unbefimmt 
eingefeßten Erben zu. 

$. 562. 1J 


Ginem beſtimmt eingefepien Erben gebührt im feinem Falle das Zuwacherecht. Wenn alſo kein 
unbefinmt eingefehter Erbe übrig if, To fäͤlln ein erledigter Erbthell nicht einem noch übrigen, für einen 
Befiimimien TheU eiugefeten, ſondern dem gefehltihen Mrden zu. 

& 563. we 

Ber den erigbigten Erbtheil erkäft, überniumt auch die damn — Laßen, infofern Re 
nicht auf yerfünlihe Handlungen des ringefeten Erben eingefhränft Aud. 
| $. 564. 


Der Erblaffer muß ben Erben ſelbſt einfegen; er kaun defſen Crnennung nicht dem Uneſoruche 
eines Dritten überlaffen 
$. 565. 


Der Wille ded Brötafers muß beſtimmt] it buch bloße Bejahung eines ii gemaditen Bor 
ſchlages; er muß Im Buflande der vollen Befonnenheit, mit Ueberlegung und Gruft, frei von Bwang, 
Betrug und weſentlichem Irrihume erfläret werden. 


4. 566, a ö 
Wird bewieſen, daß die Erflärung im Buflande der Maferei, des Wahnflanes; Biönfinkes oder 
‚der Zruntenheit gefchehen ſei, fo if fie unglitig. 
8. 567. 


Benn behauptet wird, daß der Erblaſſer, welcher den Gebrauch des Verſtandes verloren bakke, 
jur Zeit der legten Anordunung bei voller Beſonnenheit gewefen fei, fo muß die Behauptung durch Kunſt⸗ 
verſraadige oder durch obrigkeitliche Perſonen, die den Bemütkezhftahd des Erblaſſers getnan erforſchten, 
über durch andere zuverläffige Beweife außer Zweifel gefet werden. 


$. 568. 


Ein gerichtlich erfiärter Berfhwender kann nur über die Hälfte feines Vermögens durch legten 
Billen nn die andere Hälfte fällt den gefeplichen Erben an. 


j. 569. 


Unmuündige And zu teftiren nnfäbig; Minderjaͤhrige die das achtzehnte Jahr noch nicht zuruͤck⸗ 
tehea bafen . öunen nur mündlich vor Gericht teſtiren. Dae Meat mu durch eine rügemeifend Er⸗ 
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forſchung ſich au überzeugen ſuchen, daß die Erklärung des Iehien Willens frei und mit Ueberlegung ge⸗ 
ſchehe. Die Erklärung muß in ein ProtocoN aufgenommen, und dasjenige, was fi aus der Grforfhuug 
ergeben hat, beigerudt werden. Nach aurüdgelegtan adtzehuten Sahre fann ohne weitere Einſchraͤnkung 
ein leßter Wille erflärt werden. 

$. 570. 


; Ein weſentlicher Irrthum des Erblaſſets macht die Anordnung ungiltig. Der ——— iſt weſent⸗ 
lich, wenn der Erblaſſer die Perſon, welche er bedenken, odet den Gegenſtand, welchen er vermachen wollte, 
verfehlt hat. 

8. 571. 


Geigt Ad), daß die bedachte Perſon, oder die vermachte Sache nur unrichtig benannt oder ber 
ſchrieben worden, fo iſt die Verfügung gültig. 
* $- 572. 


Anch wenn der von dem Erblaffer angegebene Beweggrund falſch befunden wird, bleibt die Ber- 
fügung gültig; es wäre denn ermweislich, daß der Wille des Erblaſſers einzig und allein auf diefem irrigers 
Beweggrunde beruht habe. 

J. 


Nah ungariſchem Rechte find die Erforderniſſe zur Giltigkeit eines 
Zeftamentes theild A) innere, welche die Perfon des Erblaffers und den Gegen> 
fand des Teftamentes betreffen (88. 565—576), theild B) äußere, welche auf 
die Form des Teftamentes fi) beziehen ($8. 577—601). Zu den inneren Er- 
forderniffen gehört es: 

s) in Rückſicht der Perfon des Erblaffere: 

1. Daß das Teflament aus dem freien Willen des Erblaffers hervorgehe 
(Tr. 1. 51. $. 9 testamentum ex libero testantis arbitrio debet procedere); 
wonach es weientlich erforderlich iR, daß derfelbe frei von Bwang, Betrug oder 
weſentlichem Itrthume handle (Decr. Math. III. a 26). | 

Es dürfen demnach die 

2. unter Vormundſchaft ftehenden Pupillen (Unmändigen) ſelbſt nicht mit 
Zufimmung des Vormundes eine leßtwillige Verfügung treffen (Tr.1. 126.$. 2). 

3. Die Minderjährigen (imperfectae aetalis, unter 24 Jahren) wenn die- 
felben unter der väterlichen Gewalt ftehen, dürfen nicht über das väterlihe, fon- 
dern nur über das felbfterworbene, bewegliche Dermögen Veptoitlig verfügen 
(Tr. 1. 51. $. 9). 

4. Die Minderjährigen, welde unter Turatel ſtehen (vom 12. bis 24. 
Lebensjahre) dürfen nur über ſelbſterworbenes (nicht⸗avitiſches) Vermögen eim 
Teftament errichten. 

5. Unverbeirathete Töchter, ſobald fie mündig find (16 Jahre alt), haben, 
obſchon fie bis zu ihrer Berehelihung unter der Bormundfchaft bleiben, das gleiche 
Verfügungsrecht für den Todesfall, wie die mündigen Söhne (Tr. I. 111. $. 7 
und I. 112. $. 1. vgl. Hiezu 8. 21. Abf. IV). 

6. Die Blöden, Wahnfinnigen, Nafenden und Mondfüchtigen (lunatici), 
weil fie fo anzufehen find, als hätten fie das Alter der Urtheilskraft niemals 
erlangt, dürfen Beim Zeftament machen (Tr. 3. 55). Diefen werden zugezahlt 
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zufolge des auf Das a. 5. Refeript vom 14. Juli 1772 gegründeten Gerichts. 
gebrauches die gerichtlich erklärten Verſchwender; doch dürfen diefe nur über jenes 
Bermögen nicht Ieptwillig verfügen, bezüglich deſſen fie unter Curatel geftellt 
worden find, während ihnen die Verfügung über ihr in der Euratel nicht einbe- 
griffenes, ſelbſt erworbenes —— freiſteht (vgl. hiezu 8. 21. Abſ. IX und 
8. 273. Abſ. I). 

b) in Rüdfiht des IRRE des Teflamentes, daß dem Erblaffer das 
Vererbungsrecht Desfelben gefelich geſtattet ſei. Diefem nad darf Derfelbe Ickt- 
willig nicht verfügen, über: 

1. fremde Sachen (Tr. I. 5 und L 57); 

. 2. bewegliched ſowohl ala unbemwegliches Familien⸗ (Aviticals) Vermögen 
(Tr. 1.58 und A. C. IIL 25); 

3. jene® Dermögen, welches mit der ausdrüdlichen Bedingung der Unver» 
äußerlichfeit erworben worden ift; 

4. jene erworbenen (acquisita) Güter, welche aus dem Kaufpreife veräußer- 
ter avitifcher Güter angefauft worden find (Tr. I. 110. 8.1). 

Don ſolchen Zeftamenten gelten nur jene Beftimmungen, wodurch den 
berechtigten Rachfolgern kein Abbruch gefchieht. 

Ausnahmsweife darf der lebte Sproffe (ullimus deficiens) desjenigen 
Geſchlechtes, an welches ein Gut durch königliche Schenkung gelangt ift, mit Zu⸗ 
flimmung des Landesfürften darüber leptwillig verfügen. Der Werth der Super- 
aͤdificate kann in jedem Falle vererbt werden (Tr. I. 10. $. 2. Vergl. hiezu— 
$. 291 Abf. I1. 3). | 

I. 


Indem Gebiete der beftandenen Szetler-Militärgrenze war 
das bewegliche Bermögen frei verfüigbares Vermögen des Gränzers, worüber die letzt⸗ 
willige Erflärung demfelben unbefchränkt zuftand (Regl. der ſiebenb. Grenz-Szefler 
v. 24. März 1764. $. 32. 4. Siebenb. Gen. Comm. Bdg. vom 1. März 1825. 
Nr. 182. 6). Bezüglich der ehemaligen Szekler-Militärgränz⸗Seſſionen (unbe: 
wegliches avitifches Befigthum) galt der Grundfaß, daß diefelben ohne befondere 
Genehmigung der höchſten Kriegscentralftelle untheilbar waren, (Siebend. Gen. 
Comm. Vdg. vom 28. Jänner 1808. N. 346. R. $. 2). *) 


III. 


In dem Gebiete der beſtandenen Romanen-Militairgrenze 
war zu unterfcheiden zwifchen adeligen (Böeronen, Bastyaschonen, Puschkaschen 
oder sclopetarii. vgl. $. 16. Abf. VD, und unterthänigen Gränzern. Im Bezie⸗ 


*) Pupillar-Inftruction vom 30. December 1851. 55. 80-81. 


= 
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hung der Erſteren war das Erbrecht des ungarifchen Mels in den Comitaten 
maßgebend (Siebenb. Balahen-Gränz-Regulament vom 12. Rov. 4766. $. 30). 
Den unterthänigen Gränzern war die Verfügung für den Todesfall über ihr be- 
wegliches Vermögen überlaften, und zwar nach den Beftimmungen des a. b. G. 2. 
(Gener. Comm. Bdg. vom 29. Jänner 1828. T. IM”). 


IV. 

Ueber die teftamentarifche Erbfolge der (ehemaligen) Unterthanen (Golonen) 
beitimmt das Geſetz: 

1. Ein Unterthan kann über das Eigenthum feiner Bauerwirthichaft (Co⸗ 
Tomicatjeffion) Tegtwillig nicht verfügen (Tr. III. 30), fondern lediglich über den 
Werth der Meliorationen, weldhe auf die Seffion verwendet wurden. Diefen 
nach gemeiner Sſchätzung zu ermittelnden Werth hat der Grundherr dem eingefeß- 
ten Erben auszubezahlen, wo ihm dann das Bauerngut anheimfällt (Art, nov. 
26. a. 1791). 


2. Ueber das erworbene Vermögen kann zwar der Unterthan Iebtwillig vers 
fügen, jedoch nur fo, daß feiner Gattin dadurch Fein Abbruch gefchieht, welde in 
Bezug auf die von ihrem Manne während der Ehe erworbenen Sachen immer ale 
Miterwerberin anzufehen ift, und zur Hälfte darauf Anfpruch hat (Tr. III. 29. $. 2). 

3. Ueber die beweglichen Sachen darf der Unterthan, wenn er feine Erben 
(Gattin und Kinder) hat, frei verfügen; ift dDiefes aber der Fall, fo muß er ihnen 
die Hälfte davon jedenfalls hinterlaffen (Tr. III. 30. 8. init.) ; über die felbft 
erworbenen unbeweglidhen Güter kann er auch in Ermangelung von Erben nur 

bis zur Hälfte teftiren, indem die andere Hälfte davon dem Grundherrn anheim 
zu fallen bat (ebd. $. 1). 

4. In Anfehung der Sachen, über welche der Unterthan teftiren Tann,- ift 
er auch befugt ftatt feines unmündigen Sohnes, der nod nicht das geſetzliche 
Alter erreichte, einen anderen Erben zu ernennen, welder au, wenn der Sohn 
während feiner Unmuͤndigkeit fterben jollte, die Erbfolge hat. Erreicht aber der 
Sohn das gefeglihe Alter von 12 Jahren, fo hört das Recht des fubitituirten 
Erben auf (Tr. II. 30. 88. 4 und 5; Pupillar- Subftitution vergl. hiezu 
88. 604— 607). 

V. 

Nach ſächſiſchem Rechte ſind die Erforderniſſe eines giltigen Teſtamen⸗ 
tes gleichſalls A) innere, welche die Perſon des Erblaſſers und den Gegenſtand 
des Teſtamentes betreffen (58. 565 576), oder B. äußere, welche ſich auf die 


) Pupillar⸗Inſtruttion dom 30. December 1851. 99. 86—87 und 90. 
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Form des Teſtamentes beziehen (88. 577601). Zu den inneren Erfordemmiffen 
gehört: | 

a) in Rühfiht der Berfon des Erblaffere: 

1. daß derfelde zur Zeit der Errichtung des Teftamentes mündig fe, d.h. 
bei dem männlihen Geſchlechte das 14., bei dem weiblichen das 12. Lebensjahr 


erreicht habe, und im vollen Gebrauche der Vernunft fi befinde (mentis compe- 
tes St, U. 5. $8. 1-3). 


2. daß er auch fähig fei, feinen Billen dinlänglich und vollkommen ver» 
ſtaͤndlich zu machen, daher Taube und Stumme nicht teftiren dürfen (ebd.) vgl. 
hiezu 8. 21. Abf. VI. und X. 


3. daß das Teſtament nicht erzwungen fei, fondern aus dem freien Willen 
des Erblaſſers hervorgehe (St. H. 5. 8. 7). 


b)in Rüdfiht des Gegenftandes des Teftamentes, daß der 
Erblaffer wenn er Notherben Hinterläßt (vgl. U. Th. 14. Hauptft.), nur über ein 
Drittheil des Vermögens frei verfügen kann, außer dem Kalle der zuläffigen Ent 
exbung der Kinder (St. H. 5. $$. 9 und 10. vgl. hiezu $. 768). 


Hiezu wird bemerft: 


1. daß--laut des K. P. vom 29. Mai 1853 die früßeren Weſehe, welche die 
Befugniſſe, über fein Vermogen zu verfügen, mit Rückſicht auf Altersſtuft und Ge⸗ 
ſchlecht verſchiedenartig Heflimmten, von dem Beitpuncte der Wirkfamteit bed a. b. 
G. B. außer Kraft gefeßt worden find. Die vor dem Eintritte der Wirkfamkeit des 
a. 6. G. 3. nah den Beitimmungen der früheren Geſetze vorgenommenen Rechte: 
gefehäfte und Handlimgen find nach den früheren Gefepen zu beuriheilen. Dies gilt 
indhefondere von der perfönlihen Fähigkeit über fein Bermögen durch Teptiillige An» 
ordnungen zu. verfügen, infoferne dieſelbe vem Alter und Gefchlechte des Erdlafferd 
nr war (Art. XII p. 2). 

2. Zufolge des a. h. Patentes vom 29. Mai 1853 zur Regelung bed Grund- 
befiges, ber Erbfolge und Aviticität hat vom Tage der Wirkſamkeit deö a. 6. ©. 2. 
der Unterfchied zwifchen ererbtem und erworbenen, zwifchen dem aus Donationen her- 
rührendem und anderem Dermögen, und zwifchen männlichen und weiblichen Geſchlecht 
weber anf das Verfügungsrecht unter Lebenden, ober auf den Todesfall, noch auf die 
gefegliche Erbfolge einen Einfluß. Die Anorbnungen des a. 6. ©. 3. über die Erb» 
folge erfireden ihre Wirkſamkeit in allen Theilen des Landes auf jede Art von Ber 
mögen und Perfonen. In denjenigen Landestheilen, in welchen nach fiebenbürgifhen 
Geſetzen avitiſche Rechtsperhältniſſe befanden haben, ift. jedoch den gegenwärtigen 
Beſitzern ererbter avitifcher adeliger Güter, in welchen biöher nur die männlichen 
Nachkommen bderfeiben zur Erbfolge berufen waren, geftattet, längftend binmen drei 
Jahren von der Wirkfamkeit ded a. b. G. B. an geredinet, über diefe Güter zu Gun⸗ 
ften ihrer männlichen Nachkommen mit der Nechtöfolge zu verfügen, daß dieſe letzt⸗ 
willige Verfügung von den weiblichen Nachkommen aud dem Titel des durch das a. b. 
G. 3. feftgefepten Prlihttheiles oder von der Wittwe nicht angefochten werden fann, 
wenn dieſe Nachkommen und bie Wittwe nur mwenigftend dasjenige erhalten, was 
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ihnen aus ben erwähnten Gütern zufolge der biäherigen Geſetze rechtlich gebührte. 
Damit eine Tegtwillige Verfügung, durch melde von dieſer Geftattung Gebrauch 
gemacht wird, eine Rechtswirkung hervorbringe, muß diefelde mit den gefeplihen Er⸗ 
forderniffen ſchriftlich abgefaßt, und die Urkunde Längftens binnen ſechs Monaten nad 
der Errichtung, in feinem Falle aber fpäter, als mit Ablauf von drei Jahren nad 
der Wirffamfeit des a. b. ©. B. bei dem Eivilgerichtähofe erſter Inftanz, in deffen 
Sprengel dad Gut gelegen ift, in Urfehrift niedergelegt werden ($. 5). Die Giltig- 
keit ber vor der Wirkfamleit ded a. 6. ©. B. errichteten letztwilligen Anordnungen 
oder Erbverträge ift fowohl in Bezug auf die Erbfähigfeit der eingefehten (Erben, 
als auf das Berfügungsrecht des Erblafferd nah den in den nerfchiedenen Landes⸗ 
theilen zur Zeit der Errichtung des Teſtamentes geltenden Geſetzen zu beurtheifen. 
Diefe Beftimmungen finden jedoch in denjenigen Landeötheilen, in welchen die Rechte 
ber fiebenbürgifhen Ungarn und Szefler Geltung hatten, nur auf diejenigen älteren 
leptwilligen Anordnungen und Erbverträge Anwendung, welche vor der Wirffamteit 
des a. 6. ©. B., oder Tängftend binnen ſechs Monaten nad derfelben bei dem Ges 
richte, ‚dem die Abhandlung der Berlaffenfhaft im Falle des Ablebens des GErblaffere 
zuftehen würde, niedergelegt, oder welche von einem vor der Wirkſamkeit des a. b. 
©. B. mit Tod abgegangenen Crblaffer errichtet wurden. Die Giltigkeit der Berfü- 
gungen von Todedivegen, rückſichtlich welcher diefe Berfügungen nicht eintreten, ifl 
nad den Beftimmungen ded a. 6. ©. B. zu beurtheilen. Enthält eine leßtwillige 
Berfügung, die von einem nicht vor der Wirkfamleit des a. 6. ©. B. mit Zod abge 
gangenen Erblaffer herrührt, Beſtimmungen zu Gunſten von Perjonen, Die zur Zeit 
der Errichtung der legtwilligen Verfügung noch nicht lebten, fo kann ſich die Wirkung 
ſolcher Beftimmungen, felbft wenn die gerichtliche Hinterlegung ber Urkunde zur gehö⸗ 
rigen Zeit erfolgte, nicht weiter erſtrecken, als diefed dad a. b. &. B. geftattet (8.6. 
R. ©. 3. 100). 

3. Zufolge der Pupillar-Inftruction vom 30. December 1851 ergibt fih bei 
dem Umftande, als derzeit der Unterthänigfeitönerband nicht mehr beftehet, als Fol⸗ 
derung von felbft, daß die Teftirungdfähigkeit ded Landvolkes im Sinne obiger Be 
flimmungen (Abf. IV) nicht mehr beſchränkt ift, und dad Erb⸗Heimfallsrecht der Grund⸗ 
berrfchaft nunmehr nicht Plab greifen kann (8. 68), vgl. biezu $. 761. 


8. 573, 


DOrdensperfouen find in der Megel nicht befugt, zu teftiren; allein weun der Orden eine befondere 
Beaünftigung. Daß feine Glieder teftiren fönnen, erfangt bat; wenn Drdensperfonen die Auflöfung von 
den Gelübden erhalten haben ; wenn fie durch Aufhebung ihres Ordens, Stifte oder Klofters aus ihrem 
Staude getreten find; oder wenn fie in einem ſolchen Berhältniffe angeſtellt find, daß fie vermöge der 
politifhen Verordnungen nicht mehr als Angehörige des Ordens, Stifte oder Kloſters augefehen werben, 
fondern vouftändiges Eigenthum erwerben können, fo iſt es ihnen EEIANDE: durch Erfiärung des legten ' 
Willens Darüber zu verfügen. 

Wie fhon bei $. 539 angeführt worden ift, find Ordensperfonen in Sieben» 
bürgen nicht befugt zu teftiren (Religiosi : . . testanıentum condere non pos- 
sunt. Stat. alm. dioec. Transsilv. Sect. XVU. $. 5). Dagegen ſteht es 
Drdensperfonen, wenn fie duch Aufhebung ihres Ordens, Stiftes oder Klofterd 
aus ihrem Stande getreten find, frei, durch letzten Willen über ihr Vermögen 


zu verfügen (K. P. vom 20. Auguft 1782). 
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Laut des bei 3. 539 wörtlich angeführten Landesgeſetzes ift es den geift- 
lichen Berfonen*) der im Lande recipirten Religionen überhaupt geftattet, über 
ihr felbfterworbenes **) bewegliches Bermögen zu teftiren (A. C.I. 6. a. 2). Aus 
Anlap der im 3. 1773 von Seite der 8. k. Hoflammer aufgeworfenen Frage: ob 
die Colonicſiſche Convention vom 3. 1703 in jenem Theile, wo diefelbe die Tes 
ſtitungsfähigkeit der Ungarländer Bifhöfe und Prälaten, wie aud die Erbfolge 
nad) ihrem Zode regelt, nit auch in Siebenbürgen auf die dortlandigen zwei 
Bisthümer latini und graeci uniti rilus angewendet werden koͤnne? einigte ſich 
die zur Berathung hievon aufgeftellte gemifchte Commiffion der £. k. Hofkammer 
und der k. fiebenbürgifchen Hofcanzlei in einem Protokolle vom 17. Juni 1775 
über die zwei Punkte 1. daß den beiden Bisthümern latini et graeci uniti ritus 
die ihnen bisher nad dem angeführten Landesgeſetze (A. C. I. 6. a. 2) zugeftan- 
dene Teftirungsfähigkeit, ihren Kirchen aber das Inteſtar⸗-Erbrecht belaifen; 
2. der fundus instructus für das Bisthum lalini ritus auf einen beftändigen 
Werth von 5000 fl. feſtgeſetzt werden ſolle. Diefe Befchlüffe erhielten die 
Genehmigung der Kaiferin Maria Therefia und wurden mittelft a. h. Nefcriptes 
vom 13. Juli 1775. Hofz. 874 (Gubz. 8885) dem k. Gubernium zur künftigen 
Darnachachtung bekannt gegeben. +) 

In dem fpäter erlaffenen Hofdecrete v. 27. Mai 1788 (Buhl. 3. 5268), 
wodurch die Inteſtat⸗Erbfolge der römifch-katholifchen Weltgeiftlichen geregelt 
wurde, wird auch ihrer Teftirungsfähigfeit Erwähnung gemacht (quantumvis Cle- 
riei Saecularis de facultalibus suis tam per aclus inter vivos, quam per Testa- 
mentum disponendi nequaquam resiringere satagamus. vgl. $. 761). 

Durch Didcefan-Statute wird diefe Teftirungsfähigkeit infoweit befchräntt, 
daß jeder Geiſtliche verpflichtet wird: 1. dem DeficientensKonde und dem Seminar 
für den jungen Säcularclerus ab incarnata sapientia zu Carlsburg den vierten 


) Das Gefeh A. C. I. 6, Handelt nur von Weltgeiftlihen, nämlich: Ecclesiäi 
szcmelyek; predikätorok; scholäk’ mesterei etc., daher Ordensperſonen nicht dar» 
unter zu verſtehen find. 

”) „Selbfterworbened Bermögen“ bezieht ſich auf die ungarifchen und Szeller- 
Zandeötheile, wo dad Apitical- vom felbft erworbenen Vermögen unterfchieden wird. 

"+, Wurde fpäter durch den römifch-fatholifhen Biſchof Rudnay auf 12000 ff. 
erhöhet. 

+) In dem hierüber an das k. fiebenb. Thefaurariat erfaffenen Hoflammerbecrete 
vom 23. September 1775. 3. 44 heißt ed: „Nachdem U. h. gedacht Ihro Majeſtät 
bei den beiden Bisthümern latini et graeci ritus im Großfürſtenthum Siebenbürgen 
die ex legibus gebührende facultatem testandi hefagt zweien Bifhöfen, ihren Kirchen 
die Succeffion ab intestato allerhuldreichſt beftätiget, nicht minder für dad Bisthum 
latini ritus den fundum instructum auf einen Werth pr. 5000 fl. zur Dauer und 
Sicherheit der Nachfolger dergeftalten allermildeft beſtimmt“ zc. zc. 
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Theil feines Vermögens (Stat. alm. dieec. Transsilv. Sect. XVI. $$. 2 und 3); 
2. die Kirchengerätbfchaften, infoferne der Beiftliche felbft dergleichen befißt, der 
Kirche zu hinterlaffen, und 3. außerdem die Bücher ohne vorläufige Einwilligung 
des Capiteld Riemanden zu vermacen.”) Zugleich wird allen Geiftlihen der 
Diöcefe anempfohlen, ihr ganzes Vermögen, wenn fie darüber letztwillig verfügen, 
den Armeren Ecclefien zu widmen (ebd. $. 6). Kein Teflament eines Beiftlihen 
fol in Vollzug gefegt werden, bevor es nicht vom Biſchofe, und im alle der 
Erledigung des Bifchofftuhles, vom Vicar beftätiget worden ift (ebd. $. 1). 

Feldcapläne werden als ſolche noch nicht ſäculariſtrt und können daher 
nicht teftiren (a. h. E. vom 8. Janner 1813. Circulare an ſämmtliche General- 
Commanden vom 7. April 1818. W. 287. M. ©. ©. Nr. 72). 


Zufolge des 8. P. vom 29. Mai 1853 haben in Unfehung der Unfähigkeit 
der Ordendperfonen, eine lehtwillige Anvrdnung zu errichten, für diefelben die im 
8. 573 ded a. b. G. B. enthaltenen Regeln zu gelten (Nrt. VII. p. 3. lit. b). 


8. 574, 


Ein Berbrecher, der zur Todesſtrafe vernrtbeilt worden, ann von dem Tage des Ihm angekündigten 
Urtheiles; wenn er aber zur ſchwerſten oder ſchweren Kerferitrafe verurthetlt wird, fo lange feine Straf⸗ 
zeit dauert, feine giftige Erflärung feines legten Willens machen. 


Bol. hiezu den $. 27 lit. b und $. 224 des Et. ©. Inſoferne mit der Ber- 
urtheilung wegen eines Verbrechens fchon kraft des Geſetzes nachtbeilige Rechtswirkungen 
verbunden find (88. 26—30 des Str. ©.) muß dad Strafurtheil, infomweit dies in 
Abmwefenheit des Berurtheilten ausführbar ift, auch fogleih in Vollzug gefept werben 
(St. PB. D. vom 29. Zuli 1853. 8. 393). Es folgt hieraus, daß der von einem 
ſolchen Berurtheilten während feiner Abmwefenheit verfaßte lebte Wille ungiltig fei. — 
Wird aber gegen den Flüchtling nach der Hand eine neue Unterfuchung eingeleitet, 
kann die Teftirungsfähigkeit deffelben wieder aufleben, wenn die Ausſchließung davon 
nicht ald Rechtöfolge mit dem neuen über ihn gefällten Erkenntniſſe verbunden ift 
(ebd. 8. 394). 


$. 575. 


Ein rehtsgiltig erflärter letzter Wille kann dur fpäter eintretende Hiuderniffe feine Giltigkeit 
nicht nerlieren. 


) In der Visitatio Canonica ven. capituli et cathedr. Ecclesiae Albensis 
anno reparalae salutis 1821 peracta 8. 10 heißt ed: „Habent Canonici a jure 
et consvetudine Cleri hungarici et ab unanimi Ex. Dominorum Praelatorum con- 
sensu inde a nova Capituli fundatione liberam de rebus suis teslandi facultatem, 
relate tamen ad supellectilem sacram, si quis propriam habeat, per statuta ita 
linitalanı, ut Ecclessiae illa maneat. Libros praeterea nemo absque praevio 
eapituli consensu legare possit, et porlionem aliquam Ecelesiae et seminario 
legare singulus obstringatur, successive introductum fait, ut etiam [undo de- 
ficientium in ultima volnntate parlicula ad arbitrium Testantis attribuatur. Tes- 
tamenia approbantur ab Ordinario, et ila execulioni dantur.“ — 
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3. 576. 


Gisen anfänglich umgiltigen fegten Wilfeu macht die fpäter erfolgte Aufhebung des Hinderniffce 
nicht gültig. Wird in dieſem Falle keine neue Verfügung getroffen, fo tritt das geſetzliche Erbrecht ein. 


‚ Nah ungarifhem Gerichtsgebrauche wird das Teſtament, wenn aus irgend 
einem geſetzlichen Grunde die Teftirungsunfähigkeit des Erblaffere nad verfaßtem 
Zeftamente ſich ereignete, ungiltig (irritum). Wenn der eingefekte Erbe früher 
ſtirbt, erbunfähig wird, oder die Erbſchaft ausſchlägt, fo ilt das Teftament verlaf- 
fen (destitutum). Bgl. hiezu $. 601 und S. 726. 


5. 577. 
Ran kann außergerichtlich oder gerichtlich, ſchriftlich oder mündlich; fhrifttih aber mit oder one 
Zeugen tefliren. 
8. 578. 


Ber fhriftlih und ohne Zeugen teflirem win, der muß das Teflament oder Codicill eigenhändig 
ſchreiben und eigenhändig mit feinem Ramen unterfertigen. Die Beilegung des Tages, des Jahres mıd 
des Drtes, wo der legte Wille errichtet wird, iſt zwar nit nothwendig, aber zur Bermeidung der Streitig- 
keiten raͤthlich. 

$. 579. 


Einen legten Willen, welchen der Erblaffer von einer andern Perſon niederfchreiben ließ, muß er 
eigenhändig unterfertigen. @r muß ferner vor drei fähigen Zeugen, wovon wenigſtens zwei zugleich gegen. 
mwärtig fein ſolen, den Auffag als feinen legten Willen beftätigen. Endlich follen aud Die Zeugen fich 
entweder inwendig oder von außen, immer aber auf Die Urkunde ſelbſt, und nicht etwa auf einen lim. 
ſchlag, als Zeugen des letzten Willens unterfchreiben. Den Inhalt des Teſtamentes kat der Zeuge zu 
wiſſen nicht nöthig. 

$. 580. 


Ein Erblaffer, weicher nicht ſchreiben kann, muß nebſt Beobadtung der tn dem vorigen Paragrarbe 
vorgeſchriebenen Foͤrmlichkeiten, anftatt der Unterfehrift fein Sandzeihen, und zwar in Gegenwart aller 
drei Zeugen, eigenhändig beifegen. Zur Erleichlernng eines bleibenden Bewelied, wer der Grblaifer fei, ift 
es and daß Einer der Zeugen den Namen des Erbfafferd als Namendunterfertiger heifege. 


N. Tr. V. Nr. 49. 

NRahdem die für Ifraeliten vormals beftandenen Rabbinal- Berichte überall anfgchoben wurden, 
und die ifraelitifhen Blaubendgenoffen angewiefen find, eben dert, wo die hriftlichen linterthanen Recht 
su fuhen und Met zu nehmen, fo baben Erine Majeſtät zu befehlen geruht, dab aud der Gebrauch der 
hebräiihen und fogenannten jüdifhen Eprache und Echrift in allen öffentlichen in. und außergerichtliden 
Handlungen aufgehoben und flatt derfeiben ſich fünftig der Iandesüblihen Sprache bedienet, auch jedes 
nach gefchehener Kundmahung dieſes 6. Befehles in der hebräiſchen Sprache oder aud nur mit hebräiſchen 
amd jüdifhen Buchſtaben gefchriebene Inſtriment für ungiltig und nidtig angefehen werden folle (Hof⸗ 
kauzleirDecret vom 22. Detober 1814, Ar. 1108, I. G. ©.). 


Dal. hiezu 8. 123 Anmerk. 


N. Tr. V. Nr. 50. 

Ueber die Frage, ob die in dem Hofdecrete vom 22. Detober 1814, Rr. 1108, I. G. S., ent» 
haltene Allerhoͤchſte Vorſchrift auf Ramendfertigumgen in füdifcher oder hebrätfcher Schrift, melde auf einer. 
in landesũblicher Sprache tm Inlande ausgeftellten Brivat » Urkunde vorfommen, Anwendung finde, wird 
in Folge Allerhöchſter Euifihließung vom 14. Februac 1816 erklärt, daß dergleichen Namensſerligungen 
blos als Handzeichen anzufehen, mithin auf ſolche Urt unterfertigte Schriften nach den für Urfunden, bie 
mit einem Handzeichen des Ausfellers verſehen find, geltenden Borfchriften zu beurtheilen feien ee 
Deeret vom 4. März 1846). 

&. 581. 


Wenn der Erblaffer nicht Iefen kann, fo muß er den Auffag von Einem Zeugen in Gegenwart 
der andern zwei Zeugen, die den Inhalt eingefehen haben, fi vorlefen lafien, und befräftigen, daß der» 
feibe feinem Willen gemäß fei. Der Schreiber des letzten Willens kann in allem Büren ugleich Beuge fein. 

37° 
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$. 582. 


Eine Berfügung des Erblaffers durch Beziehung auf einen Zettel oder auf einen Aufſatz iſt nur 
dann von Wirkung, wenn ein ſolcher Aufſatz mit allen zur Giltigkeilt einer Ichten Willenderklärung 
nöthigen Erforderniſſen verſehen iſt. Anßerdem können dergleichen von dem Erblaffer angezeigte ſchriftliche 
Bemerkungen nur zur Erlaͤuterung ſeines Willens angewendet werden. 


$. 583, 


In der Megel gilt ein und derfelbe Auffag nur für Ginen Erblaffer. Die Ausnahme in Rüdficht 
der Shegatten if in dem Hauptflüde von den &he-Bacten emthalten. 


$. 584. 


Einem Erblaſſer, welcher die zu einem fhriftlichen Teftamente erforderitchen Foörmlichkeiten nicht 
beobachten kann oder will, fteht frei, ein mündliches Teſtament zu errichten. 


$. 585. - 
Mer mündlid teftiret, muß vor drei fähigen Zeugen, welche zugleich gegenwärtig und zu beflätigen 
"fähig find, Daß in der Berfon des Erblafiers kein Betrug oder Irrthum unterlaufen fel, ernftli feinen 
legten Willen erflären. Es if zwar nicht nothwendig, aber vorſichtig, daß die Zeugen entweder alle ge 
meinfhaftfih, oder ein Ieder für fi) zur Grleichterung des Gedächtniſſes die Erklärung des Krblaffere 
entweder felbft aufzeichnen, oder fo bald als moͤglich aufzeichnen laſſen. 


$. 586. 


Eine mündliche legte Anordnung muß, um redhiäfräftig zu fein, auf Berlangen eined Jeden, dem 
daran gelegen I, durd die übereinftimmende eidliche Ausfage der drei Zeugen, oder, woferne Einer aus 
ihnen nicht mehr vernommen werden kann, wenigftens der zwei übrigen beflätiget werden. 


$. 387. 


Der Erblaffer fann and vor einem Berichte fchriftlih oder mündlich teſtiren. Die ſchriftliche An⸗ 
ordnung muß von dem Grblaffer wenigftens eigenhändig unterichrieben fein und dem Gerichte perfönlicd 
übergeben werden. Das Bericht hat den Erblaſſer auf den Umftand, daß feine eigenhändige Unterfchrift 
beigerüdt fein miüffe, aufmerffam zu machen, dann den Aufſag gerichtlich zu verfiegeln, und auf dem Um» 
ſchlage anzumerfen, weflen fegier Wille darin enthalten fe. Weber dad Geſchäft if ein Protocol aufzu⸗ 
nehmen, und der Aufſatz gegen Ausflellung eines Empfangſcheines gerichtlich zu hinterlegen. 


$. 588. 


BIN der Erblaſſer feinen Willen mündlich erflären, fo iR die Erflärung in ein Protocol aufzu⸗ 
nehmen, und baffelbe eben fo, wie in dem vorhergehenden Baragraphe von dem fchriftlichen Auffage ge- 
meldet worden if, verflegelt zu hinterlegen. 


$. 589. 


Das Gericht, welches die ſchriftliche oder mündliche Erffärung des legten Willens aufnimmt, muß 
wenigſtens aus zwei eidlich verpfliägteten Gerichtsperſonen beſtehen, deren einer in dem Orte, wo die GEr⸗ 
Härung aufgenommen wird, das Htichteramt zuſteht. Die Zeugenfhaft des zweiten Gerichtsperſon, außer 
Michter, Tönnen auch zwei andere Zeugen vertreten. 


i 8. 590. 


Im Notbfalle können die erftbeftimmien Berfonen fih in die Wohnung des Erblaſſers begeben, 
feinen legten Willen fhriftlich oder müundlih aufnehmen, und dann das Geſchäft mit Beifegung des Tages, 
Jahres und Ortes zu Protocol bringen. 


l. 
Nah ungarifhem Rechte kann in Rückſicht 
B. der Äußeren Korm die Erklärung des letzten Willens entweder 
ſchriftlich oder mündlich gefchehen. Beide Arten von Teſtamenten können 
ferner öffentliche oder private fein, und zwar ift: 
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1. das fchriftliche Teftament ein öffentliches, wenn der Erblaſſer feinen 
gefchriebenen letzten Willen perfönlich einem der öffentlichen Siegelbewahrer, oder 
bei einem f. g. glaubwürdigen Orte (locus credibilis. vgl. $. 27. Abf. IN über: 
reicht, und deffen Ausfertigung unter öffentlichem Siegel (authentica expeditio) 
verlangt, oder wenn er fein fehriftlich abgefaptes Teftament verfiegelt in einem 
öffentlichen Archive felbft hinterlegt Hat (Testamentum clausum) ; 

2. das mündlihe Teſtament ift öffentlich, wenn der GErblaffer vor einem 
öffentlichen Siegelbewahrer, oder den Perfonen eines glaubwürdigen Ortes feinen 
legten Willen mündlich erflärt, diefelben die Erflärung aufzeichnen und darüber 
einen authentifchen Act ausfertigen (Tr. IL. 13. 88. 7 und 8. A. C. IV. 18); 

3. das ſchriftliche Zeflament ift ein privates, wenn der Erblaſſer dasfelde 
eigenhändig fchreibt, oder wenn er e8 durch wen Anderen fhreiben ließ, eigen- 
bändig mit feinem Namen unterfertiget, und mit feinem gewöhnlichen Siegel 
verfieht. 

4. das mündliche Teftament ift ein privates, wenn der letzte Wille vor 
zwei glaubwürdigen Zeugen deutlich und mit lauter Stimme erflärt wird, worüber 
die Zeugen eine Schrift abfaffen und unterfertigen ſollen; ift dieſes nicht gefchehen, 
fo müffen die Zeugen. den Het der legtwilligen Berfügung beſchwoͤren (vgl. $. 586). 


1. 

Nah fähfifhem Rechte kann in Rüdfiht: 

B) der äußeren Form die Erklärung des legten Willens entweder 
mündlich oder [hriftlich zu Stande fonımen. Bei beiden Arten von Tefta- 
menten ift erforderlich a) Einheit der Zeit und Handlung (St 1.5. $. 4); und 
b) drei oder wenigften® zwei hiezu erbetene, geeignete Zeugen (St. II. 5. 88. 4— 
6); fo zwar daß: 

1. wer mündlid teſtiren will, feine lektwillige Erflärung vor drei oder 
mindeftend zwei geeigneten Zeugen, welche zu gleicher Zeit gegenwärtig, und zur 
Bernehmung des lebten Willens aufgefordert worden find, perfönlih machen 
muß (St. Il. 5. 8. 4); 

2. ein fchriftlihes Teftament entweder vom Erblaffer dem vollen Inhalte 
nad) eigenhändig gefchrieben, oder wenn ed von wem Anderen gejchrieben wurde, 
von ihm eigenhändig unterfchrieben worden fein, und zugleih vor zwei Zeugen 
erflärt werden ſoll, daß diefe Schrift, — deren Inhalt übrigens vor den Zeugen ger 
beim gehalten werden kann — fein Teftament fei. Den Zeugen liegt ed dann 
ob,“auf diefer Urkunde die Zeit und den Ort der Ausftellung, dann den Namen 
des Erblaffers, wie auch ihre Namensfertigung beizufeßen, oder im Falle fie des 
Schreibens nicht kundig wären, ihre Siegel beizudrücken (St. I. 5. $. 17. „char- 
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tam complicabit ne mens testaloris anle lempus palefiat“, — „charla com- 
plicala“). 

Das Teitament kann auch vor Gericht errichtet werden, und ift dann ein 
öffentliches, welches außer der Beflätigung des Gerichtes zu feiner Giltigkeit 
feiner anderen Reierlichkeit bedarf. Dies gilt namentlich bei Schenkungen für 
den Todesfall zwifchen Ehelenten (coram judicio St. U. 5. $. 13). 


Zum $. 586 wird bemerkt: Wird dem Gerichte (bei der Todesfallaufnahme) 
befannt: dap der Erblaffer feinen letzten Willen mündlich erflärt habe, und Tiegt 
darüber ein gehörig verfaßter, von allen Zeugen eigenhändig gefertigter Aufſatz vor, 
jo ift mit der Kundmachung desfelben wie bei einem fchriftlihen Teſtamente vorzu- 
achen. Außer diefem Falle hat das Gericht fämmtlihe Zeugen ven Amtswegen vor- 
zuladen, jeden derſelben allein, vorläufig ohne Beeidigung über feinen Namen und 
Stand, über fein-Alter, dann über.den Inhalt der legten Willenserklärung und die 
Umftände, von denen die Giltigfeit derfelben abhängt, fowie über Zeit und Ort ber 
vom Grblaffer abgegebenen Erklärung zu vernehmen, und da? aufgenommene Proto— 
fol kundzumachen (J. M. DB. vom 35. Suni 1853. R. G. Bi. Nr. 109. $. 64). Ber- 
langt aber eine Partei dem 8. 556 des a. b. & 2. gemäß die eidliche Vernehmung 
der bei der Errichtung der mündlichen letztwilligen Anordnung zugezogenen Zcugen, 
fo Hat der Richter ohne vorläufiged rechtliches Verfahren den Bittfteller und Die 
übrigen Parteien, welche wegen dee Erbrechtes zu dem Nachlaſſe bereitd eingefchritten 

ind, fowie die Zeugen vorzuladen, und ſohin nach den Borfchriften der Proceßord— 
“nung jeden derfelben ohne Gegenwart der übrigen über die allgemeinen Frageſtücke, 
über den errichteten Ichten Willen, und die oben erwähnten Umftände zu Protscoll 
zu vernehmen. Nöthigenfalls kann den Zeugen dabei der über den legten Willen 
bereits verfertigte Auffag vorgelefen werden. Auch fteht den vorgeladenen Parteien 
frei, vor oder bei der Tagfagung Fragen vorzufchlagen, welche der Richter, wenn fie 
zweckmäßig erfiheimen, bei der Bernehmung der Zeigen zu berüdfichligen hat. Wegen 
Abhörung derjenigen Zeugen, welche einem anderen Gerichte unterfichen, hat die Ab- 
handlungsbehörde dag Erſuchen dahin zu ftellen (ebd. 6. 66). Die auf diefe Art 
erfolgte eidliche Betätigung einer mündlichen legten Willenderflärung bat nicht nur 
in Anfebung derjenigen, welche darum angefucht haben, oder fonft zur Vernehmung 
vorgelaben worden find, fondern zwifchen allen bei dem Nachlaſſe betbeiligten Perfo- 
nen Beweiskraft. Es bleibt aber jedem Theile unbenommen, die Giltigfeit des abge⸗ 
legten Yeugniffes oder der Anordnung durch den Beweis obmaltender, bei der Ber- 
nchmung der Zeugen nicht vorgefommener Mängel oder entgegenftehender Umflände 
im rechtlichen Verfahren zu beftreiten (ebd. $. 66). — Stützt fi bie Erbserklärung 
auf ein mündlich errichteted Teftament, fo ift die Beeidigung ber Zeugen, von welchen 
ein eigenhändig gefertigter Auffap darüber vorliegt, oder welche nach der obigen Bor, 
fhrift zu Protocol vernommen worden find, zur Ausweifung des Rechtstitels an fich 
nicht erforderlich (ebd. 8. 121). 


$. 591. 
Die Mitglieder entes geißlichen Ordens, Zünglinge unter achtzehn Jahren, Krauensprrionen, 
Einniofe, Blinde, Zaube oder Stumme, dann diejenigen, welche die Sprache des Erblaffers nicht ver- 
ſtehen, Jönnen bei letzten Anordnungen nicht Bengen fein. 
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$. 592. 


. ®er megen Verbrechens des Zruges oder eines andern Verbrechens aus Gewinnſucht veruribeilt 
worden, ift faun nicht als Zeuge gebraucht werden. 


8. 593. 
Ber ih mit zur chriftlichen Religlon dekennet, kann den letzten Willen eines Ghriften nicht 
bezeugen. 
8. 594, 


Ein Erbe oder Legatar tft in Nüdfiht des ihm zugedachten Nachlaffed kein fählger Zeuge, und 
ebenfowenig defien Batte, Eitern, Kinder, Gelchwifter, oder in eben dem Grade verfchwägerte Berfonen 
nnd die befoldeten Handgensfien. Die Berfügung muß, um giltig zn fein, von dem (Erblaffer eigenhändig 
geihrieben, oder durch drei von den gedachten Perfonen verſchiedene Zeugen beftätiget werden. 


$. 595. 


Denn der Erblaffer Demjenigen, welcher den letzten Willen ſchreibt, oder defien Ehegatten, Kindern, 
Eltern, Geſchwiſtern, oder in eben dem Grade verfchwägerten Perfonen einen Nachlaß beftimmt, fo muB 
die Anordnung auf die im vorgebenden Paragraphe erwähnte Art außer Zweifel gelegt fein. 


$. 596. 


Was von der Unbefangenheit und Bähigkeit des Zeugen, die Perſon des Erblaffers außer Zweifel 
zu fegen, verordnet wird, if andy auf die gerichtlichen Perſonen, die einen lebten Willen aufuchmen, 
anzumeuden. 

I. 


Im ungarifhen Rechte werden die Beſtimmungen darüber, wer als 
fühiger Zeuge zur Belräftigung privater Teftamente dienen könne? vermißt. Es 
find demnach alle jene Perfonen, weldye überhaupt zur Bekräftigung von Rechtes 
geichäften verwendet werden können, auch von der Zeugenfchaft bei letztwilligen 
Anordnungen nicht ausgefchlofien. Rad dem Gerihisgebrauche werden dazu 
gebraucht: Tabularaffefforen, Eanzliften der k. Gerichtstafel, des E. Guberniums, 
Semeindebeamten 2c. (homines regii). 


I. 


Nah ſächſiſchem Rechte find nıır Männer fähige Teftamentszeugen 
und zwar foldye, weldhe felbitftändig (sui juris) find, und für ihre Perfon auch 
die Befugniß zu teftiren haben (alfo nicht Weiber, Unmündige, Wahn, Blödfinnige 
Taubftumme). Unfähige Zeugen eines beftimmten Teftamentes find insbeſondere 
der eingefekte Erbe (scriptus haeres) und derjenige, welcher in des Erblaffere 
rechtlicher Gewalt ftehet. Unfähige Zeugen find endlich der Vater und Bruder 
des Erblaſſers; diejenigen, welden die Bermaltung des eigenen Vermögens aus 
eigener Schuld entzogen wurde (Verſchwender), und die in iblem Rufe ftehenden 
Perſonen (Berurtheilte, Berbrecher, Ehrlofe). Dagegen können Tater und Sohn, 
dann zwei Brüder zufammen ald Zeugen eines Teftamentes verwendet werben 
(pater autem cum filio, item duo fratres in eodem testamento alieno simul 
esse possunt festes, quia nihil nocel ex una domo plures testes alieno ne- 
gotio adhiberi. St... 5. $. 5). Auch find die Regatare und Die ihnen vers 
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wandten PBerfonen von der Zeugenfhaft nicht ausgefchloffen (Legatariis et aliis 
personis eis conjunctis teslimonium non negatur, St. H, 5. $. 6). 


I. 


Laut Gubernialdecret vom 15. November 1788 haben Se. Majeftat mit- 
telft Hofdecret3 vom 7. Juni 1785 allergnädigft zu entfchließen gerubet, daß die 
auf Euratien der Seelforge ausgefeßte Neligiofen, ald Zeugen bei einem nuncu- 
pativ Zeflament nicht zugelaffen werden follen. Wenn hingegen ein ehemaliger 
Religios durch ein päpſtliches Breve ordentlich als Weltpriefter ſäcularifirt würde, 
folle derjelbe ſodann gleih dem Weltpriefter zwar fein Testamentarius, oder 
Zeftamentmadher, dennoh aber in ſchon ſchriftlich gemachten Teita- 
menten ein gültiger Zeuge fein fönnen. Da nun diefe allerhöchite 
Derordnung unterm 14. Juli 1785, Nr. 5170, nur der Geiftlichfeit angedeutet 
worden ift, jo wird felbe hiemit auch den weltlichen Behörden kundgemacht, und 
felbft der Geiftlichfeit abermals in Erinnerung gebracht (Gub. 3. 9335, fiehe 
auch Stat. alm. dioec. Transsilv. Sect. XVI. $. 7)*). 


8. 597. 





Bei legten Anordnungen, welche auf Schifffahrten und in Orten, wo die Beft oder ähnlie an _ 


ftedende Seuchen berrihen, errichtet werden, find auch Mitglieder eines geiftlihen Drdend, Franens⸗ 
perfonen und Zünglinge, die das vierzehnte Jahr zurückgelegt haben, giftige Zeugen. 


$. 598. 


Zu diefen begünßigten fegten Anordnungen werden nur zwei Zeugen erfordert, wovon Giner das 
Zeftament fchreiben fan. Bei Gefahr einer Anftedung iſt auch nicht nöthig, daß beide zugleich gegen- 


wärtig jeien. 
8. 599. 


Secht Monate nad geendigter Schifffahrt oder Seuche verlieren bie begünftigten letzten Willens 
erlärungen ihre Kraft.- 


Nah ſächſiſchem Rechte find bei Iegtwilligen Erklärungen, weldhe an 
Drten, wo die Peſt herrfcht, errichtet werden, auch zwei Frauensperfonen und 
Hausgenoffen, felbft wenn fie ungerufen gegenwärtig waren, fähige Teftamente- 
zeugen (St. I. 5. $. 6). 

8. 600. 

Die Begünfligungen der Milttair-Teftamente find In den Militair⸗Geſetzen enthalten. 

In Beziehung der Frage, welche Begünftigungen den Militairteftamenten 
zukommen? waren und find auch für Siebenbürgen die allgemeinen betreffenden 
Militairgefege maßgebend. Der bezügliche 8.87 der Juftiznorm vom 27. 3Zuni 1754 
für die öſterreich. Erbländer lautet: „Wenn in betreff der Gültigkeit eines Militair- 
Teftaments die Trage entitehet, jo ift ſelbe nach den militairifchen befonderen Rechten 


) Bol. das Hofbecret vom 20. Mai 1785. J. G. S Nr. 433. 
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zu entfcheiden, und hat nad) der dermaligen Militairverfaffung der Unterſchied: 
ob der teftirende Soldat in der fogenannten expeditione militari vel procinciu 
begriffen geweſen oder nicht? keineswegs Statt; indem jeder Ktiegsmann, folang 
er den Sold oder die Gage geniehet und der Pflicht, aud des Dienftes nicht ent- 
lafjen ift, zu Friedens⸗- wie zu Kriegszeiten gewärtig fein muß, ob oder wohin er 
commandirt, und zu Unferen a. h. Dieniten gebraucht werde, folglich beſtändig in 
der Bereitfchaft der Erpedition ftehet, und eben darum von den den wirklichen 
Soldaten zu Statten fommenden bejonderen Freiheiten nicht ausgeſchloſſen wer- 
den kann; es hat alfo eines ſolchen Krieggmannes Iebter Wille, da er jelben 
eigenhändig fchreibt und unterfchreibt, oder zwei Zeugen eröffnet, feine voll- 
fommene Giltigfeit und Kraft, weder werden andere mehrere Beweiſe oder Zier⸗ 
lichkeiten hiezu erfordert, ohne Unterfchied des Ortes, defien Aufenthaltes, der 
Zeit und des Hinſcheidens.“ Ferner das Dienft-Reglement für die k. k. Infan- 
terie, 2. Theil, I. Hptftd., 6. Abſch. 8. 3, welcher lautet: „Zu den befonderen 
Vorrechten des Militairftandes gehört auch das Recht, minder feierliche Teftamente 
zu errichten, in welchen der Erblaffer nur dafür zu forgen hat, daß es feinem letz⸗ 
ten Willen nicht an der nöthigen rechtlichen. Gewißheit fehle; folglich, wenn ders 
felbe ſchriftlich tefticen will, er das Teftament entweder eigenhändig ſchreiben, oder 
unterjchreiben, oder ‚wenn es von einem anderen gefchrieben worden wäre, fowohl 
feine eigene Unterſchrift beifüge, als auch die Unterfchrift zweier Zeugen, deren 
einer das Teftament gefchrieben haben Tann, beifügen laſſen; oder endlich, wenn 
er mündlich teftiren wid, feinen legten Willen in Gegenwart zweier Zeugen, die 
ihn von Perfon kennen, erkläre.” — Der k. k. Hofkriegsrath hat auf die Anfrage, 
ob alle jene Individuen, die unter Milttairgerichtöbarkeit ftehen, folglich auch die 
Militeirfrauen, Beamten und Dienftboten zu Kriegs⸗ und Friedenszeiten ein mi⸗ 
litairiſches Teftament errichten können, die Erledigung dahin eröffnet, daß nicht 
nur die in wirklichen Dienften ftehenden Militairperfonen, fondern auch die penſto⸗ 
nirten Stabs⸗ und Oberofficiers, die auf alle Fälle eben auch zu Kriegsdienften 
verwendet zu werden gewärtigen müffen, der für den Soldatenftand bei Ertidh« 
tung ihrer legtwilligen Anordnungen hergebrachten Privilegien in Anfehung ihres 
Peculii castrensis fi erfreuen; dahingegen, wenn fie zugleich begüterte Landleute, 
Fideicommißs oder andere Realitätenbefiker find, deren Iektwillige Anordnungen 
in Bezug auf diefe unbeweglichen Güter mit denjenigen Feierlichkeiten verfehen 
fein müßten, welche die Geſetze desjenigen Landes fordern, in denen ſie unbeweg- 
liche Güter beſitzen; da endlih die angeführten Privilegien bei Berfaffung letzt⸗ 
williger Anordnungen nur dem Soldatenftande verliehen worden feien, zu diefer 
Claſſe aber in dem vorliegenden Kalle nur jene gezählt werden könnten, die zu 
dem Invaliden-Inftitute beigetragen, könnten die anderen, wiewohl zu dem Mili- 
tairförper gehörigen oder der Militairjurisdiction unterftehenden Individuen an. 
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erwähnten Privilegien in Hinkunft feinen Antheil nehmen“ (Hofkanzl. Decr. vom 
13. Rovember 1793).°) Die Teflamente der ungarifchen Militärperfonen find 
nur dann privtlegirt, wenn fie während des Weldzuges (in procinetu) verfertiget 
werden. Damit aber jeder Zweifel über die Dauer eines Feldzuges (procinctus) 
befeitiget werde, fo wird feflgefebt, daß der Soldat fogleih dann in procinctu 
zu fein erachtet wird, ſobald er mit feinem Gehalte von dem Aerar auf den Kriegs⸗ 
fuß gefeßt wird, und daß er alfobald in procinctu zu fein aufhört, als er auf die 
gewöhnliche Friedensgebühr zurückgeſetzt wird ($. 3. Hoffe. Circ. 2. vom 1. Juni 
1831. ®. 562. M. &. ©. Nr. 55). **) 

Rah Inhalt des über die Berlaffenichafts- Abhandlungen verftorbener 
Militaieperfonen für Siebenbürgen erlaffenen Hofdecretes vom 25. Janner 1799 
(Hoftr. V. vom 6. März 1799) Tann ein Militair-Individuum über die beweg⸗ 
lien Güter, fowie über jene Realitäten, welde felbes ala Sol- 
dat eigends erworben hat, frei und willfürlih disponiren (p. 3 
lit, a). In Anfehung folder Realitäten, welche daffelbe nicht eigends erworben, 
fondern von feinen Borfahren in der Concurrenz feiner Ber- 
wandten geerbt bat, kann das Militair- Individuum keineswegs und nad 
Willkür disponiren, vielmehr ift ein folder Erblaffer, wenn er gleich Militair- 
Individuum gewefen, in Anſehung diefer Art väterlichen oder mütterlihen Güter 
am die beftehenden Succeffionsgefehe des Landes gebunden (p. lit.b). Es ver 
fteht fi von felbft, daß ein hinterlaffenes, von einer Militairperfon eigends er- 
worbenes unbewegliches Gut zur beweglichen Subftanz des Erblaſſers beſonders 
auch in dem Kalle müfle gerechnet werden, wenn der Erblaffer dariber in feinem 
letztwilligen Gefhäft nicht nach den beftehenden Succeſſionsgeſetzen disponirt, 
vielmehr ein ſolch unbewegliches Gut an Erben zu übertragen gefinnt gemwefen 
wäre, welche nad den beftehenden Landesgeſetzen defien Befik zu ergreifen nicht 
qualifieirt wären, als in welchem Falle derlei eingefehte Erben eine ſolche 
Realität felbfiniht, wohlaberden Werth Derfelben anzuſprechen 
und für fih zu erhalten Befugniß haben (p. 3 lit. e. Trauſch. Norm. 
Sammil.). 


s. 601. 


Wenn der Erblaffer Kines der bier vorgefhriebenen, und nicht ausdrücklich der bloßen Vorſicht 
üserlaffenen @rforderniffe nicht beobachtet Bat, fo iR die legte WillenserMärung ungiltig 


*) Dr. of. Winiwarter Handbuch der Yuftiz- und politifchen Geſetze. 2. Aufl. 
2. Bd. ©. 313—225. Franz X. Nippel’d Grläuterung ded a. b. ©. B. 4. Bd. €. 
160—165. Dr. Joſ. Ellinger Handbuch des öfterr. a. Civilrechtes. 4. Aufl. ©. 279. 

”) Ganz biefelde Anordnung enthält: fhon der Punkt 4 des hofkriegsr. Gire. 
vom 23. Yult 1798; kundgemacht in Siebenbürgen am 9. Auguft 1798 (Trauſch. 
Ram. Samml.). 
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L 

Nah ungarifhem Rechte ift ein Teftament, weldes mit Außeracht⸗ 
laffung eines oder der anderen aufgezählten Erforderniffe verfaßt wurde, nichtig 
{nullum) vgl. hiezu $. 576. 

In welden Fällen ein Teftament, worin der Erblaffer feine Kinder von der 
Nachfolge in feinen erworbenen (acquisita) Gütern ausgefhloffen hat, von diefen 
wegen N beftritten werden kann, wird bei $$. 762 — 766 er: 
örtert. 

H. 

Nah fähfifhem Rechte iſt ein Teſtament, welches die vorgefchriebe- 
«nen inneren oder äußeren Erforderniffe nicht hat, ungiltig. Mit Anwendung der 
Grundſätze des römischen Rechtes unterfcheidet dabei der Gerichtsgebrauch: 

1. das wichtige Zeftament (nullum), ein foldhes, welches aus Mangel 
der inmeren Erforderniſſe von feiner Errihtung am feine rechtliche Kraft hat, 
3. B. wenn der Erblaffer zur Errichtung deafelben gezwungen wurde (St. II. 
5.8.7). 

2. das ungerechte (injusium), welche s aus Mangel der außeren Erfor⸗ 
derniffe von Anfang ungiltig if. Ferner heißt das Teftament 

3. gebrochen (ruplum), wenn es feine Biltigkeit nach der Errichtung 
verliert, 3. B. durch die Geburt, Adoption oder Legitimation eines Kindes, oder 
durch die Widerrufung oder Vernichtung desfelben durch den Erblaffer (St. II. 
5. 88. 4, 13 und 16); 

4. er blos (desertum, destitutuwn), wenn der darin ernannte Erbe die 
Erbihaft nicht antreten kann und will. In allen diefen vier Fällen zerfällt das 
Teftament mit allen darin enthaltenen Verfügungen, jo daß die geſetzlichen (Inte 
ftat-) Erben zur Erbfolge gelangen, ohne zur Auslieferung irgend eines im Tefta- 
mente beftimmten Bermädhtnified gebunden zu fein”), und daß ein Jeder, welcher 
im Grunde desfelben Etwas empfangen hat, ſchuldig if, das Empfangene in die 
Verlaſſenſchaftsmaſſe zurüczuftellen (St. 11. 5. $. 16). Vergl. hiezu 88.575 
und 576. 

Die Klage der Pflihtwidrigkeit eines Teſtamentes (querela 
inofhiciosi testamenti) fteht nır den Notherben zu. In einem folden Kalle wird 
das Teftament nicht im Ganzen aufgehoben (rescinditur), allein es erhält feine 
Vollſtreckung nur in dem geſetzlich zuläfligen Maße (St. TI. 5. 88. 1, — und 
15). vgl. hiezu ss 762 - 766. 


- —. 





) ob. C. Albrih: Sächfiſches Privatrecht 88. 133—139. 
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Die Teftamente hat das Theilamt nicht anders als in Gegenwart der Erben 
zu eröffnen”), und es find denfelben, fo wie Jedermann, der dabei intereflirt iſt, 
Abſchriften davon zu ertheilen (St. II. 5. $. 14). 


Hiezu wird bemerkt: 

1. Zufolge des $. 7 des a. 7 Batented vom 29. Mai 1853 if in Bezug auf 
äußerliche Förmlichkeiten die Giltigfeit der vor der Wirkſamkeit des a. 6. ©. B. in 
was immer für einem Theile des Landes errichteten Iektwilligen Anordnungen, wenn 
der Erblaffer nach Kundmachung der neuen Erbfolgegefepe geftorben ift, entweder nad 
den bieher beftandenen, oder nach den neuen GErbfolgegefepen zu beurtheilen, je nad» 
dem die einen oder anderen der Aufrechterhaltung der lektwilligen Anordnungen gün« 
ftiger find (R. ©. Bl. Nr. 100). 

2. Laut der J. M. 3. vom 15. Juni 1853 fteht die Todesfallaufnahme, bie 
Eröffnung und Kundmachung des legten Willend, dem Bezirksgerichte, in deffen Be⸗ 
zirk fih der Todesfall ereignet hat, in der Regel auch dann zu, wenn die Berlaffen- 
fhaft3abhandlung nad den Beitimmungen des Geſetzes über die Gerichtszuſtändigkeit 
von einem anderen DBezirkögerichte, oder von einem Gerichtshofe zu pflegen, oder einer 
auswärtigen Gerichtöbehörde zu überlaffen ift (8. 27). In Fällen, wo die Abhand⸗ 
Iungspflege einem Gerichtöhofe zuſteht, kann jedoch derfelbe diefe Alte, wenn er vom 
Todesfalle Kenntniß erhält, auf Anfuchen der Betheiligten oder aus wichtigen Grün- 
den von Amtswegen auch durch eigene Abgeorbnete vornehmen laſſen ($. 28 R. ©. 
BI. Nr. 109). 

Meber die Kundmachung der legten Willenderflärung, die Berfügungen darüber 
und Beftreitung derfelben wird zum 15. Hauptft. II. Th. „Bon der Befignehmung der 
Erbſchaft“ das Nähere erörtert. 


8. 602. 


Erboverträge über die gange Verlaſſenſchaft, oder einen in Beziehung auf das Gauze beftimmien 
Theil derfelben, können nur unter Ehegatten giltig geihloffen werden. Die Borfchriften hierüber find in 
dem Hauptflüde von den Ehe-Bacten enthalten. 


$. 608, 


Inwiefern eine Schenkung auf den Todesfan als ein Bertrag, oder als eln letzter Wille an ber 
trachten fei, wird in dem Hauptflüde von den Schenkungen beftinmt. 


—— } 


) Inſtruction für die fächfifchen Stadttheilämter vom 28. Jänner 1805. 
Abf. V. Frieder. Ehuller: Das Eigen-Landreipt der S. Sachſen. S. 157—160. 
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Zehutes Hauptſtück. 
Bon Nacherben und Fideicommiffen. 


8. 604. 


Jeder Erblaffer kann für den Gall, daB der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft nicht erlangt, Einen; 
und, wenn auch diefer fle nicht erlangt, einen zweiten, und im gleichen Falle einen dritten, oder auch noch 
mehrere Racherben berufen, Diefe Anordnung beißt eine gemeine Subftüntion. Der in der Reihe zunächſt 
Berufene wird Erbe. 


Das ungarifhe Recht ebenfo wenig wie das fähftfhe enthält irgend 
welche beftimmte Anordnungen über die Berufung von Nacherben und über Fidei- 
commiffe. 

Nach ſaäͤchſiſchem Rechte zwar ift Jedermann gehalten, feinen Notherben 
den Pflihttheil (legitima) zu hinterlaffen (St. II. 5. 88. 1 und 11), will er aber 
feinen übrigen Verwandten, fremden Berfonen oder auch feiner Gattin in einer 
legten Willenserflärung aus feinem Bermögen Etwas zukommen laffen, kann er 
diefes in Geftalt einer Erbseinfegung oder Subftitution thun (St. U. 5. $. 12. 
Si quis aliis suis agnatis el cognalis, vel eliam extraneis personis, vel eliam 
uxori suae in lestamento suo aliquid legare voluerit, licebit sub conditionibus 
institulionis vel subsültutionis). Der Wortlaut dieſes Gefeßes ſpricht zwar 
im Allgemeinen den Grundfaß der mittelbaren Erbfolge aus, doch muß aus der 
Erläuterung, welche diefelbe in der Praris und auch durch einen fpäteren Aus- 
ſpruch der Legislation gefunden hat, gefolgert werden, daß im Sinne des ſächſt⸗ 
fhen Mumicipalvechtes weder ein Univerfal- noch ein Familien » Fideicommiß 
zuläffig fei (vgl. 88. 618-619). 


8. 605. 


Hat der Erblaffer aus den beſtimmten Fällen, dag der ernannte Erbe nit Erbe fein fan, oder 


daß er nit Erbe fein will, nur Einen ausgedrüdt, fo if der andere Fall ausgeſchloſſen. 
$. 606. 


Die dem Erben aufgelegten Laſten werden auch auf den an feine Stelle tretenden Nacherben aus⸗ 
gedebnt, fofern fle nicht durch den ausdrücklichen Willen, oder die Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, anf die 
Berfon des Erben eingefhränft find. 

. 8. 607. 


Eind die Miterben allein wechfelfeitig zu Racherben berufen worden, fo wird angenommen, daß 
der Erblaffer die in der Einfegung audgemeffenen Theile auch auf die Eubftitution ausdehnen wollte. 
Wird aber in der Eubkitution, außer den Miterben noch fonft jemand berufen, fo fällt der erledigte Erb⸗ 
theit Allen zu gleichen Theilen zu. 

8. 608. 


Der Erblaffer fann feinen @rben verpflihten, daß er die angetretene Erbſchaft nad feinem Tode, 
oder in anderen beftimmien Bällen , einem zweiten ernannten @rben überlaffe. Diefe Anortnung wird 
eine fireicommiffarifhe Eubfitution genannt. Die fibeicommiſſat iſche Eunftitution begreift fifiichweigend 
die gemeine in fid. 
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$. 609. 


Auch die Eltern fönnen ihren Kindern, ſelbß in dem Falle, daß dieſe zu tefliren unfäbhlg find, 
unr in Rüdficht ded Bermögens, das le ihnen binterlaffen, einen Grben oder Nacherben ernennen. 


Nah ungarifhem Rechte ift der Bauer (Colone), wie bereits bei 
8. 572 (Mbf. IV. 4) erwähnt ift, berechtiget in Anfehung der Sachen,“ über welche 
er leßtwillig verfügen kann, ftatt feines unmündigen Sohnee einen anderen Erben 


zu ernennen, welchem, wenn der Sohn während der Unmündigkeit firbt, die Exb- 


folge zufömmt (pupillarifhe Subftitution) ; erreicht aber der Sohn das gefekliche 
Alter von 12 Jahren, fo hört das Recht des fubftituirten Erben auf (Tr. II. 30 
88. 4 und 5). | 

8. 610. 


Hat der Erflaffer dem Erben verboten, über den Rachlaß zu teſtiren, fo iſt es eine fidelcom- 


mifferifhe Eubfittution, und der Erbe muß den Nachlaß für feine gefeglichen Erben aufbewahren. Das 
Berbot, die Sache zu veräußern, fließt das Recht, darüber zu teftiren, nicht aus. 


$. 611. _ 
Die Meibe, in welcher die fibelcommiffarifhen Erben auf einander folgen follen, wird, wenn fie 
Ale Zeitgenoffen des Erblaſſers find, gar nicht befchränkt, fie kann ji auf den Dritten, Bierten und nod 
weiter ausdehnen. 
§. 612. 


Eind es nicht Zeitgenoffen,, foudern foihe Nacherben, die zur Zeit des errichteten Teſtamentes 
ach nicht gebereun find, fo kann fi die fldeicommiffarifche Subftitution in Rüdfiht auf Beldfummen 
und andere beweglihe Sachen bis auf den zweiten Brad erfirchen. In Unfehung unbeweglider Güter 
gilt Ale nur auf den erften Grad; doch wird bei Beſtimmung der Grade nur derjenige Nacherbe gezählt, 
welcher zum Befige der Erbfhaft gelangt iſt. 


N. Ir. V. Nr. 43. 

Seine Majeſtät haben mit Allerhöchſtem Handfchreiken vom 24. Mai 1845 folgende Erläuterung 
hinfichtlich fegtwifliger Anordnungen , in welchen nod nicht ergeugie Berfonen für ven Fall ihrer Beburt 
unnittelbar zu Erben eingefegt, oder mit Vermächtniſſen bedacht find, Allergnädigſt zu genehmigen 
gerubet: j 

Regtwillige Anordnungen, wodurch Perfonen, welche bei dem Tode des Erblaſſers noch nicht ge- 
boren und auch nicht geſetzlich als geboren anzufehen find, für den Ball, als fie zur Welt fommen, un- 
mittelbar eine Erbfchaft oder ein Vermächtniß zugedacht wird, find nur infoferne giltig, als der Erblaſſer 
für Die berufenen Nachkommen nah den Beſtimmungen des $. 612 des a. b. G. B. au dur eine au 
ihrem Bortheile in abfleigender Linie errichtete fideicommiſſariſche Eubftitution giltig hätte forgen können. 
Bis zur Geburt des eingefchten Erben oder Bermächtnißnehmers fommt der einftweilige Befig uud Genuß 
des zugedachten Bermögens, foferne der Erblaſſer darüber feine andere Berfügung getroffen bat, denjenigen 
zu, welche darauf Auſpruch haben, im alle die Anordnung wegen unterbliebener Beburt des !Berufenen 
nicht vollzogen werden fann (8. 707 des a. b. ©. B.). Bür die Siderheit der Rechte der Ungebornen 
haben die Gerichisbehörden nah den allgemeinen gefeglihen Anordnungen gu forgen (Hofl. + Deeret vom 
30. Juni 1845). 

8. 613. 


Bis der Fall der fideicommiffarifhen Eubftitution eintritt, kommt dem eingeiehten Erben das 
eingefhränkte Eigentbumsrecht mit den Rechten und Berbindfichfeiten eines Fruchtnießers zu. 
6. 614. 
If eine Subſtitution zweifelhaft ansgebrüdt, fo tft fle auf eine foldhe Art auszulegen, wodurch 
die Breiheit des Erben, über das Eigenthum zu verfügen, am mindeſten eingefchränft wird. 
5. 615. 


Die gemeine Subflitution erliſcht, fobald der eingeſehte Erbe die Erbſchaft angelreien bat; bie 
fideteommiffarifche , wenn feiner von deu berufenen Racherben mehr übrig iſt; oder, wenn ter Ball, für 
den fie erridgtet worten, aufhört. 
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8. 616. 

Insbefondere verliert die einem Siunloſen gemachte fdelcommiffariihe Subftitution (88. 608-609 ) 
ihre Kraft, wenn bewiefen wird, daB cr zur Zeit felner leßten Anordnung bei voller Befonnenheit war; 
oder, wenn ihm das Gericht wegen erlangten Berftandgebrauches die freie Verwaltung des Vermögens 
eingeräumt hat; und die Eubflitution lebt nicht wieder auf, ob er gleih wegen Rückfalle wieder unter 
einen Curator gefegt worden if, und in der Zwiſchenzeit feine legte Anordnung errichtet bat. 


8. 617. 
Die von einem Grblaffer feinem Kinde zur Zeit, da es noch feine Nahlommenfhaft hatte, ges 
machte Eubfiitution erliicht, wenn daſſelbe erbfähige Rachkommen binterlaffen hat. 


8. 6198. a 
Ein Fideicommiß (Bamilien » Sideicommiß) it eine Uuordunng , kraft welcher ein Bermögen für 
alle fünftige, oder doch für mehrere Geſchlechtefolger, al® ein unveräußeriihes Bnt der Banıtlie erflärt wirt. 


I, 

Rah ungariihdem Rechte fteht Jedermanı das Recht zu, über das 
felbft erworbene Vermögen fowohl unter Lebenden, als auch für den Todesfall 
frei zu verfügen. Namentlich kann der erfte Erwerber einer königlichen Schenkung 
(Donationalgut) die Erbfolge in derjelben nah Belieben feitfeßen; er Tann fie 
ausſchließlich dem männlichen Geſchlechte vorbehalten, oder aber dem männlichen 
ſowohl als weiblichen Geſchlechte zuerfennen, und die Ordnung der Nachfolge will- 
kuͤrlich beftimmen (Tr. 1.57). Es ift alfo durch das Geſetz die Errichtung von (Fa⸗ 
milien⸗) Fideicommiſſen, in welcher Art immer, als Primogenitur, Majorat oder 
Seniorat (8.619) in den erworbenen Gütern keinesweges ausgeſchloſſen. Dagegen 
aber gilt bezüglich des ererbten Familien⸗ (Aviticale) Vermögens der Grundfaß der 
Unveräußerlichfeit (Tr. I. 58), d. h. daß der jeweilige Befiger darüber weder unter 
Lebenden noch für den Todesfall eine den anfpruchsberechtigten Erben nachtheilige 
Verfügung rechtsfräftig treffen Tann. Diefelben Grundfäge ftellt auch das Szek⸗ 
lerrecht in Rücficht des erworbenen und ererbten Vermögens auf. In leterer Be- 
ziehung find demnach — (wie dies befonders hei der Darftellung der Inteſtat⸗Erb⸗ 
folge klar wird) — eigentlich alle Szeflergüter (haereditates ziculicae) als ein 
Fideicommiß der ganzen Szefler-Nation, und alle ungarifchen, aus Töniglicher 
Schenkung herrührenden Güter ald ein Fideicommiß der einzelnen Kamilien zu 
betrachten, denn fie find duch die Geſetze als ein Vermögen für alle fünftigen 
Geſchlechtsfolger, als ein unveräußerlihes Gut der Ration und der Familie erklärt, 
worin der Grund liegt, daß das Gefeg die Veräußerung der Erbgüter fehr be: 
ſchränkt, und außer den gefeßlich geftatteten Fällen (Tr. 1. 59) alle übrigen Ber: 
außerungen für auflösbar erflärt, und dadurch den gefehlichen Erben den Weg 
jreiläßt, den Beftand der Familie duch die Rückerwerbung der von ihren Vor⸗ 
fahren rechtöwidrig veräußerten Güter aufrecht zu erhalten (vgl. $. 21. Abi. V). 


11. 
Das ſächſiſche Recht enthält gleichfalls Feine Anordnungen über Fi⸗ 
deicommiffe. Abgefehen von den erbrechtlichen Beftimmungen ift das Inftitut der 
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Fideicommiffe mit dem Geifte der fach fifhen Municipalverfaffung überhaupt un- 
vereinbar. Jedermann ift verpflichtet, den Notherben (Eltern, Kindern, vollbür: 
tigen Brüdern und Schweftern) den Pflihttheil, d. i. zwei Drittheile feines Der: 
mögens, ohne Unterfchied , ob dafjelbe ererbt oder erworben ift, zu hinterlaſſen, 
und kann nur über ein Drittheil des Vermögens leptwillig verfügen (St. I. 5. 
$. 9). Aber auch in einem foldhen der Verfügung des Erblaffers unterliegenden 
Bermögenstheile muß die Errihtung eines Fideicommiffed aus dem Grunde für 
unzuläffig erklärt werden, weil die Municipal-Verfaſſung der fähfifchen Nation, als 
eine rein bürgerliche, und auf die durchgängige Gleichheit ihrer Glieder, ſowohl 
in Rückficht ihrer Rechte als Pflichten, geftügt, jeden Realunterfchied unter diefen 
oder eine befondere Bevorzugung Einzelner vor der Mehrzahl der übrigen Bür- 
ger ausſchließt; während die durch Fideicommiffe möglich gemachte Anhäufung 
des Grundbeſitzes in den Händen weniger Perfonen, diefe unverhältnißmäßig bes 
reichern, die übrigen Nationsgenoſſen aber zur- Erfüllung ihrer Pflichten unfähig 
machen würde. Außerdem febt ein Fideicommiß feudale Einrichtungen, nament= 
lich den Beitand des Fideicommiß-Vermögens für alle künftigen Gefchlechtsfolger 
und deffen Unveräußerlichfeit woraus, während die Natur des fahfifhen Grund- 
eigenthumes eine ſolche Beſtimmung für ewige Zeiten, die Unveräußerlichkeit und 
auch das königliche Recht (jus regium) geradezu ausfchließt, d. h. daffelbe mittelft 
einer königlichen Schenkung an Niemanden verliehen werden kann (vgl. $. 760), und 
auch fonft frei vererblich, veräußerlih und erwerblid ift. Dies find die rechtlichen 
Gründe, aus welchen die Landſtände felbft in ihrer Vorftellung an den a. h. Hof 
vom 9. September 1811 die Einführung von Fideicommiffen für unvereinbar 


mit der ſächſiſchen Municipalverfaffung erklären (Kandtags-Protocoll v. 3. 1811 
©. 816) ?). 


$. 619. 


Das Fidelcommiß ift indgemein entweder eine Brimogenitur, oder ein Dajorat, oder ein Seniorat, 
jenahdem der Stifter deffelben die Nachfolge entweder dem Erſtgebornen aus der Altern Linie, oder dem 


) Es heißt in diefer Vorſtellung: „Interna Nationis Saxoniae constitutio 
pure eivilis ct aequalitatis jurium ac onerum supportationi superstructa, vi Pri- 
vilegialium suarum primitivarum Andreae regis nullam inter fundi regii cives 
realcm distinelionem admittit . ... Majoratos institutio perennalitatem et inaba- 
lienabilitatem praessupponit, natura autem fundi regii superinductionem peren- 
nalitatis, inabalienabilitatis, et Juris regii simpliciter excludit, juxia diserta 
Andreani privilegii verba“. Außerdem wird bier noch aus anderen Gründen des 
allgemeinen Wohled die Einführung der Fibeicommiffe in ganz Siebenbürgen als 
nicht wünfchenewerth bezeichnet. Gegenwärtig gibt ed dafelbfi nur das freiberr- 
ih Brudentbalifhe Fideicommiß (Primogenitur); ein anderes früher 
beitandenes der Freiherren Szentkereszti haben die Familienglieder felbft aufgehoben, 
und ein drittes, dad gräflich Bethleniſche, ſtehet im Proceffe. 
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Nachſten aus der Yamilie dem Grade nad, unter mehreren gleich Raben aber dem Aeltern an Jahren, 
oder endlih, ohne Rückſicht auf die Linie, dem Aeltern aus der Familie zugedacht hat. 


8. 620. 


Im Zweifel wird die Primogenitur eher, ale ein Majorat oder Seniorat; und das Majorat 
wird eher, als ein Eeniorat vermuthet. 
8. 621. 


Bei der Primogenitur gelangt eine jüngere Linie erh nach Griöfchung der ältern zum Zideicommifie, 
fo, daß der Bruder des fehlen Beſihers deſſen Söhnen, @ufeln, Urenkeln und weitern Rahfämmlingen 


weichen ınuß. 
$. 622. 


Der Etifter fann auch Pie Orduung det Erbfolge gang umtehren, und den Lettnachgebornen aus 
ver altern Linie, oder den Züngften and allen Linien, oder überhaupt denjenigen berufen, welder in 
Grade entweder dem Bideicommißg » Stifter, dem erſten Erwerber, oder dem legten Befiger am naͤchſten 


fommt. 
8. 623. 


Hat der Stifter hierüber feinen Willen nicht beftimmt auegedrückt, fo wird mehr Mädfiht anf 
ten letzlen Beſiher, als auf den Fideicomiß⸗ Stifter uud den erſten Erwerber genommen. Sind mehrere 
Berfonen in gleichem Grade vorhanden, fo gibt das höhere Alter ben Augſchlag. 


8. 624. 


Wenn der Stifter anordnet, daß das Fideicommiß inımer dem nächften and det Familie zufallen 
foße, fo wird darnnter derjenige verflanden, welcher nad Der gemeine geſedlichen Brbfolge aus der wänn- 
Iihen Rachtommenfchuft der Nächſte ift. wiſchen mehreren glei Raben wird, dafern and der Anordnung 
nit das Gegentheil erhellet, der Genuß des Fideicommiſſes geibeilt. 


$. 625. 


Hat jemand nebft dem Fideleommiſſe für die erfigeborne zinie ein zweiles ober mehrere — 
commiſſe für die nachgebornen Linien errichtet, jo gelangt der Beſttzer des erſten Fideiconumſſes und deſſen 
Nachtommeunſchaft ect dann zum Beſitze eines audern Fideicommiſſes, wenn in den übrigen Linien feine gu dem 
Fideicommiffe berufenen Nachtömmlinge vorhanden find, und die Fideicommiſſe bleiben nur fo vanae-T m 
einer Berfon vereinigt, bis wieder zwei oder mehrere Linien entfichen. 


$. 626. 


Die weibliche Rachkoumenſchaft hat in der Regel keinen Anſpruch auf Fideicommiſſe. Hat aber 
der Stifter ausdrüdiih verorduet, das nach Griöfhung des Maunsſtammes das Fideicommiß auf die 
weibliden Linien übergeben ſoll, fo geſchieht dieſes nach der für die mannliche Geſchlechtsfolge vorge 
ſchriebenen Ordnung; doc gehen die männlihen Erben derjenigen Linie, welche zum an des Fidel: 
commiffes gelangt if, Den weiblidden Erben wor. 


8. 627. 


Dhue beiondere Einwilligung der geiehgebenden Gewalt fantt fein Fideicommiß errichtet werden. 
Bei der Errichtung if ein ordentliches, beglaubtes Verzeichniß alter zu dem Fideicommiſſe gehörtgen Städe 
zu verfaffen und gerichtlich aufzubewahren. Diefes Inventartum dient bei jeder Befigveränderung und bei 
Abſonderung des Fideicommiſſes vom dem freien Bermögen zur Richtſchnur. Kür Die Sicherheit des Fidei⸗ 
commiſſes hat das Bericht nach den befundern Borfchriften zu forgen. 


N. ir. B. Nr. 52. - 


Seine Mafeflät Haben mit Allerhöhfier Entihliefung vom 6. Zuli 1882 zu befehfen gerubt, daß 
in allen Fällen, wo auf vorläufige Bewilligung zur Erridtung von Fidelcommiſſen eingefähritten wird, der 
beiläuftge Geldwerth des Bermögens, weiches als Fideicommiß beftehen foll, angegeben und auch angezeigt 
werden folle, ob feine, oder welde, auf bekannte UmRände gegründete Vedeuken, in den perföntidyen oder 
Sumilien-Berhättniffen des Bewerbers der Ertheilung im Wege ſtehen (Hofdeerret vom 13. Juli 1832). 

Zum $. 627 wird bemerkt: 

1. Bei Berhandlungen in nicht ftreitigen Fibeicommiß-Angelegenheiten, wohin aud) 
bie Abhandlung des Fideicommißvermögens bei Todesfällen der — gehört, iſt die 

Sachſenheim, Erlaͤuterung. 
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zur Berlaffenfchaftdabhandfung berufene inländifche Perſonalinſtanz des Stifterd die 
competente Behörde, wenn nicht fchon in dem a. h. genchmigten Fideicommißſtatute 
oder durch dem oberften Gerichtshof beftimmt wird, welches andere Gericht für die 
Zukunft die Fideicommiß-Inftanzg des neu errichteten Fideicommiſſes fein ſoll (8. 83 
der 3. N. vom 3. Suli 1853. R. G. Bl. Nr. 129. Klagen in Fideicommißangelegen- 
heiten find bei demjenigen Gerichtshofe erſter Inſtanz anzubringen, welchem die nicht 
fireitigen Fideicommißangelegenheiten zugemwiefen find, es möge fih dabei um bie 
Fideicommiß-Racfolge oder um was immer für andere aus dem Fideicommiß-Ver⸗ 
hältniffe entfpringende Streitigkeiten handeln ($. 38 ebenb.). 

2. Geſuche um die I. f. Bewilligung zur Errichtung von, Fideicommifjen find 
bei dem Minifterium des Innern zu überreichen. Wenn cd fi nur um die Einholung 
der vorläufigen Beftimmung handelt, ob a. h. Seine Majeftät geneigt feien, bei Vor⸗ 
lage eine? vollftändigen Entwurfes der Anorbnungen, nach welchen der Bittfieller das 
Fideicommiß zu errichten gedenkt, dem Geſuche zu willfahren, fo muß doch der Gegen⸗ 
fand und beiläufige Werth des Fideicommiſſes angegeben und erörtert werden, ob 
der Errichtung desſelben Feine in den perfönlichen und Familien-Berhältniffen des Be: 
werberd, foweit diefelben befannt find, gegründeten Bedenken entgegenftiehen ($. 222 
J. M. 3. vom 15. Juni 1853. R. ©. Bl. Nr. 109). Um die endlihe Bewilligung 
zur Grrichtung eined Fideicommiffed zu erlangen, iſt das Driginal, oder ein volljtän- 
diger Entwurf der Urkunde, wodurch dasſelbe errichtet werben foll, und ein Berzeidh- 
niß des zu dem Fideicommiſſe beftimmten Bermögend beizulegen, welches bei der 
Aufnahme des Fibeicommiß-Inventard zur Grundlage zu dienen bat ($. 223). Die 


1. f. Genehmigung bat nur infoferne rechtliche Wirkung, ald die Driginal-Urfunde 


über das Fideicommiß, falld fie nicht ſchon dem Gefuche beiliegt, von dem Fidei— 
commiß-Stifter wirklich audgefertiget wird, und feine Anordnung ohne Nachtheil für 
die erworbenen Rechte eined Dritten vollzogen werden fann ($. 224). 

Hat ein Berftorbener außer feinem frei vererblichen Vermögen auch ein Fidei— 
commiß befeffen, fo müffen die verfhiedenen Froſcheſteneſſen bei der Abhandlung 
ganz abgeſondert werden (8. 25. ebd.). 

3. Das Fideicommiß⸗-Inventar iſt, wenn dad Fideicommiß von dem Stiftet 
bei feinem Leben errichtet wird, fogleich, nahdem dem Gerichte die erfolgte I. T Ge⸗ 


nehmigung hiezu befannt gemacht worden ift, außerdem aber bei dem Zode des Stif- 


ters gerichtlich aufzunehmen. Ergibt fih nah dem Tode des Fideicommißftifterd ein 
Abgang an dem zum Fideicommiffe beftimmten Dermögen, oder eine Verminderung 
desfelben durch die davon zu entrichtenden Gebühren, durch die Ergänzung des Pflicht: 
theile® der Notberben, oder auf andere Weife, fo bat das Gericht ein neues Juventar 
zu errichten, und darin zuerft dad Fideicommißvermögen nad dem Zuftande, in wel⸗ 
dem er es hinterlaffen hat, zu befchreiben, fodann, wenn bas Fideicommiß an die 
Allodial-Berlaffenfchaft wegen Bermebrung oder. Berminderung ded in dem Haupt» 
Inventar angegebenen Stamm-Bermögend einen Erfag zu leiften oder zu fordern bat 
derfelbe audzumweifen, und ald eine Forderung oder Schuld des Fideicommiffed anzu- 
führen. Diefe Ausweifung muß felbft dann verfertiget werden, wenn alles Allodiaf- 
und Fideicommißvermögen des Erblafferd dem nämlichen Erben zufält. Sf in dem 
Haupt⸗Inventar nicht genau beftimmt, was ale Zugehör eines unbeweglichen Gutes 
anzufeben ei, fo haben die Kunftverftändigen barüber nad den Vorfchriften des a. b. 
©. 3. (88. 294—297) zu entfcheiden ($. 226). Trifft die Erbfolge in dad frei ver- 
erbliche Bermögen und in das Fideicommiß verfähiebene Perſonen, fo ift unter diefen 











12. @. ®. 88. 627-—-620.} 547 [Bidelcommiß-Inventar; »Bermögen.] 


zu berechnen, wieviel der unmittelbare Nachfolger im Fideicommiſſe wegen flehender 
oder erhobener Früchte, wegen verfallener oder eingezogener Zinfen und Renten, ie 
gen rüdfländiger Fideicommißſchulden, oder aus anderen Gründen an die Allodial« 
Erben zu fordern, oder zu bezahlen habe ($. 227 ebd.). 

4. Die Berfiherung des Fideicommiß⸗Vermoögens gefchieht in Rücficht der zum 
Fideicommiffe gehörigen unbeweglichen Güter durch Eintragung der fideicommiffarifchen 
Anordnung in die öffentlichen Bücher, Koftbarkeiten und Fahrniſſe mit Ausnahme 
der Gapitalien können in der Verwahrung des Fideicommiß⸗Beſttzers bleiben, welcher 
jedoch die Uebernahme derfelben entweder in dem Fideicommiß⸗Inventar oder in einer 
befonderen Urkunde zu beftätigen hat. Defientlihe und Privat-Schuldbriefe und alle 
übrigen Urkunden über bie Forderungen des Fideicommiſſes müflen in gerichtliche 
Verwahrung genommen werden (8. 232). Bei der Anlegung, Auflündigung 
und Zurüdbezahlung der Fideicommiß-Gapitalien find die Vorfchriften des a. b. ©. 
D. und des driiten Hauptftüdes des gerichtlichen Berfahrend in Nechtögefchäften außer 
Streitfadhen, über bad Bermögen der Minderjährigen zu beobachten, dad Gericht hat 
über.die Anlegung eines Fideicommiß-Gapitaled immer den Curator und in wichti⸗ 
geren Fällen auch die nächſten Anwärter zu vernehmen. Bei unzweifelhaft erwiefener 
gefegmäßiger Sicherheit kann jedoch der Antrag des Fideicommiß⸗Beſitzers, der von dem 
Guraior oder den Anwärtern verweigerten Beiftimmung ungeachtet, von dem Gerichte 
genehmigt werden ($. 233 ebd. vgl. $. 630 des 6.6. B.). Bei Privat-Berfonen für 
das Fideicommiß angelegte Geldfummen müffen in dem Schuldfcheine und den öffent: 
lien Büchern ausdrücklich als Fidelcommiß-Eapitalien bezeichnet, Staatepapiere, 
wenn fie auf den Weberbringer lauten, der Binculirung von Seite der öffentlichen 
Caſſe unterzogen, wenn fie aber auf beftimmte Namen lauten, auf das Kideicommiß- 
Bermögen verfchrieben werben ($. 234 ebd.). 

5, Ueber jedes Kideicommiß ift von dem Neferenten (ded Gerichted) ein eigenes 
Protscoll zu führen. In demfelben find die Anordnungen des Stifterd über die Erb- 
folge in dem Fideicommiffe, die urfprünglichen Beſtandtheile desfelben, und Die damit 
vorgefallenen Beränderungen, die Namen der Fideicommiß-Befiker, der Guratoren und 
ber nächſten Anwärter, die Fideicommißſchulden, die zur Tilgung derfelben feftgefepten 
Sriften, die wirklich geleifteten Zahlungen und alle Verfügungen ded Berichtes über 
das Fideicommiß anzumerken. Weberdieß foll bei dem Berichte ein diefem Protocolle 
gleihlautended Hauptbuh über alle Fideicommiſſe geführt werben. Jeder Referent 
bat über die genaue Eintragung der ihm zugetheilten Fideicommißgeihäfte in das 
Hauptbuch zu wachen ($. 257 ebd.). 

6. Die Obergerichte und der oberfte Gerichtshof haben mit Rachdruck darüber 
zu wachen, daß bie Fideicommiß⸗Behörden ihre Pflichten erfüllen, und in dem falle 
einer wahrgenommenen Bernachläfftgung oder Webertretung ber beftehenden Borfchrif- 
ten, die den Umftänden angemeffenen Berfügungen zu treffen ($. 258 ebd.). 


$. 628. 
Der Fideicommiß⸗Stifter hat das Recht, die Errichtung des Fideicommiſſes zu widerrufen, fo 
lange noch niemand durch Die Uebergabe oder durch Vertrag ein Mecht erworben hat. Und der Wie wird 
als widerrnfen angeſehen, wenn dem Erblaſſer ein männlicher ehelicher Erbe, der in dem Fldeicommifſe 
nit begriffen if, geboren wird. 
8. 629. 


Das Eigenthum des Fideicommiß⸗Vermögens ift zwiſchen allen Anwärtern und dem jedesmaligen 
Fideicommiß » Inhaber getheilt. Ienen fommt das Obereigentbum aflein, dieſem aber auch das Nutzungs⸗ 
eigenthum zu. 

38° 
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6. 680. 


Das Dbereigenthum berechtigt die Wideiconmis. Auwärter, die Hinterlegung der Fidcicommiß⸗ 
Schuidfcheine gu Gerichtbhanden zu verlaugen; eine üble Verwaltung der Bideicommig» ter gerichtlich 
anzuzeigen; zur Vertretung des Fideicommiſſes und ter Rahlommenfhaft einen gemeinihaftlihen Zider- 
comurig-Eurator in Vorſchlag zu bringen; überhanyt alle zur Sicherheit der Subſtanz nölhlge Maßregeln 
zu treffen. 


Für jedes Fideicommiß muß ein Eurator beftelt werden. "Das Gericht Hat 
dabei auf den Vorſchlag der Fideicommiß-Anmwärter gehörigen Bedacht zu nehmen, 
und in Rückſicht der perfönlichen Eigenfchaften ded Curators die Anordnungen bes 
a. b. &. B. über Bormünder zu beobachten. Es kann auch einer von den Anmwär: 
tern feldft zum Curator benannt werden. Gläubiger und Schuldner des Fideicom- 
miffes find zu diefem Amte nicht zuzulaſſen (8. 230. J. M. 3. vom‘ 15. Juni 1853). 
Des Curators Pflicht ift, die Rechte der zur Erbfolge in das Fideicommiß berufcnen 
Nahlommenfhaft zu vertreten und darüber zu wachen, daß dad Etammvermögen des 
Fideicommiffes erhalten, und der Zuftand desfelben nicht verfchlimmert werde. Er Hat 
dem Gerichte nit nur die über Fideicommißgeſchäfte abgeforderten Gutadten zu 
erftatten,, fondern auch alle pflitwidrigen, dem Fideicommiß⸗Erben nachtheiligen 
Unternehmungen des Fideicommißbefigerd anzuzeigen (5. 280 ebd.). In wichtigeren 
Fideicommiß-Angelegenheiten werden, infoferne nicht die Vernehmung aller Fidei⸗ 
commiß⸗Erben ausdrücklich vorgefährieben ift (88. 634 und 644 des a..b. G. B.), 
außer dem Syideicommiß-Gurator auch einige der nächften Fideicommiß⸗Anwärter, und 
vorzüglich diejenigen zu Nathe gezogen, bie nicht fo weit vom Gerichtsorte entfernt 
find, daß ihre Bernehmung großen Zeitverluft verurfachen würbe. Insbeſondere hat 
der Curator gemeinfchaftlich mit den nächften Anwärtern an allen Procefien Theil zu 
nehmen, die dad Stammvermögen des Fideicommifled betreffen. Anftatt ber minder: 
jährigen nächſten Fideicommiß-Erben kann der Vormund oder Gurator berfelben, wenn 
diefer nicht ſelbſt Fideicommißbefiger ift, zugezogen werden (8. 231 ebd. R. ©. Bi. 
Ar. 109). 


$. 631. 


Der Bideicommiß » Inhaber hat alle Rechte und Berbinblichfeiten eined Nichungéeigenthümers 
Ihm gehören alle Rupungen von dem Bidelcommiß: Gute und dem Zuwachſe, aber nit die Gubfian; 
deffelben. (Er trägt dagegen auch alle Laften. Für die ohne fein Berfhulden erfolgte Verminderung der 
Subſtanz hat er nicht zu haften. 
$. 632. 


Gin dideicommiß » Befiger kann zwar für fich, jedoch feineöwege für die, wenn gleich noch nicht 
vorhandene, Rachkommenſchaft auf fein Recht Verzicht thun. Berpfändet er die Früchte des Fideicommiſſte 
oder felbR das Fideicommiß⸗Gut, fo gilt die Verpfändung nur für denjenigen Theil der Früchte, welchen 
er einzufammeln berechtiget iſt, nicht aSer für dad Fideicommiß⸗Gut, oder den Theil der Früchte, welcher 
dem Nachfolger gebührt. 

$. 633. 


Unter der gleich nachfolgenden Befchräntung fann der Bideicommiß» Inhaber dad unbewegliche 
Fideicommiß > Gut in ein Gapital verwandeln; er kann Brunditüde gegen Grundflücde vertanfdher, oder 
gegen angemeffene Zinfen vertbeilen, oder auch im Erbpacht überlaffen. 


8. 634. 


Zu diefen Beränderungen bedarf er der Genehmhaltung der ordentlichen Gerichtebehörde. Dieie 
muß alle befannten Anwärter, oder, wenn fie minderjaßrig oder abweſend find, ihre Guratoren, dann 
den Gurator des Fideicommiſſes und der Nachkommenſchaft vernehmen, die Widptigteit der Gründe ber 
urtheilen, und indbefondere bei Bewilligung der Zerfiüdung der Grundflüde dafür forgen, daß das in 
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den polltiſchen Verordnungen vorgeldgrichene Maß benbadtet werde. Das dabei bedungene Entgefd wird 
als ein Fıbeicommiß-Gaplial angelegt. 
$. 635. 


Der Fideieommiß⸗Inhaber kann ein Drittheil des Fideicommiß⸗Gutes verfchulden, oder,” wenn 
ed in Gapitalien befteht. ein Drittgeil davon erheben. Hierzu bedarf er feiner Einwilligung der Un» 
wärter oter Guratoren, fondern nur der Genehmigung ber ordentlichen Berichtäbehärde. 


8. 636 


In diefed Drittheil find alle, unter wad immer für einem Namen auf dem Bidelcommiß «Gnte 
hafiende Laſten bergeftalt einzurechnen, daß zwei Drittheile ganz frei bleiben. 


8. 637. 


Der Werth eined Fideicommiß⸗Gutes, wenn es vertaufcht oder verſchuldet werben foll, wird 
durch die gerichtliche Schätzung, wenn es aber zu Geld gemacht werben foll, durch Öffentliche BVerfleiger 
rung beſtimmt. 


Hier wird bemerft: 


1, Bei der Abhandlung der Verlaſſenſchaft bes Fideicommiß⸗Stifters fallen 
die Soften für die Errichtung der Inventur dem nächſten Fibeicommiß-Erben, die von 
dem ideicommiß-Bermögen zu entrihtenden Gebühren unb Gerichtskoſten dem Fidei⸗ 
Commiſſe zur Laſt. Zur Beftreitung berfelben kann das Fideicommiß belaftet werben. 
Bei den folgenden Abhandlungen müfjen diefe Zahlungen von dem Fideicommiß⸗Erben 
aus den Früchten geleiftet werden. Auf gleiche Art find alfe anderen bei Fideicommiß- 
geſchaͤften vorfallenden Gerichts- und Guratelöfeftlen ohne Berminderung ded Stamın- 
vermögend. von dem Fideicommiß⸗-Beſitzer zu beftreiten (88. 109 und 228 der J. M. 
V. nom 15. Juni 1853). 

3. Die Bewilligung zur Berpfändung eines Fideicommifles kann nur von dem 
Fideicommißbeſitzer, nit von deffen Gläubigern angefucht werben. Ift fie jedoch dem 
Zideicommißbefiger bereitd von dem Gerichte ertheilt, und das Fideicommiß durch 
einen in geböriger Form audgeftellten Schuldfhein ausdrücklich verpfandet worden, 
fo fleht dem Gläubiger frei, die Ginverleibung der Forderung felbft zu erwirken 
(8. 235 ebd.). If der Fibeicommiß-Befiger geſtorben, ohne von ber ihm gerichtlich 
erteilten Bewilligung zur Verſchuldung des Fideicommiſſes Gebrauch gemacht, mithin 
die Echuldurfunde über dad empfangene Darleihen in gehöriger Form mit Verpfän- 
dung des Fibeicommiffes bereit audgeftellt, oder die Fideicommiß-Gapitalien in dem 
Depofiten-Amte wirklich behoben zn haben, fo ift die Bewilligung zur Onerisung für 
erlofchen anzuſehen, und das dem verftorbenen Fibeicommiß-Befiger eingeräumte Recht 
geht weder auf feine Allodial-Erben, noch auf den Fibeicommip-Radfolger über 
($. 236 ebd.). 

3. Dem Geſuche um die gerichtliche Bewilligung zur Berpfändung des Fibei- 
commiffed muß eine genaue, nad ben Grundfägen ber 88. 636 und 637 des a. b. 
G. DB. eingerichtete Berechnung des Fideicommiß-Drittheiled beigelegt werben ($. 237). 
Befteht das Fideicommiß aus mehreren Gütern ober Gapitalien, fo ift das Fidei- 
commiß-Drittbeil von jebem Gute oder Capitale abgefonbert zu berechnen ($. 238 ebd.). 

4. Der Werth des Fideicommiſſes muß bei der Berechnung ded Drittheiles 
dur eine eigends zu diefem Zwecke vorgenommene gerigtlihe Schaͤzung erwieſen 
werden. Jedoch bleibt dem Ermeſſen des Richter nach Bernehmung des Fideicommiß- 
Curators und der nächften Anwärter überlaffen, eine bei Einverleibung älterer Fidei⸗ 
commiß-Schulden bereitd vorfchriftmäßig aufgenommene Schätung ber Bewilligung 
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zur weiteren Verſchuldung des Fideicommiſſes zum Grunde zu legen ($. 240). Bei 
einer Schäpung, melde der Berechnung des Fibeicommiß-Drittheiled zum Grunde 
gelegt werden fol, find die Sachverfländigen von dem Fideicommiß-Befiper, dann 
von dem Eurator und den nächſten Anmwärtern in Vorſchlag zu bringen und von dem 
Gerichte nach den für Streitfachen ertheilten Borfhriften zu benennen. Dem Fidei⸗ 
commiß-Befier, dem Curator, den Anwärtern fteht frei, bei der Schätzung zu erſchei⸗ 
nen und Alles, was zur richtigen Beurtheilung des Werthes des Fideicommiſſes dienen 
tann, zu bemerten. Zu diefem Ende muß ihnen die Zeit, zu welcher die Schätung 
vorgenommen werden wird, von dem Gerichte bekannt gemacht werden. Liegen um 
bewegliche Güter unter der Realgericht&barkeit einer anderen Behörde, fo ift das 
Schäpungdgefuh bei der Fideicommiß-Inftanz zu überreihen, und von dieſer an 
die Real-Inftanz zu befördern, und der Ichteren über Namen und Wohnort ded Eura- 
tord und der nächſten Anwärter Auskunft zu ertheilen ($. 240). Ueber die von dem 
Fidelcommiß-Befiper vorgelegte Berechnung des Fideicomniß-Drittheild und der Schul: 
den fann das Bericht nach Gutbefinden den Curator und bie nächften Anwärter ein- 
vernehmen ($. 241). Die Berechnung der Schulden muß Mar zeigen, wieviel die 
auf dem Fideicommiß-Gute haftenden, von dem gegenwärtigen Befiker feinen Bor- 
fahren, oder dem Fideicommiß-Stifter felbft herrührenden Schulden mit Einfluß der 
von dem Letzteren etiva angeordneten und auf dem Fideicommiſſe haftenden Stiftungen 
oder anderen Bermächtniffe zufammen genommen betragen, und wie viel nach Abzug 
diefer Summe von dem dritten Theile des Fideicommiß-Werthed noch unbelaftet ifl. 
Lebendlängliche Penflonen, und andere auf ungewiffe Zeit oder für beftändig angeord- 
nete fortlaufende Zahlungen werden zu fünf vom Hundert zu Capital angeſchlagen. 
Jede Schuld wird in dem Betrage angefeht, in welchem fie zur Zeit bed Onerirungs⸗ 
Gefuches berichtiget werden könnte. Iſt alfo eine Zahlung in Staatefhuldverfärei- 
bungen oder in anderer Währung zu leiften, ald in weldher bie Schäpung des Gutes 
aufgenommen ift, fo wird die Schuld nad dem letzten Börfen-Eurfe berechnet (8. 242). 
Der Befcheid, wodurch die Berpfändung des Fideicommiſſes bemwilliget wird, muß 
fowohl den Betrag der Schuld, ale der jährlihen Rüdzahlungen in beflimmten 
Summen angeben, und wenn der Fideicommißgüter mehrere find, die Summe feft- 
fegen, welche auf jedes derfelben verfichert werden darf. Der Beſcheid ift dem Eu- 
rator und den nächften Anmwärtern auch dann zuguftellen, wenn fie über dad Geſuch 
des Fideicommiß-Befiger® nicht vernommen worden :find ($. 243). Die rechtlichen 
BVerhältniffe des Fideicommiß-Befigerd gegen feine Gläubiger werben nicht nad den 
Borfchriften über die allmälige Tilgung der Fideicommiß-Schulden, fondern nach dem 
Inhalte der von ihm felbft, oder von feinen Borfabren ausgeftellten Schufdfcheine 
und nad) den allgemeinen Rechtsgrundſätzen beurtheilt. Es bleibt ihm unbenemmen, 
infoferne er gegen das Fibeicommiß noch nicht zur Tilgung der Schuld verbunden ift, 
bie Zahlung dur neue Anlehen zu leiften ($. 244). Die nur für die Lebenszeit des 
Beſitzers auf die Früchte des Fideicommiß-Gutes verfiherten Schulden find bei Be- 
rechnung des Fideicommiß⸗Drittheiles nicht in Anfchlag zu bringen. Wenn jedoch 
diefe Schulden der Berzinfung umd vorgefchriebenen allmäligen Rüdzablung der 
Fideicommiß⸗Schuld hinderlich fein würden, fo hat eine Berpfändung des Fideicom⸗ 
miſſes nur infoferne flatt, als für die vorfhriftsmäßigen Nüdzahlungen an der 
Fideicommiß⸗Schuld, und die Berichtigung der Zinjen Sicherheit geleiftet wird. Auch 
find bei Behebung des Drittheiled von einem Geld⸗Fideicommiſſe die jährlichen Rück⸗ 
zahlungen durch Pfandrecht auf die Zinfen der übrigen zwei Drittheile zu verfihern 
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($. 245). Der Fideicommiß⸗-Beſitzer kann von der Bewilligung der PBerpfändung 
des Fideicommiſſes feinen Gebrauch mehr machen, wenn nach der Zeit, wo er fie 
angefucht hat, eine neue Schuld auf das Fideicommiß, oder bie Früchte deöfelben 
verfichert worden ij. In diefem Kalle ijt die gerichtliche Genehmigung zur Beftellung 
einer Hypothek auf das Fibeicommiß neuerlich anzufuchen (8. 246). Die Bewilligung 
jur Berpfändung eined Fideicommiſſes kann nie für fih allein im bie öffentlichen 
Bücher eingetragen,. ſondern nur in NRüdficht einer beflimmten Forderung und mit 
tem Schuldfcheine zugleich einverleibt werden ($. 247). Das Gefuh um Einleibung 
der Fideicommiß⸗Schuld ift immer bei der Fideicommiß-Anftanz zu überreichen, und 
von diefer, wenn ihr über dad Gut feine Realgerichtöbarkeit zuſtehet, an die Real⸗ 
Inſtanz zu befördern (8. 248 ebd. R. ©. Bl. Rr. 109). 


$. 638. 


Die Rüdzablungen einer Fideicommiß⸗ Schuh And jo zu beſtimmen, dag jährlich fünf von hun⸗ 
dert an der Schuld getiigt werden. Nur aus erheblichen Asfachen iſt eine Berlängerung der Friſt zu 


geſtatten. 
$. 639. 


h Bill der Fideicommiß-Befiper von den bereits gefeifteten Rückzahlungen wieder einen Betrag zu 
feinem Gebrauche erheben, fo muß er zur Tilgung deffelben noch insbefondere jährlich fünf von hundert 
bezahlen. 


Hiezu wird bemerkt: Die Fideicommiß⸗Inſtanz und der Surator haben darüber 
zu wachen, daß die Fideicommiß-Schuld in den feftgefebten Friſten zurückbezahlt werde 
(8. 249 der J. M. V. vom 15. Juni 1853). Der Befiger eined verpfändeten, oder 
im Capitafe verminderten Fideicommiſſes hat dem Gerichte am Ende eined jedem 
Jahres eine vollftändige Ausweifung über die Berichtigung der im Laufe desfelben 
verfallenen Rüdzahlungen zu überreichen. Darin iſt zuerft bie ganze Fideicommiß⸗ 
Schuld nad dem Fideicommiß-Inventar und den Auszügen aus den öffentlichen Büchern 
oder dem Depofiten-Ertracte anzugeben; fodann der Betrag fämmtlidher auf das ver- 
floffene Jahr entfallener Rüdzahlungen nad den darüber bei ber Berpfändung des 
Fideicommiſſes oder Erhebung der Tapitalien getroffenen gerichtlichen Berfügungen zu 
berechnen. Hat der Fideicommiß-Befiper an einzelnen Echulden mehr abgetragen, als 
er gegen das Fideicommiß verpflichtet war, für das verfloffene Jahr daran zu bezah- 
len, fo kann er fih den Ueberſchuß bei anderen Echufdpoften, oder in den folgenden 
Jahren zu gut rechnen. Immer find aber die Rüdzahlungen nad dem urfprünglichen 
Betrage aller auf das Fideicommiß verficherten und noch nicht ganz getilgten Forde⸗ 
rungen nicht nach der Summe zu berechnen, welche dann zur Zeit der überreichten 
Ausweifung noch übrig ift ($. 250). Die geleifteten Zahlungen bat ber Fideicommiß⸗ 
Beſitzer durch Depofiten-Echeine oder Quittungen darzuthun, und wenn in den öffent: 
lichen Büchern einverfeibte Forderungen getilgt worden find, die gefhehene Loͤſchung 
darzuthun. Die Ausweifung muß von dem Fibeicommiß-Befiger und Curator unter- 
" schrieben, oder wenn fie der leptere unrichtig findet, feine beftimmte Grilärung bei» 
gefügt fein (5. 251). Unterhaltsgelder und andere, auf die Lebenszeit beſtimmter 
Perſonen beſchraͤnkte, von Zeit zu Zeit wiederkehrende Zahlungen gehören nicht zu den 
Zaften, wovon das Fideicommiß durch allmälige Rüdzahlung befreit werden muß. 
Auch ift der Fideicommiß-Befiger in Rüdficht ſolcher fortlaufender Zahlungen, welche 
der Fideicommiß-Stifter ſelbſt für beftändtg angeordnet hat, zu allmäliger Befreiung 
des Fideicommiffed nicht verpflichtet. Dagegen find andere von bem Fideicommiß- 
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Stifter herrübrende, auf dem Fibeicommißgute haftende Schulden gleih denjenigen, 
wofür der Befiker des Fideicommiffes dasfelbe mit gerichtlicher Bewilligung verpfän- 
det hat, durch allmälige Nüdzahlung zu tilgen (8. 252). Die Borlage des vorge: 
föhriebenen jährlichen Ausmweifed über bie Fideicommiß-Depurationen bat das Gericht 
von Amtöiwegen zu überwachen. Den gelegten Ausmweid hat baffelbe genau zu prüfen 
mit den Beilagen und den Fideicommiß-Acten zu vergleichen, und nöthigenfalls die 
Berichtigung oder Ergänzung anzuordnen. Entſteht über den Betrag der Schuld bes 
Fideicommiß-Befiger® an rüdfländigen Depuratimen ein Streit, welcher nicht in 
Güte beigelegt werden kann, fo ift derfelbe auf den Rechtsweg zu verweifen. Das 
Gericht Hat jedoch die Sicherftellung des ftreitigen Betrages anzuordnen, und Die 
Reiftung derfelben nöthigenfall® durch die gefeplichen Zwangdmittel von Amtswegen 
zu bewirken ($. 253). Eine Verlängerung der Friften zur Bezahlung der Fideicommiß- 
Schulden, oder eine Wicderbehebung der bereit® geleifteten Rüdzahlungen ($. 639 des 
a. b. ©. 2.) ift nur aus erbeblihen Gründen und nad Bernehmung dee Guratore 
und der nädjften Anwärter zu bewilligen. Auch im Falle der von denfelben verwei- 
gerten Beiftimmung bleibt jedoch dem Gerichte vorbehalten, dem Fideicommiß-Beſitzer 
aus beſonders wichtigen Gründen die Rüdzahlung für eine beftimmte Zeit ganz oder 
zum Theile, und unbedingt oder gegen Erhöhung der Zahlungen in den nächfifolgen- 
den Sahren zu erlaffen, oder einer Wiederbehebung an den bereits geleifteten Rückzah⸗ 
lungen gegen die in&befondere davon zu leiftenden Depurationen flatt zu geben ($. 254). 
Wenn dem Gurator bekannt wird, daB Zinfen von Fideicommiß-Schulden, oder auf 
dem Fideicommiffe haftende Eteuern durdy längere Zeit unbezahlt bleiben, fo hat er 


dieſes dem Gerichte anzuzeigen. Die Fibeicommißbehörde ſoll in diefem Falle fewohl, 


ald wenn fie auf andere Weife von längeren Zinfen- und Steuerrüdfländen Nach» 
richt erhält, den Zideicommiß-Befiper zur Bezahlung der Rüdftände von Amtswegen 
anhalten (8. 255). Gegen Fidelcommiß-Beflger, welche wiederholten gerichtlihen An⸗ 
ordnungen über die Berichtigung der Fideicommiß-Schulden, der Zinfen: oder Steucr- 
Rückſtände nicht Folge Teiften, ift die Sequeflration Yon Amtswegen zu verhängen, 
und wo möglich der nächte Anwärter, der nicht von dem Fideicommiß-Befiker felbft 
abftammt, oder der Gurator zum Sequefter zu beftelen. Auch einem Fideicommißs 
Befiger, welcher die Subftanz eine? Fideicommißgutes durch übermäßige Benupung 
der Waldungen oder auf andere Art dur üble Verwaltung wefentliben Nachtheilen 
oder Gefahren ausfept, kann, wenn dieſes durch den Befund der Sachıverfländigen 
oder undere in der Proceßordnung gegründete Beweiſe dargetban wird, die Verwaltung 
abgenommen und für immer oder auf cine angemeffene Zeit einem Sequefter über: 
tragen werden ($. 256 ebd. G. G. Bl. Nr. 109). 


g. 640. 


Der Nachfolger im Fideicommiſſe iſt nur die mit gerichtlicher Genehmigung gemachten Echufden 
jeines Vorfahrerd zu bezahlen jchuldig. Für die zur Tilgung derfeiben ſchon verfallenen Rüdjahlungen 
baftet er nar inſoweit, als fie nicht aus dem frei vererblichen Vermögen des Borfahrerd grieiftet werden 
können. 

$. 641. 

Hat der Borfahrer zur Erhaltung oder wichtigen Verbefierung des Fideicommiſſes einen be⸗ 
trächtlichen Aufwand gemadıt, wozu er das Fideicommiß⸗Gut zu verſchulden berechtigt gerwefen wäre, fo 
muß der Aufwand erfegt werden. Hierzu find aber die Nachfolger befugt, ein Drittpeil des Fideicommip- 
Outes zu belaften. Die Rüdzahlungen werden auf die in dem 8. 638 vorgeſchriebene Urt geleiftet. 
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9. 642. 


Ein dideleomiß⸗Glãubiger kaun die Bezahlung einer, ſelbſt mit gerichtlicher Bewilligung, auf 
dem Bidelcommiffe haftenden Schuld nicht aus dem Stammgute, fondern nur aus den Gintünften des⸗ 
jelben verlangen. 

8. 643. 


Die Fruchte des Iehten Jahres werden zwifchen den Erben des Borfahrers und dem Radfolger 
im Sideicommiffe ebenfo, wie zwiſchen dem Bruchtnießer und Eigenthümer (8. 519) getpeilt. 


8. 644. 


Ein Fideicommig kann aufgelöfet werben, wenn Leine -gum Fideicommiſſe berufene Nachkommen⸗ 
ihaft zu vermutben if. Zur Uuflöfung des Fideicominig-Bandes aber wird, nebft der Einwilligung des 
Nugungseigenthümer® und aller Anwärter, die durch ein Edict vorzufaden find, auch die Finvernehmung 
ded Guratora der Nachkommenſchaft, und die gerichtliche Bewilligung erfordert. 


8. 645. 


Das Fidelcommig erlifht, wenn es zu Grunde geht, oder, wenn alle in dem Stedbriefe be» 
rufene Linien ohne Hoffnung einer Nachkommenſchaft ausgeflorben find. In dem Ießtern Balle vereinigt 
fih das Dbereigentynm mit dem Nukungseigenthume, und der Befiper kann nad Willkür tiber das Fidel- 
commiß verfügen 


— — — 2222 


Die Bewilligung zur Auflöſung eines Fideicommiſſes und die Erklärung über 
die erfolgte Grlöfchung deffefben gehört zum Wirkungskreiſe der Fideicommißbehörde. 
Iſt das Fideicommißband dur ben Tod des Iepten Beftgerd crlofchen, fo hat zwar 
die Berlaffenfhaftebehörde des Berftorbenen die Abhandlung zu pflegen; allein bie 
auf das Fideicommiß⸗Band bezügliche Erklärung, daB das Fideicommiß erloſchen fei, 
fteht gu in dem falle, wo das Fideicommißgeriht nicht zugleich Abhandlungsbehörde 
ift, dem SFideicommißgerichte zu (8. 83 der J. N. v. 3. Zuli 1853. R. &. Bl. Nr. 129). 


$. 626. 


Von den Subflitutionen und Fideicommiſſen unterfcheiden fi die Etiftungen, wodurd bie Ein» 
fünjte von Gapitalien, Grundflüden oder Nechten zu gemeinnügigeun Unfalsen, ale: für geiſtliche 
Pfründen, Schufen, Kranten oder Armenhäuſer; oder, zum Unterhalte gewiſſer Berfonen auf alle folgende . 
Zeiten beftimmt werden. Die Borfchriften Über Stiftungen And in den yolitifchen Berordnungen enthalten. 


I. 

Nah ſächſiſchem Rechte find Legate, welche der Erblaffer für Kirhens 
gemeinden oder öffentliche milde Anftalten beftimmt, unverweilt vor allen andern 
Legaten auszufolgen, und zu feinem anderen Zwecke, ale wozu fie der Erblaſſer 
beftimmt hat, zu verwenden (St. IT. 6. 8. 7 ad pios usus el reipublicae legala 
omnium primo praestari debent. Legala ad res pias in alium usum quam 
testator voluit converli non debet). 


ii. ' 

In gleicher Weife verordnet das allgemein verbindliche Landesgefeß, daß 
ftomme Stiftungen nad dem Willen und der Abficht des Stifters verwaltet, und 
mit den Stiftungen anderer Religionsgenoſſen nicht vermifcht werden follen. Das 
Oberauffichtsrecht darüber wird dem Landesfürften vorbehalten (Art. nov. 54. a. 
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1791: „Sacratissima Sua Majestas singulas religiones securas benigne red- 
dit, quod piae fundaliones ad menlem ac intenlionem Fundatorum admini- 
strabuntur, et cum fundationibus aliarum religionum non commiscebunlur: 
salvo circa illas superinspeclionis jure Majeslali regiae compelenle. Bgl. 
$. 6. Ab. IH). 

Auch follen nach der von den fiebenbürgifchen Landftänden in ihrer Bor- 
ftellung vom 9. September 1811 an den a. h. Hof niedergelegten Erklärung: 
„Stiftungen für öffentliche Inftitute, da ein foldyer frommer Mille des Stifters 
das allgemeine Wohl bezweckt, und deren Richtgeftattung das zarte Gewiflen des 
Erblaffers gewiffermaßen berühren würde, wenn fie nit zum offenbaren Nach⸗ 
theile der Erben gereichen, und mit einer Verlegung der Aoiticalrechte verbunden 
find, mit Hinzutritt der Iandesfürftlihen Bewilligung frei, und für immerwährende 
Zeiten errichtet werden können“ (quod iamen Fideicommissa publicis inslilu- 
tis seu in collalionibus, seu in capilalibus concernil, cum ejusmodi pia fun- 
dalorum mens in emolumentum boni publiei cedal, et ejus restrictio te- 
neram Teslanlis conscieniam quodammodo offenderet, ejusmodi fidei 
commissa nisi in praejudicium successorum manifestum, et cum laesione 
Jurium aviticalium conjuncta fuerint, pro liberis accedenle Majestatis ves- 
trae Sacralissimae benignissimo annulu declaranda forent, intemerata fide et 
fidelitate perennantes.“ Landtags⸗Protocoll v. 3. 1811. ©. 816. vgl. $. 618. 
Abi. II. Anmerk.). 

III. 

Mit a. h. Reſcripte vom 7. Jänner 1785 haben Se. k. k. Majeſtät zu be⸗ 
fehlen geruhet, daß feine den Kirchen, irgend einem geiſtlichen Individuum oder 
Gemeinde gehörige, bei einem oͤffentlichen Sonde anliegende Gapitalien, ohne aus: 
druͤckliche landesfürſtliche Bewilligung aufgelündiget, oder wenn fie vielleicht ſchon 
aufgefündiget wären, ausgezahlt und erhoben werden follen” (Statuta almae. 
d.oec. Transsilv. Seclio IX. $. 1). Ce. Majeftät haben zufolge Hofdecreted vom 
10. November 1820 Hofz. 3968 zu befehlen geruhet, daß künftighin den Cura— 
toren, welchen die Auffiht und Sorge über die ordentliche Verwaltung öffentlicher 
und Stiftungs-Gelder, der Schulen und Collegien obliegt, feine Gelder aus den 
öffentlichen ihrer Sorge und Auffiht anvertrauten Fonden, dargeliehen, Die aus: 
ftehenden Intereffen der etwa dargeliehenen Capitalien aber ohne Berzug und 
unter Berantwortlicgfeit der Caffabeamten eincaffirt, und dergleichen Sapitalien 
bei anderen Perſonen, welche auf die Verwaltung folder Fonde feinen Einflup 
nehmen, gegen hinreichende Sicherheit angelegt werden follen (Bubl. Decr. vom 
21. December 1820. 3. 11885. ebd. $. 4). — Ueber die Vorzugsrechte ber 
öffentlihen Stiftungen und Fonde, vgl. oben $. 450 Abf. 1V. 
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Hiezu wird bemerkt: 


1. In den Wirkungstreid des Bezirksamtes gehört die Ausübung des Auffichtd- 
und Tutalrechtes ded Staates bei geiftlihen und weltlihen Stiftungen, foweit nicht 
andere Organe dafür beftehen, oder die Wirkſamkeit höheren Behörden vorbehalten ift 
($. 49 der B. der Minifterien des Innern, ber Juſtiz und der. Finanzen v. 19. Jänner 
1853. R. ©. Bf. Nr. 10. Beil. lit A). Die Statthalterei ift die oberſte Stiftungs- 
behörde ded Landes, hat zu wachen, daß die Stiftbriefe gehörig abgefaßt werden, das 
Bermögen erhoben umd fichergeftellt, verwaltet umd die Stiftungéverbindlichkeit erfüllt 
werde (ebd. & 35. Beil. lit. C). — 


2. Bei der Abhandlung von Berlaffenfhaften find Gurateren. für diejenigen 
Stiftungen oder öffentlichen Anflalten von Amtöwegen zu beſtellen, für welche nicht 
der Bertreter des Staatsfchapes, oder ein anderer gehörig bevollmächtigter Sachwalter 
die Bertretung übernimmt (8. 76 der 3. M. 3. vom 15. Juni 1853. R. &. DI. 
Nr. 109). Die den Staatdcaffen oder äffentlihen Anftalten, einer Gemeinde, Kirche, 
Schule, den Armen oder einer frommen Stiftung durch das Geſeß oder einen legten 
Willen zugefallenen Erbſchaften und bedeutenden Vermählmiffe find von dem Gerichte 
fogleih dem Statthalter befannt zu machen. Eben dahin ift am Ende jeben halben 
Jahres ein Verzeichniß fammtlicher geringerer Bermächtniffe der angeführten Art zu 
überfenden ($: 82 ebd.). 


Eilftes Hauptſtück 
Von Vermächtniſſen. 


3. 647. 
Zur Siltialeit eines Vermächtniſſes (ß. 535) if nothwendig, daß es von einem fähigen Erb⸗ 
la ſſer einer Perſon, die zu erben fähig if, durch eine giltige lehte Willenderllärung hinterlaſſen werde 
J. 


Das ungariſche Recht enthält über die Vermächtniſſe keine beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen. Es gelten in dieſer Beziehung die Grundſätze, welche in Bezug auf 
die Erklärung des letzten Willens überhaupt bereits oben (8. 552 u. ſ. f.) ange⸗ 
führt worden find. 

IL 

Nah ſächſiſchem Rechte iſt das Vermächtniß eine lebte Willend- 
erflärung, wodurd der Erblaſſer feinen Erben die Berbindlichkeit auferlegt einen 
Theil der Erbſchaft, oder eine einzelne Sache daraus an einen Anderen abzutreten 
(St. 11. 6. $. 1), vgl. 8. 535. 
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8. 648. 


Des Erblaffer fann auch Einem oder mehreren Miterben ein Vermächtniß vorausbeſtimmen; in 
Rückſicht deijelben find fie nur ald Legatare zu betrachten. 


$. 649. 


Die Verindchtniffe fallen in der Regel aflen Erben, felbft in den Falle, daß die einem Miterben 
gehörige Sache vermacht worden ift, nah Maß ihres Erbtheiles zur Laſt. ES hängt jedoh von dem 
Grblaffer ab, ob er die Abführung des Legatd einem Miterben, oder aud einem Qegatar Kelonkent auf: 
tragen wolle. 


Nah ſächſiſchem Rechte fallen die Verniächtniffe allen Erben nad 
Maß ihres Erbtheiles zur Laſt, außer ed hätte der Erblaffer ausdrücklich heftimmt, 
von wen das Legat abzuführen fei? (St. I. 6. 88. 1 und 3). 


8. 650. 

Ein Legatar Tann Ah von der volltändigen Erfüllung des ihm aufgetragenen weitern Ber: 
mädtniffed aus dem Grunde, daß ed den Werth des ihm zugedachten Legaté überfleige, nicht entichlagen. 
Nimmt er dad Legat aber nicht an, fo muß derjenige, dem es zufällt, den Auftrag Übernehmen, oder das 
* zugefallene Vermächtniß dem darauf gewieſenen Vermächtnißnehmer DR 

R. Tr. B. Nr. 53. 


Die Borfgrift des 8. 651 findet auf Legate für Arme oder fonft zu frommen Zweden nur in⸗ 
foferne Anwendung, als über die Art ihrer Erfüllung weder durch den Erblaffer, noch durch politiſche 
oder andere befondere Berordnungen nähere Beſtimmungen getroffen find. 


$. 651. 


in Erblaffer, weicher ein Regat einer gewiffen Elaffe von Berfonen, als: Berwandien, Dienſt⸗ 
perfonen oder Armen zugedacht hat, kann die Bertheilung, welchen aus diefen Perfonen, und was jeder 
zukommen foll, dem Erben oder einem Dritten Überlafjen. Kat der Erblaffer hierüber nichts beftimmt, 
fo bleibt die Wahl dem Erben vorbehalten. 


6. 852. 


Der Erblaſſer fann bei einem Vermächtniſſe eine gemeine, oder fideicommiffarifche Subſtitution 
anordnen; dabei ind die in dem vorigen Yauptfläde gegebenen Borfärifien anzuwenden. 


Dal. hiezu $. 604. 

8. 658, 

Alles, was im gemeinen Verkehre ſteht: Sachen, Rechte, Arbeiten und andere — die 
elnen Werth haben, können vermacht werden. 

Nah ſächſiſchem Rechte iſt das Legat des Eigenthumes einer Sache 
mit Vorbehalt des lebenslänglichen Fruchtgenuſſes geſetzlich zuläſſig. Stirbt 
der Legatar aber vor dem Erblaſſer, ſo übergehet das Legat an die geſetzlichen 
Erben des Legatars, im Falle der Erblaſſer das Legat nicht widerrufen hätte (St. 
11. 6. $. 5), val. S. 956. 

8. 654. j 

Werden Sachen vermadt, die zwar im gemeinen Verkehre ſteben, die aber der Legatar zu befiden 

für feine Berfon unfähig ift, fa wird ihm der ordentliche Werth vergütet. 
$. 655. 


Worte werden auch bei Bermäcdimiffen in ihrer gewöhnlichen Bedeutung genommen; ed müßte 
denn bewieſen werden, dag der Erblaffer mit gewiſſen Uusdrüden einen ihm eigenen beſondern Einn au 
verbinden gewohnt geweſen iſt, oder, daß das Vermächtniß ſonſt ohne Wirkung wäre. 
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Nah ſächſiſchem Rechte hat der Richter die Teſtamente, wenn darin 
Etwas undeutlich oder zweifelhaft ausgedrückt iſt, fo wie es der Aufrechterhaltung 
derfelben am günftigften, und fo, wie es glanblich ift, daß es der Erblaffer ge: 
meint haben könne, auszulegen (St. IL. 5. $. 15: cum in lestamento ambigue 
aut eliam perperam aliquid seriplum reperielur, benigne, ei secundum id, 
quod leslalorem voluisse, credidile est, judex interpretabilur) vgl. 8. 6. Abſ. 
111. $$. 646 und 914. 


$. 656. 


Hat der Erblaffer (Eine oder mehrere Sachen von gewiſſet Gattung, aber abi sine nähere Ber 
Rimmung vermacht, und find mehrere ſolche Sachen in der Berfaffenfhaft vorhanden, jo fieht dem Erben 
Die Wahl zu, Er muß aber ein Stüd wählen, wovon der Regatar Gebrauch machen kann. Wird dem 
Legatar überlaffen, Bine von den mehreren Sachen zu nehmen oder zu wählen, fe lann er auch die 
befte waͤhlen. 

8. 657. 


Benn der Erblaffer Eine oder mehrere Sachen von gewiffer Gattung ausdrüdiih nur aus 
feinem Gigenthume vermacht hat, und ed finden ſich dergleichen gar nicht in der Verlaſſenſchaft, fo ver- 
liert das Bermähtmig feine Wirkung. Binden Re fi nicht in der nerorbueten Menge, fo muß fich der 
2egatar mit den vorhandenen begnügen. 

8. 658. 


Bermacht der Erblaſſer Eine oder mehrere Sachen von gewiſſer Gattung nit ausdrädtich aus 
feinem Eigenthume, und es finden ſich dergleichen nicht In der Berlaffenfaft, fo muß der Exbe fle dem 
Legatat in einer, defien Etande und Bedürfniffen angemeſſenen, Gigenfchaft verſchaffen. Das Legat 
einer Summe Geldes verbindet den Erben zur Zahlung berfeiben, ohne Rüdfiht, ob baates Geld in der 
Beriaflenidaft vorkanden jei, oder nicht. 

Nah ſächſiſchem Rechte iſt der Erbe gehalten das Legat einer Summe 
Geldes, auch wenn baares Geld in der Verlaffenfchaft nicht vorhanden wäre, in⸗ 
foferne dieſe nur zureicht, zu zahlen; wobei es ihm freifteht, ob er diefe Zahlung mit 
eigenem Gelde, oder aus dem Erlöfe verfaufter Erbihaftsfachen, oder woher 
immer leiften will (St. U. 6. $. 3). 


$. 659. 


Der Erblaſſer kann Die Auswahl, welche Sache aus mehreren ber Legatar haben foll, aud einem 
Dritten überlaffen. Schlägt fle diefer aus, oder ift er vor getroffener Auswahl geftorben, fo beflimmt 
die Gerichtebehörde dad Legat mit Mädfidrt auf den Stand und dad Bedürfniß bed Legatard. Diefe gu 
sichtliche Defimmung tritt auch in dem dalle ein, dag der Legatar vor der ihm Überhaffenen Auswahl 


verſtorben if. 
8. 660. 


Das Bermächtnig einer beſtimmten Sache fann von dem Yenatar, wenn ed in (Einer oder in 
verfhiedenen Anordnungen wiederholt wird, nicht zugleih in Natur und dem Werthe nad verlangt 
werden. Andere Bermädtniffe, ob fie glei eine Sache der namlichen Art oder den nämlichen Betrag 
enthalten, gebühren dem Legatar fo oft, ald fie wicderholt worden find. 


Nach fahfifhgem Rechte find die Pflichterben beredhtiget, das vom 
Erbiaffer einer fremden Perfon vermachte unbewegliche Gut gegen Bezahlung des 
Schätzungswerthes desfelben an fih zu löfen. Bewegliche Sachen aber kann der 
Erblaffer nach feinem freien Willen wen immer vermaden, infoferne dies ohne 
Beeinträchtigung der Pflichterben geſchieht. Dasfelbe freie Verfügungsrecht hat 
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der Erblaffer auch über jein unbeweglicdes Bermögen, wenn ex keine Rotbherben 
hat (St. 11. 6. $. 2). 


8. 661. 


Das Bermähtniß ift ohne Wirfung, wenn das vermachte Stüd zur Zeit der Ichten Anorbnung 
fon ein Eigenthum des Legatard war. Kat er es fpater an fi gebracht, fo wird ihm der erdentliche 
Werth bezahlt. Wenn er es aber von dem Erblaſſer felb und zwar unentgeltlich erhalten Hat, If das 
Vermachtniß für aufgehoben zu halten 

$. 662. 


Das Bermähtnig einer fremden Sache, die weder dem Erblaſſer, noch dem Erben oder Regatar, 
weicher fie einem Dritten leiften foll, gehört, if wirfungdlod. @ebührt den erwähnten Berfonen ein 
Antheil oder Anſpruch an der Sache, fo iſt das Bermädtnig nur von dieſem Anſpruche oder Antbeile 
zu verfiehen. Iſt die vermadte Sache verpfändet oder belaflet, fo übernimmt der Empfänger auc die 
darauf haftenden Laflen. Wenn aber der Erblaſſer ausdrücklich verordnet, daß «ine beſtimmte Sache ge- 
fauft, und dem Legatar geleiflet werden folle, der Eigenthümer hingegen fle um den Ghähungöpreie 
nicht veräußern will, fo if dem Regatar diefer Werth zu entrichten. 


$. 668, 


Das Bermadtnig einer Borderung, die der Erblaſſer an den Legatar zu machen hat, verpflichtet 
den Erben, den Schuldſchein zurüdzuftellen, oder dem Legatar die Befeciung von der Schuld nudb den 
rüdfländigen Zinfen auöjufertigen. 

6. 664. 


Bermadt der (irhlaffer Jemandem eine Borderung, die er an einen Dritten zu flellen hat, fo 
muß der Erbe die Forderung fammt den rüdftändigen und weiterlaufenden Zinſen dem Legatar überlaflen. 


8. 665, 


Das Bermächtniß der Schuld, die der Erblaſſer dem Legatar zu entrichten hat, hat die Wirkung, 
rap der Erbe die von dem Erblaſſer beflimmt ausgebrüdte, oder von dem Pegatar audgewielene Schuld 
anerfennen, und fie, ohne Rückſicht auf die in der Schuldverfchreibung enthaltenen Bedingungen oder 
Friſten, längfene in der zur Abführung der übrigen Legate beſtimmten Zeitfriit berichtigen muß. Den 
gefährdeten Bläubigern des Erblaſſers aber kann defien Anerlennung nit zum Nachtheile gereichen. 


$. 666. 

Die Erlaffung der Schuld ifl nur von den gegenwärtigen, nicht aud von den ef nah dem 
errichteten Bermädhtniffe entflandenen Schulden zu verſtehen. Wird durch ein Vermächtniß das Pfand- 
recht, oder die Bürgfchaft erlaffen, j0 folgt daraus nicht, daß auch die Schuld erlaffen worden fei. Werden 
die Zahlungsfriften verlängert, fo müflen doch die Zinfen fortbezahlt werden. 

Rah Sahfifhem Rechte können den Schuldnern die Forderungen, 
welche der Erblaſſer an fie zu machen hat, in einem Bermädhiniffe erlaffen 
(8. 663); oder wenn der Erblaffer eine ſolche Forderung felbft nit nachſehen 
wollte, die Zahlungsfrift derfelben nad Belieben verlängert werden (legalum 
debiti. St. 11. 6. 8. 4). 


$. 667. 


Benn der Erblafler einer Berfon eine Summe ſchuldig iſt, und ihr eine gleiche Summe vermadıt, 
fo wird nicht vermuthet. daß er die Schuld mit dem Bermädtniffe Habe tilgen woßlen. Der Erbe bezahlt 
in diefem alle die Eumme doppelt, ein Mal ald Schuld, und dann ald Vermächtniß. 


$. 668. 


Unter dem Bermädtniffe aller ausſtehenden Forderungen find doch weder die Korderungen aus 
Öffentlichen Greditö. Papieren, noch auch die auf einem unbeweglichen Gute haftenden Gapitalien, ober 
die aus einem dinglichen Rechte entfiehenden Forderungen begriffen. 
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g. 669. 


Das Seirathägut lann vermacht werden, entweder um den Galten von der Zurückzahlung des⸗ 
feiben zu befreien, oder um dem Erben zu verpfllhten, daß er der Battin die als Heiratbögut eingebrachte 
Summe oder Sache ohne Deweld und ohne Abzug der darauf verwendeten Koſten abführe. Hier gelten 
die für andere vermachte Forderungen gegebenen Borfchriften. 


Nah ſaächſiſchem Rechte können Eheleute, mit Beachtung der allen: 
falls vorhandenen Rotherben, mittelft eines Teftamentes einander zu Erben ein: 
feßen, oder einander Vermächtniſſe zukommen laſſen; oder zwiſchen fih auch 
gegenfeitige Teflamente errichten (St. II. 5. 88. 8 und 15). Iſt aber der über⸗ 
lebende Ehegatte von dem Berftorbenen mit einem Bermächtniffe bedacht worden, 
fo bat er feinen Anjpruh auf die Fürgabe (das „Borans” donalio 
praerogaliva), außer er leiftet auf das Vermaͤchtniß feines verftorbenen Ehe⸗ 
gatten Berzicht, und wählt dafür die Fürgabe (St. U. 5.$. 3), vgl. 88. 757 
—759. Dgl. au 88. 89-92. In Beziehung des gefeglichen Pfandrechtes 
des Heirathögutes, der Wiederlage, oder Mitgift, vgl. $. 470. 


| $. 670. 

Bermacht der Erblaſſer einer dritten Perſon ein unbeſtimmtes Heirathegut, fo verſteht man dar⸗ 
unter, ohne Rückficht anf ihr eigenes Bermögen, ein folches Heitathegut, ald der Vater dieſer Perſon bei 
mittelmaßigem Bermögen nad feinem Stande abzureichen ſchuldig wäre. 

$. 671. 


Bermachen Eltern den Töchtern ein Seirathẽgut, fo wird baflelbe, wofern ed nicht ausdrücktich 
al® ein Borausvermahtnig erfläret worden, in den gefehlichen oder lehtwilligen Grbtheil eingerechnet. 


Rah ſächſiſchem Rechte werden Borempfänge, weldye die Eltern ihren 
Kindern zur Heirath, zur Bekleidung, zur Ausbildung oder fonft aus ähnlichen 
Urſachen haben zufommen laſſen, den Lebteren in ihre Exrbantheile angerechnet, 
wenn nicht die Eltern ausdrücklich im Teflamente darüber eine andere Berfügung 
getroffen haben (St. II. 4. $. 1.4). 

Namentlich beftehet in Beziehung der-Hochzeitägefchente das mit a. h. Re 
feripte vom 15. September 1826. Hofz. 3046 beftätigte Univerfltäts-Statut: 
„Bir Franz der Erfte ac. 2c. Aus der von der ſächſiſchen Univerfität unterm 
8. Februar 1823 auch Unferm ?. Gubernio gemachten und mittelft Eures Berich⸗ 
tes vom 23. Juni 1823 unter der Zahl 3319 Uns unterlegten Vorftellung, haben 
- Dir erfehen, daß and den häufigen bei der ſächſiſchen Univerfität vorlommenden 
Fällen wahrgenommen worden, daß über die frage, ob die von den betreffenden 
Eltern bei der Ausheirathung ihrer Kinder entweder bei dem Verlöbniß oder bei 
der Hochzeit verfprochene oder wirklich übergebene bewegliche oder unbewegliche 
Güter für ein Geſchenk oder für ein Darlehen zur beffern Unterkunft zu betrach⸗ 
ten? nicht felten Toftbare Proceffe erhoben würden; ferner in wie weit die Eltern 
die in der Zmwifchenzeit verſtorbenen Kinder von dem überlebenden Ehegatten 
dieferlei übergebene Güter zurückzufordern die Befugnig hätten? da dieferlei Pro⸗ 
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ceſſe meiſtentheils ſo verwickelt und dunkel zu ſein pflegten, daß der Richter in 
Ermangelung hinlanglicher Ueberzeugung vom wahren Stand der Sache felten 
ein fiheres Urtheil zu fällen im Stande fei; fo hat die fächfifche Univerfität zur 
Dermeidung ähnlicher Zwiftigkeiten und Streitigkeiten der Barteien folgendes 
Statut entworfen, vermöge welchem in dem Falke, wenn die Eltern entweder aus 
eigenem Antrieb, oder durch eintretende Umftände dazu bewogen ihren in die (Ehe 
tretenden Kindern entweder mit beweglichen oder mit unbeweglichen Gütern eine 
Aushilfe Teiften wollen, folhes im Gegenwart zweier glaubwürdigen Zeugen 
und des Drt3-Notars mit der ausdrüdlichen Erklärung gefchehen folle, ob die 
verfprochenen oder wirklich übergebenen Güter, ale wirklich geſchenkt, oder nur 
anf eine Zeit zur Begründung einer beffern Unterkunft geliehen anzufehen fein. 
Zur Pflicht des Notare folle es gehören, eine folhe Erklärung mit deutlichen 
Worten und nicht zweideutigen Ausdrücken ins öffentliche Protocol einzufchreiben 
und im legten Yalle, wenn nämlich Dieferlei Beiftener nicht ale Geſchenk, fondern 
als Darlehen zu betrachten kommt, die fpecififche Schäßung der geliehenen Sachen 
zur künftigen Richtſchnur beizufügen, weil fonften im Fall der nicht beobachteten 
gegenwärtigen Richtſchnur bei Entftehung der Streitigkeiten hierüber die bezwei- 
felten beweglichen und unbeweglichen Güter für geſchenkt würden angefeben, und 
durch die Eltern nicht mehr zurückgefordert werden können.  Obiged Statut um 
deffen Beftätigung und Bekräftigung die ſächſtſche Nationd-Univerfität zugleich 
gebeten, haben Wir demnach aus der ſowohl von derfelben, ald auch von Unferm 
Gubernium in Eurem Bericht angebrachten Gründen, als eine heilfame und in den 
Tandesgefehen gegründete Richtfchnur mit dem Beifügen allergnädigft zu bekräf— 
tigen beſchloſſen, daß ſolches in der Mitte der fachlichen Nation Gefeßestraft 
haben, den einzelnen ſächſiſchen Publicis gehörig bekannt gemadt und bei fi 
ergebenden Streitfällen die betreffenden Berichtsftellen ihre gerichtlichen Entfchei- 
dungen darnach einrichten und fällen follen, gleihwie Wir foldes gegenwärtig 
beftimmen und beftätigen (Gubl. Decr. vom 2. Rovember 1826. Jud. 3.5228). 
Dgl. $. 788 und 88. 790—792. 


$. 672. 


Dad Vermachtniß des Unierhalted begreift Nahrung, Kleidung, Wohnung und die übrigen Be. 
dürfniffe, und zwar auf Ichendlaug, wie auch den nöthigen Unterricht in ſich Alles dieſes wird auch 
unter Erziehung verflanden. Die Erziehung endigt fi) mit der Sign Unter Koft wird Speiſt 
und Trank auf lebenklang begriffen. 


$. 673. 


Das Maß der im vorfichenden Paragraphe angeführten Bermächtniffe, wenn es weder aud dem 
ausdrüdiichen, no aud dem ſtillſchweigenden, durch die bieherige Unterſtühung erllärten Willen des 
Grblafferd erhellt, muß nad dem Etande beftimmt werden, welcher dem Legatar eigen ifl. oder wozu er 
durch bie genoffene Berpflegung vorbereitet worden ift. 


Bal. hiezu 88. 89— 92. 
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$. 674. 


Unter Mobitien (Meublen) werden nur die zum anfändigen Gebrauche der Wohnung; unter 
Handrath oder Einrichtung zugleich die zur Führung der Hausddallung erforderlichen Geräthſchaften ver⸗ 
Randen. Die Werkzeuge zum Betriebe des Gewerbes find, ohne eine deutlichere Erflärung, barunier 


nicht begriffen. 
8. 675. 


Iſt Jemandem ein Behältniß vermacht worden, weldhyes nicht für ſich ferbft befteht, fondern nur 
ein Theil eines Ganzen ift, jo wird in der Megel vermuthet, daf nur diejenigen Stüde zugedacht worden 
find, melde fi bei dem Ableben des Erblaffere darin vorfinden und zu deren Aufbewahrung dad Ber 
baltniß feiner Natur nach beſtimmt, oder von dem Erblafier gewöhnlich verwendet worden If. 


$. 676. 


ZA hingegen das Behältniß beweglich. oder doch eine für fich beſtehende Sache, fo hat der eegatar 
nur auf dad Behältniß, nicht auch auf die darin ——— Sachen Anſpruch. 


8. 677. 


Wird ein Schrank, ein Kaflen oder eine Lade ınit allen darin befindlichen Baden vermacht, fo 
rechnet man dazu auch Bold und Gilber, Schmuck und baares Geld, felbft die vom Legatar dem Erb⸗ 
Iaffer ausgeſtellten Schuldicheine. Andere Schuldſcheine oder Urkunden, worauf fih Forderungen und 
Rechte des Erblaſſers gründen, werden nur dann dazu gerechnet, wenn fih außer denfelben nichts in dem 
Behältniffe befindet. Zu einem Vermächtniſſe flüffiger Sachen gehören aud die zu ihrer Berführung be 
fimmten @efäße. j 

$, 678. 


inter Juwelen werden in der Regel nur Edelfteine und gute Perlen; unter Schmud auch die 
unechten Steine, und dad aus Hold oder Silber verfertigte oder damit überzogene Geſchmeide, welches 
zur Zierde der Terfon dient; und unter Puß dasjenige verflanden, was außer Schmud, Befchmeide und 
Kleidungsfüden zur Verzierung der Perſon gebraucht wird 


§. 679. 


Dad Vermächtniß ded Boldes oder Gilberö begreift das verarbeitete und unverarbeitete. doch 
nicht dad gemünzte, noch auch dasjenige In fih, was nur ein Theil oder eine Berzierung eined andern 
Derlaffenfhaftäftüdes, z. B. einer Uhr oder Dofe, ausmacht. Die Mäfche wird nicht zur Kleidung, und 
Spitzen werben nicht zur Wäſche, ſondern zum Puße gerechnet. Unter Equipage werden die zur Des 
quemlichkeit des Erblaſſers beflimmten Zugpferde und Wagen —— dem dazu gehörigen Geſchirre; nicht 
auch Reitpfecde und Reitztug verſtanden. 


8§. 680. 


Zur Baarſchaft gehören auch jene öffentlichen Credits⸗ —— welche im ordentlichen Umlaufe 
die Stelle des baaren Geldes vertreten. 


8. 681. 


Unter dem Worte: Kinder, werden, wenn der Erblaſſer die Kinder eines Andern bebenft, nur 
die Eöhne und Töchter; wenn er aber feine eigenen Kinder bedenkt, auch die an deren Stelle tretenden 
Nachkömmlinge begriffen, welche bei dem Ableben des Erblaſſers fchon erzeugt waren. 


$. 682. 


Ein ohne nähere Beflimmung für die Verwandten audgefehtes Bermägtni wird denjenigen, 
welche nach der geſetzlichen (Erbfolge die mächften find. augemendet, und die oben in dem 8. 559 über die 
Bertbeilung einer Erbſchaft unter foldhen Perſonen, welche für Eine Perfon angefehen werden, aufgeflelite 
Regel ift auch auf Bermädhtniffe anzuwenden. 


$. 683. 


Hat der Erblaſſer feinen Dienſtperſonen ein Vermächtniß hinterlaſſen, und fie bloe durch das 
Dienſtverhältniß bezeichnet, ſo wird vermuthet, daß es diejenigen erhalten ſollen, welche zur Zeit feines 
Ablebens in dem Dienſtverhältnifſe ſtehen. Doch Tann in dieſem, ſowie in den Übrigen Fällen, die Ber: 
umsthung durch entgegengefehte flärfere Bermuibungsgrünte.aufgeboben werben. " 

Sachſenheim, Erläuterung. \ 38 
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8. 684. 


Der Legatar erwirbt in der Megel ($. 699) gleich nach dem Tode des Erblaflere für ſich und feine 
Nachfolger ein Recht auf dad Vermächtniß. Dad Gigenthumsreht auf Die vermachte Sache aber faun 
nur nad den für die Erwerbung des Eigenthumes in dem fünften Hauptſtücke aufgeſtellten Borfchriften 
erlangt werden. 

8. 685. 


Das Bermähtnig einzelner Berlaffenfcgaftftüde und darauf ſich beziehender Rechte, Tleine Be- 
lohnungen des Dienfigefinded, und fronme Bermächtnifie können ſogleich, andere aber erſt nah Ginem 
Jahre, von dem Zode ded Grblaffere, gefordert werden. 


5. 686. 

Bei dem Vermächtniſſe eine einzelnen Berlaffenfchaftöftüdes kommen bem Legatar auch die feit 
dein Tode des Erblaſſers laufenden Zinfen, eniflandenen Nupumgen, und jeder andere Zumal zu 
Statten. Er trägt hingegen au alle auf dem Regate haftende Laften nnd felbft den Verluf, wenn «6 
ohne Berfchulden eincd Andern vermindert wird, oder gänzlich zu Grunde geht. 

Nach ſächſiſchem Rechte hat der Legatar, wenn ein Legat ohne Ver⸗ 
ſchulden des Erben verdirbt, den Schaden zu tragen. Im Falle aber der Erbe die 
Ausfolgung des Legates nad) geſchehener Anforderung des Legatare ohne Grund 
verzögert, hat Erfterer den Schaden zu vergüiten; dieſes findet jedoch nicht flatt, 
wenn der Legatar fein Legat rechtzeitig nicht eingefordert hatte (St. 1. 6. 8. 6). 
in Beziehung des gefeglichen, ftillfhweigenden Pfandrechtes der Vermächiniſſe. 
Bol. 8. 470. 

. 687. 


Wird jemandem ein in wiederkehrenden Friſten, als: alie Jahre, Monate und dergleichen zu 
feiftender Betrag vermacht, fo erhalt der Segatar ein Recht auf den ganzen Betrag biefer Brik. wenn 
er auch nur den Unfang ber Friſt erlebt hat. Doc kann der Betrag erfi mit Ablauf der Friſt gefordert 
werden. Die erfte Brift fängt mit dem Gterbetag des Erbiaffers zu laufen an. 


8. 688. “ 


‚In allen Zällen, in weichen ein Gläubiger von einem Schuldner Sicherfielung zu fordern be: 
rechtigt iſt, Tann auf ein Begatar die Sicherftellung feine® Legated verlangen. Wie die Einverleibung 
eines Vermächtniſſes, zur Begründung eines dinglichen Rechtes, gefchehen müfle, ift oben &. 437 vorge: 
f&rieben worden. 








— * 


Zufolge der J. M. B. vom 15. Juni 1853 müſſen Subſtitutionen auf die 
denſelben unterworfenen Güter in die öffentlichen Bücher eingetragen werden. Hat 
die Subſtitution Capitalien oder anderes bewegliches Vermögen zum Gegenſtande. 
welches dem eingeſetzten Erben oder Legatar ausgefolgt werden ſoll, ſo muß daſſelbe, 
infoferne nicht die Sicherſtellung in dem letzten Willen ſelbſt erlaſſen iſt, oder die Be- 
theiligten rechtsgiltig darauf‘ Verzicht leiften, pupillarmäßig verfichert werden. Diefe 
Borfchriften gelten auch von dem Fruchtgenuſſe der Erbſchaft oder eines Erbtheiles. 
Bor ausgewiefener Bezahlung oder Sicherftellung der für Arme, Stiftungen, Kirchen, 
Spulen, geiftlihe Gemeinden, öffentliche Anftalten, oder fonft zu frommen Zwecken 
beflimmten Legate darf die Einantwortung der Berlaffenfchaft nicht erfolgen Die 
Ausfertigung des Stiftbriefes über ſolche Legate kann jedoch auch erſt nad der Ein- 
antmortung gefchehen (wergi. dazu 8. 694 dei b ©. B.). Iſt ein Legatar minder: 
jährig oder pflegebefohlen, oder ift deffen Perfon noch ungemwiß, fo ift das Legat cnt- 
weder gerichtlih zu erlegen, oder gehörig zu verfihern. Einem Legatar, deſſen 
Aufenthaltsort unbekannt if, ift die erfolgte gerichtliche Deponirumg ober Sicher⸗ 
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ſtellung des Vermächtniſſes durch Ediet befannt zu maden. In Rücſicht der übrigen 
Bermäctniffe ift ed hinreichend, darzuthun, daß die Legatare davon gerichtlich ober 
außergerichtlih Nachricht erhalten haben ($. 817 d. a. b. G B.). Die Bermädiniß- 
nehmer find jedoch fowohl vor ald nach der Einantwortung für fortlaufende jährliche 
Zahlungen und andere Bermächtniffe, deren Bezahlung entweder wegen nod nicht ver- 
ftrichener gefeglicher Frift ($. 685 des b. ©. B.), oder wegen einer im legten Willen 
beigefügten Zeitbeftimmung oder Bedingung noch nicht gefordert werden kann, geſetz⸗ 
liche Sicherſtelhung zu fordern berechtiget (58. 156— 160. R. G. Bl. Rr. 109). Die 
Eintragung der Einantworts⸗Verordnung in die öffentlichen Bücher zur Uebertragung 
des Eigenthumes der in denſelben vorkommenden zur Verlaſſenſchaft gehörigen un- 
beweglichen Güter, oder auf unbeweglichen Gütern haftenden Forderungen kann von 
dem Erben nur bei der Abhandlungoͤbehörde angefucht merden, welche diefelbe, wenn 
bie Einantwortung rehtäfräftig ift, zu bewilligen, uud, foferne das unbeweglidhe Gut 
einer anteren Gerichtsbehörde unterfiebt, daſſelbe um den Bollzug zu erfuchen hat. 
Denjenigen, welche in die öffentlichen Bücher eingetragene unbewegliche Güter oder auf 
denfelben haftende Forderungen aud einer Berlaffenfchaft nicht ald Erben, fondern 
ald Vermächtnißnehmer, ober durch eine während der Abhandlung an fie er: 
folgte Beräußerung zufalten, ift von der Abhandlungsbehörde auf ihr Anfuchen bie 
Beftäfigung zu ertheilen, daß fie in den öffentlichen Büchern ale Eigenthümer cin- 
getragen werben konnen (88. 175176 ebb.). 


g. 689. 

Gin Vermächtniß, weldged der Legatar nicht annehmen kann oder will, fällt auf den Nach⸗ 

berufenen (8. 852). If fein Nachberufener vorhanden, und iſt das ganze Vermächtniß mehreren Per⸗ 

fonen ungetheilt oder auddrüdiih zu gleichen Theilen zugedacht, jo wäch der Antheil, den einer von 

ihmen nicht erhält, den Uebrigen eben jo, wie den Miterben die Erbſchaft, zu. Außer den gedachten zwei 
Fällen bleibt das erichigte Vermächtniß in der Erbichafte-Maffe. 


Nach ſächſiſchem Rechte verliert der Erbe, welcher während der Zeit 
der Erbtheilung Etwas von der Erbſchaft mit Betrug, Lift oder mit Willen verbirgt, 
oder entfernt, was nachträglich zum Vorſcheine kömmt, feinen Exrbantheil, welcher 
den übrigen Miterben zuwächft; mit Ausnahme des fechften Theiles bievon, welcher 
den Theilungsbeamten anheimfällt (St 11. 4. $. 12). 


8. 690. - 

Wenn die ganze Erbfchaft dur Vermächtniſſe erſchöpft iſt, fo hat der Erbe nichts welter, ale 
die Beraütung feiner zum Beften der Maffe gemachten Andiagen und eine feinen Bemühungen angemeffene 
Belohnung zu fordern. Bill er den Nachlaß nicht 'eibft verwalten, fo muß er um die Anfftelung eince 
Euraters antangen. . 

8. 691. 


Können nicht alle Begatare aus der Verlaſſenſchafis⸗Maſſe befriedigt werben, jo wird bad Legat 
ded Unterhalteö vor allen andern entrichtet, und dem Legatar gebührt der Unterhalt von dem Tage des 
Erbanfalles. 


$. 692. 


Meicht die Verlaſſenſchaft zur Bezahlung der Schulden, anderer pflihtmäßigen Auslagen, und 
zur Berichtigung aller Bermäctniffe nicht zu, fo leiden die Legatare einen verhäftnigmäßigen Abzug. 
Daher if der Erbe, ſo lange eine ſolche Brfahr obwaltet, die Vermächtniſſe ohne Sicherſtellung zu be> 
wichtigen nicht ſchuldig. a 

99° 
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Nach fahfifhem Rechte müſſen die Vermächtnißnehmer, wenn die 
Berlaffenfchaftamafje zur Bezahlung der Schulden und zur Berichtigung aller 
Bermächtniffe nicht zureicht, einen verhältnißmäßigen Abzug nad Maßgabe 
des Nachlapitandes erleiden (St. II 6. 88. 1. und 3); mit Ausnahme jedoch der 
zu frommen Stiftungen und zum öffentlichen Beten beſtimmten Vermächtniſſe, 
welche unverweilt und vor allen anderen Legaten auszufolgen, und zu feinem 
anderen Zwede zu verwenden find (St. I. 6. $. 7), vgl. hiezu $. 646 al II. 
88. 685 und 694. 

Milden Stiftungen, welche Vorfahren hinterlaffen, und vom Gridatar aus- 
zuzahlen gewefen wären, gebührt ein ftillfchweinendes, gefeßlihes Pfandrecht und 
fie werden in vie zweite Claſſe gefeßt, nicht aber Stiftungen, welche der Cridatar 
machte, denn diefe werden in die lebte Claſſe geſetzt (Cridalnorm v. 4. Juli 1772) 
vgl. 8. 470. 


Zufolge der 3. M. B. vom 15. Yuni 1853 bat der Erbe, wenn die Vermächt⸗ 
niffe wegen Unzulänglichkeit der Maffe nur zum Theile berichtiget werden können, 
eine Berechnung des reinen Berlajfenfhafte» Vermögens und des verhältnifmäßigen 
Abzuges an jedem Legate vorzulegen (8. 161. R. ©. Bl. Nr. 109). 


$. 698. 


Im Balle aber, daß die Legatare die Vermächtniſſe bereits empfangen haben, wird der Abzug 
nach dem Werthe, den das Vermächtniß zur Zeit des Empfanges hatte, und den daraus gezogenen 
Rupungen befiimmt. Doc fteht dem Pegatar auch nad empfangenem Termäctniffe noch immer frei 
zur Bermeidung des Beitrage® dad Vermächtniß, oder den oben erwähnten Werth und die bezogenen 
Rupungen in die Maffe zurüdzuftellen; in Rückficht der Verbefferungen und Berfhlimmerungen wirb er 
als ein vedlicher Befitzer behandelt. 

8. 694. 


Die Beiträge, welde cin Erblaffer nad) den politifchen Vorſchriften zur linterflügung der Armen, 
Invaliten» und Kranfenhaufer und des öffentlichen Unterrichte® in dem Teflanente audgefeht bat. find 
nicht als Vermächtniſſe anzufehen; fie ind eine Etaatdauflage, müffen felbf von dem gefchlichen Erben 
entrichtet, und Fännen nicht nad) den Grundſätzen des Brivat> Rechtes, fondern nur nad) den politiichen 
Berordnungen beurtheilt merden. 


In Siebenbürgen beftehet gegenwärtig Fein Geſetz, und auch keine politi= 
fhen Vorſchriften, vermöge welcher der Erblaffer verpflichtet wäre, zur, Unter: 
ffüßung der Armen -, Invaliden- und Srantenhäufer und des öffentlichen 
Unterrichtes in dem Teftamente Vermächtniſſe auszuſetzen; oder wonach foldhe 
Dermächtniffe, wenn fie nicht in dem Teftamente fpeciell angeordnet wurden, von 
den gefeßlichen Erben zu entrichten wären. Vgl. hiezu 8. 646. Abf. I—IU, ferner 
$8. 685 und 692. 


Bergl. hiezu den bei 8. 698 angeführten 8. 157 der J. M. B. vom 16. Juni 
1853. Die Vorſchriften diefer Verordnung, hinſichtlich der Erbtheilung und des End— 
ausweiſes über den Etand der reinen Berlaffenfchaft, find, fo weit fie ihrer Beſchaffen⸗ 
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heit nach Anwendung finden, auch dann zu beobachten, wenn bei einer Verlaſſenſchaft 
bie Armen, eine Stiftung, Gemeinde, Kirche, öffentliche Anftalt oder der Staatsſchatz 
als Erben beiheiliget find (5. 171 derſelben V. R. G. BU. Rr. 1001). 


Zwölftes Hauptſtück. 
Von Einſchränkung und Aufhebung des letzten Willens. 


g. 695. 


Der Erblaſſer fann feine Anordnung auf eine Bedinzung, auf einen Zeitpunkt., durch einen Auf⸗ 
trag, oder eine erflärte Abſicht einfchränten. Gr kann aud fein Teflament oder Codicill abändern, oder 
ed gang aufheben. 


Rah ungariſchem Gerichtsgebrauche ſowohl, als nah fächftfchen Rechte, 
fann der Erblaſſer feine legtwillige Erkläreng jchriftlih oder mündlich abändern, 
oder ganz aufheben (St. I. 5. $. 4), vgl. 88. 716—718. 


$. 696. 


Eine Bedingung heißt eine Ereignung, wovon ein Recht abhängig gemacht wird. Die Bedingung 
iR bejahend oder verneinend, jenachdem fic ih auf den Erfolg Oder Nichterfolg der Ereignung bezieht. 
Sie ift auffchiebend, wenn das zugedachte Mecht erft nach ihrer Erfüllung zu feiner Kraft gelangt; fie if 
aufiöfend, wenn das gugebachte Mecht bei ihrem Eintritte verloren get. 


$. 697. 
Ganz unverfländlihe Bedingungen find für nicht beigefeht zu achten. 


$. 698. 


Die Unordnung, wodurch jemandem unter einer aufichiebenden unmöglichen Bedingung ein Recht 
ertheilt wird, ift ungiltig, obſchon die Erfüllung der Bedingung erft in der Folge unmöglich, nnd die lin: 
möglichfeit dem Erblaffer bekannt geworden wäre. Cine auflöfende unmögliche Bedingung wird ald nicht 
beigefeht angefehen. Alles diefes gilt auch von den unerlaubten Bedingungen. 


6. 699. 


Eind die Beringungen möglich und erlaubt, fo kann das davon abhängende Recht nur durch 
ihre genaue Erfüllung erworben werden; fie ındgen vom Zufalle, von dem Willen des bedachten Erben, 
Kegatars, oder eines Dritten abhängen. 

8. 700. 


Die Bedingung, dag der (Erbe oder der Legatar fi, ſelbſt nad; erreichter Grofjährigfeit, nicht 
verehelichen folle, ift ald nicht beigefeßt anzufehen. Rur eine verwitwete Perſon muß, menn fie ein oder 
mehrere Kinder hat, die Bedingung erfüllen. Die Bedingung, daß der Erbe oder Legatar eine beflimmte 
Berfon nit heirathe, kann giltig auferlegt werben. 


N. Tr. V. Nr. 54. 


Der $. 700 des a. 5. ©. 2. findet auf lehtwillige Perfügungen feine Unmwendung, wodurd ber 
Grbiaffer feiner Ehegattin den Genuß der ganzen Erbſchaft, oder eincs relativen Iheiled derfeiben, oder 
endlich eines Legates mit der Beſchränkung auf die Dauer ihres Witwenflandes jumendet, und ebenjo- 
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wenig auf diejenigen, wodurch er auf die gleiche Art für eine dritte Perfon bis zu dem Zeltpunite forgt- 
wo diefelbe in den ehelichen Etand tritt (Allerhoͤchſte EntfchlieBung vom 4. Mai, Hofdecret vom 2. Sep⸗ 
tenıber 1844). 

$. 701. 


JR die in der fehten Willenserflärung vorgefchriebene Bedingung ſchon bei dert Leben des Erb⸗ 
laffers eingetroffen, fo muß die Erfüllung deſſelben nad dem Tode ded Erblaffers nur dann wiederholt 
werden, wenn die Bedingung in einer Handlung des Erben oder Legatars beftebt, welche von ibm 
wiederhoft werben fann. 

$. 702. 


Eine dem Erben oder Regatar beigerüdte Bedingung ift, ohne ausdrückliche Erflärung des Erb⸗ 
fafierd, auf den von tem Erblaffer uachberufenen Erben oder Legatar nicht audzudehnen 


$. 703. 


au Erwerbung eined unter einer aufichiebenden Bedingung zugedachten Nachlaſſes iſt noth⸗ 
wendig. daß die bedachte Perſon die Erfüllung der Bedingung überlebe, und bei dem Gintritte derſelben 
erhfähig fei. 


Dal. hiezu Die $$. 536597. 


$. 704. 


IR es ungewiß, ob der Zeitpunft, auf welchen der Grblafler das zugedachte Recht einichräntt, 
ommen oder nicht kommen werde, fo wird diefe Einſchränkung ale eine Bedingung angefchen. 


8. 705, 


Iſt der Zeitpunkt von der Art, daß er kommen muß, ſo wird das zugedachte Recht, wie andert 
unbedingte Rechte auch auf die Erben der bedachten Perſon übertragen, und nur die Uebergabe bis zum 


gefehten Termine verichoben. 
$. 706. 


Wäre e4 offenbar, daß die In der lepten Anordnung audgemeffene Zeit nie kommen fönne, fo 
wird die Befimmung diefer Zeit wie die Beifehung einer unmöglichen Bedingung angeichen. Nur in 
dem Balle, daB der Erblaſſer wahrſcheinſich blos in der Berechnung der Zeit ſich geitret hat, wird der 
Zeitpunkt nach dem wahrſcheinlichen Willen des Erblaſſers zu beſtimmen ſein. 


g. 707. 


So lange das Recht des Erben oder des Legatars wegen einer noch nicht erfüllten Bedingung, 
oder wegen des noch nicht gelommenen Zeltpuncte® verjhoben bleibt, fo fange finden im eriten Falle 
zwiſchen dem gejeßlihen und eingefehten Erben, und im zweiten Balle zwijchen dem Erben und Regatar, 
in Hinfiht auf den einflweiligen Befik und Genuß des Nachlaſſes oder Legats. die nämlichen Rechte und 
Berbindlichkeiten, wie bei einer fideieoinmiffarifchen Subititution, flatt. 


$. 708. 


Wer eine Erbfchaft oder ein Vermächtniß unter einer verneinenden oder auflöfenden Bedingung. 
oder nur auf eine gewiffe Zeit erhält, hat gegen den, welchen die Erbſchaft, oder das Vermächtniß. beim 
Eintritt der Bedingung oder des beflimmten Zeitpunktes zufällt, die namlichen Nechte und Verbindlich⸗ 
teiten, welche einem Erben oder Legatar gegen den fibeicommiffarifchen Subflituten zulommen (8. 613). 


$. 709. 


Hat der Erblafler jemandem einen Nachlaß unter einem Auftrage zugemendet, fo ift diefer Auf- 
trag al® eine auflöfende Bedingung anzufehen, daß durch die Nichterfällung bed Auftrages der Nachlaß 
verwirkt werden folle ($. 696). 

8. 710. 


" Zn dem Falle, daß der Auftrag nicht genau erfüllt werden kann, muß man demfelben wenigſtens 
nah Möglichkeit nabe zu fommen fuchen. Kann auch dieſes nicht gefchehen, fo behält doch ter Belaſtete, 
mofern aus dem Willen des Erblaſſers nicht das Gegentheil erhellet,, den zugedachten Rachlaß. Wer fi 
jur Erfüllung des Auftrages ſelbſt unfähig gemacht hat. wird des ibm zugedachten NRachlafjed werluftig. 
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$. 711, i 


Benn der Erblaſſer die Abficht, worn er den Nachlaß beftimmt, zwar ausgedrückt, aber nicht zur 
Bit gemacht hat, ſo Tann die bedachte Perſon nicht angehalten werden, den Nachtaß zu diefer zo 
zu verwenden. 
8. 712. 


Die Unordnung, wodurd der Erblaffer feinem Erben eine unmögliche oder unerlaubte Handlung. 
mit dem Beifape aufträgt, daß er, wofern er den Auftrag nicht befolgte, einem Dritten ein Legat ent- 
sichten fol, iſt unglitig. 

$. 713. 


Gin früheres Teftament wird dur cin fpätered giltige® Teſtament nicht nur im Nüdficht der 
Erbseinſetzung. fondern auch in Nüdficht der übrigen Anordnungen aufgehoben, dafern der Erblaffer in 
dem leßtern nicht deutlich zu erfennen gibt, daß das frühere ganz oder zum Theil befichen ſolle. Diefe 
Borfehrift gift auch dann, wenn in dem fpätern Teflamente der Erbe nur zu einem Theile der Erbfchaft 
berufen wird. Der übrigbleibende Theil falit nicht den in dem frühern Teflamente eingefepten, ſondern 
den geſehßlichen (Erben au. 


; $. 714. 


Durch ein fpätere® Codicill, deren mehrere neben einander beſtehen können, werden frühere Ber- 
mädhtniffe oder Godicille nur infofern aufgehoben, als fie mit demfelben Im Widerfpruche ſtehen. 


8. 715. 


Kann man nicht entfheiden, welches Teflament oder Codlcill das fpätere fel, fo gelten, infofern 
fie nebeneinander befteben fännen, beide. und ed fommen die im Hauptftüde von der Bemeinichaft des 
Eigenthumes aufgeſtellten Borfchriften zur Anwendung. 


I. 
Nach ungariſch em Gerichtsgebrauche ſetzt jede fpätere letzt⸗ 
willige Verfügung die frühere, inſoferne fie dieſer widerſtreitet, außer Wirkſamkeit. 
II. 


Nah ſächſiſchem Gerichtsgebrauche wird jedes Teſtament durch 
ein neues aufgehoben, da zwei oder mehrere neben einander nicht beſtehen können‘). 








Hat der Erblaffer mehrere lektwillige Anordnungen binterlaffen, fo werden 
alle, folglih auch diejenigen, melde aufgehoben oder abgeändert zu fein fcheinen, 
kundgemacht ($. 60 der 3. M. B. vom 15. Juni 1853. R. ©. BI. Nr. 109). 


$. 716, 


- Der in einem Diamente oder Godicille angebängte Beiſaß: daß jede ſpätere Anordnung Über 
haupt, sder wenn fle nicht mit einem beflimmten Merkmahle Bezeichnet if, null und nichtig fein folle, 
verhindert zwar den Erblaffer nicht, feinen legten Willen zu verändern, allein wenn er in der fpätern 
Berordnung den eben angeführten allgemeinen, oder befondern Beifay nicht ausdrüdii aufhebt, fo wird 
nicht fein fpäterer, fondern fein früherer Wille für giitig angenommen. 


8. 717. 


Bill der Erblafjer feine Anordnung aufpeben, ohne eine neue zu errichten, fo muß er fie aus⸗ 
drüdtich, entweder mündlich oder fchriftlich widerrufen, oder die Urkunde vertilgen. 


*) Joh. C. Albrich: Sähfifhes Privatrecht. $. 127. 
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, 718. 

Der Widerruf kann nur in einem wi Zußande giltig geſhehen, worin man einen lehten 
Willen zu erftären fähig if. Gin gerichtlid) ertlätter Verſchwender kann feinen lebten Willen giltig 
widerrufen. 
Nah ſächſiſchem Rechte können Tetamente durch‘ fpätere letztwillige 
Erklärungen vom Erblaſſer zu Lebzeiten giltig verbeffert, abgeändert oder ganz 
widerrufen werden (vgl. $. 695); und felbft der vom Erblaffer einem Teſtamente 
angehängte Beifaß, daß jede fpätere Anordnung null und nichtig fein folle, ift 
‚ohne Wirkung, wenn (nad dem Gerichtögebrauche) diefer Beifaß ſpäter ausdrück⸗ 
lich widerrufen worden iſt.) Uebrigens kann der Widerruf nur bei volle 
kommener Venunft, d. h. in einem Zuftande gefchehen, worin der Erblaffer feinen 
legten Willen zu erklären fähig ift (St. IL. 5.8. 4 quilibet enim dum in vivis 
est ei mentis suae bene compos posiestatem habet pridrem sui 
testamenti senlenliam per posleriorem corrigereelimmulare. (Juoniam 
hominis voluntas ambulaloria est usque ad supremum vitae exitum. Nemo 
etiam sibi eam legem potest dicere, ut a priore testamenio 
ei recedere non liceal)... Ueber die Teftirungsfähigkeit der Verſchwender 

vgl. oben $. 572 Abſ. Iu. II. 


$. 719, 


Ein mundlicher Widerruf einer gerichtlichen oder außergerichtlidhen lehten Anordnung erfordert 
fo viele und ſolche Zeugen, als zur Giltigkeit eines mündlichen Teſtaments nöthig find; ein ſchriftlicher 
aber, eine von dem Erblaffer eigenhändig gefchriebene und unterfchriebene, oder wenigftend von ihm und 
den zu einem fchriftlihen Teſtamente erforderlichen Zeugen unterfertigte (Erklärung. 


e 8. 720. 
Eine Anordnung des Erblaſſers, wodurch er dem (Erben oder Legatar unter angedrohter Ent⸗ 
ziehung eines Bortheiled verbietet, den letzten Willen zu beftreiten, folf für den Fall, daß nur die Echtheii 
oder der Sinn der Erklärung angefochten wird, nie von einer Wirkung fein. 


8. 721. 


Ber in feinem Teftamente oder Codicille die Unterfchrift durchfchneidet, fie dDucchftreicht, oder den 
ganzen Inhalt auslöſcht, vertilgt es. Wenn von mehreren gleidhlautenden lrfunden nur Kine vertiigt 
worden, fo fann man daraus auf feinen Widerruf fchlieken. 


$. 722. 


Sind die gedadten Berlekungen der Urkunde nur zufällig geſchehen, oder iſi .die Urkunde in 
Verluſt gerathen, fo verliert der legte Wille feine Wirfung nicht, wenn anders der Zufall durch die in ber 
Serikidordnung beftimmten Beweisarten, und der Inhalt der Urkunde auf die Art erwieien wird, wie 
eine mündliche tegte Unordnung erwiefen werben muß. 





— —— 


In welcher Weiſe der Inhalt einer mündlichen letzten Anordnung, und ſonach 
auch der Inhalt einer durch „Zufall“ verletzten oder in Verluſt gerathenen letztwilligen 
ſchriftlichen Urkunde erwieſen werden könne, ſiehe die bei $. 586 angeführten 88. 64 
bie 66 der 3. M. B. vom 1. Juni 1853 (NR. ©. Bl. Rr. 109). Sollte bei der Er⸗ 


) Friede. Schuler's Eigen⸗Landrecht der 5. Sachſen. &. 169. 
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offnung eines Teſtamentes eine Verletzung des Siegeld, oder an der Urkunde felbft 
eine Radirung, Gorrectur, oder ein anderes Bedenken wahrgenommen werden, fo ift 
dieſes im Protocolle über die Kundmahung des legten Willens befonders zu bemerken 
(8. 62 p. 5 ebd.). 


$. 723. 


Sat ein Srhlaffer eine fpätere Unordnung vernichtet, die frühere ſchriftliche Anordnung aber un. 
verſehrt gelaflen, fo kommt die frühere fepriftliche wieder zur Kraft. Gine mündtihe frühere Anordnung 
lebt dadurch nicht wieder auf. 

$. 724. 


in Legat wird für widerrufen angefehen, wenn der Erblaffer die vermachte Forderung einge⸗ 
. trieben und erboben; wenn er die jemandem zugedachte Sache veräußert und nicht wieder zurüderhalten ; 
oder wenn er fie auf eine folche Art In eine andere verwandelt hat, daß die Sache ihre vorige Geſtal 
und ihren vorigen Ramen verliert. 

⸗ 8. 725. 


Wenn aber der Schuldner die Jorderung aus eigenem Antriebe berichtiget hat, wenn die Ber- 
äußerung dee Legats auf gerichtliche Unordnung gefchehen, wenn die Sache ohne Einwilligung des Erb 
lafferd verwandelt worden ift, fo befteht das Legat. 


6. 726.. 


Will oder kann weder ein Erbe, noch ein Nacherbe die Berlaffenfchaft annehmen, jo fallt dad 
Erbrecht auf die geleplichen Erben. Diefe find aber verpflidgtet, die übrigen Berfügungen des Erblaſſers 
zu befolgen. Entſagen aud fie der Erbfchaft, fo werden die Legatare verhältnißmäßig als Erben betrachtet. 


Pol. hiezu die 88. 575—576. 


Dreizehntes Hauptſtück 
Von der geſetzlichen Erbfolge. 


g. 727. 


Wenn der Verſtorbene keine giltige Grklaͤrung des legten Willens hinterlaſſen, wenn er in der⸗ 
jelden nicht über ſein ganzes Bermögen verfüget, wenn er bie Perſonen, denen er kraft des Geſetzes einen 
Grotheil zu binterlaffen ſchuldig war, nicht gehörig bedacht hat, oder, wenn die eingelegten @rben die Erb⸗ 
ſchaft nicht aunehmen können oder wollen, fo findet die gefegiihe Erbfolge ganz oder zum Theile Statt. 


1. | 

Nah ungarifhem Nechte tritt die gefekliche (Inteftat-) Erbfolge in 
dem avitifchen Bermögen des Verftorbenen unbedingt, in dem frei erworbenen 
Bermögen Dagegen unter der Bedingung ein, daß der Erblaffer darüber gar nicht, 
oder nur über einen Theil deffelben durch eine legtwillige Erklärung verfügt hat. 
Die Rechtsgelehrten unterfcheiden dabei die Nachſolge A. aus der Blutsverwandt- 
{haft Gure sanguinis), vgl. $$. 732—756; und B. aus der befonderen Anord» 
_ nung des Geſetzes (vgl. 88. 757761). 
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H. 
Nach ſächſiſchem Rechte findet die gefehlihe Erbfolge ganz oder zum 
Theile in allen den Fällen ftatt, in welchen fie nach den Beftimmungen des obigen 
Paragraphen Plag zu greifen hat (St. II. 2). 


Laut des Art. VII des 8. PB. p. 2 find die Weftimmungen des a. b. ©. 8. 
über die gefeßliche Erbfolge bei Todesfällen, welche fih nach der Einführung deſſelben 
ergeben, anzuwenden. Dagegen finden laut $. 8 des kaiſ. B. vom 29. Mai 1853 
(über die Regelung des Grumdbefiged, der Erbfolge und Wviticität) die bisher be- 
ftandenen Borfchriften über die gefegliche Erbfolge (successio ab intestato) bei allen 
vor der Wirkſamkeit des a. b. ©. DB. eingetretenen Todeafällen ihre Anwendung, fo- 
wohl in Bezug auf Privatperfonen, als in Bezug auf den k. Fiscus und jeden anderen 
zur Nachfolge in erblofen Verlaffenfhaften berufenen Berechtigten (vgl. biezu & 760). 
Inwieweit diefer allgemeine Grundjap in einzelnen Landestheilen eine Beſchränkung 
erleidet, ift an den betrefferiden Orten näher angegeben. 


8. 128. 
In Ermangelung einer giftigen Erklärung ded letzten Millens fällt die ganze Verlaſſenſchaft det 
Berftorbenen den gefehlihen Erben zu. IA aber eine giltige Erfiärung des letzien Willens vorhanten, jo 
fommt ihnen derjenige Erbiheil zu, welcher in derfelben Riemandem zugedacht ifl. 


$. 729. 


IR eine Berfon, welcher der Erblaſſer fraft der Gefege einen Erbibell zu hinterlaſſen ſchuldig 
war, durch eine legte Willenserflärung verkürzt worden, fo kann fie fi auf die Vorſchrift des Geſetes 
berufen, und den nach Maßgabe des folgenden Hauptftüdes ihr gebührenden Grbtheil gerichtlich fordern. 


8§. 730. 


Geſehliche Erben find zuvoörderſt diejenigen, welche mit dern Erblaffer vermittelt ehelicher Ab⸗ 
ſtammung durd Die nächte Linie verwandt find. Die Verwandtfchafts» Linien werden: auf folgende Art 


befimmt: 
8. 731. 
Zur erfien Linie gehören diejenigen, welche fih unter dem GErblaffer als ibrem Stamme ver- 
einigen, naͤmlich: feine Kinder und ihre Rahfömmlinge 
Zur zweiten Linie gehören des Erblaſſers Bater und Mutter, ſaumt denjenigen, vie fi mit ihm 
unter Bater und Mutter vereinigen, nämlich: feine‘ Geſchwiſter und ihre Rachkömmlinge. 


Bur dritten Linie gehören die Großeltern, ſammt den Gefchwiftern der Eltern und ihren Nach⸗ 
Iönmmlingen. 


- Bur vierten Linie gehören des Erblaſſers erſte Urgroßeltern, ſammt Ihren Nachtommilngen. 


Zur fünften Linie gehören des Erblaſſers zweite Urgroßeltern, ſammt denjenigen, die von ibuen 
abſtammen. 


Sur fehsten Linte gehoͤren des Erblaſſers dritte Urgroßeltern, ſammt denjenigen, die von ihnen 
entiprofien find. 
I. 


Nah ungarifhem Rechte tommen bei der gefeglichen Erbfolge folgende 
Regeln zu beobachten: 

1. Die Nachfolge, welche anf der Blutövennendtfaft berubet (vgl. 8. 727 
Abſ. 1), geſchieht nad) drei Claſſen: a) die Defcendenten; b) die Afcendenten ; 
und c) die Seitenverwandten (collaterales). Hieraus folgt zunächſt: 
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2. daß die Erbfolge mehr hinab⸗, als hinaufiteigt, und mehr hinauffteigt, 
ald zur Seite fi wendet. i 
3. Die Nachfolge hat fo fatt: a) daß die vorhergehende Claffe immer die 
nachfolgende ausjchließt (sucessio ordinum); b) daß die zu einer Claſſe ge- 
hörenden Perfonen ſich gegenfeitig nicht ausſchließen, fondern zugleich erben. 
4. Die Erbrechte find in der Regel gegenfeitig (jura sucessionis or- 
dinaria sunt reciproca), d. h. diejenigen gelangen zur Erbſchaft, welche der Erb⸗ 
lafler, wenn er am Reben geblieben wäre, gleichfalls hätte beerben können. Endlich 
5. gefchieht die Nachfolge, wenn mehrere Erben find: a) nah Köpfen, 
wenn fo viele Erbtheile gemacht werden, ald Perfonen find (in capila); b) nad 
Stämmen, wenn jo viele Erbtheile gemacht werden, ald Stämme find, fo daß 
alle, welche von dem gemeinfchaftlihen Stammbaupte abftammen, nur jenen Erb⸗ 
- theil erhalten, welchen das Stammhaupt erhalten hätte, wenn ed nicht vor dem 
Erblaſſer mit Tod abgegangen wäre (Repräfentationgrecht; in slirpes seu jure 
repraesenlalionis); und ec) nach Limien (Elternfeiten, in lineas), wenn zwei Erb⸗ 
theile gemacht werden, jo daß die Afcendenten väterliher Seite den einen, und die 
Ajcendenten mütterlicher Seite den anderen erhalten. Die legtere Art der Erb- 
folge Tann nach den Grundſätzen des ungarifehen Erbrechtes nur rüfichtlich des . 
frei erworbenen Vermoͤgens Platz greifen. *) 


Il. 

Nach ſächſiſchem Rechte beruht die gefehliche Erbfolge entweder a) auf 
dem natürlichen Zufammenhange der Blutsverwandtfchaft (St. I. 2 u. 4. Vergl. 
88. 732 — 756), oder b) auf dem Gemeindeverbande (St. II. 2. 8.13. Bergl. 
$. 760). Im erfterer Beziehung haben die Verwandten nicht ein gleiches Recht 
zur Nachſolge, fondern es findet eine beftimmte von der Verfchiedenheit der Linien 
und der nach der bürgerlichen Zahlungsart zu berechnenden Grade abhängende 
Rangordnung unter ihnen flatt, vermöge. deren fie drei einander aus— 
ſchließende Klaffen bilden. Die allgemeinen Regeln hiebei laſſen fi 
folgendermaßen zufammenfaflen: 

1. In die erfte Claſſe gehören die Defcendenten bis zu dem entfernteften 
Grade hinab. 

2. In die zweite Glaffe die Afeendenten bis zu dem entfernteften Grade 
hinauf. 

3. In die dritte Claſſe die Seitenverwandten (collaterales), fo daß Die 
dem Grade nah Näheren die Entfernteren ausfchließen (St. I. 2. $. 12. hae 


m — nn tr 


*) Alex Dos& de Makfalva: Jus Transsilv. privatum. $$. 97--98, 
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personae vocanlur, quae proximioreın gradum cagnationis obtinent, ita ut 
propinquiores remolioribus praeferantur). 

4. Die Erbfolge richtet fi, mit Ausnahme der Eltern, nach der Kinie der 
Berwandtfhaft, fo daß die Derwandten den Erblaffer nur in der Kinie beerben 
können, in welcher fie mit demfelben verwandt find. Damit ift verbunden: 

5. der Grundfag der Reciprocität, welchem gemäß nur jenen Verwandten 
> die Nachfolge gebührt, welche der Erblaffer, wenn er fie überlebt hätte, gleichfalls 
hätte beerben können (St. H. 2. 8.5. hi videlicel, quibus ipse succedere 
potuisset). 

6. Die urfprüngliche Grundlage für das Ausmaß der entfallenden Erb- 
theile bildet die zwifchen den Ehegatten beftehende vollftändige Gütergemeinfchaft 
(communio bonorum), wovon dem Manne zwei Drittheile, der Frau ein Drittheil 
gebührt (St. IL. 4. $. 1. ut ex universis bonis bes ad maritum, triens ad 
uxorum perlineat), welde bei dem Ableben des einen oder anderen Chegatten 
für Diefelben ausgefchieden werden. Hieraus. folgt, daß 

7. bei dem Eintritte der Nachfolge nach Linien (Elternfeiten, in lineas) 
zwei Drittheile der Erbfchaft der väterlihen, und ein Drittheil der mütterlihen 
Linie zufallen (St. II. 2. 88. 7—11); dabei gilt: 

8. der Grundfaß der nicht zu vermengenden Erbantheile (St. I. 2. $. 11. 
„sine bonorum confusione“), wonach fo lange in der einen Linie noch fo ent: 
fernte Verwandte des Erblaffers vorhanden find, durch dieſelben die Verwandten 
der anderen Linie ausgefchloflen werden. i 

9. Bei der Nachfolge nad Köpfen (St. II. 2. 8.12. „in capita“) werden 
jo viele Erbtheile gemacht, ala Perſonen find; bei der Nachfolge nach Stämmen, 
jo viele, ald Stämme find, fo daß alle vom gemeinfchaftlihen Stammhaupte ab- 
ſtammenden Perfonen zuſammen nur jenen Erbtheil erhalten, -weldhen dad Stamm- 
haupt erhalten hätte, wenn es nicht vor dem Erblafler mit’ Tod abgegangen wäre 
(St. II. 2.8. I. „in stirpem, nimirum tam magnam ex haereditate defuncti 
portionem percepluri quanlaın eorum parens adeptus essel, si supervixisgei“ 
und &. 12). 

$. 732 

Wenn der Erblafter ebellche Kinder des erfien Grades bat, fo fällt Ihnen die. ganze Erbſchaft au, 

fie mögen männlichen oder weiblichen Geſchlechtes, fie mögen bei Lebzeiten des Erblaſſers oder nad) feinem 


Tode geboren fein. Mehrere Kinder theilen die Erbſchaft nad ihrer Zahl in gieiche Theile. Enkel von 
noch lebenden Kindern, und Urenfei von noch lebenden Enfeln haben fein Recht zur Erbfolge. 


$. 733, 

In ein Kind des Erblaffers vor ihm geſtorben, und find von demfelben Gin oder mehrere Enkel 
vorhanten, fo fAnt der Antheil, welcher dem verſtorbenen Kinde gebührt hätte, dieſem nachgelaſſenen Enfel 
ganz, oder den mehreren Enkeln gu gleichen Theilen zu. Iſt von diefen Enfeln ebenfans Einer geftorben 
und bat Urenkel nachgelaſſen, fo wird auf die nämliche Art der Anthell des vwerfiorbenen Enkels unter die 
Urenlel gleich getheilt. Sind yon einem Erölaffer noch entferntere Nachkömmlinge vorhanden, fo wird die 
Aheilung verkälinigmäßig nach der eben gegebenen Borfchrift vorgenommen. 
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8. 734. 


Auf Diefe Art wird eine Erbichaft nicht nur dann getheilet, wenn Enkel vun verfiorbenen Kindern 
mit noch lebeuden Kindern, oder entferntere Nachkömmlinge mit nähern Nachkönimlingen des Erblafſers 
zufammentreffen, fondern auch Dann, wenn Die Erbſchaft bios zwifchen Enkeln von verfhiedenen Kindern, 
oder zwiſchen Urenkeln von verfciedenen Enkeln zu theilen if. Es können alſo die von jedem Kinde 
nachgelaffenen Enter, und die von jedem Enkel nadgelaffenen Urentel, ihrer feien viele oder wenige, nie 
mehr und nie weniger erhalten, als das verfiorbene Kind oder der verftörbene Cufel erhalten hätten, 
wenn fie am Leben geblieben wären. 

8. 735. 


Iſt Niemand vorbanden,, der von dem Erblaffer ſelbſt abftammt, fo fält die Erbſchaft auf die 
jenigen, die mit ihm Durch die zweite Linie verwandt find, nämlih: auf feine Eltern und ihre Nachkömm⸗ 
linge. Leben nod beide Eltern, fo gebührt ihnen die ganze Erbſchaft' zu gleichen Theilen. Iſt @ines diefer 
Eltern verfiorden , fo treten deſſen nmachgelaffene Kinder oder Nachlömmlinge in fein Recht ein, und es 
wird die Hälfte, dic dem Verftorbenen gebührt hätte, unter fie nad) jenen Brundfägen getbeilt, welche in 


den 88. 732 — 134 wegen Thellung der Erbfchaft zwiſchen Kindern und entferntern Raclömnilingen des 


@rblaffere feftgefegt worden find. 
8. 736. 


Wenn beide Eitern des Grblaſſers verfiorben find, fo wird jene Hälfte der Erbſchaft, welche dem 
Bater zugefallen wäre, umter feine hinterlaffenen Kinder und derfelben Rachkönmimlinge, die andere Hälfte 
aber, weiche der Mutter gebührt hätte, unter ihre Kinder und derfelben Rachkömulinge nad den 88. 732—734 
geiheilet. Sind von dieſen Eliern Feine anderen al® von ihnen gemeinihaftlidh erzeugte Kinder, oder ber: 
ſelben Nachtömmlinge vorhanden, fo heilen fie die beiden Hälften unter fich gleih. Sind aber außer 
dieſen no Kinder vorhanden, die von dem Bater oder von der Mutter, oder ron einem und der andern 
in einer andern Ebe erzeugt werten find, fo erbalten die von den Zater und der Mutter gemelnſchaftlich 
erzeugten Kinder oder ibre Rachköntmliuge ſowohl an der väterlihen, als an der mütterlihen Hälfte ihren 
gebäbrenden, mit den einfeitigen Geſchwiſtern gleichen Antheit. 


8. 737. 


Wenn eines der verfturbenen Eltern des Erblaſſere weder Kinder, noch Radıtömmlinge hinter 
Iaffen bat, fo fält die ganze Erbihaft dem andern nod lebenden Giterntheile zu. AA Pieter Theil and 
nicht mehr am Yeben, fo wird Pie ganze Erbſchaft unter feinen Kindern und Nachkömmlingen nad den 
bereit angeführten Grundfägen veriheilet. 
$. 738. 


Eiud He Eltern des Grblaffers ohne Nachlömmlinge verfiorben, fo fommt die Erbichaft auf die 
dritte Linie, nämlih: auf des Erblaſſers Großeltern und ihre Rahtommenfhaft. Die Grbſchaft wird 
dann in zwei gleiche Theile geibeilet. ine Hälfte gehört deu Gitern des Baterd und ihren Rahtömm- 
lingen; die andere den Eltern der Mutter und ihren Nachkömmlingen. 


$. 739. 


Jede diefer Hälften wird unter den Großeltern der einen und der andern Geile, wenn fie beide 
noch leben, gleich getheilt. IM eines der Bropältern, oder find beide von der einen oder andern Geite 
geſtorben, fu wird Die Dlefer Seite zugefallene Hälfte gwifchen ten Kindern nnd Nachkömmlingen dieſer 
Großzeltern nad jenen Mrnndfägen geibellt, nad welchen in der zweiten Linie die ganze Erbſchaft zwiſchen 
den Kındern und Nachkömmlingen der Eltern des Grblafiers geibeilt werden muß ($$. 735— 737). 


8. 740: 


Sind von der väterlichen oder von der mürterlihen Eeite beide Großeltern verftorben, und 
weder von dem Großvater, nody von der Großmutter diefer Seite Nachkömimlinge vorhanden, dann füllt 
den von ber andern Seite noch lebenden Großeltern, oder, nad berfeiben Zode, ihren hinterlaffencn 
Kindern und Nachkömmlingen Die ganze Erbichaft zu. 


$. 741. 


Nach gänzlicher Erloͤſchung der dritten Linie Zommt die geſetzliche Erbfolge anf die vierte. Bu 
Diefer Linie gehören die Eltern des väterliben Großvaters und ihrer Nachkömmlinge, die Eliera ber 
väterlihen Großmutter mit ihren Nachkömmliugen, die Eltern des mütterlihen Großvatere mit ihrer 
Rahlommenfchaft, und die Eltern der mütterlichen Broßmuttee mit der ihrigen. 
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$. 742. 


Eind von allen biefen vier Stämmen Berwandte vorhanden, fo wird die Erbſchaft zwiſchen den⸗ 
felben in vier gleiche Theile getheilt, und jeder Thelt wieder zwiſchen den zu jedem Gtamme gehörigen 
Berfonen nady eben den Grundfägen untergetheilt, nach welchen zwiſchen den Eltern des Grblaffers und 
zwifchen ihren Radhfömmfingen eine ganze Erbſchaft gefegmäßig getheilt wird. 


8. 743. 


FA Einer von den zu biefer Linie gehörigen vier Stänmen bereits erlofhen,, fo fällt deffeu An 
theil nicht allen übrigen drei Stämmen zu, fondern wenn der erlofchene Stamm von der väterlidden Eelte 
it, fo fänt dem andern Stamme von ter väterlichen Seite die Hälfte der Erkfchaft zu; und wenn ber 
erlofhene Stamm von der mütterlihen Seite ift, fo FA Dem andern Stamme von der mütterliden Seite 
ebenfalls Die Hälfte der Erbihaft zu. Sind aber beide Stämme von der wäterlihen und mütterlichen 
Seile erloſchen, fo fänt auf die zwei Stämme von der andern Zelte, und wenn auch von dieſen fdyon 
Einer erloſchen ift, auf den einzigen von diefer Seite noch übrigen Stamm die ganze Erbſchaft. 


$. 744. 


Wenn von der vierten Linie Fein Verwandter mehr am Leben if, fo fällt die Erbihaft anf die 
fünfte, namlich: auf des Erblaffers zweite lirgroßeltern umd ihre Rahläömmlinge. Zu dieſer Linie gehärt 
der Stamm der väterlichen Großeltern des väterlichen Broßvaterd, "der Stamm der mütierlichen Groß⸗ 
eltern des väterlichen Großvaters, der Stamm ber näterlihen Großeltern der väterlichen Großmutter, der 
Etamm der mütterlichen Großeltern der väterlichen (Wroßmutter, der Stamm der vaterlihen Großeltern 
des mütterlihen Großvaters, der Stanım der mütierlihen Großeltern Des mütterlichen Großvaters, ker 
Stamm der väterliben Großeltern der můtterlichen ————— uud ‚der Stamm der mütierlidgen Groß» 
eltern der mütterlichen Broßmutter. 

$. 745. 


Jeder von diefen acht Stämmen bat mit den übrigen gleiches Erbrecht, und wenn von jedem 
Stamme Berwandte vorhanden find, fo wird die Erbichaft unter ihnen In acht gleiche Theile getheitt, und 
jeder Theif unter Den zu Ddiefenı Stamme gehörigen Berfonen nad der bei den vorigen Linien vorgefchrie- 
henen Ordnung wieder untergelheilt. 

$. 746. 


Wenn einer dieſer acht Stänmme erloſchen ift, fo fänt dasjenige, was den väterlichen Großeltern 
eined Großvaters oder einer Großmutter gehört bätte, dem Stanrme der mütterlihen Großeltern eben 
diefee Großvaters oder Diefer Großmutter zu; amd was den mütterlichen Großeltern eines Großvaters 
oder einer Großmutter gebühret bätle, fällt dem Stamme der väterlichen eben dieſes Broß- 
vaterö oder eben diefer Broßmntter zu. 

$. 647. 


Eind beide Stämme eines Großvaterd oder einer Großmutter erloſchen, fo bleiben die Antbeile, 
die zu der väterlichen Seite des Grblaffers gebören, bei den noch übrigen Stänmen der räterlihen Geite, 
uud Die Autheile, die zu der mütterlichen Seite des Erblafferö gehören, bleiben bei den noch übrigen 
Etämmen von der mütterlichen Seite. Wenn aber von allen vier Stämmen der väterlichen Seite, oder 
von allen vier Staͤmmen der mütterlichen Seite fein Berwantter mehr vorhanden ift, fo erhalten die von 
der andern Seite vorhandenen Stämme die ganze Erbfihaft. 


8. 748. 


Penn endlih auch die fünfte Linie ganz erloſchen if, fo fällt die gofeglide Erbfolge auf vie 
ſechſte, nämlih: auf des Erblaffers dritte Urgroßeltern und ihre Nachfömmlinge. Zu diefer Linie ge 
bören fechzeh Stämme, nämlich: Pie Stämme derjenigen @ftern, aus weiden die Stammeltern ber 
fünften Linie entfproffen find. Wenn von jedem diefer Etäinme Verwandte am Leben find, fo wird Die 
Erbihaft in ſechzehn gleihe Stammtheile geheilt, und jeder Stammtheil zwıfchen den zu dieſem Stamme 
gehörigen Verwandten nad den bereite angegebenen Grundſätzen wieder untergerheilt. 


$. 749. 


Ein? von einigen dieſer Stämme feine Bermandten mehr am Leben, fo faflen thre Antheile auf 
Diejenigen Stänme, Die nad) Vorſchrift der 8$. 743 und 746 mit den erloſchenen Stämmen in der nächſten 
Berbindung ſtehen. ind nur von einem einzigen Stanıne Bermandte übrig. fo gebührt ihnen Die ganze 
Erbſchaft. 
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8. 750, 
Benu Yenıand nut Dem Grblaffer von mehr als einer Seite verwandi ift, fo geniebt er von jeder 
Seite Dasjenige Erbrecht, weiches ihm, als einen Berwandten von dieſer Seite insbefondere betrachtet, ge 
hührt ($. 736). 
5. 751. 


Auf dieſe ſechs Linien der ehelichen Berwanbtidaft wird das Bedht der Erbfolge in Anfehung 
eines frei vererblichen Bermögens eingefchräun. Entferntere Verwandte des Erblaſſers find von der gefeh- 
lichen Erbfolge ausgefchtoffen. 

$. 752. 


Anßer der Ehe geborue nud durch nachher erfolgte Bermählung ihrer @itern legitimirle Kinder, 
wie auch diejenigen, welchen, ungeachtet eine® bei der Berchelihung ihrer Eltern beſtaudenen Hinderniffes, 
Die Befendere Begünftigung des $. 160 zufommt, genießen unter den in chen dieſem 8. 160, und dem 
8. 161 enthaltenen Befchräufuugen aud in Rüdficht der gefehlichen Erbfolge die Rechte ehelicher Kinder. 


$. 733. 


Einem unchelthen,, dur die Begünſtigung des Geſetzgebers legitimirten Kinde kommt auf Pie 
väterhiähe Berlaffenichaft nur danu ein geſetzliches Erbreht au, wenn es auf Anfuchen dee Vaters um 
gleiche Rechte mit den ehelichen Kindern in dem frei vererblihen Bermiögen zu genießen, legitimint worden if. 


8. 754. 


In Rüdfiht auf die Mutter Haben uneheliche Kinder bei Der geieglihen Erbfolge in das frei ver 
erblihe Bermögen gleiche Rechte mit den ebelihen. Zu dem Nachlaſſe des Baterd und Der väterlichen 
- Berwandten, dann der Eltern, Großeltern ıumd übrigen Verwandten der Mutter gebührt Den unehelichen 
Kindern Feine gefegliche Erbfolge. 

$. 755. 


Wahlkinder baben bei der geſetzlichen Erbfolge in das frei vererblihe Berniögen Ddesjenigen, 
weicher fie an Kindesflait angenommen hat, ein gleiches Met, mie die ehelichen Kinder. In NMuckſicht der 
Berwandten deifelben oder des Chegotten, ohne deſſen Einwilligung die Annahme geichehen if, ſtebt Ibuen 
fein Erbrecht zu. Eie behalten aber das gefeglihe Erbrecht in dem Vermögen ihrer naturlicden Gitern 
md Berwandten ($. 183). 

&. 756. 


Den Eltern fommt anf den Nachlaß ihrer Iegitimirten,, oder von dem Gelege beſonders be» 
günftigten unehelihen Kinder eben das wechſelſeitige Net an, welches den Aindern auf den NRachlaß ihrer 
Eltern eingeräumt worden in (88. 752— 1751). In dem Bermögen eines unchelich gebliebenen Kindes ge- 
bührt nur der Mutter die Erbfolge, der Bater, alle Großeltern und andere Berwandien des Kindes find 
davon ausgeihloffen. Auch die Wahleltern baben Bein geſetzliches Erbrecht auf die Derlafienfhaft des 
Bahifindes, fie fält nad der gefeplichen Erbfolge defien Berwandten gu. 


1. 
Rah ungarifhem Rechte find gefeßlihe Erben: 
A. Die Defcendenten ($. 731 Abf. 1.). 

Hieher gehören: 

I. die aus gefeßmäßiger Ehe entfprungenen Abftämmlinge 
(descendentes legilimi et naturales), d. h. die Söhne und Töchter des Erb- 
faffers, nicht nur die Gebornen, fondırn auch Ungebornen (Nachgebornen, post- 
hun), wenn ihre Geburt innerhalb zehn Monaten nad dem Tode des Erblaffers 
erfolgt (Tr. 1. 62. Vgl. $. 22 Abf. IL.) ; die Enkel, Entelinnen, Urenkel u. f. w., 
weiche am Stelle ihrer verflorbenen Eltern eintreten. Diefe Erbfolge iſt zwei- 
facher Art, namlich zum Nachlaſſe: 
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1. des mütterlichen Vermögens, welches alle Kinder, ohne Unterſchied des 
Geſchlechtes, gleichmäßig erben (Tr. I. 17 u. 19). Eine Ausnahme machen dabei 
jedoch ſolche Güter, welche die Verftorbene zufolge einer „Präfection” (praefecta. 
Tr. 1. 17. 8. 7. Bgl. 88.146 u. 185 Abſ. 1.) befaß, oder welche überhaupt aus 
einer königlichen Schenkung berrühren, da in ſolchen Gütern die Töchter nur dann 
zur Nachfolge gelangen, wenn diefelben im der betreffenden Verleihungs— 
(Schenkungs-) Urkunde ausdrücklich für beide Gefehlechter beftimmt worden find. 
(Clausula utriusque sexus. Tr. I. 48. $. 3.) 

2. des väterlichen Vermögens. Dabei find zu unterſcheiden: 

a) unbewegliche Sachen (Liegenfchaften), welche: 
aa) von einer f. Schenfung herrühren (bona donationalia). Solche Güter 
fallen in der Regel nur an die Söhne (Tr. I. 18), außer ed wäre in der 
Schentungsurtunde ausdrüdlich auch das weibliche Gefchlecht zur Nach⸗ 
folge berufen, oder es hälte der erfte Erwerber die Nachfolge für beide 
Geſchlechter angeordnet (regulavit. Tr. 1. 17 u. 48. Dal. 8. &18 Abf. L.). 

Im Zweifel über die Natur der Donatialgäter ift fih an die Ge— 
pflogenheit des letzten Befißes zu halten (Tr. 1. 67. 8. 2). 

Im Falle die Güter aus einer gemifchten k. Schenkung, d. b. aus 
einer folchen, wo auch ein Kaufpreis entrichtet worden ift (donatio mixta), 
berrühren, erben die Zöchter ihren Antheil an dem Kaufgelde; wäre aber 
die Kaufſumme fo groß, daß fie den wahren Werth der Güter ſelbſt ſiber⸗ 
fteigt, fo ıft diefer Werth nad gemeiner Schätzung (communis aesti- 
matio. Vgl. 8. 306 Abf. I.) zu beftimmen, und nur diefer gemäß von 
den männlichen Erben der den Töchtern gebührende Antheil zu entrichten 
(Tr. 1. 21. 88. 2 u. 3). 

bb) frei erworben find, worin die Kinder beiderlei Geichlechtes, ohne 
Unterfchied, ob ſolche Kiegenfchaften auf immerwährende Zeit (fas- 
sione perennali), oder mit Pfandbeſitz (jure pignoralitio) erworben 
worden find, — gleichmäßig erben; und zwar aus dem Grunde, weil 
diefelben das zum beweglichen Vermögen gehörende Geld, weldhes dafür 
gegeben wurde, repräfentiren (Tr. I. 17, 19 u. 102. 8. 4). Cine Aug- 
nahme hievon findet dort flatt, wo bei der Erwerbung die Nachfolge aus⸗ 
drücklich für das männlihe Geſchlecht beftimmt, und urkundlich erflärt 
wurde (Tr. I. 21. 8$. 4 u. 6. proui enim acquisitores vel emplores 
literas suas formabunt, ita et benorum suorum successionem alque 
devolutionem habebun!i), 
b) bewegliches Vermögen. In diefem erben in der Regel die Kinder beiderlei 
Geſchlechtes, ohne Unterfchied, ob daſſelbe anitifchen Urfprunges, oder frei 
erworben iſt (Tr. 1. 19 u. 99). Eine Ausnahme davon machen: 
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an) die. Waffenfammlungen; und die Geflüte, wenn fie die Anzahl von 
50 Pferden überfteigen, welche n nur an die Söhne fallen (Tr. J. 99. 8. 2 
u. 101. 8. 2). 

bb) der Fall, wo der verſtorbene Vater mit feinen Soͤhnen die Erötheilung 
bereits vorgenonmen, und die Töchter zur Heitath ausgeftattet hat, indent 
dann der ſämmtliche bewegliche Nachlaß allein der Hinterbliebenen Witwe 
zufällt (Tr. I. 99. 8. 4). 

cc) die beweglichen Sachen, melde der Erblaſſer frei erworben hat, infoweit 
als in diefen die hinterbliebene Witwe zufammen mit den Kindern zur 
Nachfolge gelangt (Tr. I. 99. $. 1), und die Wagenpferbe, fowie Die 
Staatögewänder des verftorbenen Gatten, welche der Witwe allein zu- 
falten (Tr. 1. 99. &. 2). 

I. Die außer der Ehe. gebornen, jedoch Tegitimirten Kinder (legitimati), 
Hiebei find zu unterfcheiden: 

1. die duch nachfolgende Ehe legitimirten Kinder, welcht mit gleichem 
Rechte, wie die ehelichen Abſtämmlinge erben; 

2. die durch den Landeg fürften legitimirten Kinder, wo die Beſtimmung 
des dießfälligen k. Refcriptes entfcheidet. Wäre dem Erblaffer nad ſtattgefun⸗ 
dener Legitimation feines unehelichen Kindes durch den Landeöfürften, ein in ges 
fepmäßiger Ehe erzeugtes Kind geboren worden, fo kann das fegitimirte Kind in 
den aus k. Schenkung herrühtenden Gütern nicht erben, weil der Landesfürft 
darüber gegen den Willen der gefeßmäßigen Erben nidyt verfügen Tonnte; wohl 
aber muß daffelbe in den frei erworbenen Gütern zur Nachfolge zugleich mit dem 
ehelichen Kinde zugelafen werden, indem die durch die Vermittlung des Baters 
erlangte I. f. Legitimation in einem folcden Falle gleich einem Teftamente zu achten 
ift.”) . Wäre der Erblaffer der Letztberechtigte feines Geſchlechtes (ultimus defi- 
ciens), fo erbt das legitimirte Kind alle Güter des Vaters (Tr. I. 5, 57 u. 108. 
8.1. A. C. II. 25). 

3. Die unehelihden Kinder, wenn fie durch die mit pabftlicher ER ein 
gegangene Ehe ihrer Eltern Iegitimirt worden find, welche gleihe Erbrechte mit 
den ehelichen Nachkommen haben (vgl. $. 162 Abſ. L). 

II. Die unehelich gebornen Kinder (naturales, incesiuosi) find von der 
Erbfolge in dem avitiſchen Vermögen überhaupt, ohne Unterfchied, oh daſſelbe vom 
Pater oder von der Mutter herrührt (Tr. I. 106 u. 108. 8. init.), und in dem 
väterlichen DBermögen (Tr. H. 62) ausgefchloffen. Da jedoch das Geſetß den 
allgemeinen Grundſatz aufftellt, daß Kinder wegen der Vergehen ihrer Eltern 
weder an ihrer Berfon, noch an ihrem Vermögen Schaden leiden jollen (Tr. 1. 79. 


— — — — — 


) Alex. Dosä de Makfalva: Jus privatum. $. 101. 
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$. 1, und II. 60. $. 2), die oben angeführten Geſetze die unehelichen Kinder aue⸗ 
drücklich nur von dem avitifchen und väterlichen Vermögen, und zwar vom letzteren 
deswegen ausſchließen, weil der Bater ungewiß ift, fo werden nach der allgemeinen 
Nechtögepflogenheit die unehelihen Kınder zur Nachfolge in dag frei erworbene 
Bermögen der Mutter, wozu auch die Pfandgüter derfelben gehören (Tr. 1. 102. 
8. A) zugelaffen (Tr. 1. 17 u. 19).°) 

Die aus einer Scheinehe gebornen Kinder, infoferne das obwaltende Ehe- 
hinderniß wenigftens einem Gatten unbelannt war, haben gleiches Erbredht mit 
den aus geſetzmäßiger Ehe abflammenden Nahfommen (Tr. I. 106 und 108. 
&. init. Bergl. 8.23 Abf. TI. p. 2, u. $. 160 Abſ. L.). 

IV. Die Aoptivfinder (adoptivi seu legitimi) haben eim zweifahhes Erb: 
vecht, fowoh! zu dem Nachlaffe ihrer natürlichen, als auch zu jenem ihrer Adoptiv- 
Eltern (Tr. 1. 8 und 66). Wird dem Adoptivvater nachträglich ein gefeßmäßiger 
Erbe geboren, fo gilt daffelbe, was bei der nach fluttgefundener 1. f. Legitimation 
eines unehlichen Kindes, eingetretenen Geburt eines ehelichen Kindes Rechtens ift 
(Tr. 1. 63. Bergl. 8. 185. Abf. 1.). 

V. Ueber die Erbfolge der Defcendenten im Falle der Bater wegen Hoch⸗ 
verrathes verurtheilt wurde vergl. &. 544. Abf. I. p. 4 

Mas das Ausmaß der den Defcendenten zufallenden Erbtheile anlanget, fo 
erben die unmittelbaren Abftämmlinge des Erblaſſers (dese. primi gradus) nad 
Köpfen, die entfernten Abftammlinge nach Stämmen, Kraft dead Repräfentations- 
rechtes (Tr. I. 40 und 45). 

B. Die Ufcendenten ($. 731. Abf. 1.). 

Sind keine Deirendeuten vorhanden, fo tritt die Erbfolge der Ajcendenten 
(ascendenles) ein, und zwar in dem Noiticalnermögen vermöge der Gemeinfchait 
des Blutes, in tem freierworbenen Bermögen hingegen vermöge des Grundfaßes 
der Reciprocität, welcher die Eltern und Kinder zu gegenfeitigem Bütererwerbe 
verpflichtet (Tr. 1. 53. $. 10. Bergl. $. 154. Abſ. I. p. 7). 

Die Afcendenten beerben übrigens jene Kinder, welchen das Geſetz gleichfalle 
die Erbfolge nach ihren Eltern zuerkennt. Eine Ausnahme findet von dieſer Regel 
in Rückſicht des Nachlaſſes ter Adoptivfinder, und der nicht durch nachfolgende 
Ehe legitimirten Kinder flatt, indem die Adoption und dielegitimation durd den 
Zandesfürften einem Teftamente gleich geachtet wird, welches zwifchen dem Teſta⸗ 
tor und Legatar feine Wechfelfeitigkeit der echte (Reciprocität) begründet. 

Was das Noiticalvermögen betrifft, fo gilt die Regel: daß diefed an den- 
jenigen Elterntheil übergehet, von welchem daſſelbe ausgegangen war (Tr. 1. 54. 
8. 2); fo zwar, daß die dem Grade nach näheren Afcendenten die Entfernteren 


— — 
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davon ausfchließen. Das frei erworbene Bermögen dagegen fallt an beide Eltern⸗ 
theile nach Köpfen. 

Sind Feine Afcendenten des erften Grades, d. h. weder Bater noch Mutter 
vorhanden, jo erben die Afcendenten des zweiten Grades nad Linien (Eltern⸗ 
feiten); d. h. die Nachfolge gehet zur Hälfte am die väterlihen, zur andern Hälfte 
an die mütterlichen Großeltern über. 

Die vom Erblaffer verbliebenen Donationalgäter gehen nur dann an bie 
Afcndenten über, wenn diefe in der Schenkungsurkunde gleichfalls dazu berufen 
find; ift diefes nicht der Fall, fo haben die Afcendenten nur von dem auf foldye 
Süter vom Erblaffer verwendeten Kaufpreife, und von den daran bewirften Me 
kiorationen ihren Antheil auzuſprechen (Tr. I. 43 u. 47). 

C. Die Seitenverwandten (consanguinei collaterales). 

Sind feine Defcendenten noch Afcendenten vorhanden, fo tritt Die Erbfolge 
der Seitenverwandten nach folgenden Grundfägen ein: 

1. die dem Grade nad Näheren ſchließen die weiteren Verwandten aus 
(Andr. Deer. II. cap. 4. $. 1); 

2. Die Agnaten erben ausſchließlich die für das männliche Geſchlecht be- 
fimmten Güter; die Cognaten erben alle übrigen Güter zuſammen mit den Agna- 
ten (Tr. I. 17, 19, 116 u. 117). 

3. Vollbuͤrtige (zweibändige; gerinani; bilaterales) Verwandte, d. h. ſolche 
welche beide Stammeltern gemein haben, erben das väterliche und mütterliche 
Bermögen gleihmäßig; — halbbürtige Verwandte (Geſchwiſter, ünitalerales), 
und zwar jene, welche nur den Bater als Stammhaupt gemein haben (carnales), 
erben das väterliche Vermögen; jene, welche nur von einer und derfelben Mutter 
ihre Abkunft herleiten (uferini), das mütterliche Vermögen (Tr. I. 54. Bergl. 
hiezu $. 42. Abſ. VII). 

Dabei übt die Natur der vom Erblaiter verbliebenen Güter einen-enticher 
denden Einfluß and; es muß unterfchieden werden: 

a) das avitifche Vermögen. Die Erbfolge in folden Gütern hängt davon 
ab, daß der Erbanfprecher feine und feiner Vorfahren Genealogie mit jener des 
Erblaſſers auf einen gemeinfhaftlihen Stamm zurüdführen und beweifen kann, 
daß zwifchen. jeinen und des Erblaſſers Vorfahren eine Theilung diefer Güter 
ftattgefunden hat (Tr. I. 47. 8. 4. sola enim sanguinis propago et fraternalis 
mutua divisio eflicil ex se muluam el reciprocam in alterulrum condescen- 
sionem. Tr. 1. 67. 8. 1), unter welden Bedingungen fodann die Erbfolge unter 
den theilenden Verwandten (condivisionales) ewig, d. b. bie auf den letzten 
Sprößling der Theilungsverwandten Plab greift (Tr. I. 47 8. init, universy 
hujusmodi bona et jura possessionaria inter fratres divisa altero ipsorum 
haeredibus corenie eliam post centum, ducentos ei etiam plures 
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annos, in caeteros fratres superstiles el haeredibus gaudentes devolvuntur. 
Vergl. 8. 291. Abf. 11). Fehlt nur eine Diefer beiden Bedingungen , fo entfällt 
auch Das Recht zur Nachfolge; was daraus hervorgehet: daß folche Güter, welche 
der ohne fonflige Erben verftorbene Erblaffer nach der zwifchen ihm und feinen 
Theilungsverwandten flattgefundenen Theilung durch k. Schenkung überfommen 
bat (megen Mangels der Theilung derfelben), nicht auf Die Theilungsverwandten. 
fondern anf den k. Fiscus übergeben (Tr. I. 47. 8. 2); oder aber wenn mehreren 
eanander richt verwandten Berfonen zufammen mittelft k. Schenkung ein Gut 
verliehen wurde, und eine diefer Berfonen ohne fonftige Erben ftirbt, deren Guts⸗ 
antheil (wegen Mangelö der gemeinfamen Abfunft) nicht auf die übrigen Bit- 
erwerber, fondern gleichfalls an den k. Fiscus übergeht (Tr. 1.47. 8.3). Es 
folgt hieraus, daß: 

b) rückfichtlich des frei erworbenen Vermögens zu unterfcheiden fei, ob der 
Erblaſſer daffelbe zu einer Zeit, al® er mit den Erbanſprechern noch Feine Erb- 
theilung geichloffen hatte, oder zu einer Zeit, ale die Theilung bereits vollzogen 
war, erworben habe? 

Im erfteren Falle hat im Sinne des ungarifchen Rechte der ungetheilte 
Zuftand jene Rechtswirkung, daß Alles, was während deflelben die Verwandten 
auf welche Art immer, einzeln erwerben, in folcher Weife dem avitifchen Vermögen 
zuwächſt, daß zur Zeit der Theilung jeder derfelben — (infoferne der Erblaffer 
darüber nicht etwa letztwillig verfügt hätte, nah Tr. 1. 5, 43 u. 57) — glei 
dem Erwerber ſelbſt daraus feinen Antheil anfprehen kann (Tr. I. 43. 8. 4: 
fratres elenim indivist infra divisionis tempus, el lucram el damnum aequa- 
liter partieipare suffereque .debent; in Verbindung wit Tr. I. 44, 45 8. init. ; 
102. 8. 3; vergl. $. 361); daher denn in diefem Falle die nächſten Verwandten 
das erworbene Vermögen unter fidh erben. Ausgenonmen iſt bievon der Fall, 
wenn der Erwerber gegen Berzichtleiftung auf feinen Antheil aus dem avitiſchen 
Bermögen das erworbene Bermögen für ſich behält, was er unter nn Bedingung 
zu thun berechtiget ift (Tr. I. 44). 

Sm Falle hingegen die Erwerbung zu einer Zeit erfolgte, ala die Erb- 
theilung zwifchen den Theilungsverwandten vollzogen war, muß unterfchieden 
werden, ob Die emorbenen Güter: 

1. Donationalgiiter find, welche, wie bereits oben angeführt worden ifl, dem 
t. Fiscus anheimfallen (Tr. I. 47. $. 2); ausgenommen den Fall, mo im der 
Schenkungsurkunde ansdrücklich aud die Seitenvermandten zur Erbfolge berufen 
find (Tr. I. 50. 8. 3); 

2. oder aber nicht aus einer k. Schenkung herrühren; welche die Siläwen: 
wandten unter fich erben; und zwar aus dem Grunde, weil durch das Gefeg 
(dr. 1.47. 8. 2 u. 50. $. 3) ausdrüdlid nur in den nad der Theilung erwor⸗ 
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benen Donationalgütern dem ?. Fisens das Erb: (Heimfalle-) recht ver den 
Seitenverwandten zuerfannt wird; anderfeit® aber, weit folche Güter gewöhnlich 
mit Selb erworben werden, Daher zum beweglichen Bermögen gehören (Tr. 1.19), 
welches nicht mit dem königlichen Rechte (jus regium) behaftet ift (A. C. III. 25. 
az ingö jökban jus regium ninisen). 

Noch iſt zu bemerken, daß wenn zwei Brüder, in Ermangelung von männ- 
lihen Erben, ihre Töchter abgefondert und zu verfchiedenen Zeiten mit landes⸗ 
fürftlicher Bewilligung zu Erben ihrer Güter eingeſetzt (Präfection), oder diefe 
Güter für beide Geſchlechter vererblich (ad utrumque sexum) erflärt haben, und 
eme diefer Erbinnen (praelecta) nachträglich ftirbt, deren Gitter nicht auf die 
überlebende Erbin oder deren Nachkommen, fondern auf den k. Fiscus übergehen, 
° weil die Verſtorbene in einem foldhen Falle jene Güter nicht vermöge ihres gefch- 
lichen Erbrechtes oder ihrer Blutäverwandtfhaft, fondern lediglich vermöge der zu 
ihren Gunſten allein ertheilten I. f. Bewilligung (consensus regius) erlangt hat; 
ift aber die „Bräfection“ der beiden Töchter in einer und derfelben Urkunde ge- 
fhehen, fo gehen im Falle des Ablebens der Einen derjelben, deren durd die 
„Bräfection” erlangte Güter (vergl. $. 291. Ybf. 11. lit. b.) allerdings auf die 
Andere über (Tr. 1. 50. 88. 1 u. 2). 

Die Erben diefer Claſſe theilen, infoferne fie demfelben Berwandtichafte- 
grade angehören, die Verlaſſenſchaft nah Köpfen untereinander, fonft . 
Stämmen (in ramos) fraft des Repräfentationsrechtes. 

D. Die gefeßlihen Laften der Erbfchaft (onera suecessionum legalia). 

Wie bereitd bei $. 549. Abſ. I. erwähnt wurde, geht der Nachlaß auf den 
Erben mit den Laften über (Tr. 1. 82. $. 10). Solche Saften find ſchon vermöge 
des Geſetzes: 

a) mit der Nachfolge in den dem männlichen Geſchlechte allein zulommenden 
Gütern (bona sexus masculini); wie das Biertheil der Mädchen (quartalitium);; 
das Mädchenrecht (jus capillare) und bie (emaritalio vi- 
duae) ; oder aber überhaupt 

b) mit jeder Erbfchaft verbunden: wie Die Mitgift (parafernum), das Heis 
rathsgut (dos), der Wittwenunterhalt (intertentio vidualis). Hier wird zunächſt 
nur von dem Biertheile und dem Mädchenrechte gehandckt, indem ſich die Er- 
Örterung der übrigen Erbihaftslaften am geeignetften an das (28.) Hauptftüd 
von den „Ehepakten” anreiben läßt. Unter 

1. Dem Viertheil der Mädchen (quartaliliium) wird der den weiblichen 
Nachkömmlingen (Töchtern) an den elterlichen, der männlichen Geſchlechtsfolge ge- 
börenden Gütern, in der Regel nicht mit bläibendem Eigenthum, fondern gegen 
Einlöfung (redemptibili lege) juftehende Antbeilbefiß verftanden (Tr. 1. 88. 
$. 1). Don jenem Bermögen, zu welchem die weiblichen Nachkommen cin Erbrecht 
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im eigenen Namen haben, gebührt denfelben Fein Biertheil (Tr. 1. 6. 88.3 1.4). 
Daffelbe gebührt allen Töchtern eines Erblaſſers zuſammen genommen nur Ein- 
mal; jedoch kann jede derfelben ihren Antheil daran befenders geltend machen 
(Tr. 1. 89. $8. init. und 2). Das Viertheil wird von den mämlichen Erben ent: 
richtet : 

a) entweder in Geld; in diefem Falle werden alle der männlichen Ge- 
ſchlechtsfolge angehörenden Güter mit allem Zubehör (mit Ausnahme jedoch der 
äußeren Gründe der Bauernhöfe, als Aecker, Wiefen u. f. m.) verzeichnet und in 
vier Theile getheilt, woron dann ein Theil nach der gemeinen Schätzung berechnet 
(vergl. F. 806. Abſ. 1.) und den weiblihen Nachkommen une wird 
(Tr. 1. 89); 

d) oder aber in dem vierten Theile, welcher aus den betreffenden Gütern 
ausgeſchieden wird (in natura). Diefes geſchieht bei unverheiratheten Töchtern, 
welchen das Biertheil in Gütern, jedoch nur zur Rubnießung ald Hypothek (jure 
temporali) audgefolgt wird. Auch die verheiratheten Töchter befommen ihr Bier: 
theil, wenn die männlichen Erben fie nicht mit baarem Gelbe oder Geftütpferden 
befriedigen Tönnen (Tr. 1. 29. 88. 5 u. 6, 88, 89, 101. $. 3). Im Falle ferner 
eine Tochter mit Zuflimmung jener Erben, welchen die Leiftung des Biertheiles 
obliegt, einen Unadeligen heirathet, fo muß ihr das Biertheil in liegenden Grün- 
den (in natura) mit bleibendem Eigenthumsrechte verabfolgt werden (Tr. I. 29. 
88. 7—S; 30. $. 8. Sigism. Deer. 6. a. 20). 

Dem gewöhnlichen Landesgebrauche nah, wird das Viertheil in Geldes» 
werth verabfolgt. 

Das Piertheil kann nicht nur nach dem Abfterben des biezu verpflichteten 
Baters, fondern auch früher, fobald eine verheirathete Tochter ſelbſtberechtiget ifk, 
angefproden werden (Tr. 4. 111. $. 8). Bon der Sun defjelben ift auch 
der k. Fiscus nit ausgenommen (Tr. I. 29). 

Iſt den Töchtern das Biertheil nicht verabfolgt BE jo find deren Nach⸗ 
kommlinge ſelbſt nach der längſten Zeit, weil hier feine Verjährung Plaß greift 
(Tr.-1. 78. 8. 5), befugt, daſſelbe zu fordern. Jene, die dem Grade nad, dem zur 
Reiftung des Viertheils Berpflichteten näher verwandt find, haben vor den Ent- 
fernteren das Vorrecht, daffelbe zu verlangen (Tr. I. 89); wohl aber kann die 
Leiſtung deſſelben von dem Berpflichteten nur Einmal verlangt werden (Tr. 1. 
88). Dadurch, daß eine der Töchter mit dem Biertheile befriediget wurde, ver⸗ 
tieren die anderen Töchter nicht das Net über die Natur der Güter, d. b. 
zum Erweije deifen, daß die Güter, woraus das Viertheil berichtiget wurde, beiden 
Geſchlechtern angehören, gegen Die männlichen Erben den Rechtöftreit (ad aequn- 
litatem juris) anhängig zu machen (Tr. I. 90). 

Der Anſpruch auf das Biertheil geht verloren, wenn die hiezu Berechtigte 
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durch richterliches Urtheil der größeren Gewaltthat (actus majoris pofentiae. 
Bergl. 8. 19. Abſ VI) ſchuldig erfannt wurde (Tr. II. 43. $. 4). 

2. Das Mädchen» oder Haar recht (jus capillare) beftehet bei unver- 
heiratheten Töchtern (capillos nudales gerenies) in dem Anſpruche auf den 
Mädchenunterhalt und auf die Ausheirathung (Tr. I. 92); und zwar: 

a) aus dem Rechtegrunde des Mädchenunterhaltes (intertentio ca- 
pillaris) gebührt jeder unverheiratheten Tochter aus den väterlihen, der 
männlihen Geſchlechtsfolge alleinangehörenden Gütern bis zu 
deren Berehelichung Die Rabrung, Kleidung und die ftandesmäßige Erziehung und 
zwar im väterlichen Haufe felbft. Der Betrag der hiezu erforderlichen Koſten ift 
nad Verhältniß des vierten Theiles jener Güter, im Wege des Einverfländnifies, 
und wenn ein ſolches nicht zu Stande kömmt, duch das Gericht zu beflimmen 
(Tr. I. 29. 8. 5, 67. 8. 2; 92); außerdem: . 

b) gebührt den nach dem Tode ihres Vaters unverheirathet zurüchgeblie- 
benen Töchtern, wenn fie fich verehelichen, eine angemeffene Ausftattung 
({emaritatio ; Tr. 1. 67. 8.2; 92). 

Diefed Recht der Iedigen Tochter erſtreckt ſich jedoch nur auf das bewegliche 
Vermögen ihres Baters, und im Falle dieſer die Ausſtattung ſelbſt beftimmt hat, 
miiffen die Töchter fi mit dem feſtgeſetzten Betrage zufrieden ftellen. Wird diefer 
Anſpruch gegen die Nachfolger des Vaters männlicher Geſchlechtsfolge geltend 
gemacht, fo ift diefer Betrag, wenn fein gutwilliges Uebereinkommen zu Stande 
kömmt, vom Gerichte mit Rückſicht auf das bewegliche wäterliche Bermögen zu 
beftimmen (Tr. I. 101. 88. 3 — 4). 

Das Vermögen, welches der Nachfolge beider Bejchlechter angehört, kömmt 
bei der Ermittelung der Ausſtattung nit in Anfchlag, weil diefer Anſpruch ein 
Erfaß für die Ausſchließung von der Erbfolge des männlichen Geſchlechtes iſt. 

Zur Leiſtung der im Mädchenrechte Hegriffenen Anfprüche ift jedes, dem Die 
väterlichen Güter zufallen, er fei ein Prweandter, adoptirter Donatar, oder der k. 
Fiscus felbft, verpflichtet (Tr. I. 29. $. 4, in Verbindung mit 67. $. 2). Bergl. 
hiezu s 1218 — 1229. A 

II. 

Nach — ——— wird in Nüdficht der geſetzlichen Erbfolge zunächſt 
ein Unterfchied gemacht zwifchen reinen Szekler⸗Erb⸗Gütern (haereditates pure 
Siculicae) und ſolchen Gütern, welde mit dem königlichen: Rechte behaftet find, 
d. h. folhen, welche irgend einer der früheren Befiger freiwillig dem Donations⸗ 
ſyſteme unterzogen bat (jura possessionaria jure regio affecta). Die leßteren 
unterliegen ſowohl in Rückſicht ihres Befikes, ala der Nachfolge in denfelben, den 
nämlihen Beftimmungen, weldye nad ungarijchent Rechte für die ORIORH UNE 
überhaupt gelten (A. C. III. 76. a. 7). 
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Terner werden die Szekler⸗Erb⸗ (avitifchen) Güter unterfchieden won eo 
freierworbenen Vermögen (bona acquisita). In Rückficht der: 

a) Szekler⸗Erbgüter wird durch die befonderen Szefler-Statute und Ge⸗ 
wohnheitsrechte die Erbfolge in folgender Weiſe beftimmt: 

4. So lange es männliche Erben gibt, hat dag weibliche Geſchlecht (Toͤch⸗ 
ter, Entelinnen, Schweftern 2c.) kein Recht zur Nachfolge (Constit. a. 1555. p. 
20). Sind aber feine männlichen Erben vorhanden, fo gelangen 

2. die Erben des weiblihen Geſchlechtes fo zwar zur Rachfolge, daß wenn 
swei Brüder in dem Szeklerbeſitzthum miteinander getheilt Haben, und einer von 
ihnen einen Sohn, der andere eine Tochter binterläßt, der Sohn die Tochter, 
welche dan eine natürliche „ Bräfecta“ (naluralis praefecta; fiu-Ieany) heißt, 
nicht von der Erbfolge ansfchließen kann (Ebend. p. 21). Wenn aber eine ſolche 
Erbin (praefecta) einen Bauern (Untertban, jobägy) geheirathet hat, fo hat der 
dem Grade nach nächſte Agnat des Erblaffere das Recht, gegen Ausbezahlung des 
wahren Schäbungsmwerthes das avitifche Beſitzthum an fich zu löfen (A. C. III. 76. 
a. 14. p.4). Wird aus einer ſolchen Ehe eine Tochter erzeugt, welche einen freien 
(adeligen) Szekler heirathet, fo fann diefe fodann das großväterlide avitiſche 
Beſitzthum wieder an ſich löſen. 


3. Hat eine natürliche „Praefecta“ ſich ſtandesmäßig verehelicht, und fo- 
wohl Töchter ald Söhne erzeugt, fo fehließen die Lekteren als Stammerben der 
männlicher Gefchlehtsfolge, die Erfteren aus (Const. a. 1559. p. 23). 

4. Hinterläpt ein Szekler blog mehrere Töchter, fo erben diefe das avitifche 
Befigthum unter fich gleichmäßig. Der jüngſten Tochter ſteht das Vorrecht der 
Auswahl des elterlihen Wohnhanfes zu, Doch fo, daß den älteren Töchtern gleiche 
Wohnungen erbaut werden. Kann dies nicht gefheben, fo wird das elterliche 
Wohnhaus getheilt. Es gilt ſonach: 

5. Als allgemeiner Grundſatz bei diejer Erbfolge, daß Verwandte ver- 
ſchiedenen Gefhlechtes in einem und demfelben Verwandtfchaftsgrade nie theilen, 
indem der männliche Theil den Borrang in der Erbfolge hat. Nur Berwandte 
gleichen Gefchledhtes, in Dem männlichen Grade, theilen gleichmäßig unter fich. 

6. Den Töchtern, wen fie nicht erben, gebührt eine angemeffene Aneftat- 
tung (emaritatio. &bend. p. 23). : 

7. Im Falle in der einen abfteigenden Linie weder männliche noch weibliche 
‘schen vorhanden find, geht das avitiſche Befigthum auf die andere nachfte 
Linie über. 

b) Das freierworbene (nicht avitiſche) Vermögen fallt nach der gefeßlichen 
Erbfolge, wenn der Erbiafler nicht anderweitig Darüber verfügt hat, den Söhnen 
md Töchtern gleichmäßig zu. Eine erworbene Liegenſchaft muß jedoch im der, 
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Erwerbungsurtunde ausdrücklich für beide Geſchlechter (ad uirumque sexum) 
beſtimmt fein, weil fonft die Bermuthung immer für die Erbfolge des männlichen 
Geſchlechtes ſpricht. ⸗ 

Im Zweifel über die Natur eines Szekler⸗ Grundbefitzes und se davon 
abbängigen Erbfolge in demſelben, ſpricht die Rechtsvermuthung ſtets für deſſen 
freie, vomek. Rechte unabhängige Eigenſchaft (wergl..$. 381). 


III. 


In dem Gebiete der beſtandenen Szekler-Militairgränze war 
ein Unterſchied zu machen zwiſchen dem beweglichen Vermögen jedes Szekler⸗ 
Graänzers und feiner Militärgränz⸗Seffion (unbewegliches, avitiſches Befikihum), 
ſo daß 

a) in dem erſteren, wenn darüber keine letztwillige Erklärung ſich vorfand 
(vergl. 8. 572. Abſ. II.), die geſetzliche Etbfolge nach den oben dargeſtellten Be- 
ſtimmungen des Erbrechtes der Szekler überhaupt (Randesprovinzialgefebgebung) 
ſtattzufinden hatte (Reglem. der Siebenb. Gränz⸗Szekler dd. 24. März 1764. 
8. 32. p. 1 — 5; General⸗Comm.⸗Vdg. vom 1. März 1825. 3. 182. C.); 

b) in Rückſicht der Militärgrenz » Seffion der Teitende Grundfaß galt, daß 
diefelbe ohne befondere Genehmigung der höchſten Kriegscentralftelle untheilbar 
war. Die Erbfolge darin fam zunächſt dem männlichen Geſchlechte zu, und zwar 
erbten znerft die Söhne ingleichen Antheilen; in Ermangelung derfelben die Töch- 
ter, und wenn auch folche nicht vorhanden waren, die Seitenverwandten. War auf 
dieſe Urt eine Tochter zum Nachlaſſe gelangt und diefelbe an einen Gränzer ver- 
ehlicht, fo blieb fie im Befibe der Militairgränz - Seffion; war fie aber an einen 
Provinzialiften. (Nicht-Gränzer) verheirathet, fo fiel die Gränzfeffion den nächften 
Berwandten des lebten Befiterd zu, welche der Tochter den wahren Schäkung3- 
werth derjelben (codignam aeslimalionem) auszuzahlen hatten. 

Maren feine Abftämmlinge vorhanden, fo ging die Erbfolge an die Seiten- 
verwandten, zunächft männlicher, dann weiblicher Linie über. Auch bei den Seitens 
verwandten war. zu unterjcheiden, ob der berufene Erbe ein Gränzer oder PBrovins 
ztalift war (Gen. Comm. Bdg. vom 28. Jänner 1808, 3. 346, R. 8. 2; H. R. 
vom 13. Auguft 1776, 3. 1300. Sub. 3. 4396; vom 3. September 1787, 
3. 3004; a. h. Entſchl. vom 11. Juli 1825, Gub. 3. 5091; Borfchrift zur 
‚Berbandlung der zwiſchen Provinzialiften und Gränzfoldaten entftehenden Etrei= 
tigfeiten vom 18. November 1829, Sub. 3. 5555. Hochm. Norm. Samınlung 
4.22. S. 166, 168 — 176); vergl. $. 450 Abf. IM. 


Außer diefen befonderen Beftimmungen galten im Szekler⸗Militairgränz— 
Gebiete Die bereits oben angeführten Grundfäge der Erbfolge der Szeller-Nation. 
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IV. 


Im Gebiete der beſtandenen Romanen-Militairgränze war zu 
unterfcheiden zwifchen adeligen und nicht adeligen (unterthänigen) Gränzern 
(vergl. $. 572 Abf. IN; und zwar: 

a) die gefegliche Erbfolge der adeligen Gränzer fand ſowohl in Rückficht 
des unbeweglichen (avitiſchen), als des beweglichen Vermögens nad den Grund» 
fügen des ungarifchen Adels in den beftandenen Gomitaten (fiehe oben Abf. I. A 
— D) ftatt (Gen. Comm. Vdg. vom 28. Jänner 1808, 3. 346; Siebenb. Wa- 
lachen⸗Graͤnzregl. vom 12. Rov. 1766. $. 30). 

b) bei den unadeligen Gränzern war zu unterfcheiden das unbewegliche 
(avitifche) Beſitzthum, von dem beweglichen Vermögen. Das erftere ging zwar an 
die gefeßlichen Erben des Berftorbenen über, allein wenn feine männlichen Ab⸗ 
ftämmlinge und Eeitenverwandte, oder blos Töchter vorhanden waren, fo fiel 
das Eigenthum einer folden Gränzſeſſion dem Militairärar heim, welches Lediglich 
den ermittelten Werth an die verbliebenen Töchter zu erfolgen batte (Gen. Comm. 
Ddg. vom 1. März 1825, 3. 182, C). In Rüdficht des beweglichen Vermögens 
der nichtadeligen Grenzer hatten. bei Eintritt der gefeßlichen Erbfolge die Regi— 
mentögerichte das Abhandlungsgeihäft nah den Grundſätzen des a. b. G.⸗B. 
vorzunehmen (General Comm. Bdg. vom 29. Jänner 1828. T. II.) Bergl. 
8. 572 Abf. IN. 

V. 

Nach ſächſiſchem Rechte werden, im Falle keine letztwillige Erklärung 
in dem Maße deren Zuläſſigkeit ſich vorfindet, zur Nachfolge bernfen: 

A. Die Deſcendenten, und zwar: 

1. den ehelichen Kindern des erften Grades fällt der ganze bewegliche und 
unbewegliche Nachlaß zu gleichen Theilen zu. | 

2. If ein Kind des Erblaffers vor ihm geftorben, und find von demjelben 
Ein oder mehrere Enkel vorhanden, fo fällt der Antheil, welcher dem verftorbenen 
Kinde gebührt hätte, dieſem nachgelaffen ft Enkel ganz, oder den mehreren Enkeln 
zu gleihen Theilen zu. Diefes Nepräfentationsrecht der Nachkömmlinge geht ın 
das Unendlihe fort, und es kann daher jeder Nachkömmling zur Erbfolge ge- 
langen, wenn in der geraden Linie zwifchen ihm und dem Erblaffer fein diejem 
näherer Nachkömmling ftehet (St. IT. 2. 8. 1). 

3. Unter den erbfähigen Kindern werden die in der Ehe erzeugten, die 
außer der Ehe erzeugten aber legitimirten (St. 11. 2. 8. 2)°), die NRachgebornen 


) Das bezogene Geſetz erwähnt nur die durch „nachfolgende Ehe legi- 
timtrten” Kinder. Da aber hier im Principe cine Legitimation außer der Ehe cr- 
zeugter Kinder anerkannt ift, fo iſt nicht abzufehen, warum nicht mit Anwendung des 
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(posihumi; St. II. 2. 8. 3), und die geſetzmaͤßig adoptirten Kinder (Univ. Sta- 
tut, vom 3. Dezember 1812. Univ. 3. 507; vergt. $. 185 Abf. IE) verftanden, 
welche unter fich alle ein gleiches Erbrecht haben. 

4. Unehliche Kinder, deren Vater nicht mit Sicherheit beſtimmt werden 
fann (spurii vel vulgo quaesiti), beerben Tediglih ihre Mutter, und zwar zn 
gleichen Theilen mit den von derfelben ehelich erzeugten, Kindern. Diein natür« 
licher Ehe (Goncubinat) erzeugten Kinder (liberi naturales) werden gleichfalls zum 
mütterlichen Nachlafle, und auch, da der Bater derfelben nicht ungewiß ift, nad 
der dem römischen Rechte nachgebildeten Gepflogenheit zu zwei Zwölſtheilen der 
Berlafienfhaft des Vaters, wenn dieſer Feine legitimen Kinder hinterläßt,, zuge: 
laffen. Die in Blutfchande oder Ehebtuch erzeugten Kinder (incestuosi; adul- 
terini) haben gar fein Erbrecht nach ihren Eltern, fondern bios einen Anſpruch 
auf Ernährung und Erziehung (St. I. 2. 8. 4; vergt. $. 160 Abſ. II.). 


dur das Municipalgeſetzbuch ſelbſt als Subſidiarrecht aufgefteflten römifchen Rechtes 
(Sı. 1. 1. $. 7) dort, mo eine Legitimation durch nachfolgende Ehe nicht mehr möglich 
ifl, die „legitimatio per principem“ zuläffig fein ſolle? Das ganze ſächſiſche geſetz⸗ 
liche Erbrecht beruht lediglich auf dem natürlichen Zuſammenhange der Blutsverwandt⸗ 
ſchaft, und auf dem Gemeindeverbande. Nun ift aber hei der Legitimation durch die 
„nachfolgende Ehe” die Blutsverwandtſchaft zwiſchen Bater und Kind, welche allein 
ſchon das Erbrecht begründet, bereitd vorhanden, und die nachfolgende Ehe thut nichts 
Anderes, ald daß fie den Makel der unebelichen Geburt hebt, und fo das Erbrecht 
wirffam macht. Die Ehe allein bewirkt ja nicht einmal zwifchen den Ghegatten das 
Gröreht. Ganz fo ift ed bei der „legitimatio per principem“, wodurch aud nicht 
erfi die das Erbrecht an und für fi begründende Berwandtfchaft zwifchen Bater und 
Kind entfleht, fondern gleichfalls nur durch Hebung ded Makels der Geburt, dad Erb- 
recht wirkſam gemacht wird. Für diefe Auffaffung fpricht das eclatante Beifpiel des 
Privilegiums des Therefianifchen Waifenhaufed in Hermannftadt vom 3. 1770, Taut 
welchem außerehelihe Kinder durch den einfachen Act ihrer Aufnahme in dieſes Waifen- 
haus legitimirt werden (vergl. 8. 162 Abſ. H— IT). Jedenfalls ift die Anflcht jener 
Rechtsgelehrten, welche die „legilimatio per prineipem“ anerfennen, die humanere, 
und dem fähntfchen Nechte um fe analoger, als den gefegmäßigen Erben ohnedieß die 
Berpflihtung auferlegt wird, für den Lebensunterhalt und die Erziehung der außer 
ehelichen Kinder des Erblaſſers Sorge zu tragen (Si. II. 2. $. 4), und die in Gr 
mangelung gefegmäßiger oder teftamentarifcher Erben zur Nachfolge berufene „Gemeinde“ 
(ebend. 8. 13), auch außerdem zur Darreihung ded Lebendunterhalted an die ver- 
mögend» und erwerblofen Scmeindeglicder verpflichtet, ein natürlicged Intereſſe daran 
hat, daß uncheliche Kinder, fo wenig, al® möglich, vom elterlichen Erbe audgefchloffen 
werden. Deswegen allein. weil das fächlifche Municipalrecht Vieles mit den deutſchen 
Stadtrechten gemein hat, kann das Borhandenfein auch römifcher Rechtsinftitute im 
Sahfenlande nicht geläugnet werden. und namentlich fann, wer pofitived Recht dar⸗ 
ftellfen will, nicht auf dad Nüdficht nehmen, was eine vernünftige Gepflogenheit und 
Rechtsliteratur aus dem ſächfiſchen Nechte hätte machen können; fondern nur auf bad, 
was dic Gchflogenheit ohne Rechtetiteratur (1) daraus gemacht bat. — 
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SR Niemand vorhanden, der vom Erblaſſer felbit abſtammt, fo gelangen: 

B. die Afcendenten zur Erbidaft; und zwar: 

1. die Eltern mit Ausſchluß der Geſchwiſter. Sind beide Eltern am Leben. 
fo erben fie die Berlaffenfhaft des Kindes im Sinne der zwiſchen ihnen geſetzlich 
beftehenden Gütergemeinfhaft (St. I. 4 8. 1) gemeinfhaftlid. Sf nur ein 
Elterntheil am Leben, fo gebührt ihm der ganze Nachlaß des verftorbenen Kindes. 

Bon der Regel jedoch, daß die Eltern die Geſchwiſter ausſchließen, macht 
der Yall eine Uugnahme , wen nach dem Ablchen eines der Eltern ein Kind der⸗ 
felben ohne Nachkömmlinge flirbt, bevor noch die Theilung der elterlihen Ber- 
laſſenſchaſt ftattgefunden hat. In diefem Falle wird angenommen, daß die Güter⸗ 
gemeinſchaft zwiſchen dem verftorbenen und überlebenden Eiterntheile noch fort: 
beftehe, und die Kinder werden ald Reprafentanten des verfkorbenen Elterntheiles 
ftammweife (in stirpem) mit dem überlebenden Elterntheil zufammen zum Rad 
laffe (Erbantheile) des Gefchwifters (Kindes) zugelaffen, d. h. alle Kinder zu—⸗ 
fammen erhalten fo viel (nämlich das Zwei- oder Dritiheil) vom Nachlafle des 
Geſchwiſters, als der verftorbene Elterntheil, wenn er am Leben wäre, davon tr- 
halten haben würde (St. II. 2. 8. 6). 

2. Sind die Eltern nicht mehr am Leben, fo gelangen die Großeltern nach 
Linien (in lineas) zur Erbſchaft, d. h. der väterliche Großvater erbt zwei Drit- 
theile, der mütterlihe Großvater ein Drittheil (Sı. I. 2. $. 7). Hiebei ift der 
Grundſatz der nicht zu wermengenden Erbantheile ftrenge feftzuhalten. Das Erb» 
iheil nämlich der einen Linie gehet, fo lange auf Seite derjelben erbfähige Ber: 
wandte vorhanden find, nicht auf die andere Linie über (ebend. 88. 8 u. 11). 

3. Ueber den zweiten Grab (die Großeltern) hinaus, erfolgt die weitere 
Erbfolge der Afcendenten nach der Nähe des Grades (Urgroßeltern), in derfelben 
Linie nah Köpfen. 

4. Den Eltern fommt auf den Nachlaß ihrer legitimirten, oder von dem 
Geſetze befonders begünftigten umehlichen Kinder eben das wechfelfeitige Recht zu, 
welches den Kindern auf den Nachlaß ihrer Eltern eingeräumt iſt. Die nnehlichen 
Kinder daher, deren Vater ungewiß ift (spurii; vulgo quaesiti), fönnen nur von 
der Mutter und deren weiteren Verwandten, die in natürlicher Ehe erzeugten 
Kinder (nalurales) gleihfalls von der Mutter und deren Berwandten, und in 
Ermangelung diefer auch vom Bater bis zu zwei Zwölftheilen ihres Nachlaffes, 
die in Blutfchande oder Chebruch erzeugten Kinder weder vom Pater noch von 
der Mutter beerbt werden. 

Ob den Adoptiveltern ein gefebliches Erbrecht auf die Verlaſſenſchaft des 
Adoptivfindes zuftehe? entfcheidet das Geſetz nicht; doch werden fie mit Rückſicht 
darauf, dag das Adoptivfind nicht vermöge feiner Blutsverwandtihaft, ſon⸗ 
dern nur vermöge des Actes der Adoption, welcher einem Teftamente gleich ge- 
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achtet wird, Erbrechte zum Rachlaſſe der Adoptiveltern erlangt, nach der Gepflo⸗ 
genheit davon ausgeſchloſſen. 

In Ermangelung der Deſcendenten oder Aſcendenten, oder wenigſtens der 
Aſcendenten der einen Linie, ſind: 


C. die Seitenverwandten (collaterales) zur Erbfolge berufen. Sind 
nämlich nur die Großeltern der einen Linie vorhanden, fo tritt der Grumdfaß der 
nicht zu vermengenden Erbantheile in Anwendung, fo daß die Seitenverwanbdten 
rucfihtlich des ihrer Linie zufommenden Grbantheiles zufammen mit den Groß⸗ 
eltern als Erben eintreten, d. h. die Großeltern der väterlichen Linie erhalten das 
väterliche Zweitheil, die Seitenverwandten (Halbgefchwifter) aber das mütterliche 
Drittheil; die Großeltern der mütterlichen Linie das mütterliche Drittheil, die 
Seitenverwandten (Halbgefchwifter) das väterliche Zmweitheil (St. II. 2. $. 8). Im 
Uebrigen: 

1. wenn keine Defcendenten noch Afcendenten des Verftorbenen vorhanden 
ind, fo erben die vollbürtigen (zweibändigen, rechten) Sefchwifter, mit Ausſchluß 
der Gefchwifterlinder nah Köpfen (St. I. 2. 8. 9); 

2. wenn bloß Halbbrüder oder Halbſchweſtern vorhanden find, fo erben 
die Halbgefchrilter von des Baterd Seite (consanguinei) zwei Drittheile, die 
Haldgefchwifter von der Mutter Seite (ulerini) ein Drittheil vom Nachlaſſe ihres 
Halbgeſchwiſters. 

Treffen zweibändige Geſchwiſter des Erblaſſers mit einbändigen (Halb- 
geſchwiſter) zuſammen, ſo zerfällt die Erbſchaft nach Linien in das geſetzliche Zwei⸗ 
und Drittheil. Die Halbgeſchwiſter erben nur in derjenigen Linje, in welcher fie 
mit dem Erblaffer verwandt waren, zufammen mit den zweibändigen Gefchwiftern ; 
nämlich die Halbgejchwifter von Seite des Vaters erben im Zweitheil, die Halb- 
geſchwiſter von Seite der Mutter im Drittheil; das übrige Zwei⸗ oder Drittheil 
fallt den zweibandigen Geſchwiſtern ganz allein zu (St. U. 2. $. 10). 

3. Halbgeſchwiſter, wenn fie ald Erben mit ihrem Oheim oder Tante zu- 
jammentreffen, erben, wenn fie von Seite des Vaters verwandt find (fratres con- 
sanguinei), zwei Drittheile, wenn fie von Seite der Mutter verwandt find (fraires 
ulerini) ein Drittheil; dagegen der mütterliche Oheim (avunculus) im erfteren 
Falle das Drittheil, der väterlihe Oheim (patruus) im legteren Falle zwei Drit- 
theile, ohne Vermengung der "Erbantheile (sine confusione bonorum; St. II. 
2.8. 11). 

4. Gefchwifterfinder erben, wenn feine näheren Erben vorhanden find, fo 
viel ale ihr Vater oder Mutter erben würden, wenn fie am Leben wären (in stir- 
pem). Sind auch keine Gefchwiftertinder vorhanden, fo treten die Äbrigen Seiten- 
verwandten nach dem Grundfake ein, daß die dem Verwandtſchaftsgrade nad 
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Näheren die entfernter Verwandten ausſchließen; die Seitenvetwandten eines und 
deſſelben Grades aber zu gleichen Theilen erben (St. II. 2. 8. 12). 

5. Die unehelihen Geſchwiſter werden erbſchaftsrechtlich als Halbgeſchwiſter 
angeſehen, und ſie beerben nach dem Grundſatze der Gegenſeitigkeit (Reciprocität) 
den Erblaſſer dann, und in ſo weit, wenn und in wie weit ſie dieſer, im Falle er 
fie überlebt Hätte, gleichſalls hätte beerben können. 

Außer den angeführten, das allgemeine Erbrecht in quantitativer Beziehung 
regelnden Beſtimmungen macht das fächfifche Recht in qualitativer Hinficht den 
Unterfchied zwifchen dem beweglichen und unbeweglichen Vermögen, daß es be⸗ 
fimmten Erben Borzugs= (Birtual-) Rechte auf ganze untheilbare Güter einräumt ; 
und zwar: 

1. Wenn nad) Ableben der Sattin in dem Tpeilvermögen fi zwei Hänfer 
befinden, fo hat der Gatte das Necht, eines davon zu. den ihm (ans der beitan- 
denen Gütergemeinſchaft, vergl. 759) gebührenden zwei Drittheilen auszu⸗ 
wählen, das andere muß er den Kindern zu dem Drittheile, d. i. zur Erbmaffe der 
Gattin. ausfolgen. Beträgt der Schäßungewerth des Haufes, welches der Gatte 
für ſich behält, mehr als feine zwei Drittheile, fo muß er den Ueberwerth den Kin= 
dern mit Geld audgleihen. Dafjelbe müffen auch dıe Kinder thun, wenn der 
Schätzungswerth des ihnen zufommenden Haufes das Drittheil überfteigt. 

Befindet fih im Theilnermögen nur ein Haug, fo kann der Batte dafjelbe 
im Schätzungswerthe für fi) behalten, und den Kindern das mütterliche Drittheil 
in Geld auszahlen (St. II. 4. 8. 4). | 

2. Wenn nach Ableben des Gatten im Theilvermögen zwei Häufer vors 
handen find, fo haben die Kinder das Recht, ſich das eine auszumaählen, das 
andere fällt der Witwe zu. Sind mehrere Häufer und Grundftüde, ala Weinberge, 
Gärten, Wiefen, Teiche u. f. w., vorhanden, fo fteht Bie Wahl immer den Kindern zu, 
fo daß von fünf Häufern drei den Kindern und zmet der Witwe zufallen. Die 
Grundſtuͤcke werden in drei Theile getheilt, und davon zwei Theile unter die Kinder 
nah Köpfen vertheilt, ein Drittheil der Mutter belafien. 

Diefelbe Modalität ift auch zu beobadhten, wenn der Bater nach dem Tode 
der Gattin das Drittheil den Kindern ausfolgt, wo jedoch ihm die Auswahl zus 
fteht (St. TI. 4. $. 6). 

3. Berbleibt nad) dem Ableben des Vaters nyr ein Hand, fo wird ın dem⸗ 
felben, wenn es fid nad dem Erachten des Rathes ohne Nachtheil theilen läßt, 
der Witwe ein Dritiheil zur lebenslänglihen Wohnung, felbft für den Fall, ale 
fie wieder heirathen follte, ausgeſchieden. Heirathet fie aber in der Folge und er» 
zeuget eigene Kinder, fo fällt der ausgeſchiedene Hausantheil nach feinem Schätzungs⸗ 
werthe den Kindern erfter Ehe wieder anheim, und dieſe gleichen den Etiefvater und 
die Halbgefchwifter mit Geld aus (St. II. 4. $. 7). 
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Diefelbe Modalität greift auch Blag, wenn der verſtorbene Bater Kinder 
aus erſter Ehe, und eine Gattin zweiter Ehe, mit welcher er keine Kinder erzeugt 
bat, binterläßt (ebend. $. 8). 

4. Haben mündige Erben eine Erbſchaft zu theilen, fo bat der Aeltefte in 
der Regel dad Recht zu theilen, der Jüngſte die Befugniß, den Erbtheil auszu⸗ 
wählen (St. II. 4. 17). 

In den Städten gebührt dem ‚Jüngften Erben das Hans, die übrigen Ge- 
Ihwifter erben die Keldgründe. 

In Marktfleden und Dörfern erbt der jüngfte Sohn das Haus, und in den 
Feldgründen theilen alle Gefchwifter glei (St. II. 4. 8. 9). 

Zur Ergänzung diefer Anordnungen wird mit dem mit a. h. Reſeripte vom 
24. December 1846 (Hof. 6724. Bub. 3. 679 vom 3. 1847) beftätigten Uni⸗ 
verfitätsftatute beſtimmt: 

a) „Bei gleichzeitig, oder wenigftend vor der Theilung des Vermögens er- 
folgtem Tode beider Eltern, wenn diefelben zwei oder mehrere gefonderte Höfe 
binterlaffen follten, fteht dem jüngften Sohne, oder bei Abgang der Söhne, der 
jüngften Tochter das Wahl⸗ oder Kiefungsrecht eines Hofes zu; bezüglich der 
übrigen Höfe ift diefe Wahl den übrigen Kindern in der Reihenfolge vom Jüngern 
zum eltern, und mit Borzug des männlichen vor dem weiblichen Geſchlechte ein- 
geräumt. 

b) Stirbt die Mutter vor dem Bater, und erhält bei der Theilung der 
mütterfihen Berlaffenfhaft der jüngfte Sohn oder die jüngfte Tochter ein Haus, 
fo bleibt es denfelben nad dem Tode des Baters, wenn nicht Durch fpatere Heirath 
des Baters ein jüngerer Erbe hinzugekommen ift, freigeftellt, da® überfommene 
Haus nah vorausgegangener Schätzung zur väterlichen Berlaffenichafts - Mafle 
zurüdzuftellen, dafür den Schäkungspreis, welcher in das Inventar ald Paffivpoft 
aufzunehmen ift, an die Maſſe des Vaters zu fordern, und Dagegen das ihnen erbrecht⸗ 
lich gebührende väterlihe Haus gleihfalle im Schäkungswerthe zu übernehmen. 
Sollte jedoch der jüngfte Erbe früher das and der mütterlihen Berlaffenfhaft über: 
nommene Haus veräußert haben, oder fonftwie aus deffen Befiße gekommen fein, 
folglich daffelbe an die väterliche Maſſe nicht zurückſtellen können, fo ift derjelbe 
nicht berechtigt, auf das väterlihe Haus Auſprüche zu machen. 

c) Starb der Bater vor der Mutter mit Hinterlaffung zweier Häufer, und 
es hat das jüngfte Kind bereits eines der Häufer nah Auswahl erhalten, fo ſteht 
demfelben nad dem Tode der Mutter fein weiteres Wahl: oder Kiefungsrecht auf 
die verbleibenden Häuſer zu, fondern es hat das nad) dem Tode der Mutter ver- 
bleibende Haus dem nächften jüngften Gefchwifter zugufallen.”, (Urtext lateiniſch; 
kundgemacht unter Univ. 3. 137. 1847.) 
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Zufolge des Univerſitäts⸗Statutes vom 29. Februar 1840 (beſtätigt mit 
a. h. Referipte vom 27. Juni 1845, Hofz. 4160, Bub. 3. 5419) „jollen die 
Enkel, deren Eltern geftorben find, nad) dem Tode des Großvaterd oder der Groß» 
mutter, an Stelle ihrer Eltern dergeftalt erben, daß fie nicht allein einen fo großen, 
jondern ganz denfelben Autheil, der Verlaſſenſchaft erhalten, weldhen ihr werftors 
bener Bater oder Mutter, wenn fie am Leben geblieben wären, erhalten baben 
würden.” (Kundgemacht mit Univ. Erl. vom 26. September 1845, 3. 630.) — 
- 3. B. das Haus des „jüngften Sohnes". — 


Hiezu wird bemerkt, und zivar: 

1. Zu den Abfäpen I—V. Bon dem Tage der Wirkfamkeit des a. b. G. 2. 
bat der Unterfchied zwifchen ererbtem und erivorbenem, zwiſchen dem aus Donationen 
berrührenden und anderem Bermögen, und zwifchen männlihem und weiblidhem Ge» 
ſchlechte auf die gefepliche Erbfolge keinen Einfluß. Die Anordnungen ded a. b. G. B. 
über die Erbfolge erftreden ihre Wirkfamkeit in allen Theilen ded Landes auf jede 
Art von Bermögen und Perfonen (8 5 des a. h. Pat. vom 29. Mai 1853, R. G. DI. 
Nr. 100). 

2. Zu den Abfäben I—IV. Ohne Rüdfiht auf den Zeitpunkt bed entſtandenen 
Erbanſpruches wird, vom Tage der Wirkſamkeit des a. b. G. B. an, die Einleitung 
eines Erbrechtſtreites aus alter Herſtammung (processus successionalis ſongae litis) 
zur Ausſchließung der weiblichen Linie (ad exclusionem sexus feminei), zur Geltend⸗ 
machung des gleichen Rechte (ad requalilatem juris), zur Erlangung des vierten 
Theils (ad exeissionem quartalitii), zur Erneuerung der Theilung (novae divısionis) 
und zur Ergänzung ber ererbten Güter (ad redinlegratiionem aviticoram) nicht mehr 
zugelaffen (ebenda. $. 10). 

Gin vor der Wirkfamfeit ded a. b. G. B. angefallened Witimen- oder Mäbchen- 
recht hat nad den bisber beftandenen Geſetzen Geltung zu finden. Nah dem Erlöfchen 
diefer Rechte treten aber die in den biöherigen Gefegen gegründeten Erbanſprüche der 
zur Nachfolge in die mit dem Witwen- oder Mädchenrechte belafteten Güter berufenen 
Privatperfonen, des k. Fiscus, oder der zur Ausübung des Heimfallrechtes berechtigten 
Perfonen oder Körperfchaften in Wirffamfeit (ebend. 8. 11, vergl. biezu 8. 760). In 
welcher Frift ſolche Anfprühe geltend zu machen find, fiche die Erläuterung des be- 
zogenen Ariticitätd-Patentes. 

3. Zu den Abſätzen III-V. Zufolge der mit dem a. h. Cabinetsſchreiben vom 
31. December 1851 erlaſſenen Grundſätze für organiſche Einrichtungen in den Kron— 
ländern des öfterreihifchen Kaiferjtaatee, 8. 34, „find bei der Bauernfchaft dort, we 
befondere Vorfchriften zur Erhaltung ihrer Gütercomplere beſtehen, ſolche aufrecht zu 
erhalten.“ In Verbindung hiemit verfügt dad K. P. vom 29. Mai 1853, im Art. VL. 
p- 2, daß bei ber Theilung der Banerngüter fowohl, als unbeweglicher Güter über- 
haupt, die .über die Beſchränkung folder Theilungen beſtehenden Borfhriften zu 
beobachten find” (R. ©. Bl. Rr. 99). Es folgt hieraus, daß. z. 3. in dem chemaligen 
Militairgränggebiete die früheren Grängfeffionen; oder im Sacfenlande Häufer und 
Höfe, und wo died nach Localftatuten üblich war, auch äußere Feldgründe, bei den 
Erbtbeilungen nicht zerftüdelt, fondern nur einem Erben zugetheilt werben fünnen. 
weicher die übrigen daraus auszuzahlen hat. 
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8. 757. 


Dem überichenden Ehegatten des Erblaffers gebührt, ohue Uuterſchied, ob er ein eigenes Ber, 
mögen befige oder nicht, mwofern drei oder mehrere Kinder vorhanden find, mit jedem Kinde ein gleicher 
Erbtheil; wenn aber weniger ald drei Kinder vorhanden flad, der vierte Theil der Berlaffenfhaft zum 
Iebendlangen Genuſſe; das Eigenthum davon bleibt den Kindern. 


$. 758. 


Ift fein Kind, aber ein anderer gefeßlider Grbe vorhanden, fü erhält der überfebente Ehegatte 
das unbefchränfte Eigentbun auf den vierten Theil der Verlaſſenſchaft. Doc wird ſowohl in dieſem, als 
in dem Balle des $. 757 dasjenige, was gemäß der Ehe⸗Pacten, eines Erbvertrages, oder einer letzten An⸗ 
ordnung dem überlebenden Ehegatten and den: Vermögen des andern zukommt, in den Erbtbeil eingerechnet. 


⸗ 
| $. 759. 

Henn aber weder ein Verwandter des Erblaffers in den oben angeführten ſechs Linien, uch ein 
anderer aus den in den $$. 752 — 17506 berufenen Erben vorkanden iſt, fo fällt dem Ehegatten die ganze 
Eibſchaft zu. Do bat cin aus feinem Berihuiden gefhiedener Ehegatte weder auf Die Erbſchaft, noch 
anf einen Erbtheil des Watten Anfpruc. 


Nah ungarifhem Rechte gehören zu den Erben, welche nicht ver- 
möge ihrer Blutsverwandtfchaft, fondern kraft fpecieller Anordnung des Geſetzes 
zur Erbfolge berufen werden, zunächſt die Ehegatten. Die gegenfeitige Erbfolge 
derfelben wird dadurch bedingt: ob Kinder aus der Ehe vorhanden find, oder nicht. 

A. Im Falle Kinder vorhanden find, iſt ferner zu unterfcheiden: ob die 
Fran den Mann, oder der Mann die Frau überlebt bat. 

1. Die Überlebende Gattin erbt zufammen mit den Kindern: 

a) die aus königlicher Schenkung herrührenden (Tr. 1. 48) und anf immer: 
währende Zeiten (jure perennali) gefauften Güter (ebend. und Tr. 102) dann, 
wenn ihr Name der Schenkungs⸗(Donations⸗) und Kauf (Faffions-) Urkunde ein⸗ 
gefchaltet iſt; 

b) in den Pfandgütern, wenn dieje vor der Ehe erworben werden, oder für 
den Fall der Erwerbung während der Ehe, dann wenn der Name der Gattin in 
der Erwerbungsurkunde aufgenommen ift (Tr. I. 21. $. 6. prout enim literas 
suas formabunt ita el bonorum suorum successionem habebunt. In Berbin- 
dung mit Tr. I. 102. $. 3 und A. C. 111. 25); 

c) in dem beweglichen, nicht avitifchen Vermögen des Gatten. Sind die 
Töchter ausgeheirathet, und haben die Söhne getheilt, fo fällt das bewegliche Der» 
mögen der Gattin allein zu; auch außerdem gehören ihr allein die Wagenpferde 
und Staatsgewänder des Gatten (Tr. I. 99. $. 1, und 88. 3— 4, jiehe $. 756. 
Abf. 1. Kit. A. Tr. 101. 8. 1). 

In den Pfandgütern und dem beweglichen Vermögen erbt die Mutter mit 
den Kindern zu gleichen Theilen (in capita. Tr. I. 99 u. 102). In den Dona- 
tional= oder für immerwährende Zeiten, mit Einfhaltung ihres Namens erworbenen 
Gütern wird ihr ale Miterwerberin (coacquisilio) die Hälfte derfelben ausge⸗ 
ſchieden (Tr. 1. 43. $. 1, und A. €. IIE. 25). 

Sadfenpeim, (irläuterung. 4 
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2. Der Mann, welcher die Gattm überlebt, muß den Kindern oder fonftigen 
Erben derfelben alle ihre Erbgüter ausfolgen (Tr. 1. 54; art. prov. 134. a.1791). 
‚Im Falle jedoch Die von der Gattin verbliebenen Güter, mit Einfihaltung feines 
Ramens in der Erwerbungsurfunde, erworben waren, verbleibt ihm davon Die 
Hälfte kraft feines Miteigenthumes (coaequisilio. Tr. I. 43. A. C. IH. 25). 

B. Im Kalle einer finderlofen Che tritt die wechfelfeitige Beerbung der 
Ehegatten nad) folgenden Grimdfägen ein: 

a) Die hinterbliebene Gattin beerbt ihren Gatten in den aus k. Schenkung 
herrührenden, und für inmmerwährende Zeiten erworbenen Gütern, wenn ihr Name 
in der Erwerbungsurfunde vorkömmt, fo daß ihr dann nicht nur iht Antheil aus⸗ 
zufcheiden ift, fondern auch jener des Gatten zufällt, was diefer in den Donational- 
gütern nicht einmal durch ein Teftament verhindern Tann (Tr. 1. 48. 88. 1 u. 2. 
A. C. M. 25); ferner in den Pfandgütern unbedingt (Tr. I. 102. $. 3, und 
A. C. I. 25); in den erworbenen und avitifchen Gütern, wenn der verftorbene 
Gatte der letzte Sproſſe feines Gefchlechtes (ullimus deficiens) war (Andr. Deer. 
ll. a. 4. 8. 1); und in dem beweglichen, nicht anitifchen Bermögen (Tr. 1. 98, 99. 
&. 2. 101. $. 3). 

b) Der verbliebene Gatte beerbt feine verftorbene Gattin in den mit diefer 
zufammen pfandweife, oder für immerwährende Zeiten erworbenen Gütern 
(coacquisitio), felbft wenn in der Exrwerbungsurkunde fein Name nicht einge 
haltet it; da er von den Verwandten feiner verftorhenen Gattin nur zur Her 
ausgabe des beweglichen und unbeweglichen avitifchen Vermögen verhalten werben 
fann (art. prov. 134. a. 1791);*) ferner in den Gütern k. Schenkung, wenn 
in der Schenkungsurkunde fein Name eingefhaltet ift (Tr. I. 48); in dem beweg⸗ 
lichen Vermögen, jedoch mit Ausnahme des avitifchen (art. prov. 134. a. 1791), 
und des von der Gattin in die Ehe Zugebrachten (Allatur, parafernales. Tr. 1. 
100. 8. 2), welches den Berwandten der verftorbenen Gattin zufällt. Die Sachen 
endlich, welche der Saite feiner Frau zur Zeit, als fie feine Verlobte war, gegeben 
hat, wenn fie darüber nicht lektwillig verfügt hat, fallen dem Gatten zu (Tr. 1. 
100. $. 4. Bergl. 88. 1237 u. 1247). 

Welche Beſchränkungen die Vermögensrechte der Ehegatten im Falle der 
verſchuldeten Chefcheidung erleiden, ift bei $. 117 Abſ. 1—2 bereits angeführt. 


II. 


Nah ſächſiſchem Rechte befiken die Ehegatten kein gegenſeitiges, ge: 
fepliches Erbrecht; und fie Fönnen einander zur Nachfolge in ihrem Vermögen, 
infoferne dies ohne Verlegung der Erbanfprüde der Pflichterben gefchicht, nur 


) Alex Dosa de Makfalva: Jus privatum. $. 110. 
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miitelſt einer gegenſeitigen Schenkung für den Todesfall (vergl. $. 1248), oder 
eine einfeitige legtwillige Erklärung berufen (St. II. 5. 88. 8, 11 u. 13). Das 
gegen aber treten die Ehegatten durch Die Schließung der Ehe in eine vollfiän- 
dige Gütergemeinſchaft (maritus el uxor malrimonio in communionem 
ut corporum ita omnium rerum conveniant) in der Weiſe ein, daß, infoferne fie 
nicht durch einen vor der Heitath abgefhloffenen Bertrag (Antenuptial» Contract, 
vergl. 8. 1217) ihre künftigen Güterrechte anderweitig geregelt haben, zwei Drits 
theile (bes) des Gefammtvermögens (ex universis bonis) dem Wanne, und ein 
Drittheil (tiens) Davon der Frau gebühten, der Fruchtgenuß deffelben aber ihmen 
während Lebzeiten, ſowie den aus der Ehe eutfpringenden Kindern gemeinfchaft- 
lich iſt und dadurch zugleich das Recht anf irgend ein Heirathagut (vergl. $. 1218 
u. f. f.) entfällt (St. I. 4. 8. 1). Das Net auf die aus dieſer Gütergemein« 
ſchaft den Ehegatten gebührenden Antheile tritt nicht erſt mit dem Tode des einen 


oder anderen Gatten in Wirkfamkeit, fondern ift ſchon während der Ehe wirkfam 


(St. 11. 5.8. 9, in Berbindung mit II. 1. 88. 7 n. 9), daher mit dem Eintritte 
des Todes des einen oder anderen Ehegatten an den überlebenden Theil derfelben 
der ihm gebührende Antheil nicht etwa erſt vermöge Erbrechtes übertragen, ſon⸗ 
dern lediglich für denfelben kraft des ihm auch bisher darauf zugeflandenen Eigen⸗ 
thumsrechtes ausgefchieden wird (vergl. 84. 1233—1236).”) 

Die befonderen (Virtual⸗) Rechte, welche den Ehegatten aus dem zur 
Theilung gelangenden Gefammtvermögen auf die vorhandenen Liegenfchaften zu⸗ 
ftehen, find oben bei $. 756 Abf. V. bereits angeführt. 

Aus dem reinen Nachlaſſe des verftorbenen Ehegatten gebührt dem über- 
lebenden Theile, im Falle er von demfelben nicht ohnedies mit einem Vermaͤchtniſſe 
bedacht worden wäre, die „ Fürgabe“ („Voraus“, donatio praerogaliva. St. Il. 


4. 8.3), welde nah dem Stande des Nachlaſſes in einem größeren oder ge 


zingeren Betrage (nad) der Gepflogenheit 6 Procente; Theilamts⸗Inſtr. vom 
28. Jänner 1805, p. 8)) zu beftehen hat (vergl. 8. 669). 

Dem Bater gebührt die Nutznießung der den Kindern von der Mutter 
zugefallenen Erbſchaft bis zu ihrer Großjährigkeit, jedoch hat er die Verpflich— 
tung, die Erhaltung und Verbefferung der Exrbgüter aus dem Erträgniffe der- 
felden, oder aus eigenem Vermögen zu beftreiten (St. I. 4. 8. 13. Bergl. 
8. 154 Abſ. I). 


— 


*) Siche meinen in der n. öſterr. Gerichtögeitung vom J. 1854, Nr. 72 und 73, 
erfchienenen Auffag: „Ueber dad Verhältniß der im fiebenblüurgiſch-ſächſiſchen Privat- 
rechte begründeten Gütergemeinfchaft der Ehegatten zu den Gäterrcchten der Chegatten 
nah dem a. b. ©. 8.” 


) Frtiedt. Säuler’d: Das Eigen · Landrecht der S. Sachſen. S. 168. 
41° 
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Bleibt die Mutter nach dem Tode des Vaters mit unerzogenen Kindern 
(unter 7 Jahren) zurück, fo gebührt ihr aus dem Erbtheile der Kinder eine Ber 
lohnung der Kindeszucht, welche bei einem einjährigen Kinde fieben, bei einem 
zweijährigen Kinde ſechs Gulden beträgt, und jofort mit jedem höheren Lebens 
jahre bis zu einem Gulden bei einem fiebenjährigen Kinde herabfleigt. Stirbt 
ein ſolches Kind, fo fällt diefer Werthhetrag der Erbmaſſe der Übrigen Kinder zu 
(St. I. 4. $. 10). 

Da die Ehegatten im Allgemeinen fein gegenfeitiges Erbrecht haben, jo 
verfteht es fich von felbft, daß ein aus feinem Berfchulden gefhiedener Ehegatte 
ebenfowenig einen „Erbtheil“, alö die „Fürgabe“ anfprechen könne, da ihn 
im Gegentheil das Geſetz verpflichtet, aus feinem eigenen Bermögensdantheile dem 
an der Scheidung fhuldlofen Ehegatten den vierten Theil zu entrichten (St. IL 1. 
$. 7). Wie die Bermögendauseinanderfehung der gefihiedenen Ehegatten fatt- 
zufinden hat, ift bei $. 117 Abſ. 3 gefagt, wobei hier nur bemerft wird, Daß in 
diefem Falle allein, nicht dag Geſetz, fondern die auf Normalvorfchriften gegründete 
Gepflogenheit zwifchen der Allatur und dem in der Ehe erworbenen Bermögen 
unterfcheidet, aber felbit bei der diefer Unterfcheidung gemäß vorzunehmenden Der- 
mögenstheilung, die angeführte Anorduung, daß der an der Eheicheidung ſchuld⸗ 
tragende Ehetheil dem ſchuldloſen Gatten den vierten Theil feines Vermögens⸗ 
antheiles zu überlaffen habe, aufrecht erhält. 

‚Bergl. hiezu 8. 92 Abſ. 1 u. 2. 


Hiezu wird bemerft: 


I. Zufolge des 8. 12 des a. h. P. vom 29. Mai 1853 ift dad zwiſchen Che- 
leuten nach Berfchiedenheit der Landestheile beftandene gefepliche Recht der Gütergemein- 
Ihaft (communio bonorum), oder des Mitergenthung (jus coaquisitionis) auf das 
während der Ehe Erworbene, nach den zur Zeit der Schließung der Ehe beftandenen 
(Befegen zu beurtheilen. Die Erbfolge in den Nachlaß des verfiorbenen Ehegatten 
auf Grumd des Geſetzes richtet fi jedoch, wenn der Zod derfelben nad eingetretener 
Wirkjamfeit des a. b. G. B. erfolgt ift, nah dem letzteren (K. ©. Bl. Nr. 100). In 
welcher Weife und Auffaſſung dieſe Aufrechthaltung der aus der erwähnten Güter- 
gemeinschaft und Goaquifition der Ehegatten herrührenden Güterrechte zu verjteben 
ift, gebt deutlich aus der bei 8. 470 (S. 478 d. W.) angeführten 3. M. B. vom 
18. Zuli 1853 (dei R. ©. Bl. Nr. 132) hervor. 

2. Mit Berorduung vom 12. October 1853 hat dad KYinanzminifterium im 
(£invernehmen mit dem Yuftizminifterium über die Anwendung des 8. 57 des Gebühren« 
(Hefeped vom 2. Auguft 1850 folgende Beſtimmungen erlaffen: 1. Die Allatur, d. i. 
dasjenige, was die Ehegattin in die Ehe mitbrachte oder was derfelben während der 
Ehe zufält und wovon fie das Eigenthumsrecht an ihren Gatten nicht übertragen 
bat, bildet feinen Beſtandtheil des cehemännlichen Nachlaſſes. Iſt jedoch die Allatur 
nit diefem Rachlaſſe vermengt, fo findet die Ausfcheidung derfelben nur inſoweit ftatt, 
als diefer Umftand und die Anfprüche der Witwe glaubwürdig nachgewiefen wurden. 
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2. Aus dem Nachlaſſe eines Nichtadeligen ift bei Chen, welche vor dem Seitpuntte 
der Wirkſamkeit des allgemeinen bürgerlichen Gefepbuches geſchloſſen wurden, in (Fr: 
manglung bejonderer Berträge, für die Gattin des Erblaſſers von demjenigen, wa« 
während der Ehe erworben und ald folcher Erwerb von den Erben, oder im Falle 
eined Einſpruches derfelben, von dem Richter erfannt wurde, bie ihr gehörige Hälfte 
gebührenfrei zu behandeln. Auf die Gattin eined adeligen Erblaffers bat diefe An, 
ordnung nur dann Anwendung, wenn ihr das Eigenthumsrecht auf die Hälfte des 
während der Che erworbenen von dem verftorbenen Gatten vertragämäßig ein- 
geräumt worden iſt. (R. G. BI. Nr. 212.) 


$. 760. 


HM auch der Ehegatte nicht mehr am Leben, fo wird die Berlafienichaft. als ein erblofed Out 
entweder von der Kammer, oder von denjenigen Berfonen eingezogen. welche vermöge der volitiihen Ber- 
ordanungen aur Einziehung erblofer (Bitter ein Recht baben. N 


R. Tr. B. Nr. 55. 

Erbloſe Berlafienihaften können, wenn dic norfäriftmäßige öffentliche Vorladung der Erben ohne 
Erfolg geblieben, und die zur Anmeldung der Erbrechte feſtgeſetzte Edictalfriſt verſtrichen fl, von den 
Fiscus fogleih eingezogen werben. 

Den Erben blelbt unbenommen, and nad der Einziehung der Verlaſſenſchaft noch ihre Anſprüche 
baranf, fo unge fle nicht Durch Berjährung erfofchen find, geitend zu machen. 

Der Fiscus hat fowohl in Rückſicht der Früchte eingegogener erblofer Verlaſſenſchaften, als der 
freien Berfügung über das Grbidafte -Bermögen alle Medhte eines redlichen Beſitzere. Diefe Vorſchriften 
gelten auch für die dem Invaliden⸗ uder Gränz⸗Proventen⸗Fonde nach den Belegen zufallenden erblofen 
Berlaffeniaften. (Alerhöchſte Entichtießung vom 20. Juni, Hofdecret nom 12. October 1839, Nr. 90 
2.0.6) 

Die Beitimmungen des fiebenbürgifchen Rechtes dariiber: wer zur Ein« 
ziehung „erblofer Güter” (Caducitätsrecht) berechtiget fer? weichen mit Rück⸗ 
ficht auf die verſchiedenen Landestheile, ja fogar einzelnen Orte, weientlih von ein⸗ 
ander ab. Außerdem gibt es bier noch verfhiedenartige „Heimfallsredhte", 
welche dem a. b. Rechte gänzlich fremd find. Alle dieſe Rechte laffen fi in fol- 
gender Weife zufammenfaflen: 

I. 

Rah ungariihem Rechte tritt ald Erbe ein: 

A. der k. Fiscus in folgenden Fällen: 

1. aus dem Rechtsgrunde des erlöjhenden Stammes (ex defectu), d. i. 
nach dem Ableben des legten erbberechtigten Eigenthümers (ultimus deficiens), 

a) in den Gütern, welche nicht durch eine k. Schenkung erworben find, wenn 
der letzte Beſitzer Leine Gattin (A. C. III. 25. a. 1), keine nod fo entfernte Ber- 
wandte, ind auch feinen Teftamentserben hinterläßt (A. €. IV. 13. a. 6). Diefe 
Erbfolge, welche im Grundfape mit dem Einziehungd- (Gaducitäte-) Rechte bes 
Staatsfiscus (Kammeral⸗Aerar) nad dem a. b. Rechte zufammenfällt, ift mit allen 
Laften, wie jede andere ebertragung einer Erbſchaft, verbunden, indem dert. 
Fiscus alle Schulden des letzten Befigers (Deficienten) bezahlen, und überhaupt 
alten feinen Berbindlichleiten nachtommen muß (C. C. IV. 15). 
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b) in den aus einer P. Schenkung herrübrenden (Bonational-) Gütern, 
wenn der verftorbene Beſitzer derfelben der letzte Sprofle jenes Stammes war, 
welchem diefe Güter verliehen worden waren. Diefe Erbfolge kann daher auch 
dann eintreten, wenn der Erblaſſer eine Gattin und Verwandte hinterläßt, infoferne 
diefe in der Schenkungsurkunde nicht auch zur Erbfolge berufen find. In ihrem 
Rechtsgrunde ftellt ſich dieſe Erbfolge des k. Fiscus nicht ald eigentlihes Ein⸗ 
ziehungsrecht eines erblofen Gutes, fondern vielmehr ala ein in dem (lehensherr- 
lichen) Obereigenthume der Krone begründete „Heimfallsrecht“ dar; 
indem nach dem Ausſpruche des Geſetzes urfprünglich aller Grundbefiß ale von 
der Krone (omnia enim bona el jura possessionaria ab ipsa sacra regni Hun- 
gariae corona ... originaliter dependent) ausgehend, angefehen wird (Tr. 1. 
10. $. 1, und I. 23). Es fällt von folhen Gütern das an den ?. Fiscus zurüd, 
wasd-wirllih gefhentt worden war („redeäl ad fiscum regium.“ A. C. 
IV. 13); weswegen auch der lebte Befiker iiber die Meliorationen in folden Gütern 
techtöfräftig durch ein Teftament verfügen fann, und der k. Fiscus gehalten ift, 
die Witwe und Töchter mit ihren auf diefen Gütern haftenden Anſprüchen zu 
befriedigen (Witwen- und Mädchenredht, vergl. oben $. 756 Abf. T lit. D), und 
der Erfteren namentlih daraus das Heirathsgut (dos), und den Letzteren das 
Vierttheil (quartalitium) zu bezahlen; dagegen aber zur Bezahlung der Schulden 
des Erblaſſers, wenn hiezu deffen erworbene Güter nicht hinreichen, nur bis zum 
gemeinen Werthe der heimgefallenen Güter beizutragen verpflichtet ift, indem Der 
Erblafler fie über diefen MWerthbetrag hinaus nicht belaften durfte (Tr. I. 29 
und 30). 

2. Aus dem Rechtsgrunde des Vertrages (per contractum), wenn der Ber- 
fäufer bei der Veräußerung eines Gutes ſich Fein wie immer, gearteted Recht 
(nullum jus, nullamve juris et dominii proprietalem pro se reservando) vor- 
behalten hat, und der Käufer fodann ohne geſetzliche Erben ftirbt (deficiens, Tr. 1. 
69. C. C. IV). Diefe Erbfolge ift gleichbedeutend mit dem Gaducitätsrechte. 

3. Aus dem Grunde der verwirften Unterthanstreue (ex nota). Hiezu 
wird erfordert, daB die betreffende Perfon dieſes Verbrechens (Hochverrathes) 
durch ein gerichtliches Verfahren ſchuldig erflärt worden fei. Unter diefem Tirel 
ift der k. Fiscus zur Einziehung aller dem Schuldigen ausfhließlich gehören- 
den Güter, ohne Unterfhied, ob fie aus einer k. Schenkung herrühren, ererbt, oder 
frei ermorden find, berechtiget (A. C. IV. 13. a. 6). Ausgeſchieden müflen Davon 
werden: a) die Güterantheile der Gattin, der Kinder und Berwandten (Tr. IL 
60); b) das Heirathsgut der Gattin (Tr. I. 104); c) die Pfandgitter (A. C. IV. 
7.8. 1); und müfjen bezahlt werden d) die Schulden des Berurtheilten (C. C. 
IV. 15. a. 1). Bergl. hiezu $. 544 Abſ. 4. 

In Rüdfiht der aus k. Schenkung herrührenden Güter ſtellt fi dieſes 
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Einziehungsrecht des k. Fisſcus gleichfalls ala ein im Obereigenthume der Krone 
begründetes „Heimfallsrecht“ dar, indem der Schuldige durch feine Felonie des 
weiteren Beftbed des ihm von der Krone (ald Bafallen) verliehenen Gutes un- 
würdig geworden ift (Tr. I. 10); in Beziehung der iibrigen, nicht von der Krone 
abftammenden Güter aber, iſt es nichts anderes, als die vom Gefeke dem 
Verbrechen des Hochverrathes angedrohte Strafe, d. h. eine einfache Ver— 
mögensconfiscation”. 

4. Aus dem Rechtsgrunde befonderer gefeßliher Anordnungen (virlute 
articulorum); in den Fallen namlich, wo and außer dem Hocverrathe dem k. 
Fiscus das Einziehungsrecht der Güter eines Gefepübertreters zuftehet, und zwar: 
der Güter a) der Öffentlichen Siegelbewahrer, welche fich einer Urkundenfälſchung 
ſchuldig machen; b) folder, die gegen den Fürften oder das Land einen Verrath 
begangen haben; c) folder, weldje den Huldigungsd-Eid (homagium) verweigern; 
d) in zwei Drittheilen der Güter eines ſolchen Stadtrichters (judex civitatis) und 
ftädtifhen Gefhwornen (jurati eivis), welche ungerechterweife einen Edelmann 
tödten ließen (Tr. 111. 20. $. 1); e) die Güter der Religionsneuerer und -Störer 
(Sabathverehrer, judaisantes. A. C. I. a. 3u. 4; 1.4); f) folder Perfonen, 
welche ohne Paß ind Ausland geben, oder auswandern (A. C. III. 14. a. 1). 
Bergl. hiezu $. 287 Abſ. I. 

Hier geſchieht zum Vortheile des Fiscus die Einziehung (Gonfiscation) des 
Vermögens eines Staatsangehörigen lediglich aus dem Grunde eines wider ihn 
ergangenen Strafurtheiles, oder überhaupt als Folge einer geſetzlich damit be- 
drohten widerrechtlihen Handlung oder Unterlaffung. | 

Uebrigens Muß bemerkt werden, daß das fiebenbürgifhe Recht, welches nicht 
fo ſtrenge, wie die neue Geſetzgebung, fih in Civil» und Straf⸗Recht fondern läßt, 
die aufgeftellte Unterfcheidung zwifchen der „Einziehung erblofer Güter” (Caducität), 
dem „Heimfalldrechte aus dem Grunde des (lehnsherrlichen) Dbereigenthumes“ und 
der „Bermögens-Confiscation an und für fi” nicht felbft macht, wohl aber hat die 
neuere Rechtsdoctrin diefelbe daraus abzuleiten verſucht,) was fih aud, ohne 
dem Geſetze Gewalt anzuthun, vecht gut thun laßt, umd Vieles zum klareren Ver 
fländniffe der Sache, namentlih im Gegenhalte zu dem neueingeführten Civil⸗ 
und Strafrechte beiträgt. — 

B. der Stadtfiscus in den Gütern der ftädtifchen, ohne Gattin, Ver⸗ 
wandte und Teftamentarerben verftorbenen Bürger (Gaducität) nad der Ge- 
pflogenheit und den befonderen ftädtifchen Privilegien. Im Kalle des Hoch⸗ 





*) Eiche auch: Erläuterungen des a. h. P. vom 29. November 1852 über bie 
Aviticitätsverhältniffe. Bon einem praktifhen Zuriften. Wien, 1853. ©. 20— 32. 
Lorenz Toth: Die Aoiticität. Peſt, 1853. S. 57—62. 
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verrathes (ex nota) fällt dad Vermögen der Bürger kraft des allgemeinen Landes- 
gefeßed (A. C. IV. 13. a. 6) dem k. Fiscus zu. 

C. der grundherrlihe Fiscus, in zwei Drittheilen des beweglichen 
Vermögens des ohne Abftämmlinge verftorbenen Untertbanen (Colonen. A. C. 
III. 30); ferner in der Hälfte der unbeweglidhen erworbenen Güter des ohne ge- 
feßliche und Teftamentarerben verftorbenen Untertbanen, über welche dieſer leßt⸗ 
willig nicht verfügen kann (Tr. II. 30. $. 1). Im allen, fowohl avitiſchen 
ale erworbenen, beweglihen und unbeweglichen Gütern, eines ohne geſetzlichen 
und Teftamentarerben verftorbenen Unterthanen, mit der Verpflichtung, die Beerdi- 
gungskoſten zu beftreiten, und die Schulden des Verftorbenen zu berichtigen. In 
Rücficht des unbeweglihen Vermögens (Colonicalfeffion) ſtellt fih diefe Erb⸗ 
folge ald ein in dem Obereigentbume des Grundherrn begründeter „Heimfall“” 
des nur im Befiße und der Nubnießung beflandenen Untereigentbumes des Unter- 
thans dar; rücfichtlich des beweglichen Vermögens ift fie gleichbedeutend mit der 
„Caducität“. 

m. 

Nah Szeklerrecht gehet die Verlafienfchaft, wozu fi gar Leine Erben 
vorfinden, als „erblojes Gut” an die Nachbarn über (A. C. 1. 6. a. 2); der k. 
Fiscus hat fein Recht zur Einziehung derfelben (ex defectu) nad der Gepflogen- 
heit und dem Privilegium des Georg Rakotzi vom 30. Jänner 1636 in den 
Morten: „universali dominorum Sieulorum, eorumque posterifatibus utrius- 
que sexus universis eam liberlatem et immunilalis praerogalivam ..... . con- 
ferandam duximus, ul nullo unquam deinceps lempore publicatio defeelus 
seminis quorumeungue sine semine deficientium inter eosdem dominos 
Sieulos inslilui peragique, sed nec bonorum eorundem deficien- 
tium stalulio aliqua aut oceupalio in ralionemFisci nostri, 
et sucessorum noslrorum legilimorum Transsylvaniae Principum fieri 
possit, el peragalur. Sed eorum sine semine deficienlium bona 
in suae generalionis ulriusque sexus homines more tamen el consveludine 
Ipsorum anliquissimo observalto condescendant. “ 

In dem reinen, nicht mit dem k. Nechte (jure regio) behafteten Szekler⸗ 
beſitzthum fol nach Anordnung älterer Gefepeabeftimmungen dem k. Fiscus aus 
dem Titel des Hochverrathes und Treubruches (ex nota infidelitatis) fein Con» 
fiscationsrecht zufteben (Tr. II. 4. 8. 3. „haereditatesque conviclus ei 
sententialus ipse (Scylhulus) non amitlit, sed ad haeredes, fratresque ejus 
derivantur. Caput eliam, deniplis casibus nolae infidelitatis et causis cri- 
minalibus salvum praeservabil“; und Const. a. 1555 art. 30: „Szekely 
ember üröksdget semmikeppen el nem vesztheti; ha a’ fejet hitellensegert 
elvesztene is, hanem allyafıäara marad“); jedoch hat die auf neuere, den Hoch⸗ 


d 





1 de “ 


2. 9. 2. 8. 700. 601 Cadueitaͤt; Heimfatt.} 


verrath auch bei den Szellern mit der Vermögensconfiscation bedrohende Land- 
tagsartitel vom 3. 1557, 1562 und 1571”) gegründete Gepflogenheit bei den 
im Szellerlande vorgefommenen Hochverrathsfällen von dem diesfälligen Con⸗ 
fiscationgrechte des Fiscus eine Ausnahme nicht Plab greifen laſſen (vergl. hiezu 
Borkenntnifie d. W. S. XIM— XIV). In den Gütern jener adeligen Szekler⸗ 
familien, welche mit dem k. Rechte Gure regio) behaftet find, ftehen dem k. Fiscus 
alie Erb und Heimfallsrechte (ex defectu et nola) zu, welche ihm überhaupt nad 
den allgemeinen Landesgeſetzen in Rückſicht des adeligen ungarifchen Beſitzthumes 
zutommen (A. C. II. 76. a. 7). 
11. 


In dem Gebiete der beftandenen Militairgränge; und zwar 
in Ruͤckſicht: | | 

1. der Szeller-Militairgräng- Bevölkerung ging die Milttair-Gränz-Geffion, 
wenn feine gefeglichen Erben vorhanden waren, auf die Nachbarn ala „erblofes 
Gut” über; und der ?. Fiscus Tonnte aus dem Zitel der Caducität auf das 
avitiſche unbewegliche Beſitzthum des Szefler- Militairgrängersd nie ein Erbrecht 
geltend machen (oben Abf. II). 

2. der Romanen - Militairgräng« Bevölkerung waren zu untericheiden die 
adeligen von den unterthanigen Gränzern. In jenen Fallen nämlich, wo ein unbe⸗ 





*) Der Artikel vom 3. 1557 Tautet: „In nota infidelitalis siculi quoque 
perdunt caput et bona ae haereditates suas universas inslar nobilium, juxta 
deliberalionem in Szäsz-Sebes et Kolosvar, in comitiis generalibus habitam.“ — 
Art. I. vom 3. 1562: „decrevimus ut deinceps dum et quando illi (siculi) in tali 
negotio delinquerent, unde nota perpetuae infidelitatis emergere consvevit, illi 
etiam similiter velut nobilitas, caeteriquc regnicolae fideles nostri, perpetua in- 
fidelitate condemnentur, cunctique caput, bona et haereditates ammiltant, 
" prout super hoc negotio nune inter articulos de communi fidellum nosirorum 
regnicolarum eonstitulione articulus exstat.“ — Artikel vom 13. Rovember 1571 
lautet: „Qui (ex plebe siculica) autem negotium isthoc adimplerent, et postea 
hujusmodi seditionem concilarent, tales capitalim bona amiltant et notae 
perpeluae infldelitatis obnoxii sint.“ Anlaß zum angeführten Artifel vom 3. 1562 
gab der Umftand, daß die Szekler, in der Hoffnung, größere Freiheiten zu erlangen, 
gegen den Fürften Johann Sigmund rebellirten. Nah Bewältigung des Aufftandes 
wurden mehrere der hervorragendften Rebellen zu Schäßhurg hingerichtet, und fodann 
der obige Artikel befhloffen, und auch gleih in Ausführung gebracht. Es ift ge- 
ſchichtlich erwieſen, daß die damals im Szeklerlande flattgefundenen großen Güter 
confidcationen und PBerleihungen folder Güter dic Grundlage ded von mehreren 
Szeklerfamilien in ihren Gütern eingeführten k. Rechtes bildeten, indem nur auf foldye 
Weife die Nachkommen der Hochverrätber deren Güter zurüderlangen konnten. Vajda 
Läszlo: Az Erdelyi magänos törvenyek historiäja. 2. 265—266. Felmeri primae 
lineae historiee Transsilvaniae. S. 165—166. Källay: Historiai drickezes a’ nemes 
Szekely nenzet eredeteröl p. p. &. 107, 198, 
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wegliches Bermögen dem ?. Fiscus aus dem Rechtsgrunde des ertöfchenden 
Stammes (ex defeactn) nad ungariſcher Geſetzgebung anheimfallen konnte (oben 
Abſ. I. lit. A), geſchah dies auch bei den Befikungen der adeligen Romanen- 
Graͤnzer. Bei den umadeligen (unterthänigen) Romanen-Gränzern dagegen hatte, 
im Kalle feine Abflämmlinge und Seitenverwandten vorhanden waren, oder bloe 
Töchter des Erblaſſers zurückblieben, die Militairfeffion dem Militair-Aerar wieder 
beimzufallen, welches Tebiglich den ermittelten Werth an die verbliebenen Töchter 
erfolgen ließ (Ben. Somm. B. vom 1. März 1825. 3. 182. C.). Vergl. hiezn 
8. 756 Abf. Mu. IV). — 
IV. 

Rah ſächſiſchem Rechte ift der Nachlaß eines ohne legten Willen, und 
ohne irgend einen Erben, aus welcher Linie immer, verftorbenen Erblafjere von der 
(Stadt, Markt⸗ oder Dorfs⸗) Gemeinde zu öffentlichen Zwecken einzuziehen 
(„reipublicae ralionibus vindicentur* St. II. 2. $. 13), Seine Erläu⸗ 
terung findet dieſes Einziehungsreht „erblofer Güter“ in dem vom k. Guber⸗ 
nium während des Landtages im J. 1728 an den a. 5. Hof erflatteten Berichte, 
in den Worten: „Fiscus enim jus suum totum illis (Saxonibus) tribuit in per- 
peluum“; fowie in dem vom ?. Bubernium am 26. September 1808, 3. 1282, 
an a. h. Hof erftatteten Berichte: „quod deficientium, eliam absque legitimo 
haerede et sine testamento, haereditates non in Fiscum regium sed in Fiscum 
Communitatum devolvantur“. — 

Rah der in Hermannjtadt beftehenden Gepflogenheit gebührte dem ſtädti⸗ 
ſchen Theilamte der „ſechste Theil” eines ſolchen caducen Nachlaſſes an Stelle der 
Befoldung, was mit Hofdecret vom 8. Juli 1790, Hofz. 9261, Bub. 3. 6131 
(in den Worten: „Statutum illud I. r. Civitatis Cibiniensis, vi cujus sexta pars 
caducarum haereditarum Civitatensium divisoratus officio cedit .... ila 
prout hactenus obtinuit in suo Esse interimaliter reliquisse) ale beftehend an- 
erkannt wird. 

Im Falle des Hochverrathes oder Treubruches fällt das Bermögen des Ber- 
urtheilten dem ?. Fiscus anheim (St. IV. 8. $. 2. „damnati criminis laesae 
majestalis simul et vilam et bona amiltunt“ in Berbidnung mit A. C. IV. 13. 
a. 6). Dergl. hiezu Vorkenntniffe d. W. S. XII— XIV. 


V. 


Rad Inhalt des über die Verlaſſenſchafts-Abhandlungen verſtorbener Mili- 
tairperfonen für Siebenbürgen erlaffenen Hofdecreteds vom 25. Jänner 1799 
(Hoftr. R. vom 6. März 1799) „fällt beim Abfterben einer Militatrperfon, welche 
bewegliche oder auch unbemeglihe Güter hinterlaffen has, zu deren Ergreifung 
weder Inteftate, noch auch eingefebte Teftamentserben vorhanden wären, Die hin- 
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terbliebene beweglide Subftanz dem Wilitair-Fiscus, die Reaf- 
täten hingegen als ein bonum immobile caducum, denjenigen, welchen die Landes⸗ 
gefeße in dem ſich ereignenden Falle das Jus fisci einräumen, anheim“ (p- 5). 
Trauſch. Rormal. Samml. Bergl. 8. 600. 


Hiezu wird bemerkt: 

1. Zufolge des Artikels VII. p. 4 des 8. P. vom 29. Mai 1833 kommt das 
im $. 760 ded a. 6. ©. B. erwähnte Recht zur Ginziehung erblofer Güter fünf 
tig nur dem Staate zu. 

Wird der Goictal-Borladung (der Erben) ungeachtet in ber feftgefeßten Frift 
von Riemand ein Erbrecht angemeldet und audgewiefen, fo hat die Abhandlungsbe⸗ 
hörde, ohne daß eine Abhandlung zu pflegen wäre, den Nachlaß als erblos dem Fis⸗ 
cus zu übergeben, und zu diefem Ende der zufländigen Behörde die Anzeige davon 
zu machen (%. M. B. vom 15. Yuni 1863, 8. 128 R. ©. Bl. Nr. 109). Bon Der- 
laffenfchaften, weiche als erblod dem Staate zufallen, find vor der Mebergabe an dem 
Staatöfhag nur jene Gebühren zu berechnen und in Abzug zu bringen, welche den 
gar nicht, oder nur theilmeife aud dem Staatöfonde botirten Fonden zukommen 
(ebend. $. 153). 

2. Aus Anlaß der ungarifhen Revolution im Jahre 1849/50 wurde mit der 
Proclamation des %. 3. M. Treibern von Haynau, wodurch Kriegsgerichte in Un- 
garn und Siebenbürgen zur Aburtheilung aller mit der ungarifhen Rebellion iu 
Verbindung flehenden Verbrechen iaufgeftellt wurden, im $. 1 verfügt: „Die Ber- 
urtbeilung wegen Hochverrathes zieht den Berluft des gefammten, 
wo immer befindliden Bermögend nah fi, und wird im Urtheile 
ausgefprohen.” Mit Bezug hierauf verordnet bie Borfchrift über die Errichtung ber 
Kriegögerichte in den Kronländern Ungarn und Siebenbürgen im 8. 26: „Mit der 
Berurtheilung wegen Hochverrathed und was immer für einer Strafe, ift der Berfall 
des jämmtlichen dem BVerurtheilten gehörigen und wo immer befindlihen Bermögend 
al® Erfag für den durch die Rebellion verurſachten Schaden unzer⸗ 
trennlich verbunden, worauf jederzeit in den Urtheilen erfannt werden muß” (2. @. BI. 
v. J. 1848 Rr. 5). 

Die über die Austragung der Privatrechid-Anfprühe auf dad für verfallen 
erflärte und mit Beichlag belegte Bermögen kriegsrechtlich verurtheilter und des 
Hochverraths befchuldigter Perſonen in Siebenbürgen erlaffene kaiſerliche Berordnung 
vom 23. März 1853 lautet: 

Nah Bernehmung Meiner Minifter und Anhörung Meines Reichörathes, finde 
Ich zu verordnen, wie folgt: Alle Anfprüche, welche Privatperfonen auf das für ver⸗ 
fallen erflärte Bermögen der wegen Hochperraths Friegägerichtlich verurtheilter Per 
fonen in Siebenbürgen zu ftellen haben, müſſen nach den Borfchriften der gegenwär- 
tigen Berordnung durch Liquidirung oder Audgleihung im adminiflrariven Wege oder 
nöthigen Falles im Rechtswege ausgetragen werden, die Ginziehung möge bereits 
wirklich erfolgt fein, oder nit (8. 1). Zur Liquidirung diefer Anfprüdge im admi⸗ 
nifttativen Wege wird eine Commiſſion mit dem Sige in Hermannſtadt unter der 
Benennung: „Liquidationd-Lommiffion für das, dem Berfalle unterliegende Bermögen 
der friegsrechtlich verurtheilten Perſonen“ beftellt. Der Borfig in diefer Commifften 
wird dem Borflande der Finanz-Landed-Direction in Siebenbürgen übertragen. Als 





mw. 6.82.58 00] 604 16 abucität ; Schufa] 


Mitglieder haben an derfeiben insbeſondere der Borfland der Finanz-Procuratur Theil 
au nehmen, die übrigen Mitglieder werden durch das Finanzminiſterium beionderd be⸗ 
flimmt werden ($. 2). Bei diefer Commiſſion haben alle diejenigen, welchen Au- 
fprüche zufommen. diefelben in fo weit die kriegsgerichtlichen Urtheile durd öffent: 
tihe Blätter bereits kundgemacht worden find, binnen ſechs Monaten von dem Tage 
der gegeuwärtigen Berorbnung ; in denjenigen Fällen aber, in welchen die friegäge 
richtlichen Urtheile erfi nach diefer Verordnung gefchöpfl, oder doch erft nach derfeiben durch 
die öffentitchen Blätter befannt gemacht werben, binnen ſechs Monaten von dem Tage der 
Bekanntmachung jedes Urtheiled durch die öffentlichen Bläkter anzumelden; widrigen Fal⸗ 
les die Anſprüche erloſchen, und weder im gütlichen, noch im Rechtswege zu einer Liquidation 
geeignet feinwürden. Diefer Anmeldung müſſen felbft Diejenigen Anfprüche unterzogen wer⸗ 
den, welche bereits früher bei dem Militär- und Civil⸗Gouvernement, bei der Samerat- 
Berwaltung oder anderen Behörden angebracht worden find. (Eben fo unterliegen jene An⸗ 
fprüche der Anmeldung, rückfichtlich deren gegen die Berurtbeilten felbft beiwas immer für 
Gerichtsbehoͤrden Proceffe anhängig find. In Fällen der legteren Art haben die 
Parteien in ihrer Anmeldung auf die bereits anhängigen Verhandlungen hinzuweiſen. 
damit die Uebergabe derſelben an die Liquidations- Commiſſion eingeleitet werden 
fünne (8. 3). Unter die zur Anmeldung und Liquidirung geeigneten Forderungen 
geboren auch die Eigentbumd-Anfprüche der ungetheilten Brüder und die Anſprüche 
der Ehegattin oder Witwe des Perurtheilten in Anfchung ihres Paraphernal⸗Vermö⸗ 
gend, der Allatur und der Dos legalis, in foweit fle in den beflehenden Geſetzen be⸗ 
gründet find; endlich in Anfebung der auf Grund der fächfifchen Statutargeſetze be⸗ 
flandenen Gütergemeinfhaft der Ehegatten. In wieferne den Kindern des Berur 
theilten in befonderen Fällen and Gnade ein Antheil an dem Vermögen des Berur- 
theilten einzuräumen fci, bleibt Meiner Schlußfaſſung vorbehalten ($. 4). Anfprüdhe 
aus Rechtsgeſchäften. rädfichlich deren aus den obmwaltenden Umſtänden mit Grund 
gefchloffen werden kann, daß fie nur zum Scheine crrichtet wurden, ober die Unter: 
flüßung des verbredherifchen Unternehmens zum Zwede hatten, find zu feiner Liqui- 
dirung geeignet. Insbeſondere find von der Riquidirung alle Anſprüche aus Darle- 
hend» und anderen Borggefhäften, dann aus Schenkungen und anderen unentgeltlis 
hen Bermögendveräußerungen von Seite des Berurtbeilten audgeichloffen, welche mit 
demfelben erft zu einer Zeit eingegangen wurden, zu welcher deffen Theilnahme an 
der laut Proclamation vom 3. October 1848 ausgeſprochenen Rebellion bereitd offen⸗ 
fundig oder dem Gegentheile indbefondere bekannt war ($. 5). Die Anſprüche auf 
Grfagleiftung. welche Privatperfonen auf das eingezogene Vermögen wiber die Ber: 
urtbeilten für die don denfelben an.ihnen durch das Verbrechen verübten Befchädi- 
gungen ftellen zu können glauben, find fein Gegenftand einer Verhandlung im Ligui« 
dbationd- oder im Rechtswege. Weber Anfprüche viefer Art wird das Winifterium dic 
Anträge, welche es in vorkommenden Fällen unter billiger Berückſichtigung der ob- 
waltenden Umftände für angemeffen erachtet, Meiner Schluffaffung unterziehen ($. 6). 
Rückſichtlich derjenigen, innerhalb des dictal-Termined angemeldeten Forderungen. 
welche die Liquidations⸗Commiſſion für richtig oder zur Abfchliehung eines Berglei- 
bed für geeignet findet, hat fie ibre Anträge auf Befriedigung oder Genehmigung 
des abgefchloffenen Vergleiches an das finangminifterium zu ftellen ($. 7). Wenn 
dagegen dic Piguidationg -Gommiffion eine Forderung für illiquid erflärt, wogenen 
der Necurd nur an das Finanzminiſterium ftattfindet, oder wenn im alle der im 
sorbergehenden Paragraphe angeordneten Vorlegung die Beflätigung des Yinanzmi« 
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niſteriums nicht erfolgt, fo ift die Forderung zur Austragung auf den Rechtsweg zu 
verweifen. Zugleich ift jedoch der Partei ein Termin von drei Monaten zu beftim- 
men, binnen welchem fie den Rechtsweg zu ergreifen hat. widrigen Falles fein wei- 
terer Bedacht auf ihren Anfpruch genommen werben würde ($. 8). Zur Austragung 
der auf den Rechtsweg verwiefenen Forderungen wird ald erſte Inſtanz das Landes- 
gericht in Hermannftadt delegirt. Es bat feine Beichlüffe in Berfammlungen von 
einem Borfipenden und mindeftend vier Richtern zu faffen. Bei der Zufammenfegung 
diefed Senates hat ‚das Präfidium des Landesgerichted darauf Bedacht zu nehmen, 
daß derfelhe zur Erzielung möglichft richtiger und gleichmäßiger Entſcheidungen vor⸗ 
zugsweiſe aus folden Rüthen, welche der Geſetze der verfihiedenen Landestheite kun— 
dig find, gebildet, und mit denfelben, fo meit es thunlich ift, feine Veränherung vor- 
genommen werde. Bor diefem Gerichte find auch die früher bei anberen Gerichten 
wider den Berurtheilten anhängig gemachten Proceffe, in foferne mit dem Kläger bei 
der Liquidations⸗Commiſſion darüber keine gütlihe Ausgleihung zu Stande fommt 
(8. 3), wider den Staatsſchatz fortzuſetzen ($. 9). Sämmtliche au dieſes delegixte 
Landedgericht von der Liguidationd«- Gommifflon gemwiejenen Forderungen werden nach 
der mit der Minifterial » Verordnung vom 3. Mai 1862, 3. 104 des Keichögefep- 
Blattes, eingeführten proviſoriſchen Eivilprocch- Ordnung ausgetragen ($. 10). es 
der Gläubiger hat feine Klage wider den Borftand der ikinanzprocuratur ala Vertre⸗ 
ter des Staatsſchatzes zu richten und auszuführen ($. 11). Wenn aus den, währen 
des Gdictaltermined angebrachten Anmeldungen erhellet, daß dic Forderungen ber 
Gläubiger das vorhandene Vermögen des Berurtheilten überfteigen dürften, fo fleht 
es der Liquidationd« Commiffion frei, durch den Fianzprocurator, ohne fih in eine 
Liquidirung der-angemeldeten Yorderungen einzulaffen, im Sinne und nach Vorſchrift 
der Goncurd- Ordnung vom 4. Juli 1772 und der Yalliten- Ordnung vom 7. October 
1772 nebft den übrigen, auf die Gegenflände derfelben ſich beziehenden bejonderen 
Borfchriften die Eröffnung ded Goncurjed ‚zu verlangen ($. 12). In diefem Yale 
bleibt jedoch auch dem Fiscus vorbehalten, feine in Bertretung ber öffentlichen Fonde. 
der Saffen oder aus anderen Privat- Nechtötiteln fließenden Forderungen innerhalb 


"des Concurs-Termines wider die Concurdmaffe geltend zu machen ($. 13). Für den 


Fall ded Concurſes ift das im 8. 9 delegirte Landesgericht die zuftändige Goncure- 
Behörde ($. 14). Die Vertretung der Goncurdinaffe bleibt, in foweit es fih nicht 
um Liquidirung von Forderungen des Staatsſchatzes bei derfelben handelt, der Finanz- 
procuratur und die Verwaltung ded Vermögens ausfchlieglih der Finanz⸗Landesdirec⸗ 
tion vorbehalten. Die Concursglänbiger haben fi über die Führung der Verwaltung 
und über den Ertrag der Güter bi zu deren Beräußerung mit dem ihnen von der 
Finanz⸗ Landesdirection mitzutheifenden Rechnungs Abfchiuffe zubegnügen. Nur mit Ge⸗ 
ncehmigung des Finanzminifterinms fann die Vertretung der Maffe von Seite der Finanz⸗ 
procuratur aufgegeben und die Berwaltung bed Bermögend den Gläubigern überlaffen 
werden, in welchem Kalle die Borfchriften der Goncurd Ordnung darüber in Anwen⸗ 
dung zu treten haben ($. 15). Bon dem befegirten Randeögerichte in Hermannſtadt 
geht die gefeplihe Berufung, ed möge der Fall des Concurſes vorhanden fein oder 
nicht, ſtets an das dortige Oberfandedgeriht. Auch bei der Zujammenfepung des 
Senates diejed Oberlandesgerichtes ift die, im $. 9 enthaltene Borfchrift zu beobach⸗ 
ten ($. 16). Bon bem Oberlaudesgerichte geht die gefehliche, nach der Gerichtsver⸗ 
faffung zuläſſige Berufung an den oberften Gerichtd« und Caſſationshof ($. 17). Was 
das mit Beſchlag belegte Vermögen folder Perſonen hetrifft, gegen welche bisher 
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noch fein kriegsgerichtliches Urtheil erfloffen if, fo find fowohl die bereitd auhängi⸗ 
gen, ald au bie erſt cinzuleitenden Rechtöftreite, welche gegen ein foldhes mit Be⸗ 
ſchlag belegtes Vermögen gerigtet werden, vor den nad dem gemeinen Privatredhte 
und im Sinne ber neuen Gerichtsverfaſſung zuftändigen Gerichten audzutragen, jedoch 
ift im allen diefen Nechtöfällen die Klage wicht nur gegen den Borfland der Finanz 
yrocuratur als Bertreter des Staatsſchatzes, fondern zugleich auch gegen den nochnidt 
veruriheilten gegenwärtigen Befiger bed Bermögend, oder wenn er abweſend fein 
follte, gegen einen gerigtlih für denfelben aufzuſtellenden Gurator zu richten und 
auszuführen ($. 18). Zur Bollzichung biefer Verordnung beaufirage Ich Beinen 
Minifter des Innern, der Inſtiz und der Finanzen. (R. ©. BL und 2. R. BL Lust. 
vom %. 1853, Rr. 53.) 

Mit der Gouv. 8. vom I. Mei 1833 wurbe auf biefen Tag die Activirung 
ber diesfälligen Liquidationd - Sommiffion feftgefept und zugleich Folgendes verfügt: 
„In denjenigen Fällen, im welchen bie kriegsgerichtlichen Urtheile erſt nach dieſer 
Kundmachung geihöpft, oder doch erft nach derfelben durch die öffentlichen Blätter 
befannt gemacht werden, beginut dieſer Präclafivtermin mit dem Tage der Vekamt⸗ 
machung jened Urtbeild durch die öffentlichen Blätter. Alle, nach biefen Präckufis- 
friften angemeldeten Auſprüche ſiad nad dem 8. 3 der oben begogemen Laiferlichen 
Berordnung für erloſchen anzufchen, und weder im gütlichen, noch im Redhtäwege zu 
einer Liquidation geeignet. Um den Gang des Liquidariond- Beichäfted ber Allerhöch⸗ 
fien Abficht gemäß, möglihft zu befchleunigen, und aud der Liquidationd- Gommiffion 
für die Beurtheilung der angemeldeten Anſprüche eine möglichſt ſichere Grundlage zu 
bieten, find den Anmelbungögefuchen fämmtlihe zur Begründung der Auſprüche dien- 
lien Urkunden und Belege, wo möglich in Urſchrift beizuſchließen und die Geſuche 
der Ebegattinnen oder Witwen ber Verartheilten, bezüglich ihrer aus dem ehelichen 
Berhältniffe Hergeleiteten gefeplichen Anfprüdge, noch indbefondere mit ben vorſchrift⸗ 
mäßigen Zrauungd: und Zodten -Scheinen zu belegen. In Anfehung der Anfpräde 
endlich, zu deren Begründung blos Gonti oder Auszüge aus ben Geſchäftebüchern 
beigebracht werben, haben die Prätendenten von den betreffenden Bezirkögerichten bie 
Legaliftrung® - Glaufel barüber beifügen zu lafien, daB diefelben Auszüge wicht nur 
mit den Büchern vollflommen übereinfimmen, ſondern daB auch die Bücher genan 
nad der Borfchrift der Concurs⸗ und Yalliten- Ordnung vom 4. Juli und 7. October 
1772 geführt worden find (K. R. Di. I. Abth. Rr. 36). 

Laut der J. M. 2. v. 20. December 1852 3. 19955 haben fi: In Betreff 
der Vorſchüſſe auf Urbarial- Entfehädigungen, wenn diefelben von cinem wegen Hoch⸗ 
verraths Priegögerichtlidg behandelten Individuum aus Ungarn, Siebenbürgen, aus 
der Woiwodihaft Serbien und dem Zemefer Banate angefproden werben, die 8. k. 
Minifterien des Innern umd der Finanzen laut einer Zufchrift des Minifteriums bes 
Innern vom 13. December 1852 9. 41771 dahin vereinbart, daß die bezeichneten In⸗ 
bividuen, welche wegen einer hochverrätheriſchen Handlung in kriegsrechtliche Umter- 
fuhung gezogen und verurtbeilt, oder welche nur ab instantia lodgefprocdhen, ober 
welche begnadigt worden find, zu Folge der a. h. Entichließung vom 3. September 
l. 3. von der Betheilung mit folgen Borfchüffen auch fernerhin auszuſchließen; In 
diwiduen jedodh, gegen melde die wegen einer hochverraͤtheriſchen Handlung eingekcitete 
Unterfugung ganz anfgelaffen wurde, im Sinne des Yinanz  Miniferial » Erlaffed vom 
12. December 1850 3. 15067%. M. von der Betbeilung mit Urbarial« Entfchädi« 
gungsvorſchüſſen nit auszuſchließen ſeien. 
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3. Zufolge des 8. PB. von 29. Mai 1853 hat das nach dem früheren fichen: 
bürgifchen Staatörehhte in mehreren Theilen des Großfürſtenthums Siebenbürgen be- 
ftandene Syſtem der königl. Schenkungen außer Kraft zu treten, und das barand ab⸗ 
geleitete Heimfallgreht der Krone wegen Mangel der in der Schenkung 
berufenen Erben und wegen der in den bisherigen Geſetzen bezeid 
neten Treulofigkeit Isuccesio fisei regii ex defectu, vel ex nota) wird auf- 
gegeben ($. 1). Das auf das beflandene Berbältnig der Grundherren zu den Unter 
thanen gegründete Heimfallsrecht ift aufgehoben &. 2). Das Befitzrecht des könig⸗ 
lihen und grundherrſchaftlichen Fiscus kann in Bezug auf ſolche heimgefallene Güter 
oder Gerechtfame, in deren wirklichem Beſitze der eine ober andere fich befindet, durch 
neue einzuleitende Proceffe, mit einziger Ausnahme jener Fälle, in melden Private 
unter ſich laut gegenwärtigen Patentes Anſprüche noch geltend machen dürfen, von 
Geite der Privaten nicht mehr angefochten werben. Dagegen find aber auch bie ge- 
dachten Fisci nicht bereihtigt, Heimfalldanfpräche obiger Art gegen Private geltenb 
zu machen, und diefe Regel leidet eine Ausnahme nur hinſichtlich folder Güter oder 
Gerechtſame, an deren Befigergreifung die Berechtigten durch eim in 
Wirkſamkeit getretened Witwen- oder Mädchenrecht (jus viduale, jus ca- 
pillare) gehindert werden ($. 3 des R. ©. BI. Rr. 100). 


Das Heimfallsrecht wegen ber in den biöherigen Gefegen bezeichneten Treulo⸗ 
figfeit (ex nota), in fo weit es fidh bei den Ungarn rückſichtlich des freiermorbenen 
Bermögend, bei den Szeklern in Rüdficht der reinen Szeklergüter, und bei den Sach⸗ 
fen in Rüdficht jeden Vermögens Iediglich als eine diefem Verbrechen amgebroßte 
Strafe (Sonfidcation) darftelit, ift bereitd Durch die Einführung ded neuen Strafge⸗ 
feßed vom 27. Mai 1852, laut welchem der „Hochverrath“ nit aud mit der 
Bermögend « Gonfldcation bedroht ift (Art. I. ded Kundm. Patented im R. ©. DI. 
Nr. 117 in Berbindung mit 65. 58—59, aufgehoben worden, jedod bleibt: „für 
den Erfag des bush das Berbrehen des Hochverrathes dem Staate 
oder Privatperfonen verurfahten Schadens jeder Schuldige mit 


‚feinem ganzen Vermögen verantwortlich” (ebend. $. 59). 


4. Zum obigen Abfape V. kömmt noch ſpeciell zu bemerken, baß laut des Ar- 
titeld X. des Kundm. P. vom 29. Mai 1853 alle für den Militairftand und für bie 
zum Militärförper gebörigen Perfonen beftehenden befonderen, auf dad Privatrecht 
fich beziehenden Vorſchriften in Kraft bleiben, nnd bei den von oder mit ihnen vor» 
zunehmenden Nechtögefchäften zu beobadten find, obgleich in dem Geſetzbuche nit 
ausdrüdlich darauf bingewiefen if. 

Militairgerichte haben bei caducen Berlaffenfchaften abzubandeln und ein Ca- 
ducitätäurtheil zu fällen, worin der Nachlaß mit Vorbehalt der von den alfälligen 
Erben binnen 30 Jahren audzuführenden Rechte dem Invalidenfonde eingeantwortet 
wird (Hoffe. B. vom 8. September 1835, 3. 1095). Meldet fi der Erbe vor Ber- 
lauf der vom Tage des ausgefertigten Urtheild beginnenden Berjährung (Vdg. vom 
17. September 1814 %. 994) und erweifet fein Recht, fo wird ihm der Rachlaß, je 
doch ohne die von dieſem Fonde inzwifchen bezogenen Intereſſen eingeantwortet 
(Bdg. vom 22. Octob. 1829, F. 569.) °) 


) Dr. Joſ. Ellinger's Handbuch des äfterr. a. Givlisechd, 4. Aufl. ©. 341. 
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noch fein kriegsgerichtliches Urtheil erfloffen if, fo find ſowohl die bereits ambängi«- 
gen, als au die erſt einzuleitenden Rechtöftreite, welche gegen ein foldhed mit Be⸗ 
flag belegtes Bermögen gerichtet werden, vor den nah dem gemeinen Privatrechte 
und im Sinne ber neuen Gerichtöverfaffung zuftändigen Gerichten audzutragen, jedoch 
ift m allen diefen Mechtefallen die Klage nicht nur gegen dem Borftand ber Finanz⸗ 
procuratur ald Vertreter des Staatsſchatzes, fondern zugleich auch gegen den noch wicht 
veruriheilten gegenwärtigen Beflger des Bermögend, oder wenn er abweſend "fein 
follte, gegen einen gerichtlich für denſelben aufzuftellenben Cuxator zu richten amd 
auszuführen ($. 18). Zur Bollziebung dieſer Berorbuung beauftrage Ich Beinen 
Minifter des Innern, der Juſtiz und der Finanzen. (R. G. BE und 2.R. DL LWBt8. 
vom %. 1853, Wr. 63.) 

Mit der Gouv. 8. vom 1. Mai 1833 wurbe auf biefen Tag die Activirung 
der diesfälligen Liquidationd -Sommiffton feitgefept und zugleich Folgendes verfügt: 
„In denjenigen Fällen, in welchen die Priegögerichtlichen Urtheile erſt nach biefer 
Kundmachung gefhöpft, oder doch erft nad derfelben durch die öffentlichen Blätter 
bekannt gemacht werben, beginut diefer Präckufivtermin mit dem Tage ber Defanni- 
machung jenes Urtbeild durch bie öffentlichen Blätter. Alle, nad dieſen Präclufis- 
friften angemeldeten Aufprüde find nad dem 8. 3 der oben bezogenen kaiſerlichen 
Berorbnung für erloſchen anzufehen, und weder im gütlichen, noch im Rechtswege zu 
einer Liquidation geeignet. Um den Gang des Liquidatiens⸗Geſchaftes der Allerhöch⸗ 
ſten Abſicht gemäß, möglihft zu beichleunigen, und aud der Liqnidationd -Gommiffion 
für die Beurtheilung der angemeldeten Anfprüde eine möglichft fichere Geundlage zu 
bieten, find den Anmeldungsgeſuchen fämmtlihe zur Begründung der Auſprüche bien- 
lichen Urkunden und Belege, wo möglih in Urſchrift beigufchließen und bie Geſuche 
der Ehegattinnen ober Witwen ber Berurtheilten, bezüglich ihrer aus dem chelichen 
Berhättniffe hergeleiteten gefeglichen Anfprüdge, noch insbeſondere mit den vorſchrift⸗ 
mäßigen Trauungd: und Todten «Scheinen zu belegen. In Anfehuug der Anſprüche 
endlich, zu deren Begründung blos Gonti oder Auszüge aus ben Geſchäftébüchern 
beigebracht werben, haben die Prätendenten von den betreffenden Bezirkögerichten die 
Legaliftrung » Glaufel darüber beifügen zu laffen, daß diefelben Andzäge wit nur 
mit den Büchern vollfommen übereinfimmen, fondera daB auch die Bücher genen 
nach ber Borfchrift der Goncurd- und Yalliten- Ordnung vom 4. Yuli und 7. October 
1772 geführt worden find (2. R. Bi. I. Abth. Rr. 36). 

Laut der 3. M. 2. v. 20. December 1852 3. 19955 haben fih: In Betreff 
der Votſchüſſe auf Urbarial- Entfhädigungen, wenn diefelben von cinem wegen Hoch⸗ 
verraths Priegögerichtlich behandelten Individuum aus Ungarn, Siebenbürgen, aus 
der Woiwodfchaft Serbien und dem Zemefer Banate angeſprochen werben, bie k. k. 
Minifterien des Innern umd ber Finanzen laut einer Zufchrift des Minifterlumd des 
Innern vom 13. December 1852 3. 41771 dahin vereinbart, daß Die bezeichneten In⸗ 
dividuen, welche wegen einer hochverrätherifchen Handlung in Triegsrechtliche Unter⸗ 
fuchung gezogen und verurtheift. ober welche nur ab instantia lodgefproden, oder 
weiche begnadigt worden find, zu Folge der a. b. Entfchließung vom 3. September 
[. 3. von der Betbeilung mit folgen Borfhüffen auch fernerhin auszufhließen; us 
diniduen jedoch, gegen welche Die wegen einer hochverrätheriſchen Handlung eingelcitete 
Unterfuhung ganz anfgelaffen wurde, im Sinne des Yinanz - Minifterial - Erlaffeö vom 
13. December 1850 3. 15067/%. M. von ber Betheilung mit Urbarial⸗ECutſchädi⸗ 
gungsvorfhäflfen nicht auszuſchließen ſeien. 
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3. AZufolge ded 8. P. vom 29. Mai 1853 hat dad nach dem früheren flchen: 
bürgifchen Staatsrechte in mehreren Theilen des Großfürſtenthums Siebenbürgen be- 
ftandene Syſtem der königl. Schenkungen außer Kraft zu treten, und das darand ab- 
geleitete Heimfallöreht der Krone wegen Mangel ber in der Schenkung 
berufeuen Erben und wegen der in den biöherigen Geſetzen bezeich⸗ 
neten Treulofigkeit I(succesio fisci regii ex defectu, vel ex nota) wird auf- 
gegeben ($. 1). Das auf dad beſtandene Berhältnig der Grundherren zu den Unter 
thanen gegründete Heimfallsrecht ift aufgehoben (&. 2). Das Befsreht des könig⸗ 
lihen und grundherrfchaftlichen Fiscus kann in Bezug auf ſolche beimgefallene Güter 
oder Gerechtfame, in deren wirklichem Befiße ber eine ober andere fich befindet, Durch 
neue einzuleitende Proceffe, mit einziger Ausnahme jener Fälle, in welchen Private 
unter ſich lant gegenwärtigen Patentes Anfprüde noch geltend maden dürfen, von 
Geite der Privaten nicht mehr angefochten werben. Dagegen find aber auch bie ge- 
dachten Fisci nicht bereihtigt, Heimfalldanfprähe obiger Art gegen Private geltenb 
zu machen, und diefe Regel Teidet eine Ausnahme nur hinſichtlich folder Güter oder 
Gereihtfame, an deren Befigergreifung die Berehtigien durch ein in 
Wirkſamkeit getretened Witwen- oder Mädchenreht (jus viduale, jus ca- 
pillare) gehindert werden ($. 3 des R. ©. BI. Ar. 100). 


Das Heimfallsrecht wegen ber in den bisherigen Geſetzen bezeichneten Treulo⸗ 
figfeit (ex nota), in fo weit es fich bei den Ungarn rückſichtlich des freierworbenen 
Bermögend, bei den Szeklern in Rüdficht der reinen Szeklergüter, und bei den Sach⸗ 
fen in NRücficht jeden Vermögend lediglich ald eine diefem Berbrehen angebroßte 
Strafe (Confiscation) darſtellt, ift bereitö durch die Einführung ded neuen GStrafge 
feßed vom 27. Mai 1852, laut welchem der Hochverrath“ nicht auch mit der 
Bermögend -Confldcation bedroht ift (Art. I. ded Kundm. Patente® im R. ©. DI. 
Ar. 117 in Berbindung mit 88. 585—59, aufgehoben worden, jedoch bleibt: „für 
den Erfag des bush das Berbrehen ded Hochverrathes dem Staate 
oder PBrivatperfonen verurſachten Schadens jeder Säuldige mit 
‚feinem ganzen Bermögen verantwortlidh” (ebend. $. 59). 


4. Zum obigen Abfape V. kömmt noch ſpeciell zu bemerken, daß laut des Ar⸗ 
titeld X. des Kundm. P. vom 29. Mai 1853 ade für den Militairftand und für bie 
zum Militärkörper gehörigen Perfonen beftehenden kefonderen, auf das Privatrecht 
fich beziehenden Vorſchriften in Kraft bleiben, und bei den von oder mit ihnen vor⸗ 
zunehmenden Nechtögefchäften zu beobachten find, obgleih in dem Geſetzbuche nicht 
ausdrüdlich darauf hingewieſen if. 

Mititairgerichte haben bei caducen Berlaffenfchaften abzuhandeln und ein Ca⸗ 
ducitätsurtheil zu fällen, worin der Nachlaß mit Vorbehalt der von den allfälligen 
Erben binnen 30 Jahren auszuführenden Rechte dem Invalidenfonde eingeantwortet 
wird (Hoffe. B. vom 8. September 1835, 3. 1095). Meldet ih der Erbe vor Ver⸗ 
lauf der vom Tage des audgefertigten Urtheils beginnenden Berjährung (Vdg. vom 
17. September 1814 %. 994) und erweifet fein Recht, fo wird ihm der Rachlaß, je 
doch ohne die von dieſem Fonde inzwifchen bezogenen Intereſſen eingeantwortet 
(Bdg. vom 22. Octob. 1829, $. 569.) ) 


*) Dr. Zof. Ellinger's Handbuch des äfterr. a. Cipilrechs. 4. Aufl. ©. 841. 
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8. 761. 


Die Abweichnugen von der in diefem Hanptftüde beflinimten gefeglidhen Erbfolge in Rüdfidt auf 
Bauerngüter, und die Verlaſſenſchaft geiftliher Verſonen find in den politiſchen Geſetzen enthalten. 


1. 

Ueber die gefeplihe Erbfolge der Unterthanen (Colonen) enthält das un« 
gariſche Recht außerft wenige Beftimmungen. Stirbt nämlich ein Unterthan, ohne 
daß er mittelft Teſtamentes über fein Bermögen, infoweit ihm Diefeö geftattet iſt⸗ 
verfügt hat (vergl. $. 572 Abf. IV), fo find zunächſt: 

1. die Kinder beiderlei Gefchlechtes zur Nachfolge berufen, welde in dem 
beweglichen und in dem erworbenen unbeweglichen Vermögen gleichmäßig unter 
ih erben. Die audgeftatieten Töchter (filiae emaritatae) erhalten jedoch blos 
aus dem avitifchen, wicht aber auch aus dem erworbenen Bermögen ihren Antheil 
(Tr. III. 29. 88. init. u. 1); 

2. find feine Kinder vorhanden, fo erbt die hinterbliebene Witwe alles wäh⸗ 
rend der Ehe erworbene, freivererblihe Vermögen (Tr. DIL. 29. $. 2); von dem 
in die Ehe zugebrachten beweglichen Vermögen. ihres Gatten füllt derfelben blos 
ein Drittheil, und Die zwei anderen Drittheile dem Grundheren zu (A. C. 11. 30); 

3. iſt auch feine Gattin vorhanden, jo fallt alles Hab und Gut des Unter: 
thanen dem Grundherrn anheim (Tr. 111. 30. 8.2. Bergl. 8. 760 Abf. I. lit. C). 

Uebrigens verfügt Das Geſetz ausdrücklich, daß in der gefehlihen Erbfolge 
der Unterthanen die Gepflogenheit jedes Ortes einzuhalten fei (Tr. 30 u. A. C. 
11. 30). 

Hiezu wird bemerkt: 

1. Zufofge des Artifeld VII. des Kundm. Patented vom 29. Mai 1853 finden 
die auf das früher beflandene, nunmehr aber aufgebobene bäucrliche Unterkhänigkeits⸗ 
und Hörigkeitd - Berhältniß fi beziehenden Beſtimmungen ded a. b. Geſeßbuches keine 
Anwendung. Die Beftimmungen des a. b. ©. B. über die gefepliche Erbfolge find bei 
Todesfällen, welche fi nad Einführung deifelben ergeben, auch wenn es fih um 
Bauerngüter handelt, anzumenden. Jedenfalls find bei ber Theilung der Bauerngü- 
ter fowohl, als unbeweglicher Güter überhaupt, die über die Beſchränkung folder 
Theilungen beftchenden Borfchriften zu beobachten (p. 1 und 2). 

2. Zufolge deö $. 11 des kaiſerl. Patented vom 29. Mat 1853 (R. ©. Di. 
Nr. 100) ift das vor ber Wirkſamkeit des a. b. ©. B. beflandene Recht des Miteigen- 
thumes auf dad während ber Che Erivorbene (jus coaquisitionis) nah den zur Zeit 
der Schließung der Che beftaudenen Gefegen zu beurtheilen. Die Erbfolge in ben 
Nachlaß der Ehegatten auf Grund des Gefepes richtet fich jedoch, wenn ber Tod 
deffelben nach eingetretener Wirkfamteit bed a. 6. G. B. erfolgt iſt, nach dem legteren. 


= ——— 222 


1. | 

Die oben (88. 727— 760) angeführten Beſtimmungen des ſiebenbürgiſchen 
Rechtes über Die gefegliche Erbfolge finden je nach der Verſchiedenheit der Landes⸗ 
theite auch auf die Verlaffenfchaften der dem enangelifchereformirten, evangeliſch⸗ 
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lutheriſchen und unitariſchen Glaubensbekenntniſſe angehörenden (ſowie zum Theile 
auch des minderen, dem Cölibate nicht unterworfenen griechiſch⸗unirten und nicht⸗ 
unirten Clerus) geiſtlichen Perſonen ihre volle Anwendung, mit der einzigen Aus⸗ 
nahme, daß das bewegliche Vermögen ſolcher erblos verſtorbenen Geiſtlichen 
nicht an die fonft zur Einziehung deſſelben berufenen Perſonen (8. 760), fondern 
an die Kirche, bei welcher der verſtorbene Geiſtliche angeſtellt war, anheimfällt 
(A. C. J. 6. a. 2. Vergl. 8. 539). 

Dagegen finden in Ruͤckſicht auf die Verlaſſenſchaften der roͤmiſch⸗katholiſchen 
Geiftlichfeit von der allgemeinen gejeblihen Erbfolge weientliche Abweichungen 
ftatt. Mit dem Hofdecrete vom 2. September 1782 wurde das (bei $. 539 an⸗ 
geführte) die Erbfolge in den Berlaffenfchaften geiftlicher Berfonen regelnde Landes» 
gefeß, zwar auch in Rüͤckſicht der römifch=Tatholifchen Geiftlihen ausdrücklich in 
Kraft erhalten; ”) jedoch bald darauf wurde mit Hofdecret vom 27. Mai 1788 
(unter Hinweifung auf das Refeript der Kaiferin Maria Therefia vom 18. April 1773 
und das Hofderrei vom 21. Jänner 1778) angeordnet: „daß, obgleich der 
Säcularelerus in der Befugniß über fein Vermögen frei, ſowohl bei Xeben, als für 
den Todesfall durch ein Teftament, zu verfügen, keineswegs befchränft werden 
wolle, dennod für den Fall, als Einer davon ohne Ieptwillige Erflärung fterben 
follte, ein Drittheil der VBerlaffenfhaft der Kirche, ein Drit- 
theil den Armen, und ein Drittheil den „nächſten Berwandten“ 
zuzufallen babe, jedoch fo, daß, wenn die Verwandten felbft 
arm wären, dDiefen auch das Dritiheil, welhes den Armen fonft 
gebühren würde, überlaffen werden könne. Bei der Auftheilung einer 
ſolchen Berlaffenfchaft find folgende Regeln zu beobachten: 

1. Das der Kirche gehörende Drittheil Toll jene Kirche, welcher der Ber: 
ftorbene zur Zeit des Todes vorgeflanden ift, erhalten, außer fie ware ohnedies 
ihon mit hinreihenden Mitteln, oder Bermögen verfehen, in welchem Falle dieſes 
Drittgeil einer anderen armen Kirche der Diöcefe, nach vorläufigem Einvernehmen 
des Bifchofes mit der politifchen Landegſtelle, zuzutheilen, oder fonft zu Religions⸗ 
zwecken zu verwenden tft; jedoch mit der Beſchränkung, daß wenn dieſes Drittheil 
den Betrag von 500 fl. überfteigt, oder der Bifchof fih mit der politifchen Be⸗ 
hörde über deifen Verwendung nicht einigen follten, die Sache der a. h. Entſchei⸗ 
dung oder Verfügung unterzogen werden fol; 

2. das für die Armen beflimmte Drittheil ift nach der im Rande beftehenden 
Vorſchrift (wenn die Armen überhaupt benannt werden) abzugeben; 


9 „Hoereditates ejusmodi Parochiorum ab intestato decedentium juxta 
ipsinsmet etiam legis munleipalis Appr. Const. P. I. tit..6. art. 2. dietamen, 
Eeclesiis, quibus illi vita durante servierunt addicendos dererni.“ Siehe Statuta 
alm. dioec, Transsilv. Sect. XVII. $. 2. 

Sach ſenheim, Griäuterung. 42 
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3. unter den „nächften Berwandten“ (proximi cognati) find ferne 
anderen, als welchen nach der gemeinen Inteftaterbfolge der Nachlaß gebührt, zu 
verftehben. Wo aber ſolche Verwandte bis zum beftimmten Grade nicht vorhanden 
find, hat diefer erblofe Theil dem Fiscus anheimznfallen; jedoch fo, daß vor der 
Theilung des Nachlaſſes Daraus alle Echulden, die anderen Laften und gefeplichen 
Zeiftungen berichtiget werden, wober darauf zu fehen ift, daB, im Falle in den zum 
Beneficium gehörenden beweglichen und unbeweglichen Gütern ſich irgend welde 
Mängel (deterioraliones) vorfinden follten, dafür gleihfalld Schadenerfag geleiftet 
werde.” (Urtert latein. Statut. alm. dioec. Transsilv. Sect. XV. 8. 3. Gubl. 
Decr. vom 21. Juni 1788, 8. 5268.) ”) 

Seine Majeftät haben mittelft HofsDecretes vom 7. Maid. 3. gnädigſt 
zu entfhließen gerubet, daß von der Inteftat- Berlaffenfchaft eines Geiſtlichen, 
der nie eigentlich bei einer Kirche angeftellt war, nichts einer Kirche, oder Dem 
Religionsfond, fondern davon ein Theil den Armen, die anderen zwei Theile aber 
den nächſten weltlichen Erbfolgern, oder Befreundeten ohne Unterfchied zufallen 
follen. Welches hiemit zur Berfländigung der Welt: und Kloſter⸗Geiſtlichkeit der 
römifche und griechifch« katholifchen Kirche öffentlich Tundgemadht wird. (Gubl. 
Decr. vom 30. Mai 1789. 3. 4316.) 

Die erftere diefer Borfchriften ift in die Didcefan- Statuten aufgenommen, 
und überdies noch beftimmt worden, daß nicht nur der erworbene Nachlaß der 
Pfarrer, fondern auch des Bifchofes, der Domherren, geiftlihen Brofefforen, der 
Vorſteher des geiftlichen und weltlichen Seminars, der Gapläne, wenn fie ohne 
legtwillige Erklärung geftorben wären, nach Berichtigung der Schulden und der 
von den Diöcefanftatuten demfelben auferlegten Laſten (vergl. $. 573), in drei 
Theile getheilt werde, fo zwar: Daß der der Kirche zulommende Antheil aus dem 
Nachlaſſe des Bifchofes und der Domherren der Cathedral: Kirche, aus der Ders 
laffenfhaft der Profefforen und Capläne jener Pfarrkirche, bei welcher fie ihren 
Dienft hatten; der Antheil der Armen dem katholiſchen Spitale, oder wenn fi 
im Sprengel der Kirche ein nicht hinreichend dotirtes Armeninftitut befände, die⸗ 
fem ale ftabile Fundation zugetheilt werden, im entgegengefeßten Falle aber das 
legtere Drittheil in die Kirchencafje abgegeben, Daraus gegen Hypothek ausgeliehen, 
und die jährlichen Zinfen dur die Pfarrer bei Gelegenheit der Verabreichung 
des heiligen Abendmahles unter die Armen vertheilt werden follen. Im Falle 
eines erblos verftorbenen Feldcaplans fol über deffen Nachlaß die a. h. Verfügung 
eingeholt werden (Stat. aim. dioec. Transsilv. ebend. 8. 4). 


) Vergl. das gleihlautende Hofder. vom 18. Julius 1772. Thereſ. Gef. 6. Br. 
©. 505. Dr. Joſ. Biniwarter: Handbuch der Juſtiz⸗ und politifchen »Befege zc. 
2. Aufl. 2. Bd. S. 274. 
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Außerdem ift noch in den Diöcefanftatuten ausdrüdlich ausgefprochen, daß 
der Nachlaß des Seiftlihen für die in feinem Beneficium vorfindbaren Mängel 
(Deteriorationen) haftet. *) 

Nach dem Tode des Bifhofes find nach Anordnung des a. h. Referiptes 
vom 13. Juli 1775 (Hofz. 874. Bergl. $. 573) nad Abfonderung des reinen 
Nachlaſſes, der Sicherftellung Des fundus instructus und allfälliger Erſätze für 
vorgefundene Abgänge in demſelben, mit Zuziehung eines Ablegaten des Dom- 
capitel®, der fundus instructus und die vom ?. Fiscus zur Dotirung des Bi» 
thumes gemwidmeten Güter durch die f. Kammer, welde die Intercalar-Einfünfte 
zu beziehen hat, zu übernehmen und feiner Zeit dem Nachfolger des Biſchofes 


‚wieder zu übergeben (ul quotiescungue vacantia vel eollatio episcopatus acci- 


derit, instructus idem ſundus secundum specificalionem illam cum concursu 
commissarii eapitularis a reliquis mobilibus segregelur, et ad manus Came- 
rales recipialur, ac in eadem integritate successori Episcopo tali cum 
obligatione ilerum resignelur elc, elc.). 

Auch ſoll nah den Discefanftatuten das bifchöfliche — dem Nachfolger 
aufbewahrt; das herrſchaftliche Archiv dagegen bei den Herrſchaftobeamten belaſſen 
werden.“) 


Hiezu wird bemerkt: 
1. Schon in der 8. 2. vom 4. Juli 1850 (Nr. 271 des R. G. DI.) wurde 


für die zu errichtenben Gerichtöbehörben in den $$. 11 und 14 ald Grundfah andge: 


*) In der Visitatio Canonica ven. capituli et cathedr. Ecclesiae Albensis anno 
reparatae salutis 1821 peracta $. 10 heißt ed: „Ab intestato decedentium substanliae 
juxta „usum dioecesanum“ trifariam dividuntur, eui conformis quoque ex- 
stat b. ordinatio r. quae Principe Alexandro Rudnay Ordinario emanavit sub 
25 Julii 1816, ut pars una Ecclesiae, altera cognatis, tertia pau- 
peribus cedat, quolies haec 500 Rflos. non superayerit. Repartilio fit per capi- 
tulum, rationes autem redduntur Ordinario, capitulum a morte defuncti rerum 
omnium Inventarium per deputatos suos conseribi facit, expensas funerales, 
medicum, et Pharmacopolam, atque etiam famulitium exsolvit, et detractis juxta 
constitutionem Dioecesanam pro Ecelesia, Seminario, Fundo emeritorum Paro- 
chorum, et si residentiam suam Canonicalem reparare neglexerit 
in hanc quoque necessariis impensis omnem substantiam juxta 
supremam defuncti voluntstem, aut si ab intestato decesserit, in tres aequas 
partes, ut jam dictum fuit, dividi procurat; norma haee servatur in traeiandis 
subsiantiis defunctorum quoque praclatorum, vigilare nempe conatur Capitulum, 
ut suprema eorum voluntas ocyus executioni mancipetur, vel si ab intestato 
decedere aliquem contingat, juxta praeviam consvetudinem, legi ac ordinationi 
regiae conformiter subsiantia dividatur. Bergl. $. 573. 

) In der bezogenen@fisitatio cauonica $. 7 heißt ed: „defuncti praolati 
substantia a Camera cum Deputalis Capituli obsigilatur, et juxta dispositionem, 

42° 
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fprochen, daß die Geiſtlichkeit nur in Beziehung auf die Eheftreitigleiten in der Aus- 
übung ded Richteramtes zu bleiben habe, übrigend aber alle (Randed-) Ginwohner 
ohne Unterfhieb ded Etandes vor den I. f. Gerichten Necht zu ſuchen und zu nehmen, 
und alle privilegirten Gerichtsſtände mwegzufallen haben. Diefen Grundfage gemäß 
wurde bei Errichtung der proviforifchen Gerichte in der prov. 3. NR. vom 10. Mai 
1852 8. 1 (Nr. 108 ded R. ©. BI.) erflärt, daß alle Perſonen ohne Unterfchieb des 
Standes den mit diefer Verordnung erlaffenen Jurisdictionsvorſchriften unterworfen, 
und alle früher in Siebenbürgen binficgtli der Zufländigfeit in bürgerlichen Nechte- 
fahen, fowohl in als außer Streitfachen, beitandenen VBorfchriften und Privilegien 
aufgehoben feien. Zugleich wurde im Artikel II beftimmt, daB die bei den früher be⸗ 
flandenen Behörden hängendb gebliebenen Geſchäfte an die nah der neuen 3. N. com- 
petenten Gerichte abzugeben feien. Daffelbe verfügen endlich die Artikel I und II der 
mit dem a. h. Patente vom 3. Juli 1853 erlaffenen definitiven J. N. (R. ©. Bi. 
Rr. 129). 

2. In voller Uebereinftimmung mit biefen Grundſätzen ift aud in der, aus 
Anlaß der Einführung ded a. b. ©. B. erlaffenen 3. M. V. vom 15. Juni 1853 
über das gerichtliche Verfahren in Rechtögefchäften außer Streitfahen für Sieben⸗ 
bürgen, eine Ausnahme in Betreff der Abhandlung der Berlaffenfchaften verftorbener 
Prälaten, oder geiftliher Perfonen überhaupt, deren Bornahme ohne allen Unterfchieb 
den 1. f. Gerichtöbehörden zugemwiefen wird, nicht gemacht worden. Es find yämlich: 
„Bon Seelforgern oder Prieftern hinterlaffene Urkunden und Bücher, welche in ihre 
Amtsverrichtungen einihlagen, ald Tauf⸗, Trauungd- und Todtenbüder, Protocolle 
über Kirchenſachen und geiftliche Amtsgeſchäfte, der Kirhe und Pfarre gehörige Ur- 
funden, dann Privatfchriften, welche Gewiſſens⸗ oder Disciplinar-Angelegenbeiten be 
treffen, ſchon bei der Todesfall» Aufnahme von dem Erbſchaftsvermögen abzufonbern, 
in ein eigenes Verzeichniß zu bringen, und dem zur Mebernahme derjelben abgeord- 
neten geiftlihen Sommiffaire gegen Empfangsbeftätigung einzuhändigen. Diefer Com: 
miffair ift entweder fchon zu den erfien Nahforfhungen in der Wohnung dee Erb- 
laffer® zuzuziehen, oder die Webergabe der Schriften an denſelben in der Folge fobald 
ald möglih zu veranftalten. Wegen Benennung beffelben haben fich die Gerichte 
nöthigenfalls an das biſchöfliche Conſiſtorium, bei nicht katholiſchen chriftlichen Seel- 
forgern an ihre geiftlihen Oberen, oder allenfall® an die politifche Behörde zu wenden 
(8. 55). Mo die Geburts⸗, Trauungs⸗ und Todtenbücher der Jsraeliten von ihren 
Religionslehrern oder von den Mitgliedern der Gemeinde geführt werden, ift auch wegen 
fiderer Berwahrung und Webergabe diefer Bücher von dem Gerichte das Nöthige zu 
verfügen ($. 56). Inwieferne bei Berlaffenfchaften von Mitgliedern ber höheren 


si quam fecit, tractatur. Si ab intestato conlingat Episcopum decedere sub- 
stantia relicia per deputatos camerales in concursu Capitularium conseribilur, et 
in publica lieitatione distrahitur, e prelio coadunando, aut rebus naturalibus, 
fundus instructus in 5000 f. m. C. per b. ordinationem r. defixus cxsciuditur, 
oneribus aliis satisfit, et juxta praevigentes constilutiones dioecesanas ad execu- 
tionem proceditur. Archivum episcopale servetur successori. Do- 
minale manet apud officiales dominales. In bonis episcopali- 
bus a Fisco nullum influxum habere permgttitur capitulum, illico 
post obitum praelati illa occupante, et se solo administrante.“ 
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Geiftlichkeit zur Todesfallid-Anfnahme auch noch Bertreter des Staatäfchapes, ober ber 
öffentlichen Fonde, oder Abgeordnete der politifchen Behörden beizuziehen find, be- 
flimmen befondere Borfhriften (8. 57). Hat der Erblaffer eine geiftliche Pfründe be- 
feffen, fo ift zur Grrichtung bes Inventars den darüber erteilten befonderen Bor- 
ſchriften gemäß ein geiftliher Gommiffair, oder ein anderer Abgeorbneter der Staate- 
verwaltung beizuziehen, dad Bermögen der Pfründe von dem eigenen Bermögen des 
Berftorbenen abzufondern und jedes berfelben in ein eigened Berzeichniß zu bringen. 
Dabei muß mit Hilfe der Stiftungdurfunden und des Inventard der Pfründe der 
Betrag berechnet, und nöthigenfalld durch Sacverfländige feftgefeßt werden, welchen 
die Pfründe an die Berläffenfhaft zu fordern, oder derfeiben zu erfepen hat. Dem 
Patron fol aud von der Grrichtung des Inventars vorbinein Nachricht gegeben und 
dabei auf feine Koften zu erfcheinen geftattet werben” (8. 105. R. ©. BL, Ar. 109). 

3. Zufolge des Artikels VII des K. P. vom 29. Mai 1853,_p. 3 lit‘ c, bleiben 
die Borfchriften, welche in Siebenbürgen biöher zu beobachten waren, wenn in Be- 
ziehung auf die Berlaffenfchaften geiftliher Perſonen die gefehlihe Erbfolge etntrat 
(8. 761), bi® auf weitere Verfügung unverändert. In Betreff jened Theiles des er- 
worbenen Bermögend des Erblaffers jedoch, wozu nad biefen Geſeßen deffen Ber- 
wandte berufen waren, und in Beziehung auf die dem Grblaffer zufolge der beftan- 
denen Aiticität zugefallenen Güter, treten die Beftimmungen des a. b. &. 3. über 
die geſetzliche Erbfolge ein (R. G. BI. Nr. 99). 


Bierzehntes Hauptftüd, 


Bon dem Pflihttheile und der Anrechnung in den Pflicht- oder 
Erbtheil. 


5. 762. 


Die Perſonen, welche der Erblaſſer in der legten Anordnung mit einem Erbiheile bedeuken muß 
find feine Kinder, und in deren Ermangelung feine Gltern. 


8. 763. 


Unter dem Ramen Kinder werden nad der allgemeinen Regel ($. 42) aud Enkel und Urenkel 
und unter dem NRamen Eltern alle Großeltern begriffen. Es findet bier zwifchen dem männlichen und 
weiblichen Geſchlechte, zwiſchen ehelicher und unebeliher Geburt fein Unterfchied Statt, ſobald für dieſe 
Verfonen das Recht und die Ordnung der gefeßlichen Erbfolge eintreten wilrde. 


N. Tr. 3. Nr. 56. 


Um dem erhobenen Zweifel zu begegnen, ob nad den Borichriften des a. b. G. U. Adoptiv⸗Kindern 
der Pflichttheil vom Nachlaffe derjenigen Berjonen gebühre, von denen fie adoptirt wurden, wird biemit 
in Folge Allerhöchſter Eutfhließung vom 4. Mai 1833 erflärt, daß Wahlkinder allerdings aud unter die 


Kinder gehören, welchen nach 8. 783 des a. b. G. B. der Pflichttheil gebührt (Hofdecret vom 10. Mai 1838, 
Ar. W10, J. G. ©.). 





— — — — — — 
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8. 764. 


Der Erbihell, welchen diefe Perfonen zu fordern bereihtigt find, heißt: Pflichttheil; fie feihR 
werden in dieſer Rückficht Rotberben genannt. 
5. 765. 


Als Ffliättheil beſtimmt das Befch jedem Kinde die Hälfte deſſen, was ihm nad der geſetzlichen 
Erbfolge zugefallen wäre. s 166 


In der auffteigenden Linie gebührt jedem Notherben als Pflichttheil ein Drittheli deſſen, was er 

nad der gefeglichen Erbfolge erbalten haben würde. 
I. 

Rah ungarifhem Rechte ift das Familien-(Avitical-)Bermögen über- 
haupt der freien Verfügung des Erblaflerd, ausgenommen beftimmte Yälle, ent- 
zogen ($. 544 Abſ. I.); während das felbfterworbene Vermögen deffelben in fo 
ausgedehnter Weife feiner Verfügung unterworfen ift, daß er daſſelbe fowch! unter 
Lebenden, ale auch für den Todesfall, felbft gegen den Willen der Kinder und 
übrigen Verwandten veräußern darf (A. C. IH. 25. Bergl. $. 572 Abf. D. Es 
folgt hieraus von felbit, daß dem ungariſchen Rechte die Lehre von dem Pflicht: 
theile fremd ſei. Zwar haben die Rechtögelehrten mit Hinweifung auf jene zu⸗ 
meift dem römifchen Rechte) entnommenen Kalle, in welchen Bater und Sohn 
fi) gegenfeitig zur Theilung des Familien⸗Vermögens verhalten koͤnnen (vergl. 
8.154 Abſ. D, der Lehre vom Pflichttheile rückfichtlich des erworbenen Vermögens 
Geltung zu verfhaffen gefucht, jedoch mit feinem anderen Erfolge (wenigſtens für 
Siebenbürgen), ale daß nach der Rechtögepflogenheit in dem Falle, wo die Eltern 
ohne irgend ein Aviticalvermögen zu hinterlaffen, über ihr felbfterworbenes Ver⸗ 
mögen derart leptwillig verfügt hätten, daß den Kindern daraus nicht einmal der 
zu ihrem Unterhalte und ihrer Erziehung benöthigte Antheil verbleiben foll, diefen 
geftattet wird, ein ſolches Teftament als pflichtwidrig (inofficiosum) zu b ftreiten, 
und daraus einen angemeffenen, vichterlich zu beitimmenden Antheil von den ein- 
gefegten Erben zu fordern”*) (vergl. $. 755).” 


II. 

Nach fähfifhem Rechte find die Berfonen, welche der Erblaſſer in der 
lebtwilligen Anordnung mit einem Erbtheile bedenken muß, feine Kinder (Defcenden- 
ten), feine Eltern (Afcendenten) und feine Gefhwifter. Der Erbtheil, welchen diefe 
Perſonen (Rotherben) und zwar mit ganz gleicher Berechtigung, infoferne fie der 
gefeglich beftimmten Reihenfolge nach zur Erbnahme überhaupt berufen find, zu 
fordern berechtiget find, heißt Pflichttheil (legitima), und beträgt zwei Drittheile 
defien, was ihnen nah der gefeßlihen Erbfolge zugefallen wäre (St. II. 5. 
88. 9—11). 


*) Nov. 115. 
**) Alex. Dosä de Makfalva: Jus privatum. $. 93 


” 
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8. 767. 


Ber auf das Erbrecht Verzicht geleitet bat, wer nad den in dem achten Hauptflüde enthaltenen 
Borfchriften von dem Erbrechte ausgefchioffen wird, oder von dem &rblaffer rechtmäßig enterbt worden 
if, Bat auf einen Pflichttheil Teinen Anſpruch, und wird bei der Ausmefjung deſſelben fo betrachtet, ale 
wenn er gar wicht vorhanden wäre. 

&. 768. 


Gin Kind kann enterbt werden: 

1. wenn es vom Chriſtenthume abfält; 

23. wenn ed den Erblaffer im Rotbftaude hilflos gelaffen hat; 

3. wenn es eines Verbrechens wegen zur lebenslangen oder zwanzigjährigen Kerkerſtrafe verurtheilt 
worden If}; 

4. wenn ed eine gegen die Öffentliche Eittlihleit anflößige Lebensart beharrlich führet. 


$. 769. 


Aus den nämliden Urſachen können auch die Eltern von dem Pflihttheile ausgefchloffen mwerden , 
und insbefondere noch dann, wenn fie da® Rind in ber Crziehung ganz verwahrtofet haben. 


$. 770. 


Ueberhaupt fann einem Notberben audy folder Handlungen wegen, die einen Erben nad den 
88. 540-542 des Erbrechtes unwürdig machen, durch die Iepte Wilenserflärung der Rflichtiheil entzogen 
werden. 
8. 771. 


Die Enterbungsurfadhe muß immer, fie mag von dem Erblafler ausgedrückt jein oder nicht, von 
dem Erben erwielen werden. und in den Worten und dem Sinne des Geſetzes gegründet fein. 


$. 772. 
Die Enterbung wird nur durch einen ausdrücklichen in der gefeßlihen Korm erklärten Widerruf 
aufgehoben. h 
5. 773. 


Wenn bei einem fehr verſchuldeten oder verſchwenderiſchen Rotherben das wahrſcheinliche Beforgnib 
obwaltet, dag der ihm gebührende Pflichttheil ganz, oder größtentbeil® feinen Kindern entgehen würde, 
fo fann Ihm der Pflichttheill von dem Grblaffer jedoch nur dergeſtalt entzogen werben, daß folder den 
Kindern des Rotherben zugewendet werde. 


J. 


Nach ungariſchem Rechte kann, wie bereits wiederholt angeführt 
wurde, die Enterbung eines Kindes rückſichtlich des Familien⸗(Avitical⸗)Vermoögens 
gar nicht, wohl aber in gewiſſen geſetzlich beſtimmten Fällen eine zwangsweiſe 
Thälung dieſes Bermögens zwiſchen Vater und Sohn Platz greifen (vgl. 88. 154, 
544 u. 766 Abſ. D. 

II. 


Nah ſächſiſchem Rechte find die Eltern berechtiget, ihre Kinder im 
Falle des erwiefenen Undankes derfelben, zu enterben, doch muß die Urfache der 
Enterbung ausdrücklich im Teflamente angeführt fein (St. IL. 5. 8. 9). Auch ver- 
fteht e8 fih von felbft, daß ſolche Notherben, welche fih eine Handlung zu ſchulden 
fommen laſſen, die einen Erben überhaupt, nad) Anordnung des Gefepes des Erb- 
vechtez, unwürdig macht (St. IL. 3.8.9; 4. 8. 12; und 5. $. 7), den Pflichttheil 
nicht anfprechen konnen (vergl. $. 544 Abi. IT). 
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8. 778. 


Der Pflichttheil fann in Geſtalt eined Erbtheiles oder Dermädiniffes, auch ohne ausdrückliche 
Benennung des Pflichttheiles hinterlaffen werden. Er muß aber dem Rotberben ganz frei bleiben. Jede 
denfelben einfchräntende Bedingung oder Belaftung If ungiltig. Wird dem Notherben ein größerer Erb⸗ 
theil zugedacht, fo kaun fie nur auf den Theil, welcher deu Pflichtthell überfleigt, bezogen werben. 


$. 775. 

Ein Rotberbe, weldher ohne die in den 88. 768-773 vorgefchriebenen Bebingungen enterbt worden, 
fanı den ihm gebührenden vollen Bflihtihell, und, wenn er in dem reinen Beirage des Pflichttheiles 
verfürzt worden if, die Ergänzung deffelben fordern. 

Nah ſächſiſchem Rechte muß der Pflichttheil dem Notherben ganz 
frei bleiben, und es ift jede denſelben einfchränfende Bedingung oder Belaftung 
ungiltig (St. II. 5. $$. 9— 11 in Verbindung mit I. 6. 88.1 u. 3). — Ein 
Teftament kann aus dem Rechtögrunde der Weberjchreitung des der freien Ver⸗ 
fügung des Erblaffers unterliegenden Vermögens-Drittheiles von den Notherben 
mit der Klage der Pflichtwidrigkeit (querela testamenti inoffieiosi) angefochten 
werden (St. II, 5. $. 15. „Si liberis aliquid minus „legitima“ porlione relietum 
sit, hoc boni viri arbitratu compensetur“. Bergl. $. 601 Abf. ID. 


8. 776, 


Wenn aus mehreren Kindern, deren Dafein dem Grblaffer befannt war, Eines ganz mit Still⸗ 
Ihweigen übergangen wird, fo kann es ebenfall® nür den Pflichttheil fordern. 


$. 777. 


Benn aber aus den Umfländen ermwielen werden kann, daß die Lebergehuug Eines aus mehreren 
Kindern nur daher rühre, weil dem Erblafler das Daſein defielben unbefannt war, fo I der Uebergangene 
nicht ſchuldig, fih mit dem Bflihttheile zu begnügen, fondern er fann den Erbibeil, welcher für den am 


mindefien begünftigten Rotherben ausfällt, woferne aber der einzige noch übrige Rotherbe eingefegt wird, - 


oder alle übrigen zu gleichen Theilen berufen find, einen gleichen Erbtheil verlangen. 


8. 778. 


Hat der Erblaſſer einen einzigen Notherben, und er übergeht ihn aus oben gebachtem Irrthume 
mit Stillſchweigen, oder erhält ein finderlofer Erblaffer erft nad Erklärung feines feßten Willens einen 
Rotberben,, für den Teine Borfehung getroffen it, fo werden nur die zu Öffentlichen Anftalten,, zur Be⸗ 
lohnung geleifteter Dienfte, oder zu frommen Abſichten beftimmten Bermächtniffe in einen, den vierten 
heil der reinen Berlaffenfchaft nicht überfteigenden Betrage verhältnißmäßig entrichtet, alle übrigen An- 
ordnnungen des legten Willens aber gänzlich entkräftet. Sie erlangen jedoch, wenn der Rotberbe vor dem 
Erblaffer verfiorben ift, wieder ihre Kraft. 

8. 779. 


Wenn ein Kind vor dem Erblaſſer ſtirbt und Abſtäänmlinge hinterläßt, fo treten dieſe mit Still⸗ 
ſchweigen übergangenen Abſtämmlinge in Anſehung des Erbrechtes an die Stelle des Kindes. 


$. 780. 


Die Abftämmlinge eines in dem lebten Willen ausdrüdlich enterbten, aber vor den ale ver⸗ 
ftorbenen Kindes find blos befugt, den Pflichttheil zu verlangen. 


$. 781. 


Wird ein Rotberbe Der auffleigenden Linie mit Stillſchweigen übergangen, ſo fann er immer nur 
den Pflichttheil aus der Mafie fordern. 


[2.®.®. 88. 82-787.) 617 Pflichuhell. 


. 782. 

Wenn der Erbe beweiſen kaun, daß ein mit Stillſchweigen uͤbergangener Notherbe ſich einer der 
in den 8$. 768770 angeführten Enterbungsurfacdhen ſchuldig gemacht hat, fo wird a Uebergehung als 
eine ſtiſchweigende rechtliche Enterbung angefehen. 


5. 788. 


In allen Ballen, wo einen Notherben der gebührende Erb⸗ oder Pflichttheil gar nicht, oder nicht 
vollſtaͤndig ausgemeflen worden if, müfen ſowohl die eingeſetzten Erben, als aud) die Brgatare verbättniß- 
mäßig zur vofldändigen Eutrichtung beitragen. 


Nah ſächſiſchem Rechte müfjen fi) die eingefeßten Erben oder Le- 
gatare zur Entrihtung des Pflichtiheiles einen verhältnißmäßigen Abzug ihres 
Erbtheiles oder Legates gefallen Taffen (vergl. 88. 549 u. 550 Abf. I). 


Zufolge des 8.160 der J. M. DB. vom 15. Juni 1853 muß, im alle ein 
Zweifel entftebt, ob ein minderjähriger ober pflegebefohlener Notherbe in dem Pflicht: 
theile verlegt fei, von Amtöwegen auf eine den Beilimmungen der 88. 783 — 789 
des a. b. ©. B. eingerichtete Pflichttheils ⸗Ausweiſung gedrungen werden (R. G. DI. 
Nr. 109). 


$. 784. 


Um den Pflichtthell rihtig ausmeffen zu können, werden alle zur Berlaffenfchaft gehörige, beweg- 
liche und unbeweglihe Sachen, alle Rechte und Borderungen, welche der Erblaffer auf feine Nachfolger frei 
zu vererben befugt war, ſelbſt alles, was ein Erbe oder Legatar In die Maffe fhuldig ift, genau beichrieben 
und ordentlich gefhägt, Den Notherben fleht frei, Der Schägung beizuwohnen, und ihre Erinnerungen 
dabei zu machen. Auf eine Bellbietung der Berlafienfhaftöftüde zur Erhebung des wahren Werthes kann 
von Ihnen nicht gedrumgen werden. 

N. Tr. B. Rr. 57. 


Seine k. k. Wajehlt haben über die Frage: ob der Pflichttheilnehmer feinen Untheil in natura 
aus den Gegeuſtaͤnden des Nachlaſſes fordern Tünne, mit Allerhöchſter Entſchliehung vom 2. Jänner 1. 2. 
die nachſtehende Griäuterung zu genehmigen geruhet. 

Der Notherbe hat nad dem 8. 7184 des a. b. ©. 3. keinen Anſpruch auf verhältnigmäßigen An- 
thell an den einzelnen, zur Berlaffenfchaft gehörigen beweglichen umd unbeweglichen Baden, fondern nur 
auf den nad gerichtiicher Schägung bereihneten Werih feines Erbtheiles (Hofderret vom 7. Bebruar 1844). 


8. 785.. 
Schulden und andere Laſten, weiche ſchon bei Lebzeiten des Erdlaſſers auf dem Vermögen bafteten, 
werden von der Mafle abgerechnet. 
$. 786. 


. Der Pflichttbeil wird ohne Rüdjiht auf Bermädtniffe, und andere aus dem legten Willen ent⸗ 
fpringende Laſten berechnet. Bis zur wirklichen Zutheilung If die Verlaſſenſchaft in Anfebung des Be: 
winned und der Rachtheile, als ein zwiſchen den Haupt⸗ und NRotherben verhältnigmäßig gemeinſchaftliches 


@ut zu betrachten. 
N. Tr. B. Tr. 58. 


Seine ?. k. Majeſtät haben zur Erläuterung des $. 736 des a. b. G. B. mit Allerhöchfter Ent⸗ 
ſchließung vom 30. Zänner 1847 zu erflären gerubet, daß der Notherbe nady den 88. 786, 830 und 837 
des a. 6. ©. 8. berechtiget fei, über den ihm vom Zode des Erblafiere au bis zur wirklichen Butheilung 
des Plichttheiles gebührenden verhäftnigmäßigen Antheil an Gewinn und Berfuft, nnd an den Früchten 
der Erbſchaft Rechnung zu fordern (Hofderret vom 16. April 1847). 


$. 787. 


Alles , was die Rotberben dur; Legate oder andere Verfügungen des Erblafierd wirflih aus der 
Verlaſſenſchaft erhalten, wird bei Befimmung ihres Pflichttheiles in Rechnung gebracht. 
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$. 788. 


Bab der Erblaffer bei Lebzeiten feiner Tochter oder Enkelin zum Heirathegıte. feinem Eohne 
oder Enkel zur Ausftattung, oder unmittelbar zum Antritte eined Amtes, oder was immer für eined Be- 
werbes gegeben; oder zur Bezahlung der Schulden eines großfäßrigen Kindes verwendet bat, wird in den 
Pflichttheil eingerechnet. 

6. 789. 


Bei dem Pflichttheile der Eitern findet die Anrechnung eines Vorſchuſſes infofern Stalt, als er 
weder zur gefeglichen Unterfügung (9. 154), noch aus bioßer Breigebigfeit geleitet worden if. 
8.790. 


Die Anrehnung bei der Erbfolge der Kinder aus einem legten Willen gefhieht nur dann, wenn 
fie von dem Erblaffer ansprädiich verorbnet wird. Dagegen mub and bei der gefehliken Erbfolge ein 
Kind fi dasjenige, was es von dem Grblaffer bei deſſen Lebenszeit zu Den oben ($. 788) erwähnten 
Bweden empfangen bat, anredinen laffen. Ginem Entel wird nicht nur das, was er unmittelbar ſelbft, 
fondern aud, was feine Eltern, in deren Stelle er tritt, auf foldye Art empfangen haben, in den Erbtheil 
eingerechnet. 

8. 791. 


Bas Eltern außer den erwähnten Fällen einem Kinde zugewendet haben, wird, wenn die Eltern 
nicht ausdrüdiih die Erfattung fh ausbenungen haben, für eine Schentung gehalten, und niht an- 


t. 
— g. 792. 


Die Eltern können einem Kinde die Anrechnung auch bei der geſetzlichen Erbfolge ausdrücklich 
erlaffen. Benn aber die nöthige Erziehung und Berforgung der übrigen Kinder weder aus ihrem 
eigenen, noch aud dem Bermögen der Eitern beflritten werden könnte, fo muß das Kind dasjenige, was 
e6 zu den im 8. 783 erwähnten Zwecken in voraus empfangen bat, fih In dem Maße anrechnen laſſen, 
als es zur Erziehung und Berforgung für die Geſchwiſter nothwendig if. 


Rah ſächſiſchem Rechte wird Dasjenige, was die Eltern ihren Kin- 
dern zu Rebzeiten als „DBorempfänge“ zur Heirath, zur Bekleidung u. f. w. ge⸗ 
geben haben, in ihren Erb⸗ oder Pflihttheil angerechnet, außer die Eltern hätten 
ihnen daffelbe ausdrüdlich in ihrem Zeflamente nachgeſehen. Geldbeträge, welche 
der Bater einem an einem fremden Aufenthaltsorte befindlichen Sohne für wiſſen⸗ 
ſchaftliche, Fänftlerifche oder fonftige Berufsausbildung gegeben hat, werden in der 
Regel in den Erbtheil nicht eingerechnet, außer wenn fie ausdrüdlich nur als Dar: 
leihen (credendi animo) erfolgt wurden (St. IL 4. $$. 14 u. 15). Inwieweit 
den Kindern aus Anlaß ihrer Heirath gegebene bewegliche oder unbewegliche Güter 
als Geſchenke oder nur als Darleihen anzufehen, und demnad) in den Erbtheilen 
anzurechnen feien, oder nicht? ift bereits bei F. 671 näher erörtert worden. 


8. 793. 


Die Anrehnung des EUmpfangenen zum Erbtheile geſchieht dadurch, daß jedes Kind den nam- 
lichen Betrag noch vor der Thellung erhält. If die Berlaffenfchaft Dazu nicht hinreichend, fo kann zwar 
das früher begünftigte Kind feinen Erbtheil anſprechen, aber auch zu keiner Erftattung angehalten werden. 


Nah der fähfifhen Nehtsgepflogenheit gefhah die Anredh: 
nung der Borempfänge zum Erbtheile, fowie zu dem hiernach zu berechnenden 
Pflichttheile, in der Weife: daß die VBorempfänge ohne Zinfen zur reinen Ber: 
laſſenſchaft hinzugefchlagen, und die Erbtheile nad) der fo erganzten Berlaffenfchaft 
berechnet wurden, wo dann der Erbe, welcher einen zur Anrechnung geeigneten 


= 
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Borempfang erhalten Hatte, ſich denfelden von dem für ihm entfallenden Erb⸗ 
oder Pflihtiheile in Abzug bringen laſſen mußte, ohne jedoch, wenn der Vor⸗ 
empfang feinen Erb⸗ oder Pflichttheil überflieg, zu einer Rüderftattung des Ueber⸗ 
werthes verpflichtet zu fein. 


$. 794. 

Bei jeder Anrechnung wird, wenn das Empfangene nidht in baareım Gelde, fondern in andern 
beweglichen oder unbeweglichen Sachen beftand, der Werth der lehtern nad den —— des Empfanges, 
der erſtern dagegen nach dem Zeitpunkte des Erbanfalles beftimmt. 

8. 793. 

Einem Rotyerben, der von feinem Bflichttheile felkft gefebmägig audgeſchloſſen wird, muß doch 

immer der nothwendige Unterhalt ausgemefien werden. 


.$. 796. 


Ein Ehegatte hat zwar kein Mecht auf einen Pflichttheil; es gebührt ihm aber, wenn für den 
Fall des Meberiebens Heine Berforgung bedungen worden if, und fo fange er nicht zur zweiten Che 
fipreitet,, der mangelnde anftandige Unterhalt. Ein and feinem Verſchulden gefchiedener Ehegatte hat 
daranf feinen Anfpruc. 


Vergl. hiezu das bei SS. 757— 759 und bei 88. 1242—1244 Gefagte. 


”  Bünfzehntes Hauptflüd. 
Bon der Befibnehmung deWErhfgaft. 


$. 797. 


Niemand darf eine Erbſchaft elgenmächtig in Befig nehmen. Das Erbrecht muß vor Gericht 
derhandelt und von demſelben die Einantwortung des Nachlaſſes, das if die Uebergabe in den rechtlichen 
Beſitz, bewirket werden. 

3. 798. 


Wie weit das Gericht nach einem Todesfalle von Amtswegen vorzugehen habe, und welche 
Friſten umd Vorſichtmittel bei dieſem Abhandfungsgefihäfte zu beobachten ſeien, beſtimmen die beſondern, 
Über daB gerichtliche Verfahren beſtehenden Vorſchriften. Hier wird feſigeſehßt, was dem Erben, oder dem» 
jenigen, der fonft einen Anſpruch an die Verlaſſenſchaft hat, zu thun obliege, um zu dem Befihe deſſen, 
was ihm gebühret, au gelangen. 


, | I. 

Rah ungarifhem Rechte ift die Verhandlung des Erbrechtes vor 
Gericht nur in dem Kalle erforderli, wenn diefes nicht Mar ift, oder von irgend 
einer Seite beftritten wird. In dem Kalle nämlich, wo ein Erbgut von Niemand 
angefprochen und freiftehend zurückgelaſſen wird, fleht es den beredhligten Erben 
zu, durch einfache Beflpergreifung fih daſſelbe zuzueignen (Tr. I. 67. 8.1). I 
jedod; das Erbgut in Jemandes Beſitz, oder fteht das Erbrecht Mehreren zu, fo 
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Tann die Uebernahme deffelben nur im gütlichen Einverſtaͤndniſſe, oder mit Hilfe 
des Richters gefchehen. Hat ein Dritter, ohne genügenden Rechtögrund, fich in 
den Beſitz des Erbgutes gefeßt, jo kann der Erbe fih innerhalb der Frift eines 
Jahres eigenmächtig in den Beſitz defjelben ſetzen, und den unberechtigten Befiß- 
nehmer daraus verdrängen (Tr. I. 68; vergl. $. 19 Abſ. IX, 88. 320 u. 347). 
Kömmt ein gütlihes Uebereintommen uber die Theilung nicht zu Stande, .fo 
tönnen fie fih auf Schiedsrichter vergleichen. Geſchieht auch Diefes nicht, fo findet 
zwifchen Geſchwiſtern des erften und zweite Grades die Theilung mit Hilfe des 
Richters im Wege des kürzeſten (Erecutional-) Berfahrend (non processu lilis) 
ftatt, worin eine Berufung der Parteien nur außerhalb des Befikflandes (extra 
dominium) Blaß greift.) Der hiezu erforderliche Theilungebefehl (mandatum 
divisoriale) fann entweder bei einem der „glaubwürdigen Orte“ (locus credi- 
bilis) oder einem k. Siegelbewahrer erhoben werden. 

Zwifhen Verwandten in entfernterem Grade muB die Theilung von Erb- 
ſchaften, wenn darüber ein Streit entftehet; oder wenn eine Theilung der Güter 
zwiſchen Theilungs-Berwandten (fratres condivisionales) vor länger ald Menſchen⸗ 


*) Der Erbfchaftöwerber hatte in einem folhen Falle, wenn das Theilungs- 
object in einer und derfelben Gerichtäbarkeit gelegen war, bei dem Vicegeſpan, fonft 
aber bei einem der k. Landrichter (magisier protonotarius) der ?. Tafel dad Ein- 
fhreiten zu machen, daß ber zur Vornahme der Theilung delegirte Richter innerhalb 
8 Tagen an Ort und Stelle der vorzunehmenden Theilung erfcheine (certificatio). In 
biefem Ginfhreiten war der Umfang des Theillungsobjected genau anzugeben. Der 
delegirte Theilungsrichter d ſich in der beſtimmten Zeitfriſt mit Zuziehung von 
fieben Zeugen (cometanei) in der Wohnung des Beſitzers der Tbeilgüter ein, er⸗ 
Härte durch Ablefung des Theilungsbefehles die Bornahme der Theilung für eröffnet; 
und fehritt, wenn er zugelaffen wurde, zur Bernehmung der Parteien, und zur Ent⸗ 
ſcheidung über die Theilung, welche er au fogleih in Vollzug fepte. Würde jedoch 
die Annahme des Thellungsrichtere mit Entgegenfehung des Rechtémittels ber Re⸗ 
pulfion verweigert, fo wurde der Repelant zur Angabe der Gründe der angewendeten 
Repulfion vor Gericht geladen (certificalio ad reddendas rationes repulsionis), in 
Folge deffen er vor dem betreffenden Jurisdictiondgerichte, oder der k. Tafel den 
Rechtfertigungdproceß zu führen hat. Beim Beginne dieſes Procefjed hatte er eine 
Zare (onus repulsionis) beim ZJurisdictiondgerichte mit 36 fl., bei der T. Tafel mit 
72 fl. vorläufig zu erlegen. Diefe Tare wurde ihm, im Falle er im Proceffe nicht fach» 
fällig erflärt wurde, zurüdgeftellt, im Gegentheile aber fiel fie zu % dem Gerichte 
und zu der Gegenpartei als Gerichtäftrafe anheim. Bei den Gemeinden beftand 
biefe Repulfionsgebühr nach dem Gerichtögebraudhe aud 18 ungarifchen Gulden, bei 
Unabdeligen aus 9 ungarifchen Gulden (Tr. II. 73. 8. 4). Nah Durdführung bdiefer 
gerichtlihen (Ereiutional:) Verhandlung (non processu litis) wurde vom betreffenden 
Gerichte die Entfheidung gefällt, und von dem Jurisdictiondgerichte dem Vicegeſpan, 


von der f. Tafel einem Landrichter die Vollzugnahme berfelben übertragen. Vergl. 
8. 823, 
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gedenken, z. B. vor 60, 100 oder 200 Jahren, ftattgefunden hat, und alfo die 


% 


gemeinſchaftliche Abftammung (Genealogie) der Erbanſprecher nicht Klar vorliegt, 
immer im Wege eines ordentlichen Proceſſes durchgeführt werden (Tr. I. 67). 

Ueber die Art der Theilung gilt im Allgemeinen als Richtſchnur, daß ein 
volllommenes Berzeihniß (inventarium) des Theilvermögend angelegt ($. 802) 
und hieraus die Ausfheidung fo vieler Theile gleihen Werthes gemadt wird, 
ale Erben vorhanden find. Wem der eine, oder andere Theil (scheda) zufallen 
fol, hat in der Regel das Loos zu entfcheiden. Weber jede Erbfchaftstheilung 
ift ein vollftändiger Theilbrief (lilterae divisionales) abzufaffen (Tr. I. 46). 

Insbeſondere fint hiebei folgende Grundfäße zu beobachten: 

‘1. Das väterlihe Wohnhaus, wenn ed nicht ein Qurusgebäude (aedificium 
sumptuosum) ift, muß in der Regel dem jüngften Sohne zufallen; den übrigen 
Geſchwiſtern follen auf gemeinfame Koſten der Erbmafle ähnliche Wohnhäufer er- 
baut werden, wozu die nöthigen Grundſtücke auszufcheiden find (Tr. I. 40. $. 2, 
und 41. 8. 3). Iſt aber das väterlihe Wohnhaus ein Pradtgebäude, fo daß 
nicht für jeden Miterben aus der Erbmaffe gleihe Gebäude erbaut werden könnten, 
fo hat die Theilung, wenn der jüngfte Sohn bereitd mündig ift, durchaus nad 
dem Loofe zu gefchehen, und der Uebernehmer des väterlichen Haufes die übrigen 
Erben mit Geld auszuzahlen. Iſt der jüngfte Sohn noch unmündig, fo fällt ihm 
das väterlihe Haus mit der Berpflichtung zu, die Gefchwifter zu befriedigen (Tr. 
1. 41. 88.19). 

2. Die Familienurtunden werden dem älteften Eohne zur Bewahrung 
übergeben, die übrigen Gefchwifter erhalten blos authentifche Abfchriften (Trans⸗ 
fumpte) davon; wäre der ältefte hiezu nicht geeignet, 3. DB. wegen Blöd⸗ Wahn» 
finn, fo koͤmmt die Pflicht der Aufbewahrung der Familienurkunden dem nächſten 
Agnaten zu (Tr. I. 42). 

3. Die Theilung der beweglichen Sachen gehört nicht in den Theilungs— 


brief, fondern gefchieht aus freier Hand. 


In welchen Fällen der Vater und Sohn noch während Lebzeiten einander 
zur Theilung des Vermögens verhalten können, ift bei $. 154 im Abf. I. näher 
erörtert. Zwiſchen der Mutter und den Kindern greift diefe Zwangs⸗Theilung 
unter Lebenden nicht Plab. 2 

Im Szellerlande findet in der Verhandlung der Erbiheilungen nur 
der Unterſchied zwifchen jener nad) ungariſchem Rechte ftatt, daß hier aud bei 
Erbiheilungen zwifchen den Verwandten des erften und zweiten Grades, fowie in 
alten übrigen Fällen ein Einfchreiten um Abfendung von Theilrihtern zu ge⸗ 
ichehen hat, welche ſodann die Theilung im Wege des kürzeſten (Erecutional-) 
Proceffes durchzuführen haben (Art. prov. 133. a. 1791). 
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II. 

Im Gebiete der ehemaligen Militairgränge, und zwar: 

A. im Szeklerlande hatte der Grundfag, daß nad) dem Ableben eines 
jeden Milltairgränzers die Berlaffenfhaftsabhandlung einzutreten habe, infoweit 
Geltung, als über das bewegliche Bermögen, wozu auch verpfändete Güter gehörten, 
vor dem Militairgerichte die Abhandlung gepflogen werden mußte (Gener. Comm. 
B. vom 1. Mai 1825, 3. 182. — Gener. Comm. B. vom 29. Rovember 1825, 
3. 685). 

Das unbewegliche (avitifche) Vermögen unterlag ald Realjurisdictions- 
Gegenftand den Beitimmungen der Landesgeſetze, nach weldhen Die Theilung vor» 
sunehmen war. 

Jeder Sterbefall mußte von dem Ortsvorftande dem betreffenden Com⸗ 
pagnie» oder Escadrons⸗Commandanten angezeigt werden, worauf der Dfficier 
das Sperrprotocoll (Sterbefall Aufnahme) aufnehmen, und die Berzeihnung des 
Vermögens (das Inventarium) mit genauer Angabe des Activ- und PBaffivftandes 
abzufafien hatte. 

Jenes unbewegliche Vermögen, welches der Militair- Jurisdiction nit 
unterlag, war im Inventar blos im Schäßungswerthe anzufagen, da die Vor⸗ 
nahme der Theilung deſſelben den Provinzialgerichten zuftand. Ueber die Fami⸗ 
lienurkunden mußte ein befonderes Inventar abgefaßt werden; und die Urkunden 
wurden entweder bei den älteften Stammerben, oder wenn die Erben minderjährig 
waren, in der Compagniecaſſe aufbewahrt. 

Das dem Erben entbehrliche Mobiliarvermögen wurde verfteigerungsweife 
jeilgeboten, und der erzielte Erlös entweder dem Erben, oder wenn diefer minder- 
jährig war, deffen Vormunde erfolgt. 

Die nad dem Geſetze oder Teftamente berufenen Erben hatten die Er- 
flärung über die Annahme der Erbſchaft (Erbserflärung) bei dem Regiments⸗ 
gerichte anzubringen, und dieſes erließ das Einantwortungedecret (Abhandlungs- 
ausweis), womit der Nachlaß dem Erben zuerkannt und übergeben wurde. 

B. der Romanen-Militairgränge wurden die Verlaſſenſchaften ber 
Gränzer, infoferne fie nicht unbeweglihe Güter der adeligen Granzbewohner 
(Boeronal-Gründe) betrafen, überhaupt nach den Beſtimmungen des öfterreichifchen 
Erbfolgegeſetzes vor den Militairgerichten abgehandelt, wobei namentlich Die Be⸗ 
ſchränkungen des Militairgräng » Imflitutes über die Untheilbarleit der Gränz⸗ 
feffionen in Anwendung zu bringen waren. : 

In Rückſicht der adeligen unbeweglichen Güter (Boeronal- Gründe) fand 
die Theilungsverhandlung nad den Beftimmungen der Landesgefege ftatt. 

Bergl. hiezu $. 756 Abſ. I. 
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IV. 


Nach fähfifhem Rechte ift die Befiknahme einer unbeftrittenen Erb- 
[haft den großjährigen Erbnehmern in der Regel ohne Einfchreiten einer richters 
lichen Behörde geftattet. Im den Fällen jedoch, wo minderjährige Erben ein- 
treten, — oder die Anforderung von Gläubigern der Maffe zu beforgen flehet, 
muß eine Inventur des Nachlaſſes und eine Theilverhandlung ftattfinden. Stirbt 
die Fran, muß ihr Gatte nad Berlauf von einem oder zwei Monaten den Kindern 
als gefeglichen Erben der Mutter deren Drittheil in Gegenwart der Blutöver- 
wandten der Gattin und des Theilamtes ausfolgen. Iſt derfelbe aber ein ver⸗ 
trauenswürdiger Mann, und hat ex beftimmte Gründe, die Theilung zu verzögern, 
jo fann ihm and, die Friſt eines dritten Monates gewährt werden (St. II. 3. 8. 1; 
und II. 4. $. 2). Stirbt der Gatte, fo muß die zurüdgebliebene Witwe den 
Kindern innerhalb eined Monates die zwei Drittheile des Gatten in Gegenwart 
der Dlutsverwandten defielben und des Theilamtes ausfolgen. Iſt die Witwe 
nicht verdächtig der Berfchwendung, oder deffen, daß fie Etwas von der Erbſchaft 
entfernen werde, und find beflimmte Gründe zur Berzögerung der Theilung vor: 
handen, fo fann ihr die Frift eines zweiten Monates geftattet werden. Hält in 
dem einen Falle der Gatte, in dem anderen die Gattin die verlängerte Frift zur 
Bornahme der Theilung nicht ein, fo verfallen fie einer Saumfalftrafe von 25 fl. 
Gi. 1. 4. 8. 5).”) j 


) Mit Bezug bierauf verorbnen die R. PB. vom 9. 1805, Abth. IL, p. 8: 
„Die Theilungen in dem größeren Stäbten find dur zwei Theilämter zu verrichten, 
wozu der Magiftrat jederzeit bewährte, rechtſchaffene Männer beftellen wirb, welche 
dieſes Geſchäft gegen ordentlich ausgemeffene Iheilungsgebühren verfehen werden. In 
ben Fleineren Städten aber und in den Stühlen, wo feine Städte find, da werden in 
den Prätorialmärkten die Theilmänner ihr Amt unter dem Vorfige bed betreffenden 
Pupilien-Infpectord verrichten, auf den Dörfern aber wird einer der Geſchwornen mit 
Hilfe eines Altſchaftsmannes und des Notairs fi diefen Geſchäften eigendd widmen. 
deſſen Amtdführung mit unter der Auffiht des Inſpectors fichen wird. Weber die 
Theilungsverhandlungen find ordentliche Vormerkungen zu halten, worin das NRöthige 
zur Sicherheit der Parteien bemerkt werben muß. Die Xhellungsprotocolle find 
nah Berlauf eines jeden Jahres dem Magiftrat, auf den Dörfern aber dem Amte zu 
übergeben. Wenn bei der Theilung eined Vermoͤgens in ber Stadt teilnehmende 
Pupillen vorhanden find, fo hat dad Theilamt da, wo ſolches für fi allein befteher, 
fogleih den Auszug aus dem Xheilbrief über die Pupillarſubſtanz dem Bupillar: 
infpector mitzutheifen, bamit derſelbe darüber feine Bormerkung werfaffen, und das 
Uebrige, was fein Amt mit ſich bringet, veranlaffen könne. Da aber, wo ber Bupillen- 
Aufpectof zugleich Präfes des Theilamtes iſt, hat derſelbe nah der Vorſchrift zu 
verfahren. — Ebenſo hat auch auf den Dörfern der Gefchworne, welcher die Aufficht 
über die Theilungen und zugleich über die Waifen hat, in jedem Kalle, wo bei 
Iheilungen Waifen vorfommen, zugleich ale Waifenvater darauf zu forgen, daß Das 


1B. G. B. 86. 107-788.) 624 [Gefißnehmung der Erbſchaft.] 


In den Streitigkeiten, welche aus Erbtheilungen entſtehen, iſt das Theilamt 
(St. II. 4. 8. 3 u. 4. „ordinarii divisores“) in den Städten zugleich das Gericht 
erfter Inftanz, welches die Procefje aufzunehmen, nach den ſächſiſchen Municipal- 
geſetzen zu entfcheiden, und mittelft der Berufung (per appellalionem) an den 
Magiftrat gelangen zu laſſen bat (Reg. P. vom 3. 1805. U. Abth. p. 8. In⸗ 
ftruction für die Theilämter vom 28. Jänner 1805. p. 7 u. 12). In den Märkten 
und Dörfern haben die Theilämter in Erbftreitigkeiten nur eine fhiedsrichterliche 
Gewalt (ebend. und Hofdecr. vom 21. März 1834. Hofz. 2341). 

„Die Theilungen, welche volljährige Erben unter fih, ohne Zuziehung des 
Theilamtes vollziehen, müflen zur Verhütung von Erbftreitigkeiten, fowie zur 
größeren Sicherftellung der Erben und der etwaigen Gläubiger von Fall zu Fall 
in dad Amteprotocoll des Theilamtes gegen Entrihtung der Theilungsgebühr 
eingetragen werden, weil fie fonft bei dem Mangel einer folden Protocoflirung 
als null und nichtig anzufehen find (Hofdecr. v. 25. Juli 1805. Gubl. 3. 6693). 

Zur Abhandlung „geiftliher Berlaffenfhaften" im Sachſenlande ift vom 
Theilamte ein „ Sapitelgmitglied" beizuzichen (Hofdecr. vom 18. Juli 1805. 
Hof. 1935. Gubl. 3. 6608). | 

V. 


Mit dem Gubernialdecrete vom 19. September 1806 wird bei dem Um⸗ 
ſtande, als die Erfahrung gezeigt hat, daß der Nachlaß eines Kaufmannes, welcher 
ſich zur Betreibung des Handels außerhalb feines zuftändigen Jurisdictionsbezirkes 
befunden und daſelbſt geftorben ift, haufig zum Nachtheile der binterbliebenen 
Kinder gefehmälert wird, weil die Todesanzeige zu fpät an die zur Abhandlung 


jenige, was den Waifen nad der Thellung gebühret, ordentlich vorgemerkt, und für 
diefelben nach der gegebenen Borfchrift geforgt werde.“ 

Nah der zur weiteren Ausführung diefer Beitimmungen unterm 28. Jänner 
1805 erlaffenen Snftruction haben die Theilämter in den Städten: a) über die An- 
zeige volljähriger Erben die Theilungsverhandlung vorzunehmen und zu vollziehen; 
b) die Nachläffe, dort, wo die Erben minderjährig, oder abwefend find, fogleich mit Sperre 
zu belegen, und die Anzeige hievon dem Magiftrate zu machen; c) die vorgefundenen 
Zeflamente in Gegenwart der Erben zu erbffuen und denfelben hiervon auf Berlangen 
Abfchriften zu geben; d) von den betreffenden Seelforgern monatlid; das Berzeichniß 
der Berflorbenen abzufordern; e) das den Minderjährigen gehörige Erbvermögen, und 
in Fällen, wo über gewiffe Erbfchaftsfummen Proceffe entftehen, und dieſe mit Berbot 
belegt werden, diefelben zur nubbringenden Verwaltung bem Pupillarinfpector zu über 
geben, und die Obligationen in folchen Fällen beim Magiftrate zu deponiren; f) die 
Berechnung der gefeplichen „Fürgaben” (St. II. 4. 8. 3) für die Theilaudfolger nad 
der Prarid mit 6%, vorzunehmen; g) die Imventarien und Schäßungen orbnung?- 
mäßig aufzunehmen; h) die in der Inftruction feftgefegten Theilungögebühren zu er⸗ 
heben (fiehe den ganzen Inhalt diefer Inftruction in Friedr. Schuler's: „dad Gigen- 
Landrecht der S. Sachſen“ S. 157-159). 
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zuftändige Magiftratöbehörde gelangt, verordnet: „daß der Tod eines folchen 
Kaufmannes dur die fnbalternen Beamten fogleih dem Localmagiftrate anzu: 
zeigen ift, welcher jodann ohne Berzug die Inventur und Schäbung des Nach— 
laſſes vornehmen zu laffen, und eine Abfchrift Davon der zur Abhandlung zuftän- 
digen Magiftratöbehörde zu überfenden hat, damit diefe im Sinne des Gefekes 
für die Beſtellung eines Bormundes und Sicherftellung der Bupillarmaffe Für: 
forge treffen koͤnne“ (Sub;. 2728 vom 9. 1806). 
v1. 

Mit der hoffriegsräthlichen Circularverordnung vom 13. Juli 1798 (fund- 
gemacht in Siebenbürgen am 9. Auguft 1798) wird verordnet: „1. Gebühret 
denen bereits hbeftehenden a. h. Entfchließungen zufolge die Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlung jener. in dem Königreiih Ungarn ablebenden adeligen begüterten 
Militair » Berfonen ohne Einfchreiten des Militairforums der politifchen Gerichts: 
barkeit, fowie die Abhandlung über die bürgerlichen Gründe und Realitäten denen 
Magiftraten oder betreffenden Grundobrigkeiten unmittelbar zuſtehet. Was da: 
gegen die VBerlaffenfchaften deren nicht begüterten, in wirklichen Kriegsdienften 
befindlichen adeligen hungarifchen Militairperfonen belanget, befehlen Se. Majeftät, 
daß die Abhandlung derfelben den Militairgerichten noch ferner zukomme; jener 
adeligen nicht poffeffionirten Militairen aber, welche lediglich mit Beibehaltung 
des Militaircharakters und der militairifchen Ehrenzeichen auögetreten find, der 
Civilgerichtsbarkeit zu überlaffen fein. 2. Um jedoch aud in dem Falle allen 
Jurisdictions-Jrrungen vorzubeugen, wo hungarifch poflefftonirt adelige Militair- 
perfonen außer dem Königreich Ungarn verftorben find, entfchließen Se. Majeftät, 
daß der Militair⸗Richter bei derlei Todesfällen provisorie einzufchreiten, das im 
Sterbeorte vorfindige Vermögen zu beſchreiben, das Original» Teflament mit 
Zurückhaltung einer legalen Abſchrift, nebft dem aus dem verfteigerten Mobiliar- 
gut eingegangenen Betrag dem betreffenden Comitat zur vollftändigen Abhand⸗ 
lung einzuſchicken, der Comitat hingegen das Verlaſſenſchafts-Vermögen, wenn 
es auch von dem k. Fisko angeſprochen würde, gleichwohl in fo lange nicht ans⸗ 
folgen zu laſſen babe, bis nicht von dem betreffenden Erben, oder dem k. Fisco 
durch beigebrachte k. k. Haupttarämtliche und Hoffriegsbuchhalterei - Zeugnifie dar- 
gethan fein wird, daß der Berftorbene gegen das-a. h. Aerar mit feiner Schuld 

hafte. 3. Beim Abfterben der hungariſchen nicht adeligen Militaieperfonen gebühret 
die Abhandlung der erworbenen Mobiliar-Berlaffenfhaften ohne 
weiters der Militairgerichtsbarkeit, mit Ausſchluß jedoch der bürgerlichen Gründe, 
und der den Bürgern haftenden Schulden.“ n.f.w. " 

Ueber die Verlafienfhaftsabhandlung nah den mit „bürgerlichen Reali- 
täten” verfehenen Militairperfonen wird mit der Hofverordnung vom 25. Jänner 
1799-(Hofkr. B. vom 6. März) beftimmt: 1. Rach Abfterben eines mit bürger: 
lichen Realitäten verjebenen Militair⸗Individuums hat der —— Magiſtrat 

Sachſenheim, Erlaͤuterung. 
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den erfolgten Todesfall dem betreffenden Militair alſogleich anzuzeigen, damit 
daſſelbe die Sperre auf das Mobiliar-Vermoͤgen unverzüglich anlegen, und 
ſolches au, wo die Beforgniß einer Erpilitung. oder minderjährige Erben vor: 
handen fen follten, in die enge Sperre ziehen könne. 2. Hat das Militair vor 
Eröffriung der Sperre der Loco» Civiljurisdiction zur Wiffenfchaft zu geben, daß 
‚ 68 die Sperre eröffnen und die Inventur vornehmen werde, welches fih auch auf 
jenen Ball verfteht, wenn der Todesfall eines mit bürgerlichen Realitäten verfehen - 
gewefenen Militair-Individui dem Militair eher, als der Localgerichtsbarkeit, mit» 
bin nod vor der von dem Lepteren an das Exftere zu gefhehenden Anzeige bekannt 
geworden. 3. Hat die Militair - Abhandlungs - Inftanz das in der Inventur fich 
allenfalls vorfindige Originals Zeflament zu eröffnen, ſolches nad genommener 
Abſchrift der Provinzialgerichtsbarkeit zur Publication zu übergeben, die Publi⸗ 
cationg » Anmerkung auf die Abſchrift des Teflamentes anzurüden und das Origi⸗ 
nale bei dem Magiftrate zu belaffen, diefer Zebtere aber, wenn fi das Original⸗ 
Teftament bei feinen Händen befiuden follte, dem Militair hievon eine legalifizte 
Abſchrift mitzutbeilen und fich wegen deſſen Publication mit demſelben ins Ein⸗ 
vernehmen zu ſetzen.“ — 

Hier kommt nun ferner zu unterſcheiden zwiſchen: a) „beideglichen Gütern, 
und auch jenen Realitäten, welche der Verftorbene als Soldat eigends erworben 
hat;“ dieſe unterftehen „Lediglich der Militairgerichtäbarkeit, als welcher der Erb: 
laffer feiner Berfon nach unterftanden, welche dann nad gepflogener Inventur 
und Licitation des Mobilis mit der ferner weiteren Abhandlung diefer Subftanz 
vorzugehen bat; wohingegen b) in Anfehung ſolcher Realitäten, welche ein Mili- 
taie» Individuum nicht eigends erworben, fondern von feinen Vorfahren in der 
Eoncurrenz feiner Verwandten geerbt hat, .... die Abhandlung ausfchließlich 
der Provinzialgerichtöbärkeit, als welcher die Aufrechthaltung der befonderen 
Localgeſetzgebung in Anfehung der Succeffionsrechte obliegt”, zuflehet; c) „der 
Werth eines unbewegliden, jedoch vom Erblaffer feldften als Vater erworbenen 
Gutes wird zur beweglichen Subftanz deffelben gerechnet”, daher „muß in An: 
fehung folches unbeweglichen Gutes nad dem lebten Willen des Erblaffers für- 
gegangen werden, wobei jedoch in Anfehung der Inventur, Abſchätzung und 
etwaigen Veräußerung nicht das Militair, fondern das Provinciale als forum 
rei sitae einzufhreiten, und fein Amt zu handeln, dieß Lebtere aber nach voll: 
zogener Veräußerung den eingegangenen Geldbetrag der Militair » Abhandlungs- 
Inſtanz alögleich zur ferner weiteren Verhandlung zu übergeben” bat (vergl. hiezu 
zur Ergänzung den übrigen Wortlaut der fchon bei $. 600 angeführten Punkte a—c 
diefer Bdg.). 4. Wenn foldhergeftalten beide Inftanzen die beweglichen ſowohl 
als unbeweglihen Güter eines folhen Nachlaſſes, eine jede in ihren Schranken 
abgehandelt haben, fo muß von Seite beider Abhandlungs-Inſtanzen dahin ge 
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fehen werden, daß in Abſicht auf die Passiva einer ferneren Jrrung, wenn etwa 
foldye ungebührlich entweder auf das bewegliche oder unbewegliche Vermögen mit - 
Nachtheil der betreffenden Erben gekhoben, und deren Zilgung veranlaßt werden 
wollte, genugfam vorgebogen werden möge. In diefer Hinficht wird von beiden 
Abhandlungs⸗Inſtanzen das gemeinfihaftlihe Einvernehmen dahin zu pflegen fein, 
daß mern der Teſtator in feinem leptwilligen Gefhäft nicht felbft einen ange- 
meflenen Fond zur Tilgung feiner binterbliebenen Paffiv- Schulden ausdrücklich 
beftimmt hätte, im Anfehung derjenigen Passivorum, welche nicht etwa auf die 
merklihe Verbeſſerung der Aviticalgüter contrahirt und verwendet werden, fomit 
auf denfelben radieirt find nach der Vorſchrift der gemeinen Rechtöregel: „quod 
nulla detur haereditas nisi detracto aere alieno* fürgegangen, 
und nad gepflogenem gemeinfhaftliden Einvernehmen beider Abhandlungs- 
Inftanzen der ganze Nachlaß, ſowohl in beweglichen als auch in jenen unbeweg- 
lichen Gütern, weldhe von dem Erblaffer eigends acquirirt worden, zu einer ſolchen 
Schuldentilgung herbeigezogen, und fodann das übrige an die betreffenden Erben 
und Legatare ausgefolgt werden. — Die Witwen der Militaiperfonen, fie mögen 
eine Benfion genießen oder nicht, im Kalle fie keine adelige Anfigung haben, unter- 
ftehen fowohl ihrer Perfon nad, ald wegen ihres beweglichen Vermögens, der 
Müitair- Gerichtöbarfeit, und bleibt derfelben bewegliche Verlaffenfhaft ohne 
weiterd der Militairgerichtöbarkeit zur Abhandlung überlaflen.” (p. 6. Trauſch. 
. Rom. Samml.) 


Mit Refeript vom 28. Detober 1846, C. 1257, bat der k. k. Hoffriegs- 
rath fi bewogen gefunden, „auf dem Unterfchiede zmwifchen ererbten und von 
Militairperfonen während ihrer Dienftzeit erft erworbenen bürgerlichen Realitäten 
weiters nicht mehr zu beftehen, und die Abhandlung der fiebenbürgifchen Realitäten 
überhaupt, fo wie es auch in Ungarn geſetzlich ift, den fiebenblrgifchen Provinzial: 
behörden zu überlaffen.” (Gener. Comm. Bdg. vom 5. December 1846. 3. 1459. 
Trauſch. Rorm. Samml.) Vergl. hiezu $. 160 und $. 760 Abſ. V. 








Wie fhon in der Einleitung zum 4. Hauptftüde „von den Bormundfcaften 
und Gurateln” (S. 271— 274 d. WW.) bemerkt wurde, nahmen die neuen Juſtizein⸗ 
richtungen in Ruͤckſicht der Berlaffenfhaftsabhandlungen denfelben Bang, wie jene 
zur Begründung deö öfterreichifchen Rechtsverfahrens in den Vormundſchafts⸗ und 
Curatelsſachen. In foweit hier nicht noch einfiweilen dur den Juſtizminiſterialerlaß 
vom 24. Mai 1852 3. 5834 fämmtliche bisher fungirende Magiftrate und Ortdämter 
in den Städten, Märkten und Taralortfchaften, und mit der 5. M. B. vom 30. Det. 
1852 3. 16170 inı Sachſenlande die befiebenden Ginrichtungen in Theilungdfachen in 
ihrer bisherigen Wirkſamkeit erhalten worden waren, war mit ber %. M. DB. vom 
11. Februar 1853 3. 1988 verordnet worden: a) daß die Zuftändigleit der Gerichte 
in Berlaffenfchafte- (Theilungd-) Angelegenheiten in Gemäßheit deö Art. I. und mit 

43* 








IB. @. 2. 8. 797108.) - 628 [Berlaffenfhaftsabhandiung.] 


Rückſicht auf Art. II. der Berordnung vom 10. Mai 1852, R. ©. Bi. Nr. 108 
ausfchließlich nad der neuen proviforifchen Zurisdictiond-Rorm zu beurtheilen, ferner: 
b) daß unter der im $. 70 diefer Jurisdictions⸗Rorm vorfommenden Stelle: „in 
"dem Umfreife derjenigen Orte, wo die Randeögerichte ihren Sig haben“ nach der ge: 
wöhnlichen Bedeutung der Worte und in Erwägung, daß die bießfällige Beflimmung 
Sebiglich eine nicht audzubehnende Ausnahme von ber allgemeinen Borfchrift des 8. 69 
enthält, bloß der Umfreid oder dad Weichbilb der Standorte der Lanbeögerichte zu 
verſtehen feien. 

Mit Bezug auf die Einführung des b. ©. B. wurde mit der I. M. 8. vom 
15. Yuni 1853 (R. ©. Bl. Rr. 109) eine proviſoriſche AInftruction über das gericht⸗ 
lihe Verfahren in Rechtsgeſchäften außer Streitfahen für Siebenbürgen erlaffen und 
vom 1. September 1853 (gleichzeitig mit dem b. ©. B.) in Wirkſamkeit geſeßt. 
Zufolge dieſer Berordnung: 

1. Iſt in der Regel zur Abhandlung der Verlaſſenſchaften dasjenige Bezirke: 
gericht berufen, in deſſen Bezirk der Berftorbene feinen orbentlichen Wohnfip hatte. 
Befinden fi) jedoch in einer Berlaffenfchaft adelige Güter, mit deren Befig bis zum 
Jahre 1848 die Ausübung der Gerichtöbarkeit verbunden war, oder Realitäten in 
dem Gebiete der Drie, wo die Landesgerichte ihren Sig haben, fo kommt die Ab- 
handlung demjenigen Landeögerichte zu, in deſſen Bezirke der Berflorbene feinen ordent⸗ 
lien Wohnſitz hatte. In ſolchen Berlaffenfchaften haben daber die Landesgerichte 
alle in der Inſtruction den Gerichtshöfen erfter Inftanz zugemwiefenen Amtöhandlun- 
gen zu übernehmen, wogegen fi die Mitwirkung der Bezirkögerichte hiebei auf die 
ZIobfalld» Aufnahme und die übrigen in der Anftruction bezeichneten vorläufigen 
Vorkehrungen zu befchränfen hat. Für andere Berlaffenfchaften, in welden ein be 
deutender Güter- oder anderer Bermögensbefig begriffen ift, faun auf Anfuchen der 
Parteien ein Landeögeriht (Gerichtshof erfter Inftanz) zur Abhandlungspflege dele⸗ 
girt werden (Art. II). Diefen Beftimmungen gemäß baben die in Theilungs- Ange: 
(egenheiten bisher fungirenden Magiftrate und Ortdämter auf die Berlaffenfchaft der: 
jenigen Erblaſſer, welhe vom 1. September 1853 angefangen mit Tod abgehen, fei- 
nen Einfluß zu nehmen, fondern fih auf die Fortfegung derjenigen Geſchäfte zu be 
ſchraͤnken, welche bei denfelben bereitö anhängig fin), oder bis zu dem amgeführten 
Zeitpunkte anhängig werben (Art. II). 

Rah Inhalt der Inftruction haben: 

2. Zum Zwede der Verlaffenfhafts- Abhandlung die Gerichtöbehörden bei To: 
besfällen und in Fällen rechtöfräftig erfolgter Todeserklärungen einzufchreiten ($. 20). 
Das Gericht, welchem nad dem Geſetze über die Zuftändigfeit in bürgerlichen Rechte: 
fahen die Abhandlung der Verlaſſenſchaft eined Innländerd zufommt, hat diefelbe 
über allee, wo immer bewegliche Bermögen, und die im öfterreihifchen Kaiferftaate 
gelegenen unbeweglichen Güter ded Berftorbenen zu pflegen ($. 21). Dieſe Beftim- 
mung bat auch dann Anwendung, wenn ein nach eingetretener Wirkfamfeit des 
a. 6. ©. DB. verftorbener Angehöriger von Siebenbürgen, auch in Kronländern, in 
welden dad a. b. ©. B. früher ſchon Gültigkeit hatte, bewegliches oder unbewegliches 
Bermögen zurüdläßt. Auf gleiche Weife kommt aber au, wenn Angehörige ber 
Kronländer, in welchen das a. b. G. B. fchon früher eingeführt war, nah dem Be- 
ginn der Wirkſamkeit deffeiben in Siebenbürgen mit Tod abgeben, der in dem Krons 
lande, welchem fie angehörten, beftehenden Abhandlungs⸗Inſtanz die Abhandlungs⸗ 
pflege über das in Siebenbürgen befindliche beivegliche und unbewegliche Dermögen 
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des Grblafferd zu. Die Beftimmungen der I. M. V. vom 19. Yuni 1850 Nr. 242 
des R. G. DI. finden daber auf die nah dem angegebenen Zeitpunkte eintretenden 
ZIodesfälle keine weitere Anwendung (Art. XVII). Wem bie Abhandlung über den 
Nachlaß eined Ausländerd zulomme? — ift bereit bei $. 37 Abſ. 3 6S. 136 
d. W.) gejagt. 

3. Das Gericht, welchem die Abhandlung der Verlaſſenſchaft zuſteht, iſt allen 
Erben, Legataren und anderen Theilnehmenden, wenn fie auch für ihre Perſon einer 
andern Gerichtöbarkeit unterworfen find, in den im Gefepe beſtimmten Fällen, zur 
Erbſchaftsverhandlung Euratoren zu beftellen befugt. Die Abhandlungs- Inflanz hat 
über alle bei der Erbverhandlung entftehenden Fragen auch dann zu entfcheiden, wenn 
Mündel oder Plegebefohlene ald Erben eintreten, die nicht unter ihrer Jurisdietion 
fiehben. Soll aber bei der Grötheilung in Rüdfiht der Webernahme umbeweglicher 
Güter, oder in anderen wichtigen Punkten von der Anordnung des Gefehed oder des 
Grblafferd durch befondere Webereinfunft abgegangen, oder über zweifelhafte Rechte 
ein Bergleich gefchloffen werden, fo ift hiezu die Genehmigung der Vormundſchafts⸗ 
oder Guratelöbehörde erforderlich (8. 26). Die Todfalld- Aufnahme und Berfieglung 
des Nachlaſſes, die Eröffnung und Kundmachung des lepten Willene und alle in Be⸗ 
ziebung. auf das Berlaffenfhafts- Vermögen erforderlichen unverfhiebbaren Vorkehrun⸗ 
gen fleben dem Bezirksgerichte, in defien Bezirk fih der Todesfall ereignet bat, in der 
Regel auch dann zu, wenn die Berlaffenfchaftd- Abhandlung nah den Beflimmungen 





der Jur. R. von einem andern Bezirkögerichte oder von einem Gerichtähofe zu pfl 


gen, oder einer auswärtigen Gerichtsbehörde zu überlaffen if ($. 27). In allen 
Fällen, wo die Abhandlungspflege einem Gerichtshofe zufteht, kann jedoch derfelbe 
diefe Acte, wenn er von dem Tobesfalle Kenntnig erhält, auf Anſuchen der 
Beiheiligten oder aus wichtigen Gründen von Amtswegen auch durch eigene Ab⸗ 
geordnete vornehmen "zu laffen (8. 28. Die Zobfalld- Aufnahme, die Errich⸗ 
tung ber Inventur und andere minder fehwierige Berrichtungen können ‚von dem Ge⸗ 
richte auch dem Gemeinde-Borfteher übertragen werden ($. 29). Die Gemeindevor- 
fieber haben bei diefen Gefchäften bie, für die Gerihtöabgeorbneten befichenden Bor- 
fhriften und die, für fie insbeſonderẽ erlaſſenen Inſtructionen (nämlich nah Inhalt 
der 88. 3— 25 der mit der J. M. V. vom 3. April 1854 im R. G. BI. Rr. 82 für 
diefelben erlaffenen befonderen Inftruction, mit wenigen Beſchraͤnkungen, die weiter 
unten anzuführenden Borfchriften der 68. 33 — 50, 52, 63, 83— 85, 94—99 und 
107— 108 der Inſtruction über das Rechtsverfahren außer Streitſachen) zu beob⸗ 
achten 15. 36). " 

4. Todfallaaufnahme. Die Bezirkögerihte haben dafür zu forgen, daß 
ihnen alle in’ihrem Bezirke vorkommenden Todesfälle fogleich befannt werden. Auf 
dem flachen Lande follen die Gemeinde«PVorfieher, wenn fie au nicht ald Gerichts⸗ 
Abgeordnete beftellt find, dem Gerichte jeden in ibren Gemeinden eingetretenen Todes⸗ 
fall fogleich anzeigen ($. 33). Die Angehörigen und Haudgenoffen des Verſtorbenen 
ſowohl, ald dritte Perſonen haben ſich jeder eigenmädhtigen Verfügung mit dem Ver⸗ 
laffenfchafte : Bermögen firenge zu enthalten (8. 34). Sobald bad Bezirksgericht von 
einem Todeöfalle Nachricht erhält, hat daffelbe entweder durch einen Gerichts⸗Abgeord⸗ 
neten, ober durch einen Gemeinde-Borfteher die Todfald- Aufnahme zu veranlaffen, 
In wichtigen Fällen können hierzu auch zwei Gerichts. Abgeordnete beſtellt werben 
(8. 35). Das Bezirfögeriht kann innerhalb feines Sprengeld einem Gemeinde - Bor- 
fieher auch eine allgemeine Ermächtigung zur Aufnahme aller in einem beftimmien 
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Bezirke vortommenden Todesfälle ertheilen ($. 36). Der Abgeorbnete, welchem die 
Todfalls » Aufnahme übertragen ift, hat fich zu dieſem Ende mit möglichfter Beſchleu⸗ 
wigung. nnd wenn Gefahr am Perzuge haftet, augenblidlich in die Wohnung -bed 
Berftorbenen zu begeben, daſelbſt mit Zuziehung zweier Haudgenoffen oder in deren 
Ermanglung zweier anderer Zeugen die Erhebung über die Yyamilien- und Vermögens⸗ 
Verhältniſſe deſſelben zu pflegen, und nöthigenfall® die Verfiegfung des Nachlaſſes 
vorzunehmen ($. 37). Hiebei ift Indbefondere 1. über Dor- und Zunamen, Stand 
oder Beihäftigung. Alter und Religions» Belenntniß des Verftorbenen; 2. über den 
Tag und Ort des erfolgten Tode, den letzten ordentlichen Wohnfik bes Crblaffer® 
und alle Berhältniffe, welche die Gerichts »Gompetenz beflimmen ; 3. über den Namen 
und Aufenthaltsort des allenfalls hinterlaffenen Ehegatten, und 4. über den Ramen, 
Stand, Alter und Aufenthaltsort der groß- und minderjährigen Kinder des Berftorbenen 
Erkundigung einzuziehen. Wenn 5. die Erbfolge oder Bormundfchaft über des Erb⸗ 
laſſers Kinder die nächften Berwandten trifft, ift der Rame, Stand, das Alter und 
der Aufenthaltsort derfelben, und, wenn zur Zeit der erften Erhebung der Teſtaments⸗ 
Erbe ſchon bekannt if, auch der Wohnort diefed Letzteren auszuforſchen. Der Ge- 
rihtd- Abgeordnete fol 6. vorläufig im Allgemeinen Auskunft darüber zu erhalten 
ſuchen, ob der Nachlaß von einiger Bedeutung fei, ob und melde unbeweglichen Gü⸗ 
ter dazu:gehören, unb ob eine beträchtliche etwa das Bermögen überſteigende Schul- 
denlaſt zu beforgen fei. In foferme 7. dem Gerichte die Tehtwilligen Anorbnungen 
nit ohnehin bekannt find, ift die forgfältigfte Rachforfchung zu pflegen, ob ein lez⸗ 
ter Wille, ein Erbvertrag, eine Schenkung auf ben Todesfall oder Ehepacten vorban- _ 
den feien, oder an einem dritten Orte allenfallö bei einem Gerichte erliegen. 8. Iſt 
Erfundigung darüber einzuziehen, welche Bormundfihaften oder Guratelen der Ber: 
ſtorbene verfehen habe; ob für deffen Kinder oder Erben bereitd Bormünder oder Cu⸗ 
tatoren benannt felen, und wen bie Überlebende Witwe zum Mitvormunde vorzufchla- 
gen gebenke, dann 9. ob der Berftorbene über Amtögelder Rechnung geführt, eine 
Befoldung, Penfion, Stiftung oder Unterhaltögelder ans öffentlichen Caffen bezogen 
babe, endlih 10. ob fi in der Berlaffenfhaft, nit Gegenflände vorfinden, welche 
nach den fpäter (88. S7T— 89) folgenden Borfchriften eine befondere Anzeige erfor: 
dern ($. 38). Weber die angeführten Punkte hat der Gerichts «Ahgeorbnete die Haus⸗ 
genoffen und Angehörigen des Erblafferd und andere von deſſen Berhältniffen unter 
richtete Perfonen zu vernehmen. Im falle der Nothwendigkeit find aud die Schränfe 
und Behältniffe bed Crblaffere, in welchen eine Leptwillige Anordnung, oder andere 
für die Berlaffenfhafts- Abhandlung wichtige Papiere verwahrt fein können, zu er 
öffnen und zu beſichtigen. Hierbei ift ſtets mit der erforderlichen Schonung zu Werke 
zu geben. Doch können die Abgeordneten, wenn ihnen barin Hinderniffe in den Weg 
gelegt werden, fi) angemeffener Zwangsmittel, und zwar, in foferne Gefahr am Ber- 
zuge eintritt, felbft ohne vorläufige Genehmigung des Berichtes bedienen ($. 39). 
Wird eine legte offene Wiltenderflärung vorgefurden, fo hat fie ber Gerichts » Abgeordnete 
fogleih duch Ablefung in Gegenwart zweier Zeugen und der fonft etwa anmwefenden 
Perfonen fund zu machen. Berfiegelte Ichtwillige Grflärungen müffen, wenn bie 
ZIodfalls - Aufnahme nicht von dem Vorſteher bed Gerichtesfelbft vorgenommen wird, 
zur Cröffnung und Kundmachung an dad Gericht abgegeben werden. Rur wenn der 
Anhalt dur die Kundmachung bei dem Gerichte nicht zeitlich genug bekannt werben 
könnte, ift auch der Gerichts - » Abgeordnete berechtiget, dieſe Urkunden fogleich ſelbſt zu 

eröffnen und kund zu machen. Bei der Kundmachung eines lebten Willens hat der— 
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felbe ſtets nach Borfihrift der 85. 60— 63 zu‘ verfahren (8. 40). Kat der Erblaffer 

feinen letzten Willen mündlich erklärt, fo ift, wenn nicht ſchon eine fchriftliche Auf: 
zeichnung von Seiten der Zeugen «vorhanden iſt, welche darüber Auskunft gibt, Name 
Stand und Wohnort des Lepteren in der Todfalld- Aufnahme anzugeben (8. 41). 
Benn die bekannten oder muthmaßlichen Erben ihr Vermögen felbft zu. verwalten 
fähig find, fo kann die Berlaffenfhaftsmaffe ohne Anlegung des Gerichtäfiegeld ihnen, 
oder ihren mit geböriger Vollmacht verfehenen Gefhäftsträgern, oder den von dem 
Grblaffer dazu benannten Perfonen in Verwahrung gelaffen werden. Nur iſt au im 
diefem Kalle auf die vorgefchriebene Sicherſtellung der Berlaffenfchaf - Gebühren Be- 
dacht zu nehmen. Wenn dagegen die Erben ihr Bermögen zu verwalten unfähig, ab- 
wefend oder gänzlich unbelannt find; wenn eine. das Vermögen überfleigende Schul: 
denfaft zu beforgen ift, oder wenn. aribere_Umftände befondere Vorſicht fordern, fo 
muß die Berlaffenfhafts- Maffe:fogleich verfiegeli :werden ($. 42). Auch wenn auf 
Anfuchen eined Eröfhaftsgläubigerd, Regatard oder Notherben in Folge des 8. 812 
alfgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches von dem Gerichte die Abfonderung der Berlaf- 
fenfchaft von dem Bermögen des Erben bemilliget wird, muß die Berfleglung des 
Berlaffenfchafts - Vermögens fogleich vorgenommen werden ($. 43). Wenn der Yall 
der Berfteglung eintritt, hat der Gerihtd- Abgeordnete das vorhandene baare Geld, 
dad Gold» und Silbergeräthe, die Pretiofen, öffentlichen und Privat» Schuldfcheine 
und fonft vorhandenen wichtigen Urkunden zu Gericht zu erlegen; andere Berlaffen- 
fhaftd- Schriften, Fahrniſſe und Gerätbfchaften aber, in foferne ed thunlich und zur 
Berfiherung der Theilnehmenden nöthig tft, in einem ober mehreren Zimmern ober 
an einem anderen ſchicklichen Orte vorfihtig- zu verfehließen, und. durch Anlegung des 
Gerichtsſiegels auf die Thüren, Behäftniffe oder Schränke von allen Seiten fo zu 
verwahren, daß ohne Verlepung des Siegeld und fichtbare Gewalt nichts entfernt 
werben Tann ($. 44). Zugleich Kat der Gerichtd «Abgeordnete die Auffiht über bie 
Berlaffenfhaftsmaffe und die Beforgung des Hausweſens einfiweilen und bis auf 
meitere Berorbnung des Gerichtedeinem Hausgenoſſen des Erblafferd oder eines anderen . 
taudlichen Perfon anzuvertrauen. Diefer erben auch die zur Beriätigung der Leichen⸗ 
koſten unb anderen dringenden Auslagen und zur Beftreitung des Hansweſens erfor- 
berlihen Beträge aus den Verlaſſenſchafts-Geldern vorgefchoffen - und diejenigen 
Fahrniſſe übergeben, die ihrer Beſchaffenheit nach nicht verfperrt werden können, dem 
Berderben unterliegen, oder zum Wirthfchaftd- oder Gefchäftäbetriehe unentbehrlich 
find, oder bei welchen feine Gefadt zu beforgen 'ift (8. 45). Iſt der künftige Bormund 
oder Surator der Erben fchon zuverfäffig befannt, fo können nach Umfländen auch . 
alle Berlaffenfhafts- Gegenftände, die nicht zu Gericht zu erlegen find, unverfiegelt 
in feiner Berwahrung gelaffen werden ($. 46). Immer find jedoch unverfchloffen ge: 
bliebene Fahrniſſe nah Thunlichkeit zu verzeichnen. Auch ift fogleih ein Verzeichniß 
der von dem Gerichtd+ Abgeordneten in Empfang genommenen Gelder, Koftbarfeiten 
und Urkunden zu verfertigen, mit feiner Unterfärift zu verfehen, und den Erben oder 
derjenigen Perfon, welcher die Obſorge über die Berlaffenfhaft anvertraut wird, zu 
übergeben ($. AT). Iſt nur ein Theil der Erben zur Verwaltung ſeines Bermögend 
unfähig oder abmefend, oder treten biefe Umftände nur bei Pflihttheildnehmern oder ' 
. Xegataren ein, fo kann fi. das Gericht. mit dem gerichtlichen Crlage eines zur Deckung 
dieſer Anfprüche Hinreichenden Theiled dazu geeigneter Berlaffenfchafts - Gegenftände 
begnügen. Auch diefer Erlag kann jedoch erlaffen werben, wenn eine zur Sicherſtel⸗ 
Inng geeignete Berlaffenfchafts Realität vorhanden ift (8. 48). Ueher die bei der 
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Todfalls⸗ Aufnahme dem $. 38 gemäß erhobenen Umftände, über die getroffenen Bei- 
fügungen, nnd indbefondere über die allenfall® vorgenommene Berfiegluug des Ber: 
mögend und die Kundmachung der leptwilligen Anordnung ift dem Gerichte unverzüg- 
lich Bericht zu erflatten. Diefe Berichte find. von dem Gerichtd- Abgeordneten 
von den anmefenden zwei Zeugen und denjenigen PBerfonen, welche bie Verlaſſenſchafl 
in Auffiht und Dbforge übernommen. Vorſchüſſe erhalten, oder verbindliche Erklärun⸗ 
gen abgegeben haben, eigenhändig zu unterfchreiben. Die zu Gericht erlegten Gelder, 
Kofibarkeiten und Urkunden find, wenn fie nicht mittelft eines von den Zeugen mit. 
unterzeichneten Gefuches überreicht werden, in dem Berichte über den Todesfall ſelbſt, 
oder in einem befonderen, mit der Unterfchrift der Zeugen verfehenen Berzeichniffe 
oder Protokolle anzugeben ($. 49). Der Bericht über die Todfalls «Aufnahme if 
auch dann zu überreichen, wenn ber Verftorbene ganz mittello& war. Die Todfalls⸗ 
Aufnahme darf nur bei Minderjährigen, welche zur Zeit ihres Todes unter väter 
licher Gewalt geftanden find, und kein Vermögen befeffen haben, unterbleiben, wenn 
die Aeltern oder andere Betheiligte die Todfalld- Aufnahme nicht verlangen ($. 50). 
Iſt die Berlaffenfhaft zu unbedeutend, um darüber weitere gerichtliche Berbandlungen 
einzuleiten, fo fol diefe® in der Todfalld - Aufnahme angezeigt,. und zugleich, wenn 
ein Dritter den ganzen Nachlaß auf Abfchlag feiner Forderungen oder gegen Berech⸗ 
tigung der Schulden und Auslagen zu übernebmen fich erbietet, hierüber dad Röthige 
bemerkt werden (8. 51). Wenn befannt, oder zu vermutben ift, daß der Berftorbene 
Amtöfchriften, Amtsgelder oder Schlüffel zu öffentlichen Caffen in feiner Wohnung 
gehabt habe, fo hat die Behörde, deren Mitglied oder Untergebener er war, ſogleich 
einen Commiſſär abzufenden, welcher ſich mit dem Gericht Abgeordneten in bie 
Wohnung ded GErblafferd zu verfügen, und diefe Amtögegenftände gegen Empfangs- 
fchein zu übernehmen hat. Kann das Gericht feine Amteverrichtungen nicht bis zur 
Ankunft des Commiſſärs verfchieben, oder finden ſich Amtöfhriften, Gelder ober 
Caſſeſchlüſſel in der Berlaffenfhaft einer Perfon, bei der man fie nit vermulbet 
bat, fo follen fie von dem Gerichtd-Abgeorbneten, welcher fih dabei. aller ihm nit 
zuftehenden Nahforfhungen in den Amtefchriften zu enthalten hat, in ſichere Ber- 
wahrung gebracht, und baldmöglihft am die zuftändige Behörde übergeben werden 
($. 52). War der Erblaffer ein Beamter eben des Berichtes, welches den Todesfall 
aufzunehmen hat, fo werden Schriften, Gelder und Schlüffel von dem Gerichtd- Ab- 
geordneten ſelbſt übernommen, in ein Berzeihniß gebracht und dem Gerichte überge⸗ 
ben ($. 53). Die Vorſchriften des 8. 52 find auch bei Todesfällen von Militairperfo- 
nen, über welche die Berlaffenfhafts » Abhandlung von den Eivil- Gerichten gepflogen 
wird, zu beobachten, wenn in dem Nachlaſſe auf den Militairdienft ih beziehende 
Gegenftände vorgefunden werden. Auch müffen alle mit der Hand gezeichneten Plänt oder 
Grundriffe von in- uud ausländifchen Feftungen oder feften Plägen, alle mit der Hand aufge 
nommenen Gegenden und Plänevon Bataillen, alle fchriftliden Bemerkungen, Handaus⸗ 
züge, Entwürfe und Projecte, welche den Militairdienft betreffen, dem,Kriegsminifterium 
jur Beurtheilung, was hievon den Erben zu erfolgen fei, eingefendet werben ($. 54). - 
Was mit. den Schriften und Urkunden bei Todesfällen von Geiftlichen zu ge» 
ſchehen hat, ifi oben bei $. 761 des b. ©. B. gefagt. 
x Wenn ſich in einer Verlaffenfchaft Gegenftände vorfinden, weiche nad Vorſchrift 
der 88. 86, 87, 88 und 89 (dieſer Inſtruction) von dem Gerichte an andere Behdr- 
den eingefendet werden müſſen, fo find biefelben von dem Gericht. Abgeorbneten 
gleich bei der Zodfall- Aufnahme in Empfang zu nehmen, und dem Gerichte zur wei⸗ 
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teren Verfügung vorzulegen (ebend. &. 58). Die beftehenden beſonbern Borfihriften 
über die Aufnahme der Zobesfälle von Perfonen, welche in öffentlichen Berforgungs«, 
Kranfen- oder Contumaz⸗ Anftalten fterben, find auch künftig zu beobachten ($. 59). 

5. Kundmachung der legten Willenserklärung. Schriftliche Teſta⸗ 
mente und Codicille find, ſobald über den Tod des Erblaſſers kein Zweifel obwaltet, 
ſelbſt, wenn denfelben ein gefeglihed Erforderniß mangeln follte, von dem Vorſte her 
derjenigen Gerichtöbehörde, welcher die Todfalld« Aufnahme obliegt, fogleih zu eröff 
nen und kundzumachen. ‘Diefer bat fie, wenn die Kundmachung nicht fchon bei der 
Zobfalld- Aufnabme gefchehen ift (8. 40), in Gegenwart von zwei Zeugen, wovon 
einer der Meberbringer fein fann, ohue dad Siegel zu befchädigen, zu eröffnen, und 
den Zeugen vorzulefen, oder durch einen Gerichtöbeamten vorlefen zu laffen. Hat 
der Grblaffer mehrere leptwillige Anordnungen hinterlaffen, fo werden alle, folglich 
auch diejenigen, welche aufgehoben oder abgeändert zu fein feinen, kundgemacht ($. 60). 
Die Kundmahung bed letzten Willend gefchieht ohne Borladung ber Betheilig⸗ 
ten. Es bleibt ihnen jedoch unbenommen, ſich unaufgefordert dabei einzufinden (6. 61). 
Ueber die Kundmachung des legten Willend muß ein Protocoll aufgenommen, und 
darin zugleich angeführt werden: 1. die Anzahl und dad Datum der vorgefundenen 
leptwilligen Anordnungen; 2. von wem fie dem Gerichte überreicht wurden; 3. welche 
Zeugen bei der Eröffnung und Kundmachung zugegen waren, und 4. ob bie Urkunden 
offen oder verfiegeft überreicht wurden. . 5. Sollte bei ber Eröffnung eine Berlegung 
des Giegeld oder an der Urkunde felbft eine Nadirung, Gorrectur oder ein anderee 
Bedenken wahrgenommen werden, fo ift auch diefed zu bemerlen. Das Protocol iſt 
von dem Richter und den zugezogenen Zeugen zu unterfertigen ($. 62). Auf der lept- 
willigen Anordnung feldft ift der Tag der Kundmachung fowohl, ald die Anzahl und 
das Datum der übrigen noch vorhandenen, wenn auch nicht zu gleicher Zeit vorge: 
fundenen Teſtamente oder Codicille zu bemerken, und diefe Anmerkung von dem Rich⸗ 
ter zu unterfertigen. Findet ſich ein Lebter Wille nach bereits erfolgter Erledigung 
der Zodfalld- Aufnahme vor, fo ift nah der Aundmadhung auf die in den $$. 74, 
35, 79-nnd 82 (diefer Inſtruction) vorgeſchriebenen Verfügungen Betracht zu neb- 
men (8. 63). 

Die die Kundmachung mündlicher Zeftamente zu geſchehen hat, ift bereits oben 
bei $. 586 des b. ©. B. angemerft. — 

Die Driginalien der über legtiwillige Annrdnungen errichteten Urkunden follen 
in der Regiftratur auf die in der Gefchäftdordnung vorgefchriebenen Weife firenge 
verwahrt werden. Auf. Berlaugen find fie den Gerichtöbeamten und Parteien, denen 
daran gelegen if, von einem NRegiftraturbeamten vorzuweiſen (ebend. $. 67). Bon 
jeder folder Urkunde ift ſogleich nach der Kundmachung eine beglaubigte Abſchrift zu 
verfaffen und den Abhandlungd-Acten beizulegen ($. 68). Die Vorſchriften der 
58. 60—63, 67 und 68 (diefer Inſtruction) gelten auch für die Erbverträge der Ehe⸗ 
garten ($. 69). — 

6. Berfügungen des Gerigtes über die Todfalle-Aufnahme 
und die legte Willenderklärung. "Das Bezirkögericht bat nach vorläufiger Prü- 
fung und im erforberlihen Yalle eingeleiteter Ergänzung der Zodfalld - Aufnahme 
diefelbe, wenn ed zugleich Abhandlungd- Behörde ift, den nachfolgenden Beftimmungen 
gemäß ſelbſt zu erledigen, im entgegengefepten Falle aber derzuſtändigen Abhandlungsbehörde 
zur Erledigung zu überfenden ($. 70). Ergibt fih aus der Todfalld- Aufnahme, daß 
der Berftorbene kein Bermögen hinterlaffen hat, fo wird der Bericht über die Todfalls⸗ 
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Aufnahme von der Abhandiungs» Behörde dahin erledige, daB wegen Abganges 
eine® Bermögens keine Berlaffenfhaftd - Abhandlung flattfinde (8. 71). Iſt her Nach» 
laß unbebentend, und nad ben Umftänden zu vermnthen, daß nur. bie dringendften 
Berlaffenfchafte -Schulden bericytigt werden können, fo hat das Gericht die Parteien 
über die Deihaffenheit und den Werth des Nachlaffed. dann über den Betrag ber 
Kranfeits- und Leichenkoften und anderer mit befonderem Vorrechte verbundener For-- 
derungen zu vernehmen, und dad dadurch erfchöpfte Vermögen den Gläubigern an 
Zahlungsſtatt zu überlaffen. In dem Befcheide, wodurch die Abhandlung auf diefe 
Art abgeihan wird, müffen aber die einzelnen Forderungen der Bläubiger, zu’ deren 
‚Berichtigung die Ueberlaffung an Zahlumgsftatt erfolgt, genau angegeben werben ($. 72). 
In welchen Fällen wegen einer den Nachlaß überfleigenden Schuldenlaſt Tinleitungen 
zur Goncurd» Eröffnung zu treffen feien, beftimmt die Concurs-Ordnung ($. 73). 
Außer den angeführten Fällen (88. 71— 73) hat pas Gericht die vermuthlichen Exden auf 
bie in den 88. 118 u. 114 (d. Inſtruction) feſtgeſetzte Weiſe von dem Erbanfalle mit ber 
Aufforderung au verfländigen, die Erbserklärung beizubringen, damit die Erbverhand⸗ 
fung gerflogen werden könne ($. 74). Sind die Erben großjägrig, und ihr Bermögen 
ſelbſt zu verwalten berechtiget, fo ift diefe Verfländigung an fie felbft zu richten. Die 
“den Minderjährigen oder Pflegebefohlenen angefallenen Erbfähaften und Vermächtniſſe 
find den Bormündern oder Suratoren derfelben von Amtdwegen befannt zu maden. 
Sollten Bormünder oder Guratoren für diefelben noch nicht beftimmt fein, fo muß 
für deren gefegmäßige Beftellung geforgt werden. Stehen die Milmbel oder Pflegebe- 
fohlenen unter einer anderen Gerichtsbarkeit, fo ift bie Erbſchaft oder das Vermächt⸗ 
niß ihrem zuſtändigen Gerichte von der Abhandlungs- Inftanz anzuzeigen, und über 


den Inhalt der allenfalld vorhandenen Iepten Willenserklärung die nöthige Aufllä- 


rung zu erihellen ($. 75). Guratoren find zur Abhandlung von Berlaffenfhaften von 
Amtsowegen zu heftellen: 1. für minberjährige oder pflegebefoßlene Erben, deren recht⸗ 
mäßige Vertreter zugleich als Miterben, Bermähtnißnehmer oder Gläubiger an die 
Berlaffenfnaft Anſpruche haben, in fferme zu beforgen fteht, daß babei ihr eigener 
Bortbeil mit dem der Münbel oder Pflegebefohlenen in Widerſpruch gerathen dürfte; 
2. für vermuthliche Erben oder Miterben, deren Aufenthaltdort unbefannt ober fo 
weit entfernt if, daB fie in geböriger Zeit ihre Nechte felbft zu vertreten nit im 
Stande find; 3. für die durch Familien» Fideicommiffe ober fideicommiffarifche Subſti⸗ 
tution zur künftigen Erbfolge Berufene Rachkommenſchaft; 4. für diejenigen Stiftun- 
gen ober öffentlichen Anftalten, für welche nicht der Vertreter des Staatöfchapes ober 
ein anderer gehörig beuoflmädhtigter Sachwalter bie Bertretung übernimmt ($. 76). 
In wicferne zur Berwaltung von Racläffen, deren Erben gänzlich unbekannt .find, 


. amd rüdfichtlich deren daher eine Berlaffenfhaftd - Abhandlung nicht gepflogen werden 


kann, ein Gurator zu beftellen fei, wird in den 88. 126u. 127 (d. Inftruction) beftimmt (8.77). 
Außer den angeführten und den fonft in dem Geſetze bezeichneten Fällen (88. 270818 
272, 690, 811, 812 des a. 6. ©. 3.) dürfen weder den großjährigen Erben, no 
den Bormündern der Minderjährigen gegen ihren Willen von dem Gerichte Curatoren 
aufgedrungen werben. Das Amt eines für abwefende, unbekannte oder ungewiſſe 
Erben beſtellten Curators hört auf, fobald der Erbe befannt wird, und bei Geticht 
entweder ſelbſt einfchreitet, oder, einen Bevollmächtigten dazu beſtellt ($. 78). Iſt in 
dem lebten Willen ein Teftaments - Ereeutor ernannt, fo ift demfelben diefe Anord- 
nung des Erblaſfers von dem Gerichte befannt: zu machen. Auch kann bemfelken in 
den oben erwähnten Fällen ($$. 76-78) zugleich bie Curatel, in foferne er fie zu 





12. ©. 2. 88. 797-708.) 635 —  Werfügung über die Todfallsaufnahme.] 


übernehmen fähig und bereit ift, anvertraut werben ($. 79). Wenn ſchon aus der 
Zodfalld - Aufnahme erhellet, daß ein Inventarium errichtet, oder eine Edictal⸗Vorla⸗ 
dung der Erben außgefertigt werden müffe ($$. 90, 126, 129), fo ift darüber zugleich 
in der Erledigung der Todfalls⸗Aufnahme zu verfügen ($. 80). Bon jeber Tod⸗ 
falld» Aufnabme und deren Griebigung tft, dem beſtehenden Gebührengefege gemäß, 
dag zur Bemeſſung der Berlaffenichafts «Gebühren beftimmie Amt in Kenntniß zu 
feßen ($. 81). Die den Staatd-Eaffen oder öffentlihen Anftalten, einer Gemeinde, 
Kirche, Schule, den Armen oder einer frommen Stiftung durch das Gefeh oder einen 
legten Willen zugefallenen Erbſchaften uud bedeutenden Bermächtniffe find von dem 
Berichte fogleich dem Statthalter bekannt zu mahen. Eben dahin ift am Ende jeden 
balben Jahres ein Berzeihniß fämmtlidher geringerer Vermächtniſſe der angeführten 
Art zu Überfenden ($. 82). Todesfälle derjenigen Beamten und Diener, von denen 
befannt oder auch nur zu vermuthen ift, daß fie über Amtögelder Rechnung abzulegen 
hatten, fol das Gericht derjenigen Behörde, am welche die Rechnung: zu legen tar, 
allenfalld der Statthalterei anzeigen. Der Todesfall eined Lotto⸗Collectanten iſt der 
Lotto» Direction anzuzeigen. Don dem Todesfalfe eines öffentlichen Beamten, tweldyer 
feine Amtögelder zu verrechnen hatte, ift der Behörde, meldyer er untergeben war, 
nur dann bie Mittheilung zu machen, wenn fie fi nicht an dein nämlichen Orte be- 
findet, wo der Todesfall erfolgte ($. 83). Die Civilgerichte haben die Todesfälle der- 
jenigen Mifitairperfonen, über deren Rachlaß die Abhandlung dem Militairgerichte 
zuftebt, dem nächſten Militaircommando, wenn ed nicht ohnehin ſchon davon in Kennt⸗ 
niß if, lediglich anzuzeigen, und nur bei Gefahr am Berzuge die Berflegelung bed 
Rachlaffed vorzunehmen, und für die Berwahrung der Effecten des Berflorbenen zu 
forgen ($. 84). Die Todesfälle aller Berfonen, welche aus öffentlichen Gaffen oder 
unter Sffentliher Aufficht fichenden Stiftungen ober Armen» onden unter was immer 
für einem Titel Penfionen, Prsviſionen, Quiescenten- Gehalte, Unterhaltsgelder, Stif⸗ 
tungsgenuſſe, Präbenden, Pfründen, Gratificationen oder ähnliche fortlaufende Zahlun⸗ 
gen bezogen haben, follen unter Anſchluß des Zahlungébogens, oder der ſonſt befte- 
benden Anweifungsd - Urkunde, oder wenn diefe nicht aufgefunden würde, unter genauer 
Angabe bed Namens und Standes des Berftorbenen, der Gigenfhaft und des Betra⸗ 
ges des bezogenen Genuſſes unrıittelbar derjenigen Behörde befannt gemacht werben, 
welcher die betreffende Caſſe, Stiftung oder der Fand unterfteht ($. 85). Wenn ein 
Advocat ſtirbt, fo ift die MAdvocaten- Kammer. (dev Advocaten⸗Ausſchuß) von ‚dem 
Zodeöfalle zu verfiändigen ($. 86). Drden, Ehrenkreuze, Medaillen und ähnliche Di- 
flinctiondzeichen müffen, in foferne fie nicht nach den hierüber beftehenden befonderen 
Vorſchritten den Erben oder Yamiliengliedern zu bleiben haben, oder Privat» Eigen- 
thum des Erblafferd waren, zurüdgeftellt werden. Die ausländifchen Orden find un- 
mittelbar an das k. k. Minifterium der auswärtigen Angelegenbeiten und des Haufed, 
die inländifchen Ordenszeichen entweder durch die Statthalterei in Wien an die Dr- 
dend- Kanzlei einzufenden. Andere inländifche Auszeichnungen find, wenn fe militä- 
rifher Art find, an das k. k. Landes-Militair- Kommando, fonft aber an die Statt: 
balterei des Kronlandes, wo fi der Todesfall ereignet hat, zur weiteren Verfügung 
zu überfhiden (8. 87). Die Kammerherrenflüffel und die Ghrenzeichen der k. f. 
Truchſeſſe find an das k. k. Oberfilämmerer - Amt zurüdzuftellen. Bon allen Zobfällen 
k. k. geheimer Räthe ift das k. k. Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten und 
deö Hauſes in Kenntniß zu. ſetzen ($. 88). Wenn ein Patental» Invalide, ein. beur- 
laubter Soldat oder ein Haufirer ftirbt, fo ift die Patental-Urkunde oder. der Urlaube⸗ 
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fein an das nächſte Militair- Sommando, der Haufirpaß aber an die nächſte Kreis⸗ 
behörde einzufenden ($. 89). 

7. Zaut des 8. 13 der Militair⸗Jurisdictions⸗Norm hat das Militairgericht bezüig- 
lid) der (überhaupt der Militairgerichtsbarkeit unterſtehenden) im 8. 2 dieſer Norm genannten 
und in ben 38. 3 und 6 nicht audgenommenen PBerfonen die Abhandlung der Berlaffenfchaft 
zu führen, in foferne ſich in derfelben nicht ein Lehen, Fideicommiß oder ein unbeweg⸗ 
liches Gut befindet, in welch‘ letzterem Falle die Abhandlung von der Civil⸗Gerichts⸗ 
behörde zupflegen iſt, und die Militairperfon angeſehen wird, als ob fie auf dem un- 
beweglichen Gute ihren erdentlihen Wehnſitz gehabt hätte. Die Militairbehörde hat 
in diefem Falle in fo weit Amt zu bandeln, ald es erforderlich ift, um die Identität 
der Perſon herzuftellen, die Papiere und Gffecten des Berftorhenen zu fichern, jene 
Gegenftände, welche fi nicht aufbewahren Inffen, oder deren Aufbewahrung Koften 
verurfachen würde, zu veräußern, in Betreff der Berpflegd-, Krankheits⸗ und Beerdis 
gungskoſten, dann der allfälligen Liedlohnsrückſtände. Ordnung zu pflegen und fofert 
den Rachlaß fammt den erforderlihen Aufllärungen an das zuftändige Givilgericht 
abzugeben. Ebenſo gehört die Berlaffenihaftsabhandlung über die Perfonen, welche 
als Angeftellte, oder ihres Geſchaäftes wegen bei einer auf den Kriegsfuß gefehten, fo 
wie jene, welche unter gleihen Berhältniffen, im Gefolge einer im Auslande fichenben 
Heeredabtheilung fich befinden ($. 2, Abſ. 10 ebend.), jedenfalld vor das Eivilgericht 
(a. h. Patent vom 22. December 1851. R. &. Bi. Rr. 255). Laut der Bdg. des 
Juſtizminiſteriums vom 8. Mai 1852 ift die Abhandlung des Nachlaſſes ciner Mili⸗ 
tairperfon, welche unter der civilgerichtlichen Obervormundfchaft ftirbt, in foferne nicht 
der im 8. 13 des Patentes vom 22. December 1851 Nr. 255 R. ©. BI. berührte 
Ausnahmsfall eintritt, von dem Militairgerichte zu pflegen, ohne daß über bad Wai⸗ 
fenvermögen eine befondere Abhandlung einzutreten has (p. 5). Die Berlaffenfhafte- 
abhandlung nad der big zur Enttaffung oder auf unbeflimmte Zeit, gleich wie ber 
bis zur Ginberufung beurlaubten Militairmannfchaft ſteht den Givilgerichten zu 
(p. 7 des R. G. Di. Rr. 106) 


8. 799. 
Ber eine Erbſchaft in Befip nehmen will, muß den Rechtätitel, ob fie ihm aus einer lepten An⸗ 
ordnung, aus einem giltigen Exrbvertrage, oder aus dem Befehe zufalle, dem Gerichte ausweifen, und 
A ausdrüdiih erklären, daß er die Erbſchaft annehme. 


8. 800. 
Die Antretung der Erbſchaft oder die Grbserllärung muß zugleich enthalten, ob fie unbedingt, 
oder mit Vorbehalt der Rechtswohlthat des Inventariums gefchebe. 


$. 801. 
Die unbedingte Erböerflärung hat zur Folge, daß der Erbe allen Bläubigern des Erblaſſers für 
ihre Forderungen, und allen Segataren für Ihre Bermächtniffe haften muß, wenn gleich die Berlaffenihaft 
wit hinreicht. 
5. 802. 


Bird die Crbſchaft mit Vorbehalt der rechtlichen Wohlthat des Inventariums angetreten, fo iſt 
ſogleich vom Gerichte das Inventarium auf Koſten der Maſſe aufzunehmen. Gin folder Erbe wird den 
Bläubigern und Legataren nur fo weit verbunden, als die Berlaffenfhaft für ihre, und aud feine 
eigenen, außer dem Erbrechte ihm zuſtehenden Borderungen binzeicht. 

j 8. 803. 

‘ Der Erblaffer fann dem Erben den Vorbehalt diefer rechtlichen Wohlthat nicht Benehmen, 106 
die Errigtung eines Inventarlamd verbieten. Selbſt die in einem Erbvertrage gwifchen Ehegatten darauf 
geſchehene Verzicht IR von keiner Wirkung. 











(B. ©. 8. 36. 804-808.) 637 [Inventur ; Erbserflärung.) 


- 


8. 804. 
Die Errichtung des Inventariumd kann aud von demjenigen verlangt werden, dem ein Pflicht « 
theil gebühret. 
&. 805. 


Ber feine Rechte felbft verwalten Tann. dem fleht frei, die Erbfchaft unbedingt, oder mit Bor: 
behalt der obigen Nechtöwonithat anzutreten oder auch audzufchlagen. Bormünder und Cutatoren haben 
die am gehörigen Orte ertheilten Vorſchriften zu befolgen (8. 233). 


N. Tr. B. Nr. 59, 


Iſt einem Gridatar vor Beendigung der Goncurd- Berhandlung eine Erbſchaft oder ein Ber» 
mädtnig angefallen, fo kommt, in fo lange die Goncurd «Gläubiger mit ihren Borderungen nicht be 
friediget find, dem Bermögend « Berwalier mit Zufiimmung des Ausfchuiles der Gläubiger dad Befugniß 
zu, für die Goncurd» Mafle die Erbſchaft umter Borbehalt der Rechtswohlthat der Inventur anzutreten 
und das Vermächtniß anzunehmen (Wllerhäcfte EntfHlleßung vom 27. April, Hofderret vom 8. Mai 
1835, Rr. 19, 3. G. ©.). i 

$. 806. 


Der Erbe kann feine gerichtliche Erböerfiärung nicht mehr widerrufen, no and die unbebingte 
abändern, und fi) die Rechtäawohlthat des Inventariums vorbehalten. ’ 


$. 807. 


Benn aus mehreren Miterben einige unbedingt; andere aber, oder auch nur Giner aus Ihnen 
mit Borbehalt.der erwähnten Rechtswohlthat ih zu Erben erfiären, fo Ifl ein Inventarium zu errichten 
umd die auf diefen Vorbehalt beſchränkte Erbserllärung der Berlaffenihaftäabhandlung zum Grunde zu 
iegen. In biefem, fo wie in allen Sällen, in weldyen ein Inventarlum errichtet werben muß, genießt 
auch derjenige, welcher eine unbedingte Erböerflärung abgegeben Hat, fo lange ihm die Erbſchaft noch 
nicht übergeben morben, die rechtliche Wohlthat des Inventariums. 


$. 808. 


Bird jemand zum Erben eingefeht, dem auch ohne ledte Willenserklärung das Erbrecht ganz 
oder zum Xheile gebührt hätte, fo if er nicht befugt, ſich auf die geſeßliche Erbfolge zu berufen und da⸗ 
durch die Erklärung des Iehten Willens zu vereitein. Er muß die Erbſchaft entweder aus dem leßzten 
Willen antreten, oder ihr ganz entfagen. Perfonen aber, denen ein Pflichttheil gebühret, Können bie 
Erbſchaft mit Vorbehalt ihres Pflichtrheiled ausfchlagen. 


— any er — 


Zu dem vorftehenden 88. wird bemerkt, daß zufolge der J. M. B. vom 15. 
Juni 1853 (R. ©. Bl. Rt. 109). 

1. Ein Inventar des Nachlaſſes zu errichten if, wenn eine bedingte 
Grhderflärung überreicht; von einer zu Folge bed a. b. ©. B. berechtigten Perjon 
um beffen Grrichtung angeſucht; oder auf Abfonderung der Berlaffenfhaft von dem 
Bermögen des Erben gedrungen wird (88. 802, 804, 812 a. b, ©. B.). Bon Amts- 
wegen bat der Richter ein Inventar aufzunehmen, wenn 1. ber Erbe oder deffen Auf: 
enthaltsort unbelannt iſt; wenn er unter Bormundfhaft oder Guratel flieht, oder wenn 
au nur bei Einem von mehreren Miterben Berhältnige diefer Art eintreten; 2. wenn 
die Erbſchaft oder ein Erbtpeil den Armen, einer Stiftung, Gemeinde, Kirche, öffent: 
lichen Anftalt oder dem Staate zufällt; 3. wenn ber Grblaffer dem Erben bie Ber- 
bindlichkeit auferlegt hat, die Erbſchaft oder einen verhältnißgmäßigen Theil derfelben 
dritten Perfonen zu hinterlaffen. Endlich ift 4. über Fideicommiſſe, fo oft fie von 
einem (Erben auf den anderen übergehen, ohne Rüdficht auf die bei dem frei vererb⸗ 
ligen Bermögen des Grblafferd eintretenden Berhältniffe ein eigened Inventar auf« 
zunehmen ($. 90). Bur Aufnahme des Inventars hat das Gericht einen, oder in be: 
fonderd wichtigen Fällen zwei Abgeorbnete zu beftimmen, oder biefelbe einem Ge⸗ 


“ 
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meinde» Borftande zu übertragen. Die Gerichtshoöfe haben außer dem Orte, two fie 
fich befinden, die Abordnung eigener Beamten nach Thunlichkeit zu wermeiden, und 
fich der Hilfe der Bezirkögerichte ihres Sprengel® zu bedienen ($. 91). Befindet fidh 
bad Bermögen außer dem Spiengel der Abhandlungs⸗ Inſtanz, oder iſt daffelde 
einer anderen Neal« Inflanz unterworfen, fo hat fih die Abhandfungd- Behörde an 
das zuftändige Gericht zu wenden, damit dasſelbe die Inventur durch feine Gerichts⸗ 
Abgeordneten vornehmen laffe (8. 92). Zur Bornahme der Inventur bat der Inven⸗ 
turd- Gommiffär nebſt ben erforderlichen Kunftverftändigen immer zwei Haudgenoffen 
des Erblaſſers oder andere glaubwürdige Männer als Zeugen beizuziehen. Die be- 
fannten Erben, welche am Orte der Inventurd« Aufnahme anmwefend find, oder ſich in 
folder Nähe befinden. daß ihre Vorladung ohne Aufenthalt geſchehen kann; der etwa 
beſtellte Verlaſſenſchafts⸗Curator, der Vollzieher des legten Willens, wenn ein fol 
her beftellt if; umd diejenigen Gläubiger, welchen allenfalld die Abfonderung ber 
Erbfchaft von dem Bermögen ded Erben bewilliget wurde, find von Amtöwegen vor- 
zuladen. Bei Fideicommiß⸗ und Subftitutiond- Anfällen find außer dem unmittel- 
baren Nachfolger auch die anmefenden fünftigen nächften Erben, die Fideicommiß⸗ 
oder Subftitutiond-Curatoren und die vermuthlichen Erben des frei vererblichen Ber- 
mögend ded Erblaſſers oder ihre gefeglichen Vertreter beizugiehen. Sollten die Bor- 
geladenen zur vorgeſchriebenen Stunde nicht erfcheinen, fo kamm das Juventar auf 
in ihrer. Abwefenpeit aufgenommen werden. Der Inventurd » Sommiffär bat ſich jedoch 
vorläufig die Ueberzeugung von der gehörig erfolgten Zuftellung der Vorladungen zu 
verfehaffen, und diefe® auf dem Inventar zu bemerken ($. 93). Bei minder bedeuten- 
den Berlaffenfhaften ift dad Inventar, wenn ed von Amtswegen errichtet werden 
muß, oder einer der Erben darum anfucht, fogleich bei der Todfalld- Aufnahme zu 
verfaffen und dem Gerichte vorzulegen ($. 94). Das Inventar muß ein genaues und 
vollftändiged Berzeichniß alles beweglichen und unbemweglihen Bermögend, in beffen 
Beſitze fih der Erblaffer zur Zeit feines Todes befunden hat, enthalten, und den ba: 
maligen Werth und Betrag deffelben Mar anzeigen. Die einzelnen Beftandtheile des 
Bermögend find nah Rubriken zu ordnen, und am Ende des Yuventard die Haupt: 
jummen aller Rubriten zu wiederholen und zufammenzuzichen. Es ift darin zu be 
merken, zu welcher Zeit und in weffen Gegenwart das Inventar aufgenommen morden 
ift (8. 95). Die Gerichts⸗Abgeordneten haben fi) über den Zuftand des Vermögens 
durch Unterfuhung der Berlaffenfhafts- Schriften und der vorhandenen Urkunden, 
durch eigene Beſichtigung der Güter und Fahrniffe, Bernehmung der Erben, Ber: 
wandten und Hausgenoſſen, Benüpung der öffentlihen Bücher und Gerichts⸗Acten, 
und durch andere ſchickliche Mittel volftändige Aufklärung zu verfhaffen. Ste haben 
die Vollendung und Ueberreichung des Inventars fo viel ald möglich zu befchleunigen, 
fi aller eigenmädhtigen Verfügung über die zur Berlaffenfhaft gehörigen Gegen- 
flände bei ſchwerer Verantwortung zu enthalten, und nicht das geringfle davon, wäre 
ed auch durch Kauf, am ſich zu bringen (8. 96). Die zur Berlaffenfhaft gehörigen 
Merthpaptere find nach ihrer Gattung, nach der Nummer, dem Tage ber Ausftellung 
und dem Zindfuße genau anzuführen. Zugleich ift der Betrag der bie zum Todestage 
ausftändigen Intereffen beizufügen. Diejenigen Werthpapiere, welche in dem Börfe- 
blatte aufgeführt werden, find nach ihrem Courswerthe den Borfchriften des Gebühreu⸗ 
gefeped gemäß anzufchlagen. Zollte jedoch diefe Werthbeſtimmung zur Zeit ber Er- 
richtung des Inventard gar nicht, oder doch nur mit Weitläufigkeit, oder Verzögerung 
ausführbar fein, fo find derlei Papiere in dem Inventar einftweilen nur mit ihrem Renn« 
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betrage anzuführen, indem ihre eigentliche Werthbeſtiumung der Abhandlung vor⸗ 
behalten bleibt. Werthpapiere, melde in dem Börfeblatte nit vortemmen, find genau 
zu bezeichnen, und ſtets mit ihrem Rennbeirage anzufepen 8. 97).. Bei anderen 
Forderungen des Erblaſſers muß der Name des Schuldners, der Tag der Ausſtellung 
bed Schuldfheines und der dazu gehörigen Urkunden, ber Binsfuß, der Betrag der 
Hauptfhuld und der bis zum Todestage verfallenen Jutereſſen angezeigt und bemerft 
werben, ob und wie dad Capital verfichert ſei. Eind über eine Boft feine Urkunden 
vorhanden, fo muß im bem Inventar beigefegt werden, worauf fich die Angabe über 
biefe Forderung gründet. Urkunden, Rechnungen und Schriften, welche für die Theil 
nehmenden wichtig fein können, aber fi nicht auf einzelne Schuldpoſten bezichen, 
find am Gnde des Inventars kurz anzuzeigen ($. 98). Yahrniffe find entweder nach 
Gattung, Zahl, Maß und Gewicht anzugeben, oder einzeln zu beſchreiben. Ihr Werth 
iſt durch gerichilihe Schäpung zu erheben. Größere Borräthe oder Sammlungen von 
Sachen derfelben Art Lönnen in befondere Verzeichniffe gebracht und dieſe dem In⸗ 
ventar angeſchloſſen werden (5. 99). Der Werth umbeweglicher Güter ift, infoferne 
er zur Bemeflung ber Gebühren erhoben werden fol, nad Borfhrift des Gebühren- 
geſeßes auszumitteln und in das Inventar einzutsagen. In Beziehung auf die Rechte 
ber Parteien ift eine gerichtliche Schäßung zum Zwede ber Abhandlung nur dann 
aufzunehmen, wenn fie von einem ber Erben angefucht, oder von dem Gertähte wegen 
Berechnung des Pflichttheiled oder aus anderen befonderen Gründen auẽdrücklich an- 
geordnet wird. Außer biefem Falle kann der Werth der Güter in bem Inventar nad) 
der lehten früher vorgenommenen Schäpung oder nad dem Gontracte bei der Ichten 
DBefipperänberung ober endlich nach den Steuer» Regiftern angefchlagen werden. Die 
den Werth einer unbeweglihen Sache nachweiſenden Urkunden find in Urfchrift oder 
beglaubigter Abfchrift dem Inventar anzufchliegen, oder wenigſtens darin mit Ne» 
ſtimmtheit anzuführen. ($. 100). Zu Schäpungen unbeweglichet Güter, größerer 
Sammlungen von Büchern, Kunftwerfen oder Seltenheiten und anderer Fahrniſſe von 
beſonderem Werthe find zwei beeidigte Sachverſtändige zu gebrauden. Die Abrigen 
— können von einem einzigen beeibigten. Sachverſtändigen geſchätzt werden, 
oferue nicht von einem Detheiligten die Beiziehung eined zweiten Aunftverfländigen 
verlangt wird, in welchem alle er die Koften dafür zu tragen hat. Die beeideten 
Schäpleute haben den gemeinen Werth der Güter und Fahrniffe nad der Zeit des 
Todes des Erblaſſers genau und gewiffenbaft anzugeben (5. 101). Angeblih fremde 
Sachen, in deren Beſiß fich der Erblaſſer befunden bat, follen in dad Inventar auf- 
genommen werden, ohne jedoch, wenn die Gigenthumsrechte dritter Perſonen ar 
feinen, den Werth bderfelben auszumerfen, und bei Berechnung des Bermögend in 
Anfchlag zu bringen. Immer ift hierbei zu bemerfen, von wem und aus weldhen 
Grunde diefe Sachen angefprochen werden. Auch Sachen, welche bem Erblaſſer ge: 
hören, fih aber in Händen dritter Perfonen befinden, find in dad Inventar einzu: 
beziehen, und dabei ber Grumb anzugeben, warum fie ſich bei einem Dritten befinden 
(8. 102). Wenn der Betrag und die Befchaffenheit der Verlaſſenſchafts⸗Schulden ohne 
weitläufige Verhandlungen und großen Zeitverluft in das Klare gefept werden kann, 
follen auch diefe in dem Inventar vorkommen, und die Rüdflände am ben Zinfen ber» 
felben, an fchuldigen Stemern und anderen fortlaufenden Zahlungen bis zum Todes» 
tage des Erblaſſers berechnet werden. ‘ Dabei muß genau bemerkt werden, worauf ſich 
die Angaben über jede einzelne Schuldpoft gründen. Der PBaffiv- Stand ift insbe⸗ 
fondere dann bei der Grrichtung der Inventur mit möglichfler Vollſtaͤndigkeit zu er⸗ 
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beben, wenn dieſe fon bei der Todesfalld-Aufuahme vorgenommen wird ($. 94). um 
hierdurch das Gericht in den Stanb- zu fegen, die Berlaffenfhafts- Abhandlung ohne 
weitere Grbebungen beendigen zu konnen. Am Schluffe bed AInventard wird. die 
Hauptſumme der Schulden und das nad Abzug derfelben erübrigende reine Bermögen 
berechnet ($. 103). Finden fih Handlungs⸗, Fabriks⸗ ober Gewerbsébücher vor, fo ift 
deren Befchaffenheit in dem Inventar zu bemerken, fodann find die Bücher mit Rüd- 
fiht auf den Todestag nöthigenfalled unter Beiziehung von beeidigten Sachverſtändigen 
abzufhließen, und der fidh hiernach ergebende Bermögensfland in das Inventar ein- 
zubezieben. Hat der Grblaffer an einer Handlung, Fabrils⸗ oder Gewerbs⸗Unternehmung 
nur als Geſellſchafter Theil genommen, fo ift über feinen Antheil ein Rechnungs⸗ 
abſchluß vorzulegen, und nach Umſtänden deſſen Prüfung durch beeidete Sachverftändige 
zu veranlaffen. Die über Antheile an Actien-Dereinen ausgefertigten Actien-Scheine 
find unter den Werthpapieren aufzuführen ($. 104). Hat der Erblaſſer eine geiflliche 
Pfründe befeffen, fo if zur Errichtung bed Inventar, den darüber ertheilten befon- 
deren Borfchriften gemäß, ein geiftlicher Gommiffair oder ein anderer Abgeorbneter 
ber Staatöverwaltung beizuziehen, da® DBermögen der Pfründe von dem eigenen Ber- 
mögen des Berftorbenen abzufonbern und jedes derfelben in ein eigenes Berzeihniß 
zu bringen. Dabei muß mit Hilfe der Stiftungd - Urkunden und bed Inventars der 
Pfründe der Betrag berechnet, und nöthigenfalles durch Sachverfländige feflgefeht 
werden, welchen die Pfründe an die Berlaffenfchaft zu fordern ober derſelben zu er- 
fegen hat. Dem Patron foll auch von der Errichtung des Imventard vorhinein Nach⸗ 
richt gegeben und. dabei auf feine Koften zu erfcheinen geftattet werben. Juwieferne 
zur Errichtung der Inventur über den Nachlaß eines Mitgliedes der höheren katho⸗ 
liſchen Geiſtlichleit auch ein Bertreter des Staatöfhaped und Abgeordnete der politi⸗ 
fen Behörden beizuziehen find, beflimmen die beftehenden befonderen Vorſchriften 
(8. 105). War der Erblaffer Rupnießer eined Fideicommiffes, fo ift in dem Fideicommiß⸗ 
Inventar nit nur das wirklich vorgefundene Vermögen zu befchreiben, fondern auch 
zu bemerken, ob alle nach der letztwilligen Anordnung des Fibeicommiß-Stifterd und 
nad den älteren Inventarien zu dem Fideicommiſſe gehörigen Güter und Sahruiflg 
vorhanden feien, oder wie viel davon fehle. Befinden ſich auf dem Fideicommiß-Gute 
zu bem frei vererblichen Bermögen gehörige Früchte oder andere Fabrniffe, fo muß 
barüber ein eigened Inventar. verfertiget werden ($. L06).. Das Inventar iſt von 
den Gerichts-Abgeordneten, den Sachverſtaͤndigen, den Zeugen und ben bei der Ber- 
faffung deſſelben anmwefenden Betheiligten: zu unterfchreiden, und fammt allen Bei» 
lagen dem Gerichte zu überreichen, welches daffelbe nah vorandgegangener Prüfung 
aufzubewahren, und Jedermann auf Berlangen Abſchrift davon zu ertheilen hat 
($. 107). Wenn das frei vererbliche Bermögen des Erblaſſers in mehreren Ablhei⸗ 
lungen inventirt wurde, fo müffeh von der Abhandlungs« Behörde alle dieſe Theil⸗ 
Inventarien fummarifh in. ein einziged Inventar, welches dad ganze Bermögen 
des Grblafferd umfaßt, zufammengetragen werden ($. 108). Die Koften für die Er⸗ 
rigtung der Inventur hat in der Negel die Berlaffenfhafts-Maffe zu tragen. Wird 
jedoch bie Inventur auf Anfuchen eines Berlaffenfchafts Gläubiger ($. 812 des 
a. b. &. B.) vorgenommen, fo muß er die damit verbundenen Koften allein tragen. 
Die Koften für die Errichtung der Inventur über Fideicommiß- und Subftitutiond- 
Erbſchaften fallen Demjenigen zur Laft, auf melden der Genuß biefer Güter nad 
dem Grblaffer übergeht ($. 109). Dem Inventur» GCommiffair ift es nicht geflattet, 
die den Sachverfländigen zufommenden Gebühren gleich bei der Berfaffung des 
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Suyentard und obne gerichtliche Beftimmung aussubezahlen. Derfelbe hat wielmehr 
die von ben Sachverſtaͤndigen angefprochene Belohnung mit genauer Augabe der Zahl 
der zur Inventur verwendeten Tage ober Stunden fammt den allfälligen Bemerkungen 
der Parteien zu verzeichnen, bie ihm ſelbſt etwa gebührenden Reiſekoſten und Diäten 
andzuweifen, und bie Beftimmung bed Gerichtes darüber einzuholen ($. 110). Das 
Gericht Hat in dem Beſcheide über dad vorgelegte Inventar auch bie Beſtimmung über 
bie Koften zu treffen, und bie Ginhebung und Berichtigung berfelben zu verfügen. Bei 
Betimmung der ben GSachverfiändigen gebübrenden Belohnung ift ſowohl auf ihre 
Mühewaltung, Kenntniſſe und den erlittenen Zeitverluſt, als auch auf ben Bermögend- 
Aland ber Berlafienfihaft und die Berbältwiffe der Parteien gehörige Nückficht zu 
nehmen. Bei geringfügigen Berlaffenfhaften können die Sadverfländigen feine Be⸗ 
lohnung anſprechen, wenn ſich zugleich der Grbe in bürftigen Bermögensumflänben 
befindet (8. 111). 

2. Eidesſtättiges Bermögensbelenntniß. Im Falle einer unbebingten 
Erbserklaͤrung hat der Erbe das Berlaffenfhaftövermögen nah allen feinen Beſtand⸗ 
theilen ebenfo wie in einem Inventar zu beſchreiben, und bie Riptigkeit der Angaben 
entweder felbft oder durch einen hierzu mit befonderer Vollmacht verfehenen Bevoll⸗ 
maͤchtigten mit eigenhändiger Unterſchrift an Eidesſtatt zu bekraͤftigen. Dieſes Ver⸗ 
möbgmübefennini iſt der Abbunblungspflege anſtatt bes Inventars zu Grunde zu 
legen. Auf welche Veiſe der Werth der in dem Vermogensbekenntnifſſe aufgeführten 
Oegenſtande zum Zwecke der Gebährenbemeffung zu beſtimmen ſei, tft in ben SUN 
Geſehen enthalten (ebend. $. 112). 

3. Erbserflärung. Bei den Gerichtshöͤfen iſt die Erbderflärung in ber Regel 
f&riftlih anzubringen, daher das Gericht dem Erben oder deffen gefebmäßigem Ber: 
treter eine angemeffene Friſt zu deren Ueberreichung zu beflimmen Kat ($. 113). Die 
Bezirksgerichte Haben die Erben oder deren Bertreter zur Abgabe der Erbderflärung 
in der Regel zu einer Tagfagung vorzulaben, und ihnen in der Borlabung aufzu- 
tragen, die zur Rahweifung ihres Erdrechted etwa erforderlichen Behelfe mitzubringen. 
Bei der Tagfapung ift von jedem derſelben bie Erklärung abzufordern, ob und auf 
welche MWeife er die Erbfchaft antreten, ober ob er diefelbe ausſchlagen wolle. Das 
Gericht bat diejenigen umter ihnen, welche nit mit einem rechtskundigen Sachwalter 
verfehen find, über die gefehlichen Folgen der bedingten und unbebingten Grböerklärung 
amd der Einberufung der Berlaffenfhafts- Gläubiger zu belehren, und hiernach ihre 
Henßerungen oder Erbserflärungen zu Protocoll zu nehmen. Wo es thunlich ift, ſoll 
bie Grbfchaftderflärung zugleich bet der Lodesfalls- Aufnahme aufgenommen werben 
(9. 114). Dem Erben ſteht aber auch bei den Bezirfögerichten frei, feine Erbderflärung 
ſchriftlich zu überreichen. Auch bleibt es, wenn die Erben oder deren geſetzliche Ver⸗ 
treter zu weit entfernt find, um fle münblich vernehmen zu können, dem Ermeſſen 
des Bezirksgerichtes überlaffen, fie über die Exrbserflärung oder andere Punkte der 
Abhandlung entweder durch dad Gericht ihres Aufenthaltes vernehmen zu Taffen, oder 
fle zur Beſtellung eines Bevollmädhtigten in bem Bezirke ber Abhandlungs «Behörde 
anzumweifen (8. 115). Dem Erben kann aus erheblichen Gründen eine Bedenkzeit und 
baber eine Berlängerung der ibm zur Erbserklaͤrung beftimmten Frift oder eine Er⸗ 
ſtrecung der hierzu angeordneten Tagfapung bewilliget werden. Doch foll diefelbe 
Iängftend auf die Dauer eined Jahres ertheilt werben ($. 116). Tritt der Grund 
einer Friftertveiterung nur bei einem ober dem anderen and mehreren Erben ein, fo 


find zwar die anderen auch früher über ihre Grbsderflärung zu ae fle können 
Sachſenheim, Erläuterung. 
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aber wider ihren Willen nicht verhalten werben, ihre Grflärung vor dem Ablaufe 
ber, einem Miterben bewilligten längeren Friſt abzugeben ($. 117). Wenn Erben, 
: welche ihr. Bermögen felbft zu verwalten berechtiget find, bei der Tagſatzung nicht er- 
fheinen, oder bei derfelben oder in der zur fchriftlichen Erklärung beftimmten Frift 
feine Grbserflärung abgeben, fo ift die Erbſchaft ohne Rüdfiht auf ibre Anfprüde 
blos mit jenen, welche fih zu Erben erklärt haben, zu verhandeln. Diefes ift daher 
ben Erben entweder fehon bei der erften Vorladung zur Tagſatzung oder Abforderung 
der fchriftlichen Erklärung, oder wenn es damals nicht für nothwendig befunden worden 
wäre, im alle eined Saumniffed bei der Deflimmung einer weuerlichen Tagfatzung 
oder Friſt ausbrüdlih zu erinnern. Die Bertreter minberjähriger oder unter Guvatel 
fiehender Erben find nöthigenfalled durch angemefjene Zwangsmittel anzuhalten, bie 
Erbſchaft anzutreten, oder die erforderliche Genehmigung der Bormmdfcaftd - Behörde 
zur Ausſchlagung derfelben beizubringen ($. 118). Jeder Erbe hat zur Antretung der 
Erbſchaft eine mit den Erforderniffen der 88. 799 und 800 des allgemeinen bürger- 
lichen Geſetzbuches verſehene Erbserklärung beizubringen. Diefed gilt ſelbſt dann, 
wenn die Legatare, nachdem die durch den Ichten Willen berufenen und die geſetzlichen 
"Erben der Erbſchaft entfagt haben, verhältuißmäßig ald Erben betrachtet werben 
wollen ($. 726 des a. b. ©. B.) (8. 119). Jede Erböerflärung muß von dem Erben 
oder deſſen ausgewiefenem Vertreter eigenhändig unterfchrichen werden. Befindet fich 
der Erbe aufier dem Kroulande, worin das Gericht feinen Sig hat, fo muß. die Unter⸗ 
ſchrift gerichtlich oder durch einen dffentlihen Notar beglaubiget fein. Jede in der 
vorgefähriebenen Form audgeftellte Erbserklärung iſt von dem Gerichte anzunehmen, 
und bei den Abhandlungs⸗Acten aufzubewahren. Um jedoch die in den 88. 810 und 
819 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches erwähnten gerichtlichen Verfügungen 
zu erwirfen, muß der Erbe nöthigenfalles fein Erbrecht gehörig ausweifen,- wozu ihm 
die erforderliche Anweiſung zu ertheilen ift ($. 120). Wer nach den bei ber Tod⸗ 
falls⸗Aufnahme oder deren Ergänzung gemachten unverdächtigen Angaben ber Auge» 
. hörigen, der Hausgenoſſen oder anderer glaubmwürbiger Zeugen ald der nächte zur 
gefeplichen Erbfolge berufene Verwandte erfcheint, oder in einem dem Inhalte und 
der äußeren Form nah vorfäriftmäßig eingerichteten letzten Willen zum Erben ein⸗ 
efept ift, wird fo lange für den rehtmäßigen Erben gehalten, ald dagegen von 
anderen ober näheren Verwandten kein Widerfprud erhoben, oder die Rechtögiltigkeit 
des Teftamentes nicht beftritten wird. Stügt fi die Erbserflärung auf ein mündlich 
errichteted Zeflament, fo ift die Beeidigung der Zeugen, von melden ein eigenhändig 
gefertigter Auffag darüber vorliegt, oder welche nach der Vorſchrift des 8. 64 zu Pro- 
tocoll vernommen worden find, zur Ausweifung ded Rechtstitels an fich nicht erforderlich 
($. 121). Dem Ermeſſen des Berichtes bleibt es überlaffen, wenn das nächſte oder 
ausfchließende Erbrecht des angeblichen Erben zweifelhaft ift, die allenfalld wor oder 
mit ihm zur Gröfolge berufenen Perfonen zu vernehmen und nad Umftänden, dem 
8.126 gemäß, durch ein Edict vorzuladen ($. 122). Wenn zu dem nämlichen Nach⸗ 
laffe mehrere Grö3erflärungen angebracht werden, welche miteinander im Widerſpruche 
ftehen, fo find zwar alle anzunehmen, das Gericht hat aber nad Bernehmung der 
Parteien zu entfheiden, welcher Theil gegen den anderen ald Kläger aufzutreten babe. 
Zugleich hat das Gericht eine angemeffene Frift zu beflimmen, binnen welder bie 
Klage anzubringen ift, widrigenfalled mit der Berlaffenichafte - Abhandlung ohne Be⸗ 
rüffihtigung der auf den Rechtsweg verwieſenen Erbanfprühe vorgegangen werden 
würbe ($. 123). Gegen den Bertrage- Erben. welcher einen mit ben erforderlichen 
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Förmlickeiten verfehenen und ald echt anerkannten Bertrag für fih hat, muß zur 
Beftreitung des Erbrechtes Jebermann, deffen Anſpruch fh nur anf eine letzte Willens» 
erflärung oder auf die gefepliche Erbfolge übt, gegen den "Erben aus einer in der 
gehörigen Form errichteten, und hinfichtlich ihrer Echtheit unbeftrittenen letzten Willens⸗ 
erklärung Jedermann, beffen Anſprüche nur auf der gefehlichen Erbfolge beruhen, ale 
Kläger auftreten. Sind aber die Erbserklärungen teftamentarifcher oder geſetzlicher 
Erben unter einander im Widerfpruche, fo Hat das Gericht nach Bernehmung beider 
Theile denjenigen der flreitenden Erben zur Weberreihung der Klage anzumeifen, 
welcher, um fein Erbrecht geltend machen zu konnen, den ftärferen Erbrechtötitel feines 
Gegners vorerft enifräften müßte ($. 124). Wird die Klage von dem auf den Rechts: 
weg verwiefenen Theile in der feflgefepten Frift überreicht, fo iſt mit der Verlaſſen⸗ 
Thafts« Abhandlung bid zur Entſcheidung des Rechtöftreites inne zu halten. Doch 
ſteht jedem Theile frei, einftweilen die gerichtliche Sequeflration des Nachlaffes an« 
zufuchen ($. 125). Sind die Erben einer Berlaffenfhaft dem Gerichte gänzlih un. 
befannt, oder machen die bekannten Erben von ihrem Erbrechte der erfolgten Ber. 
fländigung ungeachtet in der beftimmten Frift feinen Gebrauch, fo hat das Gericht 
“ einen Berlaffenfhaftd-Gurator zu befiellen ($. 77), und die unbefannten Erben von 
Amtswegen mittelft Edictes mit der Warnung vorzuladen, daß fie fich binnen Einem 
Jahre zu melden, und ihre Erbserklärung anzubringen haben, widrigenfalles die Ver⸗ 
laſſenſchaft mit denjenigen, welche fich erbserklärt haben, verhandelt, und ihnen nad 
Maßgabe ihrer Anfprüche eingeantwortet, der nicht angetretene Theil der Verlaſſen⸗ 
ſchaft aber, oder wenn fi Riemand erböerklärt hätte, die ganze Verlaſſenſchaft vom 
Staate ald erblos eingezogen werben würde. Denjenigen Erben, welche fih etwa 
‚Später melden, bleiben ihre Anfprühe nur fo lange vorbehalten, als fie durch Ver: 
jährung nit erlofhen find (8. 126). Der Berlaffenichaftd-Gurator hat des aus 
gefertigten Edictes ungeachtet auch alle übrigen zur Ausforſchung der Grben und ihres 
Aufenthaltes dienlichen Mittel anzuwenden, und den Erfolg dem Berichte anzuzeigen. 
Er hat auch die Verwaltung und Bertretung ded Nachlaffed, indbefondere die Ein- 
treibung der Activ» Forderungen beffelben zu beforgen, und fobalb es mit Sicherheit 
geichehen Tann, die Erbfhaftd- Gläubiger und Vermaͤchtnißnehmer zu befriedigen. Gr 
kann aber als folcher weder eine Grbderklärung überreichen, noch die von einem An- 
deren überreichte Erbserklärung oder eine lepiwillige Anordnung beflreitm (8. 127). 

Wird der Edictal- Borlabung ungeachtet in der feflgefebten Frift von Niemand ein 
Erbrecht angemeldet und ausgewiefen, jo hat die Abhandlungs-Behörde, ohne daß eine 
Erbverhandlung zu pflegen wäre, den Rachlaß als erblod dem Fiscus zu übergeben, 
und zu biefem Ende ber zuftändigen Behörde die Anzeige davon zu machen ($. 128), 
Iſt dem Gerichte die Perfon eines Erben zwar bekannt, der Aufenthalt deffelben aber 
unbefannt, fo ift ein Eurator für denfelben zu beflellen, weldem zwar, wenn Aus— 
ſicht vorhanden ift, den Abwefenden ausforſchen und ihn von dem Erbfalle verfländigen 
zu können, eine angemeffene Frift Hierzu beftimmt werden Tann. Läßt ſich jedoch die 
Ausforſchung des Abweſenden nicht erwarten, oder bleiben ‚die Verſuche Hierzu ohne 
Grfolg, fo Hat das Gericht diefen Abweſenden auf Antrag ded Guratord, welchem 
hierin Peine Zögerung zu geflatten ift, durch ein auf Ein Jahr geftellted Gdict mit dem 
Beifage von dem Grbfalle in Kenntniß zu fehen, daß die Erbfchaft, wenn er während 
diefer Zeit weder ſelbſt erfcheinen,. noch einen Bevollmächtigten beftellen follte, in 
feinem Ramen von dem Gurator angetreten, die Abhandlung gepflogen, und der ihm 
gebührende reine Nachlaß bis zum Beweiſe feines Todes oder feiner erfolgten Zodess 

44° 





IB. @. ©. 64 808—809.] 644 Berlafſenſchafien der, Ausländer.) 


erklärung für ihn bei Bericht aufbewahrt werben mürbe (8. 278 des a. 6. G. 9.) 
($. 129). Die in Folge der 88. 126 und 129 audzufertigenden Edicte find bei Ge- 
richt anzuſchlagen, und dreimal den zu öffentlichen Kundmachungen in dem Kronlande 
beftimmten Zeitungdblättern einzuſchalten, nach Umfländen aber auch in anderen Kron⸗ 
ländern und felbft im Audlande durch bie Zeitungäblätter befannt zu machen. Wenn 
zu gleicher Zeit mehrere Fälle diefer Art vorkommen, fo kann für mehrere Berlaffen- 
ſchaften ein eingiged Edict audgefertiget werben. Die Einrüdungsgebühren find aus 
der Berlafienfhaft, ober, wenn das Edict nur wegen einzelner Erbtheile erlaffen wird, 
aus dieſen zu beftreiten ($. 130), 


$. 809. 


Stirbt der Erbe cher, ald er die angefallene Erbſchaft angetreten oder ausgeſchlagen hat, fo 
treten felne Erben, wenn der Erblaffer dieſe nicht ausgefchloffen, oder nicht andere Racherben beftimumt 
bat, in dad Mecht, die Erbſchaft anzunehmen, oder ausjufählagen (8. 537). 


Hier koͤmmt zufolge der J. M. B. vom 15. Juni 1853 (R. G. DL. Rr. 109) 
zu bemerken in Rüdficht der: 


1. Bertaffenfähaften ber Ausländer. Am Kalle des Tobed von Aus - 
ändern, über deren Berlaffenfchaft die Erbverhandlung und Entfcheibung der flreitigen 
Erbrechtsanſprüche der auswärtigen Gerichtoͤbehörde zu überlaffen ift (fiehe oben 8. 37 
Abſ. 3, ©. 136 d. W.), bat doch die hierländige Gerichtäbehörde anf Verlangen der» 
jenigen Erben und Vermächtnißnehmer, welche öſterreichiſche Staatsbürger oder in 
bem öfterreichifhen Staate fih aufhaltende Fremde find, mit der Ausfolgung ded Rad: 
laffed odet bed zu ihrer Bededung erforderlichen Theiled in das Ausland fo lange 
inne zu halten, bis über ihre Anfprüche durch die dortigen Gerichtsbehörden rechts⸗ 
giftig entfchieden ift (8. 135). Für die Gläubiger aber, welche öſterreichiſche Staats⸗ 
bürger oder hierlandes fich aufbaltende Fremde find, und ihre Forderungen wider ben 
Grblaffer fon bei feinem Leben anhängig gemacht haben, oder doch vor der wirt. 
lihen Ausfolgung ded Nachlaſſes klagbar machen oder gerihtlih anmelden, ift von 
den öfterreichifchen Gerichtsbehörden jederzeit infoweit Sorge zu tragen, baß die Aus⸗ 
folgung des Berlaffenfchaftsvermögend erft dann gefchehen darf, wenn deren Befriebi- 
gung erfolgt, oder Sicherftellung für die Forderungen berfelben geleiftet ift (5. 136). 
Daher find im Yalle des Todes eined Ausländers ftet alle Erben, Vermaͤchtnißnehmer 
und Gläubiger der angeführten Art, welche auf den Nachlaß Aufprühe fiellen zu 
föunen glauben, mittelft eines auf angemefjehe Yrift auszufertigenden Edictes auf. 
zufordern, ihre Korberungen binnen derfelben fo gewiß anzumelden, wibrigenfalles ber 
Nachlaß an die auswärtige Gerichtsbehörde oder die von derfelben zur Mebernahme 
gehörig legitimirte Perfon audgefolgt werden würde ($. 137). Wird im falle bes 
Todes don Ausländern, welche ihren ordentlichen Wohnſitz in dem öſterreichiſchen 
Staate hatten, von den hierlandes befindbligen Erben um bie Bornabme der Ber: 
laffenfchafts-Abhandfung durch die oſterreichiſche Gerichtöbehörde angefucht, fo find in 
dem audzufertigenden Gdicte auch die allfälligen auswärtigen Erben und Vermächtniß⸗ 
nehmer aufzufordern, ihre Anfprüche anzumelden, twidrigenfalled bie Berhandlung von 
dem öfterreichifchen Gerichte mit denjenigen Betheiligten, welche darum eingefchritten 
find, vorgenommen werben würde. Meldet fich in Folge dieſes Edictes, welches auch 
ben auswärtigen Zeitungsblättern einzufchalten if, Niemand, oder find bie fi Mel- 
denden mit ber Verhandlung vor dem dfterreichifchen Gerichte einverflanden, fo if 





(8. 6. &. 6. 00.1 645 (Beräußerung d. Berfaffeufhaftögegenftände. | 


diefe nach den Kierländigen Befepen zu pflegen Wird aber von Betheiligten, welde 
fih gemeldet haben, oder von der zufändigen auswärtigen Behörde felbft auf bie 
Verhandlung vor dem auswärtigen Richter gebrumgen, fo ift diefed Begehren, ſoferne 
nit die Beobachtung der Reciprocität eine emtgegengefepte Maßregel nothwendig 
macht, zu willfahren (5. 138). 

2. Verlaſſenſchaften türkiſcher Unterthanen. Die Verlaſſenſchaften 
türkiſcher, in dem öflerreihifhen Staate verſtorbener Unterthanen ſollen, wenn bie 
Erben bekannt und in dem öͤfterreichiſchen Staate anſäſſig find, und wegen Vornahme 
der Abhandlung einſchreiten, hinſichtlich des hierlandes hinterlaſſenen beweglichen Ver⸗ 
mögend von ber nach dem Wohnfitße des Erblaſſers zuftändigen öͤſterreichiſchen Ge⸗ 
richtsbehörde nach den öſterreichiſchen Geſetzen abgehandelt und den Erben eingeant⸗ 
wertet werden (5. 139). Sind die Erben unbekannt, oder wird ed von ben bekannten 
Grben verlangt, fo find alle diejenigen. welche auf die Berlaffenfhaft einen Anſpruch 
machen, durch Edict aufzufordern, ihre Anſprüche binnen ſechs Monaten anzumelden, 
und gehörig darzuibun, widrigenfalled der ganze Nachlaß oder der entfprecheude Theil 
deſſelben an die nächſte ottomaniſche Miffion verabfoigt werden würbe. Sjedenfalle 
bat aber die nach dem vorhergehenden Paragtaphe zuftändige Gerichtöbehörde für die 
ſichere Berwahrung der Effecten und Schriften des Verftorbenen Sorge zu tragen (8. 140). 
Werden keine Anſprüche angemeldet, oder wird durch die angemeldeten die Maffe nicht 
erfchöpft, oder verlangen einige der betheiligten türkifchen Unterthanen, daß ihr Erb» 
theil an die ottomanifche Regierung verabfolgt werde, fo ift entweder die ganze, oder 
nach gepflogener Abhandlung mit ben ſich meldenden Erben und nad Befriedigung 
der fonft angemeldeten unb gehörig machgewiefenen Anſprüche, übrig bleibende Ber- 
laſſenſchaft an die nächfte ottomanifhe Mifften zu übergeben. Diefed bat auch mit 
jenem Theile der Berlaffenfhaft zu gefchehen, auf welchen türkifche Unterthanen einen 
Anfpruch angemeldet Haben, wenn diefe von anderen türkifchen Unterthanen beftritten, 
und bie Vebergabe au die ottomanifche Miſſion von der einen oder anderen Partei 
verlangt wird (9. 141). 

3. Beräußerung ber — — Dem Erben 
deſſen unbeſchraͤnktes ausſchließendes Erbrecht und freie Macht, über fein Vermögen 
zu verfügen, klar ausgewieſen iſt, kann die Abhandlungs⸗Inſtanz den rechtlichen Beſitz 
einzelner zur Verlaſſenſchaft geböriger Capitalien und anderer beweglicher Sachen, 
infoferne die von dem Nachlaffe zu entrichtenden Gebühren und die Grfüllung des 
fegten Willen! mit dem übrigen Nachlaſſe bededt find, oder die Betheiligten ihre Zu- 
flimmung ertheifen, aud vor beendigter Abhandlung einräumen, und die gerichtliche 
oder außergerichtliche Beräußerung diefer Begenflände geftatten. Auch ift der ver- 
muthliche Exbe oder Berlaffenfhafts-Eurator, mit Genehmigung des Gerichted Güter 
und Fahrniſſe zu veräußern und zu verpfänden, Forderungen abzutreten, ober von ben 
Schuldnern Gelder in Empfang zu nehmen, berechtiget, wenn diefe Vorkehrungen in 
dem legten Willen angeordnet, oder zur Beftreitung der Krankheits⸗ und Leichenkoften, 
ober anderer dringender Zahlungen, ober zur Bermeidung offenbaren Nachtheiles noth⸗ 
wendig find, inshefondere wenn Fahrniſſe ohne Gefahr eined Schabend ober unver: 
haͤltnißmaͤßiger Koften nicht aufbewahrt werben können. Im lepteren Falle ift nicht 
nur die Abhandlungs⸗Inſtanz, fondern nad Umftänden felbft dasjenige Gericht, welches 
den Todesfall, oder die Inventur aufgenommen bat, die Feilbietung anzuordnen und 
zu beftimmen berechtiget, daß die Gegenflände, welche nicht aufbewahrt werben können, 
bei derfelden auch unter dem Schäpungswerthe veräußert werben können ($. 143). Iſt 
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die Verlaſſenſchaft noch unter Gerichtsfiegel (ſiehe die oben bei$. 798 Abſ. 4 ange: 
führten 58. 42 und 43 dieſer Vdg.), fo muß die Veräußerung gerichtlih geſchehen. 
und der eingegangene Betrag deponirt, oder die Berwendung deſſelben fogleich ausge⸗ 
wiefen werden (8. 144). Wenn an dem Nachlaſſe Erben betheiliget find, deren Rechte 
das Gericht von Amtswegen wahrzunehmen hat, jo bat die Veräußerung in der Regel 
durch öffentlihe Berfteigerung zu gefchehen (5. 145). Die Feilbietung if nach Um⸗ 
fländen entweder von der Abhandlungsbehörde felbft durch Abordnung eines oder. 
zweier Beamten, ober des Gemeindevorſtehers, oder durch Erſuchſchreiben an das zu 
ftändige oder doc näher gelegene Gericht zu bewirken. Bei der Vornahme ber Feil⸗ 
bietung find die über die freiwillige Schäpung und Yeilbietung (88. 269 — 232 der⸗ 
ſelben Vdg.) beſtehenden Vorſchriften zu beobachten ($. 146). — 

Ale Druckſchriften, auf welche fich die Preßordnung vom: 27. Mai 1852 be⸗ 
zieht (5. 1), und deren Berbreitung als eine Preßübertretung erllärt wurde ($. 24), 
find von der Ausbietung und Beräußerung bei der öffentlichen Verſteigerung ausge⸗ 
fihloffen. Die anderweitigen bei Berlaffenfchaften vorfindigen anflößigen, unfittlichen 
Gemälde, Zeichnungen und Kunfigegenftände oder mit derlei Malereien ober Zeichnungen 
verzierten Sachen dürfen nie öffentlich verkauft oder zum Berfaufe ausgeboten werden 
(Bdg. der Minifterien des Innern, der Juſtiz und der oberften Poligeibehörde vom 
26. April 1853. NR. ©. DI. Rr. 73). 


8. 810. _ | j 


Benn der Erbe Hei Antretung der Erbſchaft fein Erbrecht hinreichend ausweiſet, if Ihm die 
Beforgung und Benügung der Verlaſſenſchaft zu überlaffen. 


8. 811. 


Für die Sicherfiellung oder Befriedigung der Blaubiger ded Erblaſſers wird vom GSerichte nicht 
weiter geſorgt, als fie feibft verlangen. Die Gläubiger find aber nicht ſchuldig, eine Frbeerflärung ab- 
zumwarten. Sie können ihre Anfprüche wider die Mafle anbringen, und begehren: daß zur Bertrefung 
derfelben ein Curator beftellt werde, gegen welchen fle ihre Forderungen ausführen können. 


$. 812. 


Beforgt ein Eıbihaftögläubiger, ein Regatar oder ein Notherbe, daß er durch Bermengung der 
Berlaffenichaft mit dem Bermögen des Erben für feine Borderung Gefahr Iaufen könne, fo kann er vor 
der Einantwortung verlangen, daß die Erbicyaft von dem Bermögen ded Erben abgelondert, vom Ge: 
tichte verwahrt, ober von einem Curator verwaltet, fein Anfprud darauf vorgemerkt und berichtigei 
werde. In einem ſolchen Balle hat ihm aber der Erbe, obſchon diefer fi) unbedingt ald Erbe erllärei 
bätte, aus eigenem Bermögen nicht mehr zu haften. 


$. 813. 


Dem Erben oder dem aufgeftellten Verlaſſenſchaft⸗Curator flieht es frei, zur Erforſchung des 
Schuldenflandes die Ausfertigung eines Edictes, wodurch alle Gläubiger zur Anmeldung und Darthuung 
ihrer Borderungen auf eine den Umfländen angemeflene Zeit einberufen werben, nachzuſuchen, und bid 
nad verftrichener Friſt mit der Befriedigung der Gläubiger inne gu halten. 


$. 814. 


Die Wirkung diefer gerichtlichen Einberufung If, daß den Bläubigern, welche fidh Binnen der 
beffimmten Zeitfrift nicht gemeldet haben, an die Berlaffenfhaft, wenn fie durch die Bezahlung der an⸗ 
gemeldeten Forderungen erfchöpft worden if, Fein weiterer Anſpruch zuſteht, aid infofern ihnen ein 
Pfandrecht gebühret. 

$. 815. 


Unterläht der Erbe die ihm bemtlligte Vorficht der gerichtlichen Einberufung, oder befriediget er 
ſogleich einige der fi anıneldenden Gläubiger, ohne auf die Mechte der Übrigen MRüdficht: zu nehmen, 
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und bleiben einige Gläubiger aus Unzulänglichtzit der Berlaffenfhaft unbezahit, fo haftet er ihnen, un» . 
geachtet der bedingten Erbderflärung mit feinem ganzen Bermögen in dem Maße, als fie die Zahlung 


erhalten baben würden, wenn die Berlaffenfhafl nad der geſehlichen Ordnung zur Befriedigung der 
Glaͤubiger verwendet worden wäre. 


Zufolge der 3. M. 3. vom 15. Juni 1853 (R. ©. Bl. Nr. 109) find zur Ein» 
berufung der Berlaffenfchaftögläubiger den Beftimmungen der 88. 813— 815 dee 
a. b. G. B. gemäß auf Anfuchen des Erben oder Berlaffenfchaftscuratord Edicte auszu⸗ 
fertigen. Rad Umftänden kann die Borladung der Gläubiger mittelft des nämlihen 
Edictes geichehen, wodurch die Erben einberufen werden (8. 191). 

Werden die unbefannten Erben oder Gläubiger aufgefordert, an einem be- 
fimmten Tage vor Gericht zu erfcheinen, fo find auch die bekannten Erben oder der 
Berlaffenfhafts- Eurator zu diefer Zagfapung vorzuladen, über die bei Berfelben an⸗ 
gemeldeten Erbſchaftdanſprüche und Forderungen wird .ein eigened Protocol aufges 
nommen, welches den Abhandlungsacten beizulegen ifl. Darin muß der Nume und 
Wohnort jeded Erben oder Glaͤubigers, oder feined Bevollmächtigten, die Befchaffen- 
beit der Anſprüche oder Schufdforderungen, und der Tag ber Ausftellung der allen- 
ſalls vorgemwiefenen Urkunden angemerkt werben. Schriftliche Anmeldungen find in 
diefem Protocolle beizufügen, und die Erben oder der Verlaſſenſchafts⸗Curator davon 
zu verfländigen ($. 133). Bei den Bezirfögerichten ift, wenn ed von den Erben oder 
dem Berlaffenfhaft? -Gurator verlangt wird, bei der zur Anmeldung ber Anfprühe 
angeordneten Tagſatzung auch die Richtigkeit und der Betrag der angemeldeten For- 
derungen fo wiel ald möglich in dad Klare zu fepen. Der Erbe ift biebei über jede 
einzelne Schuldpoft zu vernehmen, und die Angabe des Gläubigerd mit den beige» 
brachten Schuld - rkunden und anderen Behelfen zu vergleihen. Das Anmeldungs- 
protocoll muß in diefem Falle außer den im $. 133 erwähnten Punkten zugleich ent: 
halten, ob und in welchem Betrage jede Forderung von den Grben ald richtig erfannt 
wurde. Forderungen, über welche feine Ausgleihung zu Stande kömmt, find auf den 
Weg Rechten zu verweifen. Nach Umftänden kann aud einzelnen bekannten Gläu⸗ 


bigern eine befondere Vorladung zur gerichtlichen Kiquidation ihrer Forderungen zu⸗ 
geſtellt werben ($. 134). — 


$. 816. 


Hat der Erdlaffer einen Bollzieher (Erecutor) feines legten Willens ernannt, fo hängt es von 
deſſen Willkür ab, dieſes Geſchäft auf fih zu nehmen. Hat er es Übernommen, fo iſt er ſchuldig, ent 
weder ald ein Machthaber die Anordnungen des Erblafferd ſelbſt zu vollziehen, oder den faumfeligen 
Erben zur Vollziehung derfelben zu betreiben. 


8. 817. 


Iſt kein Vollzieher des Iehten Willens ernannt, oder unterzieht ſich der ernannte dem Geſchäfte 
nicht, fo liegt dem Erben unmittelbat ob, den Willen des Erblaſſers fo viel möglich zu erfüllen, oder die 
Erfüllung fiber zu ſtellen, und fi gegen dad Bericht darüber auszuweiſen. In Anfehung beftimmter 


Legatare hat er blos darzuthun, daß er denfelben won dem ihnen zugefallenen Vermächtniſſe Nachricht 
gegeben habe ($. 888). 


Zufolge der J. M. V. vom 15. Juni 1853 (R. ©. Bl. Rr. 109) muß der Crbe, 
um die Ginantwortung ded Nachlaſſes zu erwirken, nicht nur fein Erbrecht gehörig 
dargetban haben, fondern auch ausweiſen: a) daß er bie von der Berlaffenfhaft zu 
entrichtenden Gebühren berichtiget (vergl. $. 818 des b. G. B.) und b) nah Um⸗ 
fländen afle übrigen von dem Gefehe oder dem Erblaſſer ihm auferlegten Berbindlich- 
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keiten erfüllt habe. Das Gericht hat dafür zu ſorgen, daß die Ausweiſe hierüber 
ohne Verzögerung geliefert werben, damit, wenn kein Hinderniß mehr im Wege ſtehet, 
die Einantwortung erfolgen, im entgegengefepten Falle aber die Nachtragung des 
Fehlenden angeorbnet werden könne ($. 147). Zu diefem Behufe haben die Gerichts⸗ 
höfe den Erben in der Regel zur ſchriftlichen Meberreihung ber erforderlichen Aus⸗ 
weife anzumweifen, und ihm angemeffene Friften hierzu zu beflimmen ($. 148). Die 
Bezirkögerichte haben bei Heinen und weniger ſchwierigen Berlaffenfigaften fih zu be⸗ 
fireben, daß fo viel möglich dad ganze Abhendlungsgefhäft, naͤmlich die Todſalls⸗ 
aufnahme, die Inventur, die Erbserklärung, die wechfelfeitige Anerkennung bed Grb- 
echtes, der Ausweis der den Erben obliegenden Verbindlichkeiten, und nad Umfländen 
der Erbtheilung oder der emdliche Erbausweis (vergl. die Zufäge zum $. 819) in 
einem fortlaufenden Protocolle berihtiget, und beſonders, mo bürftige Erben ein- 
fihreiten, dieſen fein unnüßer Zeitverluſt verurfacht werbe (8. 149). Iſt diefes wicht 
thunlid, fo bat das Bezirkögericht, nachdem bie erforderlichen Vorbereitungen getreffen 
find, die Erben und Parteien, deren Bernehmung nothwendig iſt, zu einer befonderen 
Zagfakung vorzuladen, um die Abhandlungdausweifung mit ihnen vornehmen zu 
fönnen (3. 150). Bei größeren DVerlaffenfhaften, ober wenn ed die Parteien ver- 
langen, können denſelben jedoch auch von den Bezirksgerichten ſchriftliche Ausweiſe 
abgefordert, oder geftattet werden, folde zur Tagſatzung mitzubringen ($. 151). 

In der Teftamentsausmweifung bat der Erbe Punkt für Punkt zu zeigen, 
inwieferne die durch Teſtament oder Codicill getroffenen Anorduungen des Erblaſſers 
vollzogen feien (5. 155). | 

Wie mit der Audweifung der Subftitution, der für Arme, Stiftungen, Säulen 
u. ſ. w., Minderjährige und Pflegebefohlene beſtimmten Legate vorzugehen ift, iſt oben 
in den Zufäßen zu 8. 688 angeführt. 

Gnifteht ein Zweifel, ob ein minderjäßriger oder pflegebefohlener Notherbe in 
dem Pflichttheile verlet fet, fo muß von Amtswegen auf eine nach den Beflimmungen 
ber 88. 783— 789 ded a. 6. ©. B. eingerichtete Pflichttbeildausweifung gebrungen 
werden (ebend. $. 160). | 

Hat der Grblaffer einen Teftamentd-Eyecutor ernannt, fo find die Ausweifungen 
über die Vollziehung bes letzten Willend von diefem und dem Erben gemeinfchaftlich 
zu liefern ($. 162). 

Wie die verbältnigmäßige Befriedigung der Legatare bei Umzulänglichkeit ber 
Maffe zu gefchehen hat, ift bei $. 692 gefagt. 


$. 818. 


Was der Erbe, ehe er zum Befipe der Erbichaft gelangen kann, an Angaben ju entrichten, und 
m Balle, daß fein Exrblaffer gegen das Staats Herarium in Verrechnung geftanden ifl, hierwegen aud⸗ 
zuweiſen habe, darüber enthalten bie politifchen Berordnungen die befondere Borfchrift. 


Ueber das Abzugsrecht bei Verlaſſenſchaften, welche in das Ausland gehen, 
oder die Entrihtung von AUbfahrtögeldern fiche das bei $. 37 Abf. IU. p. 3 
(S. 131—133 d. ®.) Oefagte. 

Laut Gubernialdeeret vom 5. Februar 1802, Gubz. 899, „haben Seine 
Majeftät über die vielfältigen Klagen der Witwen, Waifen und Erben, daß die 
Abhandlung der Berlaffenfhaften verftorbener Militairperfonen nur darum in die 








* 
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Jahre verzogen werde, weil vor der Erfolglaffung des Verlaſſenſchafta⸗Vermögens 
die Erben von der Hoffriegsbuchhaltung die Zeugniffe, daß der Erblafler mit 
feinem Rüdftande gegen das Aerarium hafte, beizubringen haben, mittelft Hof- 
decretes vom 31. December 1801 zu befehlen gerubet: daß für die Zukunft in 
allen Sterbfällen der ſowohl im wirklicher Berrehnung geflandenen, ald auch zur 
Haftung für Die Rechnungsrichtigkeit nicht verbundenen Officterd- und Milttair- 
parteien, glei nad dem erfolgten Tode ein Convocationsedict mit Beſtim⸗ 
mung eines Termines von ſechs Monaten zu erlaffen, und an die Hof- 
friegsbuchhalterei zur Anmeldung der allfälligen Aerarialforderungen in feinem 
Wege gelangen zu machen, nach Ablauf diefer Frift aber, ohne auf das Hofkriegs⸗ 
Buchhalterei⸗Zeugniß weiter zu warten, die Abhandlung zu pflegen, und ſodann 
die Berlaffenfhaft den Erben gegen Schadloshaltungs⸗Revers zu erfolgen fel. 

Da nun aber mehrere Falle eintreten können, wo die Gerichtsbarkeit über 
die Berlaffenfhaften der Militairperfonen, als adelige Grundbefiger oder bürger- 
liche NRealitätenbefiger, den Provinzialbehörden zufiehet, haben Seine Majeftät 
weiters zu befehlen geruhet, Daß alle und jede Provinzial⸗ (Civil⸗) Gerichtsbarkeiten 
von der obigen Anordnung verftändiget und angewiefen werden: daß fie bei ſolchen 
ihnen zuftehenden Militair- Verlaffenfchaftsahhandlungen, bei Ausfertigung der 
Convocations⸗Ediete, vorzüglig, wenn die Berlaffenfhaft in Eoncurs verfällt, 
daranf Ruckſicht nehmen follen, daß hierin Leine kürzere Friſt ala die ebenerwähnte 
von ſechs Monaten beflimmt, und das Convocations⸗Edict im Wege des General 
Commandos an den Hoffriegsrath zu dem Ende eingefendet werde, damit Die Hofe 
friegsbuchhalterei darüber bei Zeiten verfländiget, und von derfelben die allfälligen 
Herarialforderungen ermittelt, und daa Fiscalamt in den Stand gefeßt werben 
könne, dergleichen Jorderungen gehörig anzumelden, zu liquibiren, und einzu 
Bringen.“ (Urtert lateiniſch. Vergl. das gleichlautende Hofdeer. vom 31. December 
1801. 3. G. Samml. Rr. 549. Winiwarter'3 Handbuch der Juſtiz⸗ und politis 
fhen Sefeße. 2. Aufl. 2. Bd. S. 289— 290.) Bergl. hiezu oben $. 798 
Abf. VI. — 

Ueber die Erſaßpflicht bei geiſtlichen Berlaffenichaften vergl. das bei $. 761 
Abi. TI. Geſagte. 


Bufelge der J. M. D. vom 15. Juni 1853 (R. G. DI. Rr. 109) 

1. beſtimmen die Gebührengefebe, welchen Ciufluß das Gericht auf die De 
rechnung ber Deriafienfchaftögebühzen, und zum Zwecke diefer Berechnung auf bie Er⸗ 
mittlung des Activ⸗ und Paſſtoſtandes zu nehmen habe. Vor Berichtigung ober 
Sicherſtellung aller Berlaffenfhaftögchügren darf die BVerlaffenfchaft nicht eingeant- 
wertet werben ($. 152). 

Die diesfaͤlligen Gefege find: das Gebührengefeg vom 2. Augufi 1850 (R. G. 
BL. Nr. 50); der Erlaß des Finanzminifteriumd vom 9. März 1852 in Abficht auf 
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die Frage, wo die Nachlaßausweiſe in jenen Fällen einzubringen find, in welchen bie 
Berlaffenfhafts- Abhandlung theilweife in den Kronländern, in melden das b. G. B. 
wirffam ift, gepflogen wird, der andere Nachlaß aber in den Kronländern Ungarn, 
Siebenbürgen, Croatien, Stavonien, Serbien und dem Temefer Banate fich befindet 
(R. ©. Bl. Nr. 62), Erlaß ded Sinanzminifteriumd vom 9. März 1852, wirkfam für 
die Kronländer Ungarn, Siebenbürgen, Eroatien, Siavonien, Serbien und das Temefer 
Banat, in Abfiht auf die Frage, bei welchem zur Gebührenbemeſſung beflimmten Amte 
bie Nachweiſung eines ganz in dieſen Kronländern befindlichen, und nad ben Gefepen 
berfelden zu behandelnden Nachlafjed einzubringen fei, und was diefelbe zu umfaffen - 
habe (R. ©. BI. Rr. 63); Berordnung des Yuftigminifteriumd im Ginvernehmen mit 
dem Finanzminiſterium vom 23. März 1852 zur Grläuterung der in den 88. 29, 45, 
46, 50, 52, 53, 54, 57, 63, 67 und ber Anmerlung 6 der Zarifpoft 45 des Gehähren-. 
geſezes vom 2. Auguſt 1850 und Abfag IX des Kundm. Pat. enthaltenen Beftim- 
mungen (R. ©. Bl. Nr. 83); Erlaß des Yinanzminifteriumd im Cinvernehmen mit 
dem Juftizminifterium vom 23. März 1852 über bie Ginrichtung der Nachlaß⸗Ausweiſe, 
zum Behufe der durch die proviſoriſchen Gefepe vom 9. Februar und 2. Auguft 1850 
vorgeſchriebenen Gebühren (R. ©. Bl. Nr. 84); Taiferliche Verordnung vom 19. März 
1853 über die Gebühren von. Bermögensübertragungen (R. ©. Bi. Nr. 53); Grlaß 

der Minifterien der Finanzen und der Juſtiz vom 25. Juli 1853 über den Sinn ded 
8. 8 der Berordnung vom 23. März 1852, und über die Fragen, ob der 8. 1 ber 
Beftimmungen zu dem Unterrichte über die formelle Geſchäftsbehandlung und die Be- 
rechnung der unmittelbaren Gebühren mit diefer Berordnung im Einflange ftehe, dann 
weiche Documente und Beweismittel über NRahlappaffiven zum Zwecke der. Gebühren- 
bemeffung ale glaubwürdig anzunehmen feien (R. ©. Bl. Rr. 148); Erlaß des Finanz⸗ 
minifteriumd vom 3. November 1853, betreffend die Beſtimmung binficgtlich der im 
Finanzminifteriaf-Erlaffe vom 9. März 1852, im Reichögefepblatte Nr. 62, erwähnten 
Vermögensübertragungen von Todeswegen (R. G. Bl. Rr. 230); Erlaß des Finanz. 
minifteriumd vom 3. November 1853, wornach für Vermögensübertragungen don 
Todeswegen, welche nach dem 31. Auguft 1853 erfolgen, die Beftimmungen ded Ab⸗ 
fapes IX des Kundmahungs-Batented zum Gebührengefehe vom 2. Auguft 1850, und 
der Sinanzminifterial- Erlaß vom 9. März 1852, im Neichögefegblatte Nr. 63, außer 
Wirkſamkeit getreten find (R. ©. Bl. Nr. 231); und die Berorbnung ded Finanz: 
minifteriumd im Ginverfländniffe mit den Minifterien des Aeußern und der Juſt iz 
vom 8. April 1854, über die Anwendung der 88.1 B. und 57 der Gefehe vom 
9. Februar und 2. Auguft 1850 (R. ©. BL. Nr. 84). 

2: Berlafienfhaften von Perfonen, welche mit dem Staatsſchatze in Berrehnung 
geftanden find, dürfen ohne Zuftimmung der Behörde, welche es betrifft, nicht einge- 
antwortet werben (3. M. B. vom 15. Juni 1853, $. 154). Wenn bei einem Civil⸗ 
gerichte Die Verlaſſenſchaft ciner zum Militairftande gehörigen Perfon abzuhandeln ifl, 
welche gegen bad Militair-Aerar in Nüdftänden geftanden fein kann, fo ift die Ein» 
berufung ber Gläubiger, den Borfchriften des Hofdecreted vom 31. December 1801, 
Nr. 549, gemäß, mit Beſtimmung einer Frift von fehd Monaten non Amtöwegen 
zu veranlaffen und das Landesmilitaitcommando davon zu verftländigen (ebd. $. 132). 
Die Erbtheile und Bermächtniffe, welche in Folge der gepflogenen Abhandlung tür- 
fifhen Untertbanen zufallen, find von allen BerlaffenfHaftögebühren befreit ($. 142). 
Melche Gebühren von Berlaffenfchaften, die als erblos dem Staate zufallen, zu ent» 
richten find, ift oben bei 6. 760 angeführt. 
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3. Ueber die Freizügigleitönerträge mit auswärtigen Staaten flebe das bei 
8. 37 Abſ. 4 (Seite 137 d. W.) Gefagte. 


$. 819. 


Sobald über die eingebrachte Erbserflärung der redhtmäßige Erbe vom Gerichte erfannt, und 
un demſelben die Erfüllung der Berbindfichleiten geleiſtet if, wird ihm die Erbſchaft eingeantwortei und 
die Abhandlung gefhloffen. Webrigend hat der Erbe, um die Uebertragung des Eigenthumes unbeweg« 
lider Sachen zu erwirken, die Vorſchrift des 8. 496 zu befolgen. 





gufolge der J. M. B. vom 16. Juni 1853 (R. G. Bl. Nr. — iſt vor Ein⸗ 
antwortung der Verlaſſenſchaft zu fchreiten zur: . 

Grötheilung. Die Beendigung nämlich der- Verlaſſenſchafts ⸗Ab handlung iſt 
auch in Fällen, wo Minderjährige oder Pflegebefohlene als Erben einſchreiten, in der 
Regel nicht bis zur Erbtheilung aufzuſchieben. Wo ſich jedoch keine Hinderniſſe zeigen, 
insbeſondere bei kleinen, in baarem Gelde, Schuldforderungen oder Fahrniſſen be- 
ſtehenden Verlaſſenſchaften, iſt immer auch mit Beiziehung ber geſeßlichen Vertreter 
der Mündel oder Pflegebefohlenen die Erbtheilung vorzunehmen (5. 103). Bei größeren 
ober verwickelten Verlaſſenſchaften, bei welchen Minderjährige oder Pflegebefohlene 
entweder allein oder in Verbindung mit Großjährigen eintreten, iſt die Erbtheilung, 
je nachdem es die Umſtände zulaſſen, vor oder nach der Einantwortung vorzunehmen 
und von der Abhandlungs-Behörde zu genehmigen, oder nach Umfländen der Pupillar⸗ 
Behörde zur Genehmigung mitzutheilen ($. 164). Bei der Berechnung der reinen Erb- 
[haft zum Zwecke der Erbtheilung ift zuerft dad Berlaffenfchafts- Bermögen nad dem 
Inventar, mithin nah dem Zuflanbe, in welchem ed ſich am Zobedtage des Erblaffere 
befunden hat, anzufepen, fodann die fpäter erfolgte Vermehrung oder. Berminderung. 
befjelben, und der Betrag der Schulden und Raften auszuweiſen. Bei verkauften 
Gütern und Fahrniſſen ift der Verkaufspreis in Anfchlag zu bringen. Der Werth 
unverfaufter Güter und Fahıniffe, welche mehreren Erben nah Verhältniß ihrer Erb: 
theile gemeinfhaftlih zufallen, kann nah dem Inventar berechnet werden, wenn auch 
diefem eine bei einer anderen Gelegenheit errichtete Schäpung, der Kaufpreis bei einer. 
früheren Befipveränberung, oder ein Anſchlag nach den Steuer-Regiftern zum Grunde 
gelegt worden wäre. Sollen aber in ber Pflihttheild-Ausweifung oder in dem Ent⸗ 
wurfe ber Erbtheilung die einzelnen Gegenflände nicht jedem (rben verhältnigmäßig 
zugewieſen werden, fo ift ber Werth der Güter, wenn.ed zum Beſten der Mündel oder 
Pflegebefohlenen nothwendig erfcheint, oder von einem anderen Miterben gefordert 
wird, Dusch eine nach gefchechener Borladung der Theilnehmenden aufgenommene gericht« 
lihe Schäbung darzuthun ($. 165). Am Ende des Ausweiſes müflen die Beftand- 
theile deö zu der Zeit, wo die Rechnung abgefchloffen. wird, vorhandenen veinen Erb⸗ 
ſchafts⸗ Vermogens beftimmt angegeben werben. Hierauf hat die Berechnung über bie 
Größe des Erbiheiled jeded Pflegebefohlenen und eine Verzeichnung der Gegenflände 
zu folgen, auf welche jeder der Betheiligten für fih allein ober in Gemeinfhaft mit 
anderen angewiefen wird. Die Beurtheilung, ob zugleich eine Ratural-Theilung vor« 
genommen werden foll, bleibt der Beurtheilung der Vormundſchafts⸗ oder Gurateld- 
Behörde mit Rüdfiht auf das Intereffe der Pflegebefohlenen überlaffen. Auch müffen 
bei jeder Grbtheilung die Borfehriften über die Befchränfung der Theilparfeit unbemeg- 
licher Güter firenge beobachtet werden ($. 166). Das beftätigte Original⸗Theilungs⸗ 
Inftrument ift bei Geriht aufzubewahren, und den Parteien auf ihr Verlangen in 
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beglaubigter Abſchrifl auszufuigen (8. 167). Wenn bei einer Berlaffenfhaft nur groß- 
jährige Erben einfhreiten, welche fich felbft zu vertreten fähig find, jo hängt ed von 
ihrer Willkür ab, ob fie die Erbiheilung gerichtlich oder außergerichtlich, vor oder nach 
der Sinantiwortung vornehmen wollen ($. 168). Wird von denfelben um die geriht- 
liche Vornahme der Erbtheilung angeſucht, fo tft über diefes Geſuch eine Tagſatzung 
anzuordnen, bei berfelben mit den Grben, foweit fie in Güte zu vereinigen find, die 
Erbtheilung zu berichtigen, und ein genaues Protocol darüber aufzunehmen. Wenn 
die Erben eine bereits vollſtändig audgefertigte Theilungs - Urkunde zur Tagfapung 
mitbringen und befräftigen, daß fie ihrem Willen gemäß fei, fo hat das Gericht der 
Urkunde die Beflätigung über dieſe gerichtlich abgegebene Erklärung beizufügen, und 
diefelbe bei den Abhandlungd-Acten zu verwahren ($. 169). Wenn der Grblafier 
einen einzigen Erben Hinterlaffen hat, und diefer minderjährig ifl, ober unter Curatel 
ſteht, fo iſt vor oder nad ber Ginantwortung an die Stelle der Erbtheilung mit Bei⸗ 
ziehung des Bormundes oder Guratord ein endlicher Ausweis über den reinen Activ⸗ 
fland der Verlaſſenſchaft, weicher bei der Tünftigen Führung der Bormunbfähaftd- oder 
Gurateld-Rehuung zum Anhaltspunkte zu dienen bat, zu verfajlen und ber gericht- 
lichen Prüfung oder Genehmigung zu unterziehen ($ 170). Die in den 86.163 u. f. f. 
enthaltenen Vorſchriften hinfichtlich der Erbtheilung und des Endausweiſes über den 
Stand der reinen Verlaſſenſchaft find, foweit fie ihrer Beichaftenheit nach Anwendung 
finden, auch dann zu beobachten, wenn bei einer Berlaffenfchaft die Armen. eine 
Etiftung, Gemeinde, Kirche, öffentliche Anftalt, oder der Staatsſchaß als Erben ber 
theiliget find, oder wenn ed fih um Fideicommiffe und Gubflitutiond -Erbfchaften 
handelt (8. 171). Sobald der Erbe fein Erbrecht gehörig ausgewieſen und alle ihm 
obliegenden Berbindlichleiten erfüllt hat, iſt ihm die Verlaffenfhaft einzuantiworten 
die allenfalls erfolgte Berfleglung der Maſſe aufzuheben, und bie Berlafienfchafte- 
Abhandlung für beendiget zu erklären. In der Ginantwortungs- Berorbnung muß 
inöbefondere: 1. der Name und Borname des Erblaſſers und der Tag feines Todes, 
2. der Name und Borname des Erben, der Rechtstitel zur Erbſchaft, die Art der 
Grböerflärung, und, wenn mehrere Erben eintreten, dad BVerhältniß, nad welchem fie 
an der Erbſchaft theilncehmen, mit Berufung auf bie vor der Einantwortung etwa 
bereitö vorgenommene Erbtheilung ausgedrädt fein. Es muß 3. daraus erfichtlich 
fein, ob die Berlaffenfhaft dem Erben ald freied Eigenthum zugefallen, oder inmwieferne 
er in Rüdfiht des Fruchigenuſſes ober der Verfügung über die Subflanz durch ein 
beftchendes Fideicommiß⸗ oder Snbflitutiond-Band beſchränkt fei. Bei Subſtitutionen 
it insbefondere der Subſtitut, welchem Das Bermögen bei dem Eintritte des Sub⸗ 
flitutiond » Falles übergeben werben foll, foweit er bereits befannt ift, mit Beflimmt- 
beit zu bezeichnen. 4. Iſt der Erbe minderjäßrig oder pflegebefohlen, fo muß biefe® 
audbrädlich bemerkt werben ($. 172), Dei Beendigung ber Abhandlung find Die 
Todesfall Uufnahme, die Iehte Willenserklärung, die Erbderlärung, das Inventar 
oder Bermögend- Belenntniß, bie Erbtheilung, der Endausweis und alle Rechte und 
Pflichten begründende Eingaben und Erklärungen der Parteien überhaupt bei Gericht 
zurädzubebalten, und Yebermann ift davon auf Berlangen Einfiht und Abfchrift zu 
ertheilen. Quittungen über bezahlte Kranfheitd- und Begräbnißkoften und Berlaffen- 
fhafts Schulden und andere dem Gerichte entbehrliche Irkunden werben dem Eigen⸗ 
thürmer zurückgeſtellt (8. 173). Iſt ein Erbe minderjährig oder pflegebefohlen, fo Bat 
die Abhandlungs⸗Behörde, wenn fie zugleich Pupillar- oder Curateld.Behörde ift, da- 
für zu forgen, daß demfelben bad eingeantivortete Vermögen, ſoferne es fi in ge 
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richtlichet Berwahrung befindet, in dem Depoftten- Amte zugefchrichen, infoferue es 
aber einen Gegenftand der öffentlichen Buͤcher ausmacht, bie Uebertragung an ben 
Pflegebefohlenen bewerkftelliget werde. Iſt die Abhandlungs⸗Inſtanz nicht zugleid 
Pupillar- oder Gurateld» Behörde, fo hat fie dem zuftändigen Gerichte von der er⸗ 
folgten Einantwortung Nachricht zu geben, und bie zur Depofitirung geeigneten Gegen⸗ 
ftände dahin zw übetſchicken (8. 174). 

Wird nah erfolgter Ginantwortung ein vorher nicht befammted Verlaſſenſchafts⸗ 
vermögen aufgefunden, fo find nachträglich die erforderlichen Amtöhandlungen darüber 
Dorzunehmen, und indbefondere die Vorkehrungen zur Entrichtung ober Sicherſtellung 
der gefehlichen Gebühren zu treffen. Cine neuerliche Erbderflärung und Ginantwortung 
ift hiebei nicht erforderlih (5. 177), 

Wie die Eintragung der Ginautiwortungsverorbnung im die öffentlichen Bücher 
zu geſchehen Hat? ift bereit bei $. 688 amgegeben. 


$. 820. 


Mehrere Erben, melde eine gemeinfchaftliche Erbſchaft ohne die rechtſiche Wohlthat des Inven⸗ 
tariums angetreten haben, haften allen Erbfchaftögläubigern und Legataren, felbft nach der Einantwortung, 
«le für Einen und Einer für Ulle. Unter A aber Aud fie nach Verhältniß ihrer Erbtheile beizu⸗ 
teagen ſchuldig. 

9. 821. 


Haben die gemeinſchaftlichen Erben von der rechtlichen Wohlthat des Inventariumd Gebrauch 
gemacht, fo And fle vor der Einantwortung den Erbfchaftögläubigern und Legataren nah dem 5. 550 
zu haften verbunden. Mad ber erfolgten Einantwortung haftet jeder Einzelne ſelbſ fär die die Erb. 
fHaftd-Maffe nicht Überfieigenden Laften nur nach Verhältniß ſeines Erbtheilch, 


6. 822, 


Glaͤubiger des Erben Tönnen zwar das ihm angefallene Erbgut aud vor der an ihm erfolgten 
Einantwortung mit Verbot, Pfändung oder Vormerkung belegen. Eine ſolche Sicherſtellung kann jedod 
nicht anders, als mit dem ausdrücklichen Vorbchalte ertheilt werden, Daß fie ben Bei der Abhaudlung der 
Berlaffenihaft vortommenden Wufpräden unnachtheilig, und erfi von Beit der erlangten Einantwortung 
wirtfam fein folle. 


Nach ſächſiſchem Rechte gilt der Grundfag, daß während dem Laufe 
des Rechtsſtreites an den beſtehenden Beſitzverhältniſſen nichts geändert werden 
dürfe („ne quid pendente apellatione innovetur.“ St. I. 11. 8. 2). Mit Bezug 
hierauf verfügt das Hofdecret vom 21. Mai 1834 (Hofj. 2341. Gub. 3. 3411) 
für den Fall eines über die ganze Verlaffenfhaftsmaffe, oder einen Theil derfelben 
entftandenen Rechtoͤſtreites, daß: 

1. nad Anmeldung der Berufung, oder Auhängigmadjung Des Rechts⸗ 
flreited bei dem Theilamte (ald Gericht erſter Inftanz), derjenige, welchem eine 
frittige Realität oder Grundſtück in der Theilung zugewiefen worden ift, Diefen 
Gegenfland während der Dauer des Proceffes in feinem bisherigen Stande er- 
halten müfle, und daran weder etwas andern, noch denfelben mit Schulden ber 
laften, oder gar veräußern dürfe; und 

2. auf Berlangen der die Berufung ergreifenden Partei, die im Beſiße der 
frittigen Subſtanz oder Realität ſtehende Gegenpartei zur Sicherfiehlung des 
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gegen fie erhobenen Auſpruches, zur Leiſtung einer hinreichenden Caution ver⸗ 
halten, oder aber, wenn dieſelbe die Caution nicht leiſten könnte und die Um— 
fände eine Borkehrung dieferwegen erheifchen follten, der Streitgegenftand auch 
der Sequeftration unterzogen werden müffe. — 

Ueber die Haftungspflicht der Erben gegenüber den Legataren und Erb⸗ 
fhaftsgläubigern find übrigens die weiteren Beſtimmungen des ungariſchen und 
ſächſiſchen Rechtes in den Zufägen zu den 88. 550 und 692 angegeben. 


5. 823. 


Auch nach erhaltener Einantweortung kann ber Befipnehmer von jenem, der ein befſeres oder 
gleiches Erbrecht zu haben behauptet, auf Abtretung oder Teilung der Erbſchaft belanget werden. Das 
Eigenthum einzelner Erbfchaftöftüde wird nicht mit der Erbfhaftds, ſondern der Cigenthumsklage verfolgt. 


$. 824. 


Wenn der Beklagte zur Abtretung der Verlaſſenſchaft ganz oder zum Theile verhalten wird, fo 
find- die Anfprüche auf die Zurüdftellung der von dem Befiper begogenen Früchte, oder auf die Bergütung 
der von bemfelben in dem Raclafle verwendeten Koften nah jenen Grundfäpen zu beurtheilen, welche 
in Rüdfigt auf den redlichen oder unredlichen Beflger in dem Hauptftüde vom Befipe überhaupt feſtgeſeßt 
And. Gin dritter redficher Beſitzer if} für die in der Zwifchenzeit erworbenen Erbfläde Niemandem vers 
antwortlid. 


I. 


Nah ungarifhem Rechte flehet dem Erben das Recht zu, wenn er ſich 
durch den Vollziehungsact des zur Vornahme der Theilung entſendeten Richters 
beeinträchtiget fieht, die Berufung (Rechtsmittel der Reportation; reporiatio) zu 
ergreifen, woruͤber dann der höhere Richter zu entfcheiden hat, inwieweit Die bes 
ſchloſſene Theilung ordnungsgemäß vollzogen wurde. Die Berufung ift jedoch 
nur mit unverändertem Befibftande zuläffig (extra dominium). Das Wefen der 
vorgenommenen Erbtheilung wird durch dieſen Proceß nicht berührt, fondern nur 
die in der Zuweifung der Nebenſachen (Zubehör), der Theilungskoſten u. ſ. w. 
vorgefommenen Mängel, Irrthümer werden berichtiget (Tr. I. 45. C. C. IV. 6. 
Art. prov. 133. a. 1791). Bergl. $. 798 Abſ. T. | 

Nach ordentlicher Ausfertigung des Theilbriefes (litterae divisionales) fteht 
dagegen in der Regel Fein weiteres Rechtömittel den Erben zu; im Kalle jedoch 
der Erbe im Proceßwege (brevi processu) beweifen kann, daß fein Theil (rala; 
scheda) geringer oder minder einträglich ausgefallen fei, ald die Theile der Mit- - 
eiben; oder aber, daß ihm fein Erbtheil in der Folge durch richterlihen Spruch, 
oder einen von ihm nicht verfchuldeten Unglücksfall verloren gegangen fei, fo kann 
das Gericht auf die Berichtigung (rectificatio divisionis; oszläly'-igazitäsa) der 
Theilung, oder auf die Ergänzung des Erbtheiled (complementum divisionis; 
osztäly’-pölläsa) erfennen. Im erfteren Falle, wo die Klage die Berichtigung 
der Theilung zum Gegenftande hat, unterfheidet fi der Proceß vom obigen 
Reportationalprocefje nur rüfichtlich feiner Form dadurch, dag er nicht fogleich 
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theiles angeſucht wird, unterſcheidet ſich der Proceß vom Theilungsberichtigungs⸗ 
proceſſe dadurch, daß hier ſtatt eines ſpeceillen Erbgegenſtandes eine Entfhädigung 
geſucht und zuerkannt wird. Dieſe Entſchädigung kann aber nicht fo viel be 
tragen, als der verloren gegangene Erbgegenftand werth war, weil in einem ſolchen 
Falle alle Erben den Verluſt gemeinfam tragen, daher die dem Llageführenden 
Erben zuguerkennende Entfhädigung um fo viel geringer fein muß, als deſſen Ans 
tbeil am gemeinfamen Verluſte beträgt (Tr. I. 45 u. 74). 

Iſt im Weſen der Theilung felbft eine Gefeßwidrigfeit .vorgefallen, find 
3. B. dem einen Erben nur Aviticale, dem anderen blos Pfand⸗Güter; dem einen 
Erben ein Edelhof, dem anderen nur Bauernanfäffigkeiten zugewieſen worden; iſt 
die Zuweifung des Hauptbefikthumes (caput bonorum) unrichtig gefchehen; Hat 
der mächtigere Erbe dem minder mächtigen fein Erbgut entriffen u. ſ. w., fo Tann 
der beeinträchtigte Erbe, — infoferne ex im letzteren Falle den Procep wegen ver 
übter Gewaltthat nicht anhängig gemacht hat, — eine neue Theilung (nova di- 
visio; ujj osztäly) auf Dem gewöhnlichen Rechtswege anfprechen (longo litis pro- 
cessu). In einem foldden Falle muß neuerdings eine Commaſſation aller Güter 
vorgenommen, und ein neuer Theilbrief ausgefertiget werden; auch kann gegen 
dieſe Klage keine Verjährung eingewendet werden (Tr. I. 46).) — 

Es folgt aus dem Geſagten, daß die Erben auch nach der Theilung ſich die 
Gewaͤhrleiſtung (evictio) ſchuldig und gehalten find, zur Vertheidigung fich wechſel⸗ 
ſeitig ihre Behelfe mitzutheilen (Tr. 1.45), 

Wenn der Beklagte zur Abtretung der Verlaſſenſchaft, oder aber dazu ver⸗ 


halten wird, irgend ein Erbftüct der Theilung zu unterziehen, fo find die Anfprüde 


auf die Zuruͤckſtellung der von dem Befiker bezogenen Krüchte nad) jenen Grund- 
fügen zu beurtheilen, welche nach der Nechtögepflogenheit überhaupt bei der Be⸗ 
meflung des für den gehabten Fruchtgenuß eines ſtreitig gewordenen, dem Befiker 
dureh richterliches —— entzogenen Gutes zu leiſtenden Erſatzes, in an 
a — 


) Filép Jösef: Törvenybeli Gyakorlâs etc. 88. 26—28. 

») Der Gerichtsgebrauch hat nämlich beſtimmte, in her Regel dem wahren 
Schäpwerthe nicht gleichkommende Preife fefgeftelt, wonach der Erfag für den ent- 
gangenen Fruchtgenuß der im Proceßwege erlangten Streitgegenftände, mit Rückſicht 


auf die Berfehiebenheit derfelben anzuſprechen, und hei der Eyecution gu berechnen iſt. 


Die k. Gerichtstafel hatte fchon tm 3. 1806 dieſe Preife in einer Norm zufammen- 
geftellt, welche mit a. 5. Refcripte vom 8. Mai 1807, Hofz. 1305, (Sub. 3. 1911) 


beftätiget wurde. Bon zehn zu zehn Jahren follten die Preife revibirt und den be= 


ſtehenden Beitverhältwiffen angepaßt werden. Die revidirte Norm wurde mit a. h. 


nach dem Vollziehungsacte der Theilung ala Berufung, fondern erſt nachträglich 
nen Anhängig gemacht wird. Im zweiten Kalle, wo die Ergänzung des Exb- 
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II. 


Rah ſaäch ſiſchem Rechte muß der Erbe, welcher ſich durch die vorge⸗ 
nommene Theilung beeinträchtiget hält, innerhalb eines Jahres, von der Verlaut⸗ 
barung des Zheilungsactes an gerechnet, die geſetzlichen Schritte zur allfälligen 
Berichtigung der Theilung machen (St. II. 4. $. 16). 

Mit dem Hofdeerete vom 21.Mai 1834, Hofz. 2341, wird der im Sachſen⸗ 
lande im Geifte der dortigen Mumicipalgefege beftehende Gebrauch, weldem 
gemäß die Theilämter in den Städten das ordentliche Gericht erſter Inſtanz, in 
den Märkten und Dörfern aber nır ein politifches und ſchiedsrichterliches Amt find 
(vergl. $. 798 Abſ. IV.), beftätiget und verordnet: „daß da, wo die Radıfolge 
Par ift, und die Verlaſſenſchaft blos unter die natürlichen und Notherben aufge 
theilt werden fol, über die Verlaſſenſchaftsmaſſe ſogleich ein Inventar errichtet, 
diefelbe nach dem entfallenden Antheilen unter die Exben aufgetheilt, und auch 
jedem der theilnehmenden Erben dad, was ihm als fein Antheil zugefhrieben wor⸗ 
den ift, foglei in Beſiß übergeben werden fol; dann aber, wenn einer der Mit- 
erben mit diefer Theilung nicht zufrieden fein follte, diefer nur nach vollzogener 
Theilung der Berlaffenfaft und Zuweifung der Erbtheile, alfo gleihfam außer» 
halb des Beſitzes (extra dominium), in den Städten zwar im Wege der an den 
Magiftrat anzumelbenden Berufung, im den Märkten und Dörfern hingegen mit⸗ 
telft eines beim Berichte anhängig zu machenden Proceſſes, oder aber in beiden 
Fällen nach Anleitung des Statutargefeßes, LI. Bud, 4. Titel, 8. 16, durch eine 
innerhalb Jahresfrift anzuſuchende neue Theilung oder Berichtigung derfelben, 
Abhilfe fuchen kann. Im jenen Fällen aber, wo außer den Notherben noch ein 
* Dritter, entweder unter dem Titel eines Teftamentes, oder einer Schenkung, oder 
was immer für einem Borwanbe, auf die ganze Verlaſſenſchaft oder einen beftimmten 
Theil derfelben Anſpruch erhebt, und die Sache, nachdem die Rotherben widerfprochen, 
von dem Theilamte, ald dem Gerichte erfter Inſtanz, rechtlich verhandelt und ent 
fhieden worden ift, die natürlihen und Rotherben, ob fie der gewinnende oder 
verlierende Theil find, Bis zum Ausgange des Gtreited im ungeftörten Befik des 
fleittigen Gegenftandes bleiben, und daher die Berufung auch innerhalb des Be⸗ 
fihe® (intra appellationem) anmelden und verfolgen können.“ Welches Recht 


Neferipte vom 13. Mai 1825, Hofz. 1800, beftätiget, und mit Gubernialdecret vom 
12. Juli defielben Jahres, 3. 8194. J., mit dem Beifape kundgemacht: „daß die barin 
enthaltenen Preidanfäge in der Megel in allen Proceffen anzuwenden feien; im ben 
Fällen aber, wo in einem Rechtsſtreite der Wicbereinftgung in den früheren Stand 
(processus spolii), oder wegen verübter Gewaltthat (aetus potentiae), bie Erecution 
gegen bie Perfon des Beflpflörerd oder Gewaltthäters ſelbſt, und nit blos gegen 
deffen Rechtsnachfolger geführt werde, der für den untechtmäßig gehabten Frucht 
genuß zu leiftende Erſatz nach dem jeweiligen Markipreife zu berechnen komme.“ 
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übrigens in einem ſolchen Falle dem Kläger rückſichtlich der Sicherſtellung des 
Streitgegenftandes zukomme? ift bei $. 822 erörtert. 


Zufolge des a. h. Patentes vom 29. Mai 1853 (R. G. DI. Nr. 100) können 
Grbanfprüche, welche vor der Wirffamkeit des a. b. &. B. entflanden find, nur dann 
durch einen Grhfolgeproceß, indbefondere durch Proceffe wegen Erfüllung, Nidtig- 
Erklärung oder Umſtoßung einer leptwilligen Anordnung, wegen Theilungsberichfigung 
und Ginziehung erblofen Bermögend (processus successionalis ad complementum, 
rescissionem testamenli, ad recticationem divisionis, ex caducitate) geltend ge 
macht werden, wenn feit der Zeit des Entſtehens folher Anſprüche bis zur Wirkfam- 
keit des a. b. G. B. noch nicht 32 Jahre verfloffen find. Weber die bisher no nicht 
erhobenen Anfprüche diefer Art muß jeboch, bei ſonſtigem Erlöſchen derfelben, binnen 
Einem Jahre, vom Tage der Witkſamkeit des a. b. & B. an, der Proceß eingeleitet 
werben ($. 9). Vergl. hiezu $. 537 und $. 756 Abſ. 2 rückfichtlich der Grbproceffe, 
die nicht mehr anhängig gemacht werben konnen. 


Sechszehntes Hauptftüd. 


Bon der Gemeinfchaft des Eigenthumes und anderer dinglicher 
Rechte. 


$. 825. 


So oft das Eigentyum der nämliden Sache, oder ein und daffelbe Mecht mehreren Perfonen 
ungetheilt zukeommt, beiteht eine Gemeinſchaft. Sie gründet ſich auf eine zufällige Ereignung. auf ein 
Geſeß, auf. eine Iehte Willeuserlärung oder auf einen Bertrag. 


6. 826. 


Nach Berſchiedenheit der Quellen, aus denen eine Gemeinſchaft entipringt, erhalten auch Die 
Nechte umd Pflichten der Theilhaber Iyre nähere Beflimmung. Die befonderen Vorfäriften über eine 
dur) Bertrag entftehende Gemeinfchaft der Güter find in dem flebenundzwanzigften Haupsftüde enthalten. 


$. 827. 


Ber einen Antheil an einer gemeinfhaftlihen Sache anſpricht, der muß fein Recht, wenn «6 
von den übrigen Theilnehmern widerfprochen wird, beweifen. 


Die namlihen Quellen, aus welchen das b. ©. B. die Gemeinfchaft des 
Eigenthumes und anderer dinglicher Rechte herleitet, find es auch nad fiebenbür- 
giſchem Rechte. Das Geſetz führt namentlich ald Gemeinfchaften an, die innerhalb 
des Gränzgebietes einer Stadt, Marktes oder Dorfes gelegenen unaufgetheilten 
Gemeingründe (Wiefen, Wälder, Aeder) und enthält befonders in Rüdficht der 
‚dazu gehörenden Wälder genauere Beitimmungen (A. C. III. 29; Art. nov. 30. 


a. 1791; und 34. a. 1811). Vergl. 88. 361 u. 502 Abf. I. p. 8. 
Sachſenheim, Erläuterung. 45 
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Rah ungarifhem Rechte bildet ferner die Berlaffenfhaft des Vaters 
in Rüdficht feiner Söhne (Tr. I. 43. 8. 4, und I. 45), und die von den Ehe - 
leuten während der Ehe gemachten Erwerbungen (coacquisitio conjugalis. Tr. 11. 
29.8.2); nah fahfifhem Rechte: das fümmtliche Vermögen der Eheleute, 
ohne Unterfchied, ob daffelbe vor der Ehe, oder während derfelben, einfeitig oder 
gemeinfchaftlich erworben, ererbt, oder auf welche Art immer überfommen wurde 
(communio omnium rerum. St. 11. 4. 8. 1), eine Gemeinſchaft. Bergl. 88. 361, 
759 Abſ. II, 1232— 1236. | 


g. 828. 


So lange alle Theilhaber einverftanden find, flellen fie nur Eine Perfon vor, und haben das 
Recht, mit der gemeinfdgaftlichen Sade nach Belieben zu fchalten. Sobald fie uneintg find, Tann fein 
Theiihaber in der gemeinſchaftlichen Sache eine Beränderung vornehmen, wodurch Über den Antheil des 
Andern verfilgt würde. 


Der Grundfaß, daß die Theilhaber einer Gemeinſchaft, fo lange fie einver« 
itanden find, nur Eine Perſon vorftellen, fallt mit der Anordnung des fühfifchen 
Rechtes, wonach die Eheleute vermöge ihrer Gütergemeinfchaft für eine bürgerliche 
Berfon angefehen werden, und daher auch miteinander feine gegenfeitig verbind- 
lihen Verträge fchließen können (vergl. 88. 1249— 1254), zufammen- | 


5. 829. 

Jeder Theilhaber iſt vollfländiger Eigenthümer feines Antheiled. Infofern er die Rechte feiner 
Mitgenoffen nicht verlegt, kann er denfelben, oder die Nußzungen davon willkürlich und unabhängig vers 
pfänden, vermachen, oder fonft veräußern (8. 361). 

$. 330, 


Jeder Theilhaber ift befugt, auf Ablegung der Rechnung und auf Bertheilung des Ertrages zu 
bringen. Er fann in der Megel aud die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen, doch nicht zur Unzeit, 
oder zum Nachtheile der Uebrigen. Gr muß ſich daher einen, den Umſtänden angemeffenen, nicht wohl 
vermeidlichen Aufſchub gefallen laflen. 


Nah den Beflimmungen des fiebenbürgifchen Rechtes kann in der Regel 
jeder Theilhaber die Aufhebung der Gemeinfhaft und die Ausfolgung feines An- 
theiled verlangen. Dies gilt namentlich von den unaufgetheilten Gemeinde: 
gründen, mit Ausnahme jedoch der Hutweiden (A. C. II. 29; und Art. nov. 30. 
a. 1791).”) In Rüdfiht der Wälder verordnet der Artifel 34 vom Jahre 1811, 
daß diefe dort, wo fie eine größere Ausdehnung haben, binnen drei Jahren auf: 
getheilt werden follen. Die Befiber, welche fih ohne gefeglihen Grund der Auf: 
theilung widerfeßen, find mit 200 fl. zu ſtrafen, und haben Schadenerfaß zu 
leiften. Hierunter find jedoch jene ausgedehnten Gebirgswaldungen, aus welchen 
die „freien Gemeinden” die Mittel ihrer Subfiftenz ziehen, nicht zu verftehen 
(praesentis sgnelionis praescriplum ad vastas locorum alpensium sylvas, 
) Filep Jösef: Törvenybeli gyakorläs p. $. 29: 


S 
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e quibus liberae Communitates vitae media quaerunt, haud extenditur), welche 
mit Einführung einer ihrer Ausdehnung angemeffenen Korftordnung auch unauf 
getheilt bleiben können, wobei es jedoch den Privat- (Brund-) Befibern freiftehet, 
fi den ihnen aus denfelben gebührenden Antheil ausfheiden zu Taffen 
(p. 2. salvum tamen relinquitur privatis possessoribus ralam sibi inde com- 
petentem exseindi facere), Was die Art und Weife der Auftheilung der Ge⸗ 
meindegründe und Wälder betrifft, fo hat diefelbe nach dem Berhältniffe der Größe 
und Zahl der „alten Anfäffigkteiten” (juxta quantitatem et numerum 
sessionum anliquarum), d. b. nad Maß der inneren Gründe (fundi intravillani; 
Intravillan« Befibungen) der einzelnen adeligen und freien Grumdbeflker (domini 
terrestres) der betreffenden Drtfchaft, zu weldyer die aufzutheilenden Gründe ges 
hören, zu gefchehen. Den Unterthanen (Colonen), welchen auf die Wälder fein 
Eigenthumsrecht gebührt, und die alfo auch beider Auftheilung derfelben nicht Theil 
nehmen, haben jedoch Die Grundherren die ihnen nach den Urbarialgefegen darin 
gebührenden Holzungsrechte und die Weide unverändert zu belafien (A. C. III. 20. 
Art. nov. 30. a. 1791), woraus von felbft folgt, daß eine ſolche Auftheilung nur 
fo gefchehen kann, daß die beftehenden Rechte dritter Berfonen nicht verlegt werden 
tönnen (vergl. $. 844). Sind aber die unaufgetheilten Wälder von fo geringer 
Husdehnung, daß bei einer etwaigen Zerftücelung derjelben eine geregelte forft- 
mäßige Benützung nicht eingehalten werben fönnte, oder daß die Grundbefißer 
bei der durchgängigen Abfällung derfelben längere Zeit ohne Holz verbleiben 
würden, fo follen diefelben in Schläge eingetheilt, und dieſe den Grundbeſitzern 
nad Verhältniß ihres Befiges oder der urfprünglichen Anfäffigkeiten (a propor- 
lione possessorü, auf numeri anliquarum sessionum) zur Benüßung zugewieſen 
werden (Art. 34. a. 1811. p. 2). In welcher Weife übrigens die Benützung 
der Gemeindegründe und Wälder zu geſchehen hat, beftimmen die bei $. 502 an⸗ 
geführten Feld⸗ und Waldpolizeigefeke. 

Welche Antheile aus den Grwerbungen während der Ehe den ungarifchen 
Ghegatten (coacquisilio conjugalis) und aus der gefehlichen Gütergemeinſchaft den 
ſaͤchfiſchen Eheleuüten zukommen, iftbei $$.759 Abf. und II; 1232— 1236 gefagt. 

Die neueren gefeplichen Beftimmungen über die Regelung der auf Grundſtücken 
beftehenden gemeinſchaftlichen Nußzungen zwifchen den ehemaligen Grundherren und 
Unterthanen, und über die Commaffation und neue Auftheilung der Befipthümer find 
in dem 5. und 6. Abfchnitt des bei 8. 1146 angeführten 8. P. vom 21. Juni 1854 
(R. ©. BI. Nr. 151) enthalten. 


ß. 831. N 


Hat ſich ein Theilhaber zur Bortfegung der Gemeinſchaft verbunden, fo ann er zwar vor Ber- 
lauf der Zeit nicht antreten; allein dieſe Verbindlichkeit wird, wie andere Berbinblichteiten, aufgehoben, 
und erfiredt fih nicht auf bie Erben, wenn dieſe nicht ſelbſt dazu eingewilliget haben. 

45” 
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5. 832. 


Auch die Anordnung eines Dritten, wodurch eine Sache zur Gemeinſchaft befiimmt wird, muß 
jwar von den erften Theilhabern,, nicht auch von ihren Erben befolgt werden. Eine Berbinplichkeit zu 
einer immerwähtenden Gemeinfchaft Tann nicht beſtehen. 


$. 833. 


Der Befip und die Brewaltung der gemeinfchaftlihen Sache fommt allen Theilhabern indge- 
fommt zu. In Angelegenheiten, welche nur die ordentliche Berwaltung und Benübung des Hauptſtammes 
betreffen, entſcheidet die Mehrheit der Stimmen, weiche nicht nach den Perſonen, fondern nad Berhält- 
niß der Antheile der Theilnehmer gezaͤhlet werden. 


$. 834. 


Bei wichtigen Veränderungen aber, welche zur Erhaltung oder beſſern Benügung des Haupt- 
ftammes vorgefhlagen werden, können die Ueberflimmten Gicheritellung für künftigen Schaden; ober, 
wenn diefe verweigert wird, den Austritt aus der Gemeinſchaft verfangen. 


8. 835. 

Wollen fie nit audtreten, oder geſchähe der Auötritt zur Unzeit, fo foll das Loos, ein Schieds⸗ 
mann, oder, wofern fie fich darüber nicht einhellig vereinigen, der Richter entfcheiten, ob die Veränderung 
unbedingt oder gegen Sicherftellung flattfinden ſoll oder nicht. Diefe Arten der Entſcheidung treten 
auch bei gleichen Stimmen der Mitglieder ein. 

8. 836. 


Iſt ein Derwalter der gemeinſchaftlichen Sachen zu beftellen, fo entſcheidet über deffen Auswahl 
die Mehrheit der Stimmen, und in deren Abgang der Richter. 


. 88T. 

Der Bermalter des gemeinſchaftlichen _ wird ald ein Machthaber angeſehen. Er if einer 
jeit® verbunden , ordentliche Rechnung abzulegen ; andererfeit® aber befugt, alle nüplic gemachte Aus: 
lagen in Abrechnung zu dringen. Dieſes gilt aud in dem alle, das ein Theilgenoffe ein gemeinſchaft⸗ 
liches Out ohne Auftrag der übrigen Theilnehmer verwaltet. 

Wenn die im gemeinfchaftlichen Beſitze mehrerer Grundbefſitzer, ober im Befibe 
von Gemeinden befindlichen Waldungen unter dem Vorwande der Streitigleit der: 
felben, oder der Waldgrängen, oder der noch nicht bewirkten Theilung zwiſchen den 
Mitbeſitzern, verwüftet werden, oder eine Verwuͤſtung derfelben in einem folchen 
Falle auch nur zu befürdten ftehet, fo iſt es Pflicht der Behörden, eine ſolche 
Waldung bis zur Austragung des anhängig zu machenden oder anhängig ges 
machten Rechtöftreites auf Verlangen des einen oder anderen Mitbefigers der Se: 
queſtration zu unterziehen, jedoch fo, daß in derjelben den betreffenden Grund» 
befikern eine mäßige, von den Behörden zu beftimmende, jedoch auf die häuslichen 
und unausmweichlichen Bedürfniffe zu befchräntende Nupnießung zu belaffen iſt 
(Art. nov. 30. a. 1791. usu tamen lignationis moderato per eandem juris- 
dietionem determinando, ad necessilatles domesticas aut inevitabiles in salvo 
relicto). (Eine ſolche Sequeftration, welche zunäcdhft aus Ruͤckſichten des öffent: 
lichen Wohles, namlich zur Verhütung einer gemeinfhädlichen Verwüſtung der 
Wälder, zu verhängen ift (und als ſolche auch dann verhängt werden kann, wenn 
der unbeftrittene Eigenthümer des Waldes denfelben verwüſtet; Art. 34. 
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a. 1811. p. 8), kann nicht nur im ordentlichen Rechtswege, fondern kann und 
fol aud im politifhen Wege verhängt werden. Bergl. 8. 502 Abf. I. p. 8. 


$. 838. 
Wird die Berwaltung Mehreren überlaffen, fo entſcheidet auch unter ihnen die Mehrheit der 
Stimmen. 
6. 839, 


Die gemeinſchaftlichen Rußungen und Laſten werden nach Berpältnig der Antheile auögemeflen. 
Im Zweifel wird jeder Antheil gleich groß angeichen; wer dad Begentheil behauptet, muß es beweifen. 
8. 840. 


Drpentficher Beife find die erzielten Nupungen in Ratur zu theilen. If aber diefe Bertheilungs- 
art nicht thunlich, To tft jeder berechtigt, auf die Iffewtliche Weilbletung zu dringen. Der gelöfte Werth 
wird den Theilh abern verhältuigmäßig entrichtet. 


Vergl. hiezu die Zufäße zum $. 830. 


g. sal. 


Bei der nach aufgehobener Gemeinſchaft vorzanehmenden Theilung der gemeinſchaftlichen Sache 
gilt keine Mehrheit der Stimmen. Die Theilung muß zur Zufriedenheit eines jeden Sachgenoſſen vor⸗ 
genommen werden. Können fie nicht einig werden, fo entſcheidet das Loos, oder ein Schiedemann; 
oder, wenn fie fih über die Beftimmung der einen oder andern diefer Enticheidungsarten nicht einhellig 
vereinigen, der Richter. 

5. 842. 


Ein Schiedsmann oder der Richter entſcheidet auf, ob bei der Theilung liegender Gründe oder 
Gebäude ein Theilgenoffe aur Denügung feines Antheiles einer Geroitut bedärfe, und unter welder De+ 
dingung fle ihm zu verwilligen fei. 

6. 843. 


Kann eine gemeinſchaftliche Sache entweder gar nicht, oder nit ohne beträchtliche Verminderung 
des Werthes getheilt werden, fo IR le, nad zwar wenn au nur Ein Theligenoffe ed verlangt, vermitteln 
gerichtlicher Fell bietung au verlaufen, und der Kauffchilling unter Die Thelhaber zu vertbellen. 


Vergl. hiezu die bei $. 756 Abſ. III— V angeführten gejeblichen Beftim- 
mungen über die Untheilbarkeit der Gränzieffionen, der Häufer und Höfe im 
Sachſenlande. Es wäre z. B. nach fähfifchem Rechte unzuläffig, ein Haus zwei 
Erben zum gemeinfhaftlihen Eigenthum derart zuzutheilen, daß der eine den ihm 
zuftchenden ebenerdigen Theil einer dritten Perfon frei veräußern könne, ohne daß 
der Befißer des oberen Stockwerfes berechtiget wäre, dagegen Einfprache zu erheben. 


1. Zufolge des Artikels VII. p. 2 des a. h. P. vom 29. Mai 1853 find bei 
der Theilung der Bauerngüter fowohl, ald unbeweglicher Güter überhaupt, die 
über die Beſchränkung ſolcher Theilungen beftehenden Borfchriften zu beobachten (R. 
6. 3. Rr. 99). 

2. Die Beflimmungen über die gerichtliche Feilbietung eined unbeweglichen 
Gutes, infoferne fie im Erecutiondwege gefchieht, find in den 88. 504—525 der prov. 
6. P. O. vom 3. Mat 1852 enthalten. Rad dem lepteren Paragraphen find, wenn 
ein nach den Gefegen untheilbared Gut wegen der Schuld eined Miteigenthümers in 
die Erecution gezogen wird, die übrigen Miteigenthümer verpflichtet, dad ganze Gut 
verfteigern zu laffen. Sie haben nur dad Recht, die Forderung des Erecutionsführere 
einzulöfen, oder ‚bei der Berfleigerung felbft mitzubieten. Sie find jedoch zur Feil- 
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Bietung insbeſondere vorzuladen, und können außerdem die vorgenommene Berfteigerung 
als ungiltig anfehten. Weber die Bertheilung ded Kauffhillings im Erecutionswege 
verfaufter unbeweglicher Güter find die Beflimmungen im 23. Hauptflüde der C. P. O. 
{s$. 555-572) enthalten. 

Zufolge der 3. M. B. vom 15. Juni 1853 (R. G. BI. Rr. 109) ) ift die frei- 
willige DBerfleigerung eined unbewegliden Gutes bei der Realinftanz anzuſuchen 
(8. 271). In Rüdfiht der Art ihrer Vornahme find, infomeit bier feine Ausnahme 
feftgefept ift, die Beftimmungen der Proceßordnung und die Vorſchriften -der Feil⸗ 
bietungsordnung zu beebashten (8. 274). Die freiwillige Berfteigerung ift auf Ber- 
langen des Gigenthümerd auch ohne voraudgegangene Schätzung zu bewilligen; immer 
muß aber. der Eigenthümer den Ausruföpreid beſtimmt angeben ($. 277). Hu freis 
willigen Verfteigerungen ift, infoferne von den Theilhabern nichts Anderes beftimmt 
wird,. nur Gin Feilbietungd- Termin anzuordnen und fein Anbot unter dem Auörufe- 
preife anzunehmen. In dem Beſcheide, womit eine Feilbietung angeorbnet wirb, ift 
ſtets auch auszubrüden, was mit dem Grlöfe zu gefcheben habe ($. 278). Bei Feil⸗ 
bietung unbeweglicher Güter hat dad Gericht indbefondere darüber zu wachen, daß bie 
Bedingungen des Verkaufes beftimmt und deutlich ausgebrüdt und keine unerlaubten 
oder ungiftigen Verträge in Porfchlag gebracht werden. In dem Edicte muß der 
Name ded Verkäufers, der Gegenftand der Berfteigerung und der Ausrufspreis ange- 
geben und ausdrücklich bemerkt werden, daß bie Verfteigerung auf freimilliged An- 
fuchen des Eigenthümers erfolge, mithin den auf dad But verfiherten Gläubigern 
ihr Pfandreht ohne Nüdfiht auf den Verkaufspreis vorbehalten bleibe. Die in 
Streitfahen vorgefchriebene Berfiändigung und Warnung der Pfandgläubiger findet 
bei freiwilligen Berfteigerungen nicht Statt (5. 279). Dem Gigenthümer ſteht frei. 
fih die Genehmigung des Verkaufes auf cine beſtimmte Zeit vorzubehalten, welches 
jedoch in dem Edicte audgedrüdt werden muß. Iſt fein Vorbehalt gejchehen, fo wire 
dad But dem Meiftbietenden, oder, wenn nur Gin Kauflufliger erfhienen wäre, biefem, 
jedoch nicht unter dem Ausrufspreife, zugeſchlagen und der Kauf für unwiderruflich 
abgefchloffen angefehen. Das Geriht hat dem Käufer und dem Verkäufer über den 
erfolgten Verkauf die erforderliche Amtö-Urkunde auszufertigen ($. 280). Der bei der 
Yeilbietung erzielte Erlös ift, wenn das Gericht nicht anders verfügt hat (8. 278), 
von dem Feilbietungs⸗-Commiſſair fogleih, laͤngſtens aber binnen drei Tagen nad 
dem Schluffe der Zeilbietung bei Gericht zu hinterlegen ($. 281). Die durch eine 
Schätzung oder Feilbietung aufgelaufenen Koften, indbefondere die Gebühren der Sach⸗ 
verfländigen und die allfälligen Diäten: und Reiſekoſten des Gerichtd-Abgeordneten find 
von demfelben zu verzeichnen, und ber gerichtlichen Beftimmung zu unterziehen ($. 282)- 


$. 844. 


Servituten, Bränzzeihen und die zum gemeinichaftlihen Bebraude nöthigen Urkunden find feiner 
Teilung fähig. Die Grundvienftbarkeiten fommen allen Zbeilbabern zu Statten Die Urkunden werden, 
wenn fonft nichto im Wege flieht, bei dem älteften Theilnehmer niedergelegt. Die übrigen erhalten auf 
ihre Koften beglaubte Abſchriften. 

| 8. 845. 


Bei Theilumgen der Grundſtücke müſſen die genenfeitigen Gränzen nad Berſchiedenheit der Lage 
durch Säulen, Gräanzſteine oder Pfähle auf eine deutliche und unwandelbare Art bezeichnet werden. Flüͤſſe, 


) Bol. die 38. 269280 des mittlerweile erfloſſenen Patente? vom 9. Auguſt 
1854. R. ©. BI. Rr. 208. 
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Berge nud Straßen find natürlihe Graͤnzen. Um den Betrug und Irrthum zu entfernen, follen in die 
Steine, Gäulen oder Bfähle, die wirklich zur Markung dienen, Sreuge, Wappen, Bahlen, oder andere 
Zeichen gehauen oder darunter eingegraben werden. 


8. 846. 


Ueber die gemachte Thellung find Urkunden zu errichten. Gin Theilhaber einer unbeweglichen 
Sache erhält aud erft dadurd ein dingliches Recht auf feinen Antheil, daß die darüber errichtete Urkunde 
den öffentithen Büchern einverleibt wird ($. 436). 


I. 


Nah ungarifhem Rechte find Servituten, Gränzzeichen und die zum 
gemeinfchaftlihen Gebrauche nöthigen Urkunden keiner Theilung fähig. Ueber 
die Grunddienftbarkeiten vergl. die Zufäße zu $$. 502 und 830. 

Die Urkunden der Familien find bei dem älteften Agnaten zu bewahren, die 
übrigen Bamilienglieder erhalten davon blos glaubwürdige Abfchriften (Lranssumta)- 
Wäre der ältefte Agnate hiezu nicht geeignet, jo übergeht das Recht und die Pflicht 
der Aufbewahrung der Urkunden auf den nächften Agnaten in der Familie über 
(Tr. 1. 42. 88. 1—4). Die das Gebiet ganzer Gemeinden betreffenden Graͤnz⸗ 
(Hattert-) Urkunden (litterae metales) werden in der Regel bei einem glaubwür- 
digen Orte (vergl. 8. 27 Abſ. II) oder überhaupt in. einem öffentlichen Archive 
hinterlegt. 

Zur Bezeihnung der Gränzen dienen fünftliche Zeichen, als: Kurden, 
Steine, Erd: (Hattert-) Haufen; oder find die Gränzen natürlide, als: Flüſſe, 
Bäume, Felfen, welche letzteren in den über Grundftüce errichteten Urkunden in 
der Regel genau angegeben find (Tr. I. 84 u. 86). 


II. 


Im ſächſiſchen Rechte werden fpecielle Beſtimmungen über die Rechte 
der Theilhaber an Servituten (mit Ausnahme. defien, was hierüber bei 3. 502 


“angeführt ift), Gränzen, Grängzeichen, Urkunden vermißt. Die Grundfähe, welche 


die Gepflogenheit, dem römifchen Rechte folgend, in dieſer Beziehung feftgeftellt 
bat, flimmen im Weſen mit den Anordnungen des b. ©. B. überein. Gränz⸗ 
(Hatterts) Urkunden ganzer Gemeinden werden in den Gemeindeladen, oder in 
öffentlichen Archiven aufbewahrt. 
4» 
$. 847. 


Die bloße Thellung was immer für eines gemeinfhaftlihen Gutes kann einem Dritten nit zum 
Rachtheile gereichen; alle ihm zuſtehende Pfand⸗, Servitut⸗ uud andere dingliche Rechte werden nad, 
wie vor der Thellung ausgeübt. Auch perfönliche Rechte, die einem Dritten gegen eine Gemeinſchaft zur 
Reben, haben ungeachtet des erfolgten Austrittes ihre vorige Kraft. 


$. 848. 


Ebenſo kann derjenige, welcher an eine Bemeinfhaft fhuldig IR, die Zahlung nicht an einzelne 
Tpellnehmer entriten. Solche Schulden müflen an vie ganze Gemeinſchaft, oder an jenen, der fle ordent- 
lich vorſtellt, abgetragen werden. 


— 
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$. 849. 


Mas biäher von der Gemeinſchaft überhaupt beſtimmt worden ift, Täht fih auch auf die einer 
Familie, ale einer Gemeinſchaft, zuſtehenden Rechte und Sachen, 3 B. Gtiftungen, Sidelcommiffe u. Dgl., 


anmenden. 
g. 850. 


Wenn Gränzzeichen durch was immer für Umftände fo verletzt worden find, daß ſie ganz m- 
fenntli werden könnten, bat jeder Theilbaber das Met, eine gemeinfdhaftliche Erneuerung der Bränzen 
zu verlangen. Die theilnehmenden Nachbarn find zu diefem Geſchäfte vorzuladen, die Gränzen genau zu 
bef'hreiben, und die Koften von allen nad) Maß ihrer Gränzlinien gu beftreiten. 


6. 851. 


Wenn die Graͤnzen wirklich unkennbar geworben find, oder bei Berichtigung der Marknug ein 
Streit entſteht, fo fhüget dad Gericht vor allem den legten Befipfland. Wer fi dadurch verlegt zu fein _ 
glaubt, fann die ihm tn Anfehung des Befigrechte® , des Eigenthumes, oder eines andern Medhteb zu⸗ 
Rehenden Behelfe der Ordnung nach anbringen (8. 847). 


8 852. 


- Ste wißhtlgften Behelfe bei einer Grängberichtigung find: die Ausmeffung und Beſchreibung, oder 
auch die Abzeichnung des fireitigen Grundes, dann die darauf ſich bezichenden Öffentliden Bücher und 
andere Urkunden, endlih die Ausfagen fachfundiger Zeugen und das von Sachverſtändigen nad vorge, 
nommenem Augenfheine gegebene Butachten. 


. 853. 

Bewetfet feine Partei ein — Beſitze oder Eigentbumsreht,, fo vertheilt das Gericht 
den flreitigen Raum nad) Map des biöherigen ruhigen Beſitzſtandes. Iſt aber auch der Beſitzſtand zweiſel⸗ 
haft, fo wird der flreitige Raum zwiſchen den Partelen nad dem Berhältniffe des Befiged, von welchem 
der Anſpruch ausgeht, mit Beisiehung der Kunflverftändigen vertheift, und hiernad die Markung vor⸗ 
genommen. 

Il. ° 

Nah ungarifhem Rechte ftehet jedem Theilhaber au Gränzen das 
Net zu, wenn deren Zeichen durch was immer für Umftände fo verlegt worden 
find, daß fie unkenntlich werden könnten, oder ſchon unkenntlich geworden find, 
die Erneuerung derfelben ; oder im Falle über die Markung ein Streit entflehet, 
die Berichtigung der Gränzen (reclificatio melarum) zu verlangen. Zunächſt 
dient hiezu die Grangbefihtigung (Gränzumgehung; reambulalio metarum). Die 
Gepflogenheit hat in Siebenbürgen mit Rüdfiht auf die fpeciellen Anordnungen 
des Geſetzes (Tr. I. 84— 87; 11. 18) in diefer Beziehung folgendes Verfahren 
eingeführt: Der Theilhaber, weldher eine Erneuerung oder Berichtigung der 
Gränzen wünſcht, laßt den anderen Theilhaber auf den achten Tag (certificalio 
ad octavam) zur Vornahme des Gefchäftes vorladen; an diefem Tage erfcheint er 
jodann mit fieben zu diefem Gefchäfte gerichtlich beeideten Zeugen (Nachbarn ; 
comelanei), umfhreitet mit denfelben gemeinfchaftlich mit Dem anderen Theilhaber, 
wenn diefer feine Einfprache thut, die Gränzen, berichtiget diefelben, errichtet neue 
Gränzzeichen oder ftellt die alten wieder her. Die Koften trägt in diefem Falle 
der Theilhaber, welher die Gränzumgehung veranlaßt hat. Iſt ein Theilhaber 
mit dem Ergebniffe der Gränzbefihtigung nicht zufrieden, fo fteht es ihm frei, 
feinen Gegentheil auf den achten Tag zur Vornahme einer neuen Graͤnzbeſichtigung 
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vorzuladen, in welchem alle er aber ſodann mit vierzehn hiezu beeideten Zeugen 
zur Bornahme dieſes Gefchäftes zu erfiheinen hat. Kömmt auch bei dieſer wieder- 
holten Befihtigung Feine Einigung zu Stande, fo muß der unzufriedene Theil« 
haber auf dem Rechtswege die Gränzberichtigung anfuchen; indem er fedann 
feinen Mittheilhaber.auf den achten Tag zur Anhörung feiner Gränzberichtigungs⸗ 
flage und feines Verlangens wegen Entfendung von Gerichtscommiſſairen zur 
Bernahme der Gränzberitigung vor das betreffende Bericht (wenn der Gränz- 
ſtreit zwiſchen Theilhabern derfelben Gerichtsbarkeit entſteht, das Comitatsgericht, 
sedria generalis; wenn die Theilhaber verſchiedenen Gerichtsbarkeiten angehören, 
das k. Gubernium, oder der Landtag) ladet. Nachdem hier die gegenfeitigen 
Streitoorträge geflofien find, erfennt das Gericht auf die Entfendung von Ge: 
richtscommiſſairen zur Bollziehung der Grängberichtigung. Erfcheinen nun diefe 
an Ort und Stelle, werden aber vom beflagten Theilhaber nicht zugelaffen, fo 
wird L2eßterer von den Commiffairen auf den achten Tag zur Angabe der Urfache 
feines Widerftandes (cerlificalio ad reddendas raliones repulsionis. Tr. 11. 73. 
Instr. Tab. $$. 22, 109-113, 174) vor das Gericht geladen, wo dann der 
Proceß feinen weiteren ordentlichen Kauf (longae lilis processus) nimmt. 

An Hinfigt der Gränzen eines ganzen Gehietes hat keine Verjährung ftatt, 
die abgeriffenen Theile eines ganzen Gebietes können daher wenn immer zurüd: 
verlangt werden (Tr. I. 85. 8. 3). Doc infoferne die Verjährung rückfichtlich 
einzelner ganzer Grundſtücke eines Gebietes, z. B. Aecker, Wiejen, eingetreten tft, 
fo bleibt fie in ihrer geſetzlichen Wirkſamkeit (Tr. 1. 85: $. 1). Ein anhängig 
gemachter Sränzberihtigungeproceß, welcher duch 32 Jahre nicht weiter betrieben 
wird, ift durch Verjährung auf immer unwirkfam gemadt (Tr. I. 78. $. 7, und 
I. 79). 

Da die Berichtigung der Gränzen nur abgeriffene Theile eines Gebietes, 
namlich den zwifchen der beiderfeitö anerfannten Gränzlinie (ductus melae) liegen⸗ 
den ftreitigen Raum, zum Gegenftande bat, fo fönnen auch ganze.Güter oder Gebiete ' 
wunder diefem Titel nicht gefucht werden. Iſt Jemand ein ganzes Jahr im ruhigen 
Beſitze eines Gränztheiles geweien, und wird darin von feinem Nachbar geftört, 
fo fteht ihm die Befipftörungs- (Biolenz-) Klage zu. Haben fi aber ſolche Ein- 
griffe des Nachbars öfters wiederholt, ohne daß ſchon Anfangs. Einfpracdhe da- 
gegen erhoben wurde, und jo eine vermiſchte Benüpung der Markung entflanden 
ift, fo muß die Gränzberihtigungsflage anhängig gemacht werden (Tr. I. 87). 

Je nachdem die ftreitenden Theilhaber ihr Recht auf die Gränzen aus dem 
bisher gehabten Beſitze und der ruhigen Nutznießung (processus metalis ex usu) 
oder aus ihrem Eigenthumsrechte (metalis ex jure) abzuleiten ſuchen, koͤnnen fie 
zum Beweife Urkunden, welche blos den Befitz, oder foldhe, welche mit dem Ber 
fige auch das Eigenthumsrecht erweifen, beibringen (Tr. I. 86). Der Unterfhied, 


— 
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welchen aber in diefer Beziehung das Ungarländer Rechtsverfahren zwifchen diefen 
beiden Beweisarten madht,”) ift dem fiebenbürgifchen Gränzberichtigungsproceſſe 
fremd. Außerdem kann der Beweis noch geführt werden durch die üblichen ein- 
feitigen Zeugenverhöre (Collateral» Inquifitionen) und. am zwedmäßigften durch 
den gerichtlihen Augenfchein (oculata revisio), worauf der Richter auf Verlangen 
der einen oder anderen Partei befonders zu erkennen hat, und wozu er wenigftens 
drei Eommiffaire an Ort und Stelle entfendet, welche mit Borladung von Zeugen 
und Nachbarn, in Gegenwart der ftreitenden Theilhaber, nöthigenfalls auch mit 
Beiziehung von Kunftverftändigen die flreitige Markung beſichtigen und über Den 
Befund einen wahrheitsgetreuen Bericht, im Erforderungsfalle mit Borlegung der 
vom Ingenieur aufgenommenen mn Karte, dem Gerichte erftatten 
(Tr. II. 41. A. C. II. 40). 

Beweifet keine Partei ein ausſchließendes Befik- oder Eigenthumsrecht, fo 
ift der flreitige. Raum zwifchen den Parteien zu gleichen Theilen aufzutheilen. **) 


nl. 


Nah ſächſiſchem Rechte fönnen Gränzftreitigkeiten nur vor der 
jachfifhen Nation» Univerfität verhandelt, und follen von derfelben vor Fein 
höheres Gericht berufen werden. Ramentli Dürfen vermöge der den Sadfen 
zuftehenden Unabhängigkeit von fremder Gerichtsbarkeit ungarifche Richter und 
Gerichts⸗Commiſſarien zur Befihtigung und Berichtigung freitiger Gränzen nicht 
verwendet werben (St. I. 11. 8. 8. Vergl. $. 16 Abf. XII.) ***) 

In Rückſicht der Hattertftreitigkeiten ift nachftehender Univerfitäts-Abfchluß 
gefaßt worden: „1. in Fällen, wo fi zwifhen Communitäten, welche einer und 
der nämlichen ſächſiſchen Gerichtsbarkeit unterliegen, Hattertftreitigkeiten ergeben, 
bat der Magiftrat.oder das Stuhld-Dfficiolat, in deffen Kreife fich die Communi⸗ 
täten befinden, das ftrittige Terrain als Forum primae Instantiae zu reambuliren, 
die Sache an Ort und Stelle aufzunehmen und zu entſchtiden, denen Parteien 
aber, welche die Appellation an diefe Univerfität anmelden, felbe ohne Anftand zu 
geftatten. Ergibt fi aber: 2. der Fall, daß zwiſchen Communitäten, weldhe ver- 
fhiedenen fächftfchen Gerichtsbarkeiten unterliegen, oder aber,.wo in der einen der 


*) Joh. v. Jung: Ungarifches Privatrecht, 2. Bbd., 88. 871—889. - 

») Filep Josef: Törvenybeli gyakorläs. $. 30. 

*") Priv. Andreanum vom %. 1224: „Nemo eos (Saxones) judicet, nisi nos 
vel Comes Cibiniensis“. St. I. 11. $. 8. „privilegiis Saxonum in Transsilvania 
cavetur ne unquam lites quae finium terminalium seu terrilorium causa inter Saxones 
emergunt ultra universitatis eorum forum judiciale, provocentur, neve per ho- 
mines Vaivodales vel Protonotarios reambulentur et decidantur.“ Siehe 
Friedr. Schuler's: dad Eigen-Randreiht der S. Sachſen. ©. 91. 
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Magiftrat oder das Stuhld-Dfficiolat befindlich ift, Hattertirrungen entftehen, fo 
hat die Flagführende Communität diefer Univerfität, oder, wenn felbe nicht bei« 
fammen ift, denen Herren Ober -DOfficianten die Anzeige davon in der Abficht zu 
machen, um alsdann aus anderen Kreifen drei Commiffarien zu ernennen, welche 
ſich ſodann an Ort und Stelle zu verfügen, dafelbit die Hattert-Differenz ordent- 
ich zu verhandeln und einen richterliden Spruch zu fällen, derjenigen Partei 
aber, weldye es verlangen dürfte, die Appellation an diefe Univerfität ebenfalls zu 
geftatten haben. Die Univerfität findet diefe Anordnung dem Sinne des 
Satutar-Gefehed im 1. Bud 11. Tit. und 8. $. ganz angemeffen und 
glaubt, daß es denen im Procefie begriffenen Communitäten zu feinem geringen 
Bortheil gereihen werde, wenn ihnen hiedurch Gelegenheit verfhafft wird, das⸗ 
jenige, was ihr Sachwalter bei dem erſten Foro etwa überfehen, oder was durch 
andere Umftände und Urfachen nicht ind gehörige Kicht gefeßt werden dürfte, bei 
dem Foro Appellatorio nadhzuholen und aufzuklären” (Univ. Eoncluf. v. 8. Juli 
1795, 3. 117 u. 130). Aus Anlaß einer fpeciellen Gränzftreitigkeit wurde mit 
Hofdeeret vom 10. Auguft 1795, Hofz. 2328, mit Hinweifung auf das neue 
Landesgeſetz über die Zuläffigkeit der Berufung (Appellation) in Proceſſen (Art. 
nov. 2. a. 1752) und den neueren Gerichtsgebrauch, ed dem Rechte und der Ge. 
rechtigkeit gemäß erflärt, daß Gränzftreitigfeiten (Hattertproceffe) von der ſächſiſchen 
Nations » Univerfität an die höheren Gerichtöhöfe berufen werden könnten (Bub. 
3.1430. Traufh. Rorm. Samml.). Nachdem die Bemerkung gemacht wurde: 
daß in Grängproceffen die zur genauen Bezeichnung der ftreitigen Gebiete noth« 
wendigen topographifdhen Kasten nicht vorgelegt werden, woher fih bei der Ent- 
ſcheidung ſolcher Procefje verfchiedene Schwierigkeiten ergeben, welche einen Zeit 
verluft verurfachen, oder die Entfendung von Commiffairen nothwendig machen, 
wird mit Gubernialderret vom 22. März 1802, Sub. 3. 926, verfügt: „daß in 
vorfommenden Sränzftreitigleiten vom betreffenden Ingenieur, mit Beiziehung der 
jtreitenden Parteien, die nothwendigen topographifhen Karten aufgenommen, und 
darin das flreitige Gebiet mit verſchiedenen Karben erfichtlich gemacht, und diefe 
Karten fowohl vom Ingenieur, als den Parteien unterfertiget werden jollen“ 
(Trauſch. Rorm. Samml.). 

Nach dem Gerichtsgebrauche ift Das Recht der Grängberichtigungsflage (actio 
finiium regundorum) von der erlöfhenden Verjährung ausgenommen. ”) 


Hiezu wird bemerft: , 
1. Yufolge des $. 17 ded a. h. Patente vom 29. Mai 1853 (R. ©. BI. 
Nr. 100) kann auf dem Grunde des früheren Befiped und Genuffes einer Liegenfchaft, 
ſowohl im Ganzen, wie in Bezug auf die Gränzen, in denjenigen Landeötheilen, in 


*) Joh. C. Albrich: Sächſiſches Privatrecht. 8. 98. 
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welchen die Rechte der ſiebenbürger Ungarn und Szekler Wirkſamkeit hatten, ber 
gegenwärtige Beſitzſtand. wenn ſeit dem Aufhören bed früheren Beſißes bis zur Wirk- 
ſamkeit des a. b. ©. B. 32 Jahre verſtrichen, ohne daß im dieſem Zeitraume gegen 
den Befitzer der foͤrmliche Proceß eingeleitet worden wäre, durch nen einzuleitende 
Proceffe ald „formalis repositionalig ex usu, metalis ex usu* nit mehr anges 
fochten werden. Iſt jedoch beim Eintritte der Wirkfamkeit ded a. b. G. 8. ein Zeit- 
raum von 32 Fahren noch nicht verfloffen, fo find PBroceffe der erwähnten Art binnen 
Ginem Jahre bei fonfligem Berlufte des Klagerechtes einzuleiten. 

inwieweit folche bereits anhängig gemachte Proceffe fortgeführt werden konnen, 
fiehe in der Erläuterung des Aviticitäts- Patente. 

2. Ueber die Anbringung der in Grängzftreitigfeiten anwendbaren Befigflörungd- 
flage vergl. die’ Zufäge zum &. 347 Abf. 1—4 (& 389-890 d. W.). 

3. Die Borfhriften über den in Grängftreitigkeiten angeorbneten Beweis durch 
gerichtlichen Augenfhein find in den 85. 204—218 der Prov. C. B. DO. nt- 
halten. Namentlih muß der Augenfchein unter der Leitung des Gerichted und mit 
Zuziehung von Sahverfländigen vorgenommen werben (ebend. 8. 204). In der Regel 
ift die Bornahme eined Augenſcheines erſt nad gefchloffener Verhandlung der Haupt- 
fache anzuordnen, wenn ihn der Richter entweder auf Antrag ciner Partei oder von 
Amtöwegen zur gründliden Entfcheidung der Sache nothwendig findet ($. 205). Der 
Augenfchein aber fann auch vor Einleitung ded Rechtöftreites, oder während der Ber- 
handlung dur Befcheid bewilliget werden, wenn beide Parteien barüber einverflanden 
find, oder wenn im Falle eines angebrachten einfeitigen Gefuches zu beforgen ift, daß 
die Befchaffenheit der Sache fih verändern, oder auf andere Art der Beweis vereitelt 
werben könnke ($. 206). Bei Bornahme bed Augenfhheined hat der Richter oder Ab- 
geordnete des Gerichtes: 1. den Sachverfländigen ihre Pflichten erft ernſtlich vorzu⸗ 
halten, und fie entweder ihred für dergleichen Fälle überhaupt bereit abgelegten Cides 
zu erinnern, oder in Gegenwart der Parteien von ihnen den Eid abzunehmen, daß 
fie bei dem Augenfheine den Gegenftand bed Proceffed genau unterfuchen, und darüber, 
fo weit man ihr Gutachten fordern wird, ohne minbefte Parteilichkeit oder Neben- 
abfiht nach ihrem beften Wiffen yud Gewiffen die reine Wahrheit getreulich angeben 
wollen, daß fie ferner außer von dem Gerichte feftgefepten Betrage ihrer Gebühren 
von feiner Partei etwas erhalten pder angenommen haben, nod annehmen werben. 
Die den Augenfhein leitende Perfon bat 2. die zur deutlichen Darfiellung des Gegen⸗ 
ftanded der Lage und Beſchaffenheit defjelben etwa nötbigen Mappen, Riſſe oder 
Zeichnungen fogleich verfertigen, von den Sachverſtändigen unterfchreiben und bie er- 
forderfihe Erläuterung beifügen zu laffen; 3. bie Grinnerungen ber verfchiedenen 
Parteien anzuhören und den Sachverfländigen vorzuhalten ; A. die Aufmerkſamkeit der 
Lepteren möthigenfalld auf ale zur gründblihen Beurtheilung der Sache dienlichen 
Umftände zu lenken; 5. denfelben eine Beurtbeilung der Rechte der Parteien nicht zu 
geftatten, dagegen über die Beſchaffenheit der Sache felbft ein beſtimmtes, deutliches 
und mit Gründen ihrer Wiffenfchaft, Kunft oder ihres Berufes unterſtütztes Gutachten 
von ihnen abzufordern. Bedürfen fie hiezu einer längeren Ueberlegung, fo tft ihnen 
eine angemeffene Frift dazu einzuräumen, oder wenn fie es verlangen, bie fchräftlide 
Abfaſſung ihres Gutachtens zu geftatten. Immer iſt aber 6. bad Gutachten ber Sach⸗ 
verftändigen no vor dem Ende des Augenfcheined den anmwefenden, Parteien vorzu⸗ 
lefen, was darin etwa dunkel, zweideutig, oder mangelhaft ift, ſogleich zu verbeffern, 
und died am Ende des Gutachtens anzumerken; endlich 7. über die ganze Verhandlung 
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ein Protocol! aufzunehmen, in daffelbe bie mänblich abgegebene Aeußerung der Sad: 
verfländigen einzurüden, oder ihr fchriftliche®, von ihnen unterzeichnetes Gutachten 
beizulegen. Dieſes Protocol ift nach gefchehener Borlefung von den Parteien, und 
wenn die Sachverſtändigen fih nur mündlich geäußert haben, auch von ihnen, fobann 
don der anweſenden Berichtöperfon felbft zu unterfähreiben, wonach daffelbe ungeſaͤumt 
dem Gerichte überreicht wird. Am Ende eines fhriftlichen Gutachtens haben bie Sach⸗ 
verfländigen immer den Betrag der von dem Nichter feftgefebten und ihnen bezahlten 
Gebühren anzugeben, und dabei mit ausbrüdlicher Beziehung auf den abgelegten Gib 
die Berfiherung zu wiederholen, daß fie außer derfelben von feiner Partei etwas er- 
halten oder angenommen haben ($. 214). Nach beendigtem Augenfchein iſt fogleich 
das Urtheil zu fhöpfen. Bon dem über benfelben aufgenommenen Protocolle. und 
dem Gutachten der Sacdverftändigen find den Parteien auf Berlangen Abfchriften 
auszufertigen. Auch ift ihnen die Einſicht der Original-Acten geflattet ($. 215). Der 
einhellige Ausſpruch zweier Sachverſtändigen hat über die Beſchaffenheit 
des Gegenſtandes, worüber der Augenſchein angeordnet war, volle Beweiskraft. 
Sind fie verfähiedener Meinung, fo entfheidet dag Gutachten des dritten vom Richter 
zu benennenden Sachverflänbigen, mit beffen Zuziehung in biefem alle der Augen- 
ſchein fortzufegen oder nochmald vorzunehmen ift. Hüfte jeber der Sachverftändigen 
eine eigene Meinung, fo fol der Richter ben Augenfchein mit Zuziehung anderer, von 
den Parteien gewählter, oder wenn diefe fich darüber nicht vereinigen, von ihm felbft 
benannter Sachverftändigen nochmals vornehmen und das Gutachten der mehreren 
Stimmen der Entfheidung zum Stunde legen. Außer biefen Fällen findet eine Wieder: 
holung eine? gefehmäßig vorgenommenen Augenfcheined nicht flatt (8. 216 u. f. w.). 


$. 854. 


Erdfurden, Zäune, Gecken, Planken, Mauern, Privat-Bäche, Canäle, Plaͤge und andere dergleichen 
Scheidewaͤnde, die fi zwiſchen benachbarten Brundftüden befinden, werden für ein gemeinſchaftliches 
Eigentbum angefehen,, wenn nit Wappen, Auf⸗ oder Infchriften, oder andere Kennzeichen und Behelfe 
dad Gegeniheil beweiſen. 


Vergl. den Zuſatz zum $. 419. 


$. 855. 


Jeder Nitgenoſſe kann eine gemeinfchaftlihe Maner auf feiner Seite btö zur Hälfte in der Dide 
benügen; auch Biindiküren und Wandichränfe dort anbringen, wo auf der entgegengelegten Geite noch 
feine angebracht find. Doch darf das Bebäude durch einen Schornftein, Feuerheerd oder andere Unlagen 
nit in Geſahr gefegt, und der Rachbar anf eine Art in dem Bebraude feines Antheiles gehindert werden. 


8. 856. 
Alle Miteigenthümer tragen zur Erhaltung folcher gemeinſchaftlichen Scheidewände verhaͤltnißmaͤßig 
bei. Wo fie doppelt vorhanden And, oder dad Eigenthum getheilt ift, beftreitet jeder die Unterhaltungs- 
toften für das, was ihm allen gehört. 


$. 857. 


| ZA die Stellung einer Scheidewand von der Art, DaB die Ziegel, Latten oder Steine nur auf 
Einer Seite vorlaufen oder abhängen, oder find die Pfeiler, Sänten, Ständer, Bachſtälle auf einer Seite 
eingegraben, fo IR im Zweiſel auf biefer Gele das ungetheilte Eigenihum der Scheidewand, wenn nicht 
aus einer beiderfeitigen Belaftung, Einfüguug, aus andern Kennzeichen, oder fonftigen Beweilen dad Begen- 
theil erhellet. Auch derjenige wird für den ausſchließenden Befiger einer Mauer gehalten, weicher eine In 
der Michtung gleich fortlaufende Mauer von gleiher Höhe und Dide unftreitig befitzt. 





4 AM 
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8. 858. 


In der Btegel if der asian Befiger nicht ſchuldig, feine verfallene Mauer oder Blanfe 
neu aufzuführen, nur dann muß er fie in gutem Stande erhalten, wenn durd Die Deffuung für den + 
Graͤnznachbar Schaden zu befürdten ſtünde. Es if aber jeder Eigentümer verbunden, auf der reihtem 
Seite feines Haupteinganges für die nöthige Cinſchließung ſeines Raumes, und für die Abtheilung von 
dem fremden Raume zu forgen. 


Zweiter Theil, 
Zweite Abtheilung. 
Bon den perfönlihen Sachenrechten. 


Sichzehutes Hauptſtück. 
Don den Verträgen überhaupt. 


8. 859. 


Die perfägtichen Sachenrechte, vermöge welcher eine Perfon einer andern zu einer Leiliung ver 
bunden ift, gründen fi entweder unmittelbar auf ein Geich, oder auf einen Bertrag, oder auf eine er- 


Jittene Beſchaͤdigung. 
8. 860. 


Die Bälle, in welchen jemandem unmittelbar von dem Geſetze ein yerfönliche® Sachenrecht er- 
theilet wird, find an den gehörigen Orten augegeben. Bon dem Beihie des Schadenerſates handeli das 
dreißgigfte Hauptftüd. 

Wie fhon oben bei den 88. 14 und 308 (5.20 und 363 d. W.) angeführt 
wird, unterfcheiden auch die fiebenbürgifhen Rechtsgelehrten in der Darftellung 
des heimifchen Eivilrechtes ein dingliches (us in re) und ein perfönliches Sachen⸗ 
recht (jus ad rem). Das Lebtere, auh „Obligationenreht” genannt, — 
bezeichnen fie, der römischen Rechtslehre folgend, ald „das Nehtsverhält: 
niß, kraft deſſen Jemand einem Dritten zu einer Leiftung ver: 
bunden if, diefe möge nun im Geben oder Handeln, im Leiden 
oder Unterlaffen befteben. *) Abgeſehen von den Fällen, in weldyen 


) Anton Haimberger: Römisches Privatreht: 4. Th. 5. 456. — Alex. Dosa 
de Makfalva: Jus transsilv. privatum. Lib. II. $. 134. Mscr. — Gbenfo läßt fi 
das perſoͤnliche Sachenrecht beftimmen, als „ein perfünliches Recht (Forderung), welches 
von dem Berechtigten (Gläubiger) nur gegen eine beftimmte Perfon, die ihm durch 
eine befondere Thatfache zur Leiftung verbindlich geworden if, geltend gemadht werden 
“Tann.” Fr. &. Nippel: Erläuterung des a. b. Geſezbuches. 6 Bd. S. 3. — Job. ©. 
Albrich: Sähfifhed Privatrecht. 8. 173. 
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Jemandem unmittelbar von dem Geſetze ein perſoͤnliches Sachenrecht ertheilt 
wird *), werden die perfönlihen Sachenrechte auf erlaubte oder unerlaubte Hand- 
lungen, ald ihren Entflehungsgrund zurücgeführt. Die erfteren Handlungen 
entfpringen aus der gegenfeitigen Uebereinſtimmung des Millens der betreffenden 
Parteien, und find, je nachdem diefe gegenfeitige Willendeinheit wirklich vorhan⸗ 
den oder erflärt ift, zweifeitige Verträge, oder infoferne diefe Willenseinheit aus 
rechtlichen Gründen vorausgefeßt wird, einfeitige (Quafl«) Verträge. Die uner- 
laubten Handlungen find ſolche, weldye die Rechte eines Anderen verleben, und find, 
infoferne damit zugleich die Uebertretung eines öffentlichen Strafgefeßes verbunden 
ift, ein Verbrechen (delictum, maleficium), oder infoferne eine ſolche Uebertre- 
tung darin nicht enthalten ift, ein Privatverbrechen (quasi delictum). Die in 
beiderlei Arten von unerlaubten Handlungen gelegene Rechtöverlegung begründet 
für den hiedurch Befchädigten das Recht, den Erfaß des erlittenen Schadens an⸗ 
zufprechen, für den Beſchädiger die Verpflichtung zur Leiftung des Schadenerfaßes. 
Dabei handelt: es fich eigentlich nicht um die Begründung eines neuen, fondern 
um die Wiederherftellung des zwifchen beiden Parteien früher beſtandenen Rechts⸗ 
verhältniffes (88. 1293—1341). Da übrigens beftimmte Handlungen entweder 
vermöge des übereinftimmenden Willens der betreffenden Parteien, oder aber kraft der 
Anordnung eines Gefehes ſich als erlaubt oder unerlaubt darftellen, fo if es klar, 
daß die angeführte von der fiebenbürgifchen Rechtsdoctrin dem römifchen Rechte 
entlehnte Unterfheidung der Quellen der perfönlichen Sachenrechte **), im Wefen 
mit den Beftimmungen des vorflehenden 8. 859 des B. Geſeßbuches, welcher die 
perfönlihen Sachenrechte unmittelbar aus einem Gefehe, oder aus einem Ver⸗ 
trage, oder aus einer erlittenen Befchadigung ableitet, zufammenfällt. 


8. 861. 


Ber fi ertiäret, daß er jemandem fein Recht übertragen, das heißt, daß er ibm etwas geftatten, 
etwa® geben, daß er für ihn etwas thun, oder ſeinetwegen etwa® unterlaffen wolle, macht ein Berfprechen: 





nimmt aber der Andere das Berfprehen gültig an, fo kommt durch den übereinkimmenden Willen beider - 


Theile ein Bertrag zu Staude. Go lange die Unterhandiungen dauern, und das Berfprehen noch nicht 
gemacht, ober weder zum Borand, noch nachher angenommen tft, entfieht fein Bertrag. 


*) Hieher gehören 3. B. die bei den 88. 92 und 796 über dad Recht der Ehe⸗ 
gatten; 88. 117, 146, 154 und 171 dad Recht der Kinder gegen ihre Eltern, 
88. 236—283 die Rechte zwifchen Bormündern und Guratoren und ihren Pflegebefoh- 
lenen aus der Verwaltung der Bormundfhaft oder Guratel; 8. 399 die Rechte des 
Staatsſchatzes, Grundeigenthümerd und Finderd auf einen. Antheil an der entbedten 
Sache; 8. 766 die Rechte der Eltern und Kinder auf den Pflichttheil und a. a. D. 
angeführten Beftimmungen der fiebenb. Gefebe. 

J **) Alex. Posa de Makfalva: Jus Transilv. privatum Lib. II. $. 136. — 
J. C. Albrich: Sächſiſches Privatreht: $. 176. 
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$. 862. 


Wenn zur Annahme des Verſprechens kein Beitraum betungen worden if, fo muß ein mänd- 
liches Verſprechen ohne Bergug angenommen werden. Bei dem ſchriftlichen kommt es darauf am, ob beide 
Thelle ih an demfelben Orte befinden, oder nicht. Im erfien Falle mub die Annahme in vierundzwanzia 
Stnuden; im zweiien aber innerhalb jenes Zeitraumes, welcher zur zweimaligen Beantwortung nöthig iR, 
erfolgen, und dem verfprehenden Theile befanut gemacht werden, widrigenfalls if das Berfprechen er- 
lofden. Bor Ablauf des feftgefegten Beitraumes fanıı dad Verſprechen wit zurückgenommen werden. 


8. 863. 


Man kann feinen Willen nit nur ausdrüudiih durd Worte und allgemein angenommene Beiden, 
fondern auch ſtillſchweigend dur ſolche Handlungen erklären, welche mit Veberiegung aller Huflände 
feinen vernünftigen Grund, daran zu zweifeln, übrig laffen. 


8. 864. 
Berträge find einfeltig oder zweifeltig verbindlich, je nachdem nur ein Thell etwas verſpricht, um» 


der andere es annimmt, oder beide Theile einander echte Übertragen, und wechſelſeitig annehmen. Die 
erfien werden alfo ohne Entgelt, die andern aber mit Entgelt geichloffen. 

Der Berirag (conventio, contraelus, pactum) ift „eine auf Begrün- 
dung von Rechten und Verbindlichkeiten gerigtete Uebereinkunft 
zweier oder mehrerer Perfonen” oder „ein angenommenes Ver—⸗ 
Iprehen"*). Es wird demnach hiezu von einer Seite ein Berfprechen, von der 
andern die Annahme des Verſprechens erfordert, und in dem Augenblide, als die 
gegenfeitige Erflärung hierüber zwifchen beiden Parteien (dem Promittenten und 
Promiffar) fattgefunden hat, ift der Vertrag als vollgiltig abgefchloffen anzufehen, 
und ed erwächft der einen Partei (Promiffar) das Recht zu Dem Gegenftande, deſſen 
ſich die andere Partei begeben hat; für die legtere (Promittent) aber die Verbind⸗ 
lichkeit ihr Verſprechen zu erfüllen.” So z. B. fagt das Geſetz ausdrücklich: „Der 
Dienftvertrag zwiſchen Dienfthalter und Dienfboten wird ſo— 
gleih vollgiltig, fobald beide Theile einander wedjelfeitig 
jufihern, jener, daß er ihn annehmen, und diefer, daß er in 
den Dienft treten wolle”. (Siebenb. Dienfibotenordnung vom 18. Juli 
1793. Sub. 3. 3466. 8. 1.) **) 

Wenn ein Dertrag unter Abweſenden vollendet werde, d. h. innerhalb 
welcher Zeit die Annahme des Verſprechens erfolgen müfle, widrigenfalls daffelbe 
als erloſchen anzufehen ift, wird in den fiebenhürgifchen Geſetzen nicht beftimmt. 
Indeflen wird nad) dem von der NRecdhtspraris angenommenen Grundſatze: „Qui 
tacel consentire videlur“, welchem gemäß der Wille fogar durch Stillfhweigen 
geäußert werden kann, in dem Kalle, wo über die Annahme eines Verſprechens 


”) Anton Haimberger: Nömifches Privatreht. 4. Th. 8. 479. — 3. C. Albrich: 
Sächſiſches Privatreht: $. 177. — of. Zimmermann: Siebenbürgiſch⸗ ungariſches 
Privatrecht: 8. 81. Mſet. — oh. v. Yung: Ungarifches Privatrecht II. Bd. ©. 225. 

— Hodm: Norm. Samml. Br. I. S. 235—286. 
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durch einen Abwefenden ein Zweifel obwaltet, diefe dann als wirklich erfolgt anzu- 
fehen fein, wenn fie dem Abwefenden zum Bortheile gereicht *). 

Die Eintheilung in einfeitige (unentgeltliche) und zweifeitige (entgeltliche) 
Verträge, läßt fih au aus dem fiebenbürgifhen Civilrechte ableiten. 


$. 865. 

Wer den Gebrauch der Bernunft nicht dat, wie auch rin Kind unter fleben Jahren, if unfähig, ein 
Berſprechen zu machen ober ed anzunehmen, Andere Berfonen hingegen, weldhe von einem Bater, Bormunde 
oder Gurator abhängen, Lönnen zwar ein bloß zu ihrem Bortheile gemachtes Verſprechen annehmen, wenn fie 
aber eine damit verfnüpfte Laft übernehmen, oder feibit etwas verfprechen, hängt die Giltigkeit des Vertrages 
nad den, in dem dritten und vierten Hauptftüde des erften Theiles gegebenen Borfchriften in der Regel von 
der. Einwilligung des Vertreters oder zugleich des Gerichtes ab. Bis dieſe Einwilligung erfolgt, Tann ber 
andere Theil nicht zurücktreten, aber eine angemeffene Friſt zur Erklärung verlangen. 


$. 866. 


Mer liftiger Weife vorgibt, daß er Berträge zu ſchließen fähig fei, und dadurch einen andern, ber dar- 
über nicht leicht Exrfundigungen einholen konnte, bintergeht, If zur Genugthuung verpflichtet. 


8. 867. 


. Was zur GSiltigkeit eines Bertrages mit einer unter der befondern Borforge der Öffentfigen Berwal- 
tung fiehenden Gemeinde ($. 27) oder ihren einzelnen Gliedern und Stellvertretern erfordert werde, ift aus der 
Berfaffung derfelben und den politifchen Befepen zu entnehmen ($. 200). 


$. 868. 
In wie weit ein Verbrecher gültige Berträge ſchließen Fönne, befimmt dad Etrafgefeh über Verbrechen. 


8. 869. 
Die Einwilligung in einen Vertrag muß frei, ernftlich, beitimmt und verfländlich erfläret werden. IR 
die Grlfärung underftandlich, ganz unbeflimmt oder erfolgt die Annahme unter andern Beſtimmungen, ald 


unter welchen dad Berfpredyen geſchehen if, fo entfteht kein Bertrag. Wer fi, um einen Andern gu bevor 
theilen, undeutlicher Ausdrüde bedient, oder eine Scheinhandlung unternimmt, leiftet Benugthuung. 


8. 870. 


Wer von dem anuehmenden Theile durch ungerechte und gegründete Furcht zu einem Vertrage gezwun⸗ 
gen worden, ift ihn zu haften nicht verbunden. Ob die Furcht gegründet war, muß von dem Richter aud den 
Umftänden beurtheilet werden ($ 38). 


g. 811. 


Wenn ein Theil von dem anderen Iheife durch falfche Angaben irre geführt worden, und der Jerthum 
bie Hauptſache, oder eine weſentliche Beſchaffenheit derfelben betrifft, worauf die Abſicht vorzüglich gerichtet 
und erfläret worden, jo entiteht für den Irregeführten feine Berbindlichkeit. 


8. 872. 


Betrifft aber der Irrthum weder die Hauptfache, noch eine weſentliche Beſchafſenheit derfeiben, fondern 
einen Nebenumftand, fo bleibt der Vertrag, infofern beide Theile in den Hauptgegenfland gewilliget, und den 
Rebenumftand nicht als vorzugliche Abſicht erkläret Haben, noch immer giltig. allein dem Irregeführten ift von 
dem Urheber des Irrthumes die angeıneffene Bergütung zu leiften. 


$. 873. 


Ehen diefe Orundfäge find aud auf den Irrthum in der Berfon desjenigen, welchem ein Berfprechen 
gemacht worden ift, anzuwenden, infoferne ohne den Irrthum ber Vertrag entweder gar nicht, oder doch nicht 
auf ſolche Urt errichtet werben wäre. 


*) Joh. v. Jung: Ungarifches Privatrecht IL Band, &. 226. * 
Sachſenheim. Erläuterung. 46 
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8. 874. 


In jedem Falle muß derjenige, welcher einen Bertrag durch Liſt oder ungerechte Furcht bewirket hat. 
für die nadhtheiligen Folgen Genugthuung leiften. 


8. 875. 


JR der verſprechende Theil von einem Dritten entweder durch ungerecdhte und gegründete Furcht zu 
einem Bertrage gezwungen, oder durch falſche Angaben Irre geführt worden, fo ift der Bertrag giltig. Rur im 
den Falle, daß der annehmende Theil an der wiberredhtliben Handlung des Dritten Theil nahm, oder diefelbe 
offenbar wirfen mußte, ift er cbenfo nach den SS. 870—874 zu behandeln, ald wenn er felbft den andern Theil 
in Furcht oder Irrthum verfept hätte. 


8. 876, 


Wenn der verfprehende Theil ſelbſt und allein an feinem wie immer gearteten Irrthume Schuld if, 
ſo befteht der Vertrag ; e6 wäre denn, daß dem annehmenden Theile der obmwaltende Irrthum offenbar aud denn 
Umftanden auffallen mußte. 


8. 877. 


Wer die Aufhebung eines Bertrages aus Mangel der Einwilligung verlangt, muß dagegen auch Alles 
jurüdftellen, was er aus einem ſolchen Bertrage zu feinem Bortheile erhalten bat. 


Die ganze Lehre des heimifchen Civilrechtes über die Verträge läßt fih in 
dem allgemeinen Grundfage zufammenfaflen: „Daß die Rechtsverbindlichkeit 
des Vertrages jener des Geſetzes gleihlomme”, oder aber, daß „der 
Bertrag für die Barteieg, welde ihn eingegangen haben, als Gefeß 
zu gelten babe.” Diefen Grundfag, welcher ſchon in den älteren ungarifchen 
Geſetzen aufgeftellt ift (Math. Deer. VI. a. 17: secundum quod se quisque 
obligaverit, ..... . judieium seu justitiam reeipiat), hat die fiebenbürgifche 
Gefeßgebung wiederholt ausgefprochen (A. C. III; 11 a. 2. Kinek kinek irott 
törvenye a’ maga kötese“ und Art. nov. II. a. 1792 „siquidem sensu legum 
patriarum contractus contrahentibus legem ponant, frustraque fierent 
legitimae obligationes, nisi illae debitum quoque sortirentur effectum*). Der⸗- 
ſelbe Grundfag findet ih auch im ſächſiſchen Rechte vor (St. IIL 5. 8. 1. con- 
tractus enim legem ex conventione aceipiunt). Hiedurch ift zugleich die Gränze 
gezogen, innerhalb welcher Verträge rechtsgiltig abgefhloffen werden Tönnen. 
Diefe Gränze ift eben das Geſetz felbft, indem nach dem oben angeführten Grund⸗ 
faße dem Vertrage zwar eine dem Gefehe gleihfommende, nicht aber eine über 
diefes hinausgehende, d. h. dasſelbe abforbirende Rechtswirkung zufömmt. Der 
Vertrag alfo, wenn er rechtsverbindlich fein fo, darf Nichts enthalten, was mit 
den Anordnungen der Geſetze im Widerſpruche ſteht. Das fächfifche Municipal⸗ 
gefeß macht die Berbindlichleit der Verträge geradezu davon abhängig, Daß fie 
niht „gegen das Gefeg“ find (St. II. 1. 8. 3. „Sancimus nemini licere 
adversus sus pacta venire, et contrahentes decipere. Nam de jure pacta con- 
_venta, quae neque contra leges, neque dolo malo inita sunt, omnimodo 
observanda sunt“ etc. etc.). 
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Zur Giltigkeit eines Vertrages wird demnach erfordert: 


I. 

Rah ungarifhem Rechte: 

A) die Rehtsfähigkeit der Vertrag [hliegenden Berfonen; wos 
nad Diefelben weder mit einem folchen Törperlihen, noch geiftigen Gebrechen 
behaftet fein dürfen, welches die Möglichkeit, ihren Willen erklären zu können, 
ausſchließt. Im diefer Beziehung werden als rehtsunfähige Berfonen angefehen: 

a) die Berfonen, welche nicht den volllommenen Gebrauch ihrer Bernunft haben, 
und dieferwegen unter Bormundfchaft oder Guratel ftehen, ald Wahnfinnige, 
Biödfinnige 2c. (Tr. L 55). Dazu werden auch gerechnet Perfonen, welche 
auch nur zeitweilig ihrer Sinne nicht volllommen mächtig find, wie z. 2. 
Zruntenbolde während der Daner des Zuftandes der Trunfenheit (Tr. L 124). 

b) die unmündigen Minderjährigen, welche ohne Einwilligung ihres Baters 
oder Bormundes gar keine Berträge abfchliegen können (Tr. I. 126, 129 
und II. 37), und die mündigen Minderjährigen, weldhe nur unter befonderen 
Bedingungen Berträge eingeben können (Tr. I. 111 und 128). 

ce) die unverheiratheten Frauenzimmer (Tr. L 91). 

d) die gerichtlich erklärten Berfchwender (A. 5. Refcer. vom 14. Juli 1772). 
Dal. hiezu 8. 21 Abf. IL; IV—V und IX; 88. 243—248 und 
273 Abi. I. 

B) die wahre Einwilligung der Bertrag [hließenden Berfonen; 
wonach, abgefehen von deren Fähigkeit ihre Einwilligung zu geben, diefe Ein- 
willigung aud eine freie, ernftliche, beſtimmte und verftändliche fein muß. Es 
find daher alle Berträge ungiltig: 

a) deren Schließung duch Zwang oder Gewalt bewirkt wurde (Math. Deecr. 
II. a. 26. „quod nulla fassio invite facta vel facienda vires habeat‘‘). 

b) wenn Lift und Betrug Dabei in Anwendung gebracht wurde (Tr. 1. 718. 1 
und II. 83. 8. 5 „fraus enim et dolus patrocinari debet nemini“ (C. C. 
IV. 6. a. 1). 

e) wenn ein Irrthum in der Sache oder Perfon (error in re vel in persona) 
obwaltet. Nach Analogie des Art. nov. II. a. 1792. p. 4. fiehe S. 129 d. W.). 


Il. 


Rah fahfifhem Rechte gleichfalls: - 
A) die Rechtsfähigkeit der werttag [hließenden Berfonen. Diefe 
Fähigkeit mangelt: 
a) den der väterlichen Gewalt, Vormundſchaft oder Curatel unterworfenen 
Verfonen (St. II. 3. 88. 10 und 18. ypupillus ex nullo contractu sing 
46° 
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- 


tutoris authoritate obligari possit, eo quod pupillus nec velle nec nolle 
in ea aetate creditur. Stat. III. 1. 8. 5. Vgl. 8. 21 Abf. VI und 8. 243 
Abf. IL). Unter weichen Bedingungen übrigens auch Minderjührige Verträge 
eingeben fönnen, wurde bei $. 244 Abf. II (S. 311 d. W.) gefagt; 
b) Berfonen, welche den volllommenen Gebraud der Vernunft nicht haben, als 
BWahnfinnigen, Blödfinnigen u. |. w. (Nach Analogie St. I. 5. 88. 1-3. 
Pal. 8. 21 Abf. X); 
e) den gerichtlich erklärten Verſchwendern (St. II. 3. 8. 10. Bel. 8. 273 Abf. ID; 
a) den Bormündern und Curatoren in Nücficht ihrer ‚Bflegebefoblenen, mit 
welchen fie ohne ausdrüdlihe Bewilligung der Behörde keine Verträge 
ſchtießen fönnen (St. IL 3. 88. 12 und 13).- 
B) die wahre Einwilligung der Vertrag ſchließenden Perfonen. 
Mit Gewalt erzwungene, mit Xift erfchlichene Verträge find immer; ſolche Ver⸗ 
träge, wo ein Irrthum in der Perſon oder Sache obwaltet, in der Regel ungiltig. 
(St. III. 1. 8. 3 „pacta conventa, quse neque contra leges, neque dolo malo 
inita sunt, omni modo observanda sunt“; und nad Analogie St. III. 6. $. 10 
„et si res venumdata furtiva vel vi oblata fuerit regressum habet emptor ad 
venditorem“ ; und $. 11 „si quis equum vendit de vitiis et morbis latentibus 
cavebit *).“ St. 1. 7. $. 1. Sigillum enim litteras confirmat et corroborat nisi 
in caleulo error sit commissus, tunc enim exceptione juvatur.“ - 


IU. 


Nah Anordnung der Randesgefege find Ausländer, fo lange fie nicht. das 
Indigenat erhalten (A. C. III. 41. a. 1); die Juden-mit Ausnahme einiger Orte, 
wo ihnen die Beſitzfähigkeit zuſtehet (A. C. V. Ed. 82), von der Erwerbung ‚der 
Liegenſchaften ausgeſchloſſen, und können daher and Teine daranf zielende Berträge 
eingehen (vgl. $. 37. Abf. I und II. 5 und $. 356). Die Kitchen und Geiftlichen 
können in Betreff weltliher Güter feine Berträge eingehen (Ulad. Deer. VII. 53); 
namentlih nicht ſolche, welche den gefeßmäßigen Erben und dem f. Fiscus zum 
Nachteile gereihen (A. C. I. 6. a. 2. Bal. 8. 539). 

Die unter väterliher Gewalt, der Bormundfchaft und Curatel ftehenden 
Berfonen dürfen Feine Darleihensverträge fliegen, die vor einem auswärtigen 
Gerichte geklagt werden könnten, d. h. fie fönnen ſelbſt in Fällen, wo ihnen fonft 
Darleihensverträge einzugehen gefeglich zuftehet, ſich ihres heimifchen Gerichts⸗ 
ftandes nicht begeben (Art. nov. II. a. 1792. Bel. 37 Abf. I). 


*) Ein Darlehensvertrag iſt ungiltig, wenn ein’ Irrthum in der Sache oder 
in der Perfon nachgewieſen wird (errorem in re vel in persona. Art. nov. II a. 1792.) 
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- Zum $. 868 wird bemerkt: „Ein zum Tode oder ſchweren Kerkerftrafe ver« 
urtbeilter Verbrecher, kann von dem Tage des ihm angekündigten Urtheiled und fo 
fange feine Strafzeit dauert, weder unter Lebenden cin für ihn verbindliches Geſchäft 
fchließen, noch einen letzten Willen errichten” (Str. ©. B. J. Th. 5. 27. Vgl. 88. 279 und 574). 


$. 878. 


Ueber Alles, was im Verkehre ſteht, önnen Berträge gefchloffen werden. Was nicht geleiftet werben 
fann, wa? geradezu unmögfich oder unerlaubt if, kann fein Begenfland eines giftigen Bertraged werden. Wer 
einen Andern durd dergleichen Zuſagen täuſchet, wer ihn aus ſchuſdbarer Unwiſſenheit verfügt, oder aud 
deffen Schaden einen Nupen zieht, bleibt dafür verantwortlich. 


8. 879, 


Indbefondere find, außer den am gehörigen Orte angeführten, folgende Verträge ungiltig: 

1. wenn etwas für die Unterhandlung eines (Ehevertrageö bedungen wird; 

2. wenn ein Wundarzt Oder was immer für ein Arzt fi von dem Kranken für die Uebernehmung 
der Eur, oder 

3. wenn ein Rechtöfreund fih für die Uebernefmung tines Proceffed eine Seftimmte Belohnung 
bedingt, oder eine ibm anvertraute Streitfache an ſich Iäfet; 

4. wenn eine Erbſchaft oder. cin Vermäcdtnig, die man von einer dritten Perſon hofft, noch bei Leb 
zeiten derſelben veräußert wird. 


Ruͤckſichtlich der dem Verkehre entzogenen Sachen. Pal. 8. 356. 

Zur Giltigkeit des Vertrages gehört außer den bei den vorangehenden 
Paragraphen angeführten Erforderniffen, daß der Gegenftand der freien Verfügung 
der Vertrag fliegenden Parteien geſetzmäßig unterkiege. Namentlich Fönnen : 


es Ä 

Rah ungarif chem Rechte: fein Gegenſtand eines giltigen Vertrages 
fein die reinen Fiscalgüter (purae fiscalitates. A. C. II. 8. a. 1): die Avitical⸗ 
güter (Tr. I. 111. 88. 6 und 7), infoferne fie unwiderruflich (jure perennali) 
nicht veräußert werden dürfen; ferner fremdes Eigenthum, da Niemand mehr 
Rechte auf einen Anderen übertragen kann, als er felbft beſitzt (C. O. IV. 12. = 1, 
'nemo plus juris in alium transferre potest, quam quod habet; und Tr. I. 76. 
$..1..alterius jüra vendere non potuit). 
Rah Anordnung: der älteren Landesgeſetze war es den Advocaten unter 
fagt von ihren Elienten ungebührlihe Belohnungen und Zahlungen anzufprechen, 
und für den Fall, daß fie fi) mit den Clienten über die ihnen zu entrichtende 
Belohnung richt einigen Fonnten, dem Nichter die Befugniß eingeräumt, die Be⸗ 
lohnung (Balmarhonorar) des Advocaten zu bemefien. Der Advocat, welcher ſich 
biemit nicht begnügte, war vom Richter ſogteich (facie Sedis eo — mit dem 
Bhrbgeide.zu beſtrafen (A: C. IV. 198. a. 2). 

: Später wird Durch Die Gefeßgebung in diefer Beziehung beſtimmt: daß der 
Rechtofreund für die zu beſtreitenden Auslagen von feinen Clienten einen Bots 
ſchuß, und nach "Erfliegung des eiſtrichterlichen Urtheiles feine. Belohnung ver- 
langen dürfe, welche letztere jedoch vor. dem Richter zu liquidiren und nach Billig» 
keit zu mäßigen if. Eine höhere Belohnung des Rechtsfreundes oder 
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Aufnahme desfelben gegen jährliche Beftallung ift indeffen gefeklich 
nit unterfagt. Das Gefeß enthält zum Theile auch einige Beftimmungen 
über die Größe der Belohnung für einzelne Schriftftücte, Die je doch in der Gerichts⸗ 
prarid außer Anwendung gekommen find. 

Auch nehmen die Gerichte auf die Beſtimmung der Belohnung nur dann 
Einfluß, wenn diepfalld von den ftreitenden Parteien, oder den Advocaten Klage 
erhoben wird; da ed nad der Gerichtopraxis den Rechtöfreunden ganz frei 
ftehet, fi für die Webernehmung eines Proceffes eine Belohnung 
auszubedingen. 

In gleicher Weife wird ed den fiebenbürgifchen Hofagenten unterſagt, von 
Eigennuß geleitet, ihren Elienten läftig zu fallen, denfelben nicht geleiftete Dienfte 
und erdichtete Ausgaben aufzurechnen, oder für verfaßte Arbeiten unverhältniß⸗ 
mäßige Gebühren zu verlarigen. Die Clienten find daher beredhtiget, nit nur 
dem Hofagenten ein mit Documenten verfehenes Verzeichniß feiner Gebühren ab- 
zuverlangen, fondern auch wenn ihnen die aufgerechneten Gebühren zu hoch ers 
fheinen, deren Ermäßigung bei der Hofftelle anzufuchen. Die Liquidirung derfelben 
bat fodann mit entfprechender Rückſichtnahme auf die Mühemwaltung und die 
Auslagen des Hofagenten zu gefchehen; doch darf die Beſtimmung der ihm 
gebührenden Belohnung niemals eine foldhe fein, daß Daraus gewiffermaßen die 
Größe des dem Clienten durch die Bertretung feiner Angelegenheit zugewendeten 
Bortheiles bemeffen werden fönnte (Limitatio autem mercedis Agenti competen- 
tis nusquam ita attemperata sit, ut exinde quasi magnitudinem Jurium Clienti 
comparatorum metiri liceat). 

Der Hofagent kann fi zur Bezahlung der Zaren vom Glienten mit einem 
angemeſſenen Vorſchuſſe verfehen laſſen, jedoch darf er dieſen mit feiner Belohnung 
nicht vermengen, er muß einen Empfangſchein darüber ausſtellen, und Rechnung 
darüber legen. Hat er aber zur Bezahlung der Zaren oder zur Berichtigung anderer 
Koften aus feinen eigenen Mitteln einen Vorſchuß gemadt, fo kann er dafür 
feinem Elienten fünf Brocente aufrehnen (quodsi autem pro persolutione 
taxarım, aliorumque sumptuum complanatione de suo quidpiam anticipaverit, 
interusurium quinge per Centum Clienti suo imputare poterit. — Instr. 
pro Agentibus Tr. Aulieis vom 21. December 1798. Hof. 1753. 
88. 47—49). | 

Der Hofagent hat die Vertretung von Armen, welche ſich an ihn wenden, 
unentgeltlich, ohne Weigerung zu übernehmen (ebd. 8: 3). Mit Berfonen, welde 
unter väterliher Gewalt, Bormundfchaft oder Curatel ftehen, darf er ohne 
Wiſſen der Eltern, Bormünder oder Suratoren ſich in feine Geſchäfte einlaflen, 
außer er würde von ihnen zur Vertretung ihrer lagen aufgefordert (ebd. 8. 27). 
Er darf unter väterlider Gewalt ſtehenden jungen Leuten zur Eingehung von 











+ 


(8. ©. 9. 98. 878-379]. 679 Viltigteit der Berträge.] 


Darleihensverträgen niemals, und auch nicht zur Eingehung ſolcher Verträge, worin 
der Schuldner, mag diejer welchen Standes und Alters immer fein, fi zur Zahlung 
unverhältnigmaäßig großer, ungefeßliher Zinfen, gefchähe dieß unter welddem Namen 
oder Zitel immer, verpflichtet, Beiftand zu leiften (ebd. $. 30). 

Den öffentlich beftellten Armenadvocaten ift es unter der Strafe des Rück⸗ 
erjaßes in Doppeltem Betrage, oder aber im Wiederholungsfalle, fogar der Amts⸗ 
entfeßung unterfagt: ihren Clienten für die Vertretung auch nur einen Heller 
abzuverlangen oder zu erprefien, oder unter was immer für einem Titel Geſchenke 
von ihnen anzunehmen; dagegen aber haben die Gerichte für den Fall, als der 
Client den Proceß gewonnen hätte, auf die Mühewaltund ded Armenadvscaten 
bei der Liquidirung der Proceßkoften gehörig Bedacht zu nehmen (Amtsunterricht 
für die Unterthans- und Armenadvocaten vom 15. Februar 1797 8. 7. — 
Instr. pro pauperum advocatis vom Jahre 1808. Bub. 3. 2431). 
$$. 1002-1016. 


I. 


Nah ſächſiſchem Rechte: erfcheinen die im &. 878 des b. ©. Buches 
über die Abſchließung von Verträgen aufgeftellten Grundſätze ſchon darin auss 
gedrückt, daß nach dieſem Rechte Verträge, welche nicht gegen das Geſetz, oder in 
böfer Abſicht gefchloffen, und worin feine ungefeklihen Zinſen ausbedungen 
werden, auf alle Weife aufrecht zu erhalten find, und daraus den Parteien ihr 
Recht gefprochen werden muß (St. III. 1. $. 3. „nam de jure pacta conventa, 
quae neque contra leges, neque dolo malo inita sunt, omnimodo observanda 
sunt‘‘ ; und „judices ex praescripto obligationum cujusque debitoris jus dicant, 
exceptis tamen illegitimis usuris et stipulationibus duplae, quae in contractibus 
et stipulationibus nulla ratione admitti debent‘'). 


Zum 8. 879 Abſ. 3 wird bemerft: „Kein Advocat darf fich für die Führung 
eined Proceſſes cine beftimmte Belohnung bedingen, oder eine ihm anvertraute Streit: 
fahe an fi löfen. Ein folder Vertrag wäre nicht nur ungiltig, fondern der babei 
betheiligte Advocat noch bejonderd zu beftrafen (8. 25 der Adv. Ordnung vom 10. 
Dictober 1853. R. &. Bi. Nr. 251). Auf welche Art die Liquidirung der Advocaten⸗ 
gebühren in dem Falle vorzunehmen fei, wenn der Gegner feines Clienten in den Erfaß 
der Gerichtokoſten zu vermrtheilen tft, wird durch dic &. PB. D. beftimmt. Diejenigen 
Bebühren dagegen, die eine Partei ihrem eigenen Advocaten zu entrichten hat, find 
auf Begehren derfelben von jenem Richter, vor welchem bad Gefchäft, woraus bie 
Gebühren entftanden, verhandelt wurde, im Amtlichen Wege, und falld es nöthig 
wäre, nah vorläufigem. Einvernehmen der Parteien, ohne jedoch einem förmlichen 
Proceffe ftattzugeben, zu liquibiren. Sollte der Client die auf diefe Art liquidirten, oder von 
ihm als richtig anerfannten Gebühren nicht bezahlen, fo ftcht dem Advocaten frei, 
denſelben entweder bei dem Gerichte, vor weichem dad Geſchäft, woraus die Gebühren 
entftehen, verhandelt wurde, oder von dem perjänlichen Richter des Glienten dazu verhalten 
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zu laffen, worüber nach vorlänfigem contradictorifchen Verfahren durch Urtheil zu 
entfcheiden ift (ebd. 8. 26). Die Belohnung, welche cin Advocat von feiner Partei 
anzufprechen bat, ift nicht nach der Bogenzahl der erftatteten Schriften, oder nach der 
Zahl der Zagfapungen, fondern nach den ihr in dem Procefie wirklich geleifteten 
Dienften zu beftimmen, und hierbei auf feine mit derfclben etwa getroffene entgegen- 
geſetzte Uebereinkunft Rüdfiht zu nehmen. Insbefondere ſoll bei diefer Beſtimmung 
darauf gefehen werden, ob ber Advocat a) auf die Vorbereitung zum Proceffe und 
vorzüglih auf die Herbeifhaffung der Beweismittel große Mühe verwendet; b) in den 
Verhandlungen einen höheren Grad von Kenntniffen, Fleiß und Geſchicklichkeit bewiefen ; 
e) die Borfähriften der P. O. genau beobachtet und den Proceh nad Möglichkeit 
befchleuniget ‚habe; endlich d) ob nicht der Bermögendftand der von ihm vertretenen 
Partei eine firengere Mäfigung erfordere (ebd. 8. 27). Jeder Advocat iſt verpflichtet, 
die ihm übertragenen Armenvertretungen unentgeltlid) zu beforgen ($- 28). Kür die 
Armenvertretungen ift der Advocat nur dann berechtigt die Bezahlung feiner Mühe—⸗ 
waltung anzufpredhen, wenn der Client zu Bermögen fommt, oder der Gegner zur 
Erftattung ber Koften verurtheilt wird, und dieſe von demſelben aud eingebracht 
werden können (ebd. $. 29). Da der Advocat für die Gebühren bei den durch ihn 
vertretenen Angelegenheiten zu haften bat, fo ift er berechtiget bei Annahme eines 
Auftraged von der Partei einen angemeffenen Borfhuß zu verlangen (ebd. $. 30). 


$. 880. = 
N. Tr. B. Nr. 49. 50. 


Wird der Begenitand, worüber ein Bertrag geichloffen worden, vor deifen Uebergabe dem Verkehre 
entzogen, fo ift es eben fo viel, ald wenn man den Bertrag nicht geichloifen hätte. 


g. 881. 
Außer den von den Geſetzen beſtimmten Fällen kann zwar Niemand für einen Anderen ein Verſprechen 
machen oder annehmen. Hat aber Jemand feine Berwendung bei einem Dritten verfprodgen, oder gar für den 
Erfolg geftanden, fo muß er die eingegangene Berbindlichkeit nach Maß feines Beriprechens erfüllen. 


8. 882, 
Eind unmöglihe und mögliche Dinge zugleich perfprocdhen worden, fo müffen die möglichen erfüllet 
werden, wenn anders die Vertrag fchließenden Theile nicht die ausdrudliche Bedingung gemacht haben, daß fein 
Punkt ded Bertrages von dem andern abgefondert werben könne. 


8. 883, 
Gin Bertrag kann mündlich oder ſchriftlich wor Gericht oder außerhalb ———— mit oder ohne 
Zeugen errichtet werden. Diefe Verſchiedenheit der Form macht, außer den im Befepe beſtimmten Fällen, in 
Anfehung der Verbindlichkeit feinen Unterſchied. 


$, 804. 

Haben ſich vie Barteien ausdpridii gu einem fchriftlihen Bertrage verabredet, fo wid er vor ber 
Unterſchrift der Partei niht für geſchlaſſen angefehen. Die Emgann wird Au in biefem Balle nit 
weſentlich erfordert. 

8.885, 


ZA zwar noch nicht die förmliche Urkunde, aber doch ein Auffap über die Hauptpunfte errichtet, und 
von den Parteien unterfertiget worden; fo gründet auch fhon ein ſolcher Auffaß biejenigen Rechte und Ber 
— welche darin — And. 

8. 886, 


Wer des Schreibens untundig, oder wegen Täryericher Gedrehen iu ſheeiden unfſahltz iſt. muß pwei 
gZeungen, deren einer deſſen Ramen unterfertiget, beigiehen, und fein gewöhnliches Handzeichen beitücken. 
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I. 


In ungarifhen Rechte werden pofitive Beilimmungen über die Form 
der Berträge vermißt; die Praxis hat in dieſer Beziehung, wie für dad Vertrags⸗ 
recht überhaupt, die Grundfähe des römischen Rechtes, infoferne fie den fpeciellen 
Beſtimmungen des heimifchen Rechtes über die Erforderniffe beſtimmter Vertrags« 
arten nicht widerftreiten, adoptirt’). Uebrigens find die ausführlichen Borfchriften, 
welche das ungariſche Recht über die Form der Urkunden überhaupt enthäft, 
auch für die ſchriftlichen Berträge maßgebend. Die Urkunden find namlich: 
oͤffentliche oder private ug inale der Nicht-Original-Urkunden, 
und zwar: 

1. die öffentlichen Urkunden ſind ſolche, welche unter Öffentlicher Autorität 
und unter autbentifchem Siegel vor Berfonen und glaubwürdigen Drten, oder vor 
anderen Körperfchaften (Behörden), welche mit der Beiugniß zur Ausſtellung von 
Urkunden und einem gefehlihen Siegel verfehen find, errichtet werden; Privat⸗ 
urkunden hingegen ſolche, welche von. und vor Brivatperfonen mit Beifügung ihrer 
Brivatfiegel ausgeſtellt werden. In Ruͤckſicht auf ihre Beweiskraft beitätiget dem 
Geſetze nach die Beidrüdung eines authentifchen Siegeld auf eine Urkunde jede 
in derfelben ausgedrückte Thatſache; nicht fo die Beidrückung der Privatfiegel 
(Tr. IL 18. $. 2. sigillum authentivum literis appositum .confirmat omne fac- 
tum in ipsis literis expressum atque declaratum; und $.:4 privatarum. perno- 
narum sigilla nihil perpetuitstis sub se continere possunt). Eine entgegen 
gefeßte Praris bat jedoch die letztere Geſetzesanordnung außer Anwendung 
gebracht **). | 

2. die Driginal⸗Urkunden (autographa) find foldhe Urkunden, welche 
urſprüuglich über die Thatfache oder die Willenserklärung, welche fie enthalten, 
errichtet worden find; die Richt-Originalurtunden (apographe) folhe, welche aus 
den erfteren abgefchrieben worden find; welche, wenn die Abſchrift unter öffent⸗ 
licher Autorität, entftanden if, Tranfumte (transsumpta legalia oder authentica, 
oder, wenu fie von Brivatperfonen herrührt, einfache TZranfumteoder Copien 
(copiae oder transsumpta simplicia) beißen. Was insbejondere die 

.. a) Zranfumte betrifft, fo find diefelben Urkunden, welche nicht bloß im 
Allgemeinen den Inhalt, ſondern den Wortlaut einer anderen (Original⸗) Urkunde 
enthalten (Tr. II. 15. $. 1. transsumptio est alicujus privilegii, non sansualin, 
sed verbalis, in aliud privilegium translatio). Man unterſcheidet geſetzliche und 
einfache Tranfumte. Erſtere werden entweder von der k. Tafel, oder von glaub⸗ 
würdigen Orten Bel Die ——— derſelben von der Tafel 
— er ‚ . » ' { s 

9) Alszii Dosa de Mahfalva! Jus —— —— ges 8. 188: u 

») Ebd. $. 237. Re ae 
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konnte nur nad vorläufiger Berlautbarung, mit Beifiignng der Claufel in ihrem 
Eingange: „praemisss legittma proclamatione‘ (Art, nov. 8.8, 1754) und nur 
dann gefchehen, wenn zuvor die Richter durch forgfältige Unterfuchung ſich die 
Ueberzeugung von der Aechtheit der Urkunde, von welcher ein Tranſumt zu er 
theilen war, verfhafft hatten (Tr. U. 15. 8. 2). Die Gerichtötafel war gehalten, 
jenen Perfonen, welche in Folge der Berlautbarung über die von Körperſchaften 
oder Privaten verlangte Tranfumirung einer Urkunde dagegen Einwendungen et 
boben hatten, die Beweisführung der Giltigkeit diefer Einwendungen zu geftatten, 
und mittlerweile die" zur Tranfumirung überreihten Urkunden in ihrem Archive 
zurück zu behalten. Im gleicher Weife war fie verpflichtet, Perfonen, welche zu 
folden Urkunden ein Recht nachzumweifen vermochten, Duplicate des auszuftellenden 
Zranfumtes zu verabfolgen (Instr. tab. $. 88). 


Ueber die Ausftellung von Tranfumten von Seite der glaubwürdigen Orte 
(fiehe 8. 27. Abf. I. S. 80 d. W.), wozu bier nur noch bemerkt wird, daß die 
glaubwürdigen Drte gehalten waren, wenn über die Aechtheit einer zu tranfumiren- 
den Urkunde Zweifel obwalteten, diefe den verfammelten Landſtänden, oder aber 
ber k. Gerichtstafel zur Entfheidung darüber vorzulegen hatten. Einem folder 
geftalt ausgefertigten Tabular⸗ oder Gapitulartranfumt kömmt dieſelbe Beweis⸗ 
kraft, wie der Driginalurfunde zu (Art. nov. 3. a. 1754). Dasfelde gilt von den 
Zranfumten der Zranfumte. 


Die einfachen Tranfumte (simplieia) find folche Abfchriften von Urkunden, 
welche von Brivatperfonen und mit PBrivatfiegeln ausgefertigt, und zum Behufe 
der Aufbewahrung bei einem glaubwürdigen Orte hinterlegt worden find. Solche 
Zranfumte befigen, befonderd wenn fie zum Behufe eines Klagebegehrens einger 
bracht werden, keine Beweiskraft, fondern die Partei, welche fih derfelben bedient, 
ift auf Verlangen der Gegenpartei zur VBorlegung der Driginalurfunde verpflichtet 
(Instr. tab. 8. 82). Es find ferner: 

b) die Abſchriften (Copien), vidimirte (vidimatae) oder nicht vidimirte (non 
vidimatae). Die Bidimirung befteht in der von einer öffent lichen Perſon, welche 
jedod nicht mit der Befugniß zur Ausftellung auth entiſcher Urkunden bekleidet ift, 
der Abfchrift beigefügten Beftätigung über deren mörtliche Webereinftimmung mit 
der Driginalurtunde. Die Abfchriften jeder Art beſitzen an und für ſich feine 
Beweiskraft. 


Zu den Erforderniſſen, welche alle Urkunden haben müffen, gehört: daß 
ihnen fowohl die innere als äußere Wahrheit zulomme; dag namentlid: 
a) die Namen und Charaktere der Perſonen fowohl, welde die Urkunde 


errichten, als jener Perfonen, auf deren Berlangen dieſelbe ———— wird, in 
derſelben klar und deutlich enthalten ſeien; 
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b) die Gegenftände, welche die Urkunde betrifft, darin mit genauer Augabe 
ihrer Befchaffenheit (Qualität), ihres Umfanges (Quantität) und ihrer Lage (Locali⸗ 
tät) verzeichnet erſcheinen (Tr. II. 17). 

c) daß fie eine Sache zum Gegenftande haben, worüber Dem Ausfertiger 
das Berfügungsrecht zulömmt (Tr. I. 51 und 126). Bgil. 8.877. Abf. I. und III). 

d) daß fle die echte eines Dritten nicht verleken; weil fenft diefer befugt 
ift, ihre Ungiltigmahung zu verlangen (Tr. I. 59 und I. 9. 8. 2). Pal. 
8. 879. Abf. I. 

e) daß die Urkunden, welche unter öffentliher Autorität entftehen, die 
betreffende Behörde oder öffentliche Berfon, welche die Ausfertigung beforgt, ſelbſt 
Kenntniß von der Sache, worüber die Urkunde errichtet wird, habe. Urkunden 
nämlich, welche nur Gchörtes anführen, und denmach mit der Claufel: „de cujus 
vel quorum notitia nos talis homo certificaverit“ abgefaßt find, ent- 
behren jeder Beweiskraft. Daher müfjen Berfonen, welche eine Willenserflärung 
dei einer zur Aufnahme befugten Behörde oder Siegelbewahrer abgeben wollen, 
perſoͤnlich, oder vertreten Durch einen Bevollmächtigten vor Derfelben erfcheinen, 
und mündlich die Willenserflärung abgeben (Tr. II. 16). 

f) daß fie nicht Radirnugen, Neuerungen, Berbefferungen, befonders nicht bei 
weſentlichen Worten, ala den Namen der Berfonen, der Rechte, der Verpflichtungen, 
bei Zahlen der Summen u. f. w. enthalten, weil fie dadurch den Verdacht ihrer 
Unechtheit erregen; 

g) daß fie die Zeit, den Ort der Ausfertigung, die Unterfhrift und das 
Siegel defien, der die Urkunde ausfertiget, oder auf deſſen Anordnung fie verfaßt, 
enthalten. Sollte übrigens durh Zufall das Siegel zerftört werden, fo ſchadet 
dieß, wenn nur fonft die Stelle, wo das Siegel beigedrüdt war und die Schrift 
deutlich wahrnehmbar find, der Giltigleit der Urfunde nicht (Tr. IL. 17); 

h) befteht eine Urkunde aus mehreren Bogen oder Blättern, fo müſſen diefe 
dem Gebrauche gemäß, alle mit einer Schnur zufammengeheftet fein, deren Enden 
zur Vorbeugung alles Betruges verfiegelt werden. 

Die befonderen Erforderniffe der öffentlihen Urkunden find folgende: 

1. Bon der ?. fiebenbürgifchen Hofkanzlei waren die Urkunden: 

a) im Namen Seiner k. k. Majeftät als (Groß⸗) Yürft von Siebenbürgen, 
in der üblichen Yorm und Style, mit Hinweglaffung ungebräuchlicher Elaufeln 
auszufertigen (A. C. IV. t. 13. a. 1; Art. nor. 19. a. 1791); 

b) die in authentifcher Form ausgefertigten Urkunden waren mit dem 
authentifhen Siegel, deffen Seine t. k. Majeftät ald (Große) Fürft Siebenbürgens 
ſich bediente, zu beflätigen; 

c) die Unterfchrift war von Sr. k. k. Majeflät, dem Heflanzler und einem 
Hofrathe beizufügen; 
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d) die zum ewigen Gedächtniffe errihteten Urkunden, ald Schenkungsbriefe, 
Privikegien u. dgl. mußten in er, ‚9. königliche Buch (liber — einge⸗ 
tragen werden. 

2. Von den k. Siegelbewahrern waren alle Urkunden gleichfalls im Namen 
Seinerk.F. Majeſtät, und mit Beifügung des königlichen Siegels auszufertigen, und 
mußten mit der Unterſchrift: Leeta, correcta et extradata per N. N. tabulae regiae 
praesidenr (magistrum protonotarium, secretarium: gubernielem) verfehen fein. 
Mit der Befugniß eines k. Siegelbewahrers waren betraut: der Präfes der 
k. Tafel, welcher zur Ausfertigung aller judicielen Acte und Mandate, mit Aus» 
nahme der Tranfunmte, der gerichtlihen Parien und Urtheile ermächtiget war 
(Instr. tab. $. 199); die Protonotäre (magistri protonotarii; ebd. $. 211); die 
Bubernialfecretäre. Die vor denfelben errichteten Vollmachtsderträge (procuratoria 
et plenipotentiaria constitutio), die Erntradictionen und Proteſte, Netractationen, 
die Verträge und Willenserflärungen der Parteien (Faſſionen) murden in ein 
eigenes Protocol (fassionum liber) aufgenommen, welches im öffentlichen Archive 
aufzubewahren war (A. C. IV. t. 18). 

3. In welcher Weife die Urkunden bei den glaubwürdigen Drten aus zu⸗ 
fertigen waren, ift bei $. 27 Abſ. II, S. 80 d. W. geſagt. 

4. Bon den Comitaten, Szeklerſtühlen und ungarifchen Diſtricten waren 
die Urkunden im Ramen des betreffenden Comitates, Stuhles und Diftrictes, mit 
dem öffentlichen Siegel, und mit der Unterfhrift des Notard (Art. nor. 12. a. 
1791); von den Stadtmagiftraten, im Namen des ganzen Magiftrates, mit dem 
ftädtifchen Siegel (Tr. II. 13. 8. 3) und mit der LUnterfchrift des Notare aus⸗ 
zufertigen *). 

| 11: ; . 

Im fähfifhen Rechte werden Vorſchriften über die Form der Verträge 
gleichfalls vermißt. Dem Gebrauche nah, und dem bier fubfidiarifch geltenden 
römischen Rechte gemäß können Berträge mündlich oder fehriftlich, vor Gericht oder 
außerhalb desjelben, mit und ohne Zeugen errichtet werden. Zu den gerichtlichen 
Berträgen gehören namentlich die Vergleiche (St. III. 8). Ueber die befonderen 
Erforderniffe beſtimmter Bertragsarten wird das Nähere am betreffenden Orte 
gefagt. Beftimmungen über die Urfunden in Rüdficht ihrer Beweiskraft, infoweit 
fie anf Berträge anwendbar find, enthält das fahfifche Recht im Folgendem: Die 
dem Gläubiger vom Schuldner gegebene Handſchrift oder Schuldbrief ogl. F. 1001), 
wenn der Schnldner anerkennt, daß die Sthrift von ihm ‘gegeben und geſchrieben 
Mt, Hat gegen denfelben volle Beweidtraft. Gleiche Beneietraft haben Briefe 


- *).Alexli Dosä de Makfulva: Jus Transsilvanicum privatum 88. 2817238. 
Sb. v. Jung: Ungarifched Priratrccht 4. Bd., $$. 1707—1754. 
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(litterae missivae), wenn in derfelben ausdrüdlich die Schuldverpflichtung deſſen, 
der den Brief gefchrieben und gefchict hat, ausgedrückt ift, und wenn diefelben mit 
feinem gewöhnlichen Siegel verfehen find, denn das Siegel beftätiget und 
beglaubiget die Schrift, außer eö wäre ein Rechnungsfehler unterlaufen 
(St. III. 8. 1). Wer eine Schuldflage einbringt, muß zu diefem Behufe den 
Driginal-Shuldfhein vorlegen, eine bloße Abſchrift desſelben Hat feine 
Beweiskraft (ebd. $. 2. qui erediti eausa convenitur, autentico, non alicujus 


seripturae exemplo conveniendus est). 


Bol. zu obigen Paragraphen den $. 1001 und $$. 1380—1391. 


Zu diefen Paragraphen wird bemerft: 

1. Die näheren Beflimmungen über die Form der Verträge in Rüdficht ihrer 
Beweiskraft find in dem 8. Hauptitüde der C. P. O. (88. 113—151: „Bon dem 
Beweiſe dur Urkunden” enthalten. Hier wird nur qngeführt: daß die Glaubwürdig- 
feit der vor der Wirkſamkeit der gegenwärtigen P. O. errichteten öffentlichen Urkunden 
nad den zur Zeit ihrer Errichtung beftandenen Geſetzen zu beurtheilen ift” (C. P. DO. 
$. 115). In gleicher Weife „if die Giltigkeit der vor der C. B. O. errichteten 
Privaturfunden und deren Beweiskraft gegen den Audfteller nach den zur Zeit ihrer 
Errichtung geltenden Geſetzen zu beurtheilen (ebd. $. 122). 

Die Anordnung des obigen $. 886 bed db. &. B. ift wörtlich in den $. 118 
der &. PB. D. übertragen. — „Die Giltigkeit und Beweidfraft einer Urkunde muß in 
fofern fie von der Form berfelben abhängt, nad den Geſetzen des Ortes beurtheilt 
werden, wo die Urkunde errichtet worden ift“ (ebd. $. 132). In welcher Sprache die 
Parteien die Urkunden ausfertigen wollen, bleibt ihrer Willkür infoweit überlaffen, ald 
nicht befondere Vorſchriften etwas Anderes feſtſetzen (cbd. $. 133). 

2. Bis jegt unter Privatfiegeln gefchehene Perennalübertragungen haben bie 
felbe Kraft wie die unter öffentlichen Siegeln errichteten (faif. P. vom 29. Mai 1353 
8.16). In Givilproceffen, deren Fortführung nad den Beftimmungen des Apiticitätd- 
Patentes zuläffig ift, behalten die in den dießfälligen, nach den früheren Geſetzen 
gepfiogenen Proceßacten abgelegten Geftändniffe, fo wie die früher beigebrachten 
Beweife jene Rechtskraft, welche denfelben nach den früheren Geſetzen zufam (ebd. 8. 33). 

3 Die bisher an den fogenannten glaubwürdigen Orten (loca credibilia) 
aufbewahrten Acten find bis auf weitere Berfügung in der Verwahrung derfelben zu 
belaffen, und dic Ausfertigungen über die hinterlegten Urkunden find von diefen In» 
fituten auf die bisher beftandene Weife zu beforgen (faif, P. vom 3. Ru 1853 
Art. VII. R. ©. BI. Nr. 81). 

‚Bis über die Verwahrung der bei den glaubwürdigen Orten ——— Acten 
eine weitere Anordnung erfolgen wird, haben dic Parteien, welche beglaubigte Ab» 
fhriften der in diefen Orten verwahrten Urkunden zu erhalten wünjchen, ihr Anfuchen 
um Berabfolgung bderjelben bei dem Landes: oder Kreiögerichte, in deifen Sprengel 
der glaubmwärdige Ort gelegen ift,. daher jene, die eine Abfchrift einer im Carlsburger 
Capitulararchiv hinterlegten Urkunde wünfchen, bei dem Kreisgerichte zu Carlsburg, 
jene bie eine Abfchrift won einer im Kolod-Monoflorer Gonventualarchiv befindlichen 
Urkunde verlangen, beim Kreidgerichte zu Klauſenburg einzubringen, und hat der 
Gerichtshof dieſes Anfuchen mittcht Befcheid zu erledigen, indem er, falls ber 
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Bittfteller feine Berechtigung zur geſtellten Bitte nachgewieſen bat, den Berwahrern des 
glaubwürdigen Ortes den Auftrag ertheilt, der verlangten Urkunde in den Protocollen 
und Archiven nachzuforſchen, und von felber an den Bittfteller die beglaubigte Abſchrift 
hinaus zu geben (3. M. Erl. vom 9. Zuli 1855, 3. 18190. 8. R. Bl. II. Abtb., 
Nr. 24). Bol. hiezu $. 27, Ab. II. 

4. Wechfelerflärungen, weiche flatt ded Ramens- mit Kreuzen oder anderen 
Zeihen vollzogen find. haben nur dann, wenn diefe Zeichen gerichtlich oder notarich 
* beglaubiget worden, Wechſelkraft (Art. 9A der a. W. D. v. 1. Mai 1850. R. ©. Bi. 
. Nr. 51). Auch wenn die Unterfhrift des Ausſtellers eines Wechſels falfh oder ver- 
fälicht ift, behalten dennoch das echte Accept und die echten Indoffamente die wechſel⸗ 
mäßige Wirkung (ebd. Art. 75). Aus einem mit einem falfchen Indoffamente ver- 
ſehenen Wechfel bleiben jämmtliche Indoffanten und der Audfteller, deren Unterfchriften 
echt find, wechfelmäßig verpflichtet (ebd. Art. 76). 

8. 887. 


Wenn uber einen Bertrag eine Urkunde errichtet worden, fo ift auf vorgefhüßte mündliche Ber 
abredungen, welche zugleich gefchehen fein follen, aber mit der Urkunde nicht Aeereinfiimmen oder neue Zujäße 
enthalten, kein Bedacht zu nehmen. 

9. 888, 


Wenn zwei oder mehrere Berfonen Jemanden eben dadjelbe Recht zu einer Sache verfprechen, oder eb 
von ihm annebmen, fo wird ſowohl die Deren. ale die Schuld nad den Grundfähen der Gemeinſchaft des 
Eigenthums getheilt. 

$. 889. 


Außer den in den Geſetze beflimmten Zällen haftet alfo aus mehreren Mitfchuldnern einer theilbaren 
Sache jeder nur für feinen Antveil, und Tbenfo muß von mehreren Mitgenoilen einer theilbaren Sache, jeder ſich 
mit dem ihm gebührenden Theile begnügen. 
9. 890. 


Betrifft es hingegen untheilbare Sachen, fo kann ein Gläubiger, wenn er ber einzige ift, folge von . 


einem jeden Mitfhuldner fordern. Wenn aber mehrere Gläubiger und nur Ein Schuldner da find; fo ift dieſer 
die Sache einem eingeinen Mitgläubiger, ohne Sicherflellung herauszugeben nicht verpflichtet; er lann auf bie 
Uebereinkunft aller Mitglieder dringen, oder die gerichtliche Armabrung der Sache verlangen 


$. 891. 


Berfprehen mehrere Perfonen ein und dasfelbe Ganze zur ungetheilten Sand dergeflalt, daß fidh 
Einer für Alle und Alle für Einen ausdrücklich verbinden, fo haftet jede einzelne Perſon für dad Ganze. &6 
hängt dann von dem Gläubiger ab, ob er von allen, oder von einigen Mitfchuldnern das Ganze, oder nad von 
ihm gewählten Untheilen, oder ob er ed von einem Einzigen fordern wolle. Selbft nad) erhobener Klage bleibt 
ihm, wenn er von derfelben abfteht, dieje Wahl vorbehalten; und, wenn er von einem oder dem andern Mit. 
ſchuſdner nur zum Theile befriediget wird, fo kann er das Rüdftändige von den übrigen fordern. 

Ueber die folidarifche Haftungspfliht bei Bürgſchafts⸗Verträgen vgl. 
88. 1346 u. ſ. w. 

Siehe über die Haftungspflicht der öffentlihen und geheimen Mitglieder 
einer Handlungsgefeilfhaft das bei 88. 1201 — 1204 Angeführte. 


Hiezu wird bemerft: 

1. Der Inhaber eines Mangeld Zahlung proteftirten Wechſels kann die Wechſel⸗ 
lage gegen alle Wechfelverpflichtete oder auch nur gegen Einige oder Einen berfelben 
anftellen, ohne dadurch feinen Anfprud gegen bie nicht in Anfprud genommenen 
Berpflihtungen zu verlieren (a. W. O. Art. 49). Die wechſelmäßige Verpflichtung 
trifft den Ausfteller, Accoptanten und Sndoffanten des Wechfeld, fo wie einen Jeden, 


4 
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welcher den Wechſel, die Wechfelcopie, dad Accept oder Indoſſament mitunterzeichnet 
bat, felbft dann, wenn er ſich dabei nur ald Bürge (per aval) benannt hat. Die 
Berpflichtung diefer Perfonen erftredt fih auf Alles, was der Wechfelindaber wegen 
Richterfüllung der Wechfelverbindlichkeit zu fordern hat. Der Wechſelinhaber kann 
fih) wegen feiner ganzen Forderung an den Einzelnen halten, es fiehet in feiner Wahl, 
welchen Wechfelverpflichteten ex zuerft in Anfprud nehmen will (ebd. Art. 81). 

2. Von mehreren Mitfchuldigen oder Theilnehmern einer firafbaren Handlung 
ift jeder einzeln zur Bezahlung der an den Scharfrihter für die Bollzichung des 
Zodesurtpeiled zu entrichtenden Gebühren, fowie zur Tragung derjenigen Koften zu 
verurtheilen, welche durch feine Verpflegung in der Unterfuchungähaft, feine Bertheidi« 
gung, oder durch befondere nur bei ihm eintretende Ereigniffe oder durch fein beſonderes 
Berfchulden entflanden find. Zur Bezahlung aller anderen Koften des Strafverfahrens 
find fämmtliche Mitfchuldige oder Theilnehmer zur ungetheilten Hand zu ver- 
urtHeilen. Diefer Geſammtverbindlichkeit ungeachtet fichet ed dem Gerichte frei, die 
Antheile der einzelnen Mitfchuldigen dem Verhältniſſe des Grades ihrer Theilnahme 
entfprechend zu beftimmen (Str. PB. DO. vom 29. Juli 1853 $. 341). 


$. 892. 


Sat hingegen Einer mebreren Berfonen eben dasfelbe Ganze zugefagt, und find dieſe ausdrüdtic 
berechtiget worden, es zur ungetbeilten Hand fordern ju Lönnen; jo muß der Schuldner das Banze demjenigen 
diefer Bläubiger entrichten, der ihn zuerſt darum angeht. 


$. 893. 


Sobald ein Mitihuldner dem Gläubiger dad Banze entrichtet hat, darf diefer von den übrigen Mit⸗ 
ſchuldnern nichts mehr fordern ; und fobald ein Mitgläubiger von dem Schuldner ganz befriediget morden ift, 
haben die übrigen Mtigläubiger keinen Anfpruch mehr. 


$. 894. 


Ein Mitiguldner kann dadurd, daß er mit dem Gläubiger läftigere Bedingungen eingeht, den 
übrigen keinen Nachtheil zuziehen, und die Nachficht oder Befreiung, welche ein ua für feine Perſon 
erhält, kommt den übrigen nit zu Statten. 

$. 895. 


Bie weit aus mehreren Mitglaubigern, welchen eben basfelbe Banze zur ungetheilten Hand zugefagt 
worben ifl, derjenige, welcher die ganze Forderung für fich erhalten hat, den übrigen Bläubigern hafte, muß 
aus den hefonderen , zwiſchen den Mitgläubigern beſtehenden, rechtlichen Verhältniſſen beflimmt merben. 
Beſteht kein ſolches Berhaltniß ; fo ift einer dem andern keine Nechenſchaft ſchuldig. 


8. 896. 


Ein Mitſchuldner zur umgetheilten Hand, weldyer die ganze Schuld aud dem Seinigen abzutragen 
hat, ift berechtiget, auch ohne geſchehene Redhtsabtretung, von den übrigen den Erſat, und zwar, wenn fein 
anderes beſonderes Berhältnig unter ihnen befteht, zu gleichen Theilen zu fordern. Bar einer aus ihnen unfähig, 
fi) zu verpflichten, oder iſt er unvermögend, feiner Verpflichtung Genüge zu lelften, fo muß ein folcher aus⸗ 
fallender Untheil ebenfalls von allen Mitverpflichteten übernommen werden. Die erhaltene Befreiung eines 
Mitverpflichteten kann den übrigen bei der Forderung des (Erfapes nicht nachtheilig fein (8. 894). 


2 &. 897. 
In Anjehung der Bedingungen bei Verträgen gelten überhaupt bie nämlichen Vorſchriften, welche 
über die den Erflärungen des lebten Willens beigefehten Bedingungen aufgeftellt worden find. 
$. 898. 


Berabredungen unter foldyen Bebingungen, weldye bei einem leßten Willen für nicht beigefeht anges 
fehen werden, find ungiltig. ' 
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8.899. 


af die in einem Vertrage vorgefgriebene Bedingung ſchon vor dem Bertrage eingetroffen, fo muß fie 
wach dem Bertrage nur dann miederholt werben, wenn fie in einer Handlung befien, der bad Necht ermerben 
fol, beiteht, und von ihm wiederholt werden tanıı 


8.900. 
(in unter einer aufſchiebenden Bedingung gugefagres Recht geht auch auf die Erben über. 
- | $. 901. 

Haben die Parteien den Bewegungsgrund, oder den Endzweck ihrer Einwilligung ausdrüdiih zur 
Bedingung gemacht, fo wird ber Beweuungdgrund oder Endzweck wie eine andere Bedingung angeiehen. 
Außerdem haben dergleichen Aeußerungen auf die Biltigleit entgeftlicher Verträge feinen Einfluß. Bri den 
unentgeitlicyen aber find die bei den Iepten Anordnungen gegebenen Borjchrijten angumenben 

8. 902, 
Berträge muſſen zu der Zeit, an dem Orte und auf die Art vollzogen werden, wie es die Parteien ver 


abredet haben. Nach dem Befepe werben 24 Stunden für einen Tag, 30 Tage für einen Monat und 365 Tage 
für ein Jahr gehalten. 
8. 903. 


Kin Recht, deflen Erwerbung an einen gewiflen Tag gebunden ift, wird mit dem’ Unfange des Tages 
erworben. Zur Erfüllung einer Berbindlichltert aber kommt dem PVerpfiichteten der ganze beftimmte Tag 


zu Statten. 
| $. 904. 

IR keine gewiſſe Zeit für die Erfüllung des Vertrages beſtimmt worden, jo kann fie ſogleich, nãm⸗ 
lich ohne unndthigen Auffchub gefordert werden. Hat der Berpflichtete die Erfüllungézeit feiner Willkür 
vorbehalten, fo muß man entweder feinen Tod abwarten und fib an die Erben halten; oder, wenn ed um 
eine blog perfönliche, nicht vererbliche Pflicht zu thun ifl, die Erfüllungezeit von dem Richter nach Billigkeit 
fetiegen laſſen. entered findet auch dann Etatt, wenn der Berpflicdgtete die Erfüllung nah Möglichkeit 
oder Thunlichkeit verſprochen hat. Uebrigens müllen die Borjchriften, welche oben (88. 764-706) in Rüd- 
fiht der den legten Anordnungen beigerüdten Zeitbeftinmung gegeben merden, andı hier angewendet werben. 


« 903. 

Wenn der rt, wo der Bertrag erfüllt _ fol, weder aus der Verabredung, noch aus der 
Ratur oder dem Zwecke des Geſchäftes beflimmt werden kann, jo werden unbeweglihe Sachen an bem 
Dre, wo fie liegen, beiweglihe aber an dem Drte, wo das Verſprechen gemacht worden ift, übergeben. In 
Anfehung des Maßesé, ded Gewichtes und der Geldforten, iſt auf den Ort der Uebergabe zu Tehen. 

L > 

Nah ſächſiſchem Rechte: müffen Verträge zu der Zeit, an dem Orte umd 
auf die Art vollzogen werden, wie es die Parteien verabredet haben. Dieß gehet 
hervor aus folgenden Beftimmungen: Wer ein Darleihen empfangen hat, muß 
dasfelbe zur Zeit, über welche er mit dem Darleiher ubereingelommen ift, oder 
wenn der Tag der Zahlung nicht im Vorhinein feftgefeßt wurde, dann wenn dag 
Darleihen von ihm gefordert wird, bezahlen (St. IIL 1. $. 1). Bud 
Jemand bei Gericht wegen eines Darleihens eingeklagt, fo ift ihm, wenn das 
Darleihen nicht in Geld, jondern in anderen verbrauchbaren Sachen gegeben 
wurde, vom Richter eine Friſt von ſechs Wochen zur Berichtigung des Darleihens 
zu beftimmen. Hat aber der Schuldner baares Geld empfangen, und ſich ver- 
pflichtet, dasfelhe ohne Verzug in Geld zurüdzuzahlen, ohne daß jedoch hiefür 
eine Krift oder Tag beftimmt wurde, fo hat ihm der Richter zur Bezahlung 
eine Frift von Drei Tagen zu beftimmen (ebd. $. 2). Vgl. $. 983. 
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Wer einem Anderen ein Haus oder eine Wohnung für einen beftimmten 
Sins und auf eine beffimmte Zeit vermiethet, muß fi jo wie der Mieth- 
nehmer in Allem an die eingegangenen Bedingungen des Mieth- 
vertrages halten (St, IIL 4. $. 1). Der Miether hat dem Miethgeber den Zins 
nah Berlauf der Beftandzeit zu zahlen (ebd. $. 2). Wer entgegen der im 
Beſtandvertrage eingegangenen Verpflichtung ohne gegründete Urfache dad Mieth⸗ 
oder Pachtſtuͤck vor Ablauf der Beftandzeit verläßt, kann wegen Zahlung des 
Binfes für die ganze Beſtandzeit geriähtlih belangt werden (ebd. $. 3). Dal. 
88. 1100; 1107 und 1113. 

Denn eine Sache mit einer befonderen Uebereinkunft (Bedingung) in Der- 
wahrung gegeben wird, fo muß diefelbe erfüllt werden, denn die Verträge erhalten 
ihr Geſetz aus der Uebereinkunft (St. II. 5. $. 1). Dal. 88. 959—960. 

Wer ſich auf den Tag oder unter einer Bedingung ald Bürge verpflichtet, 
muß. ſich darnach halten (St. IU. 7. $. 1). Vgl. 88. 1346 ıc. 

IR ein Kaufgeſchäft für eine beftimmte Zeit verabredet worden, fo ftehet 
es dem Berkäufer frei, wenn ſich mittlerweile ein befjerer Käufer meldet, denfelben 
vorzuziehen, außer der vorige Käufer wäre bereit, dad Kaufſtück um den höheren 
Preis felbft zu übernehmen. Der Verkäufer ift nämlich verpflichtet, von einem ihm 
gemachten befjeren Anbote den vorigen Käufer zu verfländigen, damit diefer in Die 
Rage komme, dasfelbe zu geben, was ein Anderer bietet (St. IIL 6. 8. 3). Zgl. 
68. 1053 und 1083. 

I. 

In Ruͤckſicht der Zeit, des Ortes und der Art der Vollziehung von Wechfels 
verbindlichkeiten, weldhe Handelsleute in Handlungsfadhen eingegangen find, find 
die näheren Beflimmungen in der Wechfelordnung vom J. 1763 enthalten 
(Gochm. Rorm. Samml. Bd. 3. S. 110 — 165). Mit welchen Beichränkungen 
übrigens diefe Wechfelordnung durch den Art. 37 vom 3. 1791 und den Art. 2 
vom 3. 1792 aud für Siebenbürgen für verbindlich erflärt worden ift,. gehet aus 
dem bei $. 37 Abf. DU, 2. (S. 128—130 d. W.) hervor. (Siehe auch Hochm. 
Rormal. Samml. Br. 3. S. 178-182) ”). 

Die Mae und Gewichte, die früher in Siebenbürgen in Anwendung waren, 
find unten in der Veberficht, Abf. 3, angegeben. 

Mas in Anfehung der Münzs und Geldforten bei Darleihensverträgen und 
Wechſeln zu Recht beftehet, ift bei $. 987 gefagt. 


) Da es gegenwärtig gewiß nur ſehr wenige, oder noch wahrſcheinlicher gar 
feine Rechtöftreite mehr gibt, welche nah dem früheren in Siebenbürgen in fehr 
befhränktem Maße zur Anwendung gelommenen Wechſelrechte zu beurtheilen find, fo 
wird Hier Icdiglih auf die W. DO. vom 3. 1763 verwiefen, ohne deren ceinfhlägige 
Beftimmungen fpeciell auszuführen. 

Sachſenheim, Erläuterung. 47 





[B. ©. @. 96. 802-005] 690 Berfall der Weipfel] 


Giezu wird bemerkt: 

1, Hanbeld« und Wechfelgefchäfte werden er Yen beſtehenden beſonderen 

Handels⸗ und Wechſelgeſetzen beurtheilt, inſoferne dieſe von den Vorſchriften des 
a. b. G. B. abweichen (kaiſ. P. v. 29. Mai 1853 Art. XI). Es find demnach in 
Rüaficht der Zeit, des Ortes und der Art der Vollziehung von Wechſelgeſchäften bie 
norbnungen der a. W. D. vom 25. Jänner 1850 maßgebend (R.G. BI. ». 3. 1850 
Rr. 51). Ramentlih gehört zu ben weſentlichen Grforberniffen eined gezogenen 
Wechſels die Angabe der Zeit, zu welder gezahlt werben fol; die Zahlungszeit 
fann nur feftgefept werden: auf einen beftimmten Zag, auf Sicht (Borzeigung a vista, 
a piacere xc.), oder auf eine beflimmte Zeit nad Sicht, auf eine beftimmte Zeit nad 
dem Tage der Ausſtellung (nad dato); auf eine Meſſe, oder einen Markt (Meß⸗ oder 
Marktwechſel) (a. W. D. Urt. 4) IR in bem Wechſel ein beftimmter Tag als 
Bablungstag bezeichnet, fo tritt die Berfalldgeit au diefem Tage ein. IR die Zahlungs- 
zeit auf die Mitte cined Monates gefept worden, fo ift ber Wechſel am 15. dieſes 
Monates fällig (ebd. Art. 30). 
Da der Inhalt der f. g. Ratenwechfel, in welchen die zu zahlende Gelbfumme 
in einzelne Theilbeträge aufgelöfet, und für jeden berfelben ein verſchiedener Zahlung®- 
tag entweder mit ober ohne Beflimmung bed Verlufted der Termine mit der Fälligkeit 
ber ganzen. Geldfumme bei Richtzuhaltung eines Zahlungétages fefigefeht wirb, dem 
Sinne der Borfhriften des Wechjelpatented vom 25. Jänner 1850 hinfichtlich ber 
Derfallelt der Acceptation und Protefterhebung, fo wie. ber Ratur eined Wechſels 
wiberftreitet, fo wird hiemit erklärt, daß biefelben nicht ale gültige Weshfel anzufehen 
find, und daß die darauf geſetzten Erklärungen feine On haben (3. MR. 8. 
vom 29. October 1852. R. ©. BL. Rr. 218). D 

Ein auf Sicht geftellter Wechfel ift bei der Vorzeigun fauis— Ein foldger 

Wechſel muß bei Berluft des mwechfelmäßigen Anſpruches gegen die Indoſſanten und 
den Ausſteller nad Maßgabe der befonderen im Wechſel enthaltenen Beflimmungen, 
und in Ermangelung derfelben binnen zwei Jahren nach der Austellung zur Zahlung 
präfentirt werden. af ein Indoffant auf einem Wechſel diefer Art feinem Indoſſa⸗ 
mente "eine befondere Präfentationsfrift Binzugefügt, fo erlifht feine wechfelmäßige 
Berpflibtung, wenn der Wechſel nit innerhalb dieſer Friſt präfentirt worden if 
(a. W. D. Art. 31). — Bei Wechſeln, welche mit dem Ablaufe einer befimmten Friſt 
nah Sicht oder nah, Dato zahlbar find, tritt die Verfallgeit ein: 1. Wenn die Friſt 
nad Tagen beftimmt ift, an dem lepten Tage der Frift; bei Berechnung ber Friſt 
wird der Tag, am welchem ber nad Dato zahlbare Wechſel audgeftellt, oder der nad) 
Sicht zahlbare zur Annahme präfentirt wird, nicht mitgerechnet; 2. wenn bie Friſt 
nah Wochen, Monaten, vder einen mehrere Monate umfaffenden Zaltraum (1 Jahr, 
halbes Jahr, Vierteljahr) beftimmt if, an demjenigen Tage -ber Zahlungswoche, oder 
bed Zahlungsmonates, der durch feine Benennung oder Zahl dem Tage der Ausſtellung 
oder Präfentation entfpricht; fehlt diefer Tag in dem Zahlungsmenate, fo tritt die 
Berfallgeit am lebten Tage des Zahlungsmonates ein. Der Ausdrud „halber Monat* 
wird einem Zeitraume von 15 Tagen gleichgeachtet. Iſt der Wechſel auf einen, oder 
mehrere ganze Monate, und einen halben Monat geftelt, fo find die 15 Tage zuletzt 
zu zählen (ebd. Art. 32). Refpecttage finden nicht Statt (ebd. Art. 33). 

Wechſeln, welche wor dem 1. Mai 1850 (dem Tage, an welchem die a. W. D. 
in Wirkſamkeit getreten ift) ausgeftellt worden find, fommen auch dann, wenn fie am 

1. Mai dieſes Jahres, oder nach demſelben verfallen, die ihnen nad der Biöherigen 
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Grfepgebung zugefiandenen Refpecitage .zu. Auf Rechtsgeſchäfte und Rechthandlungen 
uber, welche erſt vom 1. Mai diefed Jahres angefangen. in Beziehung auf eimen früher 
aniögefteliten Wechſel vorgenommen werden, finden die Beftimmungen der a. W. D. v. 28. 
Waner 1850’ ihre volle Anwendung (R. D. vom 12. April.1850.R. G. BL. Rr. 141). 
u Iſt in einem Lande, in weichem nach altem Style gerechnet wird, ein im In⸗ 
lande zahlbarer Wechfel nach Dato ausgeſtellt, und dabei nicht: bemerkt, daß ber 
Wechſel na neuem GSiyle datirt. fei, oder iſt derfelbe nach beiden Stylen datirt, fo 
wird der’Berfalltag nad demjenigen Kalendertage des neuen Styles berechnet, weldger 
bem nach aliem Style fi; ergebenden Lage ber Ausſtellung entfpriht (a. W. ©. 
Art. 34). Meß oder Marktwechſel werden zu der durch die Geſetze des Meß⸗ oder 
Markierte beftimmien Zahlungsftiſt, und in Ermangelung einer: folhen Feſtſetzung 
an dem Tage dor dem gefehlihen Schluffe der Meffe oder bed Marktes fällig. 
Dauert die Meffe oder der Markt nur Einen Tag, fo tritt die Verfallzeit des 
Wechſels an dieſem Tage ein (ebd. Art. 35). Wirb die Zahlung des Wechſels zur 
Berfalizeit nicht gefordert, fo If der Acceptant nach Ablauf der für die Proteſt⸗ 
erhebung Mangel Zahlung befimmten Friſt befugt, die Wechſelſumme auf Gefahr 
und. Koften des Inhabers, bei Gericht niederzulegen (ebd. Art. 40). Zur Ausübung 
des bei nicht erlangter Zahlung flattbaften Regreffed gegen den Ausfteler und bie 
Indoffanten if erforberlih: 1. daß der Wechſel zur Zahlung präfentirt worben tft, 
und 2. daß ſowohl diefe Präfentation, als die Nichterlangung der. Zahlung durch 
einen vechtzeitig darüber aufgenommenen Proteſt bargethan wird. Die Erhebung des 
Pesteſtes iſt am Zahlungstage zuläffig; fie muß aber fpäteflend am seiten zur 
tage nad dem Zahlungstage geſchehen (ebd. Art. 41). 

Berfälit der Wecfel an einem Sonntage oder allgemeinen Feiertage, fo “ 
der nächte Werktag der. Zahlungstag. Auch die Herausgabe eines Wechſelduplicates 
die Erklaͤrung über die Annahme, fo wie jede andere Erklärung fünnen nur an einem 
Werktage gefordert werben. Fällt der „Zeitpunkt, in welchem bie Bormahme eine der 
borfichenden Handlungen fpäteftend gefordert werben mußte, auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Beiertag, fo muß biefe Handlung am nächſten Weiktage gefordert merden. 
Diefelbe Beſtimmung findet. au auf die Protefterhebung Anwendung (ebd. Art. 92). 
Befichen an einem Wechfelplape allgemeine Zahltage (Eaffiertage), fo braucht die 
Zahlung eines zwiſchen dan Bahltagen fällig geworbenen Wechſels erſt am nächfien 
Sablungdiage geleitet zu werben, ſoferne der. Wechſel wit auf Sicht lautet. Die im 
Urt. 41 Für Die Aufnahme des Proteſtes Mangeld Zahlung beſtimmte Friſt darf 
jedoch nicht überfpritten werden (ebd. Art. 93). 

Zu den wefentlihen Erforderniſſen eines eigenen (trockenen) Wechſels gehört 
bie Beilimmung der Jeit, zu weicher gezahlt werden foll (ebd. Art. 96). Ferner 
gehört: 2. zu den weſentlichen Grforberniffen eines gezogenen Wechſels die Angabe 
bed Ortes, wo die Zahlung geſchehen foll; ber bei dem Namen oder der Firma des 
Bezogenen angegebene Ort gilt für den Wechſel, infofern nicht ein eigener Zahlungsort 
ungegeben if, ald Zahlungsart und zugleich als Wohnort des Bezogenen (a. W. D. Art. 4). 
Bautet ein Wechſel auf eine Mümzforte, welche amZahlungsorte keinen Umlauf hat, oder auf . 
eine Rehnungswährung, fo kann die Wechfelfumme nad) ihrem Werthe zur Verfallzeit in 
der Sandesmünge gezahlt werben, foferne nicht der Ausſteller durch den. Gebrauch bes 
Wortes „effertio” oder eines ähnlichen Zuſahes die Zahlung in der im Wechſel benannten 
Münsforte ausdrũcklich beſtimmt hat (ebd. Art. 37). Domicilirie Wechſel find dem Domi⸗ 
Aftaten,ober wenn ein ſolcher nicht benannt ift, Dem Bezogenen felbft an demjenigen Orte, 

47° 





[B. ©. 8. 88. 892-905] 692 [Berfalld. Wechſel. Wiener Mah n Gemidyt} 


wohin der Wechſel domicilirt iſt, zur Zahlung zu präfentiren, und wenn die Zahlung unter 
bleibt, dort zu proteftiren (ebd. Artı 43). Die Regreßanfprüche des Inhabers, welcher den 
Wechfel Mangels Zahlung bat. proteſtiten laſſen, befchränten fih auf a) die nicht⸗ 
bezahlte Wechſelſumme nebft 6%, jährläcyer. Zinfen vom Berfalltage ab; b) die Protefl- 
fofter und andere Auslagen, oc) eine Prowifion von Y, Procent. Die vorftehenden 
Beträge mäffen, wenn der Regreßpflichtige an einem anderen Drte, als dem Zahlungs⸗ 
orte. wohnt, zu demjenigen Gourfe gezahlt werben, welchen eine vom Zahlungdorte 
auf-den. Wohnort ded Regreppflichtigen gezogener Wechfel auf Sicht hat. Beſteht am 
Zäahlungsorte Tein Cours auf jenen Wohnort. fo wird der Cours nad demjenigen 
Plage genommen, welcher dem Orte ded Regrefpflichtigen am nächſten liegt. Der 
Cours ift auf Verlangen des Negreßpflichtigen durch einen unter öffentlicher Autorität 
auögeftellten Courszettel, ober durch das Atteſt eines vereideten Mäklers, oder im 
Ermangelung derfelben dur; ein Atteft zweier Kaufleute zu beſcheinigen (cbd. Art. 50). 
Dieſelben Beflimmungen gelten bezüglich der Berechnung jener Beträge, welche ber 
Indoffant, der den Wechfel eingelöfet ‘oder als Rimeſſe erhalten bat, von einem 
früheren Indoſſanten oder von dem Ausfteller zu fordern berechtiget iſt (ebd. Art. 51). 
Die PBräfentation zur Annahme oder Zahlung ,. die Protefterhebung, die Abforderung 
eincd Wechſelduplicates, fo wie alle fonftigen bei einer beſtimmten Perfon vorzus 
nehmenden Acte müſſen in deren Gefhäftslocale, und in Ermangelung eines folchen, 
in deren Wohnung vorgenommen werben. An einem anderen Drie 3. B. an ber 
Börfe kann dieß nur mit beiderfeitigem Einverftändniffe gefhehen. Daß das Geſchaͤfts⸗ 
Iocale oder die Wohnung nicht zu ermitteln fei, ift erft alddann als feſtgeſtellt anzu- 
nehmen, ‚wenn auch eine dieferhalb bei der Polizeibehörde des Ortes geſchehene Nach⸗ 
frage des Notars, oder Gerichtöbeamten fruchtlos geblichen ift, welches im Protefte 
bemerkt werden muß (ebd. Art. 91). Der Drt-der Ausftellung gilt für den eigenen 
Wechſel infoferne nicht ein befonderer Zahlungsdort angegeben iſt, ald Zahlungsort, 
und zugleich ald Wohnort des Ausftellerd (ebd. Art. 97). Eigene domictlirte Wechfel 
find dem Domicifiaten, oder wenn ein folcher nicht benannt ift, dem Yusfteller ſelbſt 
an demjenigen Drte, wohin der Wechfel domicilirt ift, zur Zahlung zu präfenfiren, 
und wenn die Zahlung unterbleibt, dort zu protefliren (ebd. Art.. 99). 

3. Zufolge Berordnung des ka EM. und C. Gouv. vom 27. October 1862 
haben 1) vom 1. Jänner 1853 alle Hanbeld- und Gewerbsleute in den öffentlichen 
Berlaufsläden ausfchließlich nur der Wiener Gewichte, dann bed Wiener Flüſſigkeits⸗ 
Hohl» und Längenmaßes (der Wiener Elle) fih zu bedienen. 2) Die Uebertretung 
diefer Borfchrift ift an dem betreffenden Handeld> oder Gewerbömanne nebſt Gonfie- 
cation der vorfhriftswidrigen Maße ober Gewichte im erften Falle. mit einer Geld» 
firafe von fünf bis fünfzia Gulden EM., im zweiten Kalle mit Berdoppelung der 
urfprünglich verhängten Geldfirafe und im dritten Falle mit dem Gewerböverlufte zu 
beftrafen. 3) Zahlungsunfähige find mit Arreſt von brei bie zu viergehn Tagen zu 
beftrafen. 4) Die mit der Handhabung der Gewerbsordnung betrauten politifchen 
Behörden haben in vorfommenden Weberiretungsfällen das Amt in erfter Inflanz zu 
Handeln, gegen Freilaffung des Reeurſes an das f. k. Militär- und Civilgouvernement. 
5) Eine vergleichende Meberfiht der in Siebenbürgen gangbaren Gewichte und 
Maßeteien mit den Wiener Gewichten, dann dem Wiener Hohl- und Längenmaße 
wird anbei den politifchen Behörden mitgetbeilt, welche diefelbe unter Kundmachung 
der gegenwärtigen Derordnung an fämmtliche Handeld- und Gewerbsleute zu verbreiten 
haben. 6) Die Gimentirungen der Mafereien und Gewichte für die Gewerbsleute und 
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fonftige darum anfuchende Parteien werden in den Orten, wo ein Magiftrat ſich befindet, 
von den Magiftraten blos gegen Erfah der dabei aufgelaufenen Koften unentgeltlich 
beforgt. Auch wurde die Verfügung getroffen, damit bei den k. k. Diftrictöbehörben, 
fo wie auch bei den f. k. Dezirföämtern, welche in den bebeutenderen Marktorten, wo fein 
Magiſtrat fi befindet, ihren Sig haben, bie Wiener Muftermaße zur allgemeinen 
Einjiht und für die Cimentirung von neuen Maßereien bereit gehalten werben. 
7) Die k. k. Sensd’armerie wird angemwiefen; bei Ueberwachung der genauen Befol- 
gung gegenwärtiger Berorbnung mitzuwirken (2. G. u. R. DI. v. 3.1852, Nr. 208). 

4. In Folge a. h. Ermächtigung Seiner 8. k. a. Majejtät werden nachfichende 
Beſtimmungen mit gefegliher Wirffamfeit in allen Kronländern, infoferne dafelbft 
nicht bereit? dad Wiener Ellenmaß ald das gefepliche erflärt,, und deffen Anwendung 
. durch beſtehende Altere Berorbnungen in noch bindenber Art geregelt ift, öffentlich 
tunbgemacht: 1) Jedem Käufer von Schnittwaren ſteht das Recht au. von dem 
geiserbömäßigen Berkäufer dic Anwendung des Wiener Ellenmaßes zu fordern, wogegen 
: dem gewerbömäßigen Berfäufer von Schnittwaaren die Berpflihitung obliegt, in den Ber: 
kaufsräumlichkeiten wenigſtens Eine vorfchriftmaßig cimentirte Wiener Elle zu befigen, und 
diefelbe auf jedesmaliges Berlangen eined Käuferd von Schnittwaren anzumenden. 
2) Uebertretungen der vorftehenden Anordnung find von den zur Handhabung der Gewerbs⸗ 
vorfchriften in erſter Inſtanz berufenen politifcher Behörden mit Geldſtraſen von Einem bie 
zwanzig Gulden zu belegen. 3. Der Recurd.gegen ein ſolches Straferfenntniß ſtehet an die 
politifhe Oberbehorde frei. 4) Die Wirkfamteit der gegenwärtigen Berordnung beginnt mit 
dem 1. Mai 1854 (Erl. des f. £. Handelsminiſteriums v. 18.Rov. 1853. R. G. DI. Nr. 245). 


$. 907. 


Bird ein Vertrag ausdrüdiih mit Borbehaft der Wahl geſchloſſen, und diefelbe durch zufälligen 
Untergang eines ober mehrerer Wahlſtüũcke vereitelt, fo ift der Theil, dem. die Wahl zufieht an den Ber” 
trag nit gebunden. Unterläuft aber ein Verſchulden deö Derpflichteten, fo muß er dem Berechtigten für 
die Bersitlung der Wahl haften. ‘ * 


Bol. über die dur; die ungariſche Rechtsgepflogenheit eingeführte wähl⸗ 
bare Hypothet das bei 8. 450 Abf. I, 3. Gefagte. 


&. 908, 

Was bei der Abfchliekung eines Bertraged voraudgegeben wird, ifl, außer dem Balle einer befon- 
dern Berabredung, nur ale ein Zeichen der Abſchlleßung, oder als eine Gicherfiellung für die Erfüllung 
des Bestrages zu betrachten, und heit Angeld. Wird der Vertrag durch Schuld einer Bartei nicht erfüllet, 
fo lann die ſchuldloſe Partei dad von ihr empfangene Angeld behalten, oder den doppelten Betrag des 
von ihr gegebenen Angeldes zurüdfordern. Will fie ſich aber damit nicht begmügen, fo Tann fie auf die 
Grfüllung; oder, wenn dieſe nicht mehr möglich if, auf den Erſaß dringen. 


8. 909. 

Bird bei Schließang eined Vertrages en Betrag beſtimmt, melden ein oder der andere Theil im 
dem Balle, daß er von dem Bertrage vor der Erfüllung zurüdtretn will, entrichten muß, fo wird der Ber, 
trag gegen Reugeld gefchloffen. In diejem Balle muß entweder der Bertrag erfüllt, oder das Reugeld 
bezaktet werden. Wer den Bertrag auch nur zum Xheile exfüllet; oder das, was von dem Undern auch 
nur zum Theile zur Erfüllung gefeiftet worben iR, angenommen hat, lann felbft gegen Entrichtung deö 
zus nicht mehr zurücktreten. 

* ß. 910. * 


Ber ein Angeld gegeben, und zugleih das Befugniß des Nüdtrittes ohne Beftinnmung eines 
beſondern Meugelded bebungen wird, fo vertritt da& Ungeld die Gtelle des NReugeldes. Im Balle des Rück 
tristed verliert alfo der Beber das Angelk, oder der Empfänger flellt das Doppelte zurüd 
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Ber nit durch bloßen Bufall, fonbern durch fein Verſchulden ar der Etfüllung der — 
verhindert wird, muß ebenfalls das Reugeld entrichten. 


J. 

Der ungariſche Rechtsgebrauch: hat zus geößeren Sicherſtellung der 
Berträge das Reugeld (vinculum) eingeführt. Darunter wird die in einem Ber 
trage nach Belieben und Willkür feftgefeßte Summe verftanden, zu deren Zahlung 
fi die Kontrahenten gegenfeitig für den Fall verpflichten, daß Einer oder der 
Andere feine vertragsmaßig übernommenen Berbindlicyleiten nicht erfüllen follte. 
Dieſes Vertragsverhaͤltniß wird von den Landesgefehen nur dem Namen nad 
berähtt, infoweit darin die „causae vineulorum‘‘, ald ſolche angeführt erfibeinen, 
die in kurzem Proceßwege auszırtragen find (A. C: IV. 1. art. 11). Da indeſſen 
das Reugeld eine PVertragsbedingung ift, und DVertragsbedingungen nah dem 
Gefeße A. C. IH. 11. a 2 und Nov. At. 2 v. 3. 1792) erfüllt werden müffen, 
fo muß jeder Contrahent, welcher feine vertragaumshige Verbindlichkeit nicht, erfüllt, 
das Reugeld dem andern Theile entrichten, und ber andere Theil erhält in dem 
Falle der Verletzung eines durch das Reugeld fihergeftellten Bertrages das Recht 
bie Einhebung des Reugeldes im Executionswege zu bewirfen (Instr. Tab.%. 93) °). 


. H. 

Das füahfifhe Recht verordnet: daß wenn nad gefchloffenem Kaufe 
unter dem „Titel des Angeldes" auch nur ein Pfennig gegeben worden wäre, 
welcher beide Contrahenten zur Erfüllung des Vertrages verpflichtet, fowohl der 
Verkaͤufer Die Sache zu leiſten, ala im Gegeniheile der Känfet, auch wenn „ed ihr 
reuen follte”, die gefaufte Sache anzunehmen, und den rückſtaͤndigen Betrag 
ded Kaufpreifes zu zahlen gehalten fein foll (Stat. III. 6. $. 4: Si post contrac- 
tam venditionem „arrharum nomine“ etiam unus tantum denarius fuerit 
datas qui utrumgue eontrahentem ad standum contractui obligat, tunc, quemad- 
modum venditorem praestare, sic e contra emptor „etiamsi poeniteat“ rem 
emptam sccipere, et residuum pretü persolvere cogitur). 

Nach dem zur Ergänzung diefer allgemein gehaltenen Anordnung eintreten 
den römifhen Subfldiarrechte, verliert in dem Falle, daß das Angeld (Handgeld, Haft- 
geld) zum Zeichen eines erſt eingugehenben Bertrages gegeben werde, Derjenige, 
der ohne gefeßliche Urfache ihn nicht eingehet, das gegebene Angeld, oder muß das 
Empfangene doppelt herausgeben, wenn auch nichts hierüber beftimmt worden if. 

Aus dem oben angeführten Gefepeswortlaute muß üßrigeng geſchloſſen 
werden, daß dem ſächſiſchen Rechte die Unterſcheidung des römiſchen Rechtes 
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zwifchen den beiden Arten des Angeldes (arrha) nicht fremd fei; namlich zwifchen 
jenem, welches als Bindegeld (arrha confirmatoria) bei einem ſchon gefchloffenen 
Bertrage gegeben wird, und nur ald Beweis oder ald Betätigung des Vertrages 
dient, und daher nach Erfüllung desfelben dem Webergeber zurückgeſtellt, oder in 
den Preis eingerechnet wird; — und jenem, weldhes als Reugeld (arrha poeni- 
tentialis) in der Art bedungen wird, daß es Jedem frei ftehen fol, von dem bereits 
vollendeten Vertrage wieder abzutreten, wenn er das gegebene Angeld verlieren, 
oder das empfangene doppelt zuruͤckſtellen will *). 

Nach dem Rechtsgebrauche wird der Bertrag durch das Angeld erft ala 
„gebunden“ arngefehen, und im Zweifel flreitet die Vermuthung dafür, dag das 
Angeld ala Bindegeld gegeben wurde, der Vertrag dadurch alfo unwiderruflich 
gemacht worden ſei **). 

„Da das ?. Landesgubernium in einer Anzeige erfahren hat, daß bei 
gewiffen Schuldverfchreibungen ftatt der legalen Intereſſen, Vincula feftgefeßt zu 
werden pflegten, jo ſolle man die Gerichtsſtellen auf dieſes geſetz⸗ und vorfchrift» 
widrige Berfahren der Parteien gehörig aufmerkfam machen, und diefen m der 
Nation eingeriffenen Mißbrauch mit Androhung der Fiscalaction gegen die Ueber- 
treter diefer Verordnung abſchaffen“ (Bub. Deer. vom 15. December 1821, 
8, 12023. Univ. Etl. vom 14. Februar 1822, 3. 129, in der Tr. Norm. 
Samnt.) Bel. $. 1000. 

3 IM. 


Daß in Siebenbürgen der Gebrhuh des Angeldes zur Sicherftellung der 
Berträge ein ganz allgemeiner war, gehet auch aus folgenden Beſtimmungen der 
unterm 18. Juli 1793, Gub. 3. 3466, erlaffenen Dienftbotenordnung hervor: 
„Beilaber das fiebenb. Landvolk gewöhnt ifl, jeden Vertrag, oder 
Kauf, wo fogleich nit bezahlt wird, mit einem Handfihlag, und mit 
einem Meinen Handgeld zu befätigen: fo. kann diefe allgemein ange 
nommene Gewohnheit bei Aufdingung der Dienftboten zum Beweife und Unter 
pfand des wirklich geſchehenen Vertrages, auch für die Zukunft mit dem Bedingniß 
beigelaffen werden, daß die Beſtimmung des Handgeldes won dem eigenen Ermeſſen 
des Dienftgebers abhänge, und ſolches aus dem Lohn des Dienftboten wieder ab» 
gezogen werde ($ 1). Rad geichehener Aufdingung ift der Herr den Dienftboten 
nehmen, und der Dienftbote einzuftehen verpflichtet; follte jedoch der Dienftherr 
den bereits bedingten Dienftboten, entweder wegen entdeckten und bewiefenen üblen 
Berhaltens, oder aber um ‚gend eines ‘anderen wefentlichen Gebrechens willen 
m — 

*) Anton — Nömifches Privatrecht 4. Bd. 8. 497. 


2) 3. C. Albrich: Sachſiſches Privatrecht. * 187. Friedrich Schuler's: Da 
Eigen-Sandress der. ©. Sachſen. ©. 220, 
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nicht in Dienft nehmen wollen, fo ift der Dienftherr nicht verpflichtet, den Diemſt⸗ 
boten aufzunehmen, und diefer hat das erhaltene Handgeld ohne Wider- 
rede zurüdguftellen ($. 2). Sollte fi hingegen der Dienfthalter ohne gelten- 
den-Beweggrumd zu haben, weigern, den aufgedingten Dienftboten in Dienſt treten 
zu laſſen, fo ift ein folder Dienftbote beredhtiget, das bei der Aufdingung eimn⸗ 
pfangene Handgeld zu behalten, und nicht verpflichtet, folches zurüd zu geben 
($- 3). Der Dienftbote, welcher entweder das etwa angenommene Handgeld ohne 
rechtmaͤßige Urfache zurückgibt, und den Dienft, zu dem er fi) bedingt, nit am- 
treten will, ift nicht nur zur Einftehung in den Dienft zu verhalten, fondern auch 
nach Befhaffenheit der Umftände von der betreffenden Comitats⸗Stuhls⸗ oder 
Stadt-Gerihtöbarkeit zu beftrafen ($. 4. Sollte fih ein Dienftbot bei mehreren 
Dienfthaltern aufdingen, oder von mehreren Handgeld annehmen, fo if derfelbe 
nach Umftänden, nicht nur von der betreffenden Gerichtöbarkeit zu beftrafen, und 
danebft verbunden, bei demjenigen einzuftehen, bei dem er fich zuerft aufgedungen 
bat, fondern auch denen übrigen Dienftbaltern das etwa von ihnen erhaltene Hand» 
geld zurüczuftellen ſchuldig“ ($. 5) *). Hochm. Rormal. Samml. Bd. 1. ©. 237. 


Hiezu mwirb bemerkt: Im Falle dem Gläubiger die gerichtliche Berpadhtung 
eined von ihm in Grecution gezogenen Gutes bewilliget wird, ift in dem Edicte zur 
pachtweiſen Perfteigerung außer dem zum Audrufspreis beftimmten Pachtſchillinge, 
auch das zur Sicherheit ber Erfüllung der Bahtbedingungen beftimmte 
Angeld audzudräden (8. P. D. $. 491). 


$&. 912, 

Der Bläubiger ift von feinem Schuldner außer der Hauptſchuld zumeilen au Nebengebühren zu 
fordern berechtiget. Sie beftehen in dem Zuwachſe, und in den Früchten der Hauptſache, in den beſtimm⸗ 
ten, oder in den Zögerungäjinfen, oder in dem Erſahe des verurfadhten Schadent, oder deffen, wad dem 
Andern daran liegt, daß bie Berbindhichleit nicht gehörig erfüllet worben; endlich in, dem Betsage, welchen 
ein Theil 2. auf diefen Ball bedungen bat. 

| $. 913, 


In wie weit mit einem dinglidden Rechte das Mecht anf den Zuwachs, oder auf die Früchte ven 
bunden fel, ift in dem erfien und vierten Sauptflüde des zweiten Theiles befiimmt worden. Wegen cined 
bloß perfünlichen Rechtes hat der Berechtigte noch feinen Anfprud auf Rebengebühren. In wie weit dem 
Glaͤubiger ein Recht auf diefe zulomme, ift theild aus den beiondern Urten und Befimmungen der Ber 
träge; theils aus dem Sauptfüde von dem Nechte des Schadenerſahes und der Benugthuung, zu eninchnen. 


$. 914, 


Die im erſten Teile (8. 6) in Hinficht auf die Unslegung der Geſehe angeführten aligenarinen 
Regeln gelten auch für Verträge. Inöbefondere fol ein zweifelbafter Bertrag fo erllärt werden, daß er 
keinen Widerfprud enthalte, und von Wirkung fei. 


VBgl. hiezu 8.6 Abſ. Hund IL 


*) Zufolge Gubernial» Berordnung vom 26. October 1822, 8. 5389/1819 
find von den Randftänden im Jahre 1810-11 zur Dienftbotenorduung eiwige Modificatio- 
nen beantragt, und mit den a. h. Gntfchließungen vom 31. Mai 1816 und 6. Februar 
1818 genehmigt worden. Hochm. Normal. Samml. Bd. 1, ©. 265—269. 
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$. 913. 


Dei einfeitig verbindlichen Berträgen wird im Zweifel angenommen, daß fih der Berpflichtete eher 
die geringere ald die fchmerere Laft auflegen wollte; bei zweiſeitig verbindlichen wird eine ——— 
Aeußerung zum Nachtheile desjenigen erkläret, der ſich derſelben bedienet hat (5. 860). 


$. 916. 
Wird ein Geſchäft von gewiſſer Art nur zum Scheine verabredet, fo iſt es nach denjenigen geſeßz⸗ 
tigen Berfchriften zu beurtheilen, nad denen ea vermöge feiner wahren Beſchafſenheit beurtheitet werben muß. 


$. 917. 
Wie die aus den Berträgen entflehenden Berbindiiäteiten aufhören, - wird bei jedem Bertrage 
befonders, und in dem Haupiflüde von Aufhebung ber Berbindlileiten überhaupt, beflimmet werden. - 
$. 918, 


Ulle and Berträgen entichende Rechte und Pflichten geben auf die Erben der verttagenden Theile 
über, wenn fie anderö nicht bloß auf perfönlihen Berhältniffen und Bähigkeiten beruhen, oder wenn die 
Erben nicht ſchon im Bertrage ſelbſt, oder dur das Geſeß angenommen worden find. Ein noch nicht ans 
genemmened Beriprechen geht, wenn aud nur ein Theil während der Ueberlegungäfrift ſtirbt, auf die 
Grben nit über ($. 862). 


In der Regel gehen auch nach fiebenbürgifchem Rechte die aus Verträgen 
entftehenden Rechte und Pflichten auf die Erben der Contrahenten über, wenn fie 
nicht bloß auf perfönlichen Berhältniffen und Fähigkeiten beruhen, oder die Erben 
fon in dem Bertrage Davon ausgenommen worden find. Die Ausnahmen von diefer 
Regel find an den betreffenden Drten angeführt, 3. B. Bachtverträge über Gemeinde» 
gründe bei $. 1095. | | . 


$. 919. 


Wenm ein Theil den Bertrag entweder gar nit, oder nicht zu der gehörigen Zeit, an dem 
gehörigen Drte, oder auf die bedungene Weiſe erfüllet, fo ift der andere Theil, außer den in dem Befege 
beſtimmten Bällen, oder einem ausdrüdligen Vorbehalte, nicht bererhtiget, die Aufhebung, fondern nur bie 
genaue Erfüllung des N und Grfap zu fordern. 


8. 920, 
Nach gänzlicher Erfüllung ded Vertrages können die Barteien auch mit az Eimsilligung 


nicht mehr davon abgeben, fondern fie mäffen einen neuen Bertrag fließen, der ald ein zweites Geſchäft 
angeſehen wird. 
$. 921, 


Bet einem entgeltlichen Bertrage merden entweder Sachen mit Sachen, oder Sandlungen, worunter 
auch die linterlaffimgen gehören, mit Handlungen, oder endlich Saden mit Handlungen, md ee 
mit Sachen vergolten ($. 864). 

$. 92, 


Benn Jemand eine Sache auf eine entgeltlihe Art einem Undern überläßt, fo feiftet er Gewähr" 
daß fle die ausdrücklich bedungenen, oder gewöhnlich dabei vorauögefehten Cigenſchaften habe, und daß fie 
der Natur des Geſchäfted, oder der getroffenen Berabredung gemäß benüßt und verwendet werden könne. 


1. 


Na ungarifdem Rechte: Hefteht Die Gewährleiftung (evictio, expedi- 
toria cautio) in der Verpflichtung einen Anderen in dem Befitze der ihm über: 
tragenen. Sache oder des Gutes zu erhalten; falle er deßhalb von einem Dritten 
belangt würde, ihn vor Gericht zu vertheidigen, und ‚wird ihm die Sache dur 
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den Richter abgefprochen, ihn für feinen Berluft ſchadlos zu halten. Außerdem, 
was hierüber bereits bei 8. 368 (S. 405 d. W.) angeführt wurde, wird bemerkt, 
daß die Gewährleiftung in Rückſicht ihres Urfprunges eine dreifache ift: 

1. eine gefeßmäßige, d. h. eine folche, welche vom Geſetze ſelbſt auferlegt 
wird, 3. B. die Berwahrer von Familienurkunden, wenn fie vorläuftg hiezu gericht 
lich aufgefordert (admoniti), die Herausgabe derfelben verweigern, oder es ver⸗ 
fäumen durch Ablegung eines Eides fich über den Richtbefitz der Urkunden auszu⸗ 
mweifen, find den Theilhabern der Urkunden, rüdfichtlih der Güter, yon welchen 
diefe handeln, zur immerwährenden Gewährleiftung verpflichtet (Tr. D. 34; A. C. 
IV. 11. a. 1). Bal. 8. 844. 

2. eine natürliche, welche aus der Ratur der läftigen (entgeltlihen) Berträge 
abgeleitet, als in denfelben inbegriffen vorausgefebt wird, wenn fie auch in dem 
Bertrage nicht ausdrüdlic ausbedungen worden-wer. Sie gründet ſich mehr auf 
den Rechtsgebrauch, als auf das pofitive Geſetz. Die von den Wirkungen der 
Gewährleiftung handelnden Landesgefepe namlich, ſetzen diefelbe ala in jedem 
Tauſch- und Kaufvertrage ausdrüdlih enthalten voraus (Tr. I. 74. 8$. init. 
und 2). Aus der Natur der zwiſchen theilenden Brüdern und Schweſtern obwalten⸗ 
Rechtsgemeinſchaft wird deren gegenſeitige Verpflichtung abgeleitet, ſich wechfelfeitig 
in Hinficht ibrer erhaltenen Erbtheile gegen gerichtliche Anfechtungen zu vertheidi⸗ 
gen, und fih im Falle des Verluſtes eines ſolchen Erbtheiles ſchadlos zu halten 
(Tr. I. 45). Bgl. 8. 824, Abf. I. 

3. eine vertragsmäßige, wenn — in einem Vertrage eine Gewahr⸗ 
leiftung, zu welcher er nicht verpflichtet if, angdrüclich übernimmt. Die Bedin- 
gungen einer folchen Gewährleiftung müffen genau erfüllt werden (Tr. L 
74.8. 1) °). 

uU. 

Nah fähfifhem Rechtsgebrauche und nad dem hier ſubfidiariſch zur 
Anwendung kommenden römifchen Rechte: ift die Verpflichtung zur Gewährleiſtung 
mit jedem entgeltlichen Derirage verbunden **). Specielle Beflimmungen des ſäch⸗ 
fifchen Rechtes hierüber find bei $. 368 Abſ. I vorgeführt. 


| II. 
Ueber die Gewährleiftung bei geftohlenem und fonft abhanden gefommenem 
Vieh. Vgl. $. 368 Abſ. III und IV. 


9 Joh. v. Jung: Ungarifihes Privatredt. 3. Dr. 8. 15081511. Alex. Docà 
de Makfalva: Jas Transsilv. privatum. $. 168. 

»9 Joh. C. Albrich: Sächfifches Privatrecht. $. 188—189. driedrihh Sau: 
Das Gigenseht der ©. Suchſen. ©. 326, 
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6. 923, 
Ber alte der Sache Eigenſchaften beilegt, die fie wicht bat, umd die ausdrücklich ober vermdge ber 
Ratar des Geſchäfted ſtillſchweigend bedungen worden find; wer ungewöhnliche Mängel oder Laſten des 
feiben verſchweigt; wer eine nicht mehr vorhandene, oder eine fremde Sacht ald die feinige veräußert; 
wer falſchlich vorgibt, daß die Suche zu einem beſtimmten Gebrauche tauglich, oder daß fie au von ben 
gewöhnlichen Mängeln und Laften frei fei; der Hat, wenn das Widerſpiel hervorlommt, dafür zu haften. 


8. 924. 


Benn ein Stüd Bieh binnen wier und zwang Gtunden nad der lebernahme erkraukt oder ums 
fällt, fo wird vermuthet, daß es ſchon vor der Uebernahme krank geweſen ſei. 


5. 925. 
Die namlihe Bermuthung gilt: 

i. wenn binnen acht Tagen bei den Sqchweinen die Finne, und bei den Schafen die Pocken oder 
die Mude (Schabe); oder wenn bei den lektern bimen zwei Monaten bie Lungen⸗ und Ggelwürmer ent⸗ 
bet werben; 

2. wenn bei dem Rindviehe binnen dreißig Tagen nad der Mepernäßmee die Drüfentrantpeit, fos 
genannte Stierfucht gefunden wird; 

3. wenn bei Pferden und Laftthieren binnen fünfzehn Tagen nad der Uebergabe die verdächtige 
Drüfe oder der Roß wie auch der Dampf; oder, wenn binnen dreißig Tagen der Dummtoler, der Burm, 
die Grätigkeit, der ſchwarzt Staar, aber die Monbblindheit entbedt wird. 


Nach fähfifhem Rechte: haftet der Verkäufer eines Viehes dem Käufer 
desfelben für jeden innerhalb drei Tagen vom Berkaufe gerechnet, daran zu ent» 
dedtenden, bis dahin untenntlih geweſenen Fehler (St. TIL. 6. $. 11. gi quis 
equum vendit de vitiis et morbis latentibus cavebit in diem usque tertium). 


96° 
Ben diefer zetfichen Bermuttung (BE. 924-925) kann aber der Hebernehmer eines folchen 
Stüdes Bich nur dann Gebrauch machen, wenn er dem llebergeber oder Gewaͤhrsmanne ſosleis von dem 
bemerkten Fehler Nachricht gibt; oder in deſſen Abweſenheit dem Ortögerichte oder Sachverſtändigen die 
— Macht, und ven Augenſchein varnehmen läßt. 


5. 927. 
Bernaddläffiget der Uebernehmer dieſe Borfiägt, fo Ilegt ibm ber Beweis ob, daß dad Bich ſchon 


vor Schliehung de? Vertrages mangelhaft war. Immer Reh. aber auch dem Uebergeber der Beweis offen, 
daß der gerügte Mangel erft nach der Uebergabe eingetreten fei. 


5.928 . : 


dallen die Mängel einer Sache in die Augen, ober find die auf der Sache haftenden Laſten aus 
den Öffentlihern Büchern zu erfeben; fo findet, außer dem Balle einer ausdrüdlichen Zufage, daß die 
Sache von allen Fehlern amd Laſten frei fet, keine Bewährieiftung Gtatk ($. we Schulden und NUMMände, 
walche auf der Sache haften, müllen ſtets vertreten werden. — 


5.98. | 
" Ber eine fremde Bade wilfentlic an fich brikgt, Yat eben fo wenig me auf eint — 
leiſtung, als derjenige, welcher ausdrüädii darauf Verzicht gethan hat. 


5.80. 
Werden Gaben in Baufh und Bogen, nämlich fe, wie fie fichen und legen, om: Baht, Mad 
und Mewiqht übergeben, ſo HL der Mebirgeber, außer dem Balle, daß eine von ihm fälſchlich vorgegebene 
oder von dem Empfänger bedungene —— — für die an —— Schler ms 
verantwortlich > 


. 
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5. B1. 


Wenn der Beflper wegen eines von einem Dritten auf die Sache gemachten Anſpruched von Der 
Gewährleiftung Gebrauch machen will; fo muß er feinen Bormann davon benachrichtigen, und nad) Bor- 
fhrift der Gerichtdorbnung die Bertretung begehren. Dur die Unterlaffung dieſes Anſuchens verliert er 
zwar noch nit das Recht der Schadloshaltung, aber fein Bormann kann ihm alle wider ben Dritten 
unausgeführt gebliebenen Einwendungen entgegenfehen und ſich dadurch von der Entſchädigung in dem 
Maße befreien, ald erkannt wird, daß diefe Einwendungen, wenn von ihnen der gehörige Gebrauch gemacht 
worden ware, eine andere Entſcheidung gegen den Dritten veranlaßt haben mwürben. 


I. 

Nah ungarifhem Rechte: ift der Gewährdmann den Befiger einer 
Sache nur dann zu vertreten fhuldig, wenn darauf von einem Dritten im Rechts» 
wege und aus irgend einem Nechtsgrunde Anſpruch erhoben wird, nicht aber auch 
in dem alle, wo die Sade durch Zufall, Raub oder Gewaltthat verloren gehet 
(Tr. I. 75. $. init. per legitimos vero impetitores accipiendi ac intelligendi 
sunt causantes, et processu juris agentes: non sutem violenti occupatores et 
manu potenti procedentes, nam contra tales non tenetur quis alterum in juribus 
venditis conservare). Auch muß der Gewährsmann zur Bertretung der Sade 
gerichtlich aufgefordert werden; denn unterlaßt diefes der Befiger der Sache zu 
thun, fo wird der Gewährdmann von der Pflicht zur Gewährleiftung enthoben 
(Tr. I. 75. $. 2. nam si evocare neglexerit, et sic jura possessionaria, seu 
bona juridice amiserit, venditor ipse ab onere expeditorige cautionis absol- 
vetur, liberabiturgue). 

Wird eine Parcelle eined Gutes durch den Richter dem Befiker abgefprochen, 
fo ift der Gewährsmann biefür in dem Falle zu feiner Vertretung verpflichtet, 
wenn er die Gemährleiftung mit der Claufel: „Mit allen feinen Rußungen 
und Beftandtheilen, welche rehtmäßig dazu gehören” (cum cunctis suis 
utilitatibus et pertinentiis ad eandem de jure spectantibus) übernonmen bat; 
denn in diefem Kalle ift dem Befiber nur eine Parcelle abgeſprochen worden, 
welche rechtmäßig nicht zum Gute gehörte, in Rücfit deren alfo auch feine Gewähr: 
leiftung zugefagt wurde. Ganz anders verhält fih die Sache, wenn der Verkäufer 
fi verpflichtet hat, dem Käufer in dem Eigenthume ded Gutes, „nah dem⸗ 
felden Laufe und in derfelben Ausdehnung der Gränzen, in welden 
er das But felbft innegehabt und bejeffen hat” (cum eisdem cursibus 
metarum et limitibus, quibus per eum possessio illa obtenta fuisset et possesse, 
in dominio ejusdem alterum conservaret) zu vertreten; denn in dieſem Falle ift 
er gehalten, den Käufer für die ihm abgefprochene Gutsparcelle mit einem Aequis 
valenten-Butstheile ſchadlos zu ftellen (Tr. I. 76). 

Der Beklagte, der einen Dritten um die Vertretung angehen will, muß 
dieſes thun, bevor er fich in der Hauptfache zu vertheidigen angefangen hat; es ift 
daher, da die Vertretung des Gewährmannes zur Hanptſache der Proceßverhand⸗ 
lung gehört, dem Beklagten zwar freigeftellt, die f. g. einfachen Einwendungen 
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(simplices exceptiones) zu machen, die Meritaleinwendungen (exceptiones meri- 
tales) muß dagegen der Gewährdmann vorbringen, welchem diefe Verpflichtung 
rulfihtlih der Einwendungen der Verjährung und der Calumnie allen obliegt 
(A. C. IV. La 26) *). 


I. 

Nah ſächſiſchem Rechte: muß der Käufer einer Sache den Verkäufer zur 
Bertretung gerichtlich auffordern (St. II. 6. $. 12. emptor venditori secundum 
juris ordinem id denuneciare et venditor emptorem evincere tenebitur). Nach 
dem Nechtögebrauche hat die Unterlaffung diefer Aufforderung (litis denuneiatio) 
die Befreiung des Gewährmannes von der Pflicht zur Gewährleiftung zur Folge. 


Hiezu wird bemerkt: 

Mer einen Dritten um die Vertretung angehen will, muß es ihm gerichtlich 
anzeigen. Die Folgen der Bernadhläffigung diefer Vorſchrift beſtimmt das bürgerliche 
Recht (C. P. O. 8.24). Die erwähnte Anzeige fol, infofern fi) nicht erft aus der Ver⸗ 
handlung der Hauptfache die Beranlaffung ergibt, der Kläger vor angebrachter Klage, 
der Bellagte im fehriftlichen Verfahren ‚binnen der erften Friſt zur Einrede, in dem 
mündlichen Verfahren aber, ehe er fich in die Berbhandlung der Streitfache einläft, 
bei Gericht überreichen oder zu Protocoll geben (ebd. &. 25). Es hängt von ber 
Mebereinkunft des Vertretungswerberg mit dem Bertreter ab, ob der Proceß von einem 
oder dem andern, oder von beiden gemeinfchaftlic geführt werden wolle. So lange 
fie fih darüber nicht vereinigen, hat ihn der Bertretungsiwerber allein zu führen, 
und e3 darf die Verhandlung der Hauptfache durch den Bertretungsproceß nicht auf» 
gehalten werden. Die übernommene Bertretung fann an dem Rechtsverhältniſſe 
zwifchen dem Kläger und dem Geflagten nicht® ändern und der Bertretungsleifter 
muß ben bereits eingeleiteten Proceß nach der Lage übernehmen, in derer ihn antrifft 
(ebd. 8. 26). 
. 8. 932, 

Iſt der die Gewährleiftung begründende Mangel von der Urt, daß er nicht mehr gehoben werben 
fann, und daß er den ordentlichen Gebraud der Sache verhindert, fo kann der Berkürzte die gänzliche 
Aufhebung des Beriraged, wenn hingegen fih dad fehlende, z. ®. an Maß oder Gewicht, nachtragen läßt, 
nur diefen Nachtrag, in beiden Fällen aber auch den Erfah de meiteren Schadens, und dafern der andere 
Theil unredlich gehandelt hat, auch den entgangenen Nutzen fordern. 


Nah ungarifhem Rechte: ift Die Wirkung der Gewährleiftung je nad 
der Berfchiedenheit der Verträge verſchieden: 

1. in dem Taufchvertrage; wenn ein Sontrahent dem andern in dem Eigen- 
thum des ihm gegebenen Gutes nicht zu erhalten vermag, fo ift er verpflichtet, das 
im Tauſche dafür erhaltene Gut dem Andern zurüdzuftellen. Sollte er dieß deß⸗ 
wegen nicht thun können, weil das eingetaufchte Gut mittlerweile in andere Hände 
übergegangen ift, und nicht wieder zurüderhalten werden Tann, fo muß er den 
befhädigten Theil mit einem an Größe, Gehalt und Fruchtbarkeit gleichen Gute 
ſchadlos ftellen; außer es wäre irgend eine andere fpecielle Uebereinkunft getroffen 
worden (Tr. IL. 74. $$. init. und 1). 


*) Alexii Dosä de Makfalva: Jus Transsilv. privatum. 8$. 160 und 205. 
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2. in dem Kaufvertrage; Tann der Verkäufer den Käufer des Gutes in dem 
Eigenthume desfelben nicht erhalten, fo muß er ihm ein an Größe, Gehalt und 
Fruchtbarkeit gleiches Gut geben, oder die Kauffumme dem Käufer zurückſtellen 
(Tr. 1. 74. 8. 2). 

3. in anderen entgeltlichen Berträgen hat die Schadloshaltung mit baarem 
Gelde, oder fo wie es die Contrahenten fi) audbedungen haben, mit Bergütung 
der Mühemwaltung und der Koften zu geſchehen. 

4. im Falle, wo ein in der Erbtheilung erhaltenes Gut dem betreffenden 
Erben gerichtlich abgeſprochen wird, hat die Entfhäadigung in der bei $. 824 
Abſ. I. angeführten Weile zu gefchehen”). 

Wer die Gewährleiftung fordern will, muß fein Recht, wenn es unbewegliche Sadın betrifft, 


binnen drei Jahren, betrifft es aber bewegliche, binnen ſechs Monaten geltend maden, fonft if das Kecht 
erloſchen 


Nach ſächſiſchem Rechte: dauert die Verbindlichkeit der Gewährleiſtung 
in Bezug auf unbewegliche Sachen Jahr und Tag, und zwar gegen ſolche An⸗ 
ſprecher, wider welche wegen irgend eines geſetzlichen Hinderniſſes die Verjährung 
nicht Platz greift, vom Tage der Befeitigung diefes Hinderniffes an gerechnet 
(St. IU. 6. $. 12). | 

In Bezug auf beweglihe Sachen, infonderheit in Ruͤckſicht des Viehes, fiche 
das bei $. 368 Gefagte. 

8. 934. 


Hat bei zweifeltig verbindlichen Geſchäften ein Theil nicht einmal die Hälfte deren, was er dem 
andern gegeben hat, von diefem an dem gemeinen Werthe erhalten, fo raumt dad Geſetß dem verleßten 
Theile dad Recht ein, die Aufhebung und die Herftellung in den vorigen Stand zu fordern. Dem andern 
Theile fteht aber bevor, das Geſchäft dadurch aufrecht zu erhalten, daß er den Abgang dis zum gemeinen 
Werthe zu erfegen bereit if. Das Mißverhältniß des Werthes wird nach dem Zeitpunfte des gefdloffenen 
Geſchaftes beftimmt. 

8. 935. 


Dieſes Rechtömittel findet nicht Statt, wenn Jemand ausdrüdiih darauf Berzicht gethan, oder ſich 
erkläret hat, die Sache aus befonderer Borliebe um einen außerordentlihen Werth zu übernehmen; wenn er, 
obgleich ihm der wahre Werth belannt war, fich dennoch zu dem unverhältnißmäßigen Werthe verfianden hat; 
ferner, wenn aus dem Berhaltniffe der Berfonen zu vermuthen ift, daß fie einen, aus einem entgeltlichen und 
unentgeltlichen, vermifchten Vertrag fchließen wollten, wenn ſich der eigentliche Wertb nicht mehr erheben 
läßt; endlich, wenn die Sache von dem Gerichte veriteigert werden ift. 

$. 936. 

Die Verabredung, künftig erſt einen Bertrag fliehen zu wollen, iſt nur dann verbindlidh, wenn jo 
wohl die Zeit der Abſchließung, ala die wefentlichen Stüde des Vertrages beſtimmt, und die Umftände inzwiſchen 
nicht dergeftalt verändert worden find, daß dadurch der ausdrücklich beftimmte, oder aus den Umſtänden hervor: 
leuchtende Zweck vereitelt, oder das Zutrauen des einen oder andern Theiles verloren wird. Ueberbaupt muß 
auf die Bollziehung folder Zuſagen lanaftens in einem Jahre nah dem bedungenen Zeitpunfte gedrungen 
werden; widrigenfalle ift das Recht erlofchen. 

8. 937. 


Allgemeine unbeftimmte Berzichtleiftungen auf Einwendungen gegen die Biltigkeit eines Vertrages 
find ohne Wirkung. 


*) Alexii Dos& de Makfalva: Jus Transsilv. privatum $. 159. 








